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Einleitung. 

Die  historisch  - kritische  Arbeit  hat  sich  in  neuerer  Zeit  mit 
grosser  Intensivität  der  Erforschung  des  mittelalterlichen  Städte- 
lebens und  seiner  höchst  merkwürdigen  Erscheinungen  zugewandt. 
Aber  obwohl  gerade  sehr  bedeutende  Forscher  sich  auf  diesem 
Gebiete  versucht  haben,  sind  doch  die  Ansichten  über  die  Ent- 
stehung und  Bedeutung  der  städtischen  Selbständigkeit  die  denkbar 
verschiedensten.  Wenn  dies  einerseits  Zeugniss  für  die  grossen 
Schwierigkeiten  der  Aufgabe  ablegt,  so  zeigt  es  doch  andererseits 
die  Fülle  und  Mannigfaltigkeit  der  Gesichtspunkte,  von  denen  aus 
sich  das  zum  Theil  sehr  fragmentarische  Material  betrachten  lässt. 

Wenn  wir  von  den  verschiedenen  kleineren  Differenzen  ab- 
sehen,  so  sind  es,  nachdem  Heusler,  wie  mir  scheint,  die  Be- 
hauptung von  Maurers,  dass  die  städtische  Verfassung  aus  der 
Mark  Verfassung  hervorgegangen  sei,  völlig  schlagend  widerlegt 
hat,  im  Grossen  und  Ganzen  zwei  Ansichten,  welche  sich  gegen- 
wärtig noch  schroff  gegenüberstehen  und  durch  die  beiden  Namen 
Arnold  und  Nitzsch  gekennzeichnet  sind.  Die  Städte,  von  denen 
beide  ausgehen,  sind  die  grossen  Bischofsstädte.  Da  sind  sie  nun 
ganz  verschiedene  Wege  gegangen. 

Arnold  (Verfassungsgeschichte  der  deutschen  B'reistädte,  1864) 
nimmt,  ohne  Zweifel  mit  Recht,  von  Anfang  an  neben  der  hof- 
rechtlich-bischöflichen uud  der  hofrechtlich -königlichen  Gemeinde 
noch  einen  freien  Theil  der  Bevölkerung,  eine  „altfreie  Gemeinde“ 
an,  welche  durch  ihren  Zusammenhang  mit  der  öffentlichen  Gewalt 
die  freiheitliche  Entwickelung  der  späteren  Zeit  bedingt  habe. 

Im  Gegensatz  hierzu  geht  K.  W.  Nitzsch  (Ministerialität  und 
Bürgerthum  im  1 1.  und  12.  Jahrhundert,  1859)  von  der  nicht 
minder  richtigen  Thatsache  aus,  dass  in  der  Stadt  eine  unter 
dem  Hofrechte  des  Bischofs  stehende  Gemeinde  existirt  habe.  Er 
nimmt  dann  an,  dass  die  gesammte  städtische  Einwohnerschaft  hof- 
rechtlich organisirt  war  und  dass  aus  diesen  hofrechtlichen  Instituten 
durch  die  grosse  wirthschaftliche  Entwickelung  der  Städte  ihre 
spätere  Verfassung  hervorgegangen  sei. 
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Neuerdings  ist  nun  noch  ein  bedeutendes  Werk  über  die  städti- 
sche Verfassung  hinzugekommen,  nämlich  Heuslers  „Ursprung  der 
Stadtverfassung“. 

Das  Hauptverdienst  dieses  Buches  besteht  wohl  darin,  dass  cs 
zuerst  mit  völliger  Klarheit  und  Sicherheit  den  in  der  späteren  Zeit 
so  scharf  ausgeprägten  Gegensatz  zwischen  Freistadt  und  Reichs- 
stadt nachgewiesen  hat.  So  interessant  und  lehrreich  aber  sonst  die 
einzelnen  Ergebnisse  Heuslers  sind  — z.  B.  seine  Ableitung  des 
Rathes  vom  Schöffengericht,  welche  auch  ich  für  Strassburg,  wenn 
auch  in  etwas  anderem  Sinne,  zu  verfechten  Sachen  werde  — t-,  so 
stellt  er  doch  in  der  erwähnten  principiellen  Grundfrage  ini  Grossen 
und  Ganzen  auf  demselben  Boden  wie  Arnold. 

Es  kann  nun  natürlich  nicht  meine  Aufgabe  sein  diese  schwie- 
rige allgemeine  Frage  zu  einer  cndgiltigeu  Entscheidung  zu  bringen ; 
dazu  reicht  schon  das  Hass  meiner  Information  nicht  hin.  Vielleicht 
aber  ist  es  mir  verstauet  durch  eiue  nähere  Prüfung  der  angeführten 
Ansichten  wenigstens  einige  Gesichtspunkte  für  eine  mögliche  dritte 
Ansicht  beizubringen.  Zunächst  aber  möchte  ich  die  Bemerkung 
nicht  zurückhalten,  dass  vielleicht  der  ganze  Gegensatz  der  Auf- 
fassungen nicht  zum  geringsten  Theil  darauf  beruht,  dass  man  bis- 
her stets  angenommen  hat,  dass  der  Gang  der  Entwickelung  iu 
allen  Bischofsstädten  genau  oder  doch  fast  genau  derselbe  gewesen 
sei.  Dem  ist  aber  keineswegs  so.  Während  z.  B.  in  Köln  das  selb- 
ständige Auftreten  der  Bürgerschaft  dem  Bischof  gegenüber  ebenso 
wie  in  Worms5)  in  sehr  frühe  Zeiten  hinaufreicht,  ist  der  Beginn 
dieser  Entwickelung  in  Strassburg  und  Basel  erst  viel  später  ein- 
getreten. Und  dieser  chronologische  Unterschied  ist  kein  bloss 
äusserlichcr,  er  hat  die  innere  Entwickelung  zum  grossen  Theil 
bedingt.  In  Köln  und  Worms  konnte  sich  bis  zum  Erwachen  der 
bürgerlichen  Selbständigkeit  sehr  wohl  ein  Theil  der  Einwohnerschaft 
in  seiner  alten  Freiheit  erhalteu,  und  für  Köln  halte  ich  dies  nach 
den  neuesten  Ausführungen  von  Hegel9)  für  unbedingt  erwiesen; 
in  Strassburg  aber  hören  wir  noch  iu  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
von  hofrechtlichen  Leistungen  sämmtlicher  Einwohner  der  Stadt8), 


')  loh  erinnere  liier  nur  an  das  bekannte  Auftreten  der  Stadt  Worms  im 
Jahre  1073  in  den  Wirren  unter  Heinrich  IV. , welche»  eine  entschiedene  Be- 
deutung auch  für  die  Vcrfaesungsentwiekelung  derselben  gehabt  hat. 

*)  Verfasaungsgeechichte  von  Köln  im  Mittelalter.  Separatabdruck  aus  den 
„Chroniken  der  deutschen  Städte.“  Köln,  Bd.  Iu.  III.  Leipzig  1877;  nameutl. 
p.  LX.  f. 

*)  Ich  denke  hier  namentlich  an  den  Artikel  93  des  ersten  Stadtrechts; 
vergl.  unten  p.  17  u.  p.  8,  Anm.  1. 
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und  keine  Spur  von  einer  Selbständigkeit  der  Bürgerschaft  dem 
Bischof  gegenüber  litsst  sich  vor  dem  Ausgange  des  12.  Jahrhunderts 
nochwcisen. 

Aus  diesem  Grunde  glaube  ich  auch,  dass  die  Erkenntniss  des 
mittelalterlichen  Städtewesens  erst  dann  eine  vollkommene  und  ex- 
actc  sein  kann,  wenn  durch  Monographien  über  die  einzelneu  Städte, 
wie  sie  z.  B.  von  Heusler  für  Basel  gegeben  worden  ist,  die  Ent- 
wickelung in  ihren  Einzelheiten  und  in  ihren  flir  jede  Stadt  indi- 
viduellen Zügen  aufgeklärt  sein  wird.  Wenn  die  vorliegende  Arbeit 
auch  nur  ein  Geringes  zur  Erreichung  dieses  Zieles  beitragen  sollte, 
so  sieht  der  Verfasser  seinen  Zweck  für  erreicht  an. 

So  sollen  denn  auch  die  zunächst  folgenden  Ausführungen  nicht 
eine  allgemeine  Giltigkeit  beanspruchen,  sondern  zunächst  nur  ein 
Bild  von  dem  Gange  der  Entwickelung  in  Strassburg  geben.  Wenn 
dabei  hin  und  wieder  einige  allgemeinere  Andeutungen  nicht  um- 
gangen werden  konnten,  so  liegt  das  an  dem  Charakter  dieser  Ein- 
leitung, welche  es  im  Wesentlichen  mit  einer  Prüfung  der  herr- 
schenden Ansichten  über  diese  Dinge  zu  thun  hat. 

Die  Ansicht  Arnold- Heuslers  ist  für  die  älteste  Zeit  auch  für 
Strassburg  unbedingt  richtig,  obwohl  gerade  diese  Stadt  am  leich- 
testen zu  der  Behauptung  von  Nitzsch,  dass  das  Hofrecht  von  Anfang 
an  in  den  Städten  bestanden  habe,  verleiten  kann.  Dass  aber  ur- 
sprünglich auch  in  dieser  Stadt  neben  der  bischöflichen  Gemeinde 
auch  eine  vielleicht  nicht  unbedeutende  Anzahl  Freier  sich  in  der 
Stadt  angesiedelt  hatten,  ergiebt  sieh  aus  den  von  den  Ottonen  den 
Bischöfen  verliehenen  Iinmunitätsurkunden.  Die  Worte  der  für 
dieselben  feststehenden  Formel:  aut  homines  ipsius  ecclesiae  tarn 
ingenuos,  quam  et  servos,  super  terram  ipsius  commanentes  injuste 
distringendos  etc.  lassen  darüber  keinen  Zweifel.  Dass  dem  so  war 
und  so  sein  musste,  ist  auch  ganz  selbstverständlich.  Wie  die  länd- 
lichen Gemeinden  ursprünglich  ganz  und  auch  noch  zur  Zeit  der 
ersten  Karolinger  vorwiegend  aus  freien  Bauern  bestanden,  so  ge- 
hörte anfangs  auch  ein  bedeutender  Bestandteil  der  städtischen 
Bevölkerung  zu  den  Vollfreien.  Erst  später  veranlassten  die  drückende 
Heerespflicht  und  andere  in  einander  greifende  Umstände,  auf  welche 
näher  einzugehen  hier  nicht  der  Ort  ist,  viele  jener  vollfreien  Grund- 
besitzer auf  dem  Lande  wie  in  den  Städten  dazu  sich  in  das  mun- 
diburdium  der  grossen  Grundherren,  namentlich  der  Kirchen,  zu 
begeben.  Sie  behielten  dabei  zunächst  ihre  persönliche  Freiheit  bei 
und  gerieten  nur  in  eine  dingliche  Abhängigkeit  Indem  sie  so 
aus  dem  dirccten  Zusammenhang  mit  der  Reichsgewalt  heraustraten, 
wurden  sic  von  der  Pflicht  des  Heerbannes  und  von  den  Bedrük- 
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klingen  der  Grafen  frei;  und  damit  war  die  Bildung  grundherrlicher 
Territorien  auf  dem  Lande  und  die  Möglichkeit ')  eines  städtischen 
Ilofrechtcs  gegeben.  Gefordert  wurde  diese  Entwickelung  durch 
die  Immunitütsurkunden,  in  welchen  auch  die  noch  übrigen  freien 
Bewohner  des  vorzugsweise  kirchlichen  Immunitätsgebietes  dem 
unmittelbaren  Einfluss  und  den  Uebergriffen  des  Grafen  durch  die 
Befreiung  ab  introitu  judicum 2)  entzogen,  wenn  auch  noch  nicht 
direct  der  Gerichtsbarkeit  des  Grundherren  unterstellt  wurden.*) 
Dieser  letztere  Schritt,  der  nichts  weiter  als  eine  Consequenz  der 
durch  die  Immunität  begonnenen  Entwickelung  war,  wurde  daun 
durch  die  sogenannten  *)  ottonischen  Privilegien  gethau. 

Diese  Iminunitatsurkunden  sind  nun  aber  darum  für  die  städti- 
sche Verfassung  von  Bedeutung,  weil  eben  das  wesentliche  Moment 
der  letzteren  darin  liegt,  dass  die  Hoheitsrechte  des  Königs  zunächst 
eben  durch  die  Immuuitätsurkunden  auf  den  Bischof  und  von  die- 
sem dann  später  auf  den  Rath  übergingen.  In  diesen  beiden  Phasen 
vollzieht  sich  alle  städtische  Entwickelung. 

Dass  Nitzsch  auf  diese  Immunitätsurkunden  so  wenig  Gewicht 
legt,  ist  der  Grund,  weshalb  ihm,  so  geistvoll  seine  Untersuchungen 
über  die  einzelnen  Schichten  der  Ministerialität  sind,  doch  der  Irr- 
thum begegnet  ist,  das  die  beiden  hofrechtlichen  Gemeinden,  die 
bischöfliche  und  die  königlich  fiscalische  von  Anfang  an  die  ein- 
zigen Bevölkcrung8klasscn  gebildet  hätten. 


')  Die  Möglichkeit,  nicht  die  Nothwemligkeit.  Je  nachdem  diese  Möglich- 
keit zur  Thatsache  wurde,  haben  sich  die  Verhältnisse  dann  weiter  ausgebildet. 

*)  Ich  halte  trotz  des  Widerspruchs  von  Waitz  (deutsche  Verfassungs- 
geschichte Bd.  IV,  p.  266  u.  Bd.  VII,  p.  227  — 250)  daran  mit  Heueier  (a.  a.  ü. 
p.  15 — 33)  fest,  dass  dies  und  nicht  die  Freiheit  von  Steuern  und  Gerichts- 
sporteln der  wesentliche  Inhalt  der  Immunität  war,  weil  eben  in  den  Urkunden 
selbst  stets  die  Freiheit  ab  introitu  judicum  vorangestellt  und  damit  schon 
äusserlich  die  Freiheit  von  den  Gerichtssporteln  als  Folge  derselben  bezeichnet 
wird.  Waitz  leugnet  auch,  wie  mir  scheint,  mit  Unrecht  den  Unterschied 
zwischen  den  früheren  und  späteren  Immunitätsurkunden  (vgl.  namentlich  a, 
a.  O.  p.  232,  Anm.  3 und  die  Anm.  4 dieser  Seite.) 

a)  Die  Ausschliessung  des  Eintritts  der  ötfentlichen  Gerichtsbeamten  in  das 
Gebiet  der  Immunität  bedingt  noch  nicht  eine  Uebertraguug  der  Gerichtsgcwalt 
an  den  Immunitätsherrn;  cf.  Heusler  a.  a.  O.,  dem  ich  hier  vollkommen  beistimme. 

‘)  Dass  übrigens  diese  Ausdehnung  des  Immunitätsbegriffs  vereinzelt  schon 
vor  den  Ottonen  eintrat,  ergibt  sich  aus  einigen  von  Waitz  angeführten  Ur- 
kunden, z.  B.  der  Ludwigs  des  Deutschen  (Waitz,  a.  a.  O.  p.  229,  Anm.  1),  der 
p.  230,  Anm.  2 u.  a.  m.,  jedoch  ist  wohl  zu  beachten,  dass  diese  Urkunden,  iu 
denen  die  Uebertragung  der  Gerichtsbarkeit  ausdrücklich  erwähnt  wird,  den 
späteren  Karolingern  angehören,  dass  die  merovingischen  und  früheren  karo- 
lingischen bis  auf  Ludwig  den  Frommen  nichts  davon  enthalten. 
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Die  Uobertragung  der  Gerichtsbarkeit  auch  über  die  freien 
Einwohner  des  Immunitätsgebictcs  an  den  Bischof  konnte  dann  in 
der  That  zu  Zuständen  fuhren  — und  in  Strassburg  ist  das  un- 
zweifelhaft der  Fall  gewesen  — , wie  Nitzsch  sie  geschildert  hat. 

Heusler , der  bei  der  Besprechung  der  ottonischen  Privilegien 
mit  aller  Energie  gegen  die  Möglichkeit  der  NitzRch’schen  Ansicht 
polemisirt,  scheint  mir  doch  an  manchen  Stellen  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  gerathen  zu  sein.  Während  er  nämlich  a.  a.  O.  p.  83 
behauptet,  die  Immunität  habe  dem  Hofrecht  nicht  den  mindesten 
Vorschub  geleistet1),  erklärt  er  auf  S.  114,  er  thcile  mit  Nitzsch 
die  Ansicht,  ,,dass  in  den  Bischofsstädten  des  10.  Jahrhunderts  die 
ständischen  Verhältnisse  keine  andern  gewesen  sind  als  in  den  Grund- 
herrschaften des  flachen  Landes“,  ja  er  beschränke  sich  nicht  auf 
die  Standesverhältnisse,  er  habe  auch  keinen  Grund  zu  beanstanden 
dass  im  10.  Jahrhundert  die  Verfassung  von  Worms  und  Speier 
und  anderer  Bischofsstädte  eine  im  Wesentlichen  gleiche  war,  wie 
die  jener  grossen  stattlichen  Abtei,  welche  Nitzsch  zum  Ausgangs- 
punkt seiner  Untersuchung  nimmt,  „St.  Maximin  bei  Trier“,  ja  er 
wolle  sogar  die  von  Nitzsch  aufgestellte  Grund-  und  Hofverfassung 
für  die  bischöflichen  Städte  acceptiren. 

Waltet  nun  nicht  zwischen  diesen  beiden  Stellen  ein  offenbarer 
Widerspruch  ob?  Die  Immunität  soll  also  dem  Hofrecht  nicht  den 
geringsten  Vorschub  geleistet  haben,  gleichwohl  aber  hat  sich  kurz 
nach  Verleihung  derselben  in  Stadt  und  Land  das  Hofrecht  ent- 
wickelt? Immunität  und  Hofrecht  stehen  nur  in  dem  Verhältniss 
zeitlicher  Aufeinanderfolge,  nicht  aber  in  causalem  Zusammenhang 
mit  einander?  Ich  meine  doch,  dass  da  meine  Auffassung,  dass  die 
Immunität  und  noch  mehr  die  ottonischen  Privilegien,  indem  sie 
die  verschiedenen  Einwohnerklasscn , Freie  und  Hörige,  unter  der 
Gerichtsbarkeit  des  Bischofs  vereinigen,  die  Ausbildung  eines  Hof- 
rechts zwar  nicht  nothwendig  bedingt  — denn  nicht  in  allen  Städten 
hat  sich  dasselbe  entwickelt  — , aber  doch  gefordert  habe,  näher 
liegt. 


')  Die  Unmöglichkeit  dieser  Ansicht  ergibt  sich  schon  aus  folgender 
Erwägung:  wenn  durch  die  Immunität  die  freie  Bevölkerung  nicht  um  eine  Stufe 
heralwank,  sondern  im  Gegcntheil  die  hörige  Bevölkerung  unter  öffentliche 
Beamte  trat  4.  h.  der  vollen  Abhängigkeit  von  dem  Bischof  entzogen  wurde, 
dann  waren  diese  Urkunden  keine  Privilegien  für  den  Bischof  — und  als  solche 
werden  sie  immer  bezeichnet  — , sondern  eine  wesentliche  Beschränkung  seiner 
Befugnisse,  ja  ein  Eingriff  in  seine  privatrechtlichen  Verhältnisre,  welchen  die 
Bischöfe  nie  geduldet  hätten,  während  wir  sie  im  Gegcntheil  um  die  Verleihung 
der  Immunität  bitten  sehen. 
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So  weit  wird  man  also  die  Entwickelung  der  Städte1)  und 
Landgemeinden  im  Ganzen  als  eine  analoge  bezeichnen  können. 
Und  nun  erst,  und  zwar  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  trat 
die  wesentliche  Divergenz  ein,  welche  schliesslich  zu  einem  voll- 
kommenen Gegensatz  zwischen  beiden  führte.  Wodurch  aber  ist 
dieser  herbeigcfiihrt  worden?  Wie  kommt  es,  dass  sich  aus  den- 
selben oder  doch  sehr  ähnlichen  Instituten  hier  die  bürgerliche 
Selbständigkeit  und  ein  mit  souveräner  Landeshoheit  begabter  Rath 
gebildet  hat,  dort  aber  die  Censualenbevölkerung  zu  den  Hörigen 
herabsank  und  jede  Selbständigkeit,  selbst  die  communale,  zu  der 
ein  Ansatz  sich  auch  in  den  Landgemeinden  gebildet  hatte,  wieder 
verschwand? 

Arnold  und  Heusler  antworten  darauf:  die  Reste  der  alten 
Freiheit1),  die  sieh  in  einem  Theile  der  Bürgerschaft  erhalten 
haben,  und  der  Zusammenhang  mit  dem  Reiche,  welcher  durch  die 
Vogtei  aufrecht  erhalten  wurde,  sind  die  Ursache  gewesen,  welche  die 
bürgerliche  Selbständigkeit  dem  Bischof  gegenüber  ermöglicht  hat. 

Nun  gibt  aber  Heusler  selbst  zu,  dass  dieser  Zusammenhang 
mit  dem  Reiche  anfangs  auch  auf  dem  Lande  bestanden  hat.  Die 
zum  Theil  wörtliche  Ucbcreinstimmung  der  Immuuitätsurkunden, 
für  welche  Heusler  selbst  die.  Belege  zusainmengcstellt  hat  (in  den 
beiden  ersten  Capiteln  seines  Werkes),  beweist  dies  zur  Genüge. 
Und  dieses  Institut  (die  Vogtei),  welches  den  Städten  und  den 
Landgemeinden  von  seiner  Entstehung  au  gemein  war,  sollte  die 
freiheitliche  Entwickelung  der  Städte  und  ihrcu  Gegensatz  zu  den 
Landgemeinden  begründet  haben?  Wenn  die  Vogtei  dadurch,  dass 
sie  den  Blutbaun  vom  König  erhielt  und  den  Zusammenhang  mit 
dem  Reiche  bewahrte,  wirklich  das  bewegende  Princip  war,  dann 


’)  Zunächst  allerdings  nur  derjenigen,  in  denen  wirklich  eine  Zcitlang 
holrechtlichc  Verfassung  bestand.  Kür  unzweifelhaft  halte  ich  dies  in  Strass- 
burg , aber  auch  das  Dienstrecht  Burchards  in  Wurms  und  das  Baseler  Dienst- 
mannenrecht enthalten  doch  deutliche  Spuren  hofrechtlicher  Abhängigkeit. 
Heusler  selbst  ist  in  seiner  Verfassungsgeschichte  von  Basel  dieser  Erkenntniss 
an  einigen  Stellen  sehr  nahe  gekommen ; vgl.  namentlich  p.  70  fl-.,  p.  94  u.  a.  m. 

*)  Diese  Thatsache  selbst  will  ich  gar  nicht  leugnen;  ich  glaube,  wie  ge- 
sagt, im  (jegentheil,  dass  sich  in  mehreren  Städten  in  der  That  ein  Best  der 
freien  Bevölkerung  erhalten  hat,  der  dann  durch  Einwanderung  von  Freien 
aus  dem  flachen  Lande  nach  der  Stadt  wieder  vermehrt  wurde.  Nur  das 
leugne  ich,  dass  dieser  Rest  der  Freien  allein  Träger  der  städtischen  Selb- 
ständigkeit gewesen  ist.  Ich  habe  die  nun  folgenden  Ausführungen  allgemein 
halten  zu  dürfen  geglaubt,  weil  doch  die  Emancipation  von  der  bischöflichen 
Vogtei  unzweifelhaft  eine  in  allen  Städten,  von  denen  hier  die  Rede  ist,  wieder- 
kehrende Phase  der  Entwickelung  bildet. 
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ist  es  in  der  That  unerklärlich,  warnm  sie  auf  dem  Lande  nicht 
eben  so  gewirkt  hat.  Die  Thatsache  selbst  ist  ja  unzweifelhaft, 
dass  in  den  Städten  der  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  wieder 
auflcbte,  während  auf  dem  Lande  die  vollkommene  Unterwerfung 
aller  Elemente  unter  das  Hofreeht  des  Grundherrn  bestehen  blieb. 
Aber  diese  Thatsache  ist  nicht  der  Grund  des  Gegensatzes,  sondern 
sie  ist  der  Gegensatz  selbst,  dessen  innere  Begründung  sich  nur 
erst  aus  der  Beantwortung  der  Frage  ergeben  wird:  wie  kommt  es, 
dass  diese  Thatsache  eintrat?  Der  Irrthum  Henslers  besteht  also 
in  der  falschen  Aufstellung  der  endgültig  entscheidenden  Frage. 

Mir  scheint  nun  das  entscheidende  Moment,  das  eigentlich  zur 
Freiheit  treibende  Princip,  welches  in  zweiter  Linie,  gewissermassen 
als  Grund  des  Grundes,  auch  Arnold  und  Heusler  anftihren,  nament- 
lich aber  Nitzsch  mit  Nachdruck  betont,  der  Handel  und  der  damit 
Verbundene  Wohlstand  und  Reichthum  einerseits,  die  in  der  Natur 
der  Sache  liegende  Stabilität  der  ländlichen  Verhältnisse  andrerseits 
zu  sein.  Und  darum  eben  scheint  mir  eine  Darlegung  der  wirth- 
schaftlichcn  Entwickelung  dos  Mittelalters,  wie  sie  noch  nie  so  klar 
und  scharfsinnig  im  Zusammenhang  gegeben  worden  ist,  als  von 
Nitzsch,  von  der  höchsten  Bedeutung. 

Wenn  Nitzsch  von  llcuslcr  der  Vorwurf  gemacht  wird,  dass  er 
das  Wesen  des  Rathes  nur  in  seinen  commnnalen  Functionen  sehe, 
so  möchte  ich  dem  gegenüber  bemerken,  dass  Nitzsch  die  städtische 
Entwickelung  eben  nur  bis  zum  Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  ver- 
folgen wollte,  und  dass  sich  in  dem  letzten  Abschnitt,  in  welchem 
er  von  Friedrichs  II.  städtischer  Politik  handelt,  an  mehreren  Stellen 
deutlich  zeigt,  dass  ihm  die  politische  Bedeutung  der  aufstrebenden 
Städte  sehr  wohl  bekannt  war.  Nur  hat  er  allerdings  dem  Rcichs- 
gesetze  Friedrichs  von  1232  eine  zu  bedeutende  Wirkung  auf  die 
städtische  Verfassung  zugeschrieben,  wenn  er  (p.  397)  sagt:  „Erz- 
bischöfe und  Bischöfe  wurden  unumschränkte  Herren  ihrer  Städte.“ 
Dazu  war  die  Entwickelung  doch  schon  zu  weit  gediehen,  als  dass 
sic  sich  durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  vollkommen  hätte  rück- 
gängig machen  lassen. 

Die  Wahrheit  wird,  wie  so  oft,  auch  hier  in  der  Mitte  zwischen 
den  beiden  extrem  entgegengesetzten  Ansichten  liegen.  Für  manche 
Städte,  namentlich  für  Köln,  mag  die  Ansicht  Arnold-Heuslers  der 
Wahrheit  näher  stehen,  für  andere,  und  hier  nenne  ich  vor  Allen 
Strassburg,  die  von  Nitzsch.  Ohne  Einschränkung  richtig  dürfte 
keine  von  ihnen  sein. 

Und  vielleicht  bietet  die  Ansicht,  die  sich  mir  aus  meiueu 
Untersuchungen  Uber  die  Strassburgische  Verfassung  fast  unwill- 
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kürlich  aufgedrängt  hat,  auch  die  Möglichkeit  einer  zwischen  beiden 
Extremen  liegenden  allgemeinen  Anschauung  der  städtischen  Verhält- 
nisse dar.  Darnach  würde  die  städtische  Verfassung  weder  in  der 
continuirlichen  Weiterbildung  respective  Beseitigung  eines  von  Anfang 
an  bestehenden  Hofrechtes  bestanden  haben,  noch  auch  in  einem 
allmählichen  Fortschreiten  der  nie  ganz  aufgegebenen  Freiheit  in 
Folge  des  Zusammenhanges  mit  dem  Reiche,  sondern  sie  würde  in 
ihrer  Entwickelung  einen  Kreislauf  zurückgelegt  haben  und,  nach- 
dem sie  ihn  vollendet,  über  die  alte  Bahn  der  Kreislinie  hinaus- 
gehend in  immer  freierer  Ausbildung  der  vorhandenen  Institute  die 
Bahn  ihres  Fortschrittes  immer  mehr  erweitert  haben.1) 

Nach  meiner  Ansicht  hat  sich  nämlich  in  Strassburg  (und  wahr- 
scheinlich auch  in  Basel  und  Worms)  die  Entwickelung  in  fol- 
gender Weise  vollzogen: 

Nachdem  anfangs  die  bischöfliche  Immunität« -,  die  königliche 
Palatialgemeinde  und  eine  Gemeinde  von  vollfreien  Grundbesitzern 
neben  einander  unter  gesonderten  Regierungs-  und  Gerichtsbehörden  *) 
ohne  jede  feste  organische  Vereinigung  bestanden  hatten,  wurde  den 
in  Folge  dessen  entstehenden  mannigfachen  Irrungen  und  Unzu- 
träglichkeiten dadurch  entgegen  getreten,  dass  der  König  auf  den 
grössten  Theil  seiner  Rechte  in  der  Stadt  verzichtete  und,  nament- 
lich in  Bezug  auf  das  Gerichtswesen,  die  verschiedenen  Bestand- 
theile  der  Einwohnerschaft  zu  einem  Ganzen  vereinigte.  Damit 
traf  nun  jene  merkwürdige  Bewegung  zusammen,  dass  viele  Freie 
ihr  Eigenthum  der  Kirche  übertrugen  und  so  zinspflichtige  Hinter- 
sassen des  Bischofs  wurden  (die  censuales).  Diese  beiden  Momente 

')  Ich  leugne  nicht,  dass  dem  unbefangenen  Blick  zunächst  die  Ansicht 
näher  liegen  muss,  dass  in  den  Städten  ein  Rest  der  freien  Bevölkerung  zum 
Träger  der  freiheitlichen  Entwickelung  geworden  sei.  Allein  dass  auch  damit 
die  Sache  nicht  erklärt  ist,  dass  der  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  sogar  mehr- 
fach mit  sich  selbst  in  Widerspruch  gerathen  ist,  glaube  ich  nachgewiesen  zu 
haben.  Für  Strassburg  aber  halte  ich  darum  mit  der  grössten  Entschiedenheit 
daran  fest,  dass  die  gesammte  Einwohnerschaft  eine  Zeit  lang  unter  dem  Hof- 
recht stand,  well  mir  der  Artikel  93  des  ersten  Stadtrechts,  welcher  bestimmt, 
dass  jeder  Bürger  6 Tage  jährlich  in  dominico  opere  operari  soll,  doch  zu  deut- 
lich auf  eine  solche  Entwickelung  hinzudeuten  scheint.  — Ausserdem  aber 
möchte  ich  noch  darauf  hinweisen,  dass  der  Rath,  an  den  sich  doch  die  frei- 
heitliche Entwickelung  stets  anlehnt,  in  allen  Städten,  anfangs  aus  ministeriales 
des  Bischofs  bestand  und  dass  doch  auch  die  später  hinzutretenden  burgenscs 
kaum  nur  aus  den  „Altfreien“  bestanden  haben  können.  Oder  sollten  wirklich 
die  censuales  nicht  in  den  Rath  eingetreten  sein? 

*)  Der  tribunus,  den  wir  in  einer  Urkunde  vom  13.  Mai  788  (Grandidier, 
bistoire  de  l’cglise  ...  de  Strassbourg  I,  pieccs  justific.  no.  89)  erwähnt  finden  und 
der  offenbar  der  spätere  Schulthciss  ist,  ist  ein  unzweifelhaft  bischöflicher  Beamter. 
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bewirkten,  dass  in  Strassburg,  wo  eben  der  Rest  der  Freien,  wenn 
überhaupt  ein  solcher  blieb,  weder  an  Zahl  noch  an  Ansehen  sehr 
bedeutend  gewesen  sein  kann,  die  gesammte  freie  Bevölkerung 
nicht  durch  die  ottonischen  Privilegien,  aber  doch  in  Folge  der- 
selben im  Laufe  der  Zeit  in  das  Hofrecht  des  Bischofs  eintrat1), 
eben  weil  sie  durch  diese  rechtlich  auf  eine  Stufe  mit  der  Immuni- 
tätsgemeinde gestellt  wurden.  Damit  soll  natürlich  nicht  gesagt 
sein,  dass  jeder  Unterschied  zwischen  den  ursprünglich  Freien  und 
den  Hofhörigen  des  Bischofs  vollkommen  verwischt  worden  sei, 
aber  dass  die  Entwickelung  darauf  hinging,  sieht  man  am  besten 
daraus,  dass  die  bischöflichen  Ministerialen  bald  die  ursprünglich 
freie  Censualenbevölkerung  an  Bedeutung  und  Ansehn  überragten. 

Schon  in  dies  erste  Stadium  der  Entwickelung  fallen,  wie  wir 
sehen  werden,  in  Strassburg  die  ersten  Spuren  des  bischöflichen 
Gemcinderathes. 

Nunmehr  aber  trat  in  Folge  des  zunehmenden  Verkehrs  und 
Wohlstandes  eine  allmählige  Hebung  der  Censualenbevölkerung  ein; 
dieselbe  näherte  sich  immer  mehr  der  Ministcrialität  und  bildete 
dann,  vereint  mit  den  vom  Lande  in  die  Stadt  ziehenden  Freien*) 
die  „Bürgerschaft“  xar  ttjoxrjv.  Alle  diese  Elemente,  Ministerialen, 
Freie  und  Ccnsualen,  vereinigen  sich  dann  zu  einer  geschlossenen 
städtischen  Aristokratie,  welche  dem  Bischof  die  politischen  Hoheits- 
rechte in  der  Stadt  entreisst  Träger  dieser  Bewegung  ist  der  Rath. 
Und  darum  fällt  die  Untersuchung  der  Entstehung  der  politischen 
Selbständigkeit  der  Städte  zusammen  mit  der  Untersuchung  über 
die  Entstehung  und  Entwickelung  des  Rathes. 

Auch  hier  ist  nun  der  Gang  der  Dinge  nicht  überall  der 
gleiche  gewesen,  wenn  auch  die  wesentlichen  Züge,  namentlich  in 
der  späteren  Zeit,  dieselben  sind.  Es  ist  der  Zweck  der  nach- 
stehenden Untersuchungen,  den  Spuren  des  Rathes  in  Strassburg 
bis  in  die  frühesten  Zeiten  nachzugehen  und  durch  eine  genaue 
Untersuchung  seiner  Bestandteile  und  seiner  Competenzcn  einen 
kleinen  Beitrag  zu  der  Aufhellung  dieser  schwierigen  Frage  zu 
liefern. 

Unter  den  früheren  Arbeiten,  welche  diesen  Gegenstand  bc- 


')  s.  die  Anm.  1 der  vorigen  Seite. 

*)  So  in  Strassburg ; in  Köln,  wo  sich  eine  freie  Gemeinde  erhalten  hat, 
mag  diese  den  Grundstock  der  bürgendes  gebildet  haben.  Sicher  zählten  aber 
auch  dort  die  censuales  zu  den  burgenscs;  ich  kann  keinen  Grund  einsehen, 
weshalb  Hegel  (Verfassungsgeschichte  von  Köln  p.  LXXIV)  die  Bürger  in  einen 
Gegensatz  zu  den  Censualcn  bringt.  Die  censuales  waren  ein  Thcil  der 
burgenses. 
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handelt  haben,  nenne  ich  vor  Allem  Hegel»  Einleitung  zum  8. 
Bande  der  Städtechroniken  und  die  im  9.  Bande  derselben  ent- 
haltenen Beilagen.  Doch  ist  der  Zweck  derselben  gar  nicht  eine 
abschliessende  Untersuchung  über  die  Strassburger  Verfassung, 
speciell  den  Rath,  zu  geben.  Sie  zeichnen  nur  in  scharfen  und 
meist  gelungenen  Zügen  den  Gang  der  Entwickelung  und  enthalten 
namentlich  einiges  «ehr  schätzbare  urkundliche  Material,  welches 
ich  in  meiner  Arbeit  benutzt  habe. 

Die  Einleitung  zum  Code  historique  et  diplomatique  de  la  ville 
de  Strassbourg,  die  manche  recht  schöne  Ausführungen  enthält,  int 
für  die  Rathsverfassung  schon  darum  nicht  zu  brauchen,  weil  sic 
von  der  vollkommen  irrigen  Annahme  ausgeht,  das»  Strassburg  nie 
bischöfliche,  sondern  immer  freie  Stadt  gewesen  sei  (a.  0.  p.  VIII), 
ein  Irrthum,  der  sich  au»  den  Arbeiten  Schöpflins  (Alsatia  aevi 
Merovingici ....  diplomatica,  2 Bde.  und  Alsatia . . . illustrata,  2 Bde.) 
und  Wenckers  (im  apparatus  et  instructus  archivorum  und  in  den 
Colloctanea  juris  publici)  noch  in  dies  Werk  verschleppt  hat 

Graudidiers  mit  grossem  Fleiss  und  grosser  Gelehrsamkeit  ab- 
gefasstes Werk:  histoire  de  l’^glise  de  Strassbourg  ist  unentbehrlich 
durch  seine  mannigfachen  urkundlichen  Ergänzungen  zu  den  Werken 
Schöpflins  und  Wenckers,  aber  seine  Ausführungen  über  die  Ver- 
fassung kranken  alle  an  seinen  ganz  verkehrten  chronologischen 
Angaben.  Wenn  er  z.  B.  das  erste  Stadtrecht  in  das  9.,  das  zweite 
in  den  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  setzt,  so  musste  sich  ihm 
natürlich  ein  völlig  falsches  Bild  von  der  Entwickelung  der  ver- 
schiedenen Gewalten  ergeben. 

Dieser  chronologische  Irrthum  Grandidiers  hat  auch  auf  das 
Werk  Strobels:  Vaterländische  Geschichte  des  Elsasses,  2 Bde.  ein- 
gewirkt. Auch  hier  ist  viel  werthvolles  Material  publicirt,  allein 
dasselbe  nun  auch  kritisch  zu  verwerthen  und  zu  bearbeiten  ist 
Strobel  nicht  gelungen. 

Mancher  wichtige  urkundliche  Beitrag  konnte  auch  aus  dem 
Werke  Heuslers  über  die  Verfassungsgeschichte  von  Basel  entnom- 
men werden.  Dort  sind  namentlich  einige  Rathsverordnungen  aus 
dem  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  zum  ersten  Male  ans  dem  Strass- 
burger Stadtarchiv  publicirt.  Das  übrige  urkundliche  Material 
findet  sich  zum  grössten  Theil  in  der  Alsatia  diplomatica  Schöpflius, 
ferner  in  den  genannten  Werken  Wenckers  und  Grandidiers,  endlich 
in  der  Einleitung  zu  Schilters  Ausgabe  des  Königshoven.  Doch 
ist  für  die  Herausgabe  des  urkundlichen  Materials,  auch  abgesehen 
von  den  oft  recht  fühlbaren  Mängeln  des  Werkes  Schöpflins,  noch 
lange  nicht  genug  gethan.  Vielleicht  hätten  mehr  Resultate  und 
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mit  grösserer  Sicherheit  gewonnen  werden  können,  wenn  es  dem 
Verfasser  vergönnt  gewesen  wäre  in  dem  Strassburger  Archive 
seine  Studien  fortzusetzen.  Um  so  mehr  aber  fühle  ich  mich  ver- 
pflichtet Herrn  Professor  Dr.  Bresslau  an  dieser  Stelle  meinen 
besten  Dank  Itir  die  freundliche  Theilnahme  zu  sagen,  welche  er 
meinen  Studien  gewidmet  hat. 

Bevor  ich  mich  nun  zu  den  speciellen  Untersuchungen  wende, 
möchte  ich  zunächst  bemerken,  dass  ich  die  nur  comnutnale  Be- 
hörde1), welche  mitunter  auch  in  den  Landgemeinden  hervortritt, 
durchgehend«  als  „Gemeinderath“,  dagegen  den  daraus  hervorge- 
gangenen, der  städtischen  Bildung  eigentümlichen  Rath  schlechthin 
mit  dem  Namen  „Rath“  bezeichne.  Eine  möglichst  genaue  und 
präcise  Scheidung  dieser  sehr  von  einander  verschiedenen  Institute, 
ist  darum  wünschenswert,  ja  notwendig,  weil  gerade  das  Durch- 
einanderwerfen derselben  mannigfache  Irrthüracr  bei  der  Auffassung 
des  sonst  so  klaren  ersten  Stadtrechtes  veranlasst  hat.  *) 

Ich  habe  meiner  Arbeit  zeitlich  eine  bestimmte  Grenze  gesetzt; 
jedoch  ist  dieselbe  keine  willkürliche,  sie  beruht  auf  dem  inneron 
Zusammenhänge  der  Dinge.  Ich  schliesse  meine  Untersuchungen 
nut  dem  Statut  von  1263,  weil  durch  dasselbe  die  rechtliche  Ent- 
wickelung der  aristokratisch  -oligarehisehcn  Rathsverfnssung  abge- 
schlossen ist.  Von  da  an  beginnt  das  allmähliche  Eintreten  des 
tiers  etat  in  die  städtische  Verfassung;  die  hörige  llandwcrkerbc- 
völkerung  wirft  die  Fesseln  des  Ilofrathes  ab  und  wird  rathsfähig. 
Dass  damit  «‘ine  vollkommen  neue  Epoche  für  die  Geschichte 
Strassburgs  beginnt,  liegt  auf  der  Hand,  und  meine  Untersuchungen 
noch  auf  diese  auszudehnen,  dazu  reicht  das  mir  zugängliche  Ma- 
terial nicht  aus.  Eine  schöne  Darstellung  dieser  zttnflischen  Be- 
wegungen und  der  Weiterbildung  der  Strassburger  Verfassung  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  hat  Schmoller  in  seiner  akademischen 
Rectoratsrede  von  1875  gegeben,  nachdem  er  schon  im  Jahre  1873 
in  der  ebenfalls  im  Druck  erschienenen  Rede  „Strassburgs  Bliithe 
im  13.  Jahrhundert“  einen  werthvollen  Reitrag  zu  der  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  dieser  wichtigen  Stadt  zur  Zeit  ihrer  höchsten 
Blüthe  gegeben  hatte. 

')  Der  Ausdruck  „Behörde“  passt  eigentlich  nicht  für  dieses  merkwürdige 
Institut;  denn  es  fehlt  demselben  das  eigentlich  Charakteristische  einer  solchen, 
die  Organisation.  Man  wird  aber  kaum  einen  anderen,  präciseu  Ausdruck 
dafür  auffinden. 

*)  vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  12  ff.  dieser  Abhandlung. 
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Der  bischöfliche  Gememderath  von  seinen  ersten 
Spuren  bis  zu  dem  ältesten  Stadtrecht. 


Arnold  (a.  a.  O.  Bd.  I,  p.  314)  glaubt  in  dem  ersten  Strassburger 
Stadtrecht1),  welches  bisher  immer  denen,  welche  für  die  hofrccht- 
liche  Entwickelung  der  städtischen  Einwohnerschaft  cintratcn,  zur 
Hauptstütze  gedient  hat,  nicht  allein  Spuren  von  einem  Antheil  der 
Bürger  am  Stadtregiment,  sondern  sogar  einen  förmlichen  Rath  zu 
finden.  Zwei  Fälle  sind  möglich:  entweder  meint  Arnold,  dass  er 
in  diesem  ersten  Stadtrecht  schon  einen  Rath  erkenne,  wie  er  im 
Wesen  der  Stadtverfassung  im  Gegensatz  zu  der  der  Landgemeinden 
begründet  ist,  d.  h.  einen  Rath  mit  politischen  Befugnissen;  dann 
ist  die  Ansicht  entschieden  unrichtig;  oder  er  meint,  dass  sich 
Spuren  eines  bischöflichen  Gemcinderathes  finden,  und  dann  ent- 
hält sic  nichts  Neues  und  Auffallendes;  denn  dass  der  Bischof  in 
communalcn  Angelegenheiten  die  sapientiores  seiner  Untcrthanen 
befragt,  ist  uraltes  Herkommen  und  lässt  sich  in  vereinzelten  Spuren 
schon  in  viel  früherer  Zeit  nach  weisen;  ja  ein  solcher  Gemeinde- 
rath findet  sich  sogar  auch  in  den  doch  unzweifelhaft  nach  Hofrccht 
organisirten  Landgemeinden  *).  Arnold  meint  aber,  wie  ich  unten 
(p.  16)  zeigen  werde,  in  der  That  nicht  diesen  Gemeinderath, 
sondern  er  behauptet  die  Existenz  eines  förmlichen  städtischen 
Rathcs  in  diesem  Stadtrecht.  Und  doch  muss  er  unmittelbar  darauf 
zugeben,  dass  „das  Stadtrecht  von  einem  Rath  als  eigentümlicher 
Obrigkeit  der  Stadt  nichts  wissen  will“;  „nur  in  bestimmten  Fällen 
soll  ein  Ausschuss  der  Bürger  das  Interesse  der  Stadt  berathen  und 
deren  Theilnahme  an  der  Verwaltung  vertreten“. 

Drei,  oder  wenn  man  will,  vier  Stellen  jenes  ersten  Stadtrechtes 
sind  cs,  auf  welche  sich  Arnold  zum  Beweise  seiner  Ansicht  beruft; 

')  bei  Gaupp,  Stadtrechte  des  Mittelalters,  Bd.  I,  p.  48  — HO. 

’)  Bclcgo  hierfür  lassen  sich  leicht  aus  jedem  Urkundenbuch  zusammen- 
stellen.  Ich  verweise  im  Allgemeinen  auf  JJitzseh  a.  u.  O.  Cap.  2,  g u.  h,  wo 
diese  Entwickelung  an  einem  Beispiel,  der  Abtei  St.  Maximin  bei  Trier,  nach- 
gewiesen wird. 
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betrachten  wir  dieselben  etwas  näher.  Im  Artikel  84  heisst  es: 
Quicumque  molendinum  facere  voluerit,  licenciani  a Burcgravio  et 
consensum  burgensium  queret;  quibus  duobus  habitis  aureutn 
nummum  Burcgravio  dabit.  Arnold  meint,  man  dürfe  sich  diese 
Consensertheilung  natürlich  nicht  so  denken,  dass  etwa  die  ge- 
sammte  Bürgerschaft  in  grosser  Versammlung  berathen  und  abge- 
stimmt hätte,  vielmehr  könne  man  aus  diesem  Artikel  auf  das  Vor- 
handensein eines  Käthes  schliessen.  Ich  kann  diesen  Schluss  nicht 
billigen.  Der  Artikel  spricht  nur  ganz  unbestimmt  von  einer  Hin- 
zuziehung der  Bürgerschaft  in  einer  rein  communalen,  stadtpolizei- 
lichen Angelegenheit.  Will  inan  Arnold  selbst  zugeben,  dass  an 
eine  Versammlung  der  gesammteu  Bürgerschaft  nicht  zu  denken 
sei,  so  ist  doch  hier  noch  viel  weniger  von  einem  geschlossenen 
Rath  die  Rede.  Das  ganze  Stadtrecht  ist  durchweg  in  patriarchalem 
Tone  gehalten;  auch  wissen  wir,  'dass  gerade  die  Strassburger 
Bürgerschaft  von  jenem  grossen  Conflict  mit  dem  Bischof,  welchen 
andere  Städte  zur  Zeit  Heinrichs  IV.  durchzumachen  hatten,  völlig 
unberührt  geblieben  war.  Hausier  betont  mit  Recht,  dass  es  eine 
völlig  irrige  Auffassung  der  städtischen  Entwickelung  sei,  wenn  man 
annehme,  die  Einwohnerschaft  der  Städte  habe  sich  von  vornherein 
in  schroffem  Gegensatz  zu  dem  Regiment  des  Bischofs  befunden. 
Im  Gegentheil  lag  ihm  viel  daran,  dass  die  Stadt,  die  seine  Residenz 
bildete,  durch  Handel  und  Industrie  sich  auszeichne.  Und  er  sollte 
ihr  allen  Einfluss  auf  die  communalen  Angelenheiten,  auf  Verwal- 
tung, Stadtpolizei  etc.  entzogen  haben?  Daraus,  dass  er  dies  nicht 
that,  können  wir  doch  wahrlich  nicht  schliessen,  dass  ein  Rath  in 
der  Stadt  vorhanden  gewesen  sein  müsse.  Der  Bischof  hatte  eben 
kein  grosses  Interesse  daran,  wo  eine  neue  Mühle  angelegt  werden 
sollte;  er  wird  sich  um  derartige  Dinge  wenig  oder  gar  nicht  be- 
kümmert, sondern  dieselben  ruhig  dem  Ermessen  der  Einwohner 
anheimgestellt  haben,  zumal  ja  ein  entscheidender  Einfluss  dabei 
doch  schliesslich  bei  dem  Burggrafen  stand,  den  der  Bischof  aus 
seinen  Ministerialen  ernannte  (cf.  Art.  7 des  Stadtrechts). 

Dasselbe  lässt  sich  gegen  die  Stelle  sagen,  welche  Arnold  zu- 
letzt in  seiner  Argumentation  anftihrt,  um  das  Vorhandensein  eines 
städtischen  Haushaltes  und  daraus  eine  selbständige  Antheilnahme 
eines  Rathes  an  dem  Regiment  zu  erweisen.  Artikel  107  lautet: 
Clausuras  et  cathenas  ad  portas  civitatis  obserandas,  datis  sibi  de 
respublica  sumptibus  et  expensis,  facere  (nämlich  die  Schmiede). 
Daran  schliesst  Arnold  die  Bemerkung:  „hätte  das  ältere  System 
der  Verwaltung  vollständig  fortgedauert,  so  würde  an  unserer  Stelle 
statt  der  respublica  der  Burggraf  oder  der  Zollverwalter  erwähnt 
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worden  sein,  da  zwischen  ihnen  früher  die  gesamrate  Verwaltung 
der  Stadt  getheilt  war.  Es  gab  daher  noch  eine  andere  Gemeinde- 
verwaltung, oder  sie  war  wenigstens  im  Entstehen  begriffen,  und 
diese  neue  Verwaltung  führte  der  Rath“.  In  dieser  Argumentation 
macht,  denke  ich,  Arnold  doch  einen  gewaltigen  Sprung.  Bis  auf 
das  letzte  Sätzchen  wird  man  seine  Ausführungen  ohne  Bedenken 
acceptiren  können.  Eine  Gemeindeverwaltung,  an  der  die  Bürger- 
schaft irgend  einen,  allerdings  nur  sehr  unbestimmt  angedeuteten 
Antheil  hatte,  muss  allerdings  nach  diesem  Artikel  existirt  haben. 
Geht  aber  daraus  oder  auch  aus  dem  Umstand,  dass  sich  hier  ein 
Ansatz  zu  einem  eigenen  städtischen  Haushalt  findet,  hervor,  dass 
schon  damals  eiu  „Rath“  bestanden  haben  muss?  Wenn  das  Wesen 
des  Rathes  in  solchen  Functionen  gelegen  hätte,  dann  würde  sich 
die  städtische  Verfassung  nicht  wesentlich  von  der  Landgemeiuden- 
verfassung  unterschieden  haben.  Erst  nachdem  die  anfangs  nur 
durch  den  freien  Willen  des  Bischofs  zur  Berathung  einiger  Ange- 
legenheiten hcrangezogenc  Bürgerschaft  eine  feste,  vom  Bischof  an- 
erkannte Organisation  erlangt  hatte,  nachdem  sie  in  Besitz  der  Ge- 
richtsgewalt oder  eines  Theiles  derselben  und  in  Besitz  wichtiger 
Regierungsrechte  gekommen  war,  können  wir  von  einem  wirklichen 
Rathe  reden.  Aus  der  liier  angeführten  Stelle  aber  ergiebt  sich 
weiter  nichts,  als  dass  die  Stadt  durch  die  Bestreitung,  einiger  Aus- 
gaben für  die  Sicherung  des  Verkehrs  gesorgt  hat,  woran  ihr  min- 
destens eben  so  viel  gelegen  sein  musste  als  dem  Bischof  selbst. 
Der  Ausdruck  respublica  ist  völlig  unbestimmt  und  berechtigt  zu 
keinerlei  weitgehenden  Folgerungen.  Aber,  könnte  man  einwenden, 
wenn  eine  städtische  Kasse  bestand,  aus  der  derartige  Ausgaben 
bestritten  wurden,  so  musste  doch  eine  Behörde  vorhanden  sein, 
welche  dieselbe  verwaltete.  Dies  stelle  ich  nicht  in  Abrede,  wenn 
man  auch  über  die  Beschaffenheit  derselben  aus  unserem  Stadtrechte 
absolut  keinen  Aufschluss  erhält;  nur  das  bestreite  ich,  dass  diese 
Behörde  ein  Rath  im  späteren  Sinne  des  Wortes  gewusen  ist. 

Ebenso  wenig  kann  ich  einen  solchen  in  dem  Artikel  61  an- 
erkennen, in  welchem  festgesetzt  wird,  dass  die  Prägung  der  Münze 
per  consilium  sapientium  verändert  werden  darf.  Abgesehen  davon, 
dass  ich  Arnold  nicht  zugeben  kann,  dass  diese  sapientes  nicht  die 
Münzer  sein  können1),  so  ist,  auch  wenn  wir  dies  zugeben,  doch 


')  Ich  halte  das  im  Uegenthoil  für  sehr  wahrscheinlich ; man  wird  bei  einer 
Armierung  der  Münze  oder  ihres  Gewichtes  (ursprünglich  war  eine  solche  über- 
haupt nicht  gestattet,  später  nur  dann,  wenn  die  alte  Münze  von  Falschmünzern 
nachgemacht  worden  war,  cf.  Art.  öl  de«  Statuts)  doch  zunächst  die  befragt 
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an  eine  wirkliche  Behörde  hier  eben  so  wenig  zu  denken  wie  in 
den  vorigen  Stellen.  Gerade  eine  gewisse  Stabilität  und  Gleich- 
artigkeit der  Münze  war  zur  Sicherung  des  Handels  und  Verkehrs 
unbedingt  erforderlich,  und  es  war  daher  nach  unserer  Auffassung 
der  Dinge  sehr  natürlich,  dass  der  Bischof  bei  einer  Aenderung 
die  angeseheneu  Bürger,  welche  selbst  activ  an  dem  grossen  Ver- 
kehr der  Stadt  betheiligt  waren,  hinzuzog,  obwohl  er  sich  doch  oft 
damit  begnügt  1 iahen  wird  die  Münzer  Hausgenossen  hierbei  zu 
Rathe  zu  ziehen , deren  Meister  ohnedies  in  derartigen  Dingen  eine 
weitgehende  Competenz  gehabt  zu  haben  scheint.  (Art  59,  60, 
65 — 71,  75  und  76.)  Arnold  ist  überhaupt  darin  oft  zu  weit  ge- 
gangen, dass  er  in  den  sapientiores  oder  meliores  des  11.  und  12. 
Jahrhunderts  schon  einen  Rath  erkennen  will.  Er  vergisst  dabei, 
dass  diese  Namen  und  noch  mehr  der  der  consules  erst  dann  ter- 
mini  technici  geworden  sind,  als  der  Rath  die  bischöfliche  Vogtei 
abwarf  und  sich  als  selbständige  Behörde  constituirte.  Arnold  ist 
dazu  eben  dadurch  veranlasst  worden,  dass  er  die  Wormser  Urkunde 
von  1156  noch  für  echt  hielt  (cf.  p.  48  Anm.  1)  und  daher  überall 
die  Neigung  zeigt  den  Rath  weiter  zuriiekzudatiren,  als  er  nach 
unseren  feststehenden  urkundlichen  Matcralien  zu  verfolgen  ist.  Er 
hat  hier,  ebenso  wie  bei  der  Wormser  Urkunde  von  1106  und  der 
Speierer  von  1111,  auf  die  er  sich  S.  171  ff.  beruft,  zwei  wesentlich 
verschiedene  Institute,  die  er  an  anderen  Stellen  wohl  aus  einander 
hält  einander  verwechselt  Man  kann  den  Gegensatz  zwischen 
denselben  nicht  besser  bezeichnen  als  durch  die  einfache  Thatsache, 
dass  der  Gemeinderath,  wenn  wir  diesen  Namen  nun  einmal  beibe- 
halten, nur  in  vom  Bischof  ausgestellten  Urkunden  als  berathend 
oder  intervenirend  vorkommt  und  dann  auch  in  seinen  einzelnen 
Vertretern,  denen  aber  keine  amtliche  Benennung  beiwohnt  in  der 
Zeugenreihe  der  Urkunde  steht,  während  der  städtische  Rath  auf 
eigene  Faust  ohne  Einwilligung,  oft  auch  ohne  Wissen  des  Bischofs 
selbständig  Urkunden  ausstellt  und  sic  mit  dem  Stadtsiegel  ver- 
sieht, Verträge  abschliesst  u.  s.  w.  Beispiele  hierfür  werden  wir 
unten  noch  zu  betrachten  haben  (im  zweiten  und  namentlich  im 
dritten  Capitel). 

Viel  mehr  als  die  bisher  erwähnten  Stellen  des  Stadtrechts 
scheint  der  Artikel  43  für  die  Ansicht  Arnolds  zu  sprechen.  Der- 
selbe lautet:  Mortuo  vero  advocato,  vel  vacante  advocatia  quocun- 

hnhen,  welche  in  Folge  ihrer  practiscben  Erfahrung  Kenntnis«  von  dem  Wesen 
derselben  hatten.  Erst  in  zweiter  Linie  wird  man  die  Knutleute  und  andere 
Bürger  um  Rath  gefragt  haben. 
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que  modo,  Episcopus  nullum  advocatum  ponere  debet  sine  electione 
et  consensu  eanonicorum,  ministerialium  et  burgensium.  Wenn  die 
burgenses,  so  argumentirt  Arnold,  bei  der  Wahl  ihres  obersteu 
Richters  mitgewirkt  haben,  so  ist  das  gewiss  ein  wichtiges  Recht 
Mach  seiner  Ansicht  sei  dann  die  Sache  so  gewesen:  Das  Kapitel 
wählte,  der  Rath  stimmte  zu,  und  der  Bischof  bestätigte.  Eine 
ähnliche  Aufeinanderfolge  möchte  auch  ich  annehmen,  nur  sage  ich 
statt:  „der  Rath  stimmte  zu“  in  wörtlicher  Uebereinstimmung  mit 
dem  Texte  des  Statuts:  die  Bürgerschaft  stimmte  zu;  denn  wenn 
ein  so  wichtiges  Recht  in  der  That  von  einem  Rathe  ausgeübt 
worden  wäre , dann  wäre  das  doch  sicher  in  dem  Stadtrechte  ge- 
sagt und  nicht  mit  so  unbestimmten  Worten  angedeutet  worden. 
Sowie  man  sich  nun  an  den  lateinischen  Text  hält  und  nicht  seine 
eigene  Auffassung  in  denselben  hineintrügt,  erscheint  dann  aber  auch 
das  hier  statuirtc  Recht  der  Bürgerschaft  nicht  so  bedeutend,  wie 
Arnold  annimrat.  Das  Kapitel  wählt  unter  den  von  dem  Bischof 
vorgeschlagenen  Kanditaten  einen  — ich  beziehe  nämlich  das  electio 
auf  die  canonici,  das  consensu  auf  die  Ministerialen  und  Bürger, 
was  der  Wortlaut  nicht  verbietet  — und  die  Bürger  übten  dann 
eine  natürlich  rein  formale  Zustimmung  aus,  ebenso  etwa  wie  in 
Rom  die  Curien  durch  Annahme  der  lex  curiata  de  imperio  die 
schon  vollzogene  Wahl  ratihabirten  oder  wie  uns  mehrfach  von 
einer  Theiinahme  des  Volkes  au  der  Königs-  oder  Pabstwahl  be- 
richtet wird.  Niemand  wird  darin  einen  wirklichen,  reellen  Ein- 
fluss der  Bürgerschaft  auf  die  Wahl  des  Vogtes  erblicken,  wenn 
man  auch  annehtneu  kann,  dass  sich  das  Kapitel  bei  der  Wahl 
nach  dem  Wunsche  des  Volkes  einigermassen  gerichtet  hat  Jeden- 
falls aber  ist  nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  doch  nur  von  einer 
Zustimmung  der  gesainmten  Bürgerschaft  die  Rede,  nimmermehr 
aber  von  der  eines  fest  organisirten  Ausschusses  derselben  — und 
als  solchen  müssen  wir  uns  doch  einen  Rath  denken. 

Auch  sprechen  andere  Artikel,  die  uns  die  patriarchale  und 
monarchische  Qewalt  des  Bischofs  sehr  klar  erkennen  lassen,  deut- 
lich genug  gegen  die  Ansicht  Arnolds.  Wenn  es  im  Artikel  6 heisst: 
Omnes  magistratus  huius  civitatis  ad  episcopi  spectant  potestatem, 
ita  quod  vel  ipsemet  eos  instituet,  vel  illi,  quos  ipse  statuit. 
Maiores  eniin  ordiuabunt  tninores,  prout  sibi  subjecti  sunt,  und  dies 
dann  im  Artikel  7 weiter  ausgefiihrt  wird:  Quatuor  autem  Offlciatos, 
in  quibus  urbis  gubernatio  consistit,  episcopus  manu  sua  investit, 
scilicet  scultetum,  Burcgravium,  Thelonearium  et  monete  magistrum, 
so  sprechen  diese  Stellen  so  deutlich  für  unsere  Auffassung,  dass 
sie  keiner  weiteren  Interpretation  bedürfen.  Ebenso  wird  im  Artikel 
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11  bestimmt,  dass  der  Bischof  den  Vogt  einsetzt  (postquam  epis- 
copus  advocatum  posuerit). 

Allein  nicht  diese  einzelnen  Stellen  sind  es,  die  die  Verwerfung 
der  Arnold’schen  Ansicht  gebieterisch  fordern,  sondern  das  gesammte 
Bild,  welches  uns  eben  jenes  Stadtrecht ' von  den  Zuständen  in  der 
Stadt  entwirft,  ebenso  die  einzelnen  Züge  vollkommener  Abhängig- 
keit aller  Einwohnerklassen  von  dem  Bischof.  Wenn  im  Artikel  93 
festgesetzt  wird,  dass  alle  Bürger  fünf  Tage  im  Jahre  in  dominico 
opere  operari  sollen,  so  wird  sich,  mag  man  diese  Verpflichtung 
auflassen,  wie  man  will,  damit  ein  aus  der  Bürgerschaft  hervor- 
geheuder  Rath  mit  wesentlichen  Vorrechten  nicht  vereinbaren  lassen. 

Ich  kann  mich  mit  diesen  wenigen,  flüchtigen  Zügen  begnügen, 
eben  weil  nach  meiner  Ueberzeugung  von  einem  Rath  als  organi- 
sirter  Behörde  in  diesem  Stadtrecht  überall  nicht  die  Rede  ist. 

Dass  aber  Arnold  wirklich  einen  solchen  und  nicht  jenen  alten, 
ganz  patriarchalen  Rath,  den  der  Bischof  eben  nur,  wenn  es  ihm 
gut  dünkte,  zur  Berathung  heranzog,  gemeint  hat,  ergibt  sich  klar 
aus  seinen  nachfolgenden  Ausführungen.  Er  nimmt  nitmlich  an,  dass 
schon  vor  diesem  Stadtrecht  die  Bürger  eine  beschworene  Einung 
abgeschlossen  haben,  durch  die  ein  jährlicher  Wechsel  der  Ratli- 
mannen  festgesetzt  worden  sei.  Nach  dieser  Einung  sei  dann  ein 
Kampf  zwischen  Bischof  und  Bürgern  ausgebrochen  *),  und  in  diesen 
Zusammenhang  falle  das  erste  Stadtrecht.  „Es  ist  ein  Weisthum,“ 
sagt  er  p.  323,  „über  die  städtische  Verfassung,  als  die  Gemeinde 
der  Dienstmannen  und  Bürger  wie  in  Speier  und  Worms  eine  ge- 
nossenschaftliche Verfassung  mit  einem  Rath  an  der  Spitze  durch- 
gesetzt hatte,  veranlasst  vom  Bischof  als  Zougniss  für  seine  her- 
kömmlichen Rechte  wie  für  diejenigen  der  Stadt“  Und  diese  letztere 
sollte  wirklich,  wenn  damals  schon  ein  Rath  bestand,  ihre  Zu- 
stimmung zu  einem  Statut  gegeben  haben,  in  welchem  diese  wich- 
tige Errungenschaft,  wenn  überhaupt,  nur  in  so  unbestimmter  Weise 
angedeutet  war,  wie  dies  in  den  von  Arnold  angezogenen  Stellen 
der  Fall  ist?  Man  braucht  die  Frage  nur  aufzustellen,  um  dio 
Unhaltbarkeit  von  Arnolds  Ansicht  zu  erkennen. 

Wir  haben  durch  unsere  bisherigen  Untersuchungen  zwei  Re- 
sultate, ein  negatives  und  ein  positives,  erhalten;  einmal  nämlich 
fanden  wir,  dass  in  dem  ersten  Stadtrecht  von  einem  „Rathe“  nicht 
die  Rede  ist  d.  h.  doch  also  wohl,  dass  zu  der  Zeit  seiner  Abfassung 

')  annal.  Argent.  hei  Böhmer,  fontes  II,  99 — 100  und  hei  Pertz,  SS.  XVII, 
p.  89:  Cunradus  episcopus  Argcntinensis  eapitur  s quibusdam  ministerialibus 
ejusdem  civitatis. 
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ein  solcher  noch  nicht  existirte;  dann  aber  begegneten  uns  doch 
einige  Andeutungen  einer,  wenn  auch  noch  so  unbestimmten,  so 
doch  nicht  ganz  wesenlosen  Antheilnahme  der  Bürgerschaft  oder 
gewisser  Thcile  derselben  au  der  städtischen  Verwaltung;  nur  hat 
sich  eben  noch  keiue  organisirte  Behörde  neben  den  bischöflichen 
Beamten  für  diese  Functionen  ausgcbildet. 

Es  ergibt  sich  uns  also  zunächst  die  unabweisbare  Frage,  iu 
welche  Zeit  denn  nun  dieses  Statut  gehört.  Arnold  setzt  es,  im  Hin- 
blick auf  jene  Streitigkeiten  mit  Bischof  Conrad  (s.  d.  Anm.  der  vor. 
Seite),  bestimmt  in  das  Jahr  1192  oder  1193. 

Weit  entfernt  davon,  das  Verdienst  Arnolds  zu  verkennen,  dass 
er  zuerst  gesehen  hat,  dass  das  Stadtrecht  einer  so  späten  Epoche 
angehöre,  während  man  es  vor  ihm  bis  in  das  10.  Jahrhundert  zu* 
rücksetzte '),  kann  ich  doch  mit  seiner  speciellen  Zeitangabe  mich 
nicht  einverstanden  erklären,  eben  weil  ich  die  Prämisse,  auf  der 
sie  beruht,  dass  nämlich  in  dem  ersten  Stadtrecht  schon  eine  „ge- 
nossenschaftliche Verfassung  mit  einem  Rath  an  der  Spitze“  ent- 
halten sei,  nicht  als  richtig  anerkennen  kann. 

Dass  das  Stadtrecht  in  das  zwölfte  Jahrhundert  gehört,  dafür 
hat  Arnold  den  Beweis  unwiderleglich  erbracht;  allein  seine  Gründe 
passen  eben  so  gut  ftir  die  erste  als  für  die  sweite  Hälfte  des  zwölften 
Jahrhunderts.  Da  nun  das  zweite  Stadtrecht,  welches  entschieden, 
wie  wir  noch  sehen  werden,  den  ersten  Jahren  des  13.  Jahrhunderts 
angehört,  nicht  nur  einen  Rath  erwähnt,  sondern  uns  schon  ganz 
genau  von  dessen  Kompetenzen  und  Rechten  Kunde  gibt,  so  können 
wir,  wenn  wir  der  Ansicht  sind,  dass  in  dem  ersten  Stadtrecht  von 
einem  Rath  in  diesem  Sinne  noch  gar  nicht  die  Rede  ist,  unmöglich 
zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Stadtrecht  nur  einen  Zeitraum 
von  etwa  15  Jahren,  wie  Arnold  will,  liegen  lassen;  wir  müssen  es 
weiter  zurückdatiren. 

Einen  bestimmten  tenninus  a quo  haben  wir  bekanntlich  in  der 
Urkunde  Lothars  von  1129,  in  welcher  er  der  Stadt  das  Privileg  des 
eximirten  Gerichtsstandes  verleiht,  welcher  in  dem  Stadtrecht  schon 
als  vollkommen  ausgebildetes  Institut  erscheint.  (Art.  2,  13,  31.) 
Ich  sehe  nun  keinen  Grund  ein,  weshalb  das  Stadtrecht  nicht  un- 
mittelbar nach  diesem  Privileg,  etwa  in  das  4.  Jahrzehnt  des  12.  Jahr- 
hunderts gesetzt  werden  sollte.  Arnold  macht  die  Gründe,  die  er 
beibringt,  selbst  nur  für  die  Behauptung,  die  ja  unzweifelhaft  richtig 
ist,  geltend,  dass  das  Stadtrecht  überhaupt  in  das  12.  Jahrhundert 


<)  So  namentlich  Grandidier  im  zweiten  Bande  der  histoire  de  l’eglise  de 
Strassburg,  p.  i2. 
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su  setzen  sei.  Der  Stadtfrieden  erscheint  als  völlig  ausgebildetes 
Institut.  „Die  Ausbildung  desselben  gehört  aber  erst  dem  11.  und 
12.  Jahrhundert  an;  das  Dienstrecht  Bischof  Burchards  für  Worms 
kannte  noch  nicht  einmal  den  Namen“;  sagt  Arnold  a.  a.  O.  I,  p.  90. 
Allein  das  Dienstrecht  Burchards  füllt  auch  schon  in  die  erste  Hälfte 
des  1 1.  Jahrhunderts,  und  es  ist  daher  sehr  wohl  möglich,  dass  uns 
in  dem  Strassburger  Stadtrecht,  auch  wenn  es  nur  ein  Jahrhundert 
später  füllt,  doch  der  Friede  schon  vollkommen  ausgebiidet  ent- 
gegentritt 

Einen  wesentlichen  Anhaltspunkt  für  die  Bestimmung  der  Zeit, 
in  welche  unser  Stadtrecht  füllt,  gewährt  ferner  die  Erwähnung 
einer  urbs  nova  oder  exterior ')  neben  der  urbs  interior  oder  vetus. 
Es  ist  jedoch  zweifelhaft,  wann  die  erste  Erweiterung  der  Ring- 
mauern der  Stadt  erfolgte  d.  h.  wann  die  Neustadt  zur  Altstadt 
hinzukam.  Ich  halte  es  für  gewiss,  dass  dies  schon  im  Laufe  des 
11.  Jahrhunderts  geschah.1) 

Ich  glaube  also,  dass  kein  zwingender  Grund  gegen  die  An- 
nahme spricht,  dass  das  Stadtrecht  in  die  erste  Hälfte  des  12.  Jahr- 
hunderts falle.  Dann  erhalten  wir  den  genügenden  zeitlichen  Ab- 
stand zwischen  demselben  und  dem  vom  Anfänge  des  13.  Jahrhunderts, 
uud  dann  ist  auch  die  noch  fast  ganz  monarchische  Gewalt  des 
Bischofs  in  der  Stadt  eher  verständlich. 

Suchen  wir  uns  nun  über  die  Art  und  Zeit  der  Entstehung  des 
Strassburger  Ratlies  klar  zu  werden. 

Dass  der  Bischof  die  Bürgerschaft  (natürlich  nicht  in  ihrer  Ge- 
s&mmtheit,  sondern  nur  diejenigen  Angesehenen,  die  ihm  dazu 
geeignet  schienen)  schon  zur  Zeit  des  ersten  Stadtrechts  zur  Be- 

■)  cf.  Art.  9:  Item  ad  causidicum  pertinet  statuerc  tres  personas,  quas 
Heymburgen  dicimus,  unum  in  interiori  acilieet  veteri  urlie,  et  duo*  in  exteri- 
ori  etc.  Daraus,  dass  in  der  Altstadt  ein,  in  der  Neustadt  zwei  Heimburgen 
eingesetzt  werden,  geht,  wie  Arnold  richtig  bemerkt,  hervor,  dass  letztere  schon 
bedeutender  alt  die  Altstadt  war. 

*)  Die  beiden  Nachrichten,  die  uns  von  der  ersten  „Weiterung  der  Stadt“ 
erhalten  sind,  stehen  in  offenbarstem  Widerspruch  mit  einander,  so  dass  mit 
ihnen  eigentlich  gar  nichts  anzufangen  ist.  Matth.  Nuwenburg.  berichtet  einmal 
(Böhmer  IV,  218),  dass  sie  wahrscheinlich  schon  vor  Karl  dem  Grossen  erfolgt 
sei,  zwei  Seiten  später  aber  setzt  er  sie  ins  Jahr  1260.  Königshoven  (bei  Hegel 
Städtechr.  Bd.  9,  p.  718)  sagt:  „Dise  erste  witerunge  der  stette,  dass  die  Ober- 
strasse, das  dozümole  ein  vorstat  was,  wart  umbmuret  und  zü  der  alten  stat 
begriffen,  geschach  von  berzoge  Adel  brecht  noch  gotz.  gehörte  uf  syben  hundert 
or.  Da  die  zweite  Erweiterung  der  Stadt  in  das  13.  Jahrhundert  (nach  Kö- 
nigshoven ins  Jahr  1200,  nach  Matth.  Nuwenburg.  ins  .T,  1300)  fällt,  so  glaube 
ich,  werden  wir  nicht  allzu  weit  irren,  wenn  wir  die  erste,  wie  im  Text  ge- 
schehen, in  das  11.  Jahrhundert  setzen. 

2* 
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rathung  communaler  Angelegenheiten  hinzugezogen  hat,  geben  wir 
Arnold  nicht  nur  zu,  sondern  wir  möchten  sogar  behaupten,  dass 
ein  solcher,  allerdings  anfangs  nur  aus  Ministerialen  bestehender 
Gemeinderath  vorhanden  gewesen  ist,  soweit  unsere  historische 
Kunde  für  Strassburg  überhaupt  zurückreicht.  Bei  der  grossen 
Mangelhaftigkeit  unseres  Materials  ist  es  allerdings  sehr  schwierig 
einen  exaeteu  Beweis  dafür  zu  erbringen,  allein  betrachten  wir  die 
Verhältnisse  näher,  und  wir  werden  uns  dieser  Erkenntniss  nicht 
verschliesen  können. 

Da  unzweifelhaft  vor  der  Verleihung  der  ottonischen  Privilegien 
neben  der  vom  Bischöfe  abhängigen,  theils  dienstmännischen,  thcils 
hörigen  Bevölkerung  auch  eine  Anzahl  freier  Einwohner  vorhanden 
war  (vgl.  die  Einleitg.  p.  6 ff),  so  muss  sich  der  politische  Einfluss 
des  Bischofs  bis  dahin  wesentlich  auf  seine  speciellen  IJnterthanen 
erstreckt,  für  die  schöffenbar  Freien  aber  zunächst  die  königliche 
Gerichtsbarkeit  des  Grafen  (Burggrafen)  fortbestanden  haben.  Und 
eben  diese  Collision  zwischen  den  verschiedenen  Gerichtsgewalten  hat 
die  ottonischen  Privilegien  veranlasst.  ’) 

Schon  in  dieser  Zeit  hat  nun  der  Bischof  zuweilen  bei  der 
Ausführung  wichtiger  Rechtsgeschäfte  erfahrene  Leute  aus  seiner 
Umgebung  zu  Rathe  gezogen.  Und  man  braucht  sich  die  Verhält- 
nisse nur  klar  zu  vergegenwärtigen,  um  das  ganz  naturgemäss  zu 
finden.  Die  bischöflichen  Hausbeamten,  die  sich  stets  um  die  Per- 
son des  Bischofs  befanden,  müssen  natürlich  früh  einen  gewissen 
Einfluss  auf  dessen  Entschlicssungen  ausgeübt  haben,  zumal  sie 
seine  unentbehrlichen  Geschäftsträger,  Boten  etc.  waren.  *) 

In  der  That  finden  wir  nun  auch  eine  solche  Einrichtung  in 
einigen  Urkunden  des  8.  Jahrhunderts,  welche  Grandidier  in  dem 
diplomatischen  Anhang  zu  seiner  histoire  de  l egliso  et  des  (jvöques- 
princes  de  Strassbourg  publicirt  hat,  die  aber  bisher  noch  nie  be- 
achtet worden  sind.  Bd.  I,  pifeces  justif.  No.  39  finden  wir  am 


')  Ich  fasse  dieselben  gewissermassen  als  einen  Compromiss  auf.  Bisher 
hatte  die  hörige  Bevölkerung  des  Bischofs  unter  dem  Kirchenvogt,  die  freie 
Bevölkerung  unter  dem  Grufeu  gestanden.  Jetzt  trat  auch  die  letztere  unter 
bischöfliche  Vogtei,  aber  das  Wesen  des  Vogtes  ändert  sich  in  sofern,  als  er 
durch  die  Uebortragung  des  Blutbannes  von  Seiten  des  Königs  in  Zusammen- 
hang mit  der  öffentlichen  Gewalt  bleibt.  Bekanntlich  haben  dann  die  Bischöfe 
die  Vogtei  meist  den  alten  Grafen  gegoben,  erst  später  sie  in  grössere  Ab- 
hängigkeit zu  bringen  gesucht. 

*)  Diese  Bntwickclung  und  Bedeutung  der  Ministerialität  zuerst  wirklich 
klar  gelegt  zu  hal>cn,  ist  das  unbestreitbare,  grosse  Verdienst  des  Nitzsch'scben 
Buches. 
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Schluss  einer  Zeugenreiho,  in  der  sich  verschiedene  weltliche  und 
geistliche  Würdenträger,  Bischöfe,  Aebte,  Archidiakonen  und  Grafen 
finden,  einige  Namen  ohne  Titel,  die  Grandidier  für  cives  quidam 
praecipui  orkliirt  (p.  LXVII,  Anm.  m).  Es  sind  folgende:  Hadalrich, 
Audachro,  Nordold,  Giindebcrth,Withar,Wigrao,  Lurdebert, Willibrord. 

Weit  merkwürdiger  aber  ist  die  Stiftungsurkunde  des  Bischofs 
Heddo  fiir  das  Kloster  Ettenheim  vom  13.  März  763  (a.  a.  O.  Nr.  55). 
In  derselben  heisst  es:  Dedimus  etiam  ad  ipsum  monasterium  cum 
consenso  gloriosi  Regis  Pippini,  atque  fratrum,  sive  civitun  nostrorum 
in  Episcopatu  degentium,  in  Stipendium.  loh  meine,  wir  werden 
unter  dem  cives  — das  Wort  wird  in  dieser  Zeit  noch  nicht  als 
Gegensatz  zu  ministeriales  gebraucht,  sondern  bezeichnet  nur  all- 
gemein Einwohner  der  Stadt  — ebenso  wie  unter  den  titellosen 
Namen  der  vorigen  Urkunde  Ministerialen  zu  verstehen  haben;  die 
niederen  Hörigen  wird  der  Bischof  wohl  kaum  um  Rath  gefragt 
haben,  ebensowenig  wahrscheinlich  aber  scheint  es  mir,  dass  er  die 
freien  Einwohner  der  Stadt,  die  damals  seiner  Herrschaft  noch  nicht 
unterstellt  waren,  sondern  noch  in  unmittelbarem  Zusammenhang 
mit  dem  Reiche  respective  mit  dem  Könige  standen,  bei  derartigen 
Rechtshandlungen  hinzugezogen  haben  sollte,  abgesehen  davon,  dass 
er  dieselben  doch  nicht  hätte  „cives  nostri“  nennen  können. 

Ebenso  erscheinen  in  den  Urkunden  No.  73,  80  und  81  aus  den 
Jahren  778,  791,  801  in  den  Zcugonrcihcn  Namen,  die  wir  nur  als 
solche  von  Ministerialen  auffassen  können.  ’) 

Einige  Namen  kommen  wiederholt  vor,  so  Hruotmund  und 
Uton  in  den  Urkunden  No.  73,  80.  Ob  wir  aber  daraus  schliesscn 
dürfen,  dass  der  Bischof  überhaupt  vorzugsweise  gewisse  Ministerialen- 
gesehlechtcr  heranzog,  ist  doch  sehr  zweifelhaft,  da  zwischen  den 
einzelnen  Urkunden,  die  uns  vorliegen,  zu  grosse  Zeiträume  liegen, 

Diese  Gewohnheit  des  Bischofs  mag  sich  nun  erhalten  haben, 


')  Auch  Nitsseh  fasst  die  Xamcnreihen  in  den  frühesten  Urkunden,  in 
denen  sieh  die  Scheidung  von  ministeriales  und  burgenses  noeh  nicht  findet, 
als  Ministerialen  auf.  Während  er  nun  aber  nnnimmt,  dass  diese  sieh  später 
in  Ministerialen  und  Bürger  im  engeren  Sinne  gesondert  haben,  behaupte  ich, 
nicht  dass  die  späteren  burgenses  urspriinlieh  auch  ministeriales  waren,  sondern 
ich  halte  dieselben  für  die  ursprünglich  freie,  dann  zinshörige,  schliesslich 
wieder  zu  Freiheit  und  Eintluss  gelangte  Ccnsualcnbevölkerang  (cf.  Einleitung 
p.  6 ff.}  zu  welcher  dann  natürlich  die  Reste  der  Freien,  die  sich  etwa  erhalten 
hatten,  hinzutraten.  Hier  zeigt  sich  auch  der  Unterschied  meiner  Auffassung 
von  der  Amnld-Heuslers,  welche  annehmen,  dass  in  dieser  Censualenbcvölkcrung 
die  alte  Freiheit  nie  ganz  untergogangen  sei,  während  ich  annehme,  dass  dieselbe 
eine  Zeit  lang  unter  dem  Hofrecht  dos  Bischofs  stand , dann  aber  von  Neuem 
emporstieg  und  zu  neuer  Freiheit  erwaehto. 
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als  durch  das  Privileg  vom  C.  Januar  982  Otto  II  dem  Bischof1)  die 
Gerichtsbarkeit  über  die  sUmmtliehen  Einwohner  der  Stadt  einge- 
räumt hatte  (Schöpflin,  Alsatia  diplomatica  I,  No.  162). 

Wenn  Arnold  und  schon  vor  ihm  Gaupp  die  Ansicht  aufgcstellt 
haben,  dass  die  ottonischen  Privilegien  nicht  eine  Ausdehnung  der 
Immunität,  sondern  eine  Aufhebung  derselben  gewesen  seien,  so 
glaube  ich  dagegen  doch  Folgendes  erinnern  zu  müssen.  Allerdings 
ist  der  Begriff  der  Immunität  seit  den  Merovingern,  von  denen  wir 
die  ersten  derartigen  Privilegien  haben,  bis  zu  den  Ottonen  ein  an- 
derer geworden,  allein  doch  können  wir  unmöglich  sagen,  dass  Otto 
mit  denselben  Ausdrücken,  die  seine  Vorgänger  für  die  Verleihung 
der  Immunität  gebrauchten,  deren  Aufhebung  bezweckt  oder  erreicht 
habe.  Im  Gegentheil,  und  das  hat  Arnold  selbst  bemerkt,  Otto 
fasst  die  Gerichtsbarkeit  gar  nicht  als  etwas  Neues  auf,  sondern  als 
einen  Ausfluss  der  Immunität,  und  so  werden  auch  wir  die  otto- 
nischen Privilegien  auffassen  müssen.  Die  Ucbereinstimmung  der 
karolingischen  mit  den  ottonischen  Immunitätsurkunden  ist  zu  auf- 
fallend, als  dass  darüber  ein  Zweifel  obwalten  könnte. 

Bleiben  wir  bei  Strassburg  stehen. 

Am  30.  März  841  hatte  Ludwig  der  Deutsche  dem  Bischof  die 
Immunität  d.  h.  Befreiung  ab  introitu  judicum  gewährt  *)  (Grandidier 

')  respective  dem  von  ihm  zu  ernennenden  Vogte;  denn  der  Bischof  selbst 
übte  bekanntlich  keine  Criminalgerichtsbsrkeit.  cf.  Art.  11  des  ersten  Strass- 
burger Stadtrechts:  „Illam  enim  potes  taten),  que  »pectat  ad  sanguinis  effusionem, 
suspendendonim,  decollandorum,  truncandorum  et  hujusmodi  pro  qualitatc  dclic- 
torum  Ecclesia* ti ca  persona  nec  habere,  nee  dare  debet." 

’)  Wir  besitzen  für  Strassburg  eine  ganze  Reihe  von  Immunitätsurkunden, 
zum  Theil  von  denselben  Herrschern  ausgestellt.  Der  Verdacht  liegt  nahe, 
dass  eine  oder  die  andere  gefälscht  ist.  Wenn  die  Urkunde  Grand.  II,  189 
echt  und  richtig  wäre,  dann  müssten  alle  Immunitätsurkunden  vor  dem  Jahre 
873  gefälscht  sein;  denn  in  derselben  bestätigt  Ludwig  der  Deutsche  dem  Bischof 
von  Strassburg  die  Immunität  seiner  Kirche,  weil  die  bisherigen  Urkunden 
durch  die  Nachlässigkeit  seiner  Diener  verbrannt  seien,  doch  hat  Sickel  in  den 
Beiträgen  zur  Diplomatik  II,  131  ff.  (Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie 
von  1862)  dieselben  für  unecht  erklärt  oder  doch  wenigstens  starke  Inter- 
polationen in  ihr  nachgewiesen.  Ich  kann  hier  nicht  näher  auf  diese  Frage  ein- 
gehen,  da  sie  für  uns  nicht  von  Belang  ist.  Der  Wortlaut  der  Immunitäts- 
urkuuden  steht  ohnedem  fest,  ebenso,  dass  dem  Bischof  die  Immunität  wirklich 
verliehen  worden  ist,  und  nur  darauf  kommt  es  uns  an. 

Auch  für  unser«  Zweck  interessant  ist  es  aber,  dass  Ludwig  der  Deutsche 
indem  er  der  Stadt  die  volle  Immunität  verleiht,  sich  auf  das  Privileg  Ludwig« 
des  Frommen  (Sickel,  Acta  Ludovici,  no.  287)  bezieht,  welches  wieder  nur  eine 
Bestätigung  des  Privilegs  Karls  des  Grossen  (Grandidier,  histoire  etc.  I,  68) 
ist,  in  welchem  dieser  nur  der  Stadt  Strassburg,  namentlich  den  Kaufleuten 
derselben,  Freiheit  von  Zöllen  und  Abgaben  auf  ihren  Reisen  veratattet.  Han 
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II,  105):  praecipimus  atque  jubemus,  ut  nullus  judex  publicus  vel 
quislibet  ex  judiciaria  potestate  in  ecclesias  aut  loca  vel  agros, 
scu  reliquas  possessiones,  qua«  moderno  tempore  in  quibuslibct  pagis 
vel  territoriis  infra  ditionem  imperii  nostri,  juste  et  legalitor  meinorata 

tenet  vel  possidet  eeclesia, ad  causas  judieiario  modo  audicndas 

vel  freda  aut  telonea  exigenda,  aut  mansiones  vel  paratas  facienda«, 
aut  fidejussores  tollendos,  aut  homines  ipsius  eeclesiae  tarn  ingcnuos 
quam  et  servos  super  terram  ipsius  eommanentes,  injuste  distringendos, 
nullasquc  redibitiones  aut  illicitas  occassiones  requirendas,  nostris 
vel  futuris  temporibus  ingredi  audeat,  nec  ca,  qnae  supra  meinorata 
sunt,  penitus  exigore  presumat.  Sed  liceat  momorato  praeauli  su- 
isque  succesaoribus  res  praedictae  eeclesiae  cum  omnibus  sibi  subjec- 
tis,  et  rebus  vel  horainibua  ad  se  aspicientibus  vel  pertinontibus  sub 
tuitionis  atque  immunitatis  nostrae  defensione  remota  totiua  judicia- 
riae  potestatis  inquietudine,  quieto  ordine  poasidere  etc. 

Vergleichen  wir  nun  damit  das  Privileg  Ottos  von  982.  Dort 
heisst  es:  firmiter  jubemus,  ne  post  hac,  sicuti  nostri  predecessores 
statuerunt,  aliquis  dux  vel  comcs,  aut  vicarius  vel  aliqua  judiciaria 
potestas,  infra  prefatam  Argentinensem  civitatem,  que  rustiee  Straz- 
burg  vocatur,  alio  nomine,  vel  in  suburbio  ipsius  civitatis  aliquibus 
placitum  vel  districtum  habere  presumat,  nisi  ille,  quem  episcopus 
ejusdera  civitatis  sibi  advocatum  elegit  etc.  Dass  durch  den  Zu- 
satz nisi  ille  etc.  etwas  wirklich  Neues  geschaffen  wurde,  scheint 
mir  unzweifelhaft,  aber  eben  so  wenig  kann  inan  in  Abrede  stellen, 
dass  dieses  Neue  eben  nur  eine  weitere  Ausbildung  der  Immunität, 
welche  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  geboten  war,  gewesen  ist; 
und  als  solche  hat  Otto  selbst  sie  bezeichnet,  indem  er  an  die  Ver- 
leihungen seiner  Vorgänger  aukniipfte.  Ich  habe  schon  in  der  all- 
gemeinen Einleitung  hervorgehoben,  dass  nach  meiner  Ansicht  in 
Folge  der  ottonischen  Privilegien  dio  städtische  Bevölkerung  in 
einen  Zustand  cintrat,  den  Eichhorn  als  „gemildertes  Hofrecht“  be- 
zeichnet, Nitzsch  aber  für  den  von  Anfang  an  bestehenden  angesehen 
hat.  Wenn  nun  von  den  Gegnern  dieser  Ansicht  — zuletzt  noch 
von  Hetisler  — behauptet  worden  ist,  dass  sich  durch  alle  Zeiten 
hindurch  in  „der  altfreien  Gemeinde“  ein  Rest  der  ursprünglichen 
Freiheit  erhalten  habe,  dass  diese  Gemeinde  nie  ganz  aufgehört 
liabe  frei  und  selbständig  den  im  Hofrecht  des  Bischofs  Stehenden 
gegenüberzustehen,  so  möchte  ich  dagegen  eine  Thatsache  hervor- 


sicht, wie  dehnbar  der  Begriff  der  Immunität  war.  Er  schwankt  zwischen 
einer  einfachen  Befreiung  von  Zöllen  und  der  vollkommenen  Freiheit  vom 
Eintritt  öffentlicher  Beamten  in  das  Gebiet  der  Immunität. 
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hoben,  welche  mir  sehr  bezeichnend  zu  sein  scheint  und  welche 
mich  wieder  auf  meine  eigentliche  Aufgabe  zurückführt.  Wenn 
nämlich  die  später  xen  t§oxy*  sogenannten  burgenses  eine  Gemeinde 
sind,  die  ihre  Freiheit  behauptet  hat,  wie  kommt  es  dann,  dass  in 
den  Zeugenreihen  der  Urkunden  die  bischöflichen  ministcrialcs  stets 
vor  den  burgenses  genannt  werden,  und  zwar  schon  in  einer  Periode, 
wo  selbst  die  Reichsministerialen  noch  nicht  zu  einem  niederen  Adel 
geworden  sind?  Wie  kommt  es,  dass  die  vom  Bischof  zu  Rath  ge- 
zogenen Vertrauenspersonen  anfangs  nur  Ministerialen  sind,  dass 
erst  später  auch  die  burgenses  zu  der  Theilnahme  an  den  öffent- 
lichen Angelegenheiten  herangezogen  werden  und  dass  auch  dann 
noch  die  ministeriales  eine  bevorrechtete  Stellung  vor  den  burgenses 
behaupten?  Ich  meine  diese  eine  Thatsache  lässt  keinen  Zweifel, 
dass  eben  die  anfangs  den  Ministerialen  doch  mindestens  gleichstchen- 
den  Vollfreien  um  ein  Bedeutendes  herabgesunken  sind,  dass  sic 
aus  Vollfreien  „Zinsleute“  des  Bischofs  geworden  und  als  solche 
eben  auch  dem  Hofrecht  des  Bischofs  unterworfen  gewesen  sind. 

Betrachten  wir  nun  nach  dieser  kurzen  und  nothwendigen  Ab 
Schweifung  weiter,  wie  der  Bischof  den  Einwohnern  der  Stadt  immer 
mehr  einen  Einfluss  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  einräumte.  *) 
Leider  besitzen  wir  in  Bezug  hierauf  nun  durch  mehrere  Jahrhun- 
derte hindurch  keine  Materialien,  die  uns  Aufschluss  darüber  geben 
könnten.  Während  in  Mainz,  Worms,  Speier  und  Köln  die  Bürger 
schon  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  einen  grossen  Einfluss  dem 
Bischof  gegenüber  gewannen,  blieb  os  in  Strassburg  noch  lange 
Zeit  bei  dem  alten  Zustand.  Der  Bischof  zog  wohl,  wenn  es  ihm 
gut  schien,  die  angeseheneren  und  allmählich  zu  ritterlichen  Ehren 
emporsteigenden  Ministerialen  zu  Rathe,  allein  nirgends  finden  wir 
eine  Andeutung,  dass  durch  eine  Rechtsaufzeichnung  die  Art  dieser 
Theilnahme  näher  bestimmt  worden  wäre.  Im  Gcgenthoil,  wir  haben 
schon  gesehen,  dass  selbst  in  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
von  einem  organisirten,  mit  bestimmten  Rechten  ausgestatteten  Rathe 
überall  nicht  die  Rede  ist 

Wir  wissen  wohl,  dass  sich  die  Stadt  im  12.  Jahrhundert  durch 
ihro  weitreichenden  Handelsverbindungen  eines  nicht  unbedeutenden 


')  Von  dem  Rath,  dessen  erste  Ansätze  wir  hier  zu  ermitteln  suchen, 
wohl  zu  unterscheiden  ist  der  nur  aus  Geistlichen  und  Beamten  des  Münsters 
bestehende  geistliche  Rath,  den  der  Bischof  bei  den  rein  kirchlichen  Ange- 
legenheiten der  Diöccse  um  Rath  fragt  und  den  wir  in  den  Urkunden  schon 
sehr  früh  erwähnt  finden.  Seine  Compctenzen  sind  dann  später,  namentlich 
in  Folge  des  Vertrages  zwischen  Bischof  und  Stadt  vom  Jahre  1220  auf  den 
städtischen  Rath  übergegangen.  Vgl.  unten  p.  54  ff.  und  p.  63  ff. 
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Wohlstandes  erfreute,  so  dass  schon  vor  dem  ersten  Stadtrecht  eine 
Erweiterung  der  Stadt  nothwendig  war,  wir  hören,  dass  die  Strass- 
burger Kaufmannschaft  den  Rhein  auf  ihre  Kosten  schiffbar  machte, 
allein  von  einem  rechtlich  anerkannten  politischen  Einfluss  der 
Bürgerschaft  auf  die  Regierung  und  Verwaltung  der  Stadt  findet 
sich  keine  Spur.  Das  mag  damit  Zusammenhängen,  dass  Strassburg 
nicht  wie  andere  Städte,  namentlich  Worms,  Gelegenheit  hatte,  in 
der  Zeit  Heinrichs  IV.  durch  ein  selbständiges  Auftreten  dem  Bischof 
gegenüber  sich  den  Dank  des  Kaisers  zu  verdienen  und  dadurch 
in  den  Besitz  wichtiger  Privilegien  zu  kommen.  Das  erste,  fiir  die 
Verfassung  der  Stadt  wichtige  Privileg,  welches  Strassburg  erlangte, 
ist  das  bald  näher  zu  besprechende  Lothars  von  1129. 

Wenn  so  ein  Recht  der  Ministerialen  und  Bürger  zur  Berathung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten  zugezogen  zu  werden,  bis  an  das 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  nicht  bestanden  hat,  so  können  wir  doch 
Spuren  davon,  dass  der  Bischof  thatsächlich  bei  wichtigen  Ange- 
legenheiten Vertrauenspersonen  aus  seinen  Ministerialen  und  später 
auch  den  burgenses  um  Rath  gefragt  hat,  wie  wir  dies  schon  im 
8.  Jahrhundert  verfolgen  konnten,  auch  fiir  die  spätere  Zeit  nach- 
weisen. 

Im  Jahre  1040  *)  beurkundet  Bischof  Wilhelm  von  Strassburg, 
dass  er  an  Wczil  und  Hatto,  zwei  Männer  conditionis  ingenuae,  70 
Mark  Silbers  gezahlt  habe,  wofür  diese  ihr  Eigenthumsrecht  an 
einem  Gute  bei  Rochheim  und  eine  halbe  Hufe  bei  Wietersheim 
dem  Kloster  St  Peter  *)  geschenkt  haben.  Als  Zeugen  dieses  Rechts- 
geschäftes werden  genannt:  Hildewin,  Hczil,  Ebertgart,  Walthcre, 
Egiluatt,  Herigcr,  Willibrccht,  Gozzcrat,  Guanno,  Ilicekint,  Perihgcr, 
Isinhart  et  frater  ejus  Benzo,  Alberich,  Engilman,  Bezelin,  Walto  et 
frater  ejus  Drudman,  Gczman  et  frater  ejus  Benzo,  Hesso,  Hczil, 
Wolffgane,  Burghart,  Berenhart,  Wczil,  Reginold,  Brenno,  Hczil, 
Essccrich,  Cuono,  Benno,  Odalrich,  Hcrzekint,  Alberich. 

Ein  Jahr  darauf,  1041,  finden  wir  in  einer  Schenkungsurkunde 
Folmars  und  dessen  Gemahlin  Heilicha’s  an  das  Kloster  der  heiligen 
Maria  zu  Strassburg  folgende  Zeugen:  Vogt  Heinrich,  Graf  Eber- 
liard  (wohl  der  Burggraf),  Cuono  comcs,  Luttold,  Rudolf,  Egino, 
Herrmann,  Buggo,  Burehard3)  (offenbar  der  Burghart  der  vorigen 

')  Schöpft,  Als.  di]il.  I,  no.  201. 

*)  Neu  (Jung)  St.  l’eter  stand  damals  noch  ausserhalb  der  Stadt;  denn 
es  heisst  in  der  Urkunde  St  l’eter  ante  portam  Argentinuo  civitatis.  Die  Er- 
weiterung der  Stadt,  durch  welche  dasselbe  in  den  Bereich  der  Stadtmauern 
gezogen  wurde,  muss  also  später  lallen. 

*)  Auch  in  späteren  Urkunden  finden  wir  mehrere  Geschlechter,  dos 
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Urkunde),  Dieraar , Druhter,  Adalbert,  Sicco,  Sigebert,  Ruotbret, 
Luttolt,  Adalbert,  Meribot,  Heremann,  Utto,  Billunc. ') 

Diesen  letzteren  finden  wir  in  oincr  nicht  viel  späteren  Urkunde  *) 
neben  einigen  anderen  (Laudolphus,  Hartbertus,  Lautfridus,  Bem- 
herus,  Eppo,  Bcrnhardus,  Couno,  Anshelmus)  als  judex  bezeichnet. 
Als  anwesend  bei  der  Ausstellung  der  Urkunde  wird  auch  der  Vogt 
(principalis  advocatus  ccclesiae)  Heinrich8)  genannt.  Ich  trage  kein 
Bedenken  die  judices  fiir  Schöffen  des  Vogtgerichts  zu  halten. 

Dies  gibt  uns  vielleicht  einen  Anhaltspunkt  für  die  Weiterent- 
Wickelung  dos  Rathes. 

Das  Erwachen  des  selbständigen  politischen  Lebens  in  der  Stadt 
vollzog  sich,  wie  Heusler  meiner  Ansicht  nach  unwiderleglich  nach- 
gewiesen hat,  durch  die  ununterbrochene  Thcilnahmc  am  Gericht, 
d.  h.  sie  ging  von  dem  Institut  der  Schöffen  aus,  das  auch  in  Strass- 
burg bestanden  haben  muss,  wenn  gleich  wir  es  in  den  Urkunden 
vor  dem  zweiten  Stadtrecht  nicht  erwähnt  finden. 4)  Es  war  ja  das 
Natürlichste,  dass  der  Bischof,  nachdem  die  ursprünglich  freie  Ccn- 
sualenbevölkerung  wieder  auf  fast  gleiche  Stufe  mit  den  Ministerialen 
gerückt  war,  nunmehr  nicht  bloss  seine  Dienstmannen,  sondern  die 
aus  beiden  Einwohnerklassen  — die  Hörigen,  d.  h.  zum  grossen 
Theil  die  Handwerker  waren  natürlich  ausgeschlossen  — zusammen- 
gesetzten Schöffen  zur  Berathung  öffentlicher  Angelegenheiten  her- 
anzog. Sie  waren  die  Einzigen,  die  durch  ihre  gerichtliche  Thätig- 
keit  in  solchen  Dingen  Erfahrung  und  eine  gewisse  Routine  bc- 
sassen  und  deswegen  zur  Ausübung  commnnaler  und  politischer 
Functionen  allein  geeignet  erschienen. 

Namens  Btireard,  von  denen  zwei,  Burchardus  puor  und  Burghardus  vom  Stein- 
burgthor  (de  lapidea  porta)  Ministerialen  sind,  eins  oin  bürgerliches;  vgl.  die 
Urkunde  Schöpf).  I,  368  und  unsere  Ausführungen  auf  S.  30. 

')  Schöpft.  I,  215. 

»)  Schöpft.  I,  221. 

J)  Später  sind  die  Herren  von  Lichtenberg  im  Besitz  der  Strassburger 
Vogtei.  Auch  zu  dieser  Zeit  aber  rnufs  der  Vogt  ein  adliger  Herr  gewesen 
sein;  denn  er  steht  immer  in  den  Zeugenreihen  mitten  unter  den  comites; 
vgl.  die  Urkunden  I,  215  (Heinrieus  advocatus,  Kbcrhard  comes,  Cuono  comes), 
I,  24b  (comes  Adelbcro,  Heinrieus  advocatus)  I,  239  (Layci  Sigebertus  comes, 
Anselmus  advocatus)  u.  a.  m. 

•)  Die  Tbatsache  halte  ich  mit  Heusler  für  klar,  nur  sehe  ich  nicht  in 
ihr  das  Movens  der  städtischen  Entwickelung,  sondern  nur  den  Grundstock,  an 
den  sich  dieselbe  anlehnt.  Erst,  indem  die  Censualenbevölkcrung  durch  den 
steigenden  Verkehr  zu  erneuter  Bedeutung  sich  emporgerungeu  hatte,  war  die 
Möglichkeit  einer  solchen  Entwickelung  gegeben.  Auf  dem  Lande  haben  die 
Schöffengerichte  keine  ähnliche  Erscheinung,  wie  den  städtischen  Rath  gezeitigt. 
Vgl.  meine  Ausführungen  auf  p.  5 ft',  der  Einleitung. 
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Mit  mathematischer  Sicherheit  lässt  sich  allerdings  auch  diese 
Entwickelung  nicht  nachweisen,  da  unsere  Urkunden  bis  zum 
Schluss  des  12.  Jahrhunderts  in  den  Zeugenreihen  zwischen  Mi- 
nisterialen und  Bürgern  noch  nicht  unterscheiden.  Ich  setze  den 
Beginn  dieser  Entwickelung  in  die  erste  Halite  des  12.  Jahrhunderts, 
kurz  nach  dem  ersten  Stadtrecht,  welches  die  Schöffen  noch  nicht 
erwähnt 

Das  zweite  Stadtrecht,  welches  wir  bald  näher  zu  betrachten 
haben  werden,  wird,  denke  ich  bald  den  Beweis  dafür  liefern , dass 
der  Rath  in  der  That  nur  aus  dem  Schöffengericht  des  Vogtes  her- 
vorgegangen sein  kann,  ja  dass  er  in  Strassbnrg  spocicll  nichts 
weiter  gewesen  ist,  als  ein  Ausschuss  der  Schöffen,  etwa  wie  die 
scabini  in  Köln,  die  anfangs  die  Regierung  der  Stadt  in  Händen 
hatten,  sich  aus  den  fratres  scabinorum  ergänzten.  *)  Ich  vermuthe 
demgemäss,  dass  die  in  den  Urkunden  um  die  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts angegebenen  Zeugen  die  jeweiligen  Schöffen  gewesen  sind, 
die  man  als  die  geeignetsten  und  zuverlässigsten  Beurkundungs- 
zeugen mit  Recht  ansah.  Das  lag  um  so  näher,  als  der  Bisehof 
durch  das  Medium  seines  dem  Schöffengericht  Vorsitzenden  Vogtes 
in  fortwährendem  Contact  mit  den  Schöffen  stand. 

Betrachten  wir  nun  die  uns  erhaltenen  Zeugenreihen  weiter. 

Sehöpfl.  I,  239  in  einer  Urkunde  Bischof  Cunos  für  das  Kloster 
Bersch  stehen  unter  den  Laienzeugen  nach  einem  Grafen  Sigbert 
und  dem  Vogt  Anselm:  Hezel  (einen  Ministerialen  gleichen  Namens 
fanden  wir  auch  in  der  Urkunde  Sehöpfl.  I,  201),  Hugo,  Bertholdus, 
Conradus,  Wamerus,  Henricus,  Manno,  Ezel,  Sigfrid,  Herbo,  Hugo, 
Hupert  et  turba  civitatis  multa.  Als  Intervenienten  bei  der  in  der 
Urkunde  bestätigten  Rechtshandlung  erscheint  u.  A.  wieder  ein 
Billunc. 

Wenn  in  der  Urkunde  I,  311  ausdrücklich  gesagt  wird,  dass 
der  Vergleich  zwischen  der  Strassburger  Kirche  und  der  Abtei 
Mauersmünster  consilio  ministcrialium  abgeschlossen  sei,  so  beweist 
das,  obwohl  die  Urkunde  von  1170  ausgestellt  ist,  doch  nichts  gegen 
unsere  Ansicht,  dass  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  vorzugs- 
weise die  Schöffen  den  Gemeinderath  des  Bischofs  bildeten;  denn 
einmal  bezieht  sich  die  Urkunde  auf  eine  rein  kirchliche  Angelegen- 
heit, bei  denen  selbst  später  der  Rath  nicht  immer  zugezogen  wurde, 
dann  aber  hat  man  sich  damals  die  Macht  des  Bischofs,  diesem 


')  cf.  Hegel  a.  n.  O.  p.  XCV1  ff.,  welcher  behauptet,  dass  die  fratres  sca- 
biuorum  nie  mit  dem  technischen  Namen  einer  fraternitas  bezeichnet  worden 
»eien. 
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ihm  keineswegs  benommen  war,  nach  Belieben  auch  nur  seine  Mi- 
nisterialen um  Rath  zu  fragen.  Von  Rechten  der  Bürger  ist  ja  hier 
überall  noch  nicht  die  Rode,  sondern  nur  von  einem  sich  allmählich 
immer  fester  gestaltenden  Herkommen.  Ist  doch  im  Grossen  und 
Ganzen  die  Rechtsentwickelung  des  Mittelalters  moist  der  Art  ge- 
wesen, dass  nicht  durch  eine  Rechtsaufzeichnung  neue  Institute  ins 
Leben  gerufen  wurden,  sondern  dass  herkömmlich  Bestehendes  nach- 
träglich rechtlich  bestätigt  wurde. l) 

Auch  in  der  wichtigen  Urkunde  Lothars  von  1129,  in  welcher 
er  der  Stadt  das  Privileg  des  eximirten  Gerichtsstandes  verleiht,  er- 
scheinen, obwohl  es  sich  doch  um  ein  der  ganzen  Stadt  ertheiltcs 
Recht  handelt,  in  der  Zeugenreihe  nach  den  geistlichen  und  welt- 
lichen Grossen  nur  Ministerialen  des  Bischofs:  De  ministcrialibus 
Sifridus,  urbis  prefectus*),  Rudolfus  causidicus,  Adelbertus  vico- 
dominus,  Gelfradus  telonarius,  Uodolricus,  Wolframus  (cf.  Schöpft.  I, 
245),  Hadebertus,  Johannes  Herokerus,  Volcmarus,  Otto,  Burchar- 
dus  pucr,  Hugo,  Waltems,  Humbertus,  Wichgramus,  Hugo,  Roho, 
Reimarus,  Leutfiridus,  Heinrieus.  *)  Dann  heisst  es  weiter:  Isti  cum 
ceteris  concivibus  suis  institutum  hoc  et  jus  a nobis  promeruentnt. 
(Schöpft.  I,  255.) 


')  Man  denke  nur  an  den  Gang  der  Dinge  in  Worms.  Ks  kann  doeh 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Rath  der  40  (12  Ministerialen  und  28 
Bürger)  schon  im  Ausgange  des  12.  Jahrhunderts  bestand.  Gleichwohl  erfolgte 
die  erste  wirkliche  rechtliche  Bestätigung  desselben  erst  am  20.  April  1220 
durch  Friedrich  II.  und  auch  von  ihm  nur,  weil  ihm  eine  angebliche  Urkunde 
Friedrichs  I.  von  1166  vorgelegt  wurde,  die  er  alsdann  bestätigte.  (Lieber  die 
Unechtheit  der  Urkunde  von  1156  cf.  Stumpfs  Abhandlung:  „Zur  Kritik  deut- 
scher .Städteprivilegien“  in  den  Sitzungsber.  d.  hist.  Klasse  der  Wien.  Akad.  d. 
Wisscnsch.  82,  603  ff.) 

*)  Der  Burggraf  ist  in  StrasBburg,  welches  darin  einen  Gegensatz  zu  den 
meisten  anderen  Städten  bildet,  stets  ein  Ministerial.  Seine  Bedeutung  scheint 
von  Anfang  an  nicht  eben  gross  gewesen  zu  sein.  In  den  Zeugenreihen  steht 
er  anfangs  vor  dem  Schultheiss,  dann  bald  vor,  bald  hinter  demselben,  endlich 
finden  wir  ihn  in  der  Urkunde  Schöpf).  I,  368  vom  Jahre  1200  mitten  unter 
den  Ministerialen:  Walthorus  et  Rudolfus  causidicus  frater  ejus,  Burchardus 
puer,  Burghardus  de  Steininbnrgedor,  Deltricus  Stehcllinus,  Albertus  Begere, 
Gante us,  Burghardus  burggravius.  Die  näheren  Nachweise  siehe  bei  Arnold 
a.  a.  O.  I,  86  ff.) 

J)  Mehrere  der  hier  mit  dem  bestimmten  Beisatz,  de  ministerialibus  vor- 
kommenden Namen  haben  wir  schon  in  früheren  Urkunden  gefunden;  so  Wol- 
fram ; Uodelricus  ist  wohl  der  Odelrich  der  l'rk.  I,  246;  derselbe  befindet  sich 
auch  unter  den  Zengen  der  L’rk.  I,  201.  Dem  Gcschlechtc  Burchardus  pucr 
werden  wir  noch  öfter  begegnen. 
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Kurz  darauf  und  vielleicht  in  Folge  dieses  Privilegs  muss  dann 
die  eben  angedeutete  Praxis  eingetreten  sein,  dass  der  Bischof  als 
Rathgeber  die  Schöffen  des  Vogtgerichtes,  welches  durch  eben  dieses 
Privileg  eine  erhöhte  Bedeutung  gewann,  licranzog.  Ein  neuer 
Grund  für  unsere  Ansicht,  dass  das  erste  Stadtrecht  in  den  Anfang 
des  vierten  Jahrzehnts  und  zwar  unmittelbar  hinter  die  Urkunde 
Lothars  gesetzt  werden  mttsse,  da  in  demselben  die  Schöffen  noch 
gar  nicht  erwähnt  werden. 
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Oapitel  II. 

Das  zweite  Strassburger  Stadtrecht. 


W ir  nähern  uns  jetzt  der  Zeit,  in  der  au»  dem  bischöflichen 
Geincinderath  der  Rath  im  »pätercn  Sinne  al»  geschlossene  Behörde 
mit  anerkannten  und  fest  bestimmten  Regierungsrechten  erwuchs 
oder,  wie  wir  jetzt  auch  sagen  können,  in  der  eine  bestimmte  An- 
zahl von  Schöffen  zu  Rathsmitgliedern  wurde. 

Die  erste  Urkunde,  in  der  sich  die  bestimmte  Scheidung 
zwischen  ministeriales  und  burgenses  und  zugleich  auch  der  erste 
Ansatz  zu  einem  wirklichen  Rath  findet,  ist  die  bei  Schöpft.  I,  368 
vom  Jahre  1200.  Es  ist  das  ein  Sühnevertrag  zwischen  dem  Grafen 
Rudolf  von  Habsburg  und  dem  Bischof  Conrad  von  Strassburg. 
Der  Bischof  Conrad,  von  dem  die  Urkunde  ausgestellt  ist,  sagt 
in  derselben:  Not  um  facimus  tarn  praesentibus  quam  futuris,  quod 
longam  et  antiquam  discordiam,  quae  multisrctro  teinporibus  inter 
nos  ac  nostros  antecessores  et  comitem  Rudolfum  de  Habesburg, 
ejusque  parentes  fuerat,  consilio  fratrum  nostrorum  maioris  ecclesiae, 
hominura  quoque  ministerialium  et  burgensium  nostrorum  taliter 
sedavimus  et  perpetua  pace  terminavimus  etc. 

Die  Form,  unter  der  der  ,,Rath‘‘  der  Ministerialen  und  Bürger 
hier  eingeflihrt  wird,  ist  nicht  wesentlich  verschieden  von  der  frü- 
heren; der  Unterschied,  ja  der  Gegensatz  liegt  eben  in  der  Handlung, 
zu  der  hier  die  Zuziehung  erfolgt  Wir  haben  bisher  die  Rathgeber 
des  Bischofs  nur  immer  bei  privaten  Rechtsgeschäften,  bei  Schenkungen, 
bei  Ertheilungcn  und  Bestätigungen  von  Privilegien  etc.  gefunden; 
hier  tritt  die  Bürgerschaft  gewissennassen  als  selbständige  neutrale 
Partei  zwischen  die  uneinigen  Gegner;  sic  wird  von  einem  derselben 
und  zwar  von  ihrem  Bischof  über  die  Modalitäten  der  Beilegung 
des  Zwistes  befragt.  Das,  meine  ich,  ist  doch  ein  sehr  bedeutender 
Fortschritt.  Wie  kam  nun  der  Bischof  dazu  eine  so  wichtige  Con- 
cession  zu  machen?  Es  hängt  das  mit  den  allgemeinen  Verhältnissen 
Deutschlands  zusammen,  die  wir  deshalb  hier  kurz  berühren  müssen. 

Aus  den  Annal.  Argentinenses  zum  Jahre  1192  (Mon.  Germ, 
hist.  SS.  XVII,  p.  89,  cf.  oben  p.  17),  geht  hervor,  dass  Bischof 
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Conrad  am  Anfänge  seiner  Regierung  in  einen  Streit  mit  den  Bür- 
gern gerathen  war,  der  seine  Gefangennehmung  herbeifiihrte.  Die 
weitgehenden  Folgerungen,  die  Arnold  aus  dieser  kurzen  Notiz  ge- 
zogen hat,  scheinen  mir  doch  etwas  sehr  gewagt  Einen  Causal- 
nexus  zwischen  dieser  Differenz  des  Bischofs  mit  der  Stadt  und 
der  Abfassung  des  ersten  Stadtrechts  vermag  ich  nicht  einzusehn. 
Ich  glaube  im  Gegentheil,  dass  die  Bürgerschaft,  nachdem  es  ihr 
gelungen  war  in  diesem  Kampfe  den  Bischof  gefangen  zu  nehmen, 
mit  einem  solchen  Statut,  wie  das  erste  Strassburger  es  ist,  sicherlich 
nicht  zufrieden  gewesen  wäre. 

Später  hat  dann  zwischen  Bischof  und  Stadt  das  beste  Einver- 
nehmen geherrscht,  und  als  im  Jahre  1198  eine  streitige  Königs- 
wahl — Philipp  und  Otto  IV.  — eintrat,  stellten  sich  beide  einmüthig 
auf  die  Seite  des  letzteren.  In  Folge  dessen  unternahm  Philipp  1198 
und  1 199  zwei  verheerende  Plünderungszüge  in  das  untere  Eisass 
( Böhmer  a.  O.,  93  und  94),  und  die  Stadt  schloss  unter  Vermittelung 
des  Herzogs  ßerthold  von  Zähringen  einen  Vergleich  mit  Philipp, 
durch  welchen  sie  ihn  als  König  anerkannte ').  Dies  gemeinsame 
Vorgehen  und  dies  gemeinsame  Missgeschick  mag  denn  Bischof  und 
Stadt  einander  näher  gebracht  haben,  und  nach  meiner  Ansicht  ist 
es  eben  dieser  Bischof  Conrad  gewesen,  unter  dem  das  für  die 
Stadt  so  ungemein  wichtige  zweite  Stadtrecht  abgefasst  ist.  Das 
bedarf  noch  einer  näheren  Begründung,  da  man  dies  Statut  bisher 
allgemein5)  mit  der  grössten  Bestimmtheit  in  die  Zeit  von  1214  bis 
1219  gesetzt  hat 

.Prüfen  wir  zunächst  die  Gründe,  welche  für  diese  Ansicht  bei- 
gebracht worden  sind. 

Im  Jahre  1214  (7.  März)  entscheidet  Friedrich  II.  den  von 
beiden  Theilen,  dem  Bischof  und  der  Stadt,  an  ihn  gebrachten  Streit 
dahin,  dass  Niemand  in  der  Stadt  einen  Rath  oder  ein  Gericht  ein- 
setzen  dürfe  ohne  Einwilligung  des  Bischofs:  pro  jam  dicto  episcopo 
lata  fuit  sententia,  quod  nullus  in  civitate  Argentinensi  consilium 
instituere  debcat  vel  aliquod  habere  temporale  judicium,  nisi  de 
consenau  et  bona  voluntate  ipsius  episcopi  et  ejus  concessione. 
(Schöpfl,  I,  395,  bei  Huillard-Breholles  Bd.  I,  p.  292).  Im  Jahre 
1219  aber  erkennt  Friedrich  den  Rath  der  Stadt  schon  an  (Schöpfl.  I, 
411)  und  1220  thut  dies  auch  Bischof  Heinrich  selbst  und  trifft  mit 
dem  Rath  eine  Abkunft  über  die  Vogtei  der  Stadt.  (Schöpfl.  I,  419). 


')  Arnold  I,  321. 

*)  Arnold  I,  328.  Oanpp,  Stadtrechte  des  Mittelalters,  I,  p.  47.  Hegel 
in  den  Beilagen  zum  9.  Bande  der  Städtechroniken,  p.  928/29. 
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In  einer  Urkunde  des  Bischofs  von  1215  (Wiirdtwein,  nova 
subsidia  diplomatiea  X,  287)  kommen  ferner  als  Zeugen  vor  Ulricus 
dapifer  und  Conrad  Virnekorn  (ein  Ministeriale  und  ein  Bürger) 
magistri  burgensiuin.  Demgemäss  muss  aUo  im  Jahre  1215  der 
Rath  schon  bestanden  haben;  denn  magistri  burgensium  ohne  Rath 
sind,  so  weit  wir  die  Sache  zu  erkennen  vermögen,  nie  vorhanden 
gewesen.  Trotz  dem  argumentircn  nun  Gaupp,  Arnold  und  Hegel, 
obwohl  auch  sie  diese  Urkunde  kennen,  so:  da  im  Jahre  1214  von 
Friedrich  11.  ausdrücklich  untersagt  wird  einen  Rath  zu  wählen, 
derselbe  aber  1219  schon  vom  Kaiser,  1220  vom  Bischof  selbst  an- 
erkannt wird,  so  muss  die  Abfassung  des  zweiten  Stadtrechts,  in 
welchem  die  Bestimmungen  über  den  Rath  die  Hauptsache  sind, 
in  die  Zeit  zwischen  1214  und  1219  fallen.  Man  hätte  aber,  da  in 
einer  Urkunde  des  Bischofs  von  1215  die  Bürgermeister  als  Zeugen 
auftraten,  vielmehr  sagen  müssen,  dasselbe  müsse  unmittelbar  nach 
dem  Edict  Friedrich  II.  von  1214  gegeben  sein.  Ich  aber  behaupte 
das  Gegentheil.  Das  Stadtrecht  muss  schon  bestanden  haben,  ab 
das  Edict  von  1214  gegeben  wurde;  denn  cs  ist  doch  sehr  unwahr- 
scheinlich, dass  der  Bischof  im  Jahre  1214  ein  Edict  des  Kaisers 
gegen  die  Bildung  eines  Rathes  sollte  erwirkt  und  trotzdem  bald 
darauf  die  Bürgermeister  anerkannt  und  ab  Zeugen  zu  einer  Rechts- 
handlung hinzugezogen  liaben. 

Alles  erklärt  sich  viel  leichter,  wenn  wir  das  Stadtrecht  in  die 
ersten  Jahre  des  13.  Jahrhunderts  setzen.  Dann  liegt  die  Sache  so: 
Die  Bürger  waren,  wie  es  im  ersten  Artikel  des  Stadtrechtes  heisst, 
cum  consensu  episcopi  übereingekommen  einen  Rath  von  12  honestae 
et  idoneae  personae  einzusetzen.  Bald  hatte  sich  dann  die  Praxis 
ausgobildet,  dass  der  alte  Rath  den  neuen  ernannte  *),  ohne  den 
Bischof  zu  fragen , und  gegen  diesen  Abusus  rief  der  Bischof  die 
Hilfe  des  Kaisers  au.  Dieser  cassirte  nicht  einfach  den  Rath, 
sondern  er  gebot  nur,  dass  derselbe  mit  Einwilligung  des  Bischofs 
eingesetzt  werden  sollte.  Und  dann  ist  es  ganz  wohl  möglich,  dass 
der  Rath  mit  Einwilligung  des  Bischofs  fortbestand,  und  dass  der 
Bischof  die  Bürgennebter  ab  Zeugen  bei  seinen  Rechtshandlungen 
hinzuzog,  wie  es  in  jener  Urkunde  von  1215  geschah. 

Bei  der  bisherigen  Ansicht  aber  scheinen  sich  mir  einige  un- 
lösbare Widersprüche  zu  ergeben.  Einmal  der,  den  ich  schon  ange- 
deutet habe:  es  ist  recht  wohl  möglich,  dass,  wenn  durch  ein  Ge- 
setz schon  ein  Rath  bestand,  die  Art  der  Einsetzung  desselben  durch 

')  Dass  der  Rath  von  der  Bürgerschaft  ernannt  worden  wäre,  davon 
findet  sich  auch  später  keine  Spur;  seit  dem  Statut  von  1263  aber  ernennt  der 
obgehende  Rath  den  neuen. 
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den  Kaiser  genauer  festgesetzt  wurde l)  und  dass  ihn  der  Bischof  dann 
unter  dieser  Einschränkung  bestehen  lies»,  dagegen  erscheint  es  mir 
undenkbar,  dass  der  Bischof  unmittelbar  nach  dem  kaiserlichen  Edict 
den  Bürgern  ein  derartiges  Statut  concedirt  haben  sollte.  Man  hätte 
in  diesem  Falle  doch  wenigstens  eine  klare  und  unzweifelhafte  Be- 
stimmung über  die  Mitwirkung  des  Bischofs  bei  der  Einsetzung  des 
Raths  erlassen  müssen,  statt  darüber  mit  einem  so  uugewissen  Aus- 
druck wie  duodecim  consules  ponantur  ohne  Hinzufügung  des  ponens 
hinwegzugehen. 

Unmöglich  hätte  auch  der  Bischof  im  Jahre  1215  nach  dem 
Erscheinen  des  kaiserlichen  Edictes,  welches  direct  auf  einen  vor- 
angegangenen Streit  (Utes)  zwischen  Bischof  und  Stadt  hindeutet, 
dem  Rathe,  dessen  oppositionelle  Stellung  ihm  doch  nicht  verborgen 
bleiben  konnte*),  so  ausgedehnte  Befugnisse  einräumen  können, 
wie  es  in  diesem  Statut  geschieht.  Wenn  Arnold  und  Qaupp  trotz- 
dem die  Abfassung  des  Statuts  in  diese  Zeit  setzen,  so  mag  das 
auch  darin  seinen  Grund  haben,  dass  sie  beide  nur  die  zwei  von 
Grandidier  selbst  veröffentlichten  Artikel  desselben  kannten.  Die 
Herausgabe  des  ganzen  Statuts  ist  erst  nach  Erscheinen  ihrer 
Werke  durch  Liblin  erfolgt.  Und  doch  ist  Arnold  der  Erkenntniss, 
dass  das  Statut  schon  früher  abgefasst  sein  müsse,  an  einer  Stelle 
sehr  nahe  gekommen,  indem  er  nämlich  p.  327  sagt:  „Hätte  das 
Bürgermeisteramt  nicht  bereits  längere  Zeit  (ich  füge  hinzu:  vom 
Bischof  anerkannt)  bestanden,  so  würde  der  Bischof  damals  gewiss 
nicht  eine  Errichtung  desselben  zugelasseu  haben,  da  in  dem  Amt 
so  klar  die  städtische  Selbständigkeit  ausgesprochen  liegt“  Trotz- 
dem sagt  er  aber  p.  328:  „Dass  sie  (nämlich  die  Abfassung  des 
Statuts)  in  der  Zeit  von  1200 — 1214  stattgefunden  haben  sollte,  ist 
sehr  unglaublich,  weil  damals  keine  Veranlassung  dazu  vorhanden 
war“.  Ich  meine  dieselbe  eben  in  der  freundschaftlichen  Gesinnung, 
die  zwischen  Bischof  Conrad  von  Hüneburg  und  der  Stadt  seit 
ihrem  gemeinschaftlichen  Auftreten  für  Otto  IV.  bestand,  zu  finden. 
Vor  dem  Jahre  1200  kann  das  Statut  nicht  wohl  aufgezeichnet 
sein,  da  in  der  schon  oben  (p.  30)  besprochenen  Urknnde  Schöpft.  I, 
368  noch  nicht  ein  geschlossener  Rath  von  12  consules  erscheint, 
sondern  11  Ministerialen  (de  ministerialibus  Waltherus  et  Rudolphus 

')  Durch  das  Stadtreckt  selbst  ist  das  nicht  geschehen,  und  eben  das 
mag  die  Misshclligkeiten  herbeigeführt  haben , welche  Bischof  und  Stadt  dazu 
veranlassten  die  Frage  dem  Kaiser  zur  Entscheidung  vorzulegen. 

*)  Das»  nämlich  schon  vor  Abfassung  des  Stadtrechts  ein,  wenn  auch 
eiten  rechtlich  vom  Bischof  nicht  anerkannter,  Rath  in  Strassburg  exist irte, 
kann  man  nach  der  Analogie  anderer  Städte  als  wahrscheinlich  annehmen. 
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causidicus  frater  ejus,  Burchardus  puer,  Burghardus  de  Steinin- 
burgedor,  Dettricus  Steholinus,  Albertus  Begere,  Guntarus,  Burg- 
hardus burggravius,  Dettricus  frater  ejus,  Eberhardus  filius  Walteri, 
Sifridus  de  Uswiler)  und  19  Bürger  (de  burgensibus  Burcliardus 
juvenis,  Fridericus  dispensator,  Erbo  et  Wernherus  Judices ’),  Ru- 
dolphus  Mennclin,  Alyoz,  Burghardus  Zipelin,  Petrus,  Reimbolt  Vir- 
nekorn,  Wernherus  Vitulus,  Harpertus  de  Npira , Johannes  Reizere, 
Ortleb,  Heinricus  Lebelin,  Fridericus  Hissenmenger,  Fridericus 
Thelonus,  Ulricus  Horbart,  Cuno  filius  Dietmari,  Rudolphus  Wallers- 
cere).  Dass  diese  Urkunde  aber  den  Uebergang  von  der  alten  zur 
neuen  Epoche  bildet,  dass  sich  in  ihr  schon  eine  Spur  der  späteren 
Rathsverfassung  findet,  habe  ich  schon  oben  angedeutet  Ich  setze 
demgemäss  die  Abfassung  in  das  letzte  Regierungsjahr  Conrads 
(1201 — 1202).  Vielleicht  bezieht  sich  auf  diese  Nachgibigkeit  des 
Bischofs  in  Betreff  der  Neuordnung  der  Stadtverfassung  auch  die 
Umschrift  um  sein  Bildniss,  welches  am  Speiorthore  angebracht  war: 
Conradus  de  Huneburg  fidelis  Argentineusis  episcopus. 

Fassen  wir  nun,  ehe  wir  zu  der  Besprechung  dieses  für  unsere 
Frage  geradezu  entscheidenden  Statuts  selbst  übergehen,  die  Ergeb- 
nisse unserer  bisherigen  Untersuchungen  über  den  Rath  kurz  zu- 
sammen. 

Schon  zu  der  Zoit,  als  noch  die  bischöfliche  Immunitätsgomcinde 
und  eine  Gemeinde  von  Vollfreien  neben  einander  in  der  Stadt 
wohnten,  als  demnach  auch  zwei  verschiedene  Regierungsgewalten, 
die  des  Bischofs  und  die  des  königlichen  Grafen,  der  offenbar  später 
in  die  Stellung  des  in  Strassburg  wenig  einflussreichen  Burggrafen 
zurückgcdräugt  wurde,  neben  einander  bestauden,  fanden  wir,  dass 
der  Bischof  bei  der  Vollziehung  wichtiger  Rechtsgeschäfte  oft  die 
sapientiores  seiner  dienstmännischen  Umgebung  zur  Berathung  zu- 
zog (der  Gemeinderath  der  ältesten  Zeit).  Er  behielt  dies  auch 
bei,  als  er  durch  das  ottonische  Privileg  von  982  die  gesammtc 
Gerichts-  und  durch  Uebertragung  der  Regalien  die  Regierungs- 
gewalt auch  über  die  freien  Einwohner  der  Stadt  erhalten  liatte. 
Nun  vollzog  sich  in  der  Einwohnerschaft  jener  merkwürdige  Process 
des  Herabsinkens  der  Vollfreien  zu  Zinsleuten  (censuales)  des 
Bischofs,  die  in  dessen  Hofrecht  eintraten.  Hand  in  Hand  damit 
geht  ein  Emporsteigen  der  dienstmännischen  Bevölkerung  über  diese 
Censualen.  Allmählich  bildete  sich  dann,  als  die  Censualenbe- 

')  Judices  ist  nicht  auf  alle  Vorhergehenden,  sondern  nur  auf  Krbo  et 
Wernherus  zu  beziehen,  in  deren  Geschlecht  jetzt  Judex  (in  deutschen  Urkun- 
den „Richter“)  erblicher  Beiname  wurdo  und  alle  Beziehung  auf  eine  richter- 
liche Thätigkeit  verliert. 
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völkerung  in  Folge  dea  zunehmenden  Wohlstandes  wieder  zu  neuer 
Bedeutung  gelangte,  das  Herkommen  aus,  dass  der  Bischof  nicht 
mehr  bloss  seine  Dienstmannen,  sondern  auch  die  nunmehr  xcr*Y£ojf»p 
sogenannten  burgenses  zur  Beratlmng  der  öffentlichen  Angelegen- 
heiten hinzuzog  (der  Gemeinderath  des  12.  Jahrhunderts).  Und 
zwar  lehnte  sich  diese  Entwickelung  an  die  Schöffengerichte  an. 
ln  diese  Epoche,  d.  h.  etwa  in  das  Jahr  1 135,  gehört  nach  unserer 
Ansicht  das  erste  Stadtrecht.  Das  in  demselben  angeordnete  Her- 
kommen entwickelte  sich  nun  immer  weiter,  und  gegen  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  setzten  wir  den  ersten  Versuch  der  Bürgerschaft 
sich  von  der  bischöflichen  Herrschaft  zu  emancipiren.  Hierauf 
wenigstens  glaube  ich  die  Gefangennahme  des  Bischofs  Conrad 
durch  seine  Ministerialen,  von  der  nns  die  Strassburger  Annalen 
berichten,  beziehen  zu  müssen.  Und  in  der  That  sah  sich  dann 
der  Bischof,  zwar  nicht  sofort,  aber  doch  kurze  Zeit  darauf,  ge- 
nöthigt,  die  Selbständigkeit  der  Stadt  bis  zu  einer  gewissen  Grenze, 
die  wir  bald  näher  werden  ziehen  können,  anzuerkennen,  indem  er 
dem  von  der  Bürgerschaft  entworfenen  Weisthum  zustimmte  und 
es  dadurch  rechtskräftig  machte. 

Schon  hierin  liegt  nun  der  grosse  Fortschritt  der  bürgerlichen 
Selbständigkeit,  gegenüber  der  Machtvollkommenheit  des  Bischofs. 
Das  erste  Stadtrecht  war  vom  Bischof  als  Grundgesetz  gegeben 
worden;  die  Zustimmung  und  Herbeiziehung  der  Bürgerschaft  er- 
scheint nur  als  accidentelles  Moment.  Jetzt  ist  die  legislative  Be- 
fugniss  auf  die  Bürgerschaft  übergegangen,  und  dem  Bischof  blieb 
nur  die  Anerkennung  (consensus)  des  von  dieser  vereinbarten  Ge- 
setzes. Die  Einleitung  zu  dem  Statut  spricht  das  deutlich  genug 

aus:  Notum  sit  omnibus qualiter  cives  Argentinensis  civitatis 

sapientiores  et  honorabiliores  (sollte  man  nicht  in  ihnen  den  bis- 
herigen Gemeiuderath  erkennen  dürfen,  der  jetzt  die  Fesseln  der 
bischöflichen  Herrschaft  abstreift?)  tamquam  justitiae  et  aequitatis 
ainatores  convenerunt  et  de  consensu  et  consilio  domini  episcopi, 
advocati,  omniumque  majorum  eandem  civitatcm  colentium  haec 
instituta  statuentes  describi  fecernnt. 

Und  gleich  der  erste  Artikel  zeigt  dann  den  principiellen  Ge- 
gensatz der  durch  dies  Gesetz  constituirten  Verfassung  gegen  die 
bisherige.  Man  könnte  den  Unterschied  mit  dem  zwischen  der 
ständischen  und  constitutioneilen  Monarchie  der  Neuzeit  vergleichen, 
nur  dass  in  der  letzteren  der  König  doch  immer  der  Repräsentant 
der  vollen  Souveränität  bleibt,  während  die  Stellung  des  Bischofs 
uun  bald  zu  einer  blosseu  Ehrenstellung  wurde,  indem  allmählich 
alle  Souveränitätsrechte  auf  den  Rath  übergingen  und  dadurch 
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schliesslich  eine  republikanisch-aristokratische  Verfassung  entstand, 
die  dann  durch  die  Zunftbewegung  in  demokratischem  Sinne  uni- 
gcstaltet  wurde.  — 

Es  wird  niimlich  in  diesem  Artikel  eine  fest  organisirte,  in 
sich  geschlossene  Behörde  eingesetzt,  welche  aus  Ministerialen  und 
Bürgern  zusammengesetzt  ist  und  die  Gerichts-  und  zum  Theil  die 
Regierungsgewalt  in  Händen  hat.  An  ihrer  Spitze  steht  ein,  uuter 
Umstünden  auch  zwei  Bürgermeister,  welche  von  dem  Käthe  (hier 
zuerst  heissen  dessen  Mitglieder  consules)  selbst  gewühlt  werden. 
Sie  sollen  die  Ehre  des  Bischofs,  der  Kirche  und  der  Stadt  wahren, 
die  gesammte  Einwohnerschaft  gegen  alle  Unbill  vertheidigeu  und 
nach  dem  wahren  Sachverhalt  gerecht  richten.  *)  Das  heisst  doch 
nichts  Andores,  als  diese  Behörde  übernimmt  die  Garantie  des  schon 
im  ersten  Stadtrecht  festgesetzten  Stadtfriedens,  über  den  bisher 
der  Bischof  mit  seinen  Beamten  allein  gewaltet  hatte,  sie  übernimmt 
ferner  die  oberste  Gerichtsgewalt,  von  der  die  ganz«'  Rcgierungs- 
gewalt  des  Bischofs  über  die  Stadt  ausgegnngen  war. 

Die  folgernden  Artikel  geben  nun  nach  meiner  Ansicht  den  un- 
umstösslichen  Beweis  für  den  innern  Zusammenhang  des  Rathes 
mit  dom  Schöffengericht;  die  gerichtlichen  Functionen  des  Rathes 
erscheinen  hier  als  die  wesentlichen  und  massgebenden.  Dadurch 
wird  nun  die  Gewalt  des  Vogtes,  der  bisher  dem  Schöffengericht 
prüsidirt  hatte,  zu  einem  Schatten  herabgedrückt,  sie  geht  auf  die 
Vorsteher  des  Rathes,  die  Bürgermeister,  über.  „Sedebunt  autem 
pro  tribunali  ad  judicandum  omni  ebdomada  duabus  ricibus,  scilicet 
in  feria  tertia  et  in  feria  quinta,  nisi  propter  festos  dies  omittant. 
Magister  voro  judicabit,  consules  dabunt  seutentiam.“  Mit  denselben 
Worten  hätte  man  früher  das  Verhältniss  des  Gerichtsvogtes  zu 
dem  Schöffengericht  ausdrücken  können.  *) 

Für  dies  Zusammenbrechen  der  Gewalt  des  Vogtes  ist  es  sehr 
bezeichnend,  dass  derselbe  in  Art.  11  hinter  dem  Schultheissen  ge- 
nannt wird,  obwohl  wir  wissen,  dass  auch  in  den  folgenden  Jahren 
noch  die  Vogtei  sich  in  den  Händen  des  adligen  Geschlechts  der 
Liehtenberger  befand,  während  das  Schulthcissenamt  stets  Dienst- 
mannen des  Bischofs  übergeben  wurde.*)  Möglich,  dass  die 


')  Schon  hier  tritt  ihr  Zusammenhang  mit  dem  Gericht  deutlich  hervor. 
*)  Leider  kommt,  wie  erwähnt,  in  dem  ersten  Stadtrecht  das  Schoflen- 
Bericht  noch  gar  nicht  vor,  obwohl  von  den  Functionen  des  Vogtes  ausführlich 
gesprochen  wird.  Vir  können  dieses  also  nicht  zur  Vergleichung  heranziehen. 
In  dem  zweiten  Stadtrecht  erscheinen  die  Schöffen  als  althergebrachtes  Institut. 

’)  vgl.  den  Art.ü  des  ersten  Stadtrechts : Nulli  autem  episcopus  officium 
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Lichtcnbergor  schon  damals  ftir  die  Stadt  einon  Untervogt  (subadvo- 
catus)  bestellten  und  dass  dieser  im  Art.  11  gemeint  ist,  allein  das 
würde  an  der  Sache  nicht  viel  ändern. 

Der  Schultheiss  dagegen,  der  nach  wie  vor  vom  Bischof  er- 
nannt wurde,  scheint,  soweit  die  wenigen  Andeutungen,  die  das 
Statut  über  ihn  gibt,  schließen  lassen,  im  Besitz  seiner  früheren 
Macht  geblieben  zu  sein.  Bei  den  vom  Rath  abgehaltenen  Gerichts- 
sitzungen präsidirte  der  Bürgermeister,  und  wir  hören  nichts  davon, 
dass  der  Schultheiss  zu  denselben  zugezogon  worden  wäre.  Es 
muss  also  neben  dem  Rath  noch  ein  besonderes  Schöffengericht 
gegeben  haben,  in  dessen  Sitzungen  der  Schultheiss  den  Vorsitz 
führte.  Eben  diese  Thatsache  aber  führt  uns  auf  die  Art  der  Ent- 
stehung des  Rathes.  Derselbe  ist  anfangs  sicher  nichts  Anderes 
gewesen,  als  ein  Ausschuss  des  Schöffengerichtes.  Die  richterliche 
Coinpetcnz  wurde  dann  zwischen  ihm  und  dem  rcsiduum  der 
Schöffen  getheilt.  Der  Rath  trat  in  gerichtlicher  Beziehung  an  die 
Stelle  des  Vogtgericht*,  d.  h.  er  entschied  in  Criminalsachcn,  vor 
Allen)  in  Sachen,  die  an  blutige  Hand  gingen,  der  Schultheiss  übte 
die  niedere  Gcrichtsgowalt ; seine  Gerichtsbeisitzer  waren  die  übrigen 
Schöffen.  Die  Administrativgewalt  dagegen  fiel  allein  dem  Rath  zu. 
Auf  diesen  inneren  Zusammenhang  zwischen  Rath  und  Schöffen 
deutet  auch  die  Bestimmung  des  Art.  5 hin,  dass  bei  Verhandlung 
wichtiger  Geschäfte  (die  richterlichen  werden  hier  kaum  gemeint 
sein)  die  Schöffen  zu  den  Rathssitzungen  herbeigezogen  werden 
sollen. ') 

Dieser  Artikel  giebt  uns  eine  Andeutung  politischer  Rechte  des 
Rathes,  allein  auch  diese  ist  nur  sehr  unbestimmt  gehalten.  Dass 
aber  die  Rechte,  die  der  Rath  dann  bald  darauf  in  Anspruch  nahm, 
politischer  und  zwar  sehr  weitgehend  politischer  Natur  waren,  wird 
der  weitere  Verlauf  unserer  Untersuchungen  ergeben. 

Es  ist  das  erste  Mal,  dass  uns  das  Institut  der  Schöffen  in 
einer  Rechtsaufzeichnung  der  Stadt  Strassburg  begegnet,  und  wir 
erhalten  hier,  in  den  Artikeln  23 — 27  unseres  Statuts,  näheren  Auf- 
schluss über  das  Wesen  desselben. 


publicum  committere  debet,  nisi  i|ui  sit  de  familia  ecclesinc  suae.  Dagegen 
heisst  cs  in  dem  Vertrag  zwischen  dem  erwählten  Bischof  Heinrich  von  Strass- 
barg and  der  Stadt  vom  .fahre  1263:  „Venne  so  in  ein  nuve  Herre  wirt  zu 
cime  ßischoff,  das  er  das  Schultheissen  Ambaht  lihen  soll  eime  Gottshuss 
Dienstmanne  oder  cime  bürgere“  etc.  Wcncker.  Von  Aussburgem  p.  23. 

')  (luandocunqnc  ardua  negotia  coram  Domino  cpiscopo  vel  alibi  sunt 
tractanda,  consnlcs  primo  congregabuntnr  ad  inviccm,  et  si  opus  fucrit,  scabini 
vocantur  ad  Consilium. 
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Ich  möchte  hier  an  das  anknüpfen,  was  Heusler  a.  a.  O.  p.  183  ff. 
über  die  Officialen  der  Richerzechcit  in  Köln  gesagt  hat;  er  scheint 
mir  dort  den  Nachweis,  dass  dieselben  mit  der  Civilgerichtsbarkeit 
Zusammenhängen  und  „besonders  glaubwürdige  Urkundspersonen 
sind,  welche  auch  die  Schreinbücher  führen  und  Auszüge  daraus 
mittheilen“,  vollkommen  erbracht  zu  haben. ') 

Ganz  ähnlich  ist  nun  die  Stellung  der  scabini  in  Strassburg. 
Sie  sind  Leute  vite  probabilis  bonique  testimonii  (Art  23)  und 
schwören  bei  ihrer  Wahl  stets  der  Wahrheit  gemäss  Zeugniss  vor 
dem  Rath  abziüegen. 

Zweierlei  ergibt  sich  aus  dem  Wortlaut  dieses  Artikels,  einmal, 
dass  die  Schöffen  gewählt  werden  (electi  et  statuti  sunt),  was,  wie 
wir  sehen  werden,  bei  den  Rathsmitgliedern  nicht  der  Fall  war, 
und  zweitens,  dass  ihre  Eigenschaft  als  Vertrauens-  und  Urkunds- 
personen als  ihre  wesentliche  Befugniss  erscheint  Was  den  ersten 
Punkt  anbetrifft,  so  können  wir  nur  wieder  bedauern,  dass  das 
Statut  über  die  Art  der  Wahl  absolut  keinen  Aufschluss  gibt  Und 
auch  sonst  haben  wir  über  die  Schöffen  bis  zu  dem  leider  bisher 
noch  nicht  vollständig  gedruckten1)  Statut  von  1322  keine  urkund- 
lichen Angaben.  Und  über  die  Wahl  derselben  erhalten  wir  auch 
dort  keinen  Aufschluss;  wohl  aber  ist  das  Statut  von  1322  für  die 
Erkenntniss  des  Wesens  der  Schöffen  überhaupt  und  namentlich 
ihres  Verhältnisses  zum  Rath  von  Bedeutung.  Darauf  werden  wir 
gleich  noch  zurückkommen. 

Ich  möchte  mich  nun  allerdings  bei  der  Unsicherheit  der 
Ueberlieferung  nicht  zu  weit  in  das  Gebiet  der  Vermuthung  hinein- 
wagen, hier  aber  scheint  mir  doch  nach  Allem,  was  wir  über  die 
Strassburger  Schöffen  wissen,  die  Annahme  sehr  natürlich,  dass  die- 
selben in  der  That  von  der  Bürgerschaft,  zu  der  aber  die  Hand- 
werker damals  noch  nicht  gehörten,  gewählt  wurden.  Wenn  der 
Bischof  sie  eingesetzt  hätte,  dann  hätte  man  unmöglich  den  Aus- 
druck „electi  sunt“  gebrauchen  können. 

Ist  dem  so,  dann  sind  die  Schöffen  eine  Vertretung  der  Go- 
sammtbürgcrschaft,  was  der  Rath  direkt  ja  nie  gewesen  ist*);  sie 

')  vgl.  damit  die  Ausführungen  Hegels  ül>er  die  Offieiales  de  ltigirzcg- 
heide,  a.  a.  O.  p.  CIV. 

*)  Theile  desselben  sind  von  Hegel  in  der  ersten  Beilage  zum  2.  Band 
der  Strassburger  Chroniken  und  von  Heuslor  in  der  „Verfassungsgeschichte 
der  Stadt  Basel“  p.  478  gedreckt,  der  Thoil  über  den  Ammanmeister  bei  J. 
Wencker,  Collecta  archivi  jura,  p.  1S1  fl'. 

*)  d.  h.  so  lange  dem  Handwerkerstände  der  Eintritt  in  denselben 
versagt  war. 
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bildeten  alsdann  eine  wesentliche  Ergänzung  der  Verfassung,  indem 
sie  gewisHerBiassen  eine  Controlle  über  den  Rath  ausübten,  daher 
auch  die  Bestimmung  des  Art  5,  den  wir  eben  besprochen  haben, 
dass  bei  wichtigen  Angelegenheiten  die  Schöffen  zu  den  Raths- 
sitzungen zugezogen  werden  müssen. 

Diese  letztere  Bestimmung  wird  dann  in  dem  Statut  von  1322 
noch  präcisirt:  Meister  und  Rath  sollen,  heisst  es  dort,  den  Amman- 
meister, der  um  die  Scheide  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  den 
Schöffenmeister  verdrängte,  zur  Berufung  der  Schöffen  und  Am- 
männer ')  beauftragen,  wenn  es  der  Stadt  Nutzen  und  Ehre  erheischt 
Der  Amman >nei8ter  soll  den  Schöffen,  wenn  er  sie  zusammenruft, 
sagen,  weshalb  dies  geschehe:  „zu  glicher  wis  wanne  man  unsere 
stette  ahncinde  enweg  geben  wil,  versetzen  oder  verkoufen  oder 
verwechseln,  so  »ol  man  die  scheffel  besamnen,  als  vorgeschriebcu 
stat“ 

Bei  Gemeindeangelegenheiten,  so  heisst  cs  in  dom  Statut  von 
1322  weiter,  müssen  die  Schöffen  zu  den  Rathssitzungen  zugezogen 
werden,  und  nur  dann  soll  darüber  Beschluss  gefasst  werden,  wenn 
mehr  Scheffel  als  Rathsmitglieder  anwesend  sind. 

Hier  zeigt  sich  doch,  meine  ich,  deutlich  genug,  dass  die 
Bürgerschaft  das  Uebergewicht  des  Rathes,  welches,  wie  wir  aus 
dem  Statut  von  1249  ersehen,  schon  zu  mancherlei  Ausschreitungen 
geführt  hatte,  durch  die  Controllgcwalt  der  Schöffen  parallysiren 
wollte. 

Der  zweite  Punkt,  der  sich  klar  aus  dem  Art  23  des  Statuts 
ergibt,  rechtfertigt  eben  die  Analogie,  welche  ich  zwischen  den 
Strassburger  Schöffen  und  den  Kölner  officiales  de  Rigirzcgheide 
gezogen  habe. 

Was  nun  den  inneren  Zusammenhang  zwischen  Schöffel  und 
Rathmannen  betrifft,  so  habe  ich  schon  wicdcrholentlich  meine  Ansicht 
darüber  geäussert.  Heusler  a.  a.  0.  p.  203  vermutbet,  dass  der  Rath 
schon  früh  die  Beisitzer  des  Schultheissengeriehts , d.  h.  eben  nach 


.')  Schon  aus  dieser  Fassung  geht  doch  ganz  unzweifelhaft  hervor,  dass 
Schöffel  und  Ammänner  nicht,  wie  Hegel  (a.  a.  O.  p.  956)  will,  identisch  sein 
können.  Ebenso  unzweifelhaft  scheint  es  mir,  dass  „Ammanmeister“  nicht  nur 
ein  anderer  Name  für  „SchöfTcnmeister“  sein  kann.  Zwar  hat  der  Amman- 
meister  die  Functionen  des  Sehöflcnmeistcrs,  den  er  aus  der  Verfassung  ver- 
drängt hat,  in  sich  aufgenommen;  aber  doch  ist  er  ein  wesentlich  neuer 
Magistrat  durch  die  mancherlei  anderen,  wesentlichen  politischen  Functionen, 
welche  er  hat  und  welche  in  gar  keinem  Contact  mit  dem  Amt  des  Schöflen- 
mcisters  stehen.  Ks  geht  dies  schon  aus  dem  ganzen  Wesen  und  der  Be- 
stimmung dieses  auf  demokratischer  Basis  ruhenden  und  doch  fast  autokraten 
Amtes  hervor. 
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seiner  und  meiner  Auffassung  die  Schöffen  ernannt  habe.  leb  nehme 
gerade  das  Entgegengesetzte  an:  der  Rath  ist  ein  Ausschuss  aus 
den  Schöffen ; nicht  der  Rath  ernennt  die  Schöffen,  sondern  er  wird 
aus  den  Schöffen  ernannt.  Vielleicht  kommen  wir  dieser  Behauptung 
näher  durch  eine  Verordnung  vom  Jahre  1304,  welche  Heusler  aus 
dem  Codex  A der  Rathsverordnungen  auf  der  Strassburger  Bibliothek 
in  seinem  Buche  „Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Basel“,  p.  477, 
Anm.  3 zum  Theil  abgedruckt  hat  Dort  heisst  cs : „wer  den  stat- 
friden  brichet,  sol  zehen  jar  leisten;  ist  er  aber  des  rates,  so  sol 
er  zwanzig  jar  alse  usse  sin  und  sol  sin  scheffel  ambaht  vorloren 
han“.  Ich  meine,  hieraus  geht  doch  mit  der  grössten  Klarheit  her- 
vor, dass  die  Rathsmitglieder  zugleich  Scheffel  waren  und  es,  wenn 
ihr  Jahr  vorüber  war,  wieder  wurden.  Nun  hat  es  ja  allerdings 
sein  Bedenkliches,  mit  Zeugnissen  aus  späterer  Zeit  die  historische 
Entwickelung  der  früheren  nachweisen  zu  wollen,  allein  nachdem 
wir  schon  durch  andere  Anzeichen  auf  diese  Spur  gebracht  waren, 
bildet  doch  dies  Zeugnis»  eine  willkommene  Bestätigung  unserer 
Ansicht 

Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  nun  die  Schöffen  als  Vertrauens- 
männer und  Zeugen  bei  Rechtshandlungen  fungiren,  gibt  uns  der 
Art.  24  näheren  Aufschluss.  Die  Schöffen  sollen  bei  allen  rechts- 
kräftigen Handlungen,  Verkäufen  und  Käufen,  Schuldsachen  und 
deren  Begleichung  zugezogen  werden.  Und  zwar  sind  sie  dann 
von  vornherein  rechtsgiltige  Zeugen;  sie  brauchen  nicht  bei  jedem 
einzelnen  Rechtsgeschäft,  bei  dem  sie  assistiren,  einen  Eid  auf  die 
Wahrheit  ihrer  Aussagen  abzulegen,  sondern  es  genügt  der  allge- 
meine Eid,  den  sie  bei  Antritt  ihrer  Function  als  Schöffen  vor  dem 
Rath  abzulegen  haben:  qni  in  electionc  sua  jurare  debent  coram 
consulibus  testimonium  veritati  perpetualiter  exhibere  super  omnibus 
que  viderint  et  audierint.  (Art  23.) 

Art.  25  bestimmt  dann,  dass  das  Zeugniss  von  zwei  Schöffen 
oder  zwei  Rathsmannen  in  allen  strittigen  Fällen,  deren  einige 
Art  25 — 27  angegeben  werden,  entscheiden  sollten. 

Auch  hieraus  ergibt  sich  nach  meiner  Ansicht,  dass  Rath- 
mannen  und  Schöffen  nicht  nur  aug  denselben  Elementen  bestanden, 
sondern  dass  sie  auch  anfangs  im  Wesentlichen  gleiche,  und  zwar 
gerichtliche  Functionen  hatten.  Bei  den  Schöffen  blieb  es  bei  dieser 
Lage  der  Dinge,  der  Rath  aber  erhielt  dann  auch  politische  Rechte 
und  wurde  dadurch  erst  eine  von  den  Schöffen  speciiisch  ver- 
schiedene Behörde. 

Hegels  Behauptung,  dass  diese  Schöffel  von  den  Gerichtsschöffen 
verschieden  seien,  ist  daher  entschieden  unrichtig. 
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Wir  kehren  nun  zu  dem  Rathe  zurück  und  betrachten  zunächst, 
auf  welche  Rechtssachen  «ich  die  Compotenz  de«  neugeschaffenen 
(oder  doch  jetzt  erst  rechtlich  anerkannten)  Rathe«  erstreckt.  Zu- 
nächst ahndet  er  die  Uebertretungen  des  schon  durch  das  erste 
Stadtrecht  so  energisch  betonten  Friedens  in  den  Ringmauern  der 
Stadt  Im  Art  7 wird  bestimmt,  das«  der  Rath  den,  der  einen 
Andern  mit  einer  Verbalinjurie  beleidigt  hat,  wenn  er  vor  dem 
Rath  durch  2 Zeugen  überführt  wird,  zu  30  solidi  verurtheilen  und 
ihn  so  lange  aus  der  Stadt  verbannen  soll,  bis  er  diese  Busse  be- 
zahlt und  dem  Geschädigten  Gonugthnung  gegeben  hat.  Wer  aber 
einen  Anderen  beraubt  oder  mit  der  Faust  oder  sonst  irgendwie 
verwundet  hat,  ohne  dass  Blut  dabei  geflossen  ist,  soll,  wenn  er 
durch  zwei  Zeugen  dessen  überwiesen  ist,  5 Pfund  büssen.  (Art.  8.) 
Hat  die  Verwundung  mit  einer  scharfen  Waffe  stattgefunden,  so 
wird  der  Thäter  zunächst  so  lange  in  Haft  gehalten,  bis  sich  heraus- 
gestellt hat,  ob  die  Verwundung  tödtlich  ist  oder  nicht  (Art  9). 
Im  ersteren  Falle  wird  er  vom  Rathe  zum  Tode  verurtheilt,  im 
letzteren  aber  wird  ihm,  nachdem  das  Urtheil  im  Gericht  des 
Schultheisscn  gesprochen  ist,  im  Stadtgefttngniss  die  rechte  Hand 
abgehauen. 

Hier  sieht  man  recht  deutlich,  wie  die  jurisdictioneile  Gewalt 
des  Vogtes  in  die  Hand  des  Rathcs  übergegangen  ist.  Die  Sachen, 
die  an  blutige  Hand  gehen,  werden  vom  Rathe  entschieden,  während 
bisher  hier  die  alleinige  Competenz  dem  Vogte,  der  den  Blutbann 
vom  Kaiser  hatte,  zustand.  Dagegen  bleiben  die  anderen  Ver- 
letzungen, wenigstens  zum  Theil,  in  der  Hand  des  Schultheissen, 
der  also  nach  wie  vor  die  niedere  Gerichtsbarkeit  ausübt. 

Dies  völlige  Insichzusammensinken  der  Gewalt  des  Vogtes 
wird  sprechend  durch  die  Artikel  11  und  12  illustrirt.  Dort  heisst 
es,  dass,  wenn  der  Thäter  sich  durch  die  Flucht  der  Bestrafung 
entzogen  hat,  sein  Grundeigenthum  eingezogen,  sein  Haus  zerstört, 
oder,  si  consules  et  scultetus  (der  Vogt  wird  gar  nicht  erwähnt!) 
voluerint,  Gemeindeeigenthum  werden  soll,  bis  der  Angeklagte  von 
dem  Verletzten  Verzeihung  erlangt  und  dem  Rath,  dem  Schultheis« 
und  dem  Vogt  (man  beachte,  dass  der  Vogt  hinter  dem  Schultheiss 
genannt  wird;  cf.  oben  p.  36)  Busse  gezahlt  hat,  und  zwar  an  den 
Rath  5 Pfund,  an  Schultheiss  und  Vogt  30  Schillinge.  Der  Vogt 
erhält  also  nur  noch  einen , dem  des  Schultheissen  gleichen , Theil 
des  Strafgeldes,  an  den  gerichtlichen  Verfügungen  selbst  hat  er  kei- 
nen Antheil  mehr.  — Wenn  der  Verurtheilte  kein  Grundeigenthum 
besitzt,  so  zieht  der  Rath  sein  bewegliches  Vermögen  ein  und  be- 
friedigt damit,  soweit  dasselbe  ausreicht,  die  Ansprüche  des  Verlezten. 
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Auch  Verhandlungen  über  „Frevel  und  Geldschuld“  werden 
vor  dem  Rath  anhängig  gemacht,  doch  bleibt  hier  die  Entscheidung 
über  die  Höhe  der  Busse  dem  Schultheissen  und  dem  Vogt  über- 
lassen, „als  wenn  die  Verhandlung  vor  ihnen  stattgefunden  hätte“. 
(Art.  14.)  — 

Hausfriedensbruch  ist  so  streng  verpönt,  dass  derjenige,  welcher 
einen,  der  widerrechtlich  oder  mit  Gewalt  in  sein  Haus  eindringt, 
schlägt,  deswegen  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  wird.  Will 
der  Geschlagene  seine  Unschuld  beweisen  und  daher  den,  der  ihn 
aus  seinem  Hause  herausgetrieben  hat,  vor  Gericht  belangen,  so 
steht  es  dem  letzteren  frei  sich  durch  einen  Eid  zu  reinigen. 

Mit  sehr  erklärlicher  Ausnahme  dieses  einen  Falles  aber  wacht 
der  Rath  mit  grösster  Sorgfalt  und  Strenge  über  die  Aufrechter- 
haltung der  Ruhe  und  Ordnung  in  der  Stadt  Wer  Jemand  bei 
einem  Hausfriedensbruch  unterstützt,  soll  dreifache  Busse  (90 
Schillinge)  büssen. 

Wenn  ein  Streit  oder  Kampf  in  der  Stadt  ausbricht,  so  soll 
Niemand  die  Waffen  ergreifen,  ehe  nicht  der  Rath  die  Erlaubniss 
vor  dem  Münster  der  heiligen  Maria  gegeben  hat  (Art.  20;  vgl. 
unten  p.  43  über  Art.  54).  Wer  dieser  Bestimmung  zuwiderhandelt 
und  mit  Waffen  einen  Freund  im  Kampfe  unterstützt  soll  der  Stadt- 
kassc  ö Pfund  zahlen.  Im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  soll  er 
so  lange  aus  der  Stadt  verbannt  werden,  bis  ihm  der  Rath  die 
Rückkehr  gestattet. 

Wenn  aber  ein  ausserhalb  der  Stadt  Wohnender  einon  Insassen 
der  Stadt  in  irgend  einer  Weise  verletzt  oder  geschädigt  hat,  und 
bevor  die  Sache  ausgeglichen  ist,  in  die  Stadt  kommt,  so  ist  es 
nicht  strafbar,  wenn  der  Verletzte  oder  einer  seiner  Freunde  sich 
an  ihm  rächen.  Doch  muss  die  Klage  gegen  den  Angreifer  schon 
vorher  beim  Rathe  eingebracht  und  nur  noch  nicht  ausgetragen  sein. 

Aber  auch  der  Fall  kam  vor,  dass  der  auf  Grund  einer  Klage 
Verurtheilte,  um  sich  an  dem  Kläger  zu  rächen,  diesen  von  Neuem 
zu  schädigen  suchte.  Solches  Verfahren  musste  natürlich  dem  Rathe 
als  rcchtsprechender  Behörde  doppelt  strafwürdig  erscheinen;  und 
in  der  That  würde  alle  rechtliche  Sicherheit  aufhören,  wenn  man 
ein  solches  Vergehen  nicht  auf  das  Strengste  geahndet  hätte.  Des- 
halb war  auch  darauf  die  höchste  Geldstrafe,  die  überhaupt  in  un- 
serem Statut  vorkoramt,  nämlich  15  Pfund  gesetzt.  (Art.  53.) 

Um  selbst  die  Möglichkeit  nächtlicher  Krawalle  und  Ruhe- 
störungen zu  verhüten,  war  es  überhaupt  untersagt,  in  der  Nacht 
mit  einem  Messer  oder  irgend  einer  anderen  Waffe  versehen  umher- 
zugehen. Wer  diesem  Verbot  zuwiderhandelt,  muss  sich  gefallen 
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lassen,  als  verdächtig  angohaltcn  und  bestraft  zu  werden,  wenn  er 
nicht  im  Stande  ist  sich  zu  rechtfertigen. 

Bei  diesen  ausgedehnten  Befugnissen  des  Käthes  in  Bezug  auf 
das  Gericht  muss  es  auffallend  erscheinen,  dass  die  Dienstmannen 
des  Münsters  und  der  übrigen  Kirchen  der  Stadt  dem  Urtheil  des 
Käthes  überhaupt  nicht  unterstellt  sind,  sondern  vor  dem  kirchlichen 
Richter  ’)  Recht  geben.  Allein  es  ist  bekannt,  dass  uns  diese  merk- 
würdige Ausnahmestellung  der  kirchlichen  Dienstmannen  auch  in 
anderen  Städten  begegnet,  bis  die  immer  weiter  fortschreitende 
Macht  des  Rathes  auch  sie  in  den  Kreis  seiner  Autorität  bannte. 

Dass  der  Rath  übrigens  auch  über  seine  eigenen  Mitglieder, 
wenn  sie  sich  ein  Vergehen  zu  Schulden  kommen  Hessen,  richteto, 
sicht  man  aus  Art. 54  (vgl.  auch  Art  20).  Dort  heisst  es:  „Wenn 
unter  den  Bürgern  ein  Streit  ausbricht  und  Meister  und  Rath  den 
Frieden  wiederhergestellt  haben,  dann  soll  der,  der  denselben  nicht 
hält,  wenn  er  ein  Rathmann  oder  Schöffe  ist,  seines  Ehrenamtes 
verlustig  gehen*),  ist  er  das  nicht,  so  soll  er  5 Pfund  zahlen  und 
ein  Jahr  aus  der  Stadt  verbannt  sein. 

Schliesslich  enthält  das  Statut  noch  eine  Anzahl  sehr  cigen- 
thümlicher  Verordnungen,  welche  in  die  Einrichtungen  des  täglichen 
Lebens  und  in  die  Privatangelegenheiten  der  einzelnen  Bürger  in 
ganz  merkwürdiger  Weise  eingreifen  und  sich  etwa  mit  den  rö- 
mischen Gesetzen  über  den  Luxus  vergleichen  liossen',  nur  gehen 
sie  viel  weiter  als  jene.  So  sollen  bei  keiner  Hochzeitfeier  mehr 
als  acht  Männer  und  acht  Frauen  der  beiderseitigen  Verwandtschaft 
zugezogen  werden.  Nicht  mehr  als  4 Spielmänner  sollen  zum  Tanz 
aufspielen.  (Art.  47.)  Das  Schenken  von  Verlobungs-  und  Trauringen 
wird  untersagt  Art.  45),  ebenso  die  Geschenke  an  Wöchnerinnen 
u.  dgl.  m.  Zur  Aufrechterhaltung  dieser  Bestimmungen  werden  eigene 
„Hüter“,  zwei  vom  Rath  und  zwei  von  den  Schöffen  eingesetzt. 


')  Dieser  exemte  Gerichtsstand  der  „Gotteshausleute“  hat  nicht  lange 
mehr  fortgedauert.  Sicher  wissen  wir,  dass  sie  durch  das  Zusatzstatut  von  1276 
(Briefhuch  A No.  6ö  des  Stadtarchivs,  theilweis  gedruckt  bei  Strobel,  Geschichte 
des  Eisass  I,  ööß)  der  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  unterstellt  wurden;  die  Be- 
stimmung lautet:  „Ein  jeglicher  unser  burger,  er  sie  gotshusdienstmann  oder 
niit,  so!  zu  rehte  stann  vor  dem  meister  und  vor  dem  rate  von  Strasburg  und 
ensol  sich  dez  nicht  weren“. 

Nicht  für  gerichtliche  Entscheidungen  über  irgend  welche  Vergehen  oder 
über  Geldschuld,  wohl  aber  für  gewisse  rein  kirchliche  Rechtsgeschäfte  blich 
aber  auch  später  noch  ein  kirchlicher  Richter,  judex  curiac  genannt,  bestehen. 
Vgl.  die  Urkunden  Schöpft.  II,  No.  857  u.  877  aus  den  Jahren  1311  und  1314. 

*)  Präciscr  und  klarer  ist  diese  Bestimmung  in  dem  Statut  von  1322 
ausgesprochen ; vgl.  auch  oben  p.  40  über  die  Rathsverordnung  von  1304. 
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Man  sicht,  noch  ist  selbst  die  Gesetzgebung  bemüht  Einfachheit 
der  Sitten  in  der  Stadt  zu  erhalten  und  dem  beginnenden  Luxus 
zu  steuern.  Man  wird  annehmen  können,  dass  diese  Bestimmungen 
auf  Anregung  des  Bischofs  und  der  Kirche  erlassen  wurden.  Allein 
nicht  lange  liess  sich  der  immer  wohlhabender  werdende  Bürger 
und  Kaufmann  in  solche  Fesseln  legen,  und  bald  genug  wurde 
gerade  in  den  Kreisen  am  meisten  Luxus  getrieben,  welche  zur 
Aufrechterhaltung  der  Bestimmungen  gegen  denselben  berufen 
waren.  Das  lag  in  der  Natur  der  Dinge  und  liess  sich  durch 
Gesetze  nicht  aufhalten. 

Nicht  minder  merkwürdig  sind  auch  die  Bestimmungen  über 
denVerkehr,  merkwürdig  schon  darum,  weil  derartige  Verordnungen 
früher  allein  den  Beamten  des  Bischofs,  namentlich  dem  Burggrafen 
und  dem  Zöllner,  zustanden.  Die  wichtigsten  derselben  sind  fol- 
gende: Die  Schiffer,  die  das  Recht  des  Ueberfahrens  vom  Vogte 
erhalten  haben,  sollen  die  Bürger  von  Strassburg,  mögen  sie  zu 
Fuss  oder  zu  Pferd  sein,  unentgeltlich  über  den  Fluss  setzen.  Auch 
die  Kaufleute  zahlen  für  ihre  Person  und  für  ihr  Pferd  kein  Fahrgeld; 
wohl  aber  müssen  sie  solches  entrichten,  wenn  sie  so  viel  Waaren 
bei  sich  führen,  dass  sie  dieselben  nicht  allein  oder  mit  Hilfe  eines 
Pferdes  wegschaffen  können.  (Art.  33  u.  34.)  Wer  falsches  Mass 
beim  Wein  anwendet,  soll  ein  Talent  Strafe  zahlen.  — Die  Fleischer 
sollen  in  den  Fleischbänken  kein  finniges  Fleisch  verkaufen.  Sogar 
das  ist  bestimmt,  wie  breit  eine  Lage  Tuch  (panni  grisei)  sein 
müsse.  Man  sieht  hier  den  steigenden  Verkehr  der  grossen  Handels- 
stadt auf  seine  eigne  Sicherheit  Bedacht  nehmen  und  unredliche 
Mittel  zum  Gelderwerb  auf  das  Strengste  untersagen  und  zu  ver- 
hüten suchen. 

Andere  minder  wichtige  Bestimmungen  übergehe  ich. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  nun,  nachdem  wir  die  einzelnen 
Bestimmungen  des  überaus  wichtigen  Statuts  durchgegangen  sind, 
den  Zustand,  welcher  durch  dasselbe  geschaffen  wurde. 

Die  Vogtei  des  Bischofs  ist  fast  vollständig  vor  der  Macht  des 
Rathes  zurückgetreten;  der  Einfluss  des  Vogtes  beschränkt  sich  im 
Wesentlichen  darauf,  dass  er  in  einigen  Fällen  einen  Thcil  der 
Gerichtssportcln  einzieht.  Eine  Zeit  lang  fristet  er  noch  ein  Schein- 
dasein, bi»  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  dies  Amt,  auf  welchem 
die  Oberhoheit  des  Bischofs  vorzugsweise  beruht  hatte,  gänzlich 
aus  der  Verfassung  eliminirt  wird. 

Der  Rath  allein  hat  die  Blutgerichtsbarkeit;  in  seinen  Sitzungen 
wird  er  vom  Bürgermeister  geleitet;  es  ist  klar,  dass  dieser  im 
Grossen  und  Ganzen  in  die  Stellung  des  Vogtes  cingerückt  ist,  für 
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welchen,  da  die  niedere  Gerichtsbarkeit  dem  Schultheis»  verbleibt, 
in  der  neuen  Verfassung  überhaupt  kein  Raum  vorhanden  ist. 

Der  Burggraf,  der  Zoller  und  der  Münzmeister  bestehen  zwar 
fort  ’);  allein  der  Burggraf  hatte  in  Strassburg  nie  eine  hervorragende 
Rolle  gespielt;  seine  Gewalt  beschränkte  sich  iin  Wesentlichen  auf 
eine  Oberaufsicht  über  die  Handwerkerzünfte,  und  diese  standen 
damals  noch  vollkommen  ausserhalb  der  Bürgerschaft.  Von  einem 
Autheil  derselben  an  dem  Stadtregiment  kann  noch  nicht  entfernt 
die  Rede  sein.  Der  Zoller  steht  mit  der  Stadtverfassung  als  solcher 
ebenfalls  nur  in  sehr  geringer  Berührung,  und  seine  Einsetzung 
durch  den  Bischof  ist  daher  für  die  Entwickelung  der  Verfassung 
von  geringer  Bedeutung.  Auch  das  Münzregal  blieb  nicht  mehr 
allzu  lange  im  Besitz  des  Bischofs. 

Dagegen  nimmt  der  Rath  nun  schon  eine  ziemlich  autonome 
Stellung  ein;  er  ist  der  alleinige  Wahrer  der  Ruhe  und  Ordnung 
in  der  Stadt,  er  giebt  Anordnungen,  die  den  Handel  und  Verkehr 
fordern,  er  wacht  über  die  Strassenordnung,  vor  Allem  aber,  er  ist 
die  oberste  richterliche  Behörde  in  der  Stadt.  Und  wie  der  Bischof 
nur  durch  die  Uebertragung  der  Gerichtsbarkeit  die  Landeshoheit 
hatte  erringen  können,  so  ist  auch  die  richterliche  Corapetenz  des 
Rathes  der  Ausgangspunkt  für  seine  politische  Macht  geworden. 

Je  einflussreicher  uns  aber  hier  die  Macht  des  Rathes  entgegen- 
tritt, um  so  merkwürdiger  ist  es,  dass  über  die  Art  seiner  Ein- 
setzung, über  die,  welchen  das  active  und  passive  Wahlrecht  zu- 
steht, absolut  keine  Bestimmung  getroffen  ist  Und  schon  hieraus 
dürfte  mit  Sicherheit  entnommen  werden  können,  dass  von  einer 
Wahl  des  Rathes  durch  die  Bürgerschaft  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Ich  glaube  im  Gegentheil,  dass  sich  der  Bischof  in  Bezug  hierauf 
noch  einen  Theil  seiner  früheren  Rechte  reservirt  haben  wird. 
Das  ponantur  im  ersten  Artikel  (duodecim  consules  ponantur) 
scheint  mir  darauf  hinzudeuteu,  dass  er  das  Recht  behielt,  die- 
jenigen, welche  ihm  dazu  geeignet  schienen,  aus  den  Schöffen  in 
deu  Rath  einzusetzen  oder  wenigstens  die  neuen  Rathsmannen,  über 
deren  Wahl  wir  dann  gar  nichts  wissen  würden,  zu  bestätigen.  Man 
kann  allerdings  in  mittelalterlichen  Urkunden  auf  derartige  Aus- 
drücke nicht  allzu  viel  Gewicht  legen,  aber  hier  scheint  mir  doch 
zwischen  dem  ponantur,  welches  von  den  consules  gebraucht  wird, 
und  dem  eligantur,  welches  von  den  magistri  civium,  die  ja  offen- 
bar von  und  aus  den  Rathmannen  gewählt  wurden,  gesagt  wird,  ein 

')  Sie  werden  allerdings  in  diesem  Statut  nicht  erwähnt,  wohl  aber  in 
dem  von  1263.  Auch  sind  diese  Beamtungen  an  sich  unentbehrlich. 
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beabsichtigter  Gegensatz  obzu walten.  Damit  wäre  allerdings  dem 
Bischof  noch  immer  ein  ziemlich  bedeutender  Einfluss  auf  die 
Regierung  der  Stadt  Vorbehalten  worden,  allein  dies  dünkt  mir  auch 
mehr  als  wahrscheinlich.  Es  ist  doch  kaum  anzunehmen,  dass  der 
Bischof,  der  bis  dahin  die  alleinige  Regierungsgewalt  in  der  Stadt 
in  Händen  gehabt  hatte,  nun  mit  einem  Male  sich  jedes  Einflusses 
auf  dieselbe  bogeben  hätte.  Auch  ist  das  Recht,  welches  ihm  damit 
eingeräumt  wird,  nicht  so  bedeutend,  als  es  auf  den  ersten  Blick 
scheinen  könnte.  War  er  doch  auf  die  Personen,  welche  im  Schöffen- 
gericht sassen,  mit  seiner  Auswahl  beschränkt,  und  da  der  Rath  jähr- 
lich wechselte,  so  war  es  dem  Bischof  damit  unmöglich  gemacht, 
etwa  einige  ihm  besonders  nahestehende  Familien  fortwährend  in  den 
Rath  zu  wählen.  Auf  eine  solche  Vorsichtsmassregel  gegen  den 
Bischof  glaube  ich  auch  die  Bestimmung  des  Artikels  4,  dass  niemals 
Vater  und  Sohn  oder  zwei  Brüder  zu  gleicher  Zeit  im  Rathe  sitzen 
sollten,  beziehen  zu  müssen,  während  Arnold  meint,  dass  der 
jährliche  Wechsel  des  Rathes  auf  eine  misstrauische  Stellung  der  Ge- 
schlechter unter  cinandor  hindeute.  Ein  Misstrauen  zwischen  den 
einzelnen  Geschlechtern  anzunehmen  erscheint  mir  aber  darum 
unthunlich,  weil  nur  durch  vereintes  Vorgehen  der  patricischen 
Bürgerschaft  die  Einrichtung  des  Rathes  in  dieser  Weise  sich  voll- 
zogen haben  kann. 

Bei  dieser  Auffassung  der  Dinge  verliert  nun  das  Statut  das 
ungemein  Gewaltsame,  das  es  sonst  an  sich  trägt,  wenn  man  es 
mit  den  bisherigen  Zuständen,  namentlich  mit  denen  zur  Zeit  des 
ersten  Stadtrechts,  vergleicht.  Es  ist  gewissermassen  ein  Compro- 
miss  zwischen  Bischof  und  Bürgerschaft,  nicht  aber  ein  gewaltsames 
Verdrängen  des  Bischofs  aus  seinen  Rechten.  Sein  Einfluss  auf  die 
Regierung  der  Stadt  ist  bedeutend  vermindert,  aber  nicht  völlig 
vernichtet. 

Sehen  wir  nun,  wie  der  Rath  seine  neu  erworbenen  Rechte 
angewendet,  wie  sich  die  weitere  Entwickelung  bis  zur  vollkommenen 
Loslösung  der  Stadt  von  der  bischöflichen  Oberhoheit  und  bis  zur 
vollkommenen  Ausbildung  der  Herrschaft  der  patricischen  Mini- 
sterialen- und  Biirgergeschleohter  vollzogen  hat. 
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Die  Ausbildung  der  Herrschaft  des  Raths  in 
aristokratisch -republikanischer  Richtung  bis  zum 
Statut  von  1249. 


ir  haben  schon  oben  (p.  31)  gesehen,  wie  die  Stadt  Strass- 
burg im  Verein  mit  ihrem  Bischof  anfangs  gegen  König  Phi- 
lipp aufgetreten  war,  sich  dann  aber  durch  die  Vermittelung 
Bertholds  von  Zähringen  wieder  mit  ihm  ausgesöhnt  hatte.  Der- 
selbe hat  ihr  daun  ira  Jahre  1205  ein  wichtiges  Privileg  verliehen, 
dessen  Bedeutung  man  sich  bisher  noch  nicht  recht  klar  gemacht 
liat.  Er  nahm  die  Stadt  nämlich  cum  omnibus  ejus  incolis  sub 
specinlem  regie  majestatis  tuitionem.  Man  *)  hat  das  wohl  als  eine 
Erklärung  der  Reichsunmittclbarkeit  aufgefasst  und  gesagt,  der 
König  habe  die  Stadt  dadurch  dem  Einfluss  des  Bischofs  gänzlich 
entziehen  wollen.  Allein  soweit  werden  wir  doch  nicht  gehen  dürfen. 
Ich  meine,  der  weitere  Inhalt  des  Privilegs  lässt  keiuen  Zweifel 
darüber,  was  der  König  mit  jenen  Worten  bezweckt  hat.  Er  sagt 
nämlich:  de  libcralitate  regia  hoc  ipsi  civitati  iudulgemus  et  in 
evum  confirmauius,  ut  ubicunque  vel  ipsi  burgenses  vel  etiam  qui- 
cunque  ipsius  civitatis  c.ivcs  per  totam  provineiam  Alsatie,  proprie- 
tates  aliquas  sive  quascunquc  posscssiones  liabuerint,  ut  nemini 
licituin  sit  de  hiis  proprietatibus  sive  possessionibus,  vel  etiam 
eorum  hominibus  servitium  aliquod  accipere  vel  exigere,  vel  etiam 
cuiusquam  precarie  sive  cxactionis  onus  eis  imponerc,  quoniam  nos 
dictam  civitatero  cum  omnibus  ejus  pertinentiis  tarn  intra  quam  ex- 
tra ad  speciale  obsequium  imperii  decrevimus  reservare.  Die  ganze 
Urkunde  enthält  Befreiung  der  Strassburger  Einwohnerschaft  von 
Zöllen,  Steuern  und  Servitien  von  ihren  Besitzungen  im  ganzen 
Eisass.  Auch  die  letzten  Worte,  die  als  Grund  zu  den  vorher- 
gehenden erscheinen,  können  sich  nur  auf  etwas  derartiges  beziehen; 

*)  So  Schöpflin  und  Sclineegans  in  der  Einleit,  zum  code  historique  et 
diplomatique  de  la  ville  de  Strass!).,  namentlich  p.  VIII. 
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und  da  liegt  es  denn  »ehr  nahe  an  die  Steuer  für  den  Hof-  und 
Heerdienst,  die  der  Bischof  von  den  Censualen  und  auch  von  den- 
jenigen,  qui  foro  rerum  venalium  Student  (die  übrigens  natürlich 
auch  Censualen  sein  konnten,  zuweilen  aber  auch  zur  fainilia  der 
verschiedenen  Kirchen  gehörten;  vgl.  Heusler  und  namentlich 
Nitzseh),  einzog.  Diese  sollte  nunmehr,  das  ist  der  Sinn  der  kö- 
niglichen Verordnung,  nicht  mehr  an  den  Bischof,  sondern  direkt 
an  das  Reich  respeetive  an  den  König  gezahlt  werden.  Einen 
materiellen  Vortheil  gewährte  also  dies  Privileg  den  Bürgern  nicht 
direkt,  aber  es  sollte  ein  Mittel  sein  den  alten  Zusammenhang  der 
Stadt  mit  dein  Reiche  wiederherzustellen.  Es  kann  jedoch  zweifelhaft 
erscheinen,  ob  es  dem  König  gelungen  ist,  das,  was  er  verordnet, 
nun  auch  durchzuführen.  Eine  Grundsteuer  z.  B.  ist  sicher  auch 
später  noch  an  den  Bischof  abgefUhrt  worden,  und  noch  im  Jahre 
1261  bildete  es  einen  wesentlichen  Beschwerdepunkt  des  Bischofs 
gegen  die  Stadt,  dass  sie  „widerrechtlich“  Steuern  eingetrieben 
habe.  Doch  erscheint  das  Bestcuerungsrecht  des  Rathes  in  dem 
Statut  von  1263  schon  als  anerkanntes  Herkommen.  — Dass  das 
Privileg  Philipps  von  1205  irgendwie  fordernd  auf  die  Fortent- 
wickelung der  freien  Verfassung  in  Strassburg  gewirkt  habe,  werden 
wir  kaum  beweisen  können.  Die  folgende  Zeit  hat  nur  die  Keime, 
welche  schon  in  dem  Stadtrecht  von  1201  enthalten  waren,  zur 
Reife  gebracht,  und  zwar  musste  sie  das  mit  Naturnothwendigkeit, 
sie  hätte  es  auch  ohne  das  Privileg  Philipps  gethan. 

Man  könnte  nun  gegen  meine  Behauptung,  dass  das  zweite 
Stadtrecht  und  somit  die  Einrichtung  eines  Rathes  schon  in  das 
erste  oder  zweite  Jahr  des  13.  Jahrhunderts  falle,  einwenden,  dass 
noch  in  einer  Urkunde  von  1209  (bei  Schöpil.  I,  381)  von  dem 
Bischof  nur  Ministerialen  als  Zeugen  herangezogen  werden.  Allein 
das  beweist  nichts;  denn  einmal  bezieht  sich  diese  Urkunde  auf 
ein  Rechtsgeschäft,  das  der  Bischof  allein  in  seiner  Eigenschaft  als 
geistlicher  Vorsteher  der  Strassburger  Diöcese  ausfuhrt  (er  bestätigt 
nämlich  in  der  angedeuteten  Urkunde  dem  Kloster  Neuburg  das 
Eigenthumsrecht  an  der  vi lla 'Harthausen),  und  zweitens  wäre  es 
ganz  wohl  möglich,  dass,  auch  wenn  ein  Rath  bestand,  der  Bischof 
zur  Beglaubigung  aller  seiner  Urkunden,  zur  Assistenz  bei  allen 
seinen  Rechtsgeschäften,  auch  den  rein  weltlichen,  soweit  sie  nicht 
das  Interesse  der  Gesammtbürgersehaft  tangirten,  die  ihm  persönlich 
nahestehenden  Ministerialen  heranzog,  wenn  auch  bald  sich  das 
Herkommen  ausgebildet  haben  mag,  auch  hier  vorzugsweise  Raths- 
persouen,  aber  nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Rathes, 
zu  verwenden.  Auch  in  unserer  Urkunde  sogar  gehören  die  inter- 
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venirenden  Ministerialen  sämmtlich  Geschlechtern  au,  die  wir  bald 
darauf  als  Rathsmitglieder  naehweisen  können;  es  sind:  Wernherus 
marsalcus,  Rudolfus  vicedominus,  Burchardus  scultetus  et  frater 
ejus , Theodoricus,  Burchardus  puer,  Burchardus  de  lapidea  porta. 

Nach  dem  Tode  Philipps  schloss  sich  nun  die  Stadt,  wie  alle 
andern,  natürlich  Otto  IV.  wieder  an,  und  wir  sehen  dann,  dass 
Otto  ihr  am  16.  Juni  1211  ihre  sämmtlichen  Privilegien,  welche 
sie  von  Kaisern  und  Königen  erhalten  hat  ’),  bestätigt  und  somit 
den  zur  Zeit  in  der  Stadt  bestehenden  Rechtszustand  anerkennt 
Die  bis  dahin  vorgeschrittene  Emancipation  der  Stadt  konnte 
nun  durch  den  Rechtsspruch  Friedrich  II.  von  1214,  den  wir  schon 
oben  besprochen  haben,  wohl  einen  Moment  angehalten  und  gehemmt, 
nimmermehr  aber  völlig  negirt  und  aufgehoben  werden.  Man  hat 
viel  darüber  hin  und  her  gestritten,  ob  die  städtefeindliche  Gesetz- 
gebung Friedrichs  II.,  auf  die  wir  hier  natürlich  nicht  näher  ein- 
gehen  können,  als  es  die  Geschichte  der  Strassburger  Verfassung 
erfordert,  auf  die  freiheitliche  Entwickelung  der  Städte  einen  dauern- 
den Einfluss  gehabt  hat  oder  nicht  Sei  dem  wie  es  wolle,  in  Be- 
zug auf  Strassburg  ist  es  sicher  nicht  der  Fall  gewesen.  *) 

Die  schon  besprochene  Urkunde  vom  7.  März  1214  enthält 
übrigens  gar  nicht  eine  directe  Aufhebung  des  Raths,  wie  sie  etwa 
in  Basel  durch  die  Edicte  von  1218  erfolgte,  sondern  sie  trifft  nur 
die  Bestimmung,  dass  derselbe  nur  mit  Einwilligung  des  Bischofs 
eingesetzt  werden  dürfe.  Wenn  wir  nun  die  Auffassung  des  ersten 
Artikels  des  zweiten  Stadtrechtes,  welche  wir  aus  dem  Gegensatz 
der  Ausdrücke  ponantur  und  eligantur  (cf.  p.  45  und  46)  schöpfen 
zu  dürfen  glaubten,  beibehalten,  dann  enthält  das  Edict  Friedrichs  II. 
nichts  weiter,  als  eine  Bestätigung  oder  vielmehr  Wiederherstellung 
des  in  jenem  Statut  festgesetzten  Rechtszustandes.  Wir  werden 
dann  anzunehmen  haben,  dass  schon  damals  sich  der  Gebrauch  zu 
bilden  angefangen  hatte,  welcher  erst  durch  das  Statut  von  1263 
zum  Gesetz  erhoben  wurde,  dass  nämlich  der  abgehende  Rath  selbst 

')  Namentlich  wird  Lothar  erwähnt  und  dessen  Privileg  des  eximirten 
Gerichtsstandes  der  Stadt  ausdrücklich  hervorgehoben ; dagegen  wird  die  Ur- 
kunde Philipps  von  1205  nicht  namentlich  erwähnt,  ist  aber  in  den  Worten: 
concedimus  et  conti rmamus  omnes  usus  ipsorum  et  bonas  consuetudines , quas 
habuerit  temporibus  antecessorum  nostrorum  dive  memorie  Komanorum  im- 
peratorum  etc.  mit  inbegriffen.  Schöpü.  I,  384. 

*)  Arnold  p.  326  und  327  spricht  sich  ebenfalls  für  diese  Auffassung  aus, 
die  für  ihn  noch  naturgemässer  war,  da  er  das  zweite  Stadtrecht  unmittelbar 
nach  dem  Edict  Friedrichs  abgefaBst  sein  lässt.  Ich  habe  schon  ausgeführt, 
dass  ich  diese  letztere  Ansicht  nicht  theile,  da  sie  mir  eine  sachliche  Unmög- 
lichkeit zu  enthalten  scheint. 
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den  neuen  erwählte.  Dieser  weitere  Fortschritt  der  Selbständigkeit 
des  Rathes  sollte  rückgängig  gemacht,  nicht  aber  der  Rath  selbst 
aufgehoben  werden. 

Wie  aber  steht  es  mit  der  zweiten,  die  Almende  betreffenden 
Anordnung  des  Edietes?  Hier  lässt  sich  allerdings  die  Rechtsfrage 
weniger  leicht  beantworten.  Unzweifelhaft  ist  es  wohl,  dass  die 
Almende  gleichbedeutend  mit  der  alten  Mark  ist,  d.  h.  doch  also, 
dass  sie  als  Gemeingut  der  Einwohner  der  Markgenossenschaft 
respective  der  Stadtgemeinde  betrachtet  wurde.  Aber  je  grösser 
der  politische  und  jurisdictionelle  Einfluss  des  Bischofs  auf  die 
Stadt  in  den  übrigen  Beziehungen  wurde,  je  mehr  alle  Angelegen- 
heiten der  Stadt  von  seinen  Beamten  geordnet  wurden,  je  grösser 
und  ausgedehnter  sein  und  der  Kirche  Grundbesitz  in  der  Stadt 
durch  Schenkungen  und  Uebertragungen  von  Eigen  wurde,  um  so 
mehr  mag  ihm  auch  die  freie  Verfügung  über  das  Gemeindeland 
zugefallen  sein.  Als  dann  die  Bürgerschaft  um  die  Mitte  des  12. 
Jahrhunderts  zu  selbständigerem  Leben  erwachte,  mag  sie  auch 
hier  ihren  Einfluss  wieder  geltend  gemacht  haben,  so  dass  wir  auch 
hier  einen  Kreislauf  der  Entwickelung  zu  constatiren  hätten.  Aber 
so  lange  die  Bürgerschaft  noch  keine  rechtlich  anerkannte  Corpo- 
ration bildete,  wird  ihr  auch  eine  freie  Verfügung  über  die  Almende 
kaum  zugestanden  haben;  wenigstens  wird  auch  hier  die  Zustimmung 
des  Bischofs  erforderlich  gewesen  sein.  Möglich,  dass  man  bereits 
in  einzelnen  Fällen  diese  cinzuholen  unterlassen  hatte,  von  einem 
wirklichen  Eingreifen  in  die  anerkannten  Rechte  der  Bürgerschaft 
wird  man  auch  hier  kaum  reden  können.  Noch  im  Jahre  1261  ist 
es  einer  der  Beschwerdepunkte  des  Bischofs  Walther  von  Geroltzeck, 
dass  die  Bürgerschaft  sich  die  freie  Verfügung  über  die  Almende 
angemasst  habe. 

Ich  sehe  also  in  dem  Edict  von  1214  nur  den  Versuch  einer 
Hemmung  der  Selbständigkeit  der  Stadt,  nicht  aber  eine  Unter- 
drückung derselben.  Eine  andere  Frage  ist  es  allerdings,  ob  diese 
Auffassung  auch  für  die  übrigen  Städte,  gegen  welche  sich  die  Ge- 
setzgebung Friedrichs  richtete,  gelten  kann.  Und  diese  Frage 
werden  wir  unbedingt  verneinen  müssen. 

Es  ist  eine  bekannte  Thatsache , dass  die  andern  grossen 
Bischofsstädte,  vor  allem  Köln,  Mainz  und  Worms,  dann  auch 
Speier,  schon  viel  früher  als  Strassburg  zu  grosser  Selbständigkeit 
dem  Bischof  gegenüber  gelangt  sind.  Man  braucht  sich  nur  die 
Zustände  zu  vergegenwärtigen,  welche  in  der  Zeit,  wo  das  erste 
Strassburger  Stadtrecht,  welches  noch  bo  entschieden  hofrechtiiehe 
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Züge  enthält,  entstand,  in  Köln  herrschten '),  um  den  Gegensatz  deut- 
lich zu  empfinden.  Und  auch  nachdem  die  Urkunde  Friedrichs  I.  von 
1156  fiir  Worms  sich  als  gefälscht  erwiesen  hat*),  werden  wir  doch 
zugeben  müssen,  dass  der  durch  dieselbe  gekennzeichnete  Zustand 
spätestens  zur  Zeit  der  Fälschung  bestanden  haben  muss,  da  sonst 
doch  sicher  der  Bischof  die  Kaiser  Friedrich  II,  vorgelegte  Urkunde 
als  falsch  bezeichnet  haben  würde.  Die  Fälschung  kann  aber,  da 
sie  in  das  Diplom  Friedrichs  II.  von  1220  herttbergenommen  ist, 
nicht  später  als  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  gesetzt  werden; 
folglich  müssen  wir  annehinen,  dass  dem  Herkommen  nach  der 
Rath  der  Vierzig  in  Worms  wirklich  schon  am  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts bestand.  Aehnlich  verhält  sich  die  Sache  in  Mainz  und 
Speicr.  *)  Hier  musste  also  ein  Edict,  welches  den  Rath  von  der 
Einwilligung  des  Bischofs  abhängig  machte,  in  der  That  nicht  bloss 
hemmend,  sondern  zurücktreibend  auf  die  Stadtverfassung  einwirken. 
Nicht  so  in  Strassburg,  und  lägen  wir  hinzu,  in  Basel,  wo  der  Rath 
in  fester  Organisation  sich  eben  am  Anfang  des  13.  Jahrhunderts 
gebildet  hatte,  wo  daher  seine  Unabhängigkeit  vom  Bischof  kaum 
factisch  ausgebildet,  viel  weniger  rechtlich  anerkaunt  war.  Hier 
wurde  durch  die  fridericianischen  Edicte4),  wenn  überhaupt  etwas, 
höchstens  die  herkömmliche  Entwickelung  eines  Jahrzehnts  negirt, 
in  den  anderen  Städten  aber  sollte  die  Verfassung  auf  einen  Punkt 
zurückgeführt  werden,  welchen  sie  schon  seit  mehr  als  einem  halben 
Jahrhundert  überschritten  hatte. 

Aber  Friedrich  II.  ging  noch  weiter;  er  cassirte  durch  das 
Edict  von  Ravenna  von  1232  überhaupt  jeden  Rath,  jede  zünftische 
Vereinigung  der  Handwerker;  er  hob  alle  Privilegien,  welche  die 
deutschen  Städte  von  ihm  selbst  und  seinen  Vorfahren  erhalten 
hatten,  auf.  Das  aber  war  ein  zu  gewaltsamer  Bruch  mit  der  ge- 
summten Vergangenheit,  als  dass  er  hätte  dauernden  Erfolg  haben 
können.  Für  den  Augenblick  hat  die  Massregel  wohl  ihre  Ein- 


')  Das  angebliche  Wcisthum  von  1169  ist  allerdings  unecht,  allein  dass 
in  Köln  schon  im  12.  Jahrhundert  die  Schöffen  sich  aus  den  8chöffenbrädem 
selbst  ergänzten,  scheint  mir  nach  den  Ausführungen  Hegels  a.  a.  U.  p.  XCVI  ff. 
unzweifelhaft. 

*)  cf.  p.  28,  namentlich  die  Anmerkung  1 dieser  Abhandlung. 

*)  Ich  muss  in  Bezug  auf  das  Einzelne  auf  die  schon  in  der  Einleitung 
besprochenen  Werke  verweisen,  mit  denen  noch  der  Anhang  des  zweiten 
Bandes  von  Hegels  „(teschichte  der  italienischen  Städtcverfassung“  und  die 
schon  mehrfach  angeführte  Verlässungsgeschichto  von  Köln  von  demselben  zu 
vergleichen  wären. 

•)  in  Strassburg  vom  7.  März  1214,  in  Basel  vom  12.  u.  13.  September  1218. 

4* 
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Wirkung  auf  die  städtische  Entwickelung  geäussert,  dann  hat  sie 
zu  fortwährenden  Confiicten  zwischen  den  Bischöfen  und  ihren 
Städten  geführt;  die  durch  eine  fast  hundertjährige  Entwickelung 
entstandene  Basis  der  Stadtverfassung  liess  sich  durch  einen  ein- 
fachen Rechtsspruch  oder  vielmehr  widerrechtlichen  Gewaltact  nicht 
mehr  uinstossen.  Friedrich  II.  selbst  machte  schon  1235  — im 
Mainzer  Landfrieden  — - eine  Wendung  zu  Gunsten  der  Städte, 
und  als  nach  dem  Tode  Conrads  IV.  die  Reichseinheit  immer  mehr 
dem  Verfall  und  vollkommener  Zerrüttung  entgegeneilte,  waren  es 
namentlich  die  Städte,  welche  durch  ein  neues  Element,  das  föde- 
rative, eine  Wiederherstellung  derselben  möglich  erscheinen  Hessen. 

Kehren  wir  zum  Strassburger  Rath  zurück.  Die  Urkunde  von 
1214  hat,  wie  wir  sahen,  auf  die  weitere  Entwickelung  desselben  so 
gut  wie  gar  nicht  eingewirkt;  schon  1215  fanden  wir  in  einer 
bischöflichen  Urkunde  die  Bürgermeister  als  Zeugen  aufgeführt. 
Und  dass  Friedrich  II.  selbst  in  der  That  eine  Aufhebung  des 
Rathes  gar  nicht  beabsichtigt  hatte,  sondern  nur  eine  Zurückstauung 
der  immer  weiter  vorwärtsdringenden  Bewegung,  sehen  wir  sehr 
deutlich  aus  einem  Privileg,  welches  derselbe  Kaiser  der  Stadt 
Strassburg  im  Jahre  1219  verliehen  hat.  (Schöpf!.  I,  411.)  Er 
bestätigt  hier  seinen  dilectis  fldelibus  cousilio  et  uuiversis  civibus 
Argentiuensibus  die  Privilegien,  die  sie  von  seinen  Vorfahren  er- 
halten hatten,  und  verbietet  namentlich,  dass  man  von  ihnen  andere, 
als  die  althergebrachten  Zölle  und  Steuern  erhebe,  (dat.  11.  Ja- 
nuar 1219.)  In  einer  zweiten  Urkunde  desselben  Jahres  bestätigt 
er  ihnen  die  von  Philipp  ausgestellte  Urkunde,  durch  welche  ihnen 
Steuerfreiheit  aller  ihrer  Güter  im  Eisass  bewilligt  wird.  Hier  hat 
er  dann  auch  den  Ausdruck  Philipps  „quoniam  nos  dictain  civitatcm 
cum  omnibus  eius  pertinentiis , tarn  intus,  quam  extra  ad  speciale 
obsequium  iinperii  decrevimus  reservare“,  den  wir  schon  oben 
(p.  47  u.  48)  besprochen  haben,  herübergenommen.  Und  merkwür- 
dig ist  es  dann  jedenfalls  und  scheint  auf  einen  gewissen  inneren 
Zusammenhang  mit  dieser  Urkunde  hinzudeuten,  wenn  der  Bischof 
schon  im  nächsten  Jahre  den  Bürgern  das  Recht  Steuern  zu  erheben, 
indirekt  zugesteht,  während  wir  bisher  von  einem  solchen  Rechte 
der  Bürger  nichts  hören,  (s.  unten  p.  54.) 

Man  sieht,  dass  sich  Friedrich  noch  immer  nicht  recht  klar 
war  über  die  Politik,  die  er  den  Städten  gegenüber  einzuschlagen 
habe.  Ein  ähnliches  Schwanken  zeigt  sich  auch  in  seinem  Ver- 
fahren gegen  die  andern  Städte.  Der  Stadt  Basel  z.  B.  bestätigt 
er  im  Jahre  1212  ihren  vom  Bischof  unabhängigen  Rath,  und  in 
den  drei  Edicten  vom  12.  u.  13.  September  1218  hebt  er  nicht  nur 
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dies  sein  letztes  Privileg,  sondern  auch  die  seiner  Vorgänger,  wieder 
auf.  Er  verfahrt  also  hier  gerade  umgekehrt  wie  in  Strassburg. 
Offenbar  aber  stand  sein  Verfahren  im  Zusammenhang  mit  seiner 
sonstigen,  namentlich  mit  der  italienischen  Politik.  Um  ftir  diese 
die  weltlichen  und  geistlichen  Fürsten  auf  seiner  Seite  zu  haben, 
opferte  er  eine  Zeit  lang  die.  Städte  auf,  deren  Wesen  und  Bedeu- 
tung für  die  Reichsverfassung  seinem  scharfen  Auge  keineswegs 
verborgen  war. 

Nachdem  Strassbnrg  so  durch  die  beiden  Urkunden  vom  11.  Ja- 
nuar und  11.  September  1219  von  dom  Kaiser  die  Anerkennung 
seiner  Verfassung  erlangt  hatte  ’),  wurde  bald  darauf  zwischen  dem 
Bischof  und  dem  „Rath  der  Ministerialen  und  Bürger“  ein  Vertrag 
abgeschlossen,  der  uns  ganz  deutlich  zeigt,  wie  der  Bischof  sich 
genöthigt  sah,  der  aufstrebenden  Stadt  immer  mehr  zu  weichen; 
es  war  ihm  jetzt  nicht  mehr  möglich  die  gewaltige  Strömung  zu- 
rückzudämmen. 

Im  Jahre  1220  wurde  nämlich  zwischen  Bischof  und  Rath  fol- 
gendes eidlich  bekräftigte  Abkommen  geschlossen  (Schöpfl.  I,  419): 

Der  Bischof  Heinrich  verpflichtet  sich,  die  Vogtei  über  Strass- 
burg nie  einem  Kaiser,  König,  Herzog  oder  einem  aus  dem  Stamme 
eines  solchen  zu  übergeben.  Diese  Bestimmung,  deren  Aufrecht- 
crhaltnng  dann  auch  das  Domcapitel  gelobt,  gibt  eine  recht  be- 
zeichnende Illustration  der  Zustände,  welche  in  dem  zweiten  Stadt- 
recht anerkannt  worden  waren.  Die  Vogtei  war  durch  dasselbe  auf 
ein  Minimum  der  Macht  herabgedrückt  worden;  ihre  wesentlichen 
Functionen  sind  auf  den  Rath  übergegangen.  Nun  wollte  sich  dieser 
natürlich  auch  dagegen  sichern,  dass  etwa  durch  Ucbertragung  der 
Vogtei  an  eine  persona  illustris  der  alte  Zustand  wieder  herbeige- 
führt werden  möchte.  Der  Rath  wacht  eifersüchtig  über  die  neu 
erworbenen  Rechte,  und  der  Bischof  war  ihm  in  dieser  Hinsicht  nicht 
entgegen;  wissen  wir  doch  aus  der  Geschichte  der  übrigen  Bischofs- 
städte, wie  sehr  eine  allzugrosse  Ausdehnung  der  vogteilichen  Ge- 
walt, namentlich  wenn  sich  dieselbe  in  der  Hand  eines  mächtigen 
und  vornehmen  Herren  befand,  auch  dem  Ansehen  und  Einfluss 
des  Bischofs  zu  schaden  vermochte;  und  daher  ist  es  auch  zu  er- 
klären, dass  die  Bischöfe  ihren  Städten  so  gern  gestatten  (allerdings 
erst  in  etwas  späterer  Zeit),  die  Vogtei  durch  Kauf  an  sich  zu 
bringen.  Sie  wollten  die  Vogtei  lieber  in  den  Händen  der  Stadt, 
mit  der  sie  doch  noch  immer  ein  gemeinsames  Interesse  verband, 


')  Eine  solche  lau  schon  darin,  dass  der  Kaiser  die  Urkunden  an  den 
Rath  von  Strassburg  adressirte. 
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als  in  den  Händen  übermüthiger  Vögte  wissen,  die  nicht  nur  die 
Einwohner  durch  fortwährende  Steuern  und  servitia  bedrückten, 
sondern  auch  dem  Ansehen  des  Bischofs  sich  nicht  immer  unter- 
ordneten. Man  denke  nur  an  den  Aufstand  des  Burgvogtes  Dietrich 
gegen  den  Erzbischof  Conrad  von  Trier. 

Der  Bischof  musste  in  dem  Vertrage  von  1220  noch  weitere 
Concessionen  machen.  Sehr  merkwürdig  erscheint  es,  dass  ihm 
sogar  die  freie  Verfügung  über  das  Gut  der  Kirche  entzogen  wird, 
dass  er  auch  hei  dessen  Verwendung  an  den  Rath  gebunden  ist. 
Der  Bischof  verpflichtete  sich  nämlich,  einmal  dass  er  nie  Besitzungen 
der  Kirche  verkaufen  oder  zu  Lehen  vergeben  werde  (seil,  ohne 
Einwilligung  des  Rathes) ');  zweitens  aber  darf  er  über  das  Geld 
der  Kirche  nur  bis  sur  Summe  von  50  Mark  frei,  d.  h.  ohne  Zu- 
stimmung des  Rathes  verfügen.  Diese  in  der  That  auffallende  Be- 
stimmung wird  erst  durch  das  in  der  Urkunde  darauf  Folgende 
verständlich.  Der  Rath  seinerseits  nämlich  verpflichtet  sich  die 
Besitzungen  des  Bischofs  und  der  Kirche  unbehelligt  im  Genuss  der 
Immunität  und  der  Freiheit  von  Steuern  zu  erhalten  und  gegen 
Jedermann  zu  vertheidigen.  *) 

Hier  ist  also  das  Recht  des  Rathes  Steuern  zu  erheben,  welches, 
wie  wir  sahen,  bisher  noch  nie  rechtlich  zugestanden  worden  war, 
stillschweigend  anerkannt,  nur  soll  es  nicht  auf  die  Besitzungen  der 
Kirche  angewandt  werden.  Es  ist  die  bedeutsame  Frage  über  „das 
Ungclt“,  welche  in  diesem  Vertrage  ihre  Antwort,  im  Ganzen  zu 
Gunsten  des  Rathes  erhält.  Man  weiss,  wie  sehr  gerade  diese  Frage 
oft  zu  den  erbittertsten  Streitigkeiten  geführt  hat;  wie  Philipp  und 
nach  ihm  Otto  und  Friedrich  II.  schon  versucht  hatten  das  Bc- 
stcuerungsrecht  dem  Bischof  wenigstens  theilweis  zu  entwinden. 
Und  später  ist  das  Recht  des  Rathes  noch  einmal  von  dem  schon 
erwähnten  Bischof  Walther  von  Gcroltzeek  in  Frage  gezogen  wor- 

')  Sub  codem  etiam  promisi  aacramcut«,  quod  nunquam  aliquam  poaaea- 
sionem  vel  rem  ecclesiasticam,  quam  prcaentialiter  ad  manu»  teneam,  vel  quam 
nunc  ecelesia  vacet  Argentinenais  aive  ad  praesens  violenter  ea  »polier  »ive 
quiete  poBsideam  eandem,  vendam,  infeudabo,  aut  aliquatenus  deinceps  obliga- 
bo,  exeepta  forte  pecunia  vel  ein»  valcntia  sub  acstimatione  quinquaginta  mar- 
carum  in  aumma,  quam  etiam  aummam  nullo  easu  sine  consensu,  conailio  ac 
voluntate  plcnaria  predictorum  (i.  e.  coniulum)  sub  ejusdem  juramenti  sponsione 
nec  debeo  nec  excedere  possuni. 

*)  ministeriale«  vero  ipsius  ecclesie  ac  burgenaes  civitatis  ejusdem se 

aatrinxerunt , quod  personam,  res,  posaessionea  univeraas  buiua  epiacopi  nunc 
reaidentia,  ....  aalvaa,  illesas,  intactas  in  omni  eramunitate  pariter  et  libertatc 
quarumlibet  exactionum  infra  civitatis  ambitum  fideliter  et  efficaciter  contra 
quemlibet  hominem  defendeut  ac  semper  liberaa  conaervabunt. 
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den,  der  von  der  Ausführung  seiner  Plane  gegen  die  Selbständig- 
keit der  Stadt  nur  dureli  seine  Niederlage  im  Kampf  mit  derselben 
gehindert  wurde. 

Sehr  bezeichnend  fiir  die  völlig  veränderte  Stellung  von  Bischof 
und  Rath,  die  sich  eben  mit  Naturnothwendigkeit  aus  dem  zweiten 
Stadtrecht  ergab,  ist  cs,  dass  der  Bischof  nicht  mehr  der  Stadt 
Schutz  zusichert,  sondern  dass  im  Gegentheil  der  Rath  den  Bischof 
gegen  Jedermann  zu  beschützen  und  zu  vertheidigen  verspricht. 
Auch  sorgt  er  (der  Rath)  für  die  Aufrechterhaltung  dieses  Vertrages 
durch  die  Bürgerschaft.1) 

Der  Vertrag  wird  nun  von  Seiten  der  Bürgerschaft  von  folgenden 
Männern  beschworen:  Waltherus,  filius  seulteti  quondam,  Dietheri- 
cus  Stahelli,  Diethericus  burggravius,  Ludovicus  et  Albertus  Gagen, 
Albertus  et  Wemerus  Beger,  Mumhard,  Herbo  judex  et  magistor 
tune  burgensium,  Fridericus  dispensator,  Syvridus  minister  fratrum, 
Purcart  Ripli,  Wczel  judex,  Cuno  et  Erbo  fratres  filii  Diemari, 
Nicolaus  Loselin,  Herbo  juvenis,  Rempot  vitulus,  C.(onradus)  Vetus 
Frumeutum  (in  anderen  Urkunden  Conrad  W.(v)irnckorn).  Diese 
Namenreihe  fuhrt  uns  nun  zu  einigen  wesentlichen  Thatsachen. 

Selbstverständlich  sind  die  hier  aufgeführten  Namen  die  der 
Rathsmitglicdcr ; denn  einer  von  ihnen  wird  als  Bürgermeister  be- 
zeichnet, ausserdem  aber  ist  der  ganze  Vertrag  zwischen  Bischof 
und  Rath  vereinbart. 

Da  sehen  wir  nun  zunächst,  dass  die  im  zweiten  Statut  fest- 
gesetzte Zahl  von  12  consulcs  hier  schon  nicht  mehr  cingchaltcn 
ist:  auch  hatte  sie  das  Statut  selbst  schon  als  nach  Umständen  rao- 
dificirbar  erklärt2);  und  wir  finden  dann  in  der  Folgezeit,  dass 
man  sieh  in  dieser  Beziehung  keineswegs  an  eine  bestimmte  Norm 
band,  sondern  bald  mehr,  bald  weniger  Rathsmitglieder  einsetzte. 
In  unserer  Urkunde  erscheinen  als  solche  7 Ministerialen  und  12 
burgenses.  Dies  Verhältniss  der  beiden  Bcstandthcile  ist  merk- 


')  Consilium  etiam  'civitatis  quandocunquc  fucrint  renovatum  vel  immu- 
tatnm.  oniversos,  qui  tune  erunt  de  consilio,  nec  non  alios  quoscunque  tarn 
miniatcriales  quam  cives,  quos  ad  horum  conservantiam  et  stabilitatem  processu 
tempori«  viderint  vel  crcdcnt  expedire,  aut  quorum  consilio  vel  auxilio  supra 
memorata  tirrna  et  salva  consistere  poterunt,  bona  fide,  dolo  pariter  et  fraude 
qualibet  seniota,  ad  idem  sacramentum  sub  premissa  forma  omnino  subeumlum 
et  eandem  promissionem  et  obligationcm  tenendam  ct  observandam  perpetuo 
juxta  id,  quod  sibi  servari  conditiones  premissa»  diligentcr  imluceut  et  studiose 
promovebunt. 

2)  Inter  i|Uos  unus  Magister  vel  duo,  si  nccesse  fuerit,  uligantur  etc.  Art, 
1 bei  üraud.  Ucuvr.  hist.  iued.  II,  188. 
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-würdig  genug,  doch  dürfen  wir  nicht  allzu  viel  Gewicht  darauf 
legen,  da,  wie  ich  bald  zu  zeigen  hoffe,  gerade  in  dieser  Zeit  der 
Gegensatz  zwischen  den  beiden  Elementen  der  städtischen  Aristo- 
kratie sehr  in  den  Hintergrund  trat.  In  unserer  Urkunde  ist  die 
Scheidung  zwar  nicht  mehr  ausdrücklich  beibehalten,  d.  h.  es  wird 

nicht  mehr  hinzugefligt:  de  ministerialibus , de  burgensibus; 

dass  sie  aber  in  der  That  noch  bestand,  sieht  man  am  besten  dar- 
aus, dass  der  Bürgermeister  Erbo  Richter  nicht  am  Anfänge  der 
Reihe,  sondern  als  burgensis  erst  hinter  den  ministcriales  folgt.  In 
dem  officiellen  Rathsverzeichniss  von  diesem  Jahre  aber  (bei  Schil- 
ter  in  der  Vorrede  zu  seiner  Ausgabo  der  Chronik  des  Twinger 
von  Königshoven  § X)  steht  er  an  der  Spitze  der  Rathmänner. 
Uebrigens  stimmt  das  in  unserer  Urkunde  vorliegende  Verzeichnis« 
mit  dem  bei  Schilter  nicht  ganz  überein.  Einige  Namen,  die  in 
diesem  Vorkommen,  z.  B.  Ludwig  und  Albrecht  Oagcn,  Werner 
Beger,  Murnhard,  kommen  in  jenem  nicht  vor;  umgekehrt  findet 
sich  Hupertus  Cidularius,  der  bei  Schilter  genannt  wird,  nicht  in 
unserer  Urkunde.  Wie  ist  diese  merkwürdige  Thatsaehe  zu  erklären? 
Jch  denke,  sehr  einfach  durch  die  Annahme,  dass  wir  bei  Schilter 
das  vollständige  Rathsverzeichniss  besitzen,  dass  aber  in  unserer 
Urkunde  der  Fall  eingetreten  ist,  auf  den  das  zweite  Statut  im 
Art.  5 Rücksicht  nimmt , dass  nämlich  bei  besonders  wichtigen  Ge- 
schäften oder  Verträgen  zu  dem  Rath  eine  Anzahl  Schöffen  hinzu- 
gezogen werden  sollen;  es  hätten  dann  also  unsern  Vertrag  ausser 
dem  Rathc  noch  einige  Schöffen  beschworen. ')  Dann  ist  aber 
diese  Urkunde  fiir  unsere  Gcsammtauffassung  nicht  ohne  Bedeutung; 
denn  wenn  die  consules  und  scabini  neben  einander,  ja  unter  einander 
gemischt,  aufgezählt  werden,  dann  ist  doch  wohl  anzunehmen,  dass 
sie  aus  gleichartigen  Elementen  bestanden.  Das  Schöffencollegium 
bildet  eben  eine  Erweiterung  des  Rathes  oder  der  Rath  ist  ein 
Ausschuss  des  Schöffencollegiums. 

Eine  Bestätigung  findet  diese  unsere  Auffassung  durch  die  Ur- 
kunde Schöpf!.  I,  421  von  demselben  Jahre  1220.  Sämmtliche 
Namen,  die  hier  als  Zeugen  de  laicis  ministerialibus  et  civibus 
vom  Bischof  zugezogen  werden,  finden  sich  in  dem  Rathsverzeichniss 
bei  Schilter  wieder;  nur  fehlt  merkwürdigerweise  der  Name  Erbos, 
den  wir  in  der  Urkunde  Schöpf!.  I,  419  als  Bürgermeister  gefunden 
haben.  Nun  erscheint  es  mir  wenig  glaublich,  dass  der  Bischof 


')  Die  Nichterwähnung  Huberts  dürfte  kaum  auffallend  sein,  da  es  doch 
sehr  leiuht  möglich  ist,  dass  ein  Kathsmitglied  irgendwie  behindert  war,  bei 
der  Abscblicssung  dieses  Vertrages  zugegen  zu  sein. 
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zur  Beglaubigung  einer  Urkunde  den  gesummten  Rath  mit  alleiniger 
Ausnahme  des  Bürgermeisters  hinzugezogen  habe,  während  das 
Fehlen  eines  einzelnen  Rathsinitgliedcs  nicht  auffallend  wäre.  Viel- 
leicht gelingt  es  uns  diese  auffallende  Thatsache  zu  erklären,  wenn 
wir  eine  Urkunde  vom  März  1252  herbeiziehen,  welche  Hcusler 
zum  ersten  Mal«  in  seinem  Buche  „Ursprung  der  deutschen  Stadt- 
verfassung“ p.  200  äbgedruckt  hat.  Es  heisst  in  derselben,  der 
Vogt  Heinrich  von  Lichtenberg  und  seine  Brüder  willigen  in  die 
Abtretung  des  Bannweins  an  die  Stadt  niediantibus  et  adatantibus 
hiis  consulibus  civitatis  Argentiu.,  quorum  unusqtüsque  per  inensem 
unum  magister  fuit  burgensium,  videlicet  (folgen  die  Namen). 

Nehmen  wir  an,  dass  diese  Einrichtung,  dass  jeder  der  Rath- 
mannen nur  einen  Monat  Bürgermeister  war1),  schon  damals  be- 
stand, dann  fällt  das  Auffällige,  dass  der  Name  Herbo  in  der  zweiten 
von  uns  angeiährten  Urkunde  ausgelassen  ist,  weg;  wahrscheinlich 
war  dann  eben  der  dort  zuerst  genannte  Waltherus  de  Strassburg  *) 
z.  Z.  Bürgermeister. 

Uebrigens  ist  die  Urkunde  Schöpf!.  I,  421  noch  in  anderer 
Beziehung  von  Bedeutung  und  Interesse.  Der  Rath  wird  nämlich 
hier  hinzugezogen  in  der  Entscheidung  über  eine  rein  kirchliche 
Angelegenheit,  nämlich  über  den  Streit  zwischen  der  Kirche  des 
heiligen  Thomas  und  der  des  heiligen  Andreas  über  den  Zehnten 
von  St.  Aurclia;  ja  unter  den  Schiedsmännern,  die  unter  dein  Vor- 
sitz des  Bischofs  in  dieser  Angelegenheit  Recht  gesprochen  haben, 
erscheinen  ausser  mehreren  Geistlichen  des  Strassburger  Münsters 
auch  zwei  consulcs,  der  Ministeriale  Albert  Beger  und  der  burgensis 
Herbo  Richter,  der  also  bei  der  Rechtshandlung,  welche  sehr  wohl 
noch  in  der  Zeit,  wo  er  Bürgermeister  war,  vollzogen  sein  kann, 
zugegen  war,  nicht  aber  bei  der  Ausstellung  der  Urkunde  selbst’). 

')  Das  schliesst  übrigens  keineswegs  aus,  «lass  die  Zahl  12  nicht  doch 
überschritten  werden  konnte  und  auch  oft  überschritten  worden  ist,  ja  in  jener 
Urkunde  bei  Hensler  selbst  erscheinen  nicht  12,  sondern  13  Rathsmitgliedcr; 
es  ging  dann  das  Bürgermeisteramt  in  monatlichem  Wechsel  in  einem  vorher 
bestimmten  Turnus  um;  unter  welchen  Modalitäten  dies  geschah,  lässt  sich  aus 
dem  uns  vorliegenden  Material  nicht  erkennen ; später,  als  meist  zwei,  von  12B1 
an  sogar  4 Bürgermeister  erscheinen,  muss  dann  wieder  ein  neuer  Modus  ein- 
geführt worden  sein. 

*)  Ich  hnltc  denselben  für  identisch  mit  dem  Waltherus,  filius  sculteti 
•luondsm  der  Urkunde  Schöpf!.  I,  419. 

’)  Dass  dies  sehr  wohl  möglich  war,  ja  dass  oft  in  Urkunden  Deute  als 
Intervenienten  Ihm  der  Rechtshandlung  genannt  werden,  die  zur  Zeit  der  Aus- 
stellung der  Urkunde  gar  nicht  mehr  am  Leben  sind,  hat  Kieker  an  einer 
Reihe  sehr  signifikanter  Fälle  in  seinen  1877  erschienenen  „Beiträgen  zur  Ur- 
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Es  drängt  sich  uns  hier  nochmals  die  Frage  auf,  wie  es  kommt, 
dass  der  Bischof,  nachdem  er  von  Friedrich  II.  jenes  Edict  gegen 
die  Selbständigkeit  des  Käthes  erreicht  hatte,  ruhig  mit  zusieht, 
ja  cs  selbst  zu  begünstigen  scheint,  dass  der  Rath  die  Kreise  seiner 
Macht  immer  weiter  zieht 

Zum  Theil  mag  das  allerdings  einfach  in  den  Machtverhält- 
nissen des  Bischofs  gelegen  haben;  allein  für  das  einzig  Massgebende 
werden  wir  diese  doch  nicht  halten  können. 

Nun  ist  es  bekannt,  dass,  als  im  Jahre  1228  der  Kaiser  vom 
Papst  Gregor  IX.  mit  dem  Bann  belegt  wurde,  der  Bischof  von 
Strassburg  in  Gemeinschaft  mit  der  Stadt  sich  sofort  gegen  ihn 
erklärte,  und  dass  es  in  Folge  dessen  zu  einem  Kampfe  mit 
Friedrichs  Sohne  Heinrich  kam.  Arnold  a.  a.  O.  p.  331  bemerkt 
mit  Recht,  dass  diese  Stellung  zum  Reich  den  Bischöfen  Berthold 
von  Teck  (1223 — 1244')  und  Heinrich  von  Stahleck  (1245 — 1260) 
ein  friedliches  Verhältniss  zu  der  Bürgerschaft  ihrer  mächtigen  und 
volkreichen  Stadt  sehr  wünschenswcrth  erscheinen  lassen  musste, 
und  sie  haben  nicht  nur  dies,  sondern  auch  eifrige  Unterstützung 
von  der  Stadt  dadurch  erlangt,  dass  sie  die  Fortentwickelung  der 
städtischen  Verfassung  nicht  zu  hemmen  versuchten. 

Man  hat  nun  dies  Zerwürfnis*  von  1228  zwischen  dem  Bischof 
von  Strassburg  und  dem  Kaiserhausc  bisher  stets  für  das  erste  ge- 
halten, dabei  jedoch  einige  Urkunden  übersehen,  welche  uns  darauf 
schliesscn  lassen,  dass  sich  das  intime  Verhältniss,  welches  noch 
im  Jahre  1214  zwischen  Kaiser  und  Bischof  bestand,  schon  im  An- 
fänge des  dritten  Jahrzehnts  des  dreizehnten  Jahrhunderts  wesent- 
lich gelockert  haben  muss.  Zwar  bestand  zwischen  beiden  keine 
direkte  Feindseligkeit,  allein  doch  immer  eine  wesentliche  Differenz, 
welche  leicht  zu  ernsteren  Streitigkeiten  hätte  führen  können  und 
daher  den  Bischof  schon  damals  Freundschaft  mit  der  Stadt  zu 
halten  veranlassen  musste. 

Es  handelte  sich  um  eine  Anzahl  zwischen  dem  Kaiser  und 
dem  Bischof  streitiger  Rechte  an  Besitzungen  im  Eisass.  Nur  auf 
Bitten  des  Papstes  Hess  sich  der  Kaiser  bewegen  die  Angelegenheit 
einem  Schiedsgericht,  bestehend  aus  den  Aebten  von  Murbach  und 
Neuenburg  und  dem  Grafen  Siegibert  von  Werth,  zu  übergeben 
(Schöpft.  I,  427).  Diese  füllten  auch  in  der  That  eine  Entscheidung, 
die  im  Wesentlichen  zu  Gunsten  des  Bischofs  ausfiel.  (25.  August 
1221.)  Der  Kaiser  hatte  n.  A.  das  Recht  der  Vogtei  und  des  Pa- 

kundenlehre“  lmobgewicscu.  Das  Buch  ist  für  ilic  ganze  ncuero  Diplomatik 
von  nahezu  entscheidender  Bedeutung. 
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tronates  in  Rheinau,  Mühlhausen  und  Waselnheim  beansprucht, 
dieselbe  wurde  aber  dem  Bischof  als  ad  jus  et  dominium  ecclesiae 
gehörig  zuerkannt.  Die  dctaillirtcn  Bestimmungen  des  Sühnever- 
suchs, welche  die  Stellung  der  in  den  genannten  Ortschaften  woh- 
nenden Ministerialen  und  servientes  betreffen,  sind  für  unsern  Zweck 
nicht  von  Bedeutung.  Der  Kaiser  aber  erkannte  diese  Entscheidung 
nicht  an,  er  wollte  auf  die  Rechte,  die  er  zu  haben  glaubte,  nicht 
verzichten.  In  der  That  war  der  Vertrag  auch  zu  sehr  zu  seinen  Un- 
gunsten, namentlich  die  Schlussbestimmung,  dass  alle  die  Besitzungen 
im  Eisass,  von  denen  der  Bischof  eidlich  versichere,  dass  sie  ihm 
und  der  Kirche  gehören,  ihm  überlassen  werden  sollten.  *) 

Am  5.  Mai  1223  wird  ein  neuer  Versuch  den  Streit  beizulegen 
gemacht  (Schöpft  I,  432)  und  wenigstens  die  Schlussbestimmung 
dahin  abgeändert,  dass  ausser  dem  Bischof  noch  zwei  Geistliche, 
zwei  Ministerialen  und  zwei  Bürger  schwören  sollten.  *)  Die  realen 
Bedingungen  des  Vertrages  aber  wurden  nicht  wesentlich  geändert, 
so  dass  der  Kaiser  auch  auf  diesen  Vertrag  nicht  cinging.  Nun- 
mehr mischte  sich  der  Papst  in  die  Sache  und  suchte  den  fort- 
währenden Zwist  durch  einen  Legaten,  den  Bischof  Conrad  von 
Porto,  beizulegen.  Allein  auch  der  von  ihm  zn  Stande  gebrachte 
Vergleich  (Schöpft  I,  436)  erhielt  nicht  die  kaiserliche  Bestä- 
tigung. 

Am  28.  November  1226  kam  dann  ein  vierter  Vertrag  zu  Stande, 
und  zwar  durch  Friedrichs  Sohn  Heinrich.  Allein  auch  dieser  wurde 
zunächst  nicht  bestätigt 

Nun  erfolgte  im  Jahre  1228  die  Bannung  Friedrichs  II.  durch 
Gregor  IX.  In  Folge  dessen  wandten  sich,  wie  bemerkt,  Bischof 
und  Stadt  von  ihm  ab  und  wurden  deshalb  von  seinem  Sohne 
Heinrich  angegriffen.  Derselbe  konnte  aber  gegen  die  mächtige 
und  wohlbefestigte  Stadt  nichts  ausrichten,  und  es  wurde  dann  auf 
beiderseitigen  Wunsch  durch  Vermittelung  des  Abtes  von  St.  Gallen 
eine  Sühne  geschlossen,  welche  der  Kaiser  am  28.  August  1230 
aeceptirte,  (Schöpf!.  I,  459.)  Erst  nachdem  diese  allgemeine  Sühne 
erfolgt  war,  bestätigte  dann  der  Kaiser  im  Jahre  1236  den  10  Jahre 


')  De  villis  vero  comitie  sic  taxamus  observandum , nt  episcopus  Argent 
(inend«)  fide  dignus,  ut  credimii«,  corporate  super  hoc  prestet  sacramentum  et 
qoecunque  aub  eodem  juramento  ad  ceelesiam  suam  asscrat  pertinere,  sibi  et 
ecclesic  sue  perpetuo  sine  contradictionia  remedio  pleno  jure  dimittantur.  ln 
der  Trkunde  vom  5.  Mai  1223  (1,  432)  wird  diese  Bestimmung  dann  in  folgender 
Weise  abgeändert : sin  dominus  episcopus  adhibitis  sibi  duobns  canonicis  ecclesiae 
mae,  duobus  ministerialibus,  duobus  civibus,  qnos  sacramento  praestito  ad 
ceelesiam  suam  spectarc  probaverit,  obtinebit. 


Digitized  by  Google 


fifl 


vorher  von  seinem  Sohne  Heinrich  vermittelten  Vergleich  mit  einigen 
Modificationen.  (Schöpf!.  I,  480.)  ]) 

In  diesen  Verhältnissen  liegt  nach  meiner  Ansicht  die  Erklärung, 
dafür,  dass  der  Bischof  der  selbständigen  Entwickelung  des  Käthes 
keine  Hindernisse  in  den  Weg  legte,  so  dass  sich  die  Emaneipation 
desselben  von  den  letzten  Resten  der  bischöflichen  Suprematie  bis 
zum  Jahre  1261  in  ruhiger  und  gesetzlicher  Weise  vollzog.  Der 
Rath  schliesst  selbständig  mit  andern  Städten  oder  mit  Fürsten 
Bündnisse,  die  Stadt  führt  eigene  Fehden,  unterstützt  den  Bischof 
zwar  meist  in  den  seinigen,  scheint  aber  dazu  nicht  mehr  ver- 
pflichtet gewesen  zu  sein,  da  es  jedes  Mal  als  ein  Zeichen  beson- 
derer Treue  der  Stadt  angeführt  wird.  *) 

Wie  wir  den  ersten  Ansatz  der  städtischen  Selbständigkeit 
darin  sehen  können,  dass  sich  der  bischöfliche  Haushalt  vom 
städtischen  sonderte,  dass  die  Interessen  des  Bischofs  sich  nicht 
mehr  mit  denen  der  Stadt  deckten  (und  dies  ist  der  Fall,  seitdem 
die  Gerichtsbarkeit  in  die  Hände  des  Rathes  übergegangen  ist), 
so  werden  wir  in  dem  selbständigen  politischen  Auftreten  des 
Rathes,  in  dem  Beginn  einer  städtischen  „äusseren  Politik“  den 
Ausdruck  einer  fast  völligen  Selbständigkeit  finden  können,  einer 
Selbständigkeit,  die  dann  zu  dem  trotz  seiner  Erfolglosigkeit  doch 
immer  grossartigen  rheinischen  Städtebund  geführt  hat 

Die  erste  deutliche  Spur  dieser  Entwickelung  finde  ich  denn 
auch  in  einer  gerade  in  diese  Zeit  fallenden  Urkunde  (von  1228) 
bei  Scböpfl.  I,  455.  Der  Herzog  von  Lothringen  hatte  einen  Ein- 
fall in  das  Eisass  gemacht  und  die  Bürger  von  Strassburg  mehrfach 
geschädigt.  Bei  diesem  Anlass  waren  die  letzteren  auch  in  Feind- 
seligkeiten mit  der  Stadt  Sarburg  gerathon. s)  Diese  werden  nun 
in  unserer  Urkunde  bcigelegt  und  zwar  durch  die  Käthe  der  beiden 
Städte.  Der  Bischof  erscheint  zwar  noch  als  persona  honesta 
medians,  aber  die  einzelnen  näheren  Bestimmungen  des  Vertrages 

')  Die  beiderseitigen  Ansprüche  werden  dabin  compensirt  dass  der  Kaiser 
die  Stadt  Mühlhausen,  das  Kloster  Neuenbürg  u.  a.  mit  allen  Herl inenr.cn.  also 
auch  der  Vogtei,  von  dem  Bischof  Berthold  von  Strussburg  zu  Lehen  nimmt. 

*)  Allerdings  werden  wir  hiebei  darauf  Rücksicht  nehmen  müssen,  dass 
die  Strassburger  Historiographie  in  der  zweiten  Hälfte  de»  13.  Jahrhunderts 
eine  durchaus  städtische  (bürgerliche)  ist.  Sowohl  Ellenliard,  als  dann  später 
Closcner  (im  14.)  und  Königshoven  (im  lä.  Jahrhundert)  hnhen  von  einem 
exclusiv  bürgerlichen  Standpunkt,  zuweilen  in  schroffstem  Gegensatz  zum  Bischof, 
geschrieben. 

J)  ln  welcher  Weise  dieselbe  mit  dem  Einfall  des  Herzogs  von  Lothringen 
zusammenhängt , ist  nicht  zu  sagen,  da  unsere  (Quellen  darüber  gänzlich  schweigen 
und  auch  die  in  Rede  stehende  Urkunde  keine  näheren  Angaben  darüber  macht. 
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werden  von  dem  Rath  völlig  selbständig  abgeschlossen  und  der 
Vertrag  mit  den  Siegeln  der  beiden  Städte,  nicht  aber  mit  dem 
des  Bischofs,  versehen. 

Wird  nun  schon  die  Thatsache,  dass  der  Rath  ein  eigenes 
Stadtsiegel  führt,  mit  Recht  als  ein  Zeichen  seiner  Selbständigkeit 
angesehen,  so  zeigen  die  näheren  Bestimmungen  des  Vertrages,  in 
welchem  beide  Räthe  z.  B.  Verordnungen  über  den  Zoll  erlassen, 
der  doch  bisher  gänzlich  in  der  Hand  des  Bischofs ')  gewesen  war, 
deutlich,  dass  die  Zustimmung  oder  Mediation  des  Bischofs  in  der 
That  nur  noch  formeller  Natur  war. 

An  der  Spitze  derer,  welche  den  Vertrag  beschwören,  erscheint 
auf  Seiten  Strassburgs  der  Bürgermeister  Gosselin*),  auf  Seiten 
Sarburgs  der  Schultheiss  Gottfried.8)  Dann  werden  Bestimmungen 
über  gegenseitigen  Schadenersatz  getroffen. 

Der  Schadenersatz  soll  auf  die  Weise  geleistet  werden,  dass 
an  den  Markttagen  in  Strassburg  und  Sarburg  die  Kaufleute  der 
ersteren  Stadt  von  jedem  Pfund  Sarburger  Münze  5 Denare,  die 
Sarburger  von  jedem  Pfund  Strassburger  Münze  1 Denar  erhalten 
sollen,  und  zwar  so  lange,  bis  der  Schaden  ausgeglichen  ist.4)  Wer 


1 ) respective  in  der  des  von  dem  Bischof  eingesetzten  Zollers  und  des 
Burggrafen;  cf.  Art.  47,  48,  49  des  ersten  Stadtrechts  bei  (iaupp,  Stadtrechte  I, 
60  ff. 

*)  Wieder  ist  der  Bürgermeister  nicht  ein  ministerialis,  sondern  ein 
burgensis.  Sehr  bezeichnend  ist  es,  dass  er  im  Text  der  Urkunde  vor  den 
Ministerialen,  in  der  Zeugenreihe  abur  wie  früher  (vgl.  die  Urkunde  von  1220, 
p.  56)  hinter  denselben  steht.  Das  Ersterc  bezeichnet  seine  .Stellung  im  Räthe, 
das  letztere  aber  gibt  Zeugniss  davon,  dass  die  Ministerialen  im  Allgemeinen 
doch  noch  immer  eine  bevorzugte  Stellung  in  der  Einwohnerschaft  einnehmen. 

’)  Dass  in  den  nichtbischüHichen  (d.  h.  also  den  landesherrlichen  und 
den  Reichsstädten)  oft  der  villicns-scultetus  die  Stelle  des  Vogtes,  resjiective 
später  des  Bürgermeisters,  einnimmt,  wissen  wir  auch  von  anderem  .Städten: 
vgl.  z.  B.  §13  des  Colmarcr  Stadt  rechtes  von  1293  bei  Uaupp,  Stadt  rechte  des 
Mittelalters,  Bd.  I,  114  ff. 

*)  quod  mercatores  Argentinenscs  in  nundinis  a singula  lihra  civium 
Sarhurgensium  V recipiant  denarios,  et  econverso  mercatores  Sarliurgenses  de 
singula  lihra  Argentinensium  I denarium  recipiant,  quousque  dampnificatis  ex 
utraque  parte  ablata  persolvantur.  Man  achte  übrigens  auch  darauf,  dass  die 
mercatores  es  sind,  welche  das  Geld  erhalten  sollen;  sie  müssen  also  auch  die 
dampniticati  gewesen  sein. 

Ganz  klar  sind  die  Bestimmungen  übrigens  nicht ; deswegen  habe  ich  Be- 
denken getragen  irgendwelche  Schlüsse  daraus  zu  ziehen,  und  mich  mit  der 
Angabe  der  Bestimmungen  seihst  liegnügt.  Uebrigens  ist  für  unseren  Zweck 
das  Wesentlichste,  dass  der  Vergleich  eben  zwischen  den  Rüthen  der  beiden 
Städte  vereinbart  wird. 
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diesen  Zoll  zu  geben  sich  weigert,  soll  von  seinen  Mitbürgern  ge- 
zwungen werden  das  Doppelte  pro  contumacia  zu  zahlen. 

Wenn  ein  Bürger  einer  der  beiden  Städte  von  einem  Bewohner 
der  Provinz,  sei  es  ein  Ministeriale  oder  nicht,  der  keiner  der 
beiden  Städte  als  Bürger  angehört,  geschädigt  worden  ist,  so  ist  die 
Stadt,  in  deren  Gebiet  das  geschehen,  zwar  nicht  gehalten  Schaden- 
ersatz zu  leisten,  sic  muss  dies  aber  thun,  wenn  das  Geraubte  in 
ihrem  Bereiche  aufgefunden  wird. 

Noch  in  einer  anderen  Beziehung  ist  die  Urkunde  wichtig.  Es 
heisst  nämlich  im  Beginn  der  Zeugenreihe : In  tempore  horum  con- 
siliariorum  Argentinc,  und  als  letzter  dieser  consiliarii  wird  Lentzelin, 
magister  scabinorum,  angeführt. 

Est  is  das  erste  Mal,  dass  dies  Amt  urkundlich  erwähnt  wird, 
obwohl  doch  im  zweiten  Stadtrecht  von  den  scabini  ausführlich  ge- 
sprochen wird. 

Wir  haben  die  scabini  als  die  Beisitzer  im  Vogt-  und  Schult- 
heissengcricht  aufgefasst  und  angenommen,  dass  der  Rath  anfangs 
nichts  weiter  war,  als  ein  aus  denselben  hervorgegangener  Aus- 
schuss. Der  letztere  streifte  nun  seinen  rein  gerichtlichen  Charakter 
immer  mehr  ab  und  wurde  vorwiegend  eine  verwaltende  Behörde, 
erwarb  dann  aber  immer  mehr  und  mehr  auch  die  politischen  Ho- 
heitsrechte. Die  unmittelbare  Folge  dieser  Entwickelung  des  Rathes 
ist  es  nun  meiner  Ansicht  nach  gewesen,  dass  sich  auch  die  Schöf- 
fen fester  zusammenschlossen  und  organisirten.  Der  Schöffenmeister 
in  Strassburg  ist  daher  genau  dasselbe  für  die  Schöffen,  wie  der 
Bürgermeister  für  den  Rath;  möglich,  dass  er  es  dann  vorzugsweise 
war,  der,  wenn  ardua  negotia  Vorlagen,  an  den  Sitzungen  des  Rathes 
theiluahm.  Rein  gerichtlich  können  seine  Functionen  nicht  gewesen 
sein;  denn  sonst  müsste  er,  wie  der  Bürgermeister  den  Vogt,  so 
seinerseits  den  Schultheissen  zu  einer  untergeordneteren  Stellung 
herabgedrückt  oder  ganz  beseitigt  haben,  was,  so  viel  wir  erken- 
nen können,  nicht  der  Fall  war.  Leider  besitzen  wir  aus  der  Pe- 
riode, mit  der  wir  es  hier  zu  thun  haben,  absolut  keine  Materialien, 
die  uns  Aufschluss  über  dieses  Amt  geben.  Erst  die  Rechtsaufzeich- 
nungen des  14.  Jahrhundert  beschäftigen  sich  eingehend  mit  dem- 
selben; allein  in  dieser  Zeit  hatte  es  bereits  eine  durchgreifende 
Umwandlung  erfahren,  so  dass  wir  jenes  Material  für  diese  Periode 
nicht  verwerthen  können. 

Nachdem  nämlich  zu  den  Schöffen  die  zünftischen  Ammänner 
hinzugekommen  waren,  ist  aus  den  Schöffen  der  grössere,  weitere 
Rath  geworden,  aus  dem  Schöffenmeister  aber  der  Ammanmeister, 
welcher  sich  dann  zur  höchsten  Centralgewalt  in  der  Stadt  ausbil- 
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dete.  Diese  letzte  Phase  der  städtischen  Entwickelung  des  Mittel- 
alters beginnt  jedoch  erst  mit  den  ziinftischen  Unruhen  des  14.  Jahr- 
hunderts und  liegt  daher  ausserhalb  der  Grenzen,  welche  sich  der 
Verfasser  gesteckt  hat.  Er  glaubt  cs  daher  mit  diesen  wenigen 
Bemerkungen,  die  seine  Auffassung  der  Sache  charakterisiren , be- 
wenden lassen  zu  dürfen,  und  wendet  sich  nun  wieder  zu  der  Ver- 
fassung des  Strassburger  Ratlies. 

Als  ein  gewichtiges  Zeugniss  für  dessen  immer  höher  steigende 
Bedeutung  und  für  deren  Anerkennung  durch  den  Bischof  ist  es 
zu  betrachten,  dass  der  letztere  jetzt  selbst  bei  rein  kirchlichen  An- 
gelegenheiten ganz  regelmässig  ausser  seinen  Geistlichen  auch  einige 
Mitglieder  des  Käthes  hinzuzieht.  Da  dies  eben  vollkommen  regel- 
mässig geschieht,  so  werden  wir  wohl  annehraen  dürfen,  dass  es  der 
Bischof  nicht  bloss  aus  freiem  Willeu  that,  sondern  dass  sich  dafür 
ein  bestimmtes  Herkommen  bildete,  das  der  Bischof  nicht  wohl  un- 
beachtet lassen  durfte.  Es  ist  dies  durchaus  nichts  so  Unerhörtes. 
Wir  haben  oben  schon  gesehen  (p.  54),  dass  der  Bischof  im  Jahre 
1220  sich  selbst  urkundlich  des  Rechtes  begibt  über  die  Lehen  und 
sonstigen  Besitzungen  der  Kirche  ohne  Zuziehung  des  Rathes  zu 
verfügen.  (Schöpf!  I,  419.)  Warum  sollte  es  nicht  in  Folge  dessen 
üblich  geworden  sein,  dass  er  bei  allen  wichtigeren  Rechtshandlun- 
gen die  Zustimmung  des  Rathes  cinholen  musste?  Damit  wäre  dann 
allerdings  anerkannt  worden,  dass  die  Macht  des  Rathes  nicht  mehr 
bloss  der  des  Bischofs  ebonbürtig  zur  Seite  stehe,  sondern  dass  der 
Rath  sogar  schon  eine  gewisse  Superiorität  über  den  Bischof  erwor- 
ben habe.  Aber  selbst  wenn  wir  die  Nothwendigkeit  der  Zuziehung 
des  Rathes  nicht  annehmen  wollen,  so  lag  doch  schon  darin,  dass 
dieselbe  eben  vollkommen  regelmässig  erfolgte'),  die  Anerkennung 
seiner  Macht  durch  den  Bischof. 

Wir  müssen  noch  einen  Augenblick  bei  den  einzelnen  Füllen 
der  Art,  von  denen  wir  Kunde  haben,  verweilen,  um  uns  ein  Bild 
von  der  Ausdehnung  dieser  Competenz  zu  machen.  Dieselben  las- 
sen sich  im  Grossen  und  Ganzen  in  vier  Kategorien  eintheilen.  Die 
Zuziehung  des  Rathes  erfolgt  nämlich: 

1)  bei  Sühneverträgen,  die  der  Bischof  entweder  für  sich  oder 


')  Den  Ruth  in  seiner  Oesammtheit  finden  wir  nur  selten  in  den  Zeugen- 
reihen der  bischöflichen  Urkunden,  dagegen  stets  mehre  Mitglieder  desselben; 
min  wird  sich  eben  damit  begniigt  haben  die  angesehensten  Mitglieder  die 
(tesunmtheit  vertreten  zu  lassen.  In  manchen  Fällen,  wenn  nämlich  die  Ab- 
schliesiung  eine»  Vertrages  ausserhalb  Strassburgs  atnttfand.  ergab  sieh  diese 
Nothwendigkeit  von  selbst,  da  doch  nicht  wohl  alle  Rathsmitglieder  von  der 
8tadt  abwesend  »ein  konnten. 
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im  Namen  eines  Anderen  mit  den  adligen  Herren  der  Umgegend, 
mit  denen  or  einen  Streit  oder  eine  Fehde  gehabt  hat,  abschliesst 
(ein  solcher  Fall  begegnete  uns  schon  im  Jahre  1200;  es  handelte 
sich  dort  um  Beilegung  des  Zwistes  zwischen  Graf  Rudolf  von  Habs- 
burg und  Bischof  Conrad  von  Strassburg.  cf.  Schöpf!.  I,  368  und 
oben  p.  30). 

2)  bei  Uebertragungen  von  Lehen.  ’) 

3)  bei  Schenkungen,  die  der  Kirche  gemacht  werden;  endlich 

4)  bei  Verleihung  von  Privilegien  an  die  Stadt  Strassburg  selbst. 

Für  den  ersten  Fall  sind  mir  folgende  urkundliche  Zeugnisse 

zur  Hand: 

Am  13.  Januar  1223  (Grandidier,  Oeuvr.  hist.  indd.  Bd.  III, 
No.  271)  beurkunden  Bischof  Heinrich  und  das  Domcapitel  von 
Strassburg,  dass  der  Streit  zwischen  ihnen  und  dem  Grafen  Hugo 
von  Lützelstein  beigelegt  sei.  Letzterer  sei  nach  Strassburg  gekom- 
men und  habe  in  ihrer  und  der  Ministerialen  und  der  Bürger  von 
Strassburg  Gegenwart  seine  Burg  Lützelstein  mit  Erlaubniss  seines 
Bruders  Conrad  von  Ristein  zu  Lehen  übertragen.  In  dieser  Ur- 
kunde erscheinen  also  Fall  1 und  2 gemischt.  Die  Urkunde  ist, 
wie  es  am  Schluss  heisst,  nicht  nur  vom  Bischof  und  dem  Dom- 
cupitcl,  sondern  auch  von  der  Stadt  mit  einem  Insiegel  versehen. 
Dass  wir  hier  unter  den  ministerialis  und  burgenses,  in  deren  Ge- 
genwart die  Belehnung  erfolgt,  keine  Anderen  zu  denken  haben, 
als  die  Mitglieder  des  Raths,  liegt  auf  der  Hand. 

In  einer  undatirten,  nach  Grandidier  ins  Jalir  1227  gehörenden*) 
Urkunde  (Grand.  III,  300),  in  welcher  ein  Streit  zwischen  dem 
Strassburger  Dompropste  und  dem  Ritter  von  Bischofsheim  über  die 
Vogtei  des  St.  Leonhard -Klosters  beigelegt  wird,  erscheinen  in  der 
Zeugenreihe  nach  mehreren  Geistlichen  A.  et  B.  Bager , Erbo  judex, 
Fridericus  dispensator,  Conradus  Virnekoro,  Rudolfus  scultetus,  We- 
zilo  judex.  Auch  diese  Urkunde  ist  vom  Bischof,  vom  Domcapitel 
und  von  der  Stadt  besiegelt.  Sammtliche  in  unserer  Urkunde  als 
Zeugen  vorkommende  Bürger  können  wir  selbst  in  unseren  sehr 
unzureichenden  Fragmenten  von  Rathsverzeichnissen  mehrfach  als 
Rathsmitglieder  nachweisen. 

Mir  erscheint  cs  auch  ganz  besonders  bezeichnend,  dass  der- 
artige Urkunden,  welche  Rechtshandlungen  betreffen,  die  nur  den 

’)  In  diesem  Fall  war  der  Bischof  durch  den  Vertrag  von  1220  zur  Her- 
beiziehung des  Käthes  rechtlich  verpflichtet. 

*)  Ich  nehme  die  Datirung  Urandidier«  ohne  Weiteres  an,  da  es  hier  zu- 
nächst gleichgiltig  sein  kann,  ob  die  Urkunde  ins  Jahr  1227  oder  etwas  früher 
oder  später  fallt. 


Digitized  by  Googlp 


% • 65 

Bischof  angelten,  mit  dem  Siegel  der  Stadt  versehen  werden.  Es 
Ist  das  gleichsam  ein  Symbol  für  die  Anerkennung  der  städtischen 
Selbständigkeit  durch  den  Bischof. 

Ndch  ein  Beispiel  nur  will  ich,  um  nicht  durch  eine  lange  Auf- 
zählung zu  ermüden,  für  den  ersten  der  von  mir  bezeiehneten  Fälle 
anführen.  Im  Juni  1239  beurkundet  Bischof  Berthold  von  Strass- 
burg (Schöpf!.  I,  496),  dass  sein  Streit  mit  dem  Grafen  Friedrich 
von  Leiningen,  seinem  Vasallen,  durch  Vermittelung  seiner  prüden- 
tes  consiliari  dahin  beigelegt  worden  sei,  dass  der  benannte  Graf 
auf  die  Befestigung  in  Girbaden  mit  dem  nahe  liegenden  Weinberge, 
ebenso  auf  alle  Dörfer  im  Thale  der  Breusch,  auf  Ringelstein  und 
Reinichheim  verzichtet  habe.  Dagegen  belehnt  ihn  der  Bischof  mit 
Dagsburg,  Dürrenstein  und  Collernthal  mit  ihren  Pertinenzen,  zahlt 
ihm  ausserdem  630  Mark  Silber,  430  in  Gold  und  für  den  Rest 
(200  Mark)  belehnt  er  ihn  mit  Göfferde  und  dessen  Pertinenzen, 
unter  Vorbehalt  des  Patronatsrechtes.  Der  Graf  darf  diese  Lehne 
nicht  ohne  Einwilligung  des  Bischofs  oder  seiner  Nachfolger  ver- 
schenken oder  verkaufen.  Auch  diese  Urkunde  ist  von  der  Stadt 
mitbesiegelt.  *) 

Das  erste  und  letzte  der  angeführten  Beispiele  dienen  zugleich 
als  Belege  für  den  zweiten  Fall:  dass  nämlich  auch  bei  Lehens- 
verleihungen regelmässig  einige  Mitglieder  des  Rathes  zur  Beglau- 
bigung hinzugezogen  werden.  Ich  will  jedoch  noch  ein  Beispiel 
dafür  anführen.*) 

Durch  Urkunde  vom  5.  Juli  1228  (Grand,  a.  a.  O.  III,  No.  307) 
gibt  der  Bischof  von  Strassburg  dem  Grafen  Siegmund  von  Leinin- 
gen die  Burgen  Girbaden,  Dagsburg,  Reinechheim,  Ulmburg  *)  u.  a. 
unter  der  Bedingung  zu  Lehen,  dass  er  dieselben  weder  veräussern 
noch  verkaufen  darf.  Dafür  stellen  nun  Beide  Bürgen,  und  zwar 
der  Bischof:  den  Kantor  des  Domcapitels  Friedrich,  den  Scholasti- 
kas Ulrich,  den  Kämmerer  Arnold,  Friedrich  von  Hagenau,  Burehard 
Knabe  (puer),  Friedrich  von  Offweiler,  Theodor  Stehellin,  Wilhelm 
Beger,  Schultheiss  Rudolf,  Sygdin4),  Erbo  den  Jüngeren,  Friedrich, 
Erbelin  „den  Kürzeren“,  Johannes  Kälbelein  (vitulus),  Hartung, 
Syfrid. 


*)  vgl.  noch  die  Urkunde  Schöpf).  1,  413,  wo  unter  den  Zeugen  Vorkom- 
men Walthaus  de  Argentina,  A.  u.  W.  (legere,  O.  Stehellinus  u.  a.  m. 

’)  vgl.  auch  Schöpf).  I,  498. 

*)  vgl.  die  eben  besprochene  Urkunde  Schöpf).  I,  496. 

•)  Jedenfalls  beruht  diese  Schreibweise  auf  einem  Versehen  Grandidiers; 
der  Name  lautet  sonst  stets  in  den  Urkunden  Sygelin. 
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In  der  That  mochten  dann  auch  bei  allen  Rechtsgeschäften  die 
angesehenen  Bürger  als  ganz  besonders  geeignete  Bürgen  erscheinen ; 
sie  boten  eben  durch  ihr  Vermögen  und  ihren  Einfluss  genügende 
Garantien  dar. 

Als  Beleg  für  unsere  dritte  Kategorie  mag  die  Urkunde  Schöpf!. 
I,  499  angeführt  werden.  Hier  bestätigt  Bischof  Heinrich  im  Jahre 
1240  eine  Schenkung  des  Ritters  Hartmann  von  Eckbolzheini  und 
dessen  Gemahlin  Junta  an  das  Kapitel  der  Thomaskirche.  Unter 
den  Laienzeugen  erscheint  an  erster  Stelle  Conrad  Virnekorn,  der 
derzeitige  Bürgermeister,  ausserdem  G.  von  Rymundheim,  Erbo, 
Sohn  Rüdegers  von  Freiburg  u.  a.  m. 

Für  den  vierten  Fall  bedarf  es  kaum  der  Beweise;  denn  es 
versteht  sich  wohl  ganz  von  selbst,  dass,  wenn  der  Bischof  der 
Stadt  ein  Privileg  gibt,  er  entweder  vom  Käthe  selbst  dazu  ange- 
regt ist  oder  doch  wenigstens  denselben  zur  Begutachtung  und  Be- 
glaubigung heranzieht.  Ein  sehr  wichtiges  Zeuguiss  hietiir  kann 
uns  schon  der  bereits  besprochene  Vertrag  von  1220  geben,  bei  dem 
der  Rath  ja  ebenfalls  betheiligt  ist.  An  diesen  Vertrag  schloss  sich 
dann  im  Jahre  1249  ein  neuer,  in  welchem  Ludwig  von  Lichten- 
berg, Vogt  von  Strassburg  und  seine  Söhne  Heinrich  und  Ludwig, 
dem  Bischof  von  Strassburg  und  dem  Bürgermeister  und  Rath  eid- 
lich versprechen,  dass  sie  die  Vogtei  behalten  und  keinem  Andern 
auch  nur  vertretungsweise  überlassen  wollen.  (Schöpf!.  I,  535.)  Hier 
ist  naturgemäs8  der  ganze  Rath  unterzeichnet. 

Durch  Urkunde  vom  29.  November  1243  befreit  Bischof  Ber- 
thold  alle  Besitzungen  der  Bürger  in  15  genannten  Dörfern  von  allen 
Steuern  und  Diensten  irgendwelchen  Namens  mit  Ausnahme  der 
„Herberge“.  Zeugen  sind  u.  A.  Conrad  Virnekorn,  Gozbert,  Erbo, 
Sohn  des  Richters,  Friedrich  von  Hagenau,  Rudolf,  Sohn  Lenzelins 
u.  A.  m.1) 

Die  in  der  p.  65  besprochenen  Urkunde  (Grand.  III,  307) 
aufgeliihrten  Bürgen  führen  unsere  Betrachtung  nun  einen  bedeu- 
tenden Schritt  weiter.  Wir  haben  schon  gefunden,  dass  noch  um 
das  Jahr  1220  eine  deutlich  erkennbare  Scheidung  zwischen  den 
Geschlechtern  der  Ministerialen  und  der  Bürger  zu  bemerken  war 
und  dass  sich  diese  sogar  in  den  Rathsverzeichnissen  noch  geltend 
machte,  sofern  der  Bürgermeister,  wenn  er  ein  burgensis  war,  hin- 
ter den  ministerialischen  Rathsmitgliedern  in  den  Zeugenreihen  auf- 
geführt wurde. 


')  Andere  Fälle  dieser  Art,  die  ich  hier  übergehe,  finden  sich  in  den  Ur- 
kunden Qrandid.  III,  292,  316,  361  u.  a.  m. 
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Es  lag  nun  aber  in  der  Natur  der  Sache,  dass  dieser  schroffe 
Gegensatz  sich  immer  mehr  ausgleiehen  musste,  seitdem  Ministerialen 
und  Bürger  zusammen  im  Rathe  der  Stadt  sasscn  und  daher  durch 
gemeinsame  Interessen  mit  einander  verbunden  waren.  Und  gerade 
die  durch  die  fridericianische  Politik  drohende  Gefahr  mag  bewirkt 
haben,  dass  diese  städtische  Aristokratie  sich  enger  zusammenschloss 
und  sich  in  Folge  dessen  immer  schroffer  gegen  die  nicht  zu  ihr  ge- 
hörigen Elemente  der  Bevölkerung  abschloss.  Je  mehr  der  Gegen- 
satz zwischen  Ministerialen  und  Bürgern  schwindet,  um  so  schroffer 
wurde  dieser  Gegensatz  zwischen  ihnen  und  der  Handwerkerschaft, 
die,  obwohl  auch  sie  durch  den  Handel  und  die  Bedürfnisse  des 
immer  steigenden  Luxus  in  den  Reihen  der  Patricier  zum  Theil  zu 
einer  sehr  hohon  wirtschaftlichen  Blüthe  und  technischen  Fertigkeit 
gelangt  war,  doch  von  allem  und  jedem  Einfluss  auf  die  Regierung 
der  Stadt  ausgeschlossen  war  und  blieb. 

Schon  in  der  Urkunde  Grand.  III,  316  sind  die  beiden  Klassen 
der  Aristokratie  nicht  mehr  streng  geschieden;  Wezclo  Richter  und 
Sigelin  Bruderdiener,  welche  zwei  bekannten  Bürgergeschlechtern 
angeboren,  stehen  mitten  unter  den  Ministerialen;  die  Zeugenreihe 
wird  eingcleitet  durch  die  Worte:  de  ministerialibus  et  civibus, 
welche  also  gewissermassen  in  einen  Begriff  zusamtnengcfasst  wer- 
den. In  den  früheren  Urkunden  hatte  es  geheissen  de  ministeriali- 
bus: (folgten  die  Namen),  de  civibus  (folgten  wieder  die  Namen), 
hier  steht  de  ministerialibus  et  civibus  zusammen  voran  und  die 
Namen  derselben  folgen  ohne  strenge  Scheidung.  Der  Standesunter- 
sehied  ist  zwar  noch  nicht  aus  dem  Godächtniss  geschwunden,  er 
hat  ja  nominell  auch  in  späterer  Zeit  noch  bestanden,  aber  die  bei- 
den Bevölkerungsklasson  oder  Stände,  wenn  wir  sie  so  nennen  wol- 
len, waren  von  nun  an  eng  durch  gemeinsame  Interessen  verbun- 
den, der  Gegensatz,  wenn  auch  nicht  jeder  Unterschied,  zwischen 
ihnen  hatte  zu  existiren  aufgehört. 

Zu  derselben  Bemerkung  sehen  wir  uns  veranlasst,  wenn  wir 
z.  B.  in  der  Urkunde  Schöpft.  I,  499  den  Bürger  Conrad  Virnekorn 
vor  dem  Ritter  G.  de  Rymundsheim  in  der  Zeugenreihe  finden,  oder 
wenn  Schöpft.  L 504  der  Ritter  Friedrich  von  Hagenau  mitten  unter 
den  burgenses  und  zwar  hinter  Conrad  Virnekorn,  Gozbert  und  Erbo 
genannt  wird.  Im  officiellen  Curialstyl  mag  die  strenge  Unterschei- 
dung noch  eine  Zeit  lang  beibehalten  worden  sein;  wenigstens  ist 
dies  in  der  Urkunde  von  1244  der  Fall  (Schöpft.  I,  508),  in  wel- 
cher das  Domcapitel  das  Versprechen  des  Bischofs  Heinrich  von 
Vehringeu,  die  Vogtei  nie  einer  persona  illustris  verleihen  zu  wol- 
len, feierlich  und  eidlich  bestätigt.  Allein  schon  in  einer  Urkunde 

ü* 
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desselben  Inhalts  von  1247  (Schöpf!.  I,  526),  die  von  Bischof  Hein- 
rich von  Stahleck  und  dem  Domcapitel  ausgestellt  ist,  finden  wir  die 
Scheidung  nicht  mehr.  Der  Bürger  Erbo,  Richters  Sohn,  steht  an 
der  Spitze  der  Laienzeugen;  hinter  ihm  folgen  die  Ministerialen 
Johann  von  Königshoven,  Albert  Bagarius  (Beger)  der  Weisse,  Wer- 
ner Cago  u.  a. ; dann  folgen  wieder  einige  Bürger  und  mitten  unter 
diesen  die  Ministerialen  Rudolf  von  Vegersheim  und  Friedrich  von 
Hagenau.  Ja,  selbst  schon  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1227  steht 
der  Schultheiss,  der  doch  in  unserer  Periode  stets  ein  Ministeriale 
ist,  erst  hinter  den  Bürgern  Erbo  Richter  und  Conrad  Virnekorn. 

Wir  können  also  jetzt  eigentlich  nur  noch  von  zwei  Eiuwolmer- 
stünden  in  der  Stadt  sprechen,  die  sich  allerdings  ungemein  schroff 
gegenüberstehen ; auf  der  einen  Seite  das  aus  Ministerialität  und  Bür- 
gerschaft zusammengeschmolzene  städtische  Patriciat,  das  im  alleini- 
gen Besitz  aller  Regierungsrechte,  das  allein  rathsiuhig  ist,  auf  der 
andern  Seite  eine  durch  den  Handel  wirtschaftlich  gehobene,  aber 
noch  immer  hörige,  unter  Hofrecht  stehende  Masse  von  Handwer- 
kern. Dies  Verhältniss  musste  natürlich,  nachdem  die  Handwerker- 
schaft zum  Bewusstsein  ihrer  faktischen  Bedeutung  für  die  bischöf- 
liche Verwaltung  und  den  städtischen  Glanz  und  Luxus  gekommen 
war,  die  Stadt  in  beständige  Gährung  und  Bewegung  versetzen. 
Die  patricischen  Geschlechter  stellten  sich  den  handarbeitenden  Klas- 
sen immer  schroffer  und  stolzer  gegenüber,  und  schon  damals  müs- 
sen, wie  wir  aus  dem  Eingang  des  Statuts  von  1249  ersehen,  Ge- 
walttätigkeiten und  Uebergriffe  aller  Art  vorgekommen  sein,  welche 
die  Handwerker  in  Aufregung  und  Erbitterung  versetzten.  Nimmt 
man  hinzu,  dass  die  letzteren  schon  seit  einiger  Zeit  in  ihren  Zünf- 
ten sich  ebenfalls  fester  organisirt  hatten,  so  mag  man  sich  füglich 
darüber  wundern,  dass  sie  die  Herrschaft  der  Patricier  so  lange 
duldeten  und  nicht  Bchon  früher  einen  Versuch  machten  eine  Theil- 
nahme  an  den  Regierungsreeliteu  in  der  Stadt  zu  erlangen.  D&ss 
dies  nicht  geschah,  bat  eben  darin  seinen  Grund,  dass  die  Majorität 
der  Patricier  in  der  Stadt  durch  das  dritte  Stadtrecht  den  Ueber- 
griffen  einer  Anzahl  ihrer  Standesgonossen  zu  steuern  suchte,  und 
zwar  mit  Erfolg.  Wir  sehen  das  recht  deutlich  daraus,  dass,  als 
im  Jahre  1261  die  Stadt  in  einen  offenen  Krieg  mit  ihrem  Bischof 
gerieth,  die  Handwerkerzünfte  trotz  wiederholter  Aufreizungen  von 
Seiten  des  Bischofs  treu  zu  der  bestehenden  Regierung  des  Rathcs 
hielten  und  tapfer  mit  gegen  den  Bischof,  der  die  Selbständigkeit 
derselben  bedrohte,  kämpften. 

Betrachten  wir  nun  das  merkwürdige  Statut  von  1249  etwas 
näher.  Dasselbe  enthält  in  21  Artikeln  im  Wesentlichen  eine  Be- 
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»tätigung  der  Befugnisse,  die  schon  durch  das  zweite  «Statut  dem 
Rathe  überwiesen  worden  waren,  doch  erhalten  wir  auch  einige 
wichtige  Andeutungen  über  die  Stellung,  welche  nunmehr  Vogt  und 
Schultheiss  in  der  Stadt  einnehraen;  Burggraf,  Zöllner  und  Münz- 
meister  werden  zwar  nicht  erwühnt,  bestanden  aber  noch,  wie  sich 
im  Laufe  unserer  weiteren  Untersuchungen  noch  zeigen  wird. 

In  der  Einleitung1)  heisst  es,  dass  Bischof,  Rath  und  Bürger- 
schaft die  folgenden  neuen  Statuten  vereinbart  hätten,  um  den  man- 
nigfachen indiscipline  et  injurie  et  oppressiones  mulienim  et  paupe- 
rum,  die  in  der  Stadt  vorgekommen  wären,  entgegenzutreten. 

Aus  dieser  Veranlassung  zur  Abfassung  der  Statuten  ergibt  es 
sich  schon,  dass  es  in  diesem  selbst  namentlich  darauf  ankam,  die 
Gesetze  gegen  derartige  Uebelthaten  zu  verschärfen  und  den  Rath 
zu  energischem  Eingreifen  zu  nöthigen.  Diesen  Charakter  trägt  nnn 
auch  das  ganze  Statut,  welches  wir  deshalb  als  eine  erfreuliche  Er- 
scheinung bezeichnen  können,  weil  der  Rath  und  die  vornehme 
Bürgerschaft  sich  dadurch  selbst  Fesseln  anlegte  und  gegen  Miss- 
stände auftrat,  welche  ihren  Sitz  in  ihren  eigenen  Reihen  hatten. 

Gleich  im  ersten  Artikel  wird  die  Bestimmung  getroffen,  dass, 
wenn  irgend  eine  Gewaltthat  oder  „Unzucht“*)  vorgekommen  ist, 
der  Bürgermeister  mit  dem  Rathe  in  drei  Tagen  darüber  aburthei- 
len  müssen.  Wenn  sie  dies  aus  Nachlässigkeit  verabsäumen,  so 
wird,  wie  Artikel  2 festsetzt,  der  Bürgermeister  auf  drei  Monate  aus 
der  Stadt  und  deren  Bannmeile  verbannt.  Dieselbe  Strafe  trifft  jedes 
Rathsmitglied,  wenn  die  Verzögerung  durch  seine  Schuld  eingetre- 
ten ist.  (Art.  3.) 

Nun  folgen  die  einzelnen  Strafbestimmungen,  an  welche  sich 
der  Rath  bei  den  Aburtheilungen  zu  halten  hat.  Sie  stimmen  im 
Allgemeinen  mit  denen  des  zweiten  Stadtreehtes  überein. 

Auf  Nothzucht  steht  ein  Jahr  Verbannung;  und  auch  nach  Ab- 
lauf desselben  ist  dem  Inculpaten  die  Rückkehr  in  die  Stadt  nur 
unter  der  Bedingung  verstattet,  dass  er  der  Geschädigten  volle  Gc- 
nugthuung  geleistet  hat.  Eigentümlich  ist  cs,  dass  liir  Verwun- 
dungen, auf  welche  das  zweite  Stadtrecht  je  nach  der  Schwere  des 
Vergehens  eine  Geldstrafe  von  5 Mark  oder  Abhauen  der  Hand  ge- 
setzt batte,  die  Verbannung  aus  der  Stadt  als  Strafe  bestimmt  wird. 
Ueberhaupt  spielt  gerade  diese  Strafe  in  dem  Statut  eine  ganz  her- 


')  Da»  Statut  ist  abgedruckt  bei  Gaupp,  Stadtrechte  des  Mittelalters,  Bd.  I, 
S.  82—89. 

*)  So  übersetzt  die  au«  dem  Jahre  1270  stammemlo  deutsche  Uebersetzung 
den  in  dein  lateinischen  Texte  stehenden  Ausdruck  indisciplina. 
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vorragende  Rolle.  In  der  That  mag  dieselbe  bei  der  stets  wach- 
senden Bedeutung  der  städtischen  Industrie  und  des  städtischen 
Wohllebens,  welche  bewirkten,  dass  die  Einwohner  der  Stadt  in  die- 
ser die  eigentliche  Grundlage  ihrer  Existenz  sahen,  weit  empfind- 
licher gewesen  sein,  als  eine  einmalige  Zahlung  von  5 Mark  Strafe. 
Einem  Industriellen,  der  seine  Fabrikate  oder  Waaren  in  der  Stadt 
aufgespeichert  hatte,  und  theils  in  der  Stadt  selbst,  theils  von  der- 
selben aus  seinen  Handel  betrieb,  wurden  dadurch  geradezu  die 
Mittel  zu  seiner  Existenz  geraubt,  da  nur  der  streng  gewahrte  Stadt- 
friedc  für  Handel  und  Wandel  die  erforderliche  Sicherheit  bot. 

Auch  auf  nächtliche  Ruhestörung  und  auf  das  Tragen  von  schar- 
fen Waffen  bei  Nacht  steht  Verbannung. 

Die  Geldstrafe  besteht  zwar  noch,  aber  fast  nur  als  Conven- 
tionalstrafe  bei  geringeren  Vergehen.  So  hat  Derjenige,  welcher 
nach  dreimaliger  Vorladung  nicht  vor  Gericht  erscheint,  dem  Vogt 
und  Schultheissen  eino  Geldstrafe  zu  büssen.  (Art.  14.)  Wenn  er 
diesen  nicht  gehorcht,  dann  sollen  ihn  der  Bürgermeister  und  der 
Rath  zwingen  die  Schuld  zu  büssen. ')  Dieser  Artikel  ist  bemer- 
konswerth  für  die  Stellung  des  Vogt-  und  Schultheissengcrichtes  dem 
Rath  gegenüber.  Der  letztere  erscheint  als  die  oberste  Instanz,  und 
das  entspricht  auch  ganz  gut  den  Folgerungen,  die  wir  aus  den 
Bestimmungen  des  zweiten  Stadtrechts  gezogen  haben,  dass  nämlich 
der  Vogt  so  viel  wie  gar  keine  Bedeutung  mehr  hat  und  dass  auch 
das  Schulthei8sengcricht  bedeutend  unter  dem  Rathe  stellt,  der  eben 
ausser  der  höchsten  jurisdictionollen  Gewalt,  von  der  in  den  Städten 
stets  die  Regicrungsgewalt  ausgegangen  ist,  noch  diese  letztere  in 
Händen  hat  und  schon  in  Folge  dessen  sich  über  seine  bisherigen 
Collcgen,  die  Schöffen,  emporgeschwungen  hat. 

Die  ferneren  Bestimmungen  des  Statuts  enthalten  nichts  wesent- 
lich Neues;  sie  sind  zum  grossen  Theil  aus  dem  zweiten  Stadtrecht 
herübergenommen. 

Eine  wesentliche  Erweiterung  der  Competenz  des  Rathcs  ist  in 
diesem  Statut  nicht  enthalten ; cs  ist  eben  nur  das  Resultat  der  man- 
nigfachen Bedrückungen  der  Armen  durch  die  Reichen,  die  durch 
eine  möglichst  schleunige  und  gesicherte  Rechtspflege  abgestellt  wor- 
den sollten  und,  wie  cs  scheint,  zunächst  auch  abgestellt  worden  sind. 

Von  der  Vogtei  ist  ausser  dem  erwähnten  Artikol  14,  wo  der 


')  Art.  15:  Quod  si  illis  et  jmlicio  fuerit  inobediens,  magister  civium  ct 
consules  cogent  cum  ail  sutisfactiunem,  ct  propter  inobedientiam  et  temeritatem 
suam  manebit  extra  civitatcm  per  sex  ebdomadas  uaque  ad  satisfactiouem  con- 
dignam. 
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Vogt  und  Schultheis»  gemeinschaftlich  für  einen  bestimmten  Frevel 
die  Geldstrafe  erhalten,  gar  keine  Rede  mehr.  Ihr  Einfluss  ist  auch 
in  der  That  auf  Null  reducirt.  Bald  geriethen  auch  die  Vögte,  die 
Herren  von  Lichtenberg,  in  unerquickliche  Streitigkeiten  mit  der 
Stadt,  von  denen  wir  durch  eine  Urkunde  (Schöpf!.  I,  584)  Nach- 
richt erhalten,  in  der  ein  Schiedsgericht  zwischen  beiden  Parteien 
eingesetzt  wird.  Das  Object  des  Streites  sind  gegenseitige  Geld- 
fordemngen.  *) 

Die  Stellung  der.  Vögte  war  eigentlich  schon  seit  der  Abfassung 
des  zweiten  Statuts  eine  unmögliche  geworden.  Nominell  noch  im- 
mer im  Besitz  des  königlichen  Bannes  hatten  sie  in  dem  Gericht 
keine  wesentlichen  Functionen  mehr,  alle  ihre  Rechte  und  Pflichten 
sind  an  den  Rath  übergegangen,  der  nun,  wie  wir  schon  mehrfach 
sahen,  eifrig  darüber  wachte,  dass  die  Gewalt  der  Vögte  nicht  neuen 
Boden  gewinne.1) 

Eins  aber  fehlte  noch  zur  vollkommenen  Selbständigkeit  des 
Rathes,  nämlich  die  Unabhängigkeit  seiner  Einsetzung  von  der  Zu 
Stimmung  des  Bischofs.  Dieser  letzte  entscheidende  Schritt  wurde 
in  dem  Statut  von  1263  gethan. 


')  Vgl.  über  das  Vcrhältniss  der  Vogtei  zur  Stadt  namentlich  auch  die 
Urkunde  von  1220  (oben  p.  53  fl'.),  ferner  die  Verträge  zwischen  Bischof  und 
Stadt  über  die  Verleihung  der  Vogtei  (p.  66). 
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Das  Statut  von  1263. 


Am  27.  März  1260  wurde  Herr  Walther  von  Geroltzck  zum 
Nachfolger  des  am  2.  März  verstorbenen  Bischofs  Heinrich  von 
Stahlcck  gewählt.  Aus  einem  reichen  und  vornehmen  Geschlecht 
des  Elsasses  stammend  war  er  ein  abgesagter  Feind  aller  bürger- 
lichen Freiheit  und  Selbständigkeit  und  betrachtete  es  als  seinen 
Beruf,  die  aufstrebende  Hauptstadt  seiner  Diöcese  vollkommen  in 
seine  Gewalt  zu  bringen.  Er  ist  gewiss  trotz  seines  Starrsinns  und 
seines  oft  übertriebenen  Widerstandes  gegen  die  Entwickelung  der 
neuen  Ideen,  welche  seine  Zeit  heranreifte,  eine  anziehende  und  in- 
teressante Persönlichkeit.  Schon  von  Anfang  an  muss  er  in  nach- 
haltige Differenzen  mit  den  leitenden  Geschlechtern  der  Bürgerschaft 
gerathen  sein,  und  wenn  wir  die  Urkunde  lesen,  in  welcher  er  am 
4.  Juni  1261  dem  Propst  von  Trautenhausen  und  dem  Abt  Peter 
von  Ncuburg  seine  Beschwerdepunktc  gegen  die  Bürgerschaft  mit- 
theilt, so  werden  wir  uns  darüber  nicht  wundern  können.  Er  ver- 
langte nämlich  in  derselben  ausser  der  Anerkennung  seines  Rechts 
der  Einsetzung  der  Rathsmitglieder  vollkommen  freie  Verfügung 
über  die  Ahnende,  verbot  überhaupt  die  Erhebung  eines  Ungelts 
und  überhäufte  die  Bürger  mit  Vorwürfen  aller  Art  wegen  der  man- 
cherlei Bedrückungen,  welche  sie  sich  gegen  die  ärmeren  und  ge- 
ringeren Bürger  hätten  zu  Schulden  kommen  lassen.  Er  verlangte 
Abstellung  aller  dieser  Uebelstände  bis  zum  Pfingstfest,  andernfalls 
werde  er  strenges  Gericht  halten.  Formell  war  er  im  Recht  Noch 
war  den  Bürgern  rechtlich  nicht  die  freie  Einsetzung  des  Raths 
zuerkannt,  noch  hatten  sic  auch  das  Verfügungsrecht  über  die  Al- 
mende nicht  erworben,  allein  konnten  sie  das,  was  im  Laufe  der 
Jahre  nun  einmal  historisch  geworden  war,  nun  wieder  aufgeben? 
Konnten  sie  wieder  unter  die  Herrschaft  des  Bischofs  zurückkehren, 
der  sie  sich  entwachsen  fühlten?  Dass  sie  es  nicht  wollten,  wer 
kann  es  ihnen  zum  Vorwurf  machen? 
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Es  kam,  wie  es  kommen  musste.  Beide  Theile  beharrten  auf 
ihren  Ansprüchen,  eine  Aussöhnung  der  widerstreitenden  Interessen 
war  nicht  möglich;  der  Krieg  brach  aus.  Und  hier  zeigte  sich  nun, 
dass  die  blühende  Stadt  der  Freiheit  werth  war,  die  sie  beanspruchte, 
dass  sie  ihr  „Recht“  auch  mit  den  Waffen  in  der  Hand  zu  verthoi- 
digen  vermochte.  Die  denkwürdige  Schlacht  bei  Hausbergen  am 
8.  März  1262  entschied  zu  Gunsten  der  Bürger;  der  Bischof,  obwohl 
von  zahlreichen  Verbündeten  unterstützt,  erlitt  eine  vollkommene 
Niederlage,  die  den  Krieg,  wenn  auch  nicht  gleich  beendigte,  so 
doch  entschied.  Die  Bürgerschaft  hatte  die  erste  Probe  ihres  Muthes 
und  ihrer  militärischen  Tüchtigkeit  glänzend  bestanden. ') 

Mit  dieser  völligen  Niederlage  des  Bischofs  und  seiner  Anhän- 
ger war  nun  auch  die  Rechtsfrage,  welche  den  Kampf  verursacht 
hatte,  entschieden;  sie  wäre  vielleicht  nie  aufgeworfen  worden,  wenn 
auf  Heinrich  von  Stahleck  gleich  ein  Mann  wie  Heinrich  von  Ge- 
roltzeck  gefolgt  wäre.  Walther  aber  hatte  den  Geist  der  Zeit  ver- 
kannt oder  mit  Absicht  gegen  ihn  anzukämpfen  gesucht.  Er  ist  an 
diesem  Versuche  zu  Grunde  gegangen.  Er  selbst  wurde  zwar  durch 
leinen  am  21.  Februar  1263  erfolgten  Tod  der  Nothwendigkcit  über- 
hoben auf  die  Erfüllung  seiner  Forderungen  Verzicht  zu  leisten,  sein 
Nachfolger  aber,  der  schon  vor  seiner  Wahl  zum  Bischof  in  schroffe 
Opposition  zu  diesem  Verfahren  seines  Vorgängers  getreten  war5), 
dachte  nicht  daran  die  städtische  Selbständigkeit  noch  ferner  nie- 
derzudrücken. Er  wusste  sehr  wohl,  dass  er  ungeachtet  dessen  oder 
gerade  deshalb  stets  Einfluss  auf  die  Politik  der  Stadt  haben  werde, 
und  dass  dieselbe  im  Stande  war  in  Zeiten  der  Gefahr  ihm  ener- 
gische Hilfe  zu  leisten,  das  hatte  sie  am  besten  durch  den  glorrei- 
chen Kampf  bewiesen,  in  dem  sie  soeben  seinen  Vorgänger  nieder- 
geworfen hatte.  Heinrich  wusste  sich  diese  Lehre  zu  Nutze  zu 
machen,  und  er  hat  es  nicht  zu  bereuen  gehabt 

Das  Statut,  welches  nun  im  Jahre  1263  als  Friedensdokument 
zwischen  dem  Bischof  Heinrich  und  der  Stadt  vereinbart  wurde,  ist, 
wie  schon  angedeutet,  als  der  Schlusstein  dieser  ganzen  Entwicke- 
lung zu  betrachten.  Mit  der  nächsten  Veränderung  der  Verfassung 


')  Vgl.  den  Excurs  am  Schluss  dieser  Abhandlung. 

‘)  Als  Walther  am  Beginn  des  Krieges  allen  Geistlichen  befahl  die  Stadt 
ni  verlassen,  weigerte  sich  Heinrich  diesem  Befehl  naebzukommen.  Bellum 
Waltherianum  bei  Pertz,  SS.  XVII,  106.  Ferner  kommt  hier  in  Betracht  eine 
l'rkunde,  welche  Heinrich  den  Bürgern  am  8.  November  12(4  nach  seiner  Wahl 
ausstellte.  Er  sagt  dort:  „nostros  cives  Argcntincnses,  quibus  etiam  ante  nostre 
tetnpus  sublimatiunis  contra  suos  adversarics  tidele  ac  juramentu  rallatum  con- 
•piratiums  vinculum  uos  univit.“  (Schöpf!.  I,  629.) 
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der  Stadt  tritt  ein  ganz  neues  Element  in  dieselbe  ein.  Auf  die 
durchaus  aristokratische  Verfassung,  deren  äusscrstc  rechtliche  Aus- 
bildung eben  durch  das  Statut  von  1263  vollendet  ist,  folgt  eine 
entwickelte  Demokratie,  in  welcher  eine  demokratische  Magistratur, 
der  Ammanmoister,  wie  es  in  dem  Gesetz  staatlicher  Bildungen  tief 
begründet  ist,  fast  absolute  Gewalt  in  Händen  hat.  .Diese  Phase  der 
städtischen  Entwickelung  aber  liegt  ausserhalb  der  Grenzen,  welche 
sich  der  Verfasser  gestellt  hat.  Die  Betrachtung  des  Statuts  von 
1263  bildet  daher  auch  den  Schluss  seiner  Untersuchungen. 

Gleich  in  dem  ersten  Artikel  ist  das  entscheidende  Moment  ent- 
halten, welches  den  Kampf  Walthers  mit  der  Stadt  in  erster  Linie 
hervorgerufen  hatte.  Dem  Rath  wird  hier  das  Recht  der  Cooptation 
zugestanden  und  damit  der  wichtige  Einfluss,  den  der  Bischof  bis- 
her noch  auf  die  regierende  Behörde  der  Stadt  ausgeübt  hatte,  völlig 
beseitigt.  Der  abgehende  Rath  creirt  (aus  den  Schöffen)  den  neuen 
Rath.  Damit  ist  dann  zugleich  ausgesprochen,  dass  nur  die  Ge- 
schlechter der  Schöffen  rathsfähig  sind,  die  übrigen  Einwohner 
weder  actives  noch  passives  Wahlrecht  haben.  Und  in  der  That 
treffen  wir  als  Rathsmitglicder  stets  Mitglieder  desselben  Geschlech- 
tes. Als  solche  haben  wir  in  unseren  bisherigen  Untersuchungen 
die  folgenden  kennen  gelernt:  Die  verschiedenen  Linien  des  Ge- 

schlechts der  Burcarde,  Burehardus  puer,  Burchardus  de  Steinin- 
burgthor, Burghardus  der  Burggraf,  welche  zu  den  Ministerialen, 
Burghardits  „der  Jüngling“,  Burghardus  Zipelin,  welcher  zu  den 
burgenscs  gehört;  ferner  die  Ministerialengeschlechter  der  Stchellin, 
der  Beger  (welche  wieder  in  B.  albus  und  in  die  Beger  ohne  Zu- 
namen zerfallen),  das  Geschlecht  der  Uswiler,  die  Bürgergeschlech- 
ter der  dispensatores,  der  Judices  (Richter),  in  dem  namentlich  der 
Name  Erbo  häufig  wiederkehrt,  das  Geschlecht  Wirnekom  (Vetus 
frnmentum),  namentlich  die  Conradi  Wirnekom,  Lebelin,  Hissen- 
menger,  Zoller  u.  a.  m.  Diese  Namen  kehren  sowohl  in  den  Raths- 
Verzeichnissen,  welche  bei  Schilter  publicirt  sind,  als  in  den  Zeugen- 
reihen der  Urkunden  stets  wieder  und  geben  uns  das  beste  Zeugniss 
für  die  aristokratische  Abgeschlossenheit  des  Rathes. ') 


')  Namentlich  häufig  treffen  wir  die  Namen  der  Ministerialen  Beger  und 
Kago  in  den  Urkunden  und  Rathsverzeichnissen.  1220  erscheint  unter  den  Mit- 
gliedern des  Ruthes  All>ertus  Beger,  1230  Albertus  der  Weis -Beger  und 
Werner  Kago,  1231  Wilhelm  Beger,  1233  Albert  Beger  (als  Bürgermeister)  und 
Gosbert  Beger,  1234  wieder  Gosbert  Beger  (wenn  damals  schon  das  Recht  der 
Cooptation  bestanden  hätte,  wäre  das  kaum  möglich  gewesen),  1239  Wilhelm 
Beger,  124ö  und  46  Gosbert  Beger,  1249  Albrecht  der  weissc  Beger.  Auch  das 
Geschlecht  der  „Burggrafen“  findet  sich  wiederholt. 
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Zunächst  möchte  ich  nun  hier  noch  im  Zusammenhang  ein  paar 
Worte  über  die  verschiedenen  Modificationcn  der  Zahl  der  Raths- 
mitglicder  sagen.  Wir  sind  hierfür  allerdings  wiederum  auf  die 
wenigen  Rathsverzcichnissc  und  auf  einige  Urkunden  angewiesen, 
welche  vom  Rathc  selbst  ausgestellt  und  von  allen  Mitgliedern  des- 
selben unterzeichnet  sind. 

Dass  die  in  dem  Statut  von  1201  festgesetzte  Zwölfzahl  gleich 
von  Anfang  an  nicht  festgehalten  worden  ist,  habe  ich  schon  auge- 
deutet (p.  55).  Im  Jahre  1220  besteht  der  Rath  aus  14,-  1230  aus  20, 
1231  aus  16,  1233  aus  15,  1234  ebenfalls  aus  15,  1237  aus  18, 
1239  aus  20,  1240  aus  18,  1245  aus  15,  1246  aus  24,  1249  aus  23, 
1271  aus  17  Mitgliedern.  Irgend  ein  festes  Princip  kann  man  also 
hierbei  nicht  geltend  machen.  Doch  meine  ich,  wird  gerade  um  die 
Mitte ')  des  Jahrhunderts  eine  gewisse  Stabilität  in  dieser  Beziehung 
eingetreten  sein;  ja  nach  dem  im  Statut  von  1263  angeordneten 
Modus  der  Cooptation,  nach  welchem  jeder  abgehende  Rathsherr 
einen  andern  an  seiner  Statt  creirte,  muss  man  annehmen,  dass  stets 
gleich  viele  Rathsherren  gewesen  sind.  Möglich,  dass  hin  und  wie- 
der eine  Ausnahme  vorkam,  dass  der  neu  erwählte  Rath  dann  etwa 
noch  einige  Schöffen  cooptirte;  wesentliche  Differenzen  können  aber 
von  da  an,  wenn  die  Bestimmung  des  Statuts,  woran  zu  zweifeln 
wir  keinen  Grund  haben,  in  Kraft  getreten  ist,  nicht  mehr  vorge- 
kommen sein.  Leider  kommt  unter  den  von  Schiller  (a.  a.  0.  § X) 
herausgegebenen  Rathsvcrzcichnissen  nur  eines  nach  dein  Jahre  1263 
vor,  so  dass  wir  daran  die  Sache  nicht  näher  controlliren  können. 
Und  auch  mit  dem  urkundlichen  Material,  das  uns  hier  Belehrung 
geben  könnte,  sieht  es  traurig  genug  ans.  Im  dritten  Band  von 
Grandidiers  nachgelassenen  Schriften  finden  sich  auch  mehrere  vom 
Rathc  ausgestellte  Urkunden,  die  auf  dem  Strassburger  Stadtarchiv 
sich  befinden,  allein  leider  hat  Grandidier  sich  damit  begnügt,  nur 
kurze  lateinische  Regesten  davon  zu  geben.*) 

Eben  so  wenig,  wie  in  Betreff  der  Zahl  der  Rathsraitglieder, 
scheint  bei  der  der  Bürgermeister  eine  bestimmte  Norm  fcstgehalten 
worden  zu  sein.  Doch  können  wir  nach  den  uns  vorliegenden  Ma- 
terialien wohl  sagen,  dass  die  Einzahl  die  Regel  war.  Wir  sind 

Bei  dem  Mangel  an  sonstigen  Nachrichten  bilden  gerade  diese  Rathsver- 
zeichnisse ein  ganz  unschätzbares  Material  für  diese  Dinge.  Man  kann  daher 
nur  bedauern,  dass  die  bei  Schilter  publicirtcn  bisher  noch  immer  die  ein- 
zigen sind. 

')  Usuell  muss  die  Cooptation  schon  vor  1263  bestanden  haben.  Das  lehrt 
uu  klarsten  die  Urkunde  Walthers  vom  4.  Juni  1261, 

*)  vgl.  die  Regesten  no.  374,  375,  416, 
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schon  früher  (p.  57)  auf  die  von  Heusler  veröffentlichte  Urkunde 
von  1252  zu  sprechen  gekommen,  in  der  ein  monatliches  Umgehen 
des  Bürgermeisteramtes  unter  den  Rathsmitgliedem  festgesetzt  wird, 
und  wir  sahen  uns  veranlasst  anzunehmen,  dass  dieser  Usus  auch 
schon  vor  dem  Jahre  der  Ausstellung  dieser  Urkunde  bestand. 
Welches  die  Compctenzen  des  Bürgermeisters  waren,  ergibt  sich 
aus  jener  Bestimmung  des  zweiten  Statuts:  consules  dabunt  senten- 
tiam,  magister  vero  judicabit.  Wie  hier  der  Bürgermeister  als  der 
Vorsitzende  des  Rathcs  in  dessen  Eigenschaft  als  höchste  richtende 
Behörde  erscheint,  so  muss  er  natürlich  auch  sonst  wesentlichen  Ein- 
fluss auf  die  Rathsverhandlungen  gehabt  haben,  ja  eg  scheint  mir 
gar  nicht  unwahrscheinlich,  dass  der  oder  die  Bürgermeister  allein 
oft  wichtige  Befugnisse  im  Namen  und  Aufträge  des  Rathes  auszu- 
führen hatten.  Wenn  z.  B,  der  schon  angeführte  Vertrag,  welchen 
Strassburg  am  5.  Mai  1259  mit  Sarburg  abschliesst,  von  Strassbur- 
gischer  Seite  nnr  von  zwei  Männern,  Heinrich  Marsilius  und  Gerung 
von  Hagenau,  beschworen  wird,  so  liegt  es  sehr  nahe  diese  beiden 
als  die  Bürgermeister  anzusehen. 

Wir  kehren  nun  zu  dem  Statut  von  1263  zurück.  Der  Einfluss 
des  Bischofs  auf  die  Einsetzung  des  Rathes  war  also  durch  Art.  1 
beseitigt  worden;  damit  hatte  der  Bischof  beinahe  ganz  aufgehört 
ein  politischer  Faktor  in  der  Stadtverfassung  zu  sein.  Doch  blieben 
ihm  noch  manche  nicht  unwesentliche  Ehrenrechte  und  einige  Re- 
galien — z.  B.  das  Münzregal,  welches  aber  auch  bald  an  die  Stadt 
veräussert  wurde1)  — ; allein  die  Regierungsgewalt  hatte  von  nun 
an  der  Rath  allein  in  den  Händen.  Der  Begriff  „Freistadt“,  den 
zuerst  mit  überzeugender  Klarheit  bestimmt  zu  haben  das  grosse 


')  Wir  besitzen  ilariiber  zwei  Urkunilen  ans  dem  14.  Jahrhundert,  die  erste 
ist  am  29.  November  1306  ausgestellt,  die  andere  am  St.  Valentinstag  (17.  Fe- 
bruar) 1322.  ln  der  ersten  (SchöpH.  II,  no.  836)  verkauft  der  Bischof  Jo- 
hann um  180  Mark  Silber  sein  Münzrecht  auf  6 Jahre  zur  Halite  an  den  Bür- 
germeister und  Rath,  zur  andern  Hälfte  an  die  Bürger  Nicolans  von  Kageneck, 
Btirchard  von  Mühlheim,  Peter  von  Dümingen  und  Claus  von  Roppen.  Diese 
sollen  dann  auch  das  Recht  haben  den  Miinzmeislcr  zu  ernennen,  dem  aber  der 
Bischof  noch  seine  Bestätigung  zu  geben  hat;  ebenso  wird  ihnen  die  Münze  zu 
Altorf  überlassen. 

Die  zweite  Urkunde  (Schöjdl.  II,  918)  ist  nicht  vom  Bischof,  sondern  von 
dem  Bürgermeister  Dcntzelin  und  dem  Rathe  ausgestellt,  welche  dann  einem 
„Herrn“  Götze  von  Grostein  zum  Münzmeister  für  den  Rest  der  10  Jahre,  auf 
welche  sic  die  Münze  von  dem  Bischof  Johannes  erkauft  haben,  bestellen.  (Also 
war  der  Kaufvertrag  von  1806  nach  seinem  Ablauf  prolongirt  worden.)  Man 
sieht,  dass  auch  in  Strassbnrg  finanzielle  Verlegenheiten  der  Bischöfe  den  An- 
lass dazu  gaben  sich  der  Regalien  zu  entäussem. 
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Verdienst  Heuslers  ist,  findet  zwar  in  dem  officiellen  Styl  erst  viel  spä- 
ter Eingang,  thatsächlioh  aber  ist  Strassburg  in  diesem  Moment  aus 
einer  bischöflichen  Stadt  eine  freie  Stadt  geworden,  und  eben  hierin 
liegt  die  grosse  Bedeutung  des  Krieges  der  Stadt  mit  Bischof  Walther. 

Der  Bischof  hat  sich  jedoch  noch  eine  repräsentative  Stellung 
in  der  Stadt  bewahrt,  er  nimmt  in  der  Stadt  jetzt  etwa  die  Stellung 
ein,  wie  in  späterer  Zeit  der  Doge  in  Venedig.  Der  Rath  kommt 
vor  den  Bischof  und  legt  den  Eid  auf  die  Verfassung  vor  ihm  ab. 

Einen  Rest  der  früheren  Macht  des  Bischofs  werden  wir  auch 
darin  zu  sehen  haben,  dass  er,  wie  der  Art.  2 bestimmt,  das  Recht 
hat  den  Schultheissen  zu  ernennen,  und  zwar  steht  es  in  seinem 
Belieben,  ob  er  dazu  einen  Ministerialen  oder  einen  Bürger  ernen- 
nen will.  — Der  Schultheiss  ernennt  dann  zwei  Unterrichter,  die 
Bürger  sein  müssen. 

Auch  der  Burggraf,  der  aber,  so  weit  wir  erkennen  können, 
politischen  Einfluss  in  Strassburg  nie  besessen  hat,  wird  vom  Bi- 
schof ernannt.  Derselbe  hat  noch  die  alte  Function  bewahrt  über 
die  Handwerkerzünfte  Meister  d.  h.  Zunftvorsteher  zu  setzen.  Hier 
zeigt  sich  nun  aber  zum  ersten  Male  schon  ein  Ansatz  zu  einer  He- 
bung der  Handwerkerbevölkerung.  Bisher  waren  die  Zunftvorsteher 
nämlich  Ministerialen  gewesen,  nun  aber  wird  die  Bestimmung  ge- 
troffen, dass  der  Burggraf  zu  Zunftvorstehern  nur  solche,  die  dem 
betreffenden  Handwerk  angehören,  d.  h.  nur  Zunftgenossen  ernen- 
nen darf. 

Der  Zoller,  der  zunächst  auch  noch  vom  Bischof  ernannt  wird, 
soll  stets  ein  Bürger  sein.  Im  Art.  6 wird  sodann  den  Bürgern  die 
freie  Disposition  über  die  Almende  zugestanden.  Wir  erinnern  uns, 
wie  das  von  Walther  von  Geroltzecke  noch  in  der  Urkunde  vom 
4.  Juni  1261  perhorrescirt  worden  war,  wie  derselbe  behauptet  hatte, 
dass  nur  mit  Einwilligung  des  Bischofs  über  die  Almende  vertilgt 
werden  dürfe.  Und  in  der  That  war  er  rechtlich  dazu  befugt;  denn 
seit  dem  Rechtsspruch  Friedrichs  II.  von  1214,  der  verbietet,  dass 
Jemand  ein  Recht  sich  anmassen  solle  über  die  Almeude  zu  verfu- 
gen, ausser  mit  Einwilligung  des  Bischofs  (s.  oben  p.  50)  war 
eine  rechtliche  Entscheidung  nicht  erfolgt.  Aber  wenn  wir  schon 
im  Jahre  1214  es  als  eine  Härte  bezeichnen  mussten,  wenn,  entge- 
gen dem  Herkommen,  welches  sich  ausgebildet  hatte,  den  Bürgern 
gar  kein  Recht  an  der  Almende  zugestanden  werden  sollte,  so  war 
dies  noch  viel  mehr  im  Jahre  1261  der  Fall  gewesen.  Und  unser 
Artikel  6 bestimmt  deun  auch:  „Sie  (närnl.  die  burger)  söllent  och 

ir  ahnenden  besezen  und  entsezen  ane  menliches  Widerrede  nach 
iren  willen.“ 
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Sodann  bestätigt  der  Bischof  der  Bürgerschaft  alle  Privilegien, 
welche  ihnen  jemals  von  Kaisern  und  Päpsten  verliehen  worden 
sind  (Art.  7);  damit  war  vor  Allem  jene  wichtige  Verordnung,  die 
wir  zuerst  unter  König  Philipp  antrafen  und  die  dann  von  Otto  IV. 
und  Friedrich  II.  bestätigt  wurde,  dass  die  Stadt  sub  speciali  im- 
perii  tuitione  stehen  d.  h.  die  Hof-  und  Heersteuer  direkt  an  den 
Kaiser  zahlen  solle,  anerkannt.  Die  Berechtigung  der  Stadt  ihrer- 
seits Steuern  aufzulegen  brauchte  ihr  nicht  erst  besonders  zugestan- 
den zu  werden.  Dieselbe  war  schon  durch  den  Vertrag  von  1220 
durch  Heinrich  von  Vehringen  anerkannt  worden. 

Vollendet  aber  wird  die  völlige  Selbständigkeit  der  Bürgerschaft, 
indem  ihr  im  Art.  8 *)  das  Recht  der  Legislative  zugestanden  wird. 
Praktisch  geübt  hatten  sie  cs  schon  im  Anfänge  des  dreizehnten 
Jahrhunderts;  wir  haben  gesehen,  dass  das  zweite  Stadtrecht  von 
den  sapientiores  et  meliores  cives  abgefasst  war  und  dann  erst  von 
dein  Bischof  bestätigt  wurde;  allein  rechtlich  anerkannt  wurde  die 
legislative  Function  des  Rathcs  erst  jetzt.  Noch  Walther  von  Ge- 
roltzecke  hatte  dieselbe  entschieden  bekämpft.3)  Besonders  wird 
ihnen  nun  noch  gestattet  Einungen  abzuschliessen  d.  h.  Bündnisse 
mit  anderen  Städten  einzugehen  und  demgemäss  — denn  das  re- 
sultirt  daraus  — selbständig  Krieg  zu  führen.  Wir  linden  denn 
auch  in  den  nachfolgenden  Kriegen,  vor  Allem  in  dem  Kampfe 
zwischen  Albrecht  von  Oesterreich  und  Adolf  von  Nassau,  in  dem 
Strassburg  sehr  energisch  für  den  ersteren  eintrat,  sehr  klar  in  un- 
seren Quellen  das  Heer  des  Bischofs  von  dem  der  Stadt  unterschie- 
den.3) Die  Stadt  ist  nicht  mehr  dem  Bischof  unterthan,  sie  ist  eine 


')  So  ist  öch  ir  reht  und  gewonheit,  sweune  ihre  stat  not  und  knmber 
angat,  das  sie  eynunge  und  andere  satzungc,  üinbe  ire  stete  not,  machen  mil- 
gent,  ane  menlichos  Widerrede.  Gaupp,  a.  a.  O.  p.  92. 

•)  Contra  juramenta  ab  iisdem  civibns  praestita  de  novis  statutis  non  or- 
diuandis  preter  ronsensum  episcoporum  et  capituli  ecclesie  Argeotinensis  sta- 
tuta (lucdum  perniciosa  exemplo  immo  dampnosa  populo  Argentinenai,  enius 
nos  curani  non  immerito  habere  debemus,  ediderunt  etc.  L'rk.  vom  4.  Juni  1261. 
Schöpft.  I,  597. 

’)  Das  YVrhalten  Strassburgs  zu  dem  Geschlecht  der  Habsburger  ist  höchst 
bemerkenswert!! ; die  Vorliebe  der  Stadt  für  dieses  Geschlecht  ergibt  sich  schon 
aus  der  durchaus  habsburgischen  Stellung  der  Strassburger  Historiographie. 
Nach  dieser  hätte  der  Bischof  dem  Herzog  Albrecht  in  seinem  Kampfe  gegen 
Adolf  HUO  Hann,  die  Strassburger  Bürgerschaft  aber  10,000  Mann  zur  Verfü- 
gung gestellt.  Die  letztere  Zahl  mag  etwas  hoch  gegriffen  sein,  allein  auch  die 
Kölner  Chronik  gibt  4000,  die  Reimchronik  Ottocars  gar  „30,000  und  mehr“  an; 
vgl.  Liehnowsky,  Geschichte  des  Hauses  Habsburg,  Bd.  2,  Buch  2 und  J.  Geisler, 
die  Schlacht  am  Hasenbühel,  Anm.  20,  b. 
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neben  ihm  stehende,  mit  wenigen  Einschränkungen  gleichberechtigte 
Macht. 

Endlich  wird  auch  die  jurisdictionellc  Macht  dos  Käthes  nicht 
blos  anerkannt,  sondern  bedeutend  erweitert,  indem  im  Artikel  9 
festgesetzt  wird1),  dass  das  Stadtgericht  von  Strassburg  der  höchste 
Gerichtshof  des  Landes  sein  solle,  an  den  von  den  Entscheidungen 
der  ländlichen  und  übrigen  städtischen  Gerichte  der  Diöcese  der  In- 
stanzenzug geht  und  dessen  Rechtsspruch  alle  Streitigkeiten  end- 
giltig  entscheidet. 

Die  übrigen  Bestimmungen  des  Statuts,  dass  z.  B.  der  Rath  die 
Pfleger  über  das  städtische  Spital  setzen  soll  u.  A.  m.  sind  minder 
wesentlich  und  können  hier  füglich  übergangen  werden. 


')  So  ist  öch  ir  relit,  swanne  der  stette  oder  dnrfer  deheins,  die  das  Bis- 
tum anhörent,  an  einer  urteil  zweifeint,  dasz  sie  das  urtel  fiir  sie  zielient  linde 
stete  habent,  aWo  die  bürgere  von  Straszburg  sprechent. 
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Resultate.  Schluss. 


Ich  habe  in  den  vorstellenden  Untersuchungen  die  Entstehung 
und  allmähliche  Weiterbildung  des  Strassburger  Rathes  darzulegen 
versucht;  es  bleibt  mir  noch  übrig  eine  Uebersicht  über  die  Com- 
petenzen  zu  geben,  welche  derselbe  im  Laufe  des  Jahrhunderts  er- 
worben hatte  und  handhabte.  Wir  können  hier  von  vornherein  den 
gcsaminten  Bereich  seiner  Befugnisse  in  drei  Theile  zerlegen,  l.  den 
jurisdictionellen,  2.  den  coinmunalcn,  3.  den  politischen. 

Die  gerichtliche  Competenz  hat  sich  seit  dem  zweiten  Stadt- 
recht nicht  wesentlich  verändert.  Ihre  Grundlage  ist  das  von  den 
Kaisern  übertragene  Privileg  des  exempten  Gerichtsstandes,  wel- 
ches verhinderte,  dass  die  Bürger  gezwungen  würden  ausserlialb 
ihrer  Stadtmauern  bei  einem  anderen  Gerichte  als  dem  städtischen 
Recht  zu  geben  und  zu  nehmen.1)  Während  dies  aber  anfangs  nur 
die  Folge  hatte,  dass  der  Vogt  seine  placita  legitima  im  Umkreise 
der  Stadt  halten  musste,  gewann  dies  Vorrecht,  nachdem  der  Rath 
die  oberste  Gerichtsbehörde  geworden  war,  eine  neue,  erhöhte  Be- 
deutung; denn  nun  ist  der  Bürgermeister  im  Grossen  und  Gauzen 
in  die  Stellung  des  Vogtes  eingerückt,  der  Rath  in  die  der  Vogtei- 
schöffen. 

Demgemäss  sind  die  übrigen  Schöffen  die  Urtheilsfindcr  in  dem 
Gerichte  des  Schultheissen  geworden.  Da  die  jurisdictioneile  Be- 
fugniss  des  Rathes  diejenige  ist,  aus  der  die  übrigen  eigentlich  erst 


')  Zuerst  wurde  der  Stadt  dies  Privileg  von  Lothar  dem  Sachsen  im 
.fahre  1129  verliehen,  (Schöpf!.  I,  255);  bestätigt  wurde  es  von  Philipp  im 
.f.  1205  (Schöpf!.  I,  371),  von  Friedrich  II.  im  J.  1219  (Schöpf!.  I,  411)  und 
12%  (Schöpf!.  I,  486).  Von  Bedeutung  hierfür  sind  dann  auch  die  schon  an- 
gezogenen Urkunden  von  1220  (Schöpf!.  I,  419),  1244  (Schöpf!.  I,  508),  1247 
(Schöpf!.  I,  526),  in  welchen  Bischof  und  Domcapitel  dem  Rath  versprechen 
die  Vogtei  nie  einer  persona  illustris  zu  verleihen. 
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im  Laufe  der  Zeit  cmanirt  sind1)  (das  ergibt  sieh  unwiderleglich 
aus  dem  zweiten  Stadtrecht),  so  geht  schon  daraus,  wie  aus  ver- 
schiedenen anderen  Iudicien,  die  wir  obeu  weiter  ausgefuhrt  haben, 
das  Gleichartige  des  Rathes.  und  der  Schöffen  hervor,  welches  uns 
zu  der  Annahme  führte,  dass  der  Rath  nur  ein  fest  organisirtcr 
Ausschuss  aus  der  Schöffenbrüderschaft  war. 

Das  Nähere  über  die  Rechtsprechung  des  Rathes  und  die  Fälle, 
bei  denen  dieselbe  in  Anwendung  kam,  habe  ich  schon  bei  der  Be- 
sprechung des  zweiten  Stadtrechts  hervorgehoben. 

In  Bezug  auf  die  communale  Selbstverwaltung  war  offenbar  die 
wichtigste  Frage  die  der  Erhebung  des  Ungelts.  Schon  im  ersten 
Stadtrecht  hat  Arnold  Spuren  eines  städtischen  Haushalts  nachge- 
wiesen*), und  in  dem  Vertrag  von  1220  hat  dann,  wie  wir  sahen, 
der  Bischof  die  Berechtigung  des  Rathes  Steuern  auszuschrcibcn, 
wenigstens  indirekt,  anerkannt.  Wenn  dann  Bischof  Walther  von 
Geroltzeck  noch  einmal  den  Versuch  inachte,  dem  Rath  diese  Be- 
fugniss  zu  bestreiten,  so  hat  dieses  kläglich  gescheiterte  Unterneh- 
men nur  dazu  beigetragen  die  Macht  des  Rathes  auch  in  dieser  Be- 
ziehung zu  erhöhen. 

Ausserdem  stand  dem  Rath  die  polizeiliche  Aufsicht  über  die 
Stadt  (vgl.  namcntl.  das  zweite  und  dritte  Stadtrecht),  sowie  gegen 
Ende  unserer  Periode,  wie  es  scheint,  auch  das  Recht  zu,  Zoll  und 
Accise  festzustellen.  Ich  schliesse  dies  aus  dem  schon  besprochenen 
Vertrag  zwischen  Sarburg  nnd  Strassburg  (p.  60). 

Seine  eigentliche  Bedeutung  aber  erhält  der  Rath  erst  durch 
die  allmähliche  Erwerbung  der  politischen  Souveränität;  rechtlich 
anerkannt  wurde  dieselbe  erst  durch  das  Statut  von  1263,  indem 
durch  dasselbe  der  Stadt  das  Recht  Einungen  und  Bündnisse  mit 
Fürsten  und  anderen  Städten  einzugehen  zugestanden  wurde,  tliat- 
sächlich  aber  hat  sie  sich  bald  nach  der  festen  Organisation  des 
Rathes  im  Anfänge  des  dreizehnten  Jahrhunderts  vollzogen.  Einen 
klaren  Beweis  datiir  finde  ich  u.  A.  in  der  Einleitung  zu  dem  Sta- 
tut von  1249.  Die  vornehmen  Bürger,  d.  h.  doch  eben  die  raths- 
fähigen Geschlechter  haben  sich  mancherlei  Bedrückungen  gegen 
die  Armen  und  gegen  die  Handwerker  zu  Schulden  kommen  las- 
sen. Diesem  Uebelstande  soll  abgeholfen  werden.  Der  Bischof  aber 
wagt  nicht  selbständig  in  die  Verhältnisse  der  Stadt  einzugreifen, 


')  So  wäre  es  sehr  wohl  möglich,  (lass  das  Recht  der  Steuerhebung  von 
dem,  die  (lerichtssporteln  einzuziehen,  ausgegangen  wäre. 

*)  Nur  nimmt  er  vollkommen  unberechtigt  für  dessen  Verwaltung  einen 
Rath  an.  Vgl.  oben  Cap.  I,  p.  13/14. 
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sondern  er  vereinbart,  um  den  Bedrückungen  und  Ucbcrgriffen  der 
Vornehmen  zu  steuern,  ein  rechtliches  Abkommen  — mit  eben  den 

♦ 

Leuten,  gegen  welche  jene  Beschwerden  und  Anschuldigungen  vor- 
licgcn.  Klarer  konnte  der  Grundsatz,  dass  der  Bischof  ohne  den  Rath 
keine  politischen  Rechte  mehr  hatte,  nicht  ausgesprochen  werden. 
Und  bald  genug  ist  es  dahin  gekommen,  dass  der  Rath  stets  ohne 
den  Bischof  handelte  und  so  die  alleinige  staatliche  Gewalt  in  der 
Stadt  repräsentirte. 

Sehr  merkwürdig  für  das  Verhältniss  der  Macht  des  souveränen 
Rathes  zu  der  des  Bischofs  und  für  den  grossen  Einfluss  der  Bür- 
gerschaft auch  auf  die  Besetzung  des  Strassburgischen  Bisthums  ist 
ein  Vertrag,  den  die  Stadt  im  Jahre  1263  noch  vor  der  Wahl  Hein- 
richs zum  Nachfolger  des  inzwischen  verstorbenen  Walther  mit  der 
Stadt  Regnichheim  (Rheinheim?)  geschlossen  hat.  Die  Bürger  Strass- 
burgs  lassen  sich  von  jener  Stadt  schwören,  dass  sie  nie  einen  Bi- 
schof anerkennen  werde,  den  Strassburg  nicht  anerkenne.1)  Es  ist 
also  hier  geradezu  die  Möglichkeit  ins  Auge  gefasst,  dass  die  mäch- 
tige Stadt  einem  von  der  Geistlichkeit  gewählten  Bischof,  der  ihr 
nicht  couvenire,  die  Thore  seliliesse  und  den  Gehorsam  verweigere. 
Und  in  der  That  hat  es  dann  die  Strassburger  Bürgerschaft  erreicht, 
dass  ein  Mann  zum  Nachfolger  Walthers  gewählt  wurde,  der  seine 
für  die  Stadt  freundliche  Gesinnung  schon  wiederholt  bewiesen  hatte. 
Auf  den  jäh  aufbrausenden,  herrschsüchtigen  und  stolzen  Walther 
folgte  der  sanftmütbige , milde  und  friedliebende  Heinrich  von  Ge- 
roltzcck,  dessen  erster  Schritt  es  war,  alle  die  Rechte  zuzugestehen, 
die  ihr  Walther  bestritten  hatte  und  um  die  der  heftige  Kampf  zwi- 
schen Bischof  und  Stadt  entbrannt  war.*) 

Das  Ziel,  das  ich  mir  gestellt,  die  rechtliche  Entwickelung  des 
Strassburger  Raths  bis  zu  dem  Vertrag  von  1263  ,zu  verfolgen, 
ist  erreicht.  Natürlich  kann  ich  hier  unmöglich  eine  Darstellung 
der  politischen  Ereignisse  (namentlich  des  Städtebuudes  von  1254) 
geben,  in  denen  Strassburg  seine  neu  erlangte  Selbständigkeit  be- 
wies und  bewahrte,  allein  ich  kann  meine  Untersuchungen  nicht 
schliessen,  ohne  durch  einige  significante  urkundliche  Belege  die 


')  Schöpft.  I,  621.  juramento  fideliter  promittimus  — die  Bürger  von 
Kcgnicliheim  — , quod  nunquam  alicui  electo  Argentinenai,  nisi  de  ipsorum  vo- 
luntatc  ct  mandato,  et  ei,  cui  ipsi  primo  obedierint,  aliquutonus  »bedient iain 
faciemua. 

*)  Von  Wichtigkeit  für  die  fernere  Entwickelung  der  Stadt  war  es  dann 
auch,  dass  Rudolph  von  Hahsburg,  der  die  Stadt  in  ihrem  Kampfe  gegen  den 
Bischof  unterstützt  hatte  (vgl.  den  Excurs)  im  Jahre  1273  zum  König  von 
Deutschland  gewühlt  wurde. 
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völlig  veränderte  Stellung,  welche  die  Stadt  nunmehr  dein  Bischof 
gegenüber  einnahin,  skizzirt  zu  haben. 

So  ist  es  gewiss  sehr  bezeichnend,  wenn  in  einem  Brief,  wel- 
chen die  Baseler  im  Jahre  1209  an  die  Stadt  Strassburg  schreiben, 
die  Ryhsherrn  und  Bürger  der  Stadt  mit  dnmiui,  „Herren“ '),  und 
in  einfej  andern  Urkunde  Frankfurts  an  Strassburg  von  1284®)  mit 
honorandi  viri  prudentes  et  discreti  angeredet  werden.  Und  in  der 
That,  die  - regierenden  Geschlechter  der  Stadt  fühlten  sich  nicht  mehr 
bloss  als  gleichberechtigt  mit  den  adligen  Herren  der  Umgegend, 
sic  waren  es  auch,  und  mancher  von  den  adligen  Herren  bewarb 
sich,  wenn  er  eine  Fehde  auszufechten  hatte,  eifrig  um  die  Hilfe 
der  mächtigen . Stadt.  So  schlossen  am  4.  Mai  1268  die  Bischöfe 
von  Strassburg8)  #md  Speier,  die  Grafen  von  Leiningen,  Werner 
von  Boianden  und  Friedrich  von  Fleckenstein  einen  Bund  mit  der 
„Gemeinde  von  Strasburg“  zu  gemeinschaftlicher  Belagerung  der 
•Stadt  Selz.  Der  Vertrag  wird  beschworen  von  dem  einen  der  Grafen 
von  Leiningen,  von  Werner  von  Boianden  und  Friedrich  von  Flecken- 
stein einerseits,  von  Nicolaus  Zorn  und  Johann  „Jenscit  Breusch“ 
(ultra  Bruscain)  andrerseits.  (Schöpf!.  I,  647.) 

Hatten  wir  hier  schon  gesehen,  wie  der  Bischof  mit  seiner  Stadt 
wie  Macht  zu  Macht  verhandelt,  so  sehen  wir  ihn  dann  im  Jahre 
1315  als  Obmann  eines  Schiedsgerichtes4),  welches  einen  Zwist 
zwischen  der  Stadt  Strassburg  und  dem  Markgrafen  Rudolf  dem 
Aelteren  von  Baden  schlichten  soll.  Als  Schiedsrichter  unter  des 
Bischofs  Vorsitz  ernennt  der  Markgraf  Herrn  Bruno  von  Windeck 
und  Heinrich  von  Selbach,  die  Stadt  Strassburg  Nicolaus  von  Kagen- 
eck  und  Reimbold  Hüffelin.  Wenn  der  Bischof  das  Amt  des  Ob- 
mannes nicht  übernehmen  will,  so  sollen  die  Vier  einen  Andern  wählen. 

Doch  ist  damit  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  die  Stadt  den 
Bischof  nicht  oft  in  seinen  Fehden  unterstützt  hätte;  im  Gegen- 
theil,  gerade  durch  das  Statut  von  1263  haben  sich  zwischen  Bischof 


')  Schöpf).  I,  650.  Bekannt  ist  die  Scene,  die  sich  im  Jahre  1308  nach 
der  Wahl  Heinrichs  VII.  zwischen  diesem  und  den  Boten  der  Stadt  Strassburg 
abspielte;  sie  wird  von  Matthias  Nuwenburgensis  und  von  Königshoven  be- 
richtet. CC  Arnold,  a.  a.  O.  p.  343/44. 

•)  Schöpf).  H,  738. 

4)  Schon  aus  der  Thatsache  ergibt  sich  die  Anerkennung  der  Selbständig- 
keit der  Stadt  durch  den  Bischof.  Denn  wenn  dieser  die  Bürger  noch  als  seine 
Unterthanen  betrachtet  hätte,  so  konnte  er  kein  Bündniss  mit  ihnen  schliessen. 

*)  d.  h.  doch  als  ein  dem  Streite  unparteiisch  Gegenüberstehender;  jeden- 
falls konnte  dieser  nicht  der  Landesherr  der  einen  der  beiden  streitenden  Par- 
teien sein. 

6* 
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Und  Stadt  sehr  enge  Beziehungen  ausgebildet1),  die  dann  namentlich 
in  der  gemeinschaftlichen  Unterstützung  der  Bestrebungen  Albrechts 
von  Oesterreich  ihren  Ausdruck  fanden. 

Allein  auch  in  solchem  Falle  erkennt  man  sofort,  dass  die  Stadt 
ihrer  alten  Unmündigkeit  entwachsen  ist.  Entweder  schließ  st  sie 
mit  dem  Bischof  ein  förmliches  Biindniss  oder  man  sieht  doch  deutlich 
genug,  dass  sie  nicht  gezwungen,  sondern  aus  freiem,  selbständigem 
Entschluss  dem  Bischof  Hilfe  leistet,  ebenso  etwa  wie  sie  mit  einer 
andern  Stadt  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  eingeht.  Recht  lehr- 
reich ist  in  dieser  Beziehung  eine  Urkunde  vom  7.  Juni  1307 
(Schöpf!.  II,  839).  Es  wird  ein  Streit  bcigclegt,  den  der  Bischof 
in  Gemeinschaft  mit  den  Städten  Strassburg  und  Zabern  gegen  den 
Herrn  Hugo  von  Herrenstein  ausgefochten  hatte»  Zwar  wird  auch 
der  Stadt  Zabern  eine  Theilnahme  an  den  Verhandlungen  gestattet, 
allein  sie  zeigt  sich  im  Wesentlichen  in  nicht  anderer  Stellung,  als 
die  übrigen  Unterthanen  des  Eisass;  der  Schultheiss  und  die  Schöffen 
von  Zabern  werden,  wenn  ich  so  sagen  darf,  in  einem  Athem  mit 
den  homines  ecclesie  genannt,  ja  selbst  in  dieselben  mit  einbegriffen9), 
dagegen  erscheinen  der  Bürgermeister  und  die  Rathsherrn  von  Strass- 
burg als  vollkommen  unabhängige  Macht;  sie  unterhandeln  im  Namen 
und  Aufträge  der  Strassburger  Gemeinde.5) 

Allein  nicht  solche  vereinzelte  Zeugnisse  vermögen  uns  ein  Bild 
von  der  Selbständigkeit  und  Macht,  welche  Strassburg  im  Laufe 


')  Eine,  wenn  auch  nur  vorübergehende  Störung  scheinen  dieselben  im 
Jahre  1290  erlitten  zu  haben.  Es  war  ein  Zwist  ausgebrochen  zwischen  dem 
itath  und  der  Bürgerschaft  einerseits,  dem  Prior  und  Convent  des  Predigeror- 
dens in  Strassburg  andererseits.  Beide  compromittirten  auf  den  Bischof,  der 
zu  Ungunsten  der  Bürger  entschied,  und  zwar  so,  dass  er  die  Mönche  von  einem 
Eide,  den  sie  den  Bürgern  leisten  sollten,  befreite.  (Die  Bürger  hatten  näm- 
lich verlangt,  dass  die  Mönche  auf  das  Erbschaftsrecht  an  den  Besitzungen  der 
Bürger  Verzicht  leisten  sollten : quatenus  iidem  prior  et  fratres  jure  successionis 
non  peterent  heredetarias  portiones  ad  civeni  vel  cives  Argentinenses  pertinen- 
tes). Die  Bürger  glaubten  sich  durch  diese  Entscheidung  in  ihren  Rechten 
verkürzt  und  erliessen  daher  folgenden  Protest  gegen  dieselbe:  Mos  magister 
Reimboldus  et  consules  et  Universitas  civium  Argentinensium  decreto  judicio, 
pronuntiationi  seu  arbitrio  suprascriptis  contradicimus,  et  decretum  Judicium, 
pronuntiationem  vel  arbitrium  suprascriptum  prefati  dfii  episcopi  reclamamus 
eisdemque  Stare,  parere  vel  obedire  litteris  presentibus  recusamus.  Der  Ent- 
scheid des  Bischofs  ist  vom  11.  August,  der  Protest  der  Bürgerschaft  vom 
17.  August  1290.  (Schöpf).  II,  769.) 

5)  Das  liegt  wohl  in  den  Worten  sculteto,  scabinis  et  universitati  de  Zo- 
bern et  aliis  hominibus  ecclesiae  Argentinensis. 

*)  M&gistrum  et  consules  Argentinenses  suo  et  unnersitatis  civium  Ar- 
gentineusium  nomiue. 
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des  13.  Jahrhunderts  erworben  hatte,  zu  geben.  Deutlicher  als  alles 
dies  spricht  das  muthige  und  beherzte  Auftreten  der  Stadt  gegen 
Friedrichs  II.  Sohn  Heinrich,  der  nichts  gegen  dieselbe  auszurichten 
vermochte  (cf.  oben  p.  58  u.  59),  und  ihre  Theilnahme  am  Rhein- 
bünde, den  sie  eine  Zeit  lang  als  eines  der  hervorragendsten  Mit- 
glieder angchörte.  Es  ist  bekannt,  wie  dieser  Städtebund  in  einer 
Zeit,  in  der  alle  Fürsten  der  Erneuerung  einer  centralen  Reichs- 
gewalt widerstrebten,  durch  eine  Föderation,  der  dann  auch  viele 
Fürsten  beizutreten  sich  veranlasst  sahen,  zunächst  den  Frieden 
aufrecht  zu  erhalten,  dann  aber  auch  dein  Reiche  ein  neues  Ober- 
haupt zu  verschaffen  strebte. 

Wir  wissen,  dass  Strassburg  dem  Städtetage  beiwohnte,  welcher 
im  Juli  1254  zu  Mainz  stattfand  und  auf  welchem  ein  allgemeiner 
Landfriede  auf  10  Jahre  beschlossen  und  beschworen  wurde. J)  Der 
Bund  ist  dann  später  auch  von  Wilhelm  von  Holland  anerkannt 
worden.  Nach  seinem  Tode  ist  es  der  Städtebund,  der  im  Gegen- 
satz zu  den  selbstsüchtigen  Territorialfürsten  die  Sache  der  nationalen 
Einheit  zu  der  seinen  machte.  Am  12.  März  1256  versammelten 
sich  Vertreter  der  rheinischen  Städte  in  Mainz  und  fassten  den  Be- 
schluss einen  Brief  an  die  deutschen  Wahlfiirsten  abzusenden,  in 
dem  sie  dieselben  dringend  zu  einer  eintnüthigen  Wahl  ermahnten.*) 
Gleichzeitig  fassten  sie  den  Beschluss,  dass,  wenn  trotzdem  eine 
zwiespältige  Wahl  erfolgen  sollte,  sie  keinem  der  beiden  gewählten 
Fürsten  den  Eid  der  Treue  leisten  oder  ihm  gehorsam  sein  würden. 
Ihre  Bestrebungen  sind  an  der  Selbstsucht  der  Fürsten  gescheitert; 
diese  Hessen  sich  ihre  Stimmen  von  fremden  Throncandidaten  ge- 
radezu abkaufen;  die  Wahl  Richards  von  Cornwallis  und  Alfons  X. 
von  Castilicn  hat  einen  Erfolg  des  rheinischen  Bundes  unmöglich 
gemacht.  Aber  auch  so  ist  derselbe  eine  erfreuliche  Erscheinung 
in  der  sonst  so  trüben  Zeit.3) 

')  Böhmer,  Codex  Moenofrancf.  p.  85). 

*)  Ueber  die  Verhandlungen  der  Städte  in  dieser  Beziehung  s.  Böhmer 
a.  a.  0.  p.  108  ff. 

’)  Ich  kann  hier  nicht  näher  auf  diese  Dinge  cingehen.  Das  Material 
findet  sieh  zum  Theil  bei  Böhmer  a.  a.  O.,  zum  andern  Thcil  im  2.  Bande  der 
lege»  (z.  B.  der  Landfriede  vom  October  1254  1.  I.  II,  369  — 370),  zum  dritten 
Theil  in  den  gleichzeitigen  Städte -Annalen  und  -Chroniken , namentlich  in 
Zorns  Wormser  Chronik.  Im  Allgemeinen  verweise  ich  auf  die  Darstellungen 
von  Arnold,  a.  a.  O.  p.  66—86,  ferner  auf  Lorenz,  deutsche  Geschichte  im  13. 
u-  14.  Jahrhdt.  Bd.  I und  auf  die  sehr  lesenswerthe  Monographie  von  Busson: 
Die  Doppelwahl  des  Jahres  1257  und  das  römische  Königthum  Alfons  X.  von 
t'astilien;  endlieh  auf  Schaab,  Geschichte  des  rheinischen  Städtebundes  und 
A Busson,  Zur  Geschichte  des  Landfriedeusbundes  deutscher  Städte  1254. 
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Dass  Strassburg  an  demselben  theilgenommen , und  zwar  mit 
Eifer  und  Energie  theilgenommen  'hat,  beweist  am  besten,  dass  es 
seine  Selbständigkeit  zu  vertreten  und  zu  benutzen  verstand. 

Diese  in  der  Unabhängigkeit  des  durchaus  aristokratisch  gebil- 
deten Käthes  culminirende  Verfassung  hat  nun  bis  zum  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  unangefochten  fortbestanden.  Im  Jahre  1270  hat 
man  noch  einmal  eine  deutsche  Codificirung  des  gesammten  bestehen- 
den Rechtes  vorgenommen,  eine  Sammlung  aus  der  die  deutsche 
Uebersetzung  der  früheren  lateinischen  Aufzeichnungen  bei  Gaupp 
entnommen  ist:  der  beste  Beweis  dafür,  dass  sie  eben  nur  das  Be- 
stehende anerkannte,  nicht  aber  neue  Bestimmungen  traf. 

Dann  aber  erwacht  der  bisher  vollkommen  niedergehaltene  Hand- 
werkerstand zu  selbständigem  Leben.  Er  wird  zu  energischem 
Handeln  durch  die  Uebergriffe  und  den  Uebermuth  der  Geschlechter- 
aristokratie, welche  sich  nur  kurze  Zeit  durch  das  Statut  von  1249 
im  Zaume  halten  Hess,  gedrängt.  Durch  eine  gewaltsame  Umwälzung 
weiss  er  sich  Eingang  in  den  Rath  und  damit  Theilnahmc  an  der 
Regierung  zu  verschaffen.  Damit  ist  das  Grundprincip  der  bis- 
herigen Verfassung,  da»  aristokratisch-oligarchische,  auf  den  Kopf 
gestellt.  Eine  neue  Phase  der  Entwickelung  beginnt,  eine  Verfassung 
auf  breitester  demokratischer  Grundlage  wird  begründet.  Aber  da- 
mit hat  die  Stadt  dann  auch  den  Zenith  ihrer  Grösse  und  Macht 
überschritten.  Als  die  Zeit  des  grössten  Glanzes  und  der  gross- 
artigsten  Ausdehnung  der  äusseren  Politik  und  zugleich  als  die  der 
höchsten  wirtschaftlichen  und  industriellen  Blüthe  im  Mittelalter 
wird  man  doch  stets  die  Epoche  zu  betrachten  haben,  in  der  die 
Leitung  der  Stadt  in  der  Hand  der  erfahrenen  und  anfangs  sehr 
besonnenen  bürgerlichen  Aristokratie,  unter  der  sich  entschieden 
bedeutende  Capacitäten  befunden  haben,  lag.  Von  dem  Moment 
an,  wo  die  niederen,  handarbeitenden  Bevölkerungsklasaen  unmittel- 
bar an  der  Regierung  theilnahmen,  ja  sogar  im  Rathe  die  Majorität 
haben,  hört  jenes  bei  aller  peinlichen  Verfolgung  der  Sondcrintercsscn 
doch  grossartige  politische  Leben  auf.  Die  Bedeutung  dieser  neuen 
Epoche  der  Strassburger  Geschichte  hat,  wie  erwähnt,  neuerdings 
Schmoller  in  seiner  akademischen  Rede  „Strassburg  zur  Zeit  der 
Zunftkämpfe“  eingehender  behandelt.  In  das  Gebiet,  das  wir  uns 
darzustcilen  vorgenommen,  gehört  sie  nicht  mehr  hinein. 
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Die  hervorragende  Bedeutung  des  Krieges  zwischen  dem  Bischof 
Walther  und  der  Stadt  Strassburg  ist  zuerst  mit  Nachdruck  hervor- 
gehoben worden  von  C.  H.  Frlirn.  Roth  von  Schreckenstein  in  der  Mo- 
nographie: Herr  Walther  von  Geroldseck,  Bischof  von  Strassburg 
(1261 — 1263).  Tübingen  1857.  Nach  dieser  Arbeit  dürfen  die  frü- 
heren Darstellungen  von  Arnold,  Grandidier,  Lichnowsky  und  Kopp 
als  antiquirt  bezeichnet  werden.  Roth  von  Schreckenstein  hat,  was 
die  Thatsachen  anbetrifft,  im  Wesentlichen  stets  das  Richtige  ge- 
troffen und  sämmtliches  gedruckte  Material  mit  grosser  Sorgfalt  und 
Vollständigkeit  verwerthet.  In  Bezug  auf  den  Verlauf  des  Krieges 
darf  ich  daher  ausschliesslich  auf  seine  Darstellung  verweisen.  Wo 
er  aber  auf  verfassungsrechtliche  Dinge  kommt,  kann  er  kaum  als 
competent  anerkannt  werden.  Was  er  Uber  den  Gang  der  Ent- 
wickelung der  Strassburger  Verfassung  (p.  18  ff.)  sagt,  ist,  wie  er 
selbst  angibt,  im  Wesentlichen  nur  ein  Auszug  aus  Arnolds  Ge- 
schichte der  Freistiidte.  Aus  diesem  Grunde  sind  auch  seine  Aus- 
führungen über  die  Ursachen  des  in  Rede  stehenden  Krieges  nicht 
immer  richtig.  So  hält  er  die  Stiftsministerialen  auch  noch  in  dieser 
Zeit  für  einen  von  den  Bürgern  wesentlich  verschiedenen  Stand, 
der  in  dem  Kriege  geschlossen  auf  der  Seite  des  Bischofs  gestanden 
habe,  was  in  dieser  Allgemeinheit  keinesfalls  richtig  ist. 

Die  eigentlich  treibenden  Kräfte  erkennen  wir  aus  zwei  sehr 
merkwürdigen  Urkunden  des  Bischofs,  deren  eine  (Schöpft.  I,  435) 
kurz  vor  Beginn  des  Krieges  ausgestellt  ist,  (Datum  Dabickcnstein, 
4.  Juni  1261,  cf.  oben  p.  72/73)  während  die  andere,  erst  nach 
Beginn  de«  Kampfes  ausgestellt,  ein  in  deutscher  Sprache  abgefasstes 
Manifest  dos  Bischofs  ist,  welches  vorzugsweise  auf  eine  Aufwiegelung 
der  unteren  Bürgerklassen  gegen  die  Herrschaft  des  Rathes  berechnet 
ist.1)  Diesen  letzteren  Zweck  hat  Roth  von  Schreckenstein,  der 


')  Die  Urkunde  ist  ohne  Angabe  dea  Datums  gedruckt  t>ei  Strobel,  Ue- 
schichte  dea  Elsasses,  Bd.  2,  p.  9 — 12.  Roth  v.  Schreckenstein  hat  ebenfalls 
darauf  verzichtet  sie  chronologisch  einzureihen.  Dass  sio  später  ist,  als  jene 
erste,  ergibt  sich  daraus,  dass  darin  der  auf  den  6.  Juni  nach  Weissenburg 
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p.  tl  ff.  und  p.  31  ff.  ein  Excerpt  aus  beiden  Urkunden  gibt,  zu 
wenig  hervorgehoben.  Er  tritt  fast  in  jeder  Zeile  zu  Tage.  Der 
Bischof  weist  darin  nach,  wie  der  Rath  seine  (des  Bischofs)  Boten 
daran  verhindert  habe,  die  Bürger  über  die  wahre  Lage  der  Dinge 
aufzuklären  und  sie  von  einem  Kampfe  abzuhalten,  der  für  beide 
Theilo  schädlich,  ja  verderblich  werden  könne.  In  jener  Urkunde, 
durch  die  er  unter  Vermittelung  des  Abtes  von  Neuenburg  und  des 
Propstes  von  Trautenhausen  eine  Versöhnung  mit  dem  Rathe1)  an- 
zubahnen sucht,  beschwert  er  sich  darüber,  dass  der  Rath  überhaupt 
ein  Ungelt  erhebe,  da  er  doch  kein  Recht  habe,  dies  zu  thun.  Hier 
aber  sagt  er,  er  würde  die  Erhebung  eines  solchen  recht  gern  ge- 
stattet haben,  „swenne  wir  sehent,  daz  cz  der  stettc  notdurftic  were; 
also  daz  unser  gemeinen  burger  nicht  damittc  wurdent  gearmert 
unn  die  gewaltigen  gerichert.  Daz  leider  noch  vil  bi  unser  vorvarn 
ziten  beschehen  ist,  wider  gots  reht  unn  vorhte.“  Hier  sucht  er 
also  die  Sache  so  darzustellcn,  als  ob  er  nicht  das  vom  Rathe  aus- 
geschriebene Ungelt  principiell  pcrhorrescire,  sondern  nur  deshalb, 
weil  damit  die  ärmeren  Bürger  ohne  zwingenden  Grund  bedrückt 
würden  und  verarmten.  Er  will  denselben  zeigen,  wie  er  gerade 
auf  ihr  Wohl  bedacht  sei,  und  wie  es  daher  für  sie  besser  wäre 
unter  seine  Herrschaft  zurückzukehren. 

Weiter:  in  der  ersten  Urkunde  hatte  er  nur  darüber  geklagt, 
dass  der  Lauf  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  gehemmt  worden  sei. 
Hier  weiss  er  auch  mit  dieser  Beschwerde  seine  Sorge  um  das  Wohl 
der  ärmeren  Bürger  in  Verbindung  zu  bringen.  Er  sagt:  „So  künden 
wir  uch  och  daz,  daz  unsere  bürgere  gesworn  hant  gemeinlichc  zu 
rihtenne  abe  den  die  notzoc  oder  manslac  tunt  in  der  stat,  odir  ver- 
wundent  die  armen  bürgere.  Unn  abe  den  die  vrewclliche  der  ar- 
men hilser  ufbrechent,  also  daz  man  abe  ienne  rillte,  und  disc  won 


ausgeschriebenen  Versammlung  als  einer  vergangenen  gedacht  wird.  Sic  muss 
aller  auch  nach  Beginn  des  eigentlichen  Kampfe»  (12.  Juni)  gesetzt  werden; 
denn  cs  heisst,,  nachdem  die  Hauptbescliwcrdepunkte  aufgezahlt  sind:  „Unn  hnnt 
daz  getan  e wir  deheine  missehelle  mit  in  gewannen1*.  Am  besten  werden  wir 
»io  wohl  in  die  Zeit  des  eilten  Waffenstillstandes,  welcher  am  lß.  Juli  „bis  zur 
Erndtczcit“  geschlossen  wird  (Bellum  Waltherianum  bei  l’crtz  SS.  XV 11,  106), 
setzen;  hier  müssen  von  beiden  Seiten  mehrfache  Verhandlungen  gepflogen 
worden  sein;  deun  in  eben  dieser  Zeit  oder  doch  nicht  viel  später  (18.  Sep- 
tember; Urkunde  bei  Schöpft.  I,  59ö)  erfolgte  der  Uebertritt  lludolfs  von  Habs- 
burg auf  die  Seite  der  Stadt. 

')  Jene  Urkunde  schliesst  mit  der  Aufforderung  an  die  beiden  Adressaten 
den  Rath  der  Stadt  zu  einer  satisfactio  wegen  des  begangenen  Unrechts  zn 
veranlassen. 
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der  stat  tribe  also  da  gosezzet  ist.  Des  onhant  si  niht  behalten, 
unn  haut  unsir  gerihte  daran  geirret  wider  irme  eide.“ 

Am  bezeichnendsten  aber  scheint  mir  zu  sein,  wie  er  die  Frage 
des  Nutzungsrechtes  an  der  Almende  in  den  beiden  Urkunden  be- 
handelt. In  jener  ersten  hatte  er  sich  auf  die  kaiserliche  Verleihung 
der  Almende  an  den  Bischof1)  berufen,  um  sein  Eigenthumsrecht 
darzuthun  und  zu  beweisen,  dass  der  Rath  nicht  über  dieselbe  zu 
verfugen  habe.  Hier  finden  wir  von  seinem  Eigenthumsrechte  kein 
Wort;  er  beschwert  sich  nur  darüber,  dass  die  Machthaber  in  der 
Stadt  die  Almende  zu  Privatzwecken  verwenden  und  die  ärmeren 
Bürger,  die  doch  ebenso  gut  ein  Recht  an  derselben  hätten,  von 
der  Benutzung  ausschliessen.  „Wir  clagent  och,  sit  die  Almeinden 
gemeine  sin  arm  und  riehen,  so  hant  doch  die  gewaltifer  von  straz- 
burc  der  almcindon  vil  under  sich  gezogen  unn  geteilet  beide  in 
der  stat  unn  davor,  al  nach  ir  willen,  unn  damitte  geirret  gemeinen 
nutz  der  armen.“ 

Erst  nachdem  er  so  darzuthun  sich  bemüht  hat,  wie  die  ärmeren 
Bürger  von  der  Rathsherrschaft  bedrückt  werden  und  mancherlei 
Gewalt  und  Unrecht  erleiden,  geht  er  zu  den  Unbillen  über,  die 
die  Vornehmen,  welche  die  Macht  der  Stadt  in  Händen  haben,  ihm 
und  seinen  Geistlichen  zugefügt  haben.  Die  Darstellung  dieser  That- 
sachen  stimmt  im  Allgemeinen  mit  der  der  ersten  Urkunde  über- 
ein, nur  stellt  er  hier  die  Behauptung  auf,  dass  die  Vornehmen  zu 
solchen  Unbillen  gegen  die  Seinigen  nur  dadurch  veranlasst  worden 
seien,  weil  er  eben  die  Rechte  der  niederen  Volksklassen  gegen  die 
herrschenden  Patriciergeschlechter  habe  wahren  wollen.8) 

Dann  aber  wendet  er  sich  noch  einmal  an  die  ärmeren  Bürger 
und  namentlich  an  die  Handwerkmeister:  er  habe  schon  mehrfach 
versucht,  ihnen  durch  Boten  kund  zu  thun,  dass  er  ihnen  keines- 
wegs feindlich  gesinnt  sei,  sondern  sich  nur  gegen  die  widerrecht- 
lichen Anraassungen  des  Rathcs  richte,  allein  der  Rath  habe  ihnen 
verboten  seine  Briefe  dem  Volke  bekannt  zu  machen  und  ihnen 
auch  bei  Todesstrafe  untersagt  in  der  Herberge  den  Handwerk- 
meistem  und  den  Bürgern  diese  Briefe  zu  verlesen.  Durch  seine 
und  der  Städte  Worms,  Mainz  und  Speicr  Bemühungen  sei  eine 


')  Offenbar  bezieht  sich  der  Bischof  hier  auf  die  oben  S.  49  ff',  besprochene 
Urkunde  Friedrichs  II.  vom  7.  Mürz  1214.  (Schöpft.  I,  395.  Huillard-Brehollea, 
hist.  diplom.:  Friderici  II  imperatoris,  Bd.  I,  p.  292.) 

*)  „Und  wand  wir  «unlieb  unreht  unn  miesetat  niht  wolten  noch  cnwcllen 
vertragen,  so  hant  si  ufgesetzet,  wie  si  uns  unn  unsere  tumherren  man,  unn 
dienstmann,  unn  allez  duz  laut  becumbern  unn  besweren/ 
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gemeinschaftliche  Versammlung  zur  Berathung  der  Streitfragen  auf 
den  6.  Juni  nach  Weissenburg  anberaumt  worden,  allein  der  Rath 
habe  ihr  Zustandekommen  verhindert,  indem  er  den  dazu  einge- 
ladenen Städten  in  Briefen  vorgespiegelt  habe,  die  Fürsten  wollten 
auf  diesem  Tage  die  Rechte  und  Freiheiten  der  Städte  vernichten, 
was  ihnen  doch  durchaus  fern  gelegen  habe. 

Dann  schliesst  die  Urkunde  mit  folgenden  Worten:  Sit  wir  nu 
umbe  diz  offen  unreht  und  vrcwelc  missetetc  den  ban  muhten  hau 
getan  unn  gottes  dienst  virslagen  in  der  stat  mit  rehte,  so  haut  wir 
doch  dur  der  biderben  unn  gotruwen  bürgeren  willen,  die  hie  mitte 
unschuldic  sint,  gelazen  unce  her  unsir  gerillte  unn  mannen  uch 
daz  ir  uwer  bürgere  die  sich  diz  gewaltes  an  liant  genommen  under- 
wisent,  daz  si  uns  unn  unsir  gotshus  in  unserme  rehte  lazen  beliben. 
Wand  wir  vlizie  ierner  wellen  sin,  wie  die  stat  von  Strazburc  in 
irmc  rehte  belibe  alse  billich  ist. ') 

Wir  werden  zugestehen,  dass  die  ganze  Fassung  der  Urkunde 
ihrem  Zwecke  meisterhaft  angepasst  war,  und  wenn  die  Bedrük- 
kungen  des  Rathcs  gegen  die  Armen  Thatsache  gewesen  wären,  auf 
welche  der  Bischof  so  grosses  Gewicht  legt,  so  hätte  dieses  Manifest 
die  Leidenschaften  der  Menge  entschieden  iin  höchsten  Grade  er- 
regen müssen;  dass  dies  nicht  geschah,  dass  wir  im  Gegcntheil  auch 
die  Ilandwerkerbevölkerung  mit  Begeisterung  und  hohem  Muthe 
für  die  Rechte  des  Rathes  eintreten  sehen2),  das,  meine  ich,  ist  ein 
glänzendes  Zeugniss  für  die  Mässigung,  mit  der  der  Rath  damals 
seine  Herrschaft  noch  handhabte.*) 

Die  beiden  Urkunden,  die  wir  eben  mit  einander  verglichen 
haben,  zeigen  uns  recht  deutlich,  worum  es  sich  bei  dem  nun  ent- 
brennenden Kampfe  handelt.  Sie  versetzen  uns  mitteu  hinein  in 
das  Treiben  der  aufstrebenden  Stadt,  welches  wir,  wenn  wir  uns 


')  Man  wird  durch  die  Urkunde  unwillkürlich  an  den  Gegensatz  zwischen 
den  potentes  et  improbi  und  den  pauperes  et  probi  erinnert,  welcher  in  der 
vita  Heinrici  IV.  eine  so  grosse  Rolle  spielt  und  die  Bestrebungen  jenes  Königs 
in  einem  ganz  eigentümlichen  Lichte  zeigt, 

*)  Im  bellum  Walterianum  (bei  Pertz  SS.  XVII,  106)  findet  sich  die 
merkwürdige  Nachricht,  dass  der  Angriff  des  Erzbischofs  von  Trier  und  seiner 
Leute  gegen  das  weisse  Thor  von  Strassburg  von  den  Brodtbäckern  (panifices) 
unter  Reimbolts  des  Langen  Führung  zurückgeschlagen  wurde.  Es  war  dies 
die  erste  nennenswerte  AVaffeuthat  in  diesem  Kriege. 

3)  Wir  haben  oben,  S.  69  f.,  gesehen,  dass  das  Stadtrecht  von  1349  im 
Wesentlichen  den  Zweck  hatte,  den  mannigfachen  indisciplinac  der  Vornehmen 
zu  steuern.  Um  so  rühmlicher  ist  es  für  den  Itath,  dass  er  diese  seine  eigenen 
Anordnungen  so  gut  befolgt  hat. 
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die  etwas  zu  dunkle  Farbe,  mit  der  der  Bischof  die  Dinge  darstellt, 
hinweg  denken,  mit  grosser  Klarheit  vor  Augen  haben.  Wir  sehen 
die  beiden  entgegengesetzten  Elemente  vor  uns,  deren  Widerstreit 
die  städtische  Verfassung  im  Mittelalter  bedingt  hat:  die  in  comrau- 
naler  Hinsicht  schon  längst  zu  selbständigem  Ansehen  und  grosser 
Bedeutung  gekommene  Bürgerschaft,  die  nun  auch  die  politische 
Leitung  der  Stadt  dem  Bischof  zu  entreissen  und  in  ihre  eigene 
starke  Hand  zu  nehmen  trachtet,  auf  der  einen,  den  Bischof,  der 
starr  an  den  bestehenden  oder  früheren  Machtbefugnissen  festhält 
und  in  vollkommener  Verkennung  der  durchaus  veränderten  Sach- 
lage den  Zustand  aufrecht  zu  erhalten  oder  Zurückzufuhren  trachtet, 
der  am  Ende  des  12.  oder  im  ersten  Jahrzehnt  des  13.  Jahrhunderts 
bestanden  hatte. 

Die  Machtbefugnisse,  welche  die  erstarkte  Bürgerschaft  bean- 
spruchte und  dem  Herkommen  nach  schon  einige  Zeit  factisch  aus- 
übte, mussten  schliesslich  doch  bewilligt  werden,  und  es  wäre  doch 
ohne  Zweifel  für  das  Ansehen  des  Bischofs  erspriesslieher  gewesen, 
wenn  sie  freiwillig  coneedirt  worden  wären,  statt  dass  sie  nun  in 
Folge  einer  politischen  und  militärischen  Niederlage  coneedirt  wer- 
den mussten. 

Die  Frage,  welche  von  beiden  Parteien  in  einem  politischen 
Kampfe  (und  ein  solcher  war  der  in  Rede  stehende  in  eminentem 
Sinne)  das  Recht  auf  ihrer  Seite  hatte,  mag  vielleicht  raüssig  er- 
scheinen, allein  sie  ist  doch  von  grossem  Interesse,  und  wir  wollen 
sie  nicht  ganz  übergehen. 

Wenn  wir  die  Frage  nach  dem  strengen,  geschriebenen  Rechte 
beurtheilcn  wollen,  so  werden  wir  uns  in  den  meisten  von  dem 
Bischof  aufgestellten  Beschwerdepunkten  für  ihn  entscheiden  müssen. 
Der  letzte  Rechtsspruch  über  die  Art  der  Einsetzung  des  Rathes 
ist  der  Friedrichs  II.  von  1214,  und  hier  war  dem  Bischof  mit  Ent- 
schiedenheit das  Recht  der  Bestätigung  der  Rathsherren  vindicirt 
worden.  Allein  wir  haben  darzuthun  versucht,  wie  der  Rath  schon 
gegen  die  Mitte  des  Jahrhunderts  eine  fast  völlig  selbständige  Stel- 
lung dem  Bischof  gegenüber  einnimmt,  und  wir  werden  daher  an- 
nchmen  dürfen,  dass  dem  Herkommen  nach  schon  vor  der  Erhebung 
Walthers  auf  den  Bischofsstuhl  von  Strassburg  der  Modus  der  Raths- 
einsetzung bestand,  der  dann  durch  das  Statut  von  1263  sanctionirt 
wurde.1)  Und  sollen  wir  dem  Herkommen  in  dem  Rechtsleben  der 

')  Der  Bischof  räumt  dies  allerdings  nicht  ein;  er  sagt  im  tiegentheil  in 
eben  jenem  deutschen  Manifest  an  die  Bürgerschaft,  nachdem  er  sich  über  die 
freie  Einsetzung  der  Rathsherren  ohne  seine  Einwilligung  beklagt  hat:  „daz 
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Völker  neben  dem  geschriebenen  Recht  nicht  auch  eine  Bedeutung 
zuerkennen,  zumal  im  Mittelalter,  wo  sich  ja  die  Gesetzgebung  im 
Grossen  und  Ganzen  mehr  bestätigend,  als  productiv  erweist?  Das- 
selbe gilt  von  der  Almende.  Auch  hier  hat  sich  der  Rath,  entgegen 
dem  Rechtsspruch  Friedrichs  II.,  das  Recht  freier  Disposition  factisch 
erworben,  wie  eben  die  erste  Urkunde  Walthers  selbst  beweist. 
Rechtlich  anerkannt  war  dies  aber  ebenso  wenig,  wie  die  Cooption 
der  Rathsmitglieder.  Und  doch  werden  wir  kaum  sagen  können, 
dass  die  Stadt  ein  Unrecht  begangen  hat,  indem  sie  über  die  Al- 
raende  ohne  Einwilligung  des  Bischofs  verfügte. 

Der  Verfasser  ist  gewiss  weit  entfernt,  dem  Satze:  „die  Macht 
hat  das  Recht“  in  seiner  Allgemeinheit  das  Wort  reden  zu  wollen, 
allein  es  liegt  demselben  doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  eine 
grosse,  tief  im  sittlichen  Bewusstsein  des  Menschen  begründete  Wahr- 
heit zu  Grunde.  Es  tritt  in  jeder,  namentlich  in  der  politischen 
Entwickelung  ein  Zeitpunkt  ein,  in  welchem  das  bestehende  Recht 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  nicht  mehr  entspricht,  wo  ein  Ele- 
ment des  staatlichen  Organismus,  welches  bisher  verhindert  worden 
war  eine  selbständige  Rolle  im  politischen  Leben  zu  spielen,  zu 
neuer  Entwickelung  erwacht  und  die  ihm  aufgelegten  Fesseln  durch- 
bricht Sollen  wir  es  darum  verdammen?  — In  solcher  Lage  be- 
fand sich  damals  Strassburg.  Die  lange  in  ihrer  Entwickelung  zurück- 
gehaltene, reiche  und  einflussreiche  Bürgerschaft  hatte  ihre  Macht 
erkennen  gelernt,  sie  wollte  nicht  mehr  bloss  Pflichten,  sie  wollte 
auch  Rechte  haben  und  sie  hat  sie  sich,  da  sie  ihr  nicht  freiwillig 
eingeräumt  wurden,  mit  einer  gewiss  anzuerkennenden  Kraft  und 
Energie  erkämpft. 

Ich  möchte  hier  die  Worte  wiederholen,  welche  Nitzsch  am 
Schlüsse  seines  Werkes  ausgesprochen  hat,  und  welche  den  ganzen 
inneren  Impuls  dieser  Bewegung  in  den  Städten  trefflich  kenn- 
zeichnen: „dass  die  Bürgerschaften  mehr  durch  die  Verhältnisse 
und  die  natürliche  Entwickelung  des  Verkehrs  in  eine  Stellung  ge- 
hoben werden,  die  den  äusseren  Formen  ihres  Rechtes  nicht  mehr 
entspricht,  das  ist  der  Gang  menschlicher  Dinge,  und  dass  sie  dann 
diese  Stellung  mit  allen  Kräften  zu  behaupten  suchen,  das  ist  der 
innere  Trieb  jeder  wahren  Menschennatur.“ 

deheinem  unserer  Vorvaren  nie  geschach“.  Ich  glaube  aber,  wir  werden  dieser 
Behauptung,  wenn  wir  uns  den  allgemeinen  Charakter  jenes  Schriftstückes  ver- 
gegenwärtigen, nicht  allzuviel  Gewicht  beilegen. 


Druck  von  E.  Oruhn  in  Wnrmbrunn, 
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§ 1.  Die  Aufgabe. 


Die  vorliegende  Arbeit  behandelt  die  strafrechtliche  Stellung 
der  Sklaven  noch  den  Anschauungen  der  deutschen  Volksrechte 
und  der  angelsächsischen  Gesetze.  Es  sei  mir  gestattet,  die  Be- 
grenzung des  Themas  kurz  darzulegen. 

Nur  die  Sklaven  sind  der  Gegenstand  der  Arbeit,  d.  h.  nur 
die  unterste  Klasse  der  Unfreien.  Liten  und  Aldionen,  sowie  die 
günstiger  gestellten  Eigenleute  des  Königs  und  der  Kirche  habe 
ich  grundsätzlich  ausgeschlossen. 

Ich  habe  es  ferner  nur  mit  ihrer  strafrechtlichen  Stellung 
zu  thun;  ich  habe  namentlich  jeden  Seitenblick  auf  die  bisher  fast 
ausschliesslich  behandelte  gesellschaftliche  und  wirthschaftliche  Lage 
der  Sklaven  vermieden. 

Ich  habe  es  mir  nicht  zur  Aufgabe  gemacht,  eine  vollständige 
Sammlung  aller  strafrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Sklaven  zu 
geben.  Es  ist  mir  nur  darauf  angekommeu,  die  diesen  Bestimmungen 
au  Grunde  liegenden  Anschauungen  festzustellen ; ich  habe  in 
jedem  einzelnen  Falle  gefragt:  betrachtet  das  Gesetz  den  Sklaven 
hier  als  Vieh  oder  als  Person?  Die  zuweilen  recht  unklare  Bedeutung 
der  Einzelheiten  zu  erklären,  das  positive  Recht  darzulegen,  habe 
ich  im  Allgemeinen  nicht  für  meine  Aufgabe  gehalten,  insofern  nur 
erwiesen  war,  dass  die  Auffassung  nach  der  einen  oder  nach  der 
audern  Seite  hin  geht. 

Ich  habe  mich  endlich  darauf  beschränkt,  die  Anschauungen 
der  deutschen  Volksrechte  und  der  angelsächsischen  Ge- 
setze darzulegen,  nicht  die  Anschauungen  der  Zeit.  Es  geschieht 
daher  mit  voller  Absicht,  dass  die  Bestrebungen  und  Erfolge  der 
Kirche  nur  nebenbei  erwähnt  werden,  nur  insoweit  sie  in  das  Volks- 
recht eingedrungen  sind,  und  zwar  zumeist  so,  dass  sich  erkennen 
lässt,  wie  fremdartig  sie  sich  mitten  in  den  germanischen  Anschau- 
ungen ausnehmen,  wie  ihre  Ansichten  eigentliches  Bürgerrecht  in 
den  Volksrechten  noch  nicht  gewonnen  haben.  Hiermit  will  ich 
die  Verdienste  der  Kirche  um  die  t hat  sächliche  Stellung  der 
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Sklaven  nicht  im  mindesten  herabgesetzt,  sondern  nur  constatirt 
haben,  dass  diese  eben  nicht  Gegenstand  meiner  Arbeit  ist. 

Ich  versuche,  die  Anschauungen  der  Volksrechte  so  wieder- 
zugeben, wie  ich  sie  in  ihnen  finde,  nicht  in  die  Begriffe  der  mo- 
dernen Rechtswissenschaft  eingezwängt.  Ich  habe  in  den  Volks- 
rechtcn  eine  Scheidung  zwischen  Strafrecht  und  Strafproeess  nicht 
gefunden  und  darum  diesen  mitbehandelt;  ich  habe  in  ihnen  ebenso 
wenig  eine  deutliche  Scheidung  der  strafrechtlichen  und  der  privat- 
rechtlichen Folgen  eines  Debets  gefunden  und  darum  die  letztere 
von  der  Behandlung  nicht  ausgeschlossen;  ich  habe  in  ihnen  endlich 
weder  ein  einheitliches,  noch  ein  vollständiges  Rechtssystem  gefun- 
den und  darum  weder  das  eine,  noch  das  andere  in  meiner  Dar- 
stellung zu  geben  versucht. 

Als  deutschrechtbche  Anschauung  habe  ich  das  nicht  geben 
dürfen,  was  sich  in  den  von  fremdem  Recht  beeinflussten  burgun- 
dischen  und  westgothisehen  Gesetzen  findet;  aus  ähnlichen  Gründen 
habe  ich  auch  das  bairische  Gesetzbuch  unberücksichtigt  gelassen 
(«•  § 2).  


Es  frägt  sich  nun,  ob  die  Frage  in  so  enger  Begrenzung  über- 
haupt noch  ein  historisches  Interesse  gewährt;  ich  nehme  nicht  im 
geringsten  Anstand,  hierauf  mit  „nein“  zu  antworten. 

Wie  die  strafrechtliche  Stellung  der  Sklaven  gewesen,  intercssirt 
den  Historiker  nicht,  sondern  nur  das  Gesammtbild  von  der  Lage 
der  Sklaven.  Die  Anschauungen  der  Volksrechte  interessiren  den 
Historiker  ebenfalls  nicht,  sondern  nur  das  Gesammtbild  von  den 
Anschauungen  ihrer  Zeit.  Es  wäre  auch  nicht  angemessen,  die 
Antwort  auf  die  so  begrenzte  Frage  ohne  weiteres  als  den  Durch- 
schnitt der  thatsächlichen  Verhältnisse  anzusehen. 

Aber  ich  glaube,  dass  die  Erkenntniss  der  letzteren  auf  einem 
anderen  Wege  nicht  erreichbar  ist,  als  durch  eine  derartige  Zer- 
theilung  des  Materials.  So  bereitwillig  ich  daher  zugestehe,  dass 
die  Frage  an  und  für  sich  kein  historisches  Interesse  hat,  für  ebenso 
wichtig  halte  ich  sie,  wenn  sie  den  Gegenstand  einer  vorbereiten- 
den, nicht  einer  selbständig  abschliessenden  Untersuchung  bilden  soll. 


Der  in  den  Quellen  gebotene  Stoff  wird  am  besten  nach  vier 
Kategorieen  geordnet: 

1.  Wergeid  (und  Persönlichkeit  im  Allgcin.). 

Das  Vieh  hat  einen  Sachwcrth,  die  Person  ein  fixirtes  Wergeid. 
Ist  für  die  Tödtuug  des  Sklaven  eine  Summe  fixirt,  so  muss  diese 
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noch  nicht  ein  Wergcld  dar« teilen;  sic  kann  auch  ein  fixirtes  ea- 
pitalc  sein;  nicht  einmal  die  Bezeichnung  als  Wergeid  ist  an  und 
fiir  sich  ein  absolut  gültiger  Beweis;  denn  auch  diese  wird  zuweilen 
auf  Sachen  angewendet.  Es  kommt  darauf  an,  zu  untersuchen,  ob 
die  Anschauung  des  Gesetzes  dahin  geht,  dass  die  Summe  ein 
Wergeid  ist,  oder  nicht.  Hierfür  geben  Anhaltspunkte:  a)  Die  An- 
ordnung; die  Summe  wird  zuweilen  an  einer  Stolle  genannt,  die 
auf  einen  Paralleliamus  mit  dem  Freienwergeid  schliessen  lässt, 
b)  Die  strafrechtliche  Bedeutung  der  Summe;  sie  ist  zuweilen  weiter 
nichts,  als  ein  an  den  Herrn  zu  zahlender  Schadenersatz;  es  ist 
jedesmal  zu  untersuchen,  ob  sie  auch  in  den  anderen  Beziehungen 
des  Wergeides  vorkommt,  ob  sie  als  Auslösungsgeld  dient,  ob  Quoten 
von  ihr  als  Bussen  genannt  werden,  ob  diese  den  Quoten  dos  Freien- 
wergeldos  entsprechen  u.  s.  w. 

Für  die  Beurtheilung  der  Persönlichkeit  im  Allgemeinem  giebt 
die  Anordnung  (die  Aufführung  unter  Sachen,  oder  unter  Personen) 
den  besten  Anhaltspunkt. 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

Für  das  Vieh  ist  der  Herr  verantwortlich,  die  Person  fiir  sich 
selbst.  Wenn  der  Herr  wegen  des  vom  Sklaven  begangenen  Debets 
in  Anspruch  genommen  wird:  so  ist  zu  untersuchen,  ob  der  Herr 
(wie  beim  Vieh)  eine  von  ihm  selbst  verwirkte  Busse  zu  zahlen  hat, 
oder  ob  das  Gesetz  sich  gegen  den  strafbaren  Willen  des  Sklaven 
richtet,  ob  der  Herr  der  Schuldige  ist,  oder  der  Sklave,  und  der 
Herr  nur  sein  Vertreter.  Der  blosse  Ausdruck  servus  conponat 
kann  nach  dem  Stil  der  „leges  barbarorum“  nichts  beweisen.  Als 
Beweise  dafür,  dass  das  Gesetz  eine  eigene  Verantwortlichkeit  des 
Sklaven  anerkennt,  können  gelten:  a)  Die  Ausbildung  eines  beson- 
deren Systems  der  Sklavenbussen  parallel  dem  der  Freienbussen, 
b)  Die  Anordnung  von  Lcibesstrafen.  Inwiefern  die  Klagen  der 
modernen  Historiker  über  diese  Härte  des  Strafrechts  begründet 
sind,  ist  eine  Frage,  die  ganz  ausserhalb  meiner  Aufgabe  liegt. 
Mich  interessirt  an  den  Lcibesstrafen  nur,  dass  sie  das  erste  un- 
zweifelhafte Zeichen  einer  Anschauung  sind,  die  sich  unmittelbar 
(und  zuweilen  ausschliesslich)  gegen  den  strafbaren  Willen  des  Skla- 
ven richtet  und  also  seine  Persönlichkeit  anerkennt. 

3.  Delicte  am  Sklaven. 

Ein  Debet  am  Vieh  ist  nur  insofern  möglich,  als  dadurch  das 
Eigenthum  des  Herrn  verletzt  wird.  Ein  Debet  an  einer  Person 
ist  jede  Verletzung  ihrer  selbst,  ihres  Eigenthums,  ihrer  Persönlich- 
keit (Ehre  u.  s.  w.l. 
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Wenn  bei  gewissen  Delicten  ganz  deutlich  der  Sklave  nur  als 
Object  der  am  Herrn  begangenen  Missethat  erscheint,  so  ist  hieraus 
noch  kein  allgemeiner  Grundsatz  zu  abstrahiren;  auch  eine  freie 
Person  kann  das  Object  einer  an  einer  andern  Person  begangenen 
Missethat  sein.1)  Ferner  steht  privatrechtlich  das  Eigenthum  des 
Herrn  an  seinem  Sklaven  fest;  eine  Verletzung  dieses  Eigenthums 
ist  eine  Verletzung  des  Herrn;  daraus  folgt  aber  nicht,  dass  alle 
Delicte  am  Sklaven  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  werden. 

Zu  einem  Urtheil  kann  man  nur  durch  umfassende  Prüfung 
aller  einschlägigen  Gesetzesstellen  gelangen;  und  hierfür  bieten  sich 
drei  Anhaltspunkte  dar:  a)  Die  Art  der  Anordnung,  b)  Die  Art 
der  Delictc;  es  ist  schon  ein  Fortschritt,  wenn  Handlungen,  die  als 
Eigenthumsverletzungen  gar  nicht  aufgefasst  werden  können,  als 
Delicte  gelten;  c)  Wo  das  Bussensystem  besonders  klar  liegt,  auch 
die  Art  der  Busse,  die  Ausbildung  eines  Systems  von  Sklaveubussen, 
parallel  dem  der  Freienbussen. 

4.  Verfahren. 

Die  Gesetze  bieten  nur  Belege  für  das  Verfahren  aus  dem  Delict 
des  Sklaven,  nicht  aus  dem  Delict  am  Sklaven, 

Für  den  vom  Vieh  angerichteten  Schaden  wird  der  Herr  be- 
klagt; für  die  vom  Freien  begangenen  Delicte  muss  dieser  selbst 
oder  durch  einen  andern  vor  Gericht  cinstehen. 

Es  ist  nun  zu  untersuchen:  a)  ob  der  Sklave  irgendwie  in  ei- 
gener Thätigkeit  vor  Gericht  erscheint ; b)  ob  die  Processthätigkeit 
des  Herrn  eine  Thätigkeit  in  eigener  Sache  oder  in  Vertretung 
seines  Sklaven  ist 


Dies  sind  im  Grossen  und  Ganzen  die  Mittel,  die  der  Forschung 
zu  Gebote  stehen.  Nach  der  verschiedenen  Natur  der  einzelnen 
Rcchtsqucilen  kommt  zwar  hier  und  da  noch  ein  neues  Mittel  hinzu : 
so  viel  ist  indess  schon  klar,  dass  ich  nur  in  wenigen  Fällen  mit 
voller  Bestimmtheit  zu  einem  Resultat  gelangen  kann.  Ich  bin 
in  der  Lage,  Ansichten  äussern  zu  müssen,  die  man  nicht  immer 
für  erwiesen,  zuweilen  vielleicht  nicht  einmal  für  wahrscheinlich 
halten  wird;  ich  bezeichne  sie  dann  aber  auch  offen  als  das,  was 
sie  sind,  als  Vermuthungen. 


')  Geschlechtliche  Vergehen  mit  einer  Freien  sind  Misscthaten  an  ihrem 
Mundwald,  s.  § 3 A.  18. 
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§ 2.  Die  Quellen. 

Die  Gesetze  des  germanischen  Alterthunis  sind  nicht  Rechts- 
quellen  im  juristischen  Sinne;  es  fliesst  aus  ihnen  nicht  das  Recht, 
sondern  nur  unsere  Kenntniss  desselben.  Sie  sind  aber  auch  nicht 
Quellen  im  strengsten  Sinne  der  historischen  Wissenschaft1);  sie 
sind  nicht  Ueberlieferungen  zum  ausschliesslichen  Zweck  der  Er- 
innerung; diese  Absicht  hat  bei  ihnen  nur  daneben  mitgewirkt:  sie 
Rind  Rechtsdenkmäler.  Insofern  sind  sie  Ueberrcste  der  Zeit  ihrer 
Abfassung  und  legen  Zeugniss  ab  von  den  Anschauungen  ihrer  Zeit. 

Dieses  Zeugniss  ist  je  nach  Zeit,  Sprache  und  Art  der  Abfas- 
sung von  verschiedenem  Werthc. 

Je  genauer  die  Zeit  des  Ursprungs  bestimmt  ist,  je  mehr  die 
verschiedenen  Gesetze  uns  eine  zusammenhängende  chronologische 
Reihe  bieten:  desto  mehr  sind  sie  für  die  historische  Forschung  zu 
verwerthen. 

Die  Gesetze  geben  uns  ferner  von  den  Anschauungen  der  Zeit 
ein  desto  klareres  und  zuverlässigeres  Bild,  je  unmittelbarer  sie  aus 
dem  Rechtslcben  des  Volkes  heraus  geschrieben  sind. 

Es  fällt  daher  zweitens  ins  Gewicht,  ob  die  Sprache  die  Volks- 
sprache oder  eine  fremde  ist;  ob  sie  die  Fähigkeit  besass,  die  recht- 
lichen Anschauungen  des  Volks  richtig  zum  Ausdruck  zu  bringen; 
endlich  ob  sie  auch  von  uns  noch  ganz  verstanden  werden  kann. 

Es  ist  drittens  die  Art  der  Abfassung  zu  betrachten.  Als 
unmittelbarer  Ausdruck  der  Anschauungen  des  Volks  kann  ein  Gesetz 
nur  dann  gelten,  wenn  es  nicht  von  aussen  dem  Volke  aufgedrungen, 
sondern  im  Lande  entstanden  ist;  wenn  bei  seiner  Abfassung  keine 
andere  Rücksicht,  als  die  Fixirung  des  damaligen  Rechtszustandes 
obgewaltet  hat.  Jede  Anlehnung  an  ein  vorliegendes  Muster,  an 
eine  ältere  Recension  desselben  Gesetzes,  ja  selbst  die  Bestimmung 
zur  Einreihung  in  einen  Codex  mindern  den  historischen  Werth 
des  Denkmals. 

Nach  allen  drei  Richtungen  hin  nehmen  unbestritten  den  ersten 
Rang  ein:  die  angelsächsischen  Gesetze.  Sie  bieten  uns  eine  zu- 
sammenhängende Folge  einzelner  Gesetze,  die  in  der  Sprache  des 
Volkes  geschrieben*),  im  Lande  selbst  entstanden  sind;  jedes  angel- 


•)  Droysen,  Grundriss  der  Historik.  2.  A.  Leipzig  1875.  S.  14. 

*)  Ich  habe  diesen  Vorzug  au»  Mangel  an  genügenden  philologischen  Vor- 
kenntnissen nur  insoweit  ausnutzen  können,  al»  durch  ihn  eine  so  allgemein 
anerkannte  Uebersetzung,  wie  die  ücbmid’sehe  ermöglicht  wurde. 
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sächsische  Gesetz  steht  für  sieh  da  als  ein  Ueberrest  seiner  Zeit 
und  bietet  uns  den  unmittelbaren  Ausdruck  der  damaligen  An- 
schauungen. 

Die  langobardischcn  Gesetze  liegen  uns  ebenfalls  in  einer  chrono- 
logisch zusammenhängenden  Reihe  vor;  aber  sie  sind  nicht  in  der 
Sprache  des  Volks,  sondern  in  der  lateinischen  geschrieben;  auch 
ist  jedes  Gesetz  zur  Einreihung  in  den  Edictus  bestimmt.  Diese 
stete  Rücksichtnahme  auf  die  ältere  Gesetzgebung  gewährt  zwar  den 
Vortheil,  dass  wir  diejenigen  Aenderungen,  deren  sich  die  Redactoren 
bewusst  waren8),  deutlicher,  als  in  irgend  einer  andern  germanischen 
Gesetzgebung  dargelegt  finden;  sie  ist  aber  vielleicht  mit  daran 
schuld,  dass  wir  von  dem  Wechsel  in  den  Rcchtsanschauungen,  der 
sich  den  Zeitgenossen  unbewusst  vollzog,  so  wenig  erfahren. 

Bei  den  fränkischen  Gesetzen  tritt  zunächst  der  Mangel  hervor, 
dass  wir  nicht  eine  fortlaufende  Reihe  einzelner  Gesetze  haben.  Von 
dem  Fortschritt  des  salischen  Rechts  legen  nur  wenige  Capitularicn 
Zeugniss  ab;  und  für  ein  noch  jüngeres  Stadium  des  fränkischen 
Rechts  müssen  wir  ein  anderes  fränkisches  Stammesrecht  heranziehen; 
wo  sich  ein  Fortschritt  zeigt  bleibt  es  zweifelhaft,  oder  wenigstens 
doch  einigermassen  unsicher,  wieviel  davon  auf  ursprüngliche  Stam- 
mesverschiedenheit, wieviel  auf  Fortentwickelung  des  Rechts  kommt 

Die  Sprache  ist  nicht  allein  nicht  die  Volkssprache,  sondern 
ein  theilweisc  so  barbarisches  Latein,  dass  wir  in  ihr  einen  unge- 
trübten Ausdruck  der  Rechtsanschauungen  des  Volks  gar  nicht  er- 
warten dürfen. 

Die  älteste  Recension  der  lex  Salica  ist  ohne  Muster  abgefasst ; 
aus  den  jüngeren  Recensioncn  aber  lässt  sich  eben  wegen  ihrer  An- 
lehnung an  die  ältere  kein  vollständiges  Bild  der  Entwickelung 
abstrahiren.  Werthvoller  sind  in  dieser  Beziehung  die  wenigen  sa- 
lischen Capitularien.  Die  lex  Ribuariorum  ist  zwar  zum  Theil  nach 
Muster  der  lex  Salica  abgefasst,  aber  mit  einer  so  sorgfältigen  Aus- 
merzung der  salischen  Eigentümlichkeiten,4)  dass  dieses  Vorbild 
keinen  trübenden  Einfluss  auf  die  Quelle  geübt  hat. 

In  sehr  hohem  Grade  ist  dies  aber  bei  den  Gesetzen  der  Fall 
gewesen,  die  von  den  Franken  den  unterworfenen  Stämmen  gegeben 
wurden.  Das  Recht  der  Sachsen,  Friesen  und  Thüringer  haben  sie 
nach  ihren  Anschauungen  gruppirt.  Die  Anordnung  beweist  hier, 
nur  insofern  sie  der  fränkischen  Anschauung  widerspricht,  für  die 
Auffassung  der  Unterworfenen.  Dies  ist  bei  dem  alterthümlichen 


>)  Wild»  S.  107.  ')  Sohm  in  Z.  f.  K.-U.  V.  (1866). 
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Charakter  dieser  Rechtsbildungen  dem  fortentwickelten  fränkischen 
Recht  gegenüber  nicht  selten  der  Fall. 

Verhängnissvoller  ist  diese  Art  der  Abfassung  dem  alamannischcn 
Recht  gewesen.  Dieses  stand,  wie  es  scheint,  dem  fränkischen  Recht 
näher,  und  eben  deswegen  lässt  sich  in  der  vorliegenden  Gestalt 
seiner  Aufzeichnung  kaum  unterscheiden,  was  alamannisches  Recht, 
was  fränkische  Auffassung  ist. 

Allen  diesen  Gesetzen  gemeinsam  ist  der  Mangel  einer  chrono- 
logischen Folge  nach  Art  der  angelsächsischen  und  langobardischen, 
oder  auch  nur  der  fränkischen  Gesetzgebung.  Die  verschiedenen 
Rccensionen  der  lex  Alamannorum  weichen  nur  unerheblich  von 
einander  ab. 

Zu  alle  dem  tritt  bei  dem  bairischen  Gesetzbuch  noch  der  Ein- 
fluss einer  wesentlich  frcmdrcchtlichen  Quelle,  des  wcstgothischcn 
Gesetzes  hinzu;  hier  ist  die  Cumulirung  der  Schwierigkeiten  der- 
artig, dass  man  auf  eine  Feststellung  der  Rechtsanschauungen 
wohl  verzichten  muss. 


§ 3.  Friesen,  Sachsen,  Thüringer. 


Unter  den  uns  erhaltenen  Volksrechten  gehören  die  der  Friesen, 
Sachsen  und  Thüringer  zu  den  jüngsten;  sie  sind  alle  erst  in  karo- 
lingischer Zeit  aufgezeichnet  worden.  Dennoch  sind  es  gerade  diese 
Gesetze,  die  uns  den  alten  Zustand  am  deutlichsten  zeigen.  Nächst 
der  Verwandtschaft  der  drei  Stämme  ist  ihr  conservativer  Charakter 
ein  Hauptgrund  für  die  Achnlichkeit  der  Rechtsverhältnisse. ') 

1.  Wergeid. 

Der  Sklave  ist  nicht  Person,  sondern  Sache.  Mit  der  Auf- 
zählung der  Edlen,  Freien  und  Liten  ist,  auch  in  strafrechtlicher 

')  Vgl.  Wilda  S.  94 — 106  und  die  Vorreden  von  Richthofen  in  den  LL. 
Telier  die  Entstchungszcit  der  1.  Fris.  hat  de  Geer  (in  seiner  Ausgabe  und 
danach)  in  der  Z.  f.  R.-ü.  VIII.  (1868)  134  ff.  abweichende  Ansichten  ausge- 
sprochen; einzelne  Theilc  sollen  erst  aus  dem  11.  .Talirh.  stammen  (S.  161).  In- 
des» brauche  ich  bei  dem  stationären  Charakter  des  friesischen  Rechts  auf  diese 
Controversen  gar  nicht  cinzugehen.  Gaupp,  Thüringer  stellt  in  seinem  ganzen 
Buche  die  1.  Thur,  mit  den  fränkischen  Rechten  zusammen.  Wilda  nennt  sie 
(8. 106)  im  Hinblick  auf  die  Anklänge  an  das  friesische  und  alamannische  Gesetz 
..compilatorisch“ ; aber  in  ihren  Anschauungen  über  unsere  Frage  stimmt  sie 
durchweg  mit  den  sächsisch-friesischen  überein. 
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Beziehung,  der  Begriff  des  Volkes  erschöpft.*)  Der  Sklave  wird 
mit  andern  Vieh  zusammen  unter  Sachen  aufgefuhrt.3)  Demgemäss 
hat  der  Sklave  nach  ältestem  friesischen  Recht  auch  kein  YVergeld, 
sondern  nur  einen  Sachwerth,  der,  wie  bei  jeder  andern  Sache,  durch 
Abschätzung  gefunden  wird.4)  Nur  haben  die  fränkischen  Verfasser 
des  Gesetzes  die  Tödtung  des  Sklaven  ihrer  Anschauung  gemäss &) 
mit  den  Tödtungen  anderer  Personen  zusammengestellt,  ln  Ost- 
friesland ist  die  zu  zahlende  Summe  bestimmt;  es  ist  das  halbe 
Litenwergeld;®)  auch  in  Sachsen7)  und  Thüringen8)  sind  es  be- 
stimmte Summen.  Aber  mag  man  sie  Wergehl8)  nennen,  oder  nicht: 
ihre  thatsüchliche  Bedeutung  ist  bis  jetzt  noch  nicht  über  die  eines 
fixirten  capitale  hinausgekommen.  Von  der  sonstigen  strafrecht- 
lichen Stellung  des  Wergeides  tritt  bei  diesen  Summen  nichts  her- 
vor. Es  werden  nicht  Quoten  des  Wergeides  als  Bussen  genannt,  wie 
bei  Freien;  das  Wergeid  erscheint  nicht  als  Auslösungsgeld,  als 
Repräsentant  der  Persönlichkeit  des  Sklaven.  Für  Bussen  und  Aus- 
lösung steht  bei  den  Friesen  ein  anderer  Satz,  die  Summe  von  4 s. 
und  deren  Vielfaches  fest,40)  Wir  haben  es  hier  also  im  besten 
Falle  mit  einem  capitale  zu  thun,  aus  dein  sich  ein  Wergcld  ent- 
wickeln kann. 

2.  Delicto  des  Sklaven. 

a)  Eine  Handlung  auf  Gehciss  des  Herrn  kann  nach  germa- 
nischem Strafrecht  (bei  Freien,  wie  bei  Unfreien)  nur  eine  Missethat 
des  Herrn,  nicht  des  Sklaven  sein.  Letzterer  kommt  gar  nicht  in 
Betracht.  Die  Anschuldigung  erfordert,  dass  der  Herr  sich  reinigt; 
erst  dadurch,  dass  der  Herr  sieh  gereinigt  hat,  kann  der  Thatbe- 
stand  einer  Missethat  des  Sklaven  in  Frage  kommen.11) 


>)  Fris.  II.  XXII,  90  (dagegen  I.  III,  ö).  C.  0.  part.  Knx.  17.  19.  20.  21. 

I.  Sa  x.  30.  Cpt.  Snx.  3.  5.  Thur.  4-— 24.  42  (bei  Thüringern  auch  keine  Li  ton). 

J)  Fris.  II  11.  IV  1.  Add.  Sap.  VII.  VIII.  *)  Fris.  I 11.  *)  s.  n.  § 6.  7. 

*)  Fris.  XV  4.  I 12.  ’)  1.  Sux.  17.  s.  Richtlinien,  Zur  1.  Sax.  8.  278  A.  *)  Thur.  3. 

*)  so  tiaupp,  Sachsen  S.  106  J Thüringer  S.  315.  Zu  pro  weregildo  servi  (Fris. 
IX,  17)  vgl.  Richthofens  Anm.  8.  065  A.  85.  Weswegen  compositio  in  Fris. 

II,  11  gerade  das  Wergeid  bedeuten  soll  (8.  660  A.  37),  sehe  ich  nicht  ein; 
Rieht hofens  eigener  Iudex  s.  v.  S.  702  giebt  zahlreiche  Stellen,  in  denen  com- 
positio in  ganz  allgemeiner  Bedeutung  vorkonunt. 

1 °)  Diese  „mulcta“  kommt  vor  Fris.  IX  3.  XIII.  I 13.  Add.  VI112.  Fris. 
XVIII  2,  wo  der  Freie  ebenfalls  4 s.  zu  zahlen  hat.  Uebrigcns  ist  Fris.  1 13 
sehr  unklar  und  Richthofens  (8.  657.  A.  17)  Beziehung  auf  die  mulcta  von  4 s. 
durchaus  nicht  unbestritten. 

1 ')  Fris.  1 14.  1.  Sax.  50.  62.  vgl  18.  tiaupp,  Thüring.  8.  410.  Wilda  S.  632. 


Digitized  by  Google 


11 


b)  Der  vom  Sklaven  ange  richtete  Schaden  hat  hinsichtlich  der 
Haftpflicht  des  Herrn  dieselben  Folgen,  wie  der  vom  Vieh  angc- 
richtetc.1*) 

c)  Während  aber  der  vom  Vieh  angerichtete  Schaden  keine 
anderen  rechtlichen  Wirkungen  hat,  als  die  Schadenersatzpflicht  des 
Herrn,  geht  die  Wirkung'  der  That  des  Sklaven  doch  weiter.  Das 
Gesetz  verlangt  eine  Bestrafung  des  Sklaven  und  erkennt  somit 
einen  strafbaren  Willen  an.  Es  zeigt  sich  dies  entweder  in  einem 
für  den  Sklaven  zu  zahlenden  Bussgeld, ,Ä)  oder  am  deutlichsten  in 
einer  ihm  auferlegten  Leibcsstrafe.14)  Aber  als  eine  Singularität 
darf  es  wohl  gelten,  wenn  das  friesische  Gesetz  sogar  ein  Verbrechen 
des  Sklaven  am  eigenen  Herrn  behandelt,  indem  es  für  die  Tödtung  des 
letzteren  die  Todesstrafe  festsetzt.14)  Als  den  Verhältnissen  angemessen 
kann  man  sich  nur  willkürliche  Bestrafung  durch  die  Erben  denken.1®) 

3.  Delicte  am  Sklaven. 

a)  Die  geschlechtlichen  Vergehen  mit  der  Sklavin  gelten  über- 
haupt nicht  als  Vergehen  an  ihr,  sondern  als  gegen  ihren  Herrn 


1 *)  Die  1.  Kris,  constatirt  die  Ersatzptlicht  des  Herrn  nur  bei  Diebstahl 
III  5 und  Raub  IX  17.  Das  Princip  ist  deutlich  ausgesprochen  in  1.  Sax.  51—53. 
Thur.  59.  Genau  dasselbe  wird  von  der  Haftpflicht  für  Thierc  gesagt  1.  Sax.  57. 
Thur.  52.  Unter  den  Begriff  des  Schadenersatzes  fallt  im  Allgemeinen  auch 
die  Zahlung  des  Wcrgcldes  (Wilda  S.  551);  aber  die  Stelle  der  1.  Fris.  I 13 
(muletam  eius  pro  servo  bis  simplum  componat)  ist  unklar  (vgl.  Richthofens 
Anm.  S.  657.  A.  17) ; klar  ist  der  alte  Grundsatz  für  Ostfriesland  ausgesprochen  1 22. 

1 ’)  Fris.  IX  17  „pro  wcregildo  servi“  d.  h.  „statt  eines  Wergeldcs“  (Rieht- 
hofen S.  665  A.  85).  Der  Freie  hat  nach  Fris.  IX  14.  15  sein  Wergeid  zu  zahlen. 
Busse  als  Ablösung  der  Leibesstrafe:  Fris.  III  7.  XVIII  2.  Das  spätere  frie- 
sische Recht  (Landrecht  XII.  Riehthofen,  friesische  Rechtsquellcn  Berlin  1840 
8. 60.)  la-zeiehnet  die  That  des  Sklaven  als  „unweldigc“,  für  die  kein  Fricdcns- 
geld  zu  zahlen  sei.  Aber  die  betreffende  Gesctz-esstelle  geht  soweit,  aueh  die 
Miasethaten  der  Frauen  mit  unter  diese  Rubrik  zu  zählen ; die  Stelle  spricht 
»Iso  dem  Sklaven  die  Persönlichkeit  nur  insofern  ab,  als  sie  aueh  der  Frau  in 
der  mund  ihres  Mannes  fehlt. 

")  Fris.  III,  7.  VIII  2 (vapuletur);  vielleicht  deutet  „pro  wcregildo  servi“ 
•IX  l7)  auf  Verwirkung  des  Lebens  hin.  In  der  1.  Sax.  werden  1 «.‘sondere 
Sklavenstrafen  nicht  erwähnt.  Da  bei  den  Sachsen  aber  die  Todesstrafe  beson- 
der» häufig  war  (Riehthofen  Zur  1.  Sax.  S.  218  ff.),  so  mag  dieselbe  für  Freie 
and  Unfreie  gleich  gegolten  haben. 

“)  Fris.  XX,  3. 

“)  Deswegen  beziehen  auch  Gaupp,  Sachsen  S.  35  und  Riehthofen  8.  62 
A.  71,  Zur  1.  Sax.  S.  274  f.  (gegen  Wilda  S.  815)  1.  Sax.  25.  26.  (<jui  dominum 
suum  ocoiderit  etc.)  nicht  auf  Sklaven. 
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verübte  Missethaten ; 17)  ebenso,  wie  die  geschlechtlichen  Vergehen 
mit  der  Freien  nur  als  gegen  ihren  Mundwald  verübte  Missethaten 
gelten,18) 

b)  Der  Sklave  steht  im  Eigenthum  seines  Herrn;1*)  es  kann 
an  ihm  ein  Diebstahl  begangen  werden,  wie  an  einer  Sache;20)  wird 
er  getödtet,  so  ist  der  Herr  schadlos  zu  halten,  sei  es  durch  den 
Taxwcrth,  oder  durch  eine  ein  für  allemal  bestimmte  Summe.21) 
Das  deutliche  Zeichen,  dass  wenigstens  das  friesische  Gesetz  nur 
das  dem  Herrn  geschehene  Unrecht  bestraft,  ist:  dass  es  tür  den 
gestohlenen  Sklaven  dom  Herrn  dieselbe  Genugthuung  zu  Theil 
werden  lässt,  wie  für  den  getödteten ; 22)  denn  die  Verletzung  des 
Eigenthums  ist  dieselbe. 

c)  Nur  ein  Vergehen  am  Sklaven  kennt  das  friesische  Gesetz: 
den  Verkauf  unter  die  Heiden23),  also  ein  Delict,  das  nur  vom 
eigenen  Herrn  begangen  werden  konnte.  Diese  Bestimmung  ent- 
spricht nicht  dem  altgernianisehcn  Recht,  welches  in  dem  Sklaven 
nur  des  Herrn  Vieh  erblickt,  sondern  der  kirchlichen  Anschauung, 
die  in  dem  Sklaven  ebenso  einen  Christen  sicht,  wie  in  seinem  Herrn.24) 

4.  Verfahren. 

Nur  der  Herr  erscheint  als  Partei.  Er  ist  der  interpellatus,2*) 
er  schwört;2*)  was  der  Sklave  sagt,  hat  nur  Bedeutung,  insofern 
es  der  Herr  nicht  bestreitet.27)  Aber  dennoch  ist  die  Proccssthätig- 
keit  des  Herrn  eine  Thätigkeit  „für  seinen  Sklaven“,28)  und  der 
Sklave  wird  einmal  direct  als  der  Bezichtigte  genannt; 2#)  auch  kommt 
er  im  aussergerichtlichcn  Verfahren  vor:  der  Herr  nimmt  ihn  ins 
Gottosurthcil.80) 


1 ’)  F'ris.  IX  3.  XIII.  '*)  Wilds  S.  817.  827.  838.  ltive  1 236.  272.  vgl. 
auch  I HO.  1 *)  Walter  K.-U.  II  ö.  ,#)  Fris.  II  11.  Add.  VII;  Thur.  38  liest 
Uaupp  (Thüriug.  S.  384)  u.  a.  cervo  statt  gervo.  1 ')  s.  o.  A.  4 — 8.  2i)  F'ris. 

IV.  VII.  **)  Fris.  XVII  ö.  .lud.  Wul.  c.  10  bezieht  sich  nicht  auf  Sklaven, 
sondern  auf  freie  Handwerker  s.  Wackernagel  in  Haupts  Ztschr.  f.  dtscli.  Alterth. 
IX  538  Richthofen  S.  700  A.  97.  »*)  Walter  K.-U.  U 5.  *»)  Fris.  XII. 

“)  Fris.  I 15.  19.  UI  6.  XII.  *»)  Fris.  I 14.  «»)  Fris.  I 15.  19.  III  5. 

**)  F'ris.  III  5.  **)  F'ris.  III  6 s.  u.  § 15  A.  1. 
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§ 4.  Das  älteste  salische  Recht. 


In  dem  ältesten  Thcil  der  lex  Salica  gilt  noch  im  Allgemeinen 

I.  der  Grundsatz,  dass  der  Sklave  rechtlich  nicht  Person  sondern 
Sache  ist 

1.  Wergeid. 

Der  Sklave  wird  dem  Vieh  gleich  gestellt;1)  er  hat  kein 
Wergeid,  wie  cs  jede  Person  hat,  sondern  nur  einen  Sachwerth 
(eapitalc).3) 

2.  Delicto  des  Sklaven. 

Die  vom  Sklaven  begangene  Missethat  ist  nur  insofern  Gegen- 
stand des  Strafrechts,  als  der  Herr  für  ihre  Folgen  einstchen  muss. 
Er  muss  den  vom  Sklaven  angerichteten  Schaden  ersetzen,3)  die 
Busse  bezahlen.4)  Die  Auslieferung  des  Sklaven  an  den  Verletzten 
ist  eine  Strafe,  die  den  Herrn  ebenso  trifft,  wie  die  Auslieferung 
des  Viehs.5) 


')  c.  10.1.  Si  quis  servo  nut  cnballo  etc.  Der  Gedanke  ist  deutlich  aus- 
gesprochen in  dem  „Rechtsspriehwort“  (Gengier,  Genu.  Kechtsdenkmäler  Erl. 
1875  3.  41  A.  15)  „theochotexaea  ismala  texacha  nov.  100  [10  Zus.  4],  Knechts- 
iliebstahl  ist  Kuhdiebstahl“. 

*)  c.  25,3  |25,7].  Grimm  R.-A.  342.  Davoud-Oghlou  I,  477. 

’)  c.  12,  25,3  [12,2.  25,7].  Allgemein  ausgesprochen  erscheint  die  Ver- 
pdichtung  des  Herrn  zum  Schadenersatz  erst  in  karolingischer  Zeit  (bei  Merkel 
S.  48  c.  VIII.  [fehlt  bei  B.  vgl.  S.  80])  vom  über  homo,  qui  se  loco  wadii  tra- 
«liilit ; wenn  dieser  damnum  aliquod  cuilibet  fecerit:  qui  eum  in  loco  wadii 
nucepit  aut  damnum  solvat  aut  etc. 

*)  c.  35,4.  40.6  [35,5.  40,11]. 

*)  c.  35,1.  4 [35,1.  5.J.  vgl.  c.  36.  Zu  c.  35,1  homicida  illuin  domini  inter 
»e  dividant  macht  Waitz  Sal.  R.  8.  201  die  Bemerkung  „eine  nicht  ganz  deut- 
liche Bestimmung“;  Davoud-Oghlou  I 478  zweifelt,  ob  als  Gegenstand  der  Thei- 
lung  die  20  s.  gedacht  sind,  die  ein  anderer  (!)  Codex  als  Busse  (also  doch  zu 
zahlen,  nicht  zu  theilen!)  aufweist,  oder  ob  das  corpus  inter  creditores  devidi 
der  Zwölftafeln  gemeint  ist.  Mir  scheint,  die  Deutung  ergiebt  sieh  unmittel- 
bar aus  Form.  Andcgav.  37  = Roziere  (recueil  general  des  formales  Paris  1859 
Bd.  I 8.  465)  Ko.  371:  In  loco  pignoris  emitto  vnbis  statum  meum  medietatem 
(d.  h.  meine  Freiheit  zur  Hälfte,  v.  Meibom,  dtseh.  Pfandrecht  Mai  bürg  1867  S.  33), 
at  in  unaquisque  septem  [ana]  ad  dies  tautis  (—  iu  jeder  Woche  so  und  so  viel 
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3.  Delicte  am  Sklaven. 

An  Sklaven  verübte  Handlungen  sind  nur  strafbar,  insofern 
sie  als  gegen  den  Herrn  gerichtete  Missethaten  angesehen  werden.®) 
Die  Busse  fällt  an  den  Herrn.7)  Nur  sein  Interesse  ist  massgebend.8) 
Es  ist  strafrechtlich  gleich,  ob  der  Sklave  getödtet,  gestohlen  oder 
freigelassen  wird,  weil  die  Verletzung  des  herrschaftlichen  Interesses 
in  allen  drei  Fällen  die  gleiche  ist.®) 

4.  Verfahren. 

Demgemäss  ist  das  gerichtliche  Verfahren  unmittelbar  gegen 
den  Herrn  gerichtet.  Aussergcrichtlich10)  wird  der  Herr  aufgefordert, 
den  Sklaven  herauszugeben;  thut  er  es  nicht,  und  geht  der  Kläger 
vor  Gericht,  so  ist  die  Klage  aus  dem  Delict  gegen  den  Herrn  an- 
zustrengen; dieser  haftet,  als  ob  er  selbst  die  That  begangen  hätte.11) 
Ein  gerichtliches  Verfahren  gegen  den  Sklaven,  in  welchem  der 
Herr  etwa  nur  als  sein  Vertreter  vor  Gericht  erschiene,  ist  der  lex 
Saliea  unbekannt. 


Tage),  qualecumque  onerem  legitema  mihi  [in]  iuncx[c)ris,  facere  debiammus. 
Die  Thcilung  des  Sklaven  ist  daher  so  zu  vollziehen,  dass  er  in  der  einen  Hälfte 
der  Woehe  (oder  irgend  eines  andern  Zeitraums)  Sklave  deB  einen,  in  der  andern 
Hälfte  Sklave  des  andern  ist.  — Zu  demselben  Resultat  fuhrt  die  rein  juristische 
Betrachtung  der  Frage,  indem  man  das  gemeinschaftliche  Eigenthum  als  ein 
„Miteigenthum“  aullasst,  welches  „ohne  Realtheilung  eine  auf  einander  folgende 
Nutzung“  erfordert  (Stobbe  in  Ztsehr.  f.  Rechtsgcsch.  IV  (1804)  S.  238,  vgl. 
Stobbe  Handbuch  des  dtsch.  PrivatroehU.  Berl.  1875  1167.  Gierke,  d.  dtsch. 
Genossensehaftsr.  1868/73  II  648).  — Aus  späterer  Zeit  ist  in  der  That  ein 
gemeinschaftliches  Eigenthum  an  Sklaven  nachweisbar.  Dem  Kloster  Fulda 
werden  a.  795  ausser  mehreren  ganzen  Sklaven  geschenkt  },  [ , J von  einigen 
andern  (et  duas  partes  Megiuhcrcs  et  tertiam  dimidiam.  similiter  et  Tettae 
et  filiac  eins  tertiam  partem  dimidiam  Frehhalf  etc),  a.  824  ebenso  } (unius 
pueri  communis  duae  partes  nomine  Ruadhelm),  a.  585  ebenso  [ (manipia  quinque 
integra  quorum  nomina  . , sextum  vero  dimidium  quod  nominatur  Adalbur) 

(Dronke,  Codex  dipl.  Fühl.  Cassel  1850  No.  110.  445.  585).  Nach  Arnold  (die 
Ansiedelungen  u.  Wanderungen  dtsch.  Stämme,  Marburg  1875  S.  278)  sollten 
die  Dienste  und  Abgaben  zwischen  dem  Kloster  und  dem  andern  Grundherrn 
getheilt  worden,  für  die  Zeit  der  1.  Sal.  kommen  nur  die  Dienste  in  Betracht. 

*)  Ueber  Unzucht  s.  u.  S.  15. 

*)  c.  25,  1.  3.  4 [25,  3.  7.  8]  35,  1 beweisen  wegen  der  Sonderstellung  der 
geschlechtlichen  Vergehen  (s.  u.  Anm.  18)  nichts;  auch  nicht  c.  26,  2 wo  cs  der 
Herr  der  ancilla  ist,  dessen  Sklave  der  Schuldige  wird  (s.  Merkel  S.  49  III 
[C.  VII  3]).  Ich  nehme  es  ohne  quellenmässigen  Beweis  nur  nach  der  allge- 
meinen Stellung  der  Sklaven  an. 

*)  Waitz  Sal.  R.  S.  106.  •)  Grimm  R.-A.  343  Guerard  I 131. 

*•)  Sohm  G.-Verf.  S.  392  A.  6 (gegen  Sohm  Proc.  S.  130  A.  4 S.  157). 

")  c.  40,  4.  6 [40,  6 — 10]  . . . dominus  servi  non  quäle  servus  solvat,  sed 
quasi  ingenuus  admisit  tot  am  legem  super  so  solriturum  excipiat. 
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II.  Wenn  gleich  rechtlich  der  Grundsatz  bestand,  dass  der 
Sklave  dem  Vieh  gleich  zu  achten  ist,  so  Hess  sich  die  Thatsaehe, 
dass  er  Mensch  ist,  dennoch  nicht  aus  der  Welt  schaffen;  dies  ist 
auf  das  germanische  Strafrecht  von  Einfluss  gewesen.1*) 

(Zu  1,2.)  Der  Sklave  kann  Missethaten  begehen,  bei  denen  ein  Scha- 
denersatz entweder  nicht  möglich,  oder  nicht  ausreichend  ist:  Unzucht ls) 
und  Diebstahl.14)  Der  Sklave  hat  einen  Willen,  man  kann  auf  ihn 
durch  Strafen  einwirken;  es  wäre  ungerechtfertigt,  dieses  Mittel 
der  Fiction  zu  opfern,  dass  er  nicht  Person,  sondern  Vieh  sei.  Als 
Strafen  gegen  den  Sklaven  kommen  vor:  Hiebe1*)  und  Castrirung.18) 

(Zu  1,3.)  Auch  auf  die  Auffassung  der  vom  Sklaven  begangenen 
Delicte  musste  die  Thatsaehe  dass  der  Sklave  Mensch  ist,  Einfluss 
üben:  das  Gesetz  bestraft  die  Unzucht  mit  der  Sklavin1’)  als  ein 
Debet  gegen  ihren  Herrn;  dies  mag  allerdings  der  Analogie  anderer 
Delicte  am  Sklaven  entsprechen,  die  als  Eigenthumsverletzung  be- 
handelt werden;  aber  es  steht  doch  andererseits  der  Art,  wie  die 
geschlechtlichen  Vergehen  mit  einer  Freien  als  Missethat  gegen  ihren 
Mundwald  betrachtet  werden18)  ebenso  nahe. 


'*)  Witda  S.  653.  '»)  c.  25,  3.  4 [25.  7—9].  '«)  c.  12.  *>)  c.  12  ; 25,  3 

(statt  dessen  nov.  69  [25,  8*]  Geldstrafe)  [12,  1;  25,  7|.  '*)  c.  12;  25,  3.  4 [e. 

12.  2.  25,  7 — 9].  Beim  .schwersten  Diebstahl  kommt  noch  hinzu:  capitali  seu- 
tentia  feriatur,  c.  40, 3 [40,  5].  Aber  in  der  ältesten  Zeit  steht  die  Vollstreckung  der 
Todesstrafe  dem  Kläger  zu,  dem  der  Delinquent  übergeben  wird,  ut  faciat  ex- 
inde,  quod  voluerit  (Ed.  Hilp.  77,  7 [C.  V,  7],  vgl.  Sohin  Prtxt  S.  177.  Dies 
ist  also  dem  Erfolge  nach  von  einer  noxae  datio  nicht  zu  unterscheiden, 
(iuerard,  Irm.  I 328  führt  trotzdem  beides  von  einander  getrennt  auf.  Soviel 
scheint  mir  in  der  That  gewiss,  dass  ein  L'ntcrscbied,  wenn  auch  nicht  in  der 
Sache,  so  doch  in  der  Auflassung  bestand.  Diese  geht  bei  der  noxae  datio  in 
erster  Linie  dahin,  den  Sklaven  seinem  Herrn  zu  entziehen  und  dem  Beschä- 
digten zuzuführen,  bei  der  capitalis  sententia  hingegen  dahin,  deu  Sklaven  mit 
dem  Tode  zu  bestrafen.  — Geldstrafen  erscheinen  als  Lösungsmittel  von  der 
Leibesstrafe,  es  kann  ein  dahin  zielendes  Abkommen  getroffen  werden  (si  con- 
venerit  c.  40,6  [40,  11]),  dass  sie  der  Herr  zahlt;  man  denkt  aber  auch  an  die 
Möglichkeit,  dass  der  Sklave  selbst  seine  Haut  löst  c.  12  [12,  2|.  AVer  als  der 
eigentlich  Verpflichtete  gedacht  wird,  lässt  sieh  gar  nicht  feststellen,  weil  die 
Execution  ausgeschlossen  ist.  AVird  die  Busse  nicht  gezahlt,  so  ist  die  Leibes- 
strafe eben  nicht  abgekauft  und  wird  vollstrcckt.  Ueber  die  Fähigkeit  des 
Sklaven,  eine  Busse  zu  bezahlen,  d.  h.  über  seine  Fähigkeit  zu  Besitz  und  Eigen- 
thum lässt  sich  auch  heute  noch  nicht  mehr  sagen,  als  was  Xaudet  in  Histoire 
et  Memoires  de  l’Institut,  Acad.  des  inscr.  et  belles-lettres  A'III.  (1827)  S.  584 
gesagt  hat.  „Les  csclaves  etaient  proprietaires,  et  ils  ne  l’ctoient  jias“.  Es  muss 
aber  jedenfalls  die  Möglichkeit,  dass  der  Sklave  zahlt,  schon  zur  Zeit  der  lex 
Sal.  bestanden  haben ; sonst  könnte  sie  nicht  auf  eine  Ausdrucksweisc,  wie  c.  12 
kommen  (servus  ...6s.  reddat;  dominus  vero  capitale  etc.). 

")  c.  25.  '*)  AVilda  S.  817.  827.  838.  Rivc  I 236.  272.  vgl.  I 90. 
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(Zu  1,4.)  Der  Sklave  kann  über  die  Tkat  vernommen  werden.  Man 
entschloss  sich  zwar  ebensowenig,  ihn  als  Angeklagten  vor  Gericht  zu 
bringen,1’)  wie  als  Klüger  oder  Zeugen;  man  gestattete  aber  ein 
aussergerichtliches  2n)  Verfahren  vor  dem  Kläger;  hier  konnte  der 
Sklave  seine  Schuld  gestehen  und  dadurch  seine  Strafe  erleichtern, 
oder  es  wurde  mit  der  Folter  versucht,  ein  Gestündniss  zu  erpressen. 


§ 5.  Die  Fortentwickelung  des  salischen  Rechts. 


Die  strafrechtliche  Stellung  der  Sklaven  war  nach  ältestem  sa- 
lischeu  Recht  bestimmt 

1.  durch  die  rechtliche  Anschauung,  dass  der  Sklave  Vieh  sei, 

2.  durch  die  Thatsaehe,  dass  der  Sklave  Mensch  ist. 

Dieselben  beiden  Momente  sind  für  die  Fortentwickelung  des 

salischen  Rechts  massgebend  gewesen. 

I.  Die  Entwickelung  des  germanischen  Rechts  zeigt  die  Nei- 
gung, die  Haftpflicht  des  Herrn  für  den  von  seinem  Vieh  angerich- 
teten Schaden  zu  mindern.1)  Nach  dem  ältesten  Recht  musste  das 
Vieh,  das  einen  Menschen  getödtet  hatte,  übergeben  und  vom  Herrn 
noch  das  halbe  Wergeid  gezahlt  werden.2)  Eine  jüngere  Recension 
des  salischen  Gesetzbuchs  gestattet  dem  Herrn,  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  er  an  der  Tödtung  keine  Schuld  habe,  und  sich  so 
von  der  Zahlung  zu  befreien.8)  In  gleicher  Weise  ändert  sich  natur- 
gemäss  auch  die  Haitpflicht  für  den  Sklaven.4) 

II.  Die  Minderung  der  Haftpflicht  für  den  vom  Vieh  angerich- 
teten Schaden  konnte  an  dem  Wesen  der  rechtlichen  Anschauung 


'*)  Der  Sklave  ist  vom  Gericht  ausgeschlossen.  Grimm  R.-A.  349. 

*•)  S.  o.  Anm.  10.  Ich  glaube  dies  richtig  rubrizirt  zu  haben;  es  gehört 
unter  diejenigen  Unterschiede  in  der  Behandlung  von  Sklave  und  Vieh,  die 
der  Gesetzgebung  durch  die  Verschiedenheit  beider  von  selbst  gegeben  waren. 
Der  Sklave  erscheint  auch  in  diesem  Verfahren  nur  als  ein  redebegabtes  Vieh, 
kaum  als  Person.  Ueber  das  gesetzmässige  Mass  hinaus  gestattet  man  seine 
endlose  Folterung,  wenn  das  Interesse  seines  Herrn  durch  Pfand  sichergestellt 
ist.  (v.  Meiliom’s  Auflassung,  (dtsch.  Pfandrecht,  Marburg  1867.  S.  265)  beweist 
nichts  für  die  Zeit  der  1.  Sal.) 

')  Wilda  S.  558.  591.  »)  c.  36. 

*)  nov.  107.  108.  [36*].  •)  nov.  105.  [35,  5*]  s.  u.  Anm.  6. 
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nichts  ändern.  Anders  beim  Sklaven.  Wenn  trotz  der  erwiesenen 
fnschuld  des  Herrn  die  Uebergabe  des  Sklaven  erfolgte,  so  war 
wenigstens  die  Möglichkeit  vorhanden,  diese  als  eine  Strafe  für  den 
Sklaven,  nicht  blos  für  den  Herrn  aufzufassen;  wenn  die  Verant- 
wortlichkeit des  Herrn  ausgeschlossen  und  dennoch  auf  eine  Strafe 
erkannt  wurde,  so  war  die  Möglichkeit  gegeben,  bei  dieser  Strafe 
an  eine  eigene  Verantwortlichkeit  des  Sklaven  für  seine  Handlungen 
zu  denken. 

Dieser  Umstand  hat  in  Verbindung  mit  andern  auf  eine  all- 
niiihlige  Umgestaltung  des  Verhältnisses  eingewirkt.5) 

1.  Delicte  des  Sklaven. 

a)  Die  Fiction,  dass  der  Sklave  keine  Person  sei  und  keinen 
eigenen  Willen  habe,  erscheint  noch  insofern  lebendig,  als  die  An- 
nahme dafür  spricht,  dass  der  Sklave  nur  als  Werkzeug  des  Willens 
seines  Herrn  gehandelt  habe.  Aber  es  ist  nur  noch  eine  Annahme, 
nicht  mehr  ein  unbedingt  geltender  Satz.®)  Der  Herr  kann  den 
Nachweis  führen,  dass  die  Präsumption  falsch  ist.7)  Er  befreit  sich 
dadurch  von  dem  Theil  seiner  Verbindlichkeiten,  der  aus  seiner 
Verantwortlichkeit  für  die  Handlungen  seines  Sklaven  hervorgeht 

b)  Dagegen  kann  sich  der  Herr  ebenso  wenig,  wie  von  seiner 
•Schadenersatzpflicht,  so  von  seiner  Verbindlichkeit  für  die  gegen 
den  Sklaven  erkannten  Bussen  befreien.*)  Diese  Verbindliclikeit 

*)  Veber  Wergeid  und  Delicte  am  Sklaven  bieten  die  (Quellen  nichts. 
Bemerkenswerth  ist,  dass  c.  76  [C.  1,  H]  die  Kinderabtreibung  hintereinander 
§ 3 [3—8]  bei  der  Freien,  § 4 [9]  bei  der  Letiu,  § 6 [10]  bei  der  Sklavin  be- 
handelt; indess  zeigt  dies  weniger  das  Princip  der  Gesetzgebung,  als  den  Beginn 
der  neueren  Entwickelung. 

*)  Mit  den  römisch -rechtlichen  Ausdrücken  würde  man  die  ältere  Auf- 
fassung als  eine  jiraesumptio  juris  et  de  jure,  die  jüngere  als  eine  praesumptio 
juris  bezeichnen  können. 

’)  So  deutlich  Ed.  Hilp.  ■=■  c.  77,  5 [C.  V,  ö|.  Für  die  Befreiung  des  Herrn 
bildet  hier  die  Voraussetzung:  der  Nachweis  quod  pura  Bit  conscientia  sua  nec 
suum  eonsilium  factum  sit  nec  voluutatem  ejus;  für  dieselbe  Befreiung  ist  ver- 
touthlich  dieselbe  Voraussetzung  gedacht  in  nov.  105  [35,  5']  „et  si  intellexerit 
de  lege".  Davoud-Ughlou’s  Erklärung  (I  479)  „Si  l’csclave  entend  la  loi“  ist 
mir  unklarer  als  der  Text.  Es  lässt  sich  doch  annehmen,  dass  dasselbe  gemeint 
ist.  wie  in  der  analogen  nov.  108  [36*]  secundum  legem  exinde  se  poteat  defen- 
dere.  Oder  soll  in  „lex“  etwa  wie  später  in  „recht“  (Sachsenspiegel  ed.  Weiskc 
*-v. recht  in  der  5.  AuH.  1876  S.  160)  eine  Hindcutung  auf  den  eigenen  Eid  liegen? 

•)  Ed.  Hilp.  — c.  77,  7 [C.  V,  7]  tune  servus  culpabilis  judicetur  et  causa 
*u|kt  doinino  magis  non  ascendat  nisi  qnantum  de  servo  lex  est,  Decr.  Chi. 
*■  3 [IV,  12]  . . . capitale  dominus  restituat.  — c.  82  [C.  VI,  5]  Si  quis  cujus 
servus  aliquid  inputatum  fuerit  aut  occiderit  ancillam  alienam  600  d.  qui  faciunt 
*•  15  c.  j.  et  praetium  quod  maucipius  valuerit. 

Jsarow,  Stellung  der  Sklaven.  2 
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lässt  sich  nur  denken,  als  entstanden  aus  der  eigenen  Verantwort- 
lichkeit des  Sklaven  für  seine  Handlungen  und  als  auf  den  Herrn 
übergegangen  wegen  seiner  Verpflichtung,  für  diese  Verbindlichkeit 
nach  aussen  hin  einzustchcn. 

c.  Die  Verantwortlichkeit  des  Sklaven  erscheint  unabhängig 
von  der  des  Herrn.  Selbst  wo  letztere  ausgeschlossen  ist,  bleibt 
erstere  bestehen.®) 

2.  Verfahren. 

a)  Durch  den  Wegfall  des  aussergerichtlichen  Verfahrens10)  iui 
fränkischen  Recht  ist  auch  das  Verfahren  gegen  den  Sklaven  ins 
Gericht  verlegt  worden.  An  Stelle  der  aussergerichtlichen  Folterung 
erscheint  als  Beweismittel  das  gerichtliche  Gottesurthcil  des  Looses.11) 

b)  Der  Herr  ist  noch  immer  diejenige  Person,  an  die  sich  das 
Gericht  ausschliesslich  hält.  Nicht  der  Sklave  wird  aufgefordert, 
zu  erscheinen,  sondern  der  Herr,  ihn  zu  schicken.1*)  Gegen  den 
Herrn  richtet  sich  die  Execution.18) 

c)  Demgemäss  erscheint  der  Herr  nicht  mehr  als  der  Schuldige, 
der  sich  nur  durch  Stellung  seines  Sklaven  von  der  Schuld  befreien 
kann;  seine  Stellung  nähert  sich  schon  mehr  der  eines  Vertreters 
des  Sklaven.  Der  Unterschied  zeigt  sich  deutlich  im  Conttimaeial- 
verfahren.  Der  alten  Anschauung,  die  den  Herrn  als  den  eigentlich 
Beklagten  ansah,  entsprach  die  Contumaeialverurtheilung  zur  Frcien- 
busse14);  wenn  jetzt  das  Gesetz  ausdrücklich  vorschreibt,15)  der 
Herr,  der  den  Sklaven  nicht  geschickt  hat,  solle  nur  zur  Sklaven- 
busse verurtheilt  werden,  so  geht  daraus  klar  hervor,  dass  der  Process 
nur  gegen  den  Herrn  als  Vertreter  des  Sklaven  gerichtet  ist. 

Ferner  ist  mit  diesem  Contumacialerkenntniss  und  seiner  Voll- 
streckung das  Verfahren  nicht  beendigt.  Zum  deutlichen  Zeichen, 

*)  s.  o.  S.  17.  '•)  Sohm  Process  S.  196. 

1 ')  Ed.  Hilp.  = c.  77,  7.  Pact.  Child.  Chi.  c.  5.  Dcer.  Chi.  c.  4 (?  mir  nicht 
jranz  verständlich)  [C.  V,  7.  IV,  5.  12];  mallus  l>edcutet  ausschliesslich  den  Ge- 
richt s termin,  placitum  indes«  (c.  40)  auch  den  aussergerichtlichen  (Sohm  (t.-Verf. 
S.  58.  65.  A.  25). 

1 *)  Ed.  Hilp.  = c.  77,  7 [C.  V,  7]  ut  si  servum  sors  nunciata  fuorit  de  furtuin, 
tune  dominus  servi  mittat  servum  ad  sortem  etc.  ebenso  Pactus.  Child,  Chi.  c.  5. 
Decr.  Chi.  c.  5 IC.  IV,  5.  12]. 

'*)  Ed.  Hilp.  = c.  77,  7 [C.  V,  7]  tune  servus  culpabilis  judicctur  et 
causa  super  domino  magis  non  ascendat  nisi  quantum  de  servo  lex  cst,  folgt 
die  Execution. 

M)  s.  o.  1 *)  s.  die  Anm.  13  angeführte  Stelle;  Pact.  Child.  Chi.  e.  5 [C. 

IV,  5]  ist  unbestimmt:  Et  si  dominus  servum  non  praesentuverit,  legem  unde 
inculpatur  conponat  et  de  servo  faciat  cessionem.  lieber  Decr.  Chi.  c.  5 (C.  IV, 
12]  s.  u.  Es  könnte  höchstens  der  Schlusssatz  hierhergezogen  werdun. 
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dass  die  Gesetzgebung  eine  eigene  Verantwortlichkeit  des  Sklaven 
anerkennt,  hat  der  Herr,  wo  er  für  seinen  abwesenden  Sklaven 
zahlt,  diesen  noch  ausserdem  an  den  Verletzten  abzutreten,1*)  der, 
wo  er  ihn  findet,  ihn  als  sein  Eigen  behandeln  und  also  auch  bestra- 
fen kann. 

Nur  ein  Fall  ist  ausgenommen:  wenn  der  Herr  in  böser  Absicht 
seinen  Sklaven  nicht  stellen  will,  so  gilt  er  als  der  eigentlich  Schul- 
dige. In  diesem  Fall  hat  er  die  volle  Freienbusse  zu  zahlen;  von 
einer  Abtretung  des  Sklaven  ist  dagegen  keine  Rede.17) 

Das  jüngere  salischc  Recht  neigt  also  entschieden  dazu  hin, 
den  Sklaven  als  den  Schuldigen  und  den  Herrn  als  seinen  Vertreter 
anzusehen. 


'*)  Pact.  Child.  Chi.  c.  6 [C.  IV,  5]  legem  unde  inculpatur  componat  et 
de  aervo  faciat  cesaionem.  Decr.  Chi.  c.  & [C.  IV,  12].  Si  servus  autc  admonitum 
dominum  defuerit,  capitale  dominus  rostituat  et  de  aervo  faciat  cesBionem  |fu- 
turum|  ut  cum  inventus  fuerit,  detur  vindictam.  Ed.  Hilp.  *■»  c.  77,  ö [C.  V,  6] 
dulgat  servum,  hoc  est  de  licentia  parentihua  coram  parentea  qui  hoccisus  eat, 
et  de  ipso  quod  voluerint  faciant  etc.  c.  77,  7 [C.  V,  7|  et  causa  super  domino 
magis  non  ascendat,  nisi  quautum  de  aervo  lex  est,  aut  (nach  dein  Sinn  der 
vorangegangenen  Stellen  muss  dieses  aut  «=  et  sein)  ipsi  (— ■ ipse,  i statt  e,  s. 
Waitz  Sal.  R.  S.  800)  servus  decidat  (wiederum  i statt  o,  ferner  Activ  statt 
Passiv  *=  cedatur  s.  Solim  Proc.  S.  201  A.  3.  8.  210  A.  24)  aut  dominus  pro 
servo  conponat  hoc  est  solidos  12  et  capitalem  et  dilaturam.  Der  Herr  kann 
also  seinen  Sklaven  um  dessen  Werth  (s.  Merkel  in  LL.  III  8.  48  A.  1;  Guc- 
rard,  Irin.  I 205 ; Sohm  Proc.  S.  201  A.  5)  auslösen. 

")  Decr.  Chi.  c.  6 |C.  IV,  12]  quod  si  in  statutum  tempus  intercedente 
conludio  non  fecerit  (d.  h.  wenn  der  Herr  den  Sklaven  nicht  gestellt  hat) 
Status  sui  iuxta  modum  culpae  inter  freto  et  fedo  conpensetur.  Dass  durch 
ein  derartiges  cliieanüses  Unterlassen  die  Schuld  gewissermassen  auf  den  Herrn 
abgewälzt  wird,  geht  vielleicht  auf  einen  allgemeiuen  germanischen  Grundsatz 
zurück.  Wenigstens  findet  sich  eine  ganz  ähnliche  Anschauung  im  langobar- 
dischen  Recht  Li.  84  extr.  Si  vero  servus  aut  ancilla  sine  volontatc  dominorum 
suorum,  et  tantum  ex  sua  auctoritatem  ad  ariolum  aut  ariola  ainbolaverit,  si- 
militer  ad  aliqua  responsa  accipienda,  tune  dominus  eorum  venundare  eos  deveat 
foris  provincia.  Et  si  neglexerit  dominus  eorum  hoc  faccre,  suprascriptae  (d.  h. 
der  Freienhusse)  poenae  subiaceat.  — Dass  in  unserer  Stelle  nur  das  chicanöse 
Unterlassen  gemeint  ist,  geht  namentlich  aus  dem  Gegensatz  zu  „Si  servus 
ante  admonitum  dominum  defuerit“  hervor.  Dies  hat  Hartmann  (in  Forsch, 
zur  dtsch.  Gesch.  XVI  (1876)  S.  611)  übersehen,  wenn  er  meint,  die  Stelle  stehe 
noch  auf  dem  Standpunkte  des  alten  Rechts  und  müsse  deswegen  älter  sein, 
als  der  Ed.  Hilp. 
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§ 6.  Das  ribuarische  Recht. 


Die  sichtliche  Fortentwickelung  des  salischen  Rechts  erklärt 
uns  den  vorgeschrittenen  Standpunkt,  den  das  zweite,  um  mehr  als 
ein  Jahrhundert  jüngere,1)  fränkische  Volksrecht  einnimmt.  Es  zeigt 
uns  einen  höheren  Grad  derselben  Entwickelung,  freilich  durch  an- 
dere Momente,  zum  Theil  durch  ursprüngliche  Verschiedenheit  des 
Stammesrechts,  mitbeeinflusst. 

1.  Wergeid. 

Schon  in  einem  Zusatz  zur  lex  Salica  wird  einmal  die  Summe 
von  12  s.  als  diejenige  genannt,  für  die  der  dem  Tode  verfallene 
Sklave  auszulösen  ist.*)  Als  dieselbe  Summe  erscheint  bei  b reien 
das  Wergeid.3)  Indess  kann  noch  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass 
jene  Summe  dem  Wergeid  parallel  steht.  Sie  stellt  den  gewöhn- 
lichen Werth  eiues  Sklaven  dar,1)  sein  capitale. 

Eine  andere  Stelle  der  1.  Sal.14)  bestraft  das  Stehlen  eiues  Sklaven 
mit  30  s. ; spätere  Recensionen  *)  haben  die  Busse  auf  35  s.  er- 
höht und  allgemein  für  Tödtung,  Verkauf  oder  Freilassung  eines 
fremden  Sklaven  bestimmt.  Aber  diese  Summen  sind  kein  Wer- 
gold und  kein  capitale,  sondern  sie  sind  die  Diebstahlsbussen  der 
1.  Sal.,  neben  denen  der  Sachwerth  besonders  zu  entrichten  ist.') 

Dennoch  scheint  sich  aus  dieser  Busse  die  gesetzlich  fixirte 
Summe  von  36  s.  entwickelt  zu  haben,8)  welche  in  der  1.  Rib.*)  für 
den  servus  in  den  meisten  Fällen  genau  die  Bedeutung  hat,  wie 
für  den  Freien  das  Wergcld.10)  Das  volle  Wergeid  wird  gezahlt 


')  Ueber  die  Abfassungszeit  handelt  Solim  in  Z.  f.  R.-G.  V.  (1866)  S.  380  fl. 
Er  unterscheidet  vier  Theile.  Für  uns  kommen  nur  die  beiden  ersten  in  Be- 
tracht, die  nach  Solim  Mitte  und  Ende  des  6.  Jahrh.  abgefasst  sind,  sieh  also 
der  Zeit  nach  an  die  eben  besprochene  salische  Gesetzgebung  anschliessen. 

»)  Ed.  Hilp.  = Sal.  c.  77,  7 [C.  V,  7]. 

>)  Sohm  in  Z.  f.  R.-G.  V.  (1866)  S.  412. 

•)  s.  o.  § ö A.  16  a.  E. 

‘)  Sal.  c.  10,  1.  ‘)  nov.  35  [10.  1 Zus.  1]. 

7)  „exeepto  capitali  et  dilatura“  Sal.  10, 2*  (Ausg.  v.  Behrendt).  Eher  konnte 
man  in  Sal.  35,5  [35,6.7]  ein  fixirtes  capitale  erblicken  für  den  vassus  ad  ministe- 
riutu ; es  ist  mir  aber  nicht  möglich,  mit  dieser  Auffassung  durch  die  zugehörige 
nov.  106  [10  Zus.  4]  durchzudringen.  Dass  hier  jedenfalls  noch  kein  Ansatz  zu 
einem  Wergeid  vorlicgt,  beweist  das  oben  § 4 Anm.  1 citirte  RechtsBprichwort. 

»)  Wilda  S.  363.  •)  c.  8.  28. 

I0)  c.  64  nennt  als  Litenwergeld  auch  nur  36  s.  Davoud-Oghlou  I 609 
nimmt  in  der  That  an,  dass  letzterer  uur  gegolten  habe,  „conirne  un  simple 
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für  Tödtung  und  für  Castrirung  eines  Freien,11)  36  s.  fiir  Tödtung 
und  fiir  Castrirung  eines  Sklaven,1*)  das  halbe  Wergeid  fiir  Läh- 
mungen eines  Freien,18)  18  s.  (=  V' ) für  Lähmungen  eines  Sklaven.14) 

Von  einer  Vervielfachung  der  Summe  von  36  s.  hören  wir 
indess  nichts,  wie  z.  B.  die  Verdreifachung  des  Worgeldes  beim 
Mord  nur  beim  Freien  angeordnet  wird.18)  Möglich,  dass  hier  die 
Summe  von  36  s.  auch  an  Stelle  des  dreifachen  Wergeides  trat. 
Wenigstens  ist  es  so  im  umgekehrten  Falle,  wo  der  Freie  fiir  eine 
Missethat  sein  eigenes  Wcrgcld  dreifach  zu  entrichten  hat.18) 

2.  Delicto  des  Sklaven. 

a)  Was  der  Sklave  in  Gemeinschaft  mit  seinem  Herrn  thut, 
ist  nur  Missethat  des  Herrn,  nicht  des  Sklaven.17) 

b)  Fiir  geschlechtliche  Vergehen  im  weitesten  Sinne  des  Worts 
haben  sich  die  alten  Strafen  an  Leib  und  Leben  erhalten.18) 

csclave,“  bis  es  Karl  der  Grosse  geändert  habe  (Cap.  Rib.  c.  2.  LL.  I,  S.  117). 
Gaupp,  lex  Franc.  Cham.  Bresl.  1855  S.  81  A.  1 nimmt  an,  dass  liier  mit  litns 
etwas  anderes,  als  Lite  gemeint  sei.  Mir  fehlt  e*  an  dem  erforderlichen  Uebcr- 
blick  über  die  altgermanischcn  Gesetzgebungen,  um  festatcllen  zu  können , ol> 
dies  etwa  eine  solche  Singularität  ist,  dass  es  gestattet  wäre,  an  unseren  bisher 
allerdings  noch  nicht  kritisch  bearbeiteten  Texten  Anstoss  zu  nehmen. 

* *)  e.  7.  6.  1 >)  c.  28.  27.  ' *)  e.  5,  1-4.  8.  1 •)  c.  26. 

1 *)  c.  In.  Freilich  ist  das  argumentum  e silentin,  wenn  irgend  wo,  so  bei 
den  leges  barbarorum  ein  schwacher  Beweis.  In  karolingischer  Zeit  wird  bei 
Ermordung  des  Sklaven  das  dreifache  Wcrgeld  gezahlt  (Capit.  Rib.  extr.  LL.  I, 
8.  118). 

**)  vgl.  c.  17,  1;  18,  1 mit  17,  2;  18,  2,  auch  c.  34,  1 mit  34,  4 (zu  „de  vita 
conponat“  s.  Sohni  in  Z.  f.  R.-G.  V (1866)  S.  412). 

■’)  c.  41,3  sed  si  unus  homo  eum  satellitibns  suis  hominem  ligaverit, 
aut  ipsum  exeusare  permittimus  etc.,  es  handelt  also  nur  von  den  eigenen 
satellites  (vgl.  Wilda  8.  632.  Aber  der  allgemeine  Satz,  dass  „Sklnven,  die  mit 
einem  Freien  eine  Missethat  begingen,  nicht  als  Theilnehmer,  sondern  als  seine 
Werkzeuge  angesehen  wurden"  geht  aus  dieser  Stelle  nicht  hervor;  das  Gcgen- 
theil  ist  der  Fall  im  langobardischen  Recht  s.  u.  § S>  A.  10). 

'*)  e.  34,4;  58,17.  Hierher  gehört  auch  die  Ehe  mit  einer  Freien,  fiir 
die  ganz  besondere  Bestimmungen  getroffen  sind.  c.  58,  18.  Quod  si  ingeuua 
Kipuaria  servum  Ripuarium  secuta  fuerit,  et  parentos  eins  hoc  enntradiccre 
voluerint,  offeratur  ei  a rege  seu  a comite  spät«  et  conucula.  Quod  si  spatnm 
acceperit,  servum  interficiat.  Si  autem  conuoulum,  in  servitio  pcrseverct. 
Davoud-Oghlou  I 633  denkt  an  ein  Loosordal,  dagegen  Wackernagel  in  Haupts 
Ztsclir.  f.  dtsch.  Altertli.  IX  (1863)  S.  534  A.  22  und  Grimm  R.-A.  S.  168.  171 
an  freie  Wahl.  Gegen  Grimms  Ansicht,  dass  Kunkel  hier  ausnahmsweise  das 
Leben  in  der  Knechtschaft  bezeichne,  weist  Wackernagel  auf  das  eheliche  Vor- 
liältniss  des  Weibes  hin.  Aber  auch  Grimms  Auffassung  (der  Wackernagel 
beizustimmen  scheint),  dass  das  Schwert  hier  die  zu  vollziehende  Hinrichtung 
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c)  Für  die  meisten  Vergehen  sind  an  die  Stelle  der  Leibesstrafen 
prinzipiell  (nicht  subsidiär,  wie  früher)  Geldstrafen  getreten,  die 
der  Freienbussc  zum  Theil  gleich,  zum  Theil  geringer,  als  diese 
sind.’®)  Wo  der  Freie  sein  Wergeid  verwirkt,  verwirkt  der  Skla- 
ve 36  s.*°) 

3.  Delicte  am  Sklaven. 

Der  alte  Standpunkt,®1)  die  Handlung  gegen  den  Sklaven  nur 
insoweit  zu  bestrafen,  als  das  Interesse  des  Herrn  durch  sic  ver- 
letzt wird,  ist  vollständig  aufgegeben.  Das  Gesetz  bestraft  selbst 
den  unblutigen  Schlag  gegen  den  Sklaven  und  zwar  mit  derselben 
Busse,  wie  den  gegen  den  Freien,**)  den  blutigen  Schlag  und  den 
Knochenbruch  mit  dem  vierten  Theil  dieser  Busse.58)  Für  Tödtung 
des  Sklaven  tritt  eine  Busse  von  36  s.  ein,  die  wir  nun  berechtigt 
sind,  eher  mit  dem  Wergcld  des  Freien,  als  mit  dem  capitale  des 
Viehs  in  Parallele  zu  stellen.54) 

Ein  ganz  besonderer  Fortschritt  zeigt  sich  in  der  Behandlung 
der  Delicte  von  Sklaven  an  Sklaven;  in  der  lex  Salica  bilden  sie 
nur  insoweit  einen  Gegenstand  des  Strafrechts,  als  es  dabei  zur 
Tödtung  gekommen  und  also  das  Interesse  eines  Herrn  verletzt  ist.*6) 
Die  L Rib.  dagegen  bestraft  schon  jede  Verletzung,  die  von  einem 
Freien  am  andern  verübt  das  ganze  oder  halbe  Wergcld  kosten 


bezeichnen  soll,  leuchtet  mir  insofern  nicht  ganz  ein,  als  sie  auf  den  Gegen- 
satz von  Schwert  und  Kunkel  (wie  in  swertmage  und  kunkelmage  Grimm  R.-A. 
S.  163)  kein  Gewicht  legt.  Das  auffallende  ist  aber,  dass  dieser  Gegensatz  hier 
geradezu  auf  den  Kopf  gestellt  wird.  Die  Kunkel  bedeutet,  dass  sie  den  Mann 
wählt,  das  Schwert,  dass  sie  sich  selbst  wählt. 

'*)  c.  21.  c.  20  de  sanguinis  ctfusionc.  Der  Freie  zahlt  18  s.,  der  Sklave 
4 V,  s.  Dagegen  sind  die  c.  1.  und  19,  1 — 3 genannten  Bussen  einander  gleich, 
nur  dass  dort  die  Busse  für  1,  2,  3 Schläge  mit  1,  2,  3 s.  einzeln  aufgcfiihrt,  hier 
dasselbe  mit  Distributivzahlen  (für  je  1 Schlag  je  1 s.);  der  Unterschied,  den 
Davoud-Oghlou  I 610  in  der  Tabelle  macht,  muss  daher  auf  einem  Missvcr- 
stündniss  beruhen.  — c.  22  steht  die  Sklavcnbusse  von  36  s.  entsprechend  einer 
Freienbusse  von  36  8.  (c.  3);  sie  kann  auch  einer  Freienbusse  von  600  s.  als 
dem  3 fachen  Wergeldc  entsprechen  s.  o.  A.  16. 

**)  Auf  Diebstahl  steht  Todesstrafe  (c.  79  dazu  Sohm  G.-V.  S.  537  A.  33 
a.  E.)  d.  h.  das  cigeue  Wcrgeld  (Sohm  i.  Z.  f.  K.-G.  V (1866)  S.  412);  der  Sklave 
hat  36  s.  zu  bezahlen  (c.  29). 

*')  s.  o.  S 4.  ”)  c.  19,  1 vgl.  c.  1. 

**)  c.  20,  2 (41/,  s.)  vgl.  c.  2 (18  s);  c.  21  (3  s.)  vgl.  c.  3 (36  s.). 

**)  c.  8.  a.  o.  S.  20. 

*‘)  Sal.  c.  35,  1.  Man  könnte  auch  hierherzichcn  Sal.  c.  25,  3 [25,  7J.  Si 
servus  cum  ancilla  aliena  mcchatus  fucrit,  aber  s.  o.  § 4 S.  15. 
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würde,  mit  dem  Ganzen  oder  der  Ilälflc  von  36  s.4®)  Kleine  Ver- 
letzungen der  Sklaven  untereinander  erwähnt  die  1.  Sal.  nicht  ein- 
mal; die  1.  Rib.  hält  es  schon  für  nöthig,  ausdrücklich  zu  betonen, 
dass  ein  oder  zwei  Schläge  unter  Sklaven  „nichts  seien“.*7)  Und 
gerade  hierin  zeigt  sich  sehr  deutlich  die  Richtung  der  Zeit.  Denn 
in  karolingischer  Zeit48)  liat  man  dieser  Stelle  hinzugeftigt:  „aber 
um  des  Friedens  willen  soll  er  doch  vier  Denare  bezahlen“.  In  der- 
selben Zeit  ging  man  noch  weiter  und  setzte  Strafen  für  den  blutigen 
Schlag  und  den  Knochenbruch  fest 4#)  — beides  nach  ältestem  Recht 
bei  Sklaven  unter  einander  straflos. 

4.  Verfahren. 

Nach  der  Anschauung,  die  wir  im  Vorhergehenden  von  der 
Stellung  des  Sklaven  im  ribuarischcn  Strafrecht  gewonnen  haben, 
werden  wir  nunmehr  auch  die  Stellung  bcurtheilcn  dürfen,  die  er 
im  ribuarischcn  Strafverfahren  cinnimmt.  Dieselbe  lässt  allerdings 
eine  mehrfache  Deutung  zu. 

Der  Eid  mit  Helfern  ist  in  der  1.  Rib.  für  Freie  das  regelmässige 
Beweis-  d.  h.  Reinigungsmittel.30)  Der  Reinigungseid  kann  aber 
auch  von  einem  andern,  als  dem  Angeschuldigten  geschworen  wer- 
den.:l,'i  Ist  eine  Beschuldigung  wegen  der  That  eines  Sklaven  er- 
hoben, so  kann  der  Herr  schwören  „dass  sein  Sklave  dies  nicht 
gelhan  hat“.34)  Es  ist  also  durch  die  Eigentümlichkeit  des  Beweis- 
mittels bedingt,  dass  im  Beweisverfahren  die  eigene  Verantwortlich- 
keit des  Herrn  von  seiner  Stellvertretung  für  den  Sklaven  nicht 
geschieden  erscheinen  kann.  Es  folgt  daraus  nicht,  dass  dieser 
Unterschied  rechtlich  nicht  besteht.  Es  lässt  sich  allerdings  die 
Sache  so  darstcllen,  als  ob  der  Herr  für  die  Schuld  seines  Sklaven, 
wie  wegen  seiner  eigenen  Schuld  in  Anspruch  genommen,  sich  von 
dieser  Sehtild  durch  seinen  Eid  reinigt.33)  Indcss  steht  der  Annahme 
wenigstens  nichts  im  Wege,  da«s  dio  Anschauung  der  1.  Rib.  die- 
selbe ist,  wie  die  des  gleichzeitigen  salischcn  Rechts:  dass  cs  sich 


“)  c.  26.  27.  28  vgl.  c.  1—7.  »’)  c.  23. 

**)  Sohm  in  Z.  f.  R.-G.  V (1866)  8.  4öö.  *•)  c.  23  — 25. 

*•)  Siegel  G.-Verf.  8.  264. 

”)  z.  B.  c.  41,  3 . . . aut  proximus  eius  quod  innoccns  ligatus  sit,  cum 
sex  iurct. 

’*)  c.  28,  3 . . . dominus  eius  culpabilis  judicctur,  aut  cum  sex  iurct,  quod 
wvus  eius  hoc  non  fecissct.  c.  19,  3;  20,  1;  (irrtliiimlicli  20,  2.  21  Siegel  G.-Verf. 
8-  181  A.  14). 

**)  so  Siegel  G.-Verf.  S.  181. 


Digitized  by  Google 


?4 

nämlich  beim  1‘rnccns  aus  dem  Delict  eines  Sklaven  um  die  Schuld 
des  Sklaven,  nicht  blos  die  des  Herrn  handle.  Es  zeigt  sich  diese 
Auflassung  in  folgenden  Punkten: 

a)  Wer  in  eigener  Sache  beschuldigt  ist,  muss  auf  die  Auf- 
forderung zur  Eidesleistung  mit  „Ja“  oder  „Nein“  antworten.  Für 
den  vorliegenden  Fall  hat  die  Gesetzgebung  mit  voller  Absicht34) 
eine  andere  Bestimmung  getroffen,  die  zwingende  Form  der  Frage 
(tangano)  verboten  und  dem  Herrn  gestattet,  zu  antworten:  „Ich 
weiss  nicht,  ob  mein  Sklave  schuldig,  oder  unschuldig  ist“38)  Es 
ist  der  Fall  möglich,  dass  der  Herr  den  Eid  ablchnt  und  dennoch 
nicht  bussfällig  wird.  In  diesem  Fall  muss  er  den  Sklaven  zuin 
Gottesurtheil  schicken.38)  Es  erscheint  hier  aufs  deutlichste  der 
Sklave  als  der  Schuldige,  der  Herr  als  sein  Vertreter. 

b)  Davon,  dass  der  Herr  die  Freienbusse  zu  zahlen  hat,  ist 
in  der  1.  Rib.  gar  nicht  mehr  die  Rede.  Ergiebt  das  Gottesurtheil 
die  Schuld  des  Sklaven,  so  ist  die  Sklavenbusse  zu  bezahlen.37) 
Der  Herr  ist  aber  derjenige,  an  den  sich  das  Gericht  für  die  Be- 
zahlung dieser  Busse  hält.  Dasselbe  findet  statt,  wenn  der  Sklave 
überhaupt,  auch  im  dritten  Termin,  nicht  gestellt  wird.38)  Die  Wir- 
kung ist  dieselbe,  wie  wenn  der  Freie  im  letzten  Termin  nicht  er- 
scheint. Ob  am  Nichterscheinen  der  Herr  schuld  ist,  oder  nicht, 
kommt  jetzt  ebenso  wenig  in  Betracht,  wie  die  Frage,  was  am 
Nichterscheinen  des  beklagten  Freien  schuld  ist.  Es  wird  in  con- 
tumaciam erkannt,  als  ob  die  Schuld  des  Verklagten  d.  h.  des  Sklaven 
erwiesen  wäre. 


*•)  vgl.  Sohm  Cr.-V.  S.  120.  A.  74. 

3 *)  c.  30.  tyuod  si  quis  in  iudicio  pro  servo  intcrpcllatus  fuerit,  si  servus 
talis  non  fuerit,  unde  dominus  eins  de  fiducia  securus  esse  possit,  dominus  eins 
in  iudicio  pro  eo  interrogatus  respondeat  et  *iue  tangano  loquatur,  et  dicat: 
Ego  ignoro  utrum  servus  meus  culpabilis,  an  innocens  de  lioc  extiterit. 

3‘)  c.  30  (31). 

3T)  c.  30  (31  extr.).  Vollständig  ergiebt  sich  dieser  Sinn,  wenn  man  intcr- 
pungirt : dominus  eius,  sicut  lex  continet  de  servo  furti,  eulp.  jud. 

**)  Deutlich  ist  dies  nicht  gesagt.  Es  heisst  c.  30  (32)  nach  dem  zweiten 

Termin:  ut euni  repraesentare  studeat;  aut  ipsc  in  rem  respondeat. 

Was  mit  dem  respondere  gemeint  ist,  ergiebt  sich  aber  aus  c.  30  (33,  2),  wo 
vom  homo  ingenuus  in  obsequio  alterius  gehandelt  wird.  Ihm  wird  dieselbe 
Alternative  gestellt  und  dann  fortgefahren:  Quod  si  eum  non  repraesentaverit, 
tale  damnum  incurrat,  quäle  ille  sustincre  debuerat,  qui  in  eius  obsequio  cst 
incnlpatu8.  Beide  Fälle  werden  dicht  hintereinander  besprochen;  und  es  lässt 
sich  daher  anuehmen,  dass  ebenso  wie  beim  Pfandnehmer  das  respondere  darin 
besteht,  dass  er  die  Busse  des  Verpfändeten  bezahlt,  so  beim  Herrn  darin,  dass 
er  die  Busse  seines  Sklaven  bezahlt. 
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Das  Contumacialverfahren  liefert  also  ebenfalls  «len  Beweis,  «lass 
das  Verfahren  gegen  die  Person  des  Sklaven  gerichtet  ist;  der  Herr 
ist  nur  deijenige,  der  dem  Gericht  und  der  Parthci  für  die  Zah- 
lung hallet. 


§ 7.  Ergebniss.  Karolingische  Zeit. 

Die  im  Vorhergehenden  dargestellte  Entwickelung  des  fränki- 
schen Rechts  umfasst  einen  Zeitraum  von  mehr  als  einem  Jahrhundert. 

Am  Anfang  der  Periode  erscheint  der  Grundsatz,  dass  der 
Sklave  rechtlich  dem  Vieh  gleich  zu  behandeln  ist.  Handlungen 
des  Sklaven  sind  Missethaten,  nur  insofern  man  den  Herrn  als  Schul- 
digen betrachtet;  Handlungen  gegen  den  Sklaven,  nur  insofern  man 
den  Herrn  als  Verletzten  betrachtet  Das  Verfahren  aus  dem  De- 
bet des  Sklaven  ist  ein  Verfahren  gegen  den  Herrn.  Es  macht 
«ich  kaum  mehr  als  der  Unterschied  geltend,  der  aus  der  Verschieden- 
heit von  Sklave  und  Vieh  sich  fast  von  selbst  ergiebt.  Es  kom- 
men Vergehen  in  Betracht,  die  das  Vieh  nicht  begehen  kann;  es 
werden  Strafen  angewandt;  der  Sklave  wird  vernommen,  wenn 
gleich  nur  aussergerichtlich. 

Zwei  Momente  haben  hauptsächlich  die  folgende  Entwickelung 
bestimmt:  die  Minderung  der  Haftpflicht  des  Herrn  und  der  Weg- 
fall des  aussergerichtlichen  Verfahrens. 

Die  Minderung  der  Haftpflicht  führte  zu  einer  Unterscheidung 
der  Verantwortlichkeit  des  Herrn  fiir  die  Tbat  seines  Sklaven  und 
seiner  Verbindlichkeit  ttir  die  vom  Sklaven  zu  zahlende  Busse.  Die 
Trennung  führt  dazu,  eine  eigene  Verantwortlichkeit  des  Sklaven 
für  seine  Handlungen  vorauszusetzen.  Der  Sklave  erscheint  als  ver- 
antwortlich, der  Herr  als  derjenige,  der  die  Verantwortlichkeit  nach 
aussen  hin  zu  vertreten  hat. 

Der  Wegfall  des  aussergerichtlichen  Verfahrens  bringt  den  Skla- 
ven vor  das  Gericht;  der  Sklave  erscheint  als  Angeklagter,  der 
Herr  als  sein  Vertreter.') 

Parallel  dieser  Entwickelung  geht  die  Anerkennung  des  Sklaven 
als  Person  durch  Bestrafung  der  au  ihm  begangenen  Missethaten, 


')  (iuerard,  Irminon  1 315 — 318  behandelt  «ämmtlicho  Bestimmungen  über 
die  rcspvnsabilitä  des  maitres  von  der  1.  Sal.  bis  auf  Kurl  dcu  Urossen  als 
ein  System. 


Digitized  by  Google 


26 


durch  die  Fixirung  eines  Quasi wergeldes,  durch  die  Ausbildung 
eines  Systems  von  Sklavenbusscn. 

Dies  sind  die  Zielpunkte  der  Bewegung;  sic  sind  nicht  alle 
gleichzeitig  erreicht  worden.  Die  karolingische  Zeit,  die  uns  das 
Ergebniss  der  Entwickelung  zeigt,  bietet  uns  daher  nicht  einen 
Rcchtszustand,  der  sich  aus  einem  einheitlichen  Princip  ergiebt,  son- 
dern eine  bunte  Mischung  verschiedener  Anschauungen.*) 

In  dem  salischen  Recht  ist  trotz  aller  humanen  Fortentwickelung 
der  Satz  stehen  geblieben,,  dass  Tödtung,  Verkauf  und  Freilassung 
eines  fremden  Sklaven  strafrechtlich  gleich  sind,  ferner,  dass  der  Sklave, 
der  einen  Menschen  getödtet  hat,  gleich  dem  Vieh  auszuliefern  ist.*) 
Dagegen  hat  das  ribuarische  Recht  diosen  letzteren  Grundsatz 
schon  lange  vorher  aufgegeben,4)  den  Sklaven  in  das  Bussensystem 
der  Freien  und  Litcn  cingcrciht  und  Ansätze  zu  einem  Sklaven- 
wergeld  geschaffen. 

In  einem  dritten  fränkischen  Volksrecht  karolingischer  Zeit*) 
erscheint  endlich  ein  ausgebildetcs  Sklavenwcrgeld  in  Proportion 
zum  Wergeid  der  Freien  und  Liten. 

Vollständig  durchgedrungen  ist  eudlich  in  karolingischer  Zeit 
die  Anschauung,  dass  im  Prozess  aus  dem  Delict  eines  Sklaven 
dieser  der  eigentlich  Beklagte  ist.6) 


*)  Ouerard,  Irminon  1 277  1'.  387  IT.  unterscheidet  drei  Stufen:  esclavag«, 
servitude,  servage;  aller  (S.  270)  cc  scrait  une  rrreur  de  croirc  qu*  il  n’  exista 
pendant  chaquo  äge  qu’  une  scule  cspecc  de  condition  senile:  au  contraire, 
les  trois  condition»  ....  existerent  »imultancmcnt.  Aber  die  Vermischung  zeigt 
sich  auch  darin,  dass  in  jeder  einzelnen  der  8 conditions  serviles  sich  Hestand- 
theilc  der  anderen  zeigen.  AVas  ich  im  Text  anfiihrc,  beweist,  dass  der  servus 
des  salischen  Hechts  karolingischer  Zeit  zum  Thcil  noch  der  esclavage  angehört, 
obgleich  mau  ihn  im  allgemeinen  unter  servitude  rubriziren  muss. 

>)  1.  Sal.  ed.  Merkel  S.  49  II.  VII  [C.  VII,  2.  7).  Dass  der  letztere  Grund- 
satz noch  vollständig  fcststcht,  zeigt  sich  darin,  dass  die  Urtheiler  in  dem 
W cisthuni  (s.  Boretius  in  Behrendts  Ausgabe  S.  113)  eben  nur  daran  zweifeln, 
ob  inan  ihn  auch  auf  Kirchen-  und  Königsleute  an  wenden  soll. 

*)  Der  betr.  Theil  der  1.  Iiib.  ist  nach  der  1.  Sal.  gebildet,  lässt  aber  die 
antiquirten  oder  bereits  behandelten  Stellen  fort,  darunter  auch  c.  So  (vgl.  Solan 
in  Z.  f.  R.-G.  V (1866)  S.  389.405);  da  dieses  Capitel  nicht  zur  letzteren  Kate- 
gorie gehört,  muss  man  es  um  so  mehr  zur  ersteren  rechnen,  als  dies  vom  § 1 
in  der  That  nachweisbar  ist  (vgl.  Kib.  c.  28);  Rib.  46  handelt  vom  Vieh. 

s)  Franc,  ('ham.  c.  6.  Dazu  (iaupps  Anm.  1 S.  37;  statt  gorvus  c.  25  mitten 
unter  Thieren  lesen  Gaupp  S.  73  und  Zoepfl,  Ewa  Cham.  Hcidelbg.  1858  S.  55 
Ccrvus). 

*)  Dies  beweisen  aufs  dcutlicliste  die  Immunitätsurkuudcn,  die  jede  richter- 
liche Zwangshandlung  (distringere)  gegen  tarn  ingenuos,  quam  et  servientes 
verbieten ; gerade  die  betr.  Stellen  sind  zusammeugestcllt  bei  Iieusler,  Ursprung 
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So  erscheint  zu  Anfang  der  fränkischen  Gesetzgebung  der  Sklave 
als  Sache,  in  ihrer  Blüthezcit  als  Person  geringeren  Rechts;  zwischen 
beiden  Anschauungen  liegt  eine  lange  Entwickelungsreihe. 

Die  1.  Sal.  erscheint  auch  für  die  vorliegende  Frage  als  das 
Rechtsdenkmal,  welches  uns  „nicht  den  Beginn  des  neuen,  sondern 
den  Abschluss  der  vorzeitlichen  Entwickelung“  7)  zeigt,  und  die  frän- 
kische Zeit  auch  hierin  als  „Mittelpunkt,  von  welehem  aus  wir  die 
Abwandlungen  des  deutschen  Rechts  sowohl  in  der  Urzeit,  wie  in 
der  Folgezeit  übersehen.“8) 


§ 8.  Alamannen. 


Die  Ueberliefcrung  des  alamannisehcn  Volksrechts  gestattet  uns 
keine  fortlaufende  historische  Darstellung,  kein  sicheres  Urtheil  da- 
rüber, was  an  dem  Zustand,  in  dem  wir  cs  kennen  lernen,  neu, 
was  an  ihm  ursprünglich  ist,1) 

1.  Wergeid. 

Der  Sklave  wird  im  alamannisehcn  Gesetzbuch  als  Sache  unter 
anderen  Sachen  aufgeiührt;  *)  er  hat  kein  VVergeld,  sondern  ein 
capitale,8)  das  auf  12  s.  normirt  ist.4)  Sklaven  mit  besonderen 


der  deutschen  Städteverfassung.  Weimar  1872.  S.  96  f.)  — Für  die  Zustände  in 
karolingischer  Zeit  scheinen  mir  besonders  cbnracteristiseh  zu  sein  die  beiden 
Briefe  Einharts  43.  44  (.Taffe,  biblioth.  rer.  Germ.  Berlin  18(54  ff.  IV,  469  f.):  Ein 
Sklave  bat  seinen  socius  getödtet ; Einhalt  bittet  den  Herrn,  resp.  dessen  Vertreter, 
zu  gestatten,  dass  seine  Haut  mit  dem  Wergeid  des  Ootüdtcton  gelöst,  wird.  (Hie 
Briefe  beweisen  also  nichts  für  ein  Begnadigungsrecht  der  Staatsbeamten  (Waitz 
V.-G.  IV  428  A.  1);  ihr  Gegenstand  ist  überhaupt  nicht  das  öffentliche  Straf- 
verfahren, sondern  das  des  Herrn  gegen  seine  Sklaven).  Hies  beweist:  1.  dass 
der  Herr,  wenn  einer  seiner  Sklaven  den  andern  tödtet,  das  Hecht  hat,  nach 
Willkür  zu  strafen;  2.  dass  die  Strafe  an  Haut  bereits  als  Härte  empfunden 
wird;  3.  dass  schon  von  einem  Sklavcuwergcld  die  Hede  ist;  letzteres  auch 
Capit.  Nov.  a.  808  c.  2 LL.  I,  162. 

1 ) Sohm  G.-V.  S.  540.  *)  Sobin  G.-V.  S,  544. 

')  Die  ältesten  Stellen  eitire  ich  nur  nach  dem  l’actus,  bei  dem  die  ab- 
geleiteten von  Merkel  angemerkt  sind. 

*)  l’aet.  III,  19.  Hl.  34.  lib.  sec.  89.  90,  ein  Sklave  wird  in  Zahlung  ge- 
geben Hl.  öö,  3. 

*)  Dass  dies  wirklich  blos  den  Sachwcrth  des  Sklaven  darstcllcn  soll,  zeigen 
namentl.  Hl.  8A.  (vgl.  Hl.  7).  Kar.  8.  Es  kann  statt  dessen  auch  ein  glcich- 
werthiger  Sklave  gegeben  werden,  (s.  auch  Hl.  3.)  •)  Kar.  3,  3;  8. 
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Fähigkeiten  haben  einen  höheren  Werth;5)  indem  dieser  später  all- 
gemein auf  40  ».  bestimmt  wird,*)  nähert  er  sich  mehr  der  Natur 
eines  Wergeldcs,  da  er  dann  gerade  die  Hälfte  des  Litenwergeldes 
beträgt.7)  Das  capitale  aller  Sklaven  hat  das  mit  dem  Wergeid 
gemein,  dass  es  als  Auslösungssummc  gilt.9) 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

a)  Eine  Handlung  auf  Geheiss  des  Herrn  kann  nach  germani- 
schem Strafrecht  (bei  Freien,  wie  bei  Unfreien)  nur  eine  Missethat 
des  Herrn,  nicht  des  Sklaven  sein.®) 

b)  Den  durch  das  Delict  des  Sklaven  angerichteten  Schaden 
hat  der  Herr  zu  ersetzen;  der  Sklave  wird  unter  dasjenige  Vieh 
gerechnet,  für  welches  der  Herr  nur  das  halbe  Wcrgcld  zu  zah- 
len hat.10) 

c)  Daneben  steht  aber  die  Verantwortlichkeit  des  Sklaven  für 
die  von  ihm  begangenen  Missethaten  fest.  Das  Gesetz  macht  einen 
bewussten  Unterschied  zwischen  dem  Fall,  wo  der  Herr  wegen  eige- 
ner Mitschuld  Freienbusse  zu  zahlen,  und  dem  Fall,  wo  er  nur 
„die  Gewaltthätigkeit  des  Sklaven'*  zu  sühnen  hat.11)  Demgemäss 
werden  auch  Leibesstrafen  über  den  Sklaven  verhängt.15) 

3.  Delicte  am  Sklaven.1*) 

a)  Der  Sklave  steht  im  Eigenthum  seines  Herrn.14)  Eine  Vcr- 

»)  Paet.  III  35.  36.  vgl.  Paet.  EU,  30.  •)  Lib.  sec.  81. 

T)  Dieses  betrug  schon  unter  Hlotliar  nur  80  s.,  s.  Merkels  Anm.  S.  37  A.  64. 

»)  Hl.  31,  2.  »)  Kar.  5,  3 vgl.  Wilda  S.  632. 

1 •)  Paet.  III,  19.  Si  servus  fuerit  aut  quemvis  pecus,  medium  precium  solvaf  ur. 
Da  vorangeht  c.  17  Si  canis  alterius  hominem  occiderit,  c.  18  Si  cabnllus  boves 
aut  porcus  hominem  occiderit,  so  nehme  ich  an,  dass  in  e.  19  servn«  aut.  quem- 
vis porcus  den  Todtschläger  bezeichnet.  Grimm  H.-A.  S.  665  und  Walter 
R.-G.  II,  13  fassen  den  Sklaven  als  den  Octodteten  auf.  Aus  den  eigenthüm- 
liclten  Bestimmungen  über  das  AnfhKngen  des  Hundes  c.  17  scldiesst  Orimm, 
dass  hier  Verwirrung  vorliegt;  anders  Wilda  S.  592  A.  3. 

1 *)  Kar.  V,  3 „virtus  servilis“  conponi  debet Si  dominus  ex  hac 

re  inmunis  fuerit  ut  iussio  eius  non  esset,  ei  4 s.  in  fredo  exigantur.  Also  auch 
Friedcnsgeld  für  die  Missethat  des  Sklaven. 

1 *)  Hl.  38,2  vapuletur  fustibus.  Hierher  gehört  auch  Hl.  31,2  dominus 
eius  aut  redimat  quod  valet  aut  ipsum  reddat.  Dies  ist  nicht,  wie  Merkel  sagt, 
eine  noxae  datio  ex  lege  Romana.  Nach  dieser  hat  der  Herr  nur  diu  Wahl, 
den  Schaden  zu  ersetzen,  oder  den  Sklaven  zu  übergeben;  hier  aber,  ihn  zu 
übergeben  oder  mit  seinem  capitale  auszulösen.  Diese  Ucbergnbe  ist  identisch 
mit  der  Todesstrafe  (Sohm  Proc.  S.  177). 

M)  Die  domus  servi  (Lib.  sec.  83)  gehört  doch  jedenfalls  dessen  Herrn, 
und  die  Brandstiftung  ist  also  ein  Delict  gegen  diesen,  nicht  gegen  den  Sklaven. 

• «)  Walter  R.-G.  II  5. 
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letzung  dieses  Eigenthums  ist  ein  Delict  gegen  den  Herrn,  wie  der 
Diebstahl,14)  so  auch  die  Tödtung.1*) 

b)  Daneben  stehen  Bussen,  die  Ihr  Verletzung  des  Sklaven  zu 
zahlen  sind;  sie  siud  nicht  nach  diesen  Rücksichten  beinessen,  son- 
dern zeigen  zum  Thcil  ein  bestimmtes  Verhültniss  zu  den  Freien- 
busseu.17) 

c)  An  dem  höheren  Frieden-  der  Frauen  haben  die  Sklavinnen 
keinen  Antheil.  Üelicte  gegen  die  freie  Frau  sind  nach  ulauianui- 
schcin  Recht  doppelt  so  hoch  zu  büssen,  wie  die  gegen  den  freien 
Mann,18)  bei  Mägden  aber  nur  wie  bei  Knechten.1*) 

d)  Als  Singularität  erscheint  es,  wenn  das  Gesetz  auch  ein  De 
lict  des  Herrn  an  seinem  Sklaven  aufgenommen  hat;  es  ist  dem 
Herrn  verboten,  seinen  Sklaven  ausser  Landes  zu  verkaufen.20)  Dies 
ist  nicht  germanische,  sondern  christliche  Anschauung.*1) 

4.  Verfahren. 

Im  Prozess  aus  dem  Delict  des  Sklaven  erscheint  nur  der  Herr. 
Er  ist  der  Beklagte,  er  erhebt  die  Einwendungen.**) 

' s)  Hl.  7.  Lib.  sec.  8a  90. 

'*)  Pactus  III  35.  36  wird  die  Tödtung  der  höher  geschätzten  Sklaven 
unmittelbar  hinter  der  Tödtung  des  Viehs  besprochen. 

O)  Die  Freien-,  Liten-  und  .Sklavenbusse  steht  im  Verhültniss  von  6:4:3 
Pact.  11,27  — 29.  53  — 55;  auch  Add.  98  hat  der  Sklave  die  halbe  FreienbusBe. 
Ein  anderes  Verhältnis  40  (:13'/j)  :12  Pact.  11,47—49.  III  23— 24.  Hl.  50.  — 
Jedenfalls  scheint  das  Uesetz,  wenn  es  für  gewisse  .Sklaven  Verdreifachung  oder 
Verdoppelung  sämmtlicher  Bussen  vorschreibt  (Add.  101,  2.  3)  ein  vollständig 
ausgcbildetes  System  von  Sklavenbussen  zur  Voraussetzung  zu  haben. 

'*)  Wilda.  S.  571  A.  2 extr. 

'*)  Pact.  II,  34  — 35.  47 — 52.  56  (hier  die  Sklavin  allerd.  4 statt  3 s.).  Hl.  50. 

»•)  HL  37.  *')  Walter  R.-U.  11,5.  Waitz  V.-O.  IV  300  A.  2. 

*»)  Kar.  5,  3. 
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§ 9.  Das  alte  Recht  der  Langobarden. 


A on  dem  ältesten  langobardischen  Reclit  Laben  sich  keine 
Spuren  erhalten ; in  ihrem  ersten  Gesetzbuch,  dem  König  Rotharis1) 
finden  wir  die  Rcchtsanschauungen  bereits  in  einem  Uebcrgangs- 
stadium  begriffen. 

1.  Wergeid. 

Die  für  Tödtung  des  Sklaven  zu  zahlende  Summe  erinnert  noch 
insofern  an  das  eapitale,  als  sie  kein  festes  Standcswergeld  bildet, 
sondern  nach  den  verschiedenen  Klassen  und  Fähigkeiten  verschieden 
ist,8)  während  der  Freie  und  Edle  sein  Wergeid  nur  nach  seinem 
Stande  hat.  Ja  der  alte  Gesichtspunkt  ist  noch  deutlich  zu  erken- 
nen in  der  Behandlung  des  Sklavenkindes;  es  soll  abgeschätzt  wer- 
den nach  dem  Alter,  das  es  hat,  und  nach  dem  Erwerb,  den  es 
machen  kann,3)  während  bei  Freien  selbst  dem  ungeborenen  Kinde 
die  Hälfte  des  Wergeides  kraft  Gesetzes  zukommt.4) 

Quoten  des  Wergeides  erscheinen  zwar  bereits  zuweilen  als 
Bussen  für  Körperverletzungen,  wie  beim  Freien;5)  aber  dieser  Pa- 
rallelismus ist  noch  keineswegs  die  Regel. 

Endlich  ist  das  Wergeid  nicht  Auslösungssumme,  wie  beim 
Freien;*)  es  ist  also  noch  nicht  der  eigentliche  Repräsentant  der 
Persönlichkeit. 

Die  für  Tödtung  des  Sklaven  zu  zahlende  Summe  ist  kein  blosses 
eapitale,  aber  auch  noch  kein  volles  Wergeld.’) 


1 ) Nur  wo  die  späteren  Gesetze  von  diesem  nliweiclicn,  behandle  ich  sie 
getrennt. 

*)  Ko.  130—136.  *)  Ko.  137.  «)  Ko.  75. 

»)  Ro.  105.  112.  113.  119. 
vgl.  Ro.  4«.  62.  68. 

*)  Osenbriiggen  S.  21  (Aber  Ro.  280  begründet  keine  Ausnahme;  der 
Rädelsführer  braucht  ebensowenig  wie  Ko.  279  ein  Unfreier  zu  sein.  Der  lib. 
Rap.  wenigstens  (UL.  IV,  373)  donkt  ihn  als  unmittelbar  Beklagten,  also  als  Freien. 

’)  wirigild  Ratch.  7.  bezieht  sich  wohl  auf  den  Thäter,  nicht  auf  den 
Sklaven;  aber  daraus,  dass  der  Ausdruck  bei  Sklaven  nicht  vorkommt,  darf 
man  nicht  mit  Oseubrüggen  S.  19  folgern,  dass  sie  kein  Wergeid  haben.  Aus- 
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2.  Oelictc  des  Sklaven.  > 

a)  Eine  Handlung  auf  Geheiss  des  Herrn  kann  nach  germani- 
schem Strafrecht*)  (bei  Freien,  wie  bei  Unfreien)  nur  eine  Missethat 
des  Herrn,  nicht  des  Sklaven  sein.10) 

b)  Nach  ältestem  germanischem  Recht  hat  der  Herr  den  von 
seinem  Sklaven  angerichteten  Schaden  zu  ersetzen,  wie  den  von 
seinem  Vieh  und  von  ungefähr  angerichteten.*1)  Auf  diesem  Stand- 
punkt steht  auch  das  langobardische  Recht.**)  Aber  schon  zeigt 
sich  die  reflectirende  Thätigkeit  der  jüngeren  Rechte, ,s)  die  den 
Grund  hierfür  in  der  Verpflichtung  des  Herrn,  seinen  Sklaven  vom 
Unrecht  abzuhalten,  erblickt;  die  Haftpflicht  des  Herrn  wird  gemil- 
dert, wo  eine  solche  Einwirkung  unmöglich  ist:  wenn  der  Sklave 
sich  auf  der  Flucht  befindet,14)  es  sei  denn,  dass  der  Herr  ihn 
wieder  aufnimmt. 

c)  Neben  der  Schadenersatzpflicht  des  Herrn,  die  für  Sklaven 
und  Vieh  gleich  ist,  steht  aber  bei  Sklavendelicten  noch  die  Buss- 
falligkeit.  Die  Ausbildung  eines  Systems  von  Sklavenbussen  15)  neben 
den  Freienbussen  ist  die  Anerkennung  eines  eigenen  strafbaren 
Willens  des  Sklaven. 


drücke,  wie  ut  adpraetiatus  fuerit,  pro  mortuo  adpretietur  weisen  nicht  im 
mindesten  auf  die  Taxirung  des  Sachwert  hs  hin,  sind  vielmehr  auch  vom  Freien- 
wergeid technisch  (Ro.  48.  62.  Osenbrüggen  S.  16)  und  werden  von  Freien  und 
Sklaven  gemeinsam  gebraucht  (Ro.  19);  aber  der  Sklave  hat  kein  Standes wer- 
geld;  das  seinige  wird  dem  qualiter  in  angargathungi  entgegengesetzt  (Ro.  14). 
Sonstiges  über  die  Persönlichkeit  der  Sklaven  ergiebt  die  folgende  Darstel- 
lung. Dass  ein  Unterschied  nach  Nationalitäten  auch  im  Sklavenstandc  'fort- 
dauert, möchte  ich  nach  der  alleinstellenden  und  ihrer  Bedeutung  nach  dunkeln 
(Leo  I 91  A.  1)  Stelle  Ro.  194  nicht  behaupten. 

*)  Ro.  13  (Si  quis  dominum  9uum  occiderit)  ist  wohl  nicht  auf  Sklaven 
zu  beziehen  ».  o.  § 3 A.  16.  Die  Bestimmungen  über  die  servi  regii  in  Ro. 
370 — 373  sind  nicht  normal ; vgl.  Osenbrüggen  S.  123. 

»)  Wilda  S.  632. 

1 •)  Ro.  238. 241  und  namentl.  249.  Li.  21.  81.  121  143.  Ah.  15.  vgl.  Osenbrüggen 
S.  44.47.  — Li.  121  zeigt  bereits  eine  veränderte  Auffassung;  der  Sklave  muss 
in  der  Zahlung  enthalten  Bein.  — Wenn  Wilda’s  Ansicht  (S.  613),  dass  im 
germanischen  Strafrecht  Unfreie,  die  mit  Freien  zusammen  eine  Missctlmt  be- 
gehen, nur  als  Werkzeuge  der  letzteren  angesehen  werden,  richtig  ist,  so  nimmt 
das  langobardische  Strafrecht  einen  besonders  vorgeschrittenen  Standpunkt  ein; 
denn  es  bestraft  die  unfreien  wie  die  freien  Gefolgsleute  (Ro.  263.  279);  aller 
aus  der  von  Wilda  citirten  1.  Rib.  c.  4t,  3 folgt  der  Grundsatz  nicht  s.  o.  tj  6 A.  17. 

")  Wilda  S.  653.  **)  Ro.  142.  256  Li.  11- 

'»)  Wilda  S.  653  f.  >‘)  Ro.  256.  Li.  11. 

1 *)  meistens  die  Hälfte  der  Freienbusse:  Ro.  33.  38.  40.  237.  239.  244.  254. 

vgl.  Ro.  32.  37. 90.  236.  238.  244.  253. 
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Noch  deutlicher  Hegt  diese  Anerkennung  in  den  über  den 
.Sklaven  verhängten  Leibes-  und  Lebensstrafen.  Für  eine  vom  Skla- 
ven begangene  Tödtung  hat  der  Herr  das  volle  Wergeid  zu  zahlen; 
aber  in  dieser  Zahlung  muss  der  Sklave  enthalten  sein.1*)  Das 
Gesetz  will  also  nicht  blos  den  Herrn,  sondern  auch  den  Sklaven 
strafen.  Die  Ucbergabe  an  den  Kläger  ist  die  älteste  Form  der 
Vollstreckung  der  Todesstrafe.17)  Diese  kommt  auch  sonst  für  Skla- 
ven vor  (als  ablösbar);1*)  wo  sie  zugleich  Freienstrafe  ist,1*)  ist  die 
Behandlung  von  Freien  und  Unfreien  die  gleiche.  Ausserdem  wird 
die  Strafe  des  llandubhaucns  erwähnt,*")  die  ebenfalls  nicht  auf 
Sklaven  beschränkt  ist.41) 

3.  Delicte  am  Sklaven.44) 

a)  Das  älteste  Recht  betrachtete  den  Sklaven  als  Vieh  und  die 
an  ihm  begangenen  Delicte  als  Verletzungen  des  Eigenthums  seines 
Herrn,  und  zwar  nur  unter  diesem  Gesichtspunkt.  Diese  Anschau- 
ung hat  sich  im  langobardischen  Recht  gerade  bei  einem  Debet  er- 
halten, bei  dem  wo  anders  am  frühesten  die  entgegengesetzte  An- 
schauung sich  Bahn  gebrochen  hat,  bei  der  Kinderabtreibung.43) 

Da  ferner  der  privatrechtliche  Satz  fest  steht,  dass  der  Herr 
Eigenthmn  an  seinem  Sklaven  hat,  so  ist  jede  Verletzung  dieses 
Eigenthums  ein  Debet  am  Herrn,  ein  Diebstahl.41) 

b)  Geschlechtliche  Vergehen  mit  einer  Freien  sind  eine  Ver- 
letzung des  Mundwaldes,45)  mit  einer  Sklavin  Verletzung  ihres 
Herrn.48) 

1 •)  Kn.  142.  vgl.  Li.  121  s.  o.  Anm.  10. 

”)  Sohm  Froc.  S.  177. 

'»)  Ro.  221.  237.  239.  254  Gr.  3.  *»)  Ro.  211.  212. 

*»)  Rn.  241.  *')  Ro.  242.  243. 

1J)  Dieselben  werden  nicht  behandelt  in  Ro.  269.271.272.352,  wo  überall 
nur  der  Hoffriedcnsbruch  bestraft  wird ; dass  die  Busse  fiir  denselben  20  s.  be- 
trug s.  Ro.  277  und  namentlich  380.  Oscnbriiggen  S.  11.  Auch  der  Diebstahl 
de  lignario  kann  nur  ein  Diebstahl  au  des  Herrn  Eigenthmn  sein,  welches  sich 
bei  ihm  befindet  (Ro.  281.  vgl.  282.  283),  enthält  also  kein  Debet  am  Sklaven. 

»>)  Ko.  334.  vgl.  332.  333.  s.  o.  § 5 A.  6. 

1 *)  Ro.  229.  270.  — Der  Gesichtspunkt  des  verletzten  Interesses  des  Herrn 
blickt  insofern  noch  überall  durch,  als  die  Busse  selbst  da  an  den  Herrn  fällt, 
wo  das  Gesetz  seine  Verletzung  gar  nicht  im  Auge  haben  kann  z.  B.  die 
Wegsperre  Ro.  28.  Das  ganz  vereinzelte  ei  componat  (von  aldio  und  servus 
ministerialis  Ro.  81)  steht  übrigens  in  den  meisten  Handschriften  nicht. 

»*)  Wilda  S.  817.  827.  Rive  1 236.  272.  vgl.  auch  I 90. 

**)  Ro.  194.  207.  209.  210.  Ob  die  Busse  von  20  s.  identisch  ist  mit  der 
lür  den  Hoffriedcnsbrucb,  also  gcwisscrrr.assen  eine  llundbrüchte?  Mach  Walter 
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c)  Die  Folgen  der  Tödtung  eines  Sklaven  sind  dieselben,  wie 
die  der  Tödtung  eines  Freien:  Zahlung  des  Wergeides *;),  auch  der 
Mordbusse,*8)  oder  Fehde.**)  Der  Herr  steht  an  Stelle  der  Magen- 
schaft.*") 

d)  Für  Verletzungen  des  Sklaven  sind  im  Ganzen  dieselben 
Grundsätze  massgebend,  wie  für  Verletzungen  des  Freien. *‘)  Auch 
zeigt  es  sieh  schon  in  der  Anordnung,  dass  der  Sklave  als  Mensch 
betrachtet  wird.**)  Der  Unterschied  ist  nur  noch  ein  quantitativer; 
die  Bussen  sind  geringer;  aber  die  Haussklaven  (ministcriales)  er- 
scheinen in  gleicher  Linie  mit  den  Aldionen.**) 

Eine  verschiedene  Behandlung  findet  bei  Sklavinnen  statt,  inso- 
fern gie  an  dem  höheren  Frieden  der  Frauen  keinen  Antheil  haben.*4) 

Eine  unjuristische  Ausnahme  ist  es,  wenn  das  Gesetz  trockene 
Schläge  unter  Sklaven  ftir  straffrei  erklärt.3*)  Wenn  die  Misscthat 
des  Sklaven  und  am  Sklaven  bestraft  werden,  wie  die  Misscthat  des 

R.-ti.  II  16  A.  12;  33  A.  2 war  das  Ehebett  des  Sklaven  auch  gogeu  den  Herrn 
geschützt ; er  beruft  sich  auf  Ro.  213.  Li.  66.  141.  142  ■ Ru.  212.  Li.  66.  139.  140 

(Bluhme).  Aber  in  Ro.  212  ist  in  der  kritischen  Ausgabe  von  Bluhme  von  dem 
Sklaven  nur  als  Ehebrecher  die  Rede,  und  Li.  66  beweist  geradezu  das  Oegen- 
tbeil  (Leo  I 106).  Die  jüngere  Auffassung  zeigt  sich  in  Li.  140.  s.  u.  § 10.  S.  34. 35. 

,T)  Ro.  130 — 136.  *•)  Ro.  14  vgl.  Osenbrüggen  S.  62. 

*•)  Ro.  143  — beweist  gegen  Osenbrüggen  S.  20. 

*•)  Dieser  Parallelismus  tritt  auch  sonst  hervor,  z.  B.  Ro.  19  extr.  33. 
(vgl.  mit  32). 

*•)  z.  B.  Ro.  127.  vgl.  mit  74  extr.  Die  gänzlich  verschiedenen  Grund- 
sätze, welche  für  Verletzungen  des  Viehs  gelten  (Ro.  337.  339),  zeigen,  dass  l»ei 
den  Sklaven  eben  nicht  wie  bei  diesem,  nur  das  Interesse  des  Herrn  in  Be- 
tracht kommt. 

**)  z.  B.  Wegsperre:  Ro.  27  Freie,  28  Sklave;  Körperverletzungen:  43 — 75 
Freie;  77 — 102  Aldionen  und  Ministerialen;  103 — 125  Niedere  Sklaven,  ebenso 
Ro.  377.  383. 

*>)  Ro.  76  ff.  — Die  Bussen  stehen  in  keinem  bestimmten  Verhält  nies  zu 
einander;  es  kommen  vor  1:2:8,  auch  1:2:6,  auch  ganz  unproportionirte 
Zahlen  (s.  die  Tabelle  bei  Davoud  - üghlou  II),  37 — 40);  dies  erklärt  sich  zum 
Theil  daraus,  dass  König  Rotlmri  dio  Bussen  für  Freie  erhöht  hat  (74).  — Dass 
das  „siderare“  der  Hand  eines  Sklaven  ebenso  hoch  bestraft  wird,  wie  das  Ab- 
schlagen (Ro.  126),  die  Blendung  des  Einäugigen,  wie  seine  Tödtung  (Ro.  377), 
während  in  beiden  Fällen  für  Freie  nur  Quoten  der  betr.  Summen  zu  zahlen 
sind  (Ro.  62.  68.  377.),  erklärt  Osenbrüggen  S.  73  damit,  dass  das  Interesse 
des  Herrn' dies  verlange. 

*•)  vgl.  Ro.  28  mit  26.  Dass  bei  der  Wegsperro  die  Magd  der  freien  Frau 
gleich  steht  (Osenbrüggen  S.  81),  ist  nicht  richtig;  sie  steht  Ro.  28  mit  dem 
servus  zusammen,  Ro.  26  heisst  es  puella,  nicht  ancilla;  — ebenso  im  alamanni- 
schen  Recht  s.  o.  § 8 S.  29. 

>‘)  Ro.  363. 

Jartrow.  Stallung  der  Sklaven.  3 
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Freien  und  am  Freien,  ro  ist  ein  juristischer  Grund  nicht  einzu- 
«elien,  weswegen  die  Missethat  des  einen  Sklaven  am  andern  anders 
stehen  soll,  als  die  Missethat  des  einen  Freien  am  andern.  Es  zeigt 
sieh  hierin  das  Zögern  der  Gesetzgebung,  auf  dem  einmal  betrete- 
nen Wege  bis  zu  dessen  Endpunkten  fortzuschreiten.*®) 

4.  Verfahren. 

Nur  der  Herr  erscheint  als  der  in  Anspruch  genommene.  Auch 
bei  Leibesstrafen  ist  die  Klage  auf  Herausgabe  des  Sklaven  ge- 
richtet37), also  gegen  den  Herrn;  der  Herr  hut  den  Beweis  der  Un- 
schuld zu  erbringen  d.  h.  er  leistet  den  Reinigungseid.38) 

Dennoch  muss  es  schon  irgend  eine  Möglichkeit  gegeben  haben, 
auch  den  Sklaven  mit  ins  Verfahren  zu  ziehen;  es  wird  einmal  der 
Eid  eines  Hirten  erwähnt.3“) 


§ 10. 

Spuren  der  Fortentwickelung  des  langobardischen  Rechts. 

Vielleicht  würden  wir  in  den  langobardischen  Rechtsanschau- 
ungen einen  grösseren  Wechsel  beobachten  können,  lägen  uns  die 
Gesetze  in  einzelnen  Denkmälern,  nicht  in  einem  Gesetzbuch  vor; 
jedoch  auch  so  lassen  sich  immerhin  einzelne  Spuren  des  Fort- 
schritts bemerken. 

Noch  in  einem  Gesetz  König  Liutprands ')  gilt  es  als  möglich, 
dass  der  Herr  mit  der  Frau  seines  Sklaven  Kinder  zeugt,  und  aus 
der  ganzen  Fassung  des  Gesetzes  geht  hervor,  dass  dies  nicht  im 
mindesten  als  Ehebruch  augesehen  wird.  Aber  eine  gänzlich  ver- 
schiedene (wohl  kirchlich  beeinflusste)  Anschauung  liegt  einem  nur 
neun  Jahre  jüngeren  Gesetze  desselben  Königs  zu  Grunde.5)  Der 

3')  Deutlich  tritt  dies  im  ribuarisclien  Recht  bei  ganz  demselben  Fall  zu 
Tage  s.  o.  § G S.  22.  23. 

1 ')  s.  die  oben  A.  16  ff.  angeführten  Stellen. 

**)  Li.  11.  — Dass  auch  bei  Busszahlungcn  der  Herr  als  der  allein  Ver- 
pflichtete erscheinen  muss,  folgt  schon  aus  der  absoluten  ßezitzlosigkeit  der 
Sklaven  bei  deu  Langobarden  (vgl.  Allist.  12  und  zur  Erklärung  Val  de  Lievre, 
Lnunegild  uud  Wadia.  Innsbruck  1877  S.  8.). 

»»)  Ro.  314.  s.  u.  § 10  S.  36  a.  § 15  A.  1. 

')  Li.  66.  s.  o.  § 9 A.  26.  *)  Li.  189.  140.  Fiir  die  folgenden  Ausführun- 

gen vgl.  Sohm  Trauung  und  Verlobung  Weimar  1876  S.  2 ff. 
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Herr  erscheint  hier  im  Verhältnis»  zu  seiner  Sklavin,  wie  die  Fa- 
milie zur  Freien.  Dem  mundium,  das  der  Patron  für  seine  Aldionin, 
wie  der  Mundwald  für  die  Freie  erhält,  wird  der  Kaufpreis  gleich- 
gestellt, der  dem  Herrn  für  seine  verlobte  Sklavin  zu  zahlen  ist. 
Das  Verhältnis.»  des  Sklaven  zu  seiner  Ehefrau  wird  dem  Verhältnis« 
des  Freien  zu  der  seinigen  genau  gleichgestellt.  Ist  die  Ehe  zwischen 
den  Nupturienten  geschlossen,  eine  Ueboreinkunft  zwischen  den  Herren 
aber  noch  nicht  getroffen,  so  ist  der  Fall  derselbe,  wie  wenn  eine 
Ehe  zwischen  Freien  geschlossen,  das  mundium  aber  noch  nicht 
bezahlt  ist;  der  Herr  hat  seinen  Anspruch  auf  den  Kaufpreis,  aber 
der  mit  der  Verlobten  (oder  Ehefrau  V)  getriebene  Ehebruch  ist  ein 
Debet  gegen  ihren  Verlobten  (oder  Ehemann  V),  gegen  den  Sklaven. 

Einem  so  fest  geordneten  Rechtsverhältnis«  entspricht  es  denn 
auch,  dass  nunmehr  das  Ehebett  des  Sklaven  gegen  seinen  Herrn 
gesetzlich  geschützt  wird;  der  Ehebruch  mit  der  Frau  des  eigenen 
Sklaven  hat  die  Freilassung  durch  den  König  zur  Folge.  Das  Gesetz 
kennt  also  bereits  ein  Debet  des  Herrn  gegen  seinen  Sklaven. 


König  Grimoald  empfindet  die  Härte  der  hohen  Busse  von  900  s. 
für  die  Herren  der  Sklaven;  er  fuhrt  für  die  entsprechenden  Fälle 
eine  Busse  von  60  s.  und  Tradirung  des  Sklaven  ein;*)  ein  neuer 
Beweis,  dass  das  Strafgesetz  sich  mehr  gegen  den  Sklaven,  als  gegen 
seinen  Herrn  richten  will. 

Unter  Liutprand  erscheinen  die  Verliaftung  des  Herrn  für 
Schadenersatz  und  also4)  auch  für  Zahlung  des  Wergeides  einer- 
seits und  die  Bestrafung  des  Sklaven  andrerseits  vollständig  getrennt. 
Der  Herr  soll  das  volle  Wergeid  zahlen  und  ausserdem  den  Sklaven 
tradiren.  Die  Tradirung  hatte  früher  den  doppelten  Zweck,  einen 
Theil  des  Wergeides  und  eine  Bestrafung  des  Sklaven  zu  bilden; 
jetzt  ist  die  letztere  ihr  ausschliesslicher  Zweck.5) 

Die  Todesstrafe  wurde  aber  bald  in  noch  deutlicherer  Form 
ausgesprochen.  Man  verlangte  vom  Herrn  statt  der  Tradirung  die 


»)  Gr.  3.  ')  Wilds  S.  551  f. 

*)  Osenbrüggcn  S.  49.  66  meint,  Li.  21  sei  keine  Acnderung  von  Ho.  142. 
Aller  das  Wort  „insu per“  ist  zu  deutlich;  sicut  antea  fuit  consuctudo  lässt  sich 
dagegen  sehr  leicht  in  dem  Sinne  auf  conponat  beziehen,  dass  es  heisst : er  zahle 
das  gewohnheitsmässige  Wergeld.  — AutVallend  bleibt,  dass  durch  das  neue 
Gesetz  dem  Herrn  eine  schwerere  Leistung  auferlegt  wird,  während  die  allgemeine 
Tendenz  doch  auf  Erleichterung  seiner  Haftpflicht  geht.  Die  Schädigung  des 
Herrn,  die  in  der  Tradirung  des  Sklaven  lag.  empfand  auch  die  Gesetzgebung. 
».  Adelch.  1. 

3* 
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Tödtung  des  Sklaven.8)  Dies  richtet  sich  unmittelbar  und  ausschliess- 
lich gegen  den  verbrecherischen  Willen  des  Sklaven. 

Die  unbedingte  Gewalt  des  Herrn  über  seinen  Sklaven 7)  wird 
so  als  Strafgewalt  über  denselben  gebraucht.  Wie  die  Tödtung  ver- 
langt man  vom  Herrn  auch  den  Verkauf  seines  Sklaven  über  Sec.8') 
Kei  der  Bestrafung  der  Diebe  spricht  das  Gesetz  von  dem  Verhält- 
niss  des  Herrn  zu  seinem  Sklaven,  wie  von  dem  des  Richters  zu 
den  Freien.*) 

So  hatte  sich  das  Verhältniss  des  Herrn  allmithlig  geändert. 
Kr  kam  nicht  mehr  blos  als  Eigenthümcr  in  Betracht,  seine  Stellung 
musste  sich  der  eines  Gerichtsherrn  nähern;  namentlich,  wenn  er 
seine  Rechte  durch  Stellvertreter  d.  h.  durch  Beamte  wahrneh- 
men Hess. 

Wenn  daher  auch  im  öffentlichen  Gericht  gegen  den  Herrn 
geklagt  wird,1*)  so  muss  es  doch  der  Strafgewalt  des  Herrn  ent- 
sprechend, auch  irgend  ein  Strafverfahren  vor  dem  Herrn  gegeben 
haben,  in  welchem  der  Sklave  als  Angeklagter  erschien.  Die  An- 
deutungen über  dasselbe  sind  aber  sehr  spärlich. 

Nach  einem  Gesetz  Liutprands  “)  soll  der  Herr  nur  bei  Leb- 
zeiten des  Sklaven  belangt  werden,  da  er  nach  dessen  Tod  ihn 
nicht  ,,inquirere“  kann.  Dem  Gerichtsverfahren  ging  also  regelmässig 
die  inquisitio  servi  voraus. 

Worin  aber  bestand  diese  inquisitio?  Nach  einer  andern  Ver- 
ordnung Liutprands  **)  wird  der  bestraft,  der  einen  fremden  Sklaven 
ohne  den  Willen  seines  Herrn  zu  Eid  oder  Gottesurtheil  bringt. 
Es  wird  wohl  gestattet  sein,  dies  auf  das  „inquirere“  zu  beziehen13) 
und  zu  folgern,  dass  das  Verfahren  vor  dem  Herrn  ein  Verfahren 
mit  Eid  und  Gottesurtheil  ist. 

Vielleicht  ist  das  Institut  älter,  als  seine  Erwähnung  in  den 
Quellen;  wenigstens  ist  nur  so  eine  Möglichkeit  gegeben,  den  Eid 
eines  Hirten,  der  schon  in  Rotharis  Gesetz  u)  vorkommt,  zu  erklären. 

•)  Li.  64 ; daneben  aber  auch  noch  die  traditio.  Li.  94  (?)  Ali.  15.  (Li.  91 
spricht  eigentlich  gar  nicht  vom  Sklavendelict). 

»)  Li.  87.  *)  Li.  84.  »)  Ah.  9. 

••)  Li.  11.21.88.  161.  ")  Li.  97. 

■*)  Li.  60.  — Walter  R.-G.  II  S.  23:  „Zum  Eid  und  Gottesurtheil  durfte 
er  nur  mit  Zustimmung  des  Herrn  gefordert  werden;“  aller  nach  ib.  S.  325 
stand  der  Eid  den  Rechtlosen  und  also  (ib.  S.  5)  den  Unfreien  gar  nicht  zu. 
In  dem  Abschnitt  über  Rechtspflege,  auf  den  er  (A.  5)  verweist,  kommt  er, 
soviel  ich  sehe,  darauf  nicht  zurück. 

<>)  Osenbrüggen  S.  78  giebt  keinen  genügenden  Aufschluss. 

“)  Ro.  314.  s.  o.  § 9 A.  39.  vgl.  § 16  A.  1. 
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Vollständigen  Aufschluss  gäbe  uns  übrigens  ein  Fragment  eines 
Gesetzes,  wenn  seine  Restitution  bei  Baudi  a Vesme  nicht  zum  Theil 
auf  einem  späteren  Capitulare  beruhte.1®)  Der  erhaltene,  handschrift- 
liche Theil 1#)  verbietet  den  Richtern,  Sklaven  und  Aldioncn  zu  ver- 
haften und  lässt  kaum  eine  andere  Annahme  zu,  als  dass  mau  in 
dem  herrschaftlichen  Quasigerichtsverfahren  ein  Surrogat  für  die 
Thätigkeit  des  Richters  gefunden  habe. 

'*)  Usenbriigiren  8.  49.  Kr  erwartet  von  Bluhme  Auskunft.  Dieser  spricht 
sich  aber  nicht  entschieden  aus.  p.  XX.  Indes«  ist  der  betreffende  Codex  zwi- 
schen 735  und  746  abgefasst  und  also  den  Gesetzen  l.iutprands  selbst  ziemlich 
gleichzeitig. 

'*)  Liutpr.  notitia  de  act.  reg.  c.  6 (S.  182). 
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Angelsachsen.1) 

§ 11.  Kentisches  Recht. 


Die  kentischen  Gesetze  sind  die  ältesten  uns  erhaltenen  angel- 
säehsisehen.  Dennoch  zeigen  sic  uns  nicht  mehr  den  Typus  des 
ältesten  germanischen  Rechts,  sondern  bereits  ein  Uebergangsstadium. 

1.  Wergeid. 

Der  Sklave  hat  nicht  mehr  einen  Sachwerth,  wie  das  Vieh, 
andererseits  auch  noch  kein  Wergeid,  wie  die  Person.  Er  hat  einen 
„Mann werth“, s)  welcher  dem  Wergeid  des  Freien  entspricht,  ohne 
indess  schon  diesen  Namen  zu  tragen.  Der  Mannwerth  beträgt  60  s.5*) 
Der  Halstang  ist  eine  Quote  des  Wergeids,  aber  auch  des  Mann- 
werths;  denn  es  ist  technisch  von  einem  Halsfang  des  Sklaven  die 
Rede.1)  Der  Strafe  des  Halsfanges  entspricht  bei  Sklaven  die  Strafe 
an  Haut,  die  daher  durch  den  eigenen  Halsfang  abgelöst  werden 
kann;  Halsfang  und  Hautgeld  sind  identisch.5) 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

a)  Eine  Handlung  auf  Geheiss  des  Herrn  kann  nach  germani- 
schem Strafrecht  (bei  Freien,  wie  bei  Unfreien)  nur  eino  Misscthat 
des  Herrn  sein.*) 

b)  Für  die  vom  Sklaven  begangene  Tödtung  eines  Freien  hat 
sich  ganz  der  alte  Rcchtszustand  erhalten.  Wie  für  das  Vieh,  scheint 
der  Herr  auch  für  den  Sklaven  mit  dem  Betrage  des  vollen  Wer- 
geides zu  haften.  Aber  auch  hier  zeigt  sich  schon  eine  Anerkennung 
der  Persönlichkeit  des  Sklaven.  Es  genügt  nicht,  dass  der  Herr 
das  volle  Wergeid  zahlt;  das  Gesetz  verlangt  auch  eine  Strafe  liir 


1 ) Die  verschiedenen  Ansichten  über  Freiheit  und  Unfreiheit  bei  den 
Angelsachsen  sind  zusammeugcstcllt  bei  Stubbs  I S.  78  A.  1;  ich  folge  ihm  uiul 
lege  meiner  Darstellung  die  Bestimmungen  über  den  |»eöw,  esne  und  witc-|>eöw 
zu  Urundc.  — Mit  den  Anmerkungen  verweise  ich  gleichzeitig  auf  die  in  der 
Beilage  gegebenen  Erklärungen. 

*)  Aothb.  86  (vgl.  87).  Hl.  u.  E.  1—4. 

»)  Aethb.  88.  Hl.  u.  E.  1—4;  vgl.  aber  Wihtr.  27. 

')  Wihtr.  14.  *)  Wihtr.  10. 13.  lö.  »)  Wihtr.  9. 14. 
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den  Sklaven;  er  muss  als  ein  Theil  des  Wergeides  mit  in  Zahlung 
gegeben  werden.  Die  Auslieferung  an  den  Kläger  aber  kommt 
nach  ältestem  Recht  der  Todesstrafe  gleich.  Das  Gesetz  verlangt 
diesen  Zahlungsmodus,  weil  es  ihm  um  die  Bestrafung  des  Sklaven 
zu  thun  ist.  Wenn  der  Herr  ihn  nicht  erlangen  kann,  so  genügt 
es  nicht,  dass  er  ihn  durch  den  Mannwerth  ersetzt,  Rondern  er  muss 
den  Nachweis  führen,  dass  er  den  Sklaven  selbst  nicht  erlangen 
konnte.5) 

c)  Bei  andern  Missethaten  erscheint  der  Sklave  in  das  Bussen- 
system  als  Person  geringeren  Rechts  eingefiigt.  Beim  Diebstahl  hat 
der  Freie  dreifachen,  der  Sklave  doppelten  Ersatz  zu  leisten.8)  Beim 
Diebstahl  mit  handhafter  That  scheint  dieselbe  Alternative  wie  beim 
Freien  gestellt  zu  sein:  Tödtung,  Verkauf  Uber  See  (?),  Auslösung; 
die  Auslösungssumme  ist  beim  Freien  das  Wergcld,  beim  Sklaven 
der  (ungefähre?)  Mannwerth.8) 

Von  Sklavenbussen  wird  nur  eine  erwähnt;  sie  beträgt  die  halbe 
Freienbusse.10)  Hat  ein  Sklave  den  andern  getödtet,  so  ist  der  Mann- 
werth,  wie  bei  Freien  das  Wergeid,  zu  zahlen.11) 

Aber  nicht  blos  Wergeid,  Ersatzgeld  und  Busse  ist  fiir  die 
Missethat  des  Sklaven  zu  zahlen,  sondern  auch  die  öffentliche  Strafe, 
die  Wette;  und  zwar  kann  gerade  hier  kein  Zweifel  sein,  dass  der 
Sklave  selbst  der  Verurtheilte  ist,  und  nicht  sein  Herr,  denn  er 
zahlt  die  Wette  an  seinen  Herrn.15)  In  den  drei  Fällen,  in  denen 
von  einer  Wette  des  Sklaven  gesprochen  wird,18)  ist  die  entspre- 
chende Freienwettc  der  Halsfang  (20  s.)  und  demgemäss  die  Sklavcn- 
wette  ebenfalls  der  Halsfang  (6  s.). 

Für  den  Fall  der  Insolvenz  liegt  aber  das  unabweisbare  Bc- 
dürfniss  nach  einer  Leibesstrafe  vor;  denn  fiir  die  an  den  Herrn 
zu  zahlende  Wette  fällt  natürlich  dessen  Haftpflicht  weg.  Das  Gesetz 
droht  daher  neben  der  Geldstrafe  noch  die  Strafe  an  Haut  an;  beide 
treffen  in  gleicher  Weise  den  Sklaven  und  zeigen,  dass  das  Gesetz 
ihn  und  nicht  seinen  Herrn  als  den  Schuldigen  betrachtet  und 
bestraft. 


3.  Delictc  am  Sklaven. 

a)  Geschlechtliche  Vergehen  mit  einer  Freien  gelten  als  Misse- 
thaten  gegen  ihren  Mundwald,  geschlechtliche  Vergehen  mit  der 
Sklavin  als  Missethaten  gegen  ihren  Herrn.  Es  ist  die  Mundbrüchtc 


’)  Hl.  u.  E.  1—4.  »)  Aethb.  90. 

»)  Wihtr.  27.  ">)  Aethb.  89.  ")  Aethb.  80. 

'»)  Wihtr.  10.  •>)  W'ihtr.  10. 13.  lö. 
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an  den  Herrn  zu  bezahlen,  oder  bei  geringeren  Sklavinnen  geringere 
Summen.  Hierin  liegt  nicht  der  Ausdruck  des  Grundsatzes,  dass 
alle  Verletzungen  eines  Sklaven  nur  als  Verletzung  des  Herrn  er- 
scheinen, sondern  eher  eine  Gleichstellung  mit  den  Freien  und  die 
Anerkennung  eines  dem  mundium  ähnlichen  Verhältnisses  zwischen 
Herr  und  Sklavin.11) 

Für  das  aussereheliche  Beilager  mit  der  Sklavin  bei  Lebzeiten 
ihres  Ehemannes  ist  die  doppelte  Busse  zu  entrichten;  mit  dieser 
Verdoppelung  scheint  das  an  dem  Ehemann  begangene  Unrecht  be- 
straft zu  werden  und  hierin  die  Anerkennung  eines  Verhältnisses 
zu  liegen,  ähnlich  dem  mundium  des  Ehemannes  über  seine  Ehefrau.1®) 

b)  Für  die  Tödtung  des  Sklaven  ist  sein  Mannwerth  zu  ent- 
richten, wie  für  die  Tödtung  des  Freien  sein  Wergeid.1®) 

c)  Was  bei  nicht  tödtlichen  Verletzungen  des  Sklaven  Kechtens 
war,  lässt  sich  nicht  feststellen.  In  einem  Falle  (unbefugtes  Binden) 
ist,  wie  beim  Freien  der  Halsfang  zu  zahlen;17)  ein  anderer  Fall 
ist  unklar  und  deutet  vielleicht  gar  darauf  hin,  dass  ein  bestimmtes 
Compositionensystem  hierfür  noch  nicht  entwickelt  war.18) 

4.  Verfahren. 

Die  Unterscheidungen  des  materiellen  Rechts  haben  Unter- 
scheidungen im  Verfahren  zur  Folge. 

a)  Hat  der  Sklave  einen  Freien  getödtet,  so  ist  der  Herr  zur 
Zahlung  des  Wergeides  und  zur  Auslieferung  des  Sklaven  verpflichtet. 
Das  Verfahren  ist  daher  ausschliesslich  gegen  den  Herrn  gerichtet,1®) 

b)  Bei  andern  Delicten  werden  Sklaven  als  Partheien  gedacht.  *°) 
Zu  Prozesshandlungen  sind  sie  aber  nicht  befähigt. 

Das  Verfahren  gegen  den  Sklaven  hat  zwei  Stufen: 

1)  Das  aussergerichtliche  Verfahren;21)  der  Herr  ist  verpflichtet, 
für  Missethaten  seiner  Sklaven  Genugtuung  zu  verschaffen  und  soll 
es  nicht  zur  gerichtlichen  Klage  kommen  lassen.  Hierfür  besteht  ein 
aussergerichtliches  Verfahren.  Der  Sklave  erscheintals  Angeklagter;*4) 
er  ist  es,  der  zur  Zahlung  verurtheilt  wird.  Der  Herr  erscheint  als 
Vertreter  des  Sklaven;  er  reinigt  ihn  durch  seinen  Eid.28)  Der  Herr 
erscheint  aber  zugleich  als  Quasigerichtsherr;  denn  an  ihn  fallt  die 
Wette,  wenn  der  Sklave  eine  solche  zu  zahlen  hat.24)  Dies  zeigt 


'•)  Aethb.  10—12. 14. 16.  '»)  Aethb.  85. 

'•)  Aethb.  86.  ”)  Aethb.  88.  '»)  Aethb.  87. 

'>)  Hl.  u.  E.  1—4.  ”)  Wihtr.  23.  24.  vgl.  22. 

*')  Wihtr.  10.  ”)  Aethb.  86.  90.  Wihtr.  10. 13. 15.  23.  24. 

*>)  Wihtr.  23.  24.  **)  Wihtr.  10. 
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auf»  deutlichste,  das»  wo  der  Herr  als  Partilei  auftritt,  e»  nicht  in 
eigener  Sache  geschieht,  sondern  nur  zur  Vertretung  dos  Sklaven. 

2)  Das  gerichtliche  Verfahren  war  nothwendig,  wenn  sich  der 
Kläger  nicht  beruhigte,  oder  wenn  der  Herr  jede  Genugthuung  verwei- 
gerte. Für  diese  Periode  fehlt  es  aber  an  Nachrichten  über  dieses 
Verfahren. 


§ 12.  Westsächsisches  Recht. 


König  Inc’s  Satzungen,  das  einzige  uns  erhaltene  wcstsächsischo 
Gesetz,  steht  zwischen  dem  alten  kentischen  und  dem  späteren  angel- 
sächsischen Reichsrecht.  Es  zeigt  dem  ersteren  gegenüber  keinen 
durchgreifenden  Unterschied,  wohl  aber  eine  Fortentwickelung  in 
einzelnen  Punkten. 

1.  Wergeid. 

Der  Mannwerth  des  Sklaven  ist  nicht  nur  der  Sache,  sondern 
auch  dem  Namen  nach  zu  einem  Wergeid  geworden.')  Dies  ist  die  volle 
Anerkennung  der  Persönlichkeit  des  Sklaven.  Dieselbe  tritt  auch 
sonst  hervor.  Der  Sklave  gehört  mit  zum  Volk,  er  wird  als  Lands- 
mann bezeichnet;3)  die  Nationalitütsnnterschiede  dauern  auch  im 
Sklavenstande  fort;*)  das  Hand  der  Magenschaft  wird  durch  den 
Eintritt  in  die  Sklaverei  zwar  gelöst,  aber  nicht  gänzlich  zerrissen; 
der  Zusammenhang  wird  nur  auf  die  Dauer  der  Sklaverei  suspendirt.4) 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

a)  Eine  Handlung  auf  Gehciss  des  Herrn  kann  nach  germani- 
schem Strafrecht  (bei  Freien,  wie  bei  Unfreien)  nur  eine  Missethat 
des  Herrn  sein.*) 

b)  Hat  der  Sklave  einen  Freien  getüdtet,  so  hat  der  Herr  nicht 
mehr  das  Wergeid  zu  zahlen ; es  tritt  auch  keine  noxae  datio  ein, 
wie  beim  Vieh.  Das  Gesetz  geht  ausschliesslich  darauf  aus,  eine 
Genugthuung  von  Seiten  des  Sklaven  in  demselben  Masse,  wie  von 
Seiten  des  Freien  zu  ermöglichen.  Wie  bei  dem  insolventen  Freien 
heisst  die  Alternative:  Auslieferung  oder  Auslösung  mit  dem  eigenen 
Wergeid.  Dem  Gesetz  geschieht  aber  ebenfalls  Genüge,  wenn  der 


')  c.  11  vgl.  23  Sj  3;  74.  *)  c.  11.  *)  c.  M § 2. 

‘)  c.  74  § 2.  »)  c.  3. 
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Sklave  freigelassen  und  dadurch  da«  Verfahren  gegen  ihn  und  «eine 
freie  Magensehaft  ermöglicht  wird.®) 

c)  Für  die  übrigen  Deliete  de«  Sklaven  sind  die  Sätze  de« 
kentischen  Recht«  auch  im  westsächsischen  massgebend  geblieben; 
genannt  wird  nur  die  Strafe  an  Haut,7)  die  Geisselung.8)  Bemerkens- 
werth aber  ist,  dass  das  Gesetz  ein  Delict  de«  Sklaven  gegen  «einen 
Herrn  kennt;  e«  bestraft  die  Flucht  mit  dem" Strang.®) 

3.  Deliete  am  Sklaven. 

Nur  ein  Delict  am  Sklaven  bespricht  König  Ine;  aber  es  ge- 
schieht zum  Schutze  gegen  den  eigenen  Herrn.  Offenbar  unter 
kirchlichem  Einfluss  wird  es  verboten,  „seinen  eigenen  Landsmann, 

einen  Hörigen  (J»eöw),  wie  einen  Freien“  über  See  zu  verkaufen.1®) 

• 

4.  Verfahren. 

a)  Das  aussorgerichtliche  Verfahren  ist  keine  Eigenthümlichkeit 
des  Sklaven  mehr;  e«  ist  ftir  jeden  abhängigen  Freien  der  regel- 
mässige Beginn  des  Processes.11)  E«  treten  in  ihm  die  Formen  des  ge- 
richtlichen Verfahrens  deutlich  hervor:  die  Ucbcrgabe  des  insolventen 
Todtschlägers,14)  die  Vollstreckung  des  Urtels  durch  den  Kläger, la) 
die  Bestimmung  der  Grösse  des  Eides  nach  der  Strafe.14)  Je  mehr 
sich  dieses  Verfahren  dem  gerichtlichen  näherte,  desto  mehr  musste 
sich  die  Stellung  des  Herrn  der  eines  Gerichtsherrn,  die  des  Sklaven 
der  einer  selbständigen  Parthei  nähern. 

b)  Kommt  es  zum  gerichtlichen  Verfahren,  so  erscheint  hier 
nur  der  Herr,  aber  nicht  in  eigener  Sache,  sondern  als  Vertreter 
seiner  Leute  („des  Hörigen  (Jieow)  oder  Freien“),  für  die  er  dingt.1') 

Im  Verfahren  ist,  vom  Recht  der  Eidesleistung  abgesehen, 
zwischen  der  Stellung  der  Sklaven  und  der  freien  Hausdiener  kein 
Unterschied. 


§ 13.  Angelsächsisches  Reichsrecht. 


In  der  dritten  Periode,  der  des  geeinigten  angelsächsischen 
Reichs  seit  Alfred  erscheint  der  Sklave  strafrechtlich  als  Person  ge- 
ringeren Rechts. 


‘)  c.  74.  ’)  c.  3 § 1.  *)  c.  48.  *)  e.  24.  ■•)  c.  11. 

")  e.  SO.  '*)c.  74.  •>)  c.  4a  >*)  o.  64  § 2.  '»)c.  60. 
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1.  Wcrgcld. 

Das  Wergeid  hat  der  Sklave  aus  der  vorigen  Periode  mither- 
übergcnommen.1)  Die  hierin  bereits  ausgesprochene  Anerkennung 
seiner  Persönlichkeit  ist  weiter  fortgeschritten.  Der  Sklave  steht 
nicht  mehr  ausserhalb  des  Volks,  sondern  bildet  einen  Stand  inner- 
halb desselben,  der  Unterschied  zwischen  Sklaven  und  Freien  wird 
unter  anderen  Standesunterschieden  aufgezählt,  theils  um  die  Unter- 
scheidungen des  Rechts  mit  der  Verschiedenheit  der  Persönlichkeiten 
zu  rechtfertigen,*)  theils  um  solche  Unterscheidungen  ausdrücklich 
auszuschliessen.3)  Das  eine  wie  das  andere  beweist,  dass  dns  Recht 
in  dem  Sklaven  eine  Person  erblickt  Die  grosse  Masse  der  ab- 
hängigen Freien  ist  so  sehr  gewachsen  und  so  tief  gesunken,  dass 
die  Annäherung  des  Sklavenstandes  an  dieselbe  immer  mehr  er- 
leichtert wurde.  Schon  werden  die  Grenzen  zwischen  Beiden  nicht 
immer  beobachtet,  und  die  Gesetzgebung  sieht  sich  genöthigt,  da- 
gegen einzuschreiten.1) 

Es  besteht  im  Allgemeinen  kein  qualitativer  Unterschied  zwischen 
der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Sklaven  und  der  niedrigsten 
Klasse  der  Freien  d.  h.  derjenigen  Freien,  die  grundbesitzlos,  eides- 
unfabig  und  von  einem  Herrn  abhängig  sind. 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

a)  Eine  Handlung  auf  Gcheiss  des  Herrn  kann  nach  germani- 
schem Strafrecht  (bei  Freien  wie  bei  Unfreien)  nur  eine  Missethat 
des  Herrn  sein.*) 

b)  Fiir  die  Missethat  des  Sklaven  ist  das  Friedensgeld,  die 
Wette,  zu  entrichten;  sie  beträgt  nunmehr  grundsätzlich  die 
Hälfte  der  Freienwette.'’)  Die  Ausbildung  einer  besonderen  Sklaven- 
wette ist  die  Anerkennung  der  eigenen  Verantwortlichkeit  des  Skla- 
ven. Die  Verschiedenheit  in  der  Behandlung  des  Sklaven  und  des 
Freien  ist  nur  noch  eine  quantitative. 

c)  Das  strenger  gewordene  Recht  hat  auch  für  Freie  die  Leibes- 
strafen eingeführt  und  so  einen  Unterschied  des  Strafprinzips  zwischen 
Sklaven  und  Freien  hinweggeräumt.  Der  Sklave  erscheint  unter 
der  Kategorie  derjenigen  Leute,  die  beim  Ordal  für  schuldig  befün- 


')  Aetlist.  I V,  6.  S 6.  7.  VI,  6.  § 3 (Erkl.  Beilage  »ul>  No.  1).  vgl.  Actlir, 
II,  5.  § 1. 

»)  Cn.  II,  68  § 1.  III,  21. 

>)  Aeth»t.  IV,  6 Pr.  ‘)  Cn.  II,  20  § 1. 

*)  E.  u.  G.  7 § 2;  Cn.  II,  4ö  § 3;  öl.  vgl.  Acthst.  U,  3 § 1, 

•)  Aethst.  II,  19. 
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den  werden;  innerhalb  derselben  besteht  zwischen  Sklaven  und 
Freien  nur  noch  der  Unterschied,  dass  diesem  beiin  ersten  Mal  eine 
Geldbusse  statt  der  Leibesstrafe  angedroht  wird,7!  dass  er  wohl  auch 
das  zweite  mal  noch  mit  der  Verstümmelung  davonkommt,  statt  die 
Todesstrafe  zu  erleiden;* **))  wo  ihm  aber  das  Gesetz  die  nicht  mehr 
zu  steigernde  Strafe  des  Todes  zuerkennt,  da  kann  zwischen  Freien 
und  Unfreien  (ausser  etwa  in  der  Art  der  Vollstreckung)  kein  Unter- 
schied mehr  bestohen.*) 

Noch  eine  Verschiedenheit  bestand  zwischen  besitzlosen  Freien 
und  Sklaven;  hei  orsteren  konnte  das  angelsächsische  Bürgschafts- 
system durch  den  Herrn,  aber  auch  für  den  Herrn  eine  Sicherheit 
für  die  Zahlung  der  Busse  schaffen;10)  bei  dem  Sklaven  scheint 
eine  gleiche  Möglichkeit  nicht  bestanden  zu  haben.11)  Deswegen 
finden  die  Leibesstrafen  beim  Sklaven  häufiger  Anwendung:  die 
alte  Strafe  an  Haut  (oder  Hautgeld),1'1)  Brandmarkung,1*)  Ver- 
stümmelung, u)  Castrirung.18) 

Aber  diese  Verschiedenheit  beeinflusst  das  Wesen  der  Verant- 
wortlichkeit des  Sklaven  nicht;  er  erscheint  durchweg  als  Person; 
cs  giebt  aus  unserer  ganzen  Periode  nicht  eine  einzige  Gesctzes- 
stelle,  die  die  Haftpflicht  des  Herrn  für  seinen  Sklaven  und  für  sein 
Vieh  glcichstellt  oder  an  eine  solche  Gleichstellung  auch  nur  erinnert. 

3.  Delicte  am  Sklaven. 

a)  Der  privatrechtlichc  Satz,  dass  der  Herr  Eigenthum  an  sei- 
nem Sklaven  habe,  äussert  seine  Wirkung  auf  das  Strafrecht;  es 
ist  ein  Diebstahl  am  Sklaven  möglich,  am  Freien  nicht.1*) 

b)  Die  Nothzueht  an  der  Sklavin  bestraft  das  Gesetz  wie  die 
Nothzueht  an  der  Freien  mit  Mundbrüehte  und  Wette;  letztere,  das 
Friedcn8geld,  zeigt,  dass  man  das  Delict  in  der  That  als  eine  Ver- 
letzung des  Rechts  an  und  für  sich  auffasstc.17) 


•)  Actlir.  I,  2.  Cn.  II,  32.  <*)  Cn.  II,  32.  ’)  Aethr.  I,  2. 

'*)  Maurer  in  Kr.  Ueli.  11,34. 

"(  Ob  etwa  eine  Gesammtbafl pflicht  aller  Sklaven  eines  Herrn  angenom- 
men werden  soll  s.  zu  Edm.  III,  4.  Edg.  IV,  9. 

Is)  E.  u.  G.  7 § 1;  8;  Edg.  IVB  c. 9;  VII,  2 § 4;  Anh.  z.  Gone.  v.  Haba 
§ 3;  Cn.  11,45  $ 2;  46  § 1. 

1 *)  Acthr.  1,2.  Cn.  11,32. 

1 •)  (?  extorpatio)  Edm.  ID,  4.  1 *)  Aelfr.  2ö  § 1. 

**)  Aethst.  VI,  6 § 3. 

1 ’)  Aelfr.  25.  Nothzueht  durch  einen  .Sklaven  (also  ein  Debet  unter  Skla- 
ven) ib.  § 1. 
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c)  Wiederum  ist  unter  kirchlichem  Einfluss  ein  Deliet  des  Herrn 
an  seinem  Sklaven,  oder  vielmehr  diesmal  an  seiner  Sklavin,  ins 
Volksrecht  aulgenommen  worden:  das  ausserehelichc  Beilager  eines 
Ehemanns  mit  einer  Sklavin;  diese  soll  frei  werden  und  der  Herr 
cs  „tief  vor  Gott  und  den  Menschen  Inlssen“.1*) 

4.  Verfahren. 

Im  Verfahren  zeigt  sich  die  Gleichstellung  der  Sklaven  mit  der 
niedrigsten  Klasse  der  Freien  am  deutlichsten. 

a)  Der  Freie,  der  einen  Herrn  über  sich  hat,  steht  zunächst 
unter  dessen  Gerichtsbarkeit.  Der  Zunahme  der  abhängigen  Be- 
völkerung geht  die  Territorialisirung  der  Gerichtsgewalt  parallel.1*) 
Das  Verfahren  vor  dem  Herrn  konnte  ursprünglich  nur  darin  be- 
gründet sein,  dass  der  Herr  der  eigentlich  haftende  war;  es  konnte 
zunächst  nur  ein  reiu  privates  sein;  es  wurde  sodann  ein  geordnetes 
aussergerichtliches  Verfahren;  es  war  dem  Gerichtsverfahren  ähn- 
lich; der  Herr  war  Quasigerichtsherr.  Jetzt  war  das  königliche 
Gericht  oft  in  seine  Hände  übergegangen;  es  muss  zum  mindesten 
fraglich  erscheinen,  ob  seine  Gewalt  über  die  Untergebenen  von 
seiner  Gerichtsgewalt  immer  strenge  unterschieden  wurde.  Zum 
mindesten  musste  seine  Zwitterstellung  als  Quasigeriehtsherr  und 
als  Vertreter  des  Sklaven  sich  immer  mehr  nach  der  ersteren  Rich- 
tung hin  entwickeln;  je  mehr  der  Herr  aber  als  Geriehtsherr  er- 
schien, desto  mehr  musste  der  Sklave  als  die  selbständig  vor  ihm 
agirende  Parthei  erscheinen.  **) 

b)  Für  den  des  Eides  unfähigen  Freien  gilt  als  Reinigungs- 
mittel das  Ordal.  Gleichfalls  mit  dem  Ordal  reinigt  sich  der  Un- 
freie.41) Früher  reinigte  ihn  der  Herr  durch  seinen  Eid:  ein  neuer 
Beweis  dafür,  dass  nunmehr  die  Stellung  des  Herrn  als  Vertreter 
des  Sklaven  vor  seinem  gerichtsherrlichen  Amt  zurückgetrcten  ist. 
Der  Sklave  agirt  auch  im  Beweisverfahren  als  selbständige  Parthei. 

c)  Der  grundbesitzlose  Freie  muss  einen  Bürgen  haben;  inso- 
fern er  einen  Herrn  hat,  ist  dieser  zugleich  Bürge  für  sein  Wohl- 
verhalten.44)  Demgemäss  erscheint  nunmehr  die  Verpflichtung  des 
Herrn, 4S)  die  von  seinem  Sklaven  verwirkte  Busse  an  den  Verletzten 

1 *)  Cn.  II,  54. 

■*)  Maurer  in  Kr.  Ueb.  II,  33.  57;  Slubbs  I,  185. 

*•)  Leber  die  Kxecution  (Hinrichtung)  Aethst,  IV,  (i  tj  5.  7. 

*')  Aethst.  II,  19.  Aethr.  I,  2. 

**)  Maurer  in  Kr.  Leb.  11,34.  Stubbs  1,79.87. 

>*)  Dass  sie  noch  bestand,  schliesse  ich  nur  a minnri  ad  mnius  aus  der 
Haftpflicht  für  freie  Diener. 
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zu  zahlen,  als  eine  Folge  seiner  Bürgenpflicht,  nicht  der  Verant- 
wortlichkeit für  seinen  Sklaven  als  sein  Vieh. 


§ 14.  Ergebniss. 

Schon  das  kentische  Recht  enthült  die  Keime  zu  der  gesammtcn 
folgenden  Entwickelung:  den  Mannwerth,  die  Einreihung  des  Skla- 
ven in  das  Bussen-  und  Strafensystem,  die  Doppelstellung  des  Herrn 
als  Vertreter  des  Sklaven  und  als  Quasigerichtsherr. 

Zwei  Momente  1 iahen  nun  den  Gang  der  Entwickelung  bestimmt: 
die  Hebung  des  Sklavenstandes,  das  Sinken  der  kleinen  Freien. 

Der  Mannwerth  des  Sklaven  bildet  sich  zum  vollen  Wergeid 
aus;  bei  den  Delicten  des  Sklaven  richtet  sich  das  Gesetz  nicht 
mehr  gegen  den  Herrn  als  Zahlungspflichtigen,  sondern  gegen  den 
Sklaven  als  Schuldigen.  Die  Kirche  führt  die  Bestrafung  einzelner 
Delicte  des  Herrn  am  Sklaven  ins  Volksrecht  ein. 

Die  kleinen  Freien  verlieren  immer  mehr  den  Grundbesitz  und 
müssen  Bürgen  für  ihr  Wohlverhalten  stellen.  Sie  begeben  sich 
massenweise  in  den  Dienst  von  Herren,  die  so  ihre  Bürgen  und 
Quasigerichtsherreu  werden.  Die  unglaubwürdigen  Freien  verlieren 
das  Recht  der  Eidesleistung  und  müssen  sich  dem  Ordal  unterziehen. 
Die  Leibesstrafen  werden  allgemein.  So  fallen  prinzipielle  Unter- 
schiede in  der  Behandlung  von  Freien  und  Unfreien  fort. 

Der  Sklave  steht  der  niedrigsten  Klasse  der  Freien  gleich,  näm- 
lich denjenigen,  die,  wie  er,  ohne  Grundeigenthum,  eidesunfühig 
und  von  einem  Herrn  abhängig  sind. 

Je  mehr  sich  durch  den  massenhaften  Eintritt  von  Freien  die 
quasigerichtsherrliche  Stellung  des  Herrn  hebt,  desto  mehr  musste 
seine  Stellung  als  Vertreter  des  Sklaven  zurücktreten,  der  Sklave 
als  selbständige  Parthei  erscheinen. 

Die  Entwickelung  gelangt  endlich  zum  Abschluss  durch  die 
Territorialisirung  der  Gerichtsgewalt,  die  auch  das  öffentliche  Gericht 
in  die  Hand  des  Landherrn  legt. 
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§ 15.  Ueberblick. 


Ein  Ueberblick  über  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  zeigt, 
dass  wir  in  den  verschiedenen  Gesetzen  verschiedene  Entwickelungs- 
stadien vor  uns  haben. 

1.  Wergeid. 

Den  denkbar  alterthünilichsten  Standpunkt  finden  wir  im  frie- 
sischen Recht,  Der  Sklave  hat  einen  Sachwerth,  der  wie  jeder 
andere,  durch  Taxirung  gefunden  wird.  Im  sächsischen  und  thü- 
ringischen Recht  ist  derselbe  gesetzlich  fixirt,  aber  er  wird  immer 
noch  als  Sachwerth  betrachtet.  Aehnlich  ist  es  im  älteren  salischen 
nnd  im  alainannischen  Recht,  auch  im  ostfriesischen,  obgleich  hier 
der  Sachwerth  des  Sklaven  in  Proportion  zum  Freien-  und  Liten- 
wergeld  steht.  Andrerseits  hat  die  nach  der  lex  Rib.  für  Tödtung 
des  Sklaven  zu  zahlende  Summe  ohne  eine  solche  Proportion  alle 
Functionen  eines  Wergeides.  Auf  derselben  Stufe  lernen  wir  das 
angelsächsische  Recht  mit  dem  „Mannwerth“  des  Sklaven  kennen, 
der  sich  von  dem  Wergeid  nur  durch  den  Namen  unterscheidet; 
schnell  entwickelt  sich  aber  aus  ihm  ein  echtes  Wergeid,  das  auch 
technisch  so  bezeichnet  wird:  ein  Standpunkt,  den  die  Franken  in 
der  Karolingerzeit  ebenfalls  erreichen. 

Ein  Schwanken  zwischen  Sachwerth  und  Wergeid  zeigt  sich 
im  langobardischen  Recht. 

2.  Delicte  des  Sklaven. 

Den  vom  Sklaven  angerichteten  Schaden  hat  der  Herr  zu  er- 
setzen. Aber  keine  der  in  Betracht  kommenden  Rechtsquellen  lässt 
es  hierbei  bewenden;  keine  steht  auf  dem  Standpunkt,  den  Willen 
des  Sklaven  absolut  zu  ignoriren:  Der  Sklave  wird  bestraft.  Es 
werden  durchgehends  Leibesstrafen  über  den  Sklaven  verhängt, 
daneben  auch  Busszahlungen.  Für  die  letztere  bildet  sich  allmählig 
ein  eigenes  System.  Sie  werden  desto  mehr  zu  eigentlichen  Strafen 
für  den  Sklaven,  je  mehr  sich  ihre  Besitz-  und  Eigenthumsfahigkeit 
entwickelt  und  eine  Verminderung  ihrer  Habe  als  eine  Schädigung 
ihres  Eigenthums  (nicht  des  Herrn)  empfunden  wird. 
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Indent  endlich  die  Leibesstrafen  auch  Strafen  für  Freie  werden 
(Angelsachsen),  ist  jeder  qualitative  Unterschied  in  der  Bestrafung 
von  Sklaven  und  Freien  geschwunden. 

3.  Delicte  am  Sklaven. 

Der  Sklave  steht  iin  Eigenthum  seines  Herrn;  eine  Verletzung 
des  Sklaven  ist  strafbar,  insofern  sie  eine  Verletzung  dieses  Eigen- 
thums ist.  Dies  ist  der  einzige  Gesichtspunkt,  unter  dem  die  frie- 
sischen, sächsischen,  thüringischen  Gesetze  die  Delicte  am  Sklaven 
behandeln. 

Hierzu  kommen  zunächst,  und  zwar  schon  in  der  lex  Salica 
die  geschlechtlichen  Vergehen,  die  bei  freien  Weibern  als  Verletzung 
der  Familie  (des  Mundwalds),  bei  unfreien  als  Verletzung  des  Herrn 
bestraft  werden. 

In  demselben  Masse  ferner,  in  dem  sich  ein  eigenes  Wergeid 
für  Sklaven  ausbildet,  treten  dessen  Quoten,  wie  bei  Freien,  als 
Bussen  ftir  Verletzungen  ein. 

Daneben  bleibt  der  ältere  Gesichtspunkt  der  Eigentumsver- 
letzung bestehen;  ja  eine  ähnliche  Anschauung  herrscht  noch  immer 
bei  allen  Delicten  vor,  selbst  bei  solchen,  bei  denen  an  eine  Ver- 
letzung wirklicher  Eigentumsrechte  gar  nicht  gedacht  werden  kann: 
Die  Busse  fällt  stets  (für  den  Coutinent  wenigstens  scheint  mir  dies 
sicher)  an  den  Herrn.  Der  Fortschritt  liegt  nur  darin,  dass  die  der 
Busse  zu  Grunde  liegende  Anschauung  eine  andere  ist;  die  Bedeu- 
tung dieses  einen  Fortschritts  besteht  aber  namentlich  darin,  dass 
er  in  der  Folge  notwendig  zu  dem  zweiten  führen  musste,  die 
Busse  dem  Unfreien  selbst  zukommen  zu  lassen. 

Von  einem  gänzlich  verschiedenen  Gesichtspunkte  geht  die  Kirche 
aus;  sic  erblickt  in  dem  Sklaven,  wie  in  seinem  Herrn  nur  den 
Christen;  sie  kennt  daher  auch  Delicte  des  Herrn  an  seinen  Eigen- 
leuten; durch  ihren  Einfluss  ist  hier  und  da  eine  dem  entsprech- 
ende Bestimmung  in  die  Volksrechte  gekommen  (Verkauf  unter  Hei- 
den oder  ausser  Landes,  ausserehelichcs  ßeilager). 

4.  Verfahren. 

Dem  ältesten  Recht  gemäss  kann  das  Verfahren  aus  dem  Delict 
des  Sklaven  nur  ein  Verfahren  gegen  den  Herrn  sein;  es  ist  ge- 
richtet auf  Schadenersatz,  Zahlung  der  Busse,  Herausgabe  des  Skla- 
ven zur  Strafe. 

Je  mehr  das  Strafrecht  aber  sich  gegen  den  strafbaren  Willen 
des  Sklaven  selbst  richtet,  desto  mehr  erscheint  der  Herr  nicht  als 
in  cigoner  Sache  Beklagter,  sondern  als  Vertreter  des  Sklaven. 
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Im  fränkischen  Recht  kommt  der  Sklave  selbst  zunächst  im 
außergerichtlichen  Verfahren  vor  dem  Kläger  vor,  dann,  als  dieses 
überhaupt  in  Wegfall  kam,  im  gerichtlichen  Gottesurtheil. 

Im  angelsächsischen  und  im  langobardischcn  Recht  dagegen 
zeigt  sich  die  processuale  Selbständigkeit  des  Sklaven  in  anderer 
Weise:  hier  hat  sich,  vielleicht  aus  gemeinschaftlicher  Grundlage,1) 
ein  quasigerichtliches  Verfahren  vor  dem  Herrn  entwickelt;  je  mehr 
sich  hier  die  Stellung  des  Herrn  der  eines  Geriehtsherrn  nähert, 
desto  mehr  musste  der  Sklave  als  selbständig  agirende  Parthei  er- 
seheineu. 


Dies  sind  im  Grossen  und  Ganzen  die  Ergebnisse  meiner  Unter- 
suchung; so  viel  an  ihnen  auch  im  Einzelnen  fraglich  bleiben  mag: 
die  Thatsache  scheint  mir  doch  festzustehen,  dass  der  Gang  der 
Entwickelung  überall  zu  einer  humaneren  Auffassung  hinführt.  In 
den  verschiedenen  Volksrechten  finden  wir  die  verschiedenen  Stadien 
dieser  Entwickelung;  freilich  nicht  so,  dass  das  jüngere  Recht  den 
jüngeren  Rechtszustand  zeigt.  Sachsen,  Friesen  und  Thüringer  sind 
um  800  noch  nicht  so  weit,  wie  die  Franken  um  500. 

Eine  vollständige  historische  Darstellung  müsste  die  willkür- 
liche Beschränkung  auf  einen  bestimmten  Quellenkreis  aufgeben. 
Es  ist  ein  meiner  Aufgabe  nothwendig  anhaftender  Mangel,  dass 
sie  bei  verschiedenen  Völkern  verschiedene  Zeiten  im  Auge  hat.  Die 
angelsächsischen  Verhältnisse  erscheinen  nieht  blos  deswegen  in  so 
viel  besserem  Lichte,  weil  ihre  Entwickelung  in  der  That  eine  weiter 

’)  Es  wäre  jedenfalls  interessant  , die  gemeinsamen  Eigcnthiinilichkeiten 
der  Sachsen,  Angelsachsen  und  Langobarden  noch  um  eine  vermehrt  zu  sehen. 
l>as  Material  liegt  folgendermasscn : Das  Verfahren  vor  dem  Herrn  wird  bei 
Langobarden,  wie  bei  Angelsachsen  zwar  erst  in  späterer  Zeit  deutlich  erwähnt, 
muss  aber  gleichwohl  schon  ihren  ältesten  Gesetzen  zu  Grunde  gelegen  haben  (s.  o. 
S 10  A.  14  und  zu  Wilitr.  10  Beilage  S.  58).  Aus  der  ganzen  säcbsisch-friesiscb- 
Iltüringisehen  Gruppe  weiss  ich  zwar  nur  eine  Stelle  anzuführen:  Fris  III,  6 
(Si  servus  furti  reus  esse  dicatur,  soll  der  Herr  schwören)  aut  servum  ad  iu- 
dicium  Bei  in  aqua  ferventi  examinet.  Aber  diese  Stelle  hat  doch  die  Möglich- 
keit irgend  welchen  rechtlich  anerkannten  Verfahrens  vor  dem  Herrn  zur 
Voraussetzung,  während  nach  fränkischem  Recht  eine  solche  Möglichkeit  ge- 
radezu ausgeschlossen  ist.  Der  Herr  mag  auch  hier  vielleicht  zur  eigenen  Infor- 
mation seinen  Sklaven  „inquiriren“  oder  „examiniren“;  aber  jedes  rechtlich 
anerkannte  Verfahren  (das  anssergeriebtliche  wie  das  gerichtliche)  beginnt  gerade 
mit  der  Aufforderung,  den  Sklaven  herauszugeben  (zur  Folterung  Sal.  40. 
iura  Lousordal  c.  77,  7.  Child.  Uhl.  l’act.  e.  5.  Herr.  Uhl.  e.  4 (C.  V',  7.  I V,  5.  lüj). 

Jsllrow.  Stellung  der  Sklaren  4 
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fortgeschrittene  ist,  sondern  auch,  weil  die  angelsächsischen  Gesetze 
in  eine  so  viel  spätere  Zeit  hinabreichen.  Ich  habe  die  Verhält- 
nisse der  Franken  nur  andeutungsweise  über  die.  lex  Rihuarioruni 
hinaus  verfolgen  dürfen,  während  die  angelsächsischen  Gesetze  eine 
fortlaufende  Reihe  bis  auf  König  Cnut  geben.  Wie  sehr  sich  bis 
dahin  auch  bei  den  Frauken  die  Verhältnisse  geändert  hatten,  leuchtet 
sofort  ein,  wenn  man  nur  daran  denkt,  dass  nicht  die  Verfasser  des 
ribuarisehcn  Gesetzes  die  fränkischen  Zeitgenossen  Cnuts  sind,  son- 
dern Burehard  von  Worms. 
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jEöelbirhtes  dotnas.  Aethelblrht's  Gesetze, 

c.  7.  Gif  cyninges  ainbiht-smiö  Wenn  de«  Königs  Schmied  oder 
oööe  lAad  rinc  mannan  ofslehö,  Fülirer  einen  Mann  erschlägt,  ver- 
nieduinan  leödgelde  forgelde.  | gelte  er  das  entsprechende  Leute- 

I geld. 

„medumc“  wurde  früher  mit  „halb“  übersetzt;  dann  könnte 
möglicherweise  die  Stelle  einen  Beweis  dafür  liefern,  dass  bei 
Tödtung  durch  Unfreie  nur  das  halbe  Wergeid  zu  bezahlen 
ist.  „medume“  bedeutet  aber  „dignus,  eonveniens“  (Schinid 
zu  Aethb.  c.  21.  22.  S.  5 und  Glossar  s.  v.  wergild  S. 
(576);  es  ist  also  das  volle  Wergeid  zu  bezahlen.  Die  Stelle 
beweist  aber  für  unsere  Frage  überhaupt  nichts;  denn  ambiht  be- 
zeichnet sowohl  das  Dienstverhältniss  der  Freien,  als  das  der  Un- 
freien (Schinid  Gl.  s.  v.  S.  530).  Sind  letztere  hier  wirklich  mit- 
verstanden,  so  beweist  dies  uur  dafür,  dass  die  Königssklaven  bereits 
eine  höhere  Stelluug  errungen  haben.  Für  andere  Sklaven  gilt 
HL  u.  E.  c.  1 — 4. 

c.  10.  Gif  man  wiö  cyninges  Wenn  Jemand  bei  einer  Magd 
mtegden-man  geliget',  L scillinga  des  Königs  liegt,  büsse  er  50 
gebete.  Schillinge. 

c.  11.  Gif  hiö  grindonde  |ieöwa  Wenn  sie  eine  Mühlenmagd  ist, 
sio,  XXV  scillinga  geböte.  Siö  büsse  er  25  Schillinge;  die  dritte 
|iridde,  XII  scillingas.  12  Schillinge. 

c.  12  Cyninges  fedesl  XX  seil-  Des  Königs  „fedesl“  vergelte 
linga  forgelde.  man  mit  20  Schillingen. 

e.  14.  Gif  wiö  eorles  birele  Wenn  Jemand  bei  eines  Eorles 
man  geligeö,  XII  scill.  gebete.  Schenkin  liegt,  büsse  er  es  mit 

12  Schillingen. 

-1* 
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c.  16.  Gif  wiö  ceorles  birelan  Wenn  Jemand  bei  eines  Keorles 
man  geligei',  VI  seillingum  ge-  Schenkin  liegt,  btisse  er  es  mit 
bete;  set  [aerc  öftere  jieöwan,  6 Schillingen;  bei  der  andern 
L scietta;  ict  |i;ere  jiriddan,  XXX  Dienerin,  50Skät;  bei  der  dritten 
sejetta.  30  Sküt. 

Diese  Stellen  bilden  die  einzigen  Beweise  für  Konrad  Maurers 
Behauptung  (Kr.  Ueb.  I,  411),  dass  „die  Verletzung  eines  Unfreien 
nur  vom  Standpunkt  des  dem  Herrn  zugefügten  Schadens  aus  be- 
trachtet und  gebüsst“  wurde,  und  dass  in  Bezug  auf  Verletzungen 
sich  die  zu  entrichtende  Busse  „theils  nach  der  Brauchbarkeit  und 
Verwendung  des  Unfreien,  theils  nach  dem  Range  seines  Herrn“ 
richtete.  Es  fallt  indess  gerade  bei  dem  vorliegenden  Debet  schwer, 
an  eine  geringere  „Brauchbarkeit“  der  Mühlcnmagd  zu  denken. 
Ferner  aber  wird  beim  aussereheliehen  Beilager  überhaupt  nicht 
die  „Verletzung“  des  Weibes,  sondern  die  Verletzung  der  mund 
bestraft;  auch  bei  Freien  füllt  die  Busse  an  den  Mundwald  (Rive, 
Gesch.  d.  dtsch.  Vormundschaft.  I,  236.  272.  vgl.  auch  I,  90. 
Wilda  S.  817.  827.  838).  Die  Strafe  ist  daher  auch  im  vorliegenden 
Falle  die  Mundbrüehte:  beim  König  50  s.  (vgl.  c.  8),  beim  Eorl 
12  s.  (vgl.  e.  13),  beim  Keorl  6 s.  (vgl.  e.  16);  bei  geringeren  Die- 
nerinnen wird  die  Mundbrüehte  zu  oder  '/*  gezahlt,  (c.  11  ist  12  s. 
jedenfalls  von  121/*  s.  abgerundet;  c.  16  verinuthet  Schmid  Gl.  s.  v. 
Geldrechnung  6a  S.  594  statt  50  seiett.  60,  was  = 3 s.  wäre  und 
dasselbe  Verhältniss  ergäbe.) 

Für  die  Frage,  wie  das  Gesetz  die  an  Sklaven  begangenen 
Delicte  ansieht,  ergeben  diese  Stellen  nichts;  denn  in  ihnen  kann 
nur  die  Verletzung  der  muud  in  Betracht  kommen  (resp.  derjenigen 
Seite  der  herrschaftlichen  Gewalt,  die  der  muud  über  Freie  entspricht). 

c.  12.  „fedesl“  lässt  Schmid  unübersetzt.  ln  seinem  Citat  „Grimm 
(Gött.  gel.  Anz.  1842  S.  352)“  muss  es  1841  heissen.  (=  Kleine 
Schriften  V 317 J.  Herr  Professor  Pauli  in  Göttingen  ist  so  freundlich, 
mich  darauf  hinzuweisen,  dass  fedesl  von  ioclan,  passivisch  genommen, 
auch  eine  ablactata,  eine  mit  dem  Könige  zugleich  ernährte  und  ent- 
wöhnte, seine  Milehschwester  bezeichnen  kann. 

c.  85.  Gif  man  mid  esnes  cwj-  Wenn  Jemand  bei  eines  Esnes 
nan  geligcft  be  cwicum  eeorle,  Weib  liegt,  bei  Lebzeiten  des 
II  geböte.  Mannes,  büssc  er  es  doppelt. 

Davoud-Oghlou  II,  337  beweist  mit  dieser  Stelle,  dass  der  esne  ein 
ceorl  ist;  indess  bedeutet  ceorl  hier  nur  maritus  (Schmid  Gl.  s.v.S.543), 
wie  auch  Davoud-Oghlou  an  anderer  Stelle  (II,  367)  selbst  übersetzt. 

Die  einfache  Busse  ist  die  Mundbrüehte  an  den  Herrn  (e.  10. 
14.  16).  Wenn  dafür,  dass  die  Bcschlafene  das  Weib  eines  Unfreien 
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ist,  noch  eine  zweite  Busse  gezahlt  wird,  so  kann  damit  nur  das 
an  ihrem  Ehemanne  begangene  Unrecht  bestraft  werden.  Wenn  cs 
auch  keine  wirkliche  mund  ist,  die  dieser  über  seine  Frau  hat,  so 
liegt  doch  die  Anerkennung  wenigstens  eines  ähnlichen  Verhältnisses 
vor  (vgl.  Wilda  S.  829  A.  3). 

c.  8(5.  Gif  esne  ööernc  ofslea  Wenn  ein  Esne  den  andern, 
unsynnigne,  ealne  weort'c  for-  der  ohne  Schuld  ist,  erschlägt, 
gelde.  gelte  er  den  ganzen  Werth. 

wcorö  bezeichnet  den  Werth  einer  Sache,  z.  B.  Acthst.  VI,  6 
§ 3 den  Kaufpreis.  Als  wcori'  eines  Sklaven  finden  wir  später 
(Ine  e.  23  § 3)  60  Schilling  ausdrücklich  genannt;  wir  haben  aber 
Grund  zu  der  Annahme,  dass  diese  Summe  als  Werth  des  Sklaven 
gilt  und  dem  Freienwergeid  parallel  geht  (s.  zu  e.  88);  man  wird 
daher  auch  hier  in  dem  weor5  sein  Quasiwergeid  zu  erblicken  haben. 
Konrad  Maurer  versteht  (Kr.  Ueb.  1411)  hier  unter  weorfi  den  „in 
jedem  einzelnen  Falle  sich  ergebenden  Sachwcrth“  und  erkennt  den 
„ein  für  allemal  bestimmten  Preis“  nur  für  die  spätere  Zeit  an;  hier- 
zu liegt  aber  um  so  weniger  Veranlassung  vor,  als  auch  noch  in 
dieser  späteren  Zeit  vom  wcorö  des  Sklaven  die  Rede  ist  (Acthst. 
VI  6 § 3). 

Es  ergiebt  sich  aus  unserer  Stelle,  dass  für  die  von  einem  Sklaven 
begangene  Tödtung  der  volle  Werth  des  Getödteten  zu  zahlen  ist. 

Es  ergiebt  sich  indess  nichts  für  die  Frage,  ob  der  Delinquent 
oder  sein  Herr  der  Verurthcilto  ist;  der  blosse  Ausdruck  „forgclde“ 
beweist  noch  nicht,  dass  sich  das  Gericht  nicht  doch  nur  an  den 
Herrn  hielt. 

c.  87.  Gif  esnes  eäge  and  foot  Wenn  eines  Esne  Auge  oder 
of  wcoröeö  tUlagcn,  ealne  weon''c  Fuss  aus- oder  abgeschlagen  wird, 
hinc  forgelde.  gelte  man  ihn  zu  seinem  ganzen 

Werth. 

Schmid  (Anm.)  meint,  dass  statt  Auge  und  Fuss  der  volle  Werth 
des  Esne  vergolten  werden  sollte  und  übersetzt  demnach.  Dies  wäre 
mir  räthselhaft,  da  für  dieselben  Verletzungen  bei  Freien  nur  1/i 
oder  1 l(l  des  Worgeldes  gezahlt  wird  (c.  43.  65).  Ob  vielleicht  ge- 
meint ist,  dass  der  ganze  Werth  des  Auges  oder  Fusses  abzuschätzen 
ist?  (Eine  solche  Abschätzung  kommt  z.  B.  auch  c.  65  vor.) 

Davoud-Oghlou  II,  343  n.  2 versteht  ealne  wcoröc  dahin,  dass 
in  den  Fällen  des  c.  86.  S7  die  volle  Freienbusse  zu  zahlen  ist; 
dies  steht  und  fallt  mit  seiner  Ansicht,  dass  der  esne  ein  ceorl  ist 
(i.  o.  zu  c.  85  S.  52). 
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c.  88.  Gif  man  manne»  esne  ' Wenn  man  Jemandes  Esne  bin- 
gebindeö,  VI  scill.  geböte.  det,  biis.se  man  e»  mit  6 Schil- 

| lingen. 

E»  wird  bestraft  das  Unrecht  an  einem  Sklaven.  Die  Strafe 
kann  nicht  als  Mundbrüchtc  erklärt  werden;  denn  die  Summe  von 
6 s.  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Stand  des  Herrn  genannt,  die  Mund- 
brüelite  aber  ist  je  nach  dessen  Stande  verschieden  (s.  o.  zu  c.  10 — 16 
S.  52).  Die  Russe  von  (5  s.  bildet  auch  keine  Quote  der  entsprechen- 
den Freienbusse  von  20  s.  (c.  24).  Diese  letztere  aber  bildet  gerade 
den  zehnten  Theil  des  Wergeides  d.  h.  den  Halsfang  des  Freien 
(Aethb.  c.  22.  Lappenberg  I,  593.  Wilda  S.  415).  Es  liegt  nahe, 
die  hier  genannten  6 s.  ebenso  zu  erklären;  in  der  Tliat  begegnet 
uns  auch  später  das  Zehnfache  dieser  Summe  (60  s.)  als  der  dem 
Wergeid  entsprechende  Werth  eines  Sklaven  (Ine  e.  23  § 3).  Dass 
aber  irgend  eine  feste  Werthbestimmung  auch  schon  im  älteren 
kentischen  Recht  gegolten  haben  muss,  zeigt  Wihtr.  c.  14,  wo  von 
einem  Halsfang  des  Sklaven  die  Rede  ist. 

c.  89.  [)cdwu!8  weg-reäf  se  111  | Eines  Hörigen  Wegraub  sei 
scillingas.  | 3 Schillinge. 

Mag  man  unter  weg-reäf  Wegraub  zu  verstehen  haben  (Schmid 
Gl.  s.  v.  S.  674  und  Davoud-Oghlou  II,  411)  oder  Wegsperre  (Wilda 
S.  909):  cs  ist  jedenfalls  dieselbe  Misscthat,  die  c.  19  beim  Freien 
mit  6 s.  bestraft  wird.  Die  Sklavenbusse  beträgt  hier  also  die 
Hälfte  der  Frcienbussc;  der  Sklave  erscheint  in  das  Bussensystem 
eingefügt. 

c.  90.  Gif  |>cöw  stcleö,  II  gclde  I Wenn  ein  Höriger  stiehlt,  büsse 
geböte.  I er  cs  doppelt. 

Die  Strafart  ist  auch  hier  dieselbe,  wie  beim  Freien  (wenigstens 
nach  kentischem  Recht;  der  mehrlache  Ersatz  beim  Diebstahl  ist 
eine  Eigcnthümliehkeit  desselben  s.  .Schmid  Gl.  s.  v.  Diebstahl  3a 
S.  556).  Der  Freie  hat  das  Gestohlene  dreifach,  der  Sklave  doppelt 
zu  ersetzen. 


Hlööhtcros  andEädriccs  dömas. 

c.  1.  Gif  mannes  esne  eorl- 
cundno  mannan  ofslhaiö,  |»ane  |ie 
siojircö  hund  seill.  gylde;  se  ägend 
|>one  banan  ägefe  and  dö  |>(er 
|>riö  man-wyrö  tö. 


HIothar’s  u.  Eadric’s  Gesetze. 

Wenn  Jemandes  Esne  einen 
eorlkunden  Manu  erschlägt,  so 
betrage  der  Entgelt  300  Schil- 
linge; der  Eigentümer  liefere 
den  Mörder  aus  und  luge  den 
I dreifachen  Mannwerth  hinzu. 
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c.  2.  Gif  se  bana  oi'byrstu, 
fcorÖc  man-wyrö  he  tö-gedö,  and 
hine  gecamnc  mid  godum  ifewdum, 
|iset  he  |>anc  banan  begeten  ne 
mihtc. 

c.  3.  Gif  mannes  csne  frigne 
mannan  ofslaihf',  |iane  |>c  sic  hund 
scillinga  geldc;  se  ilgend  ]ione 
banan  ägefe  and  öi'er  man-wyrö 
|»ifer  tö. 

c.  4.  Gif  bana  ö^byrste,  twam 
man-wyrfuni  hine  man  forgeldc, 
and  hine  geeicnnc  mid  godum 
ifewdum,  |net  he  |>ane  banan  be- 
geten ne  raihte. 


Wenn  der  Mörder  ausbricht, 
fuge  er  den  vierten  Mannwerth 
hinzu  und  reinige  sich  mit  guten 
Eideshelfern,  dass  er  den  Mörder 
nicht  erlangen  konnte. 

Wenn  Jemandes  Esne  einen 
freien  Mann  erschlägt,  dann  be- 
trage der  Entgelt  100  Schillinge; 
der  Eigenthfimer  liefere  den  Mör- 
der aus  und  füge  einen  andern 
Mannwerth  hinzu. 

Wenn  der  Mörder  ausbricht, 
vergelte  man  ihn  mit  zwei  Mann- 
werthen  und  reinige  sich  mit  gu- 
ten Eideshelfern,  dass  er  den 
Thüter  nicht  erlangen  konnte. 


Es  ist  zunächst  festzustellen,  ob  die  300  und  600  s.  das  volle 
Wergeid  sind.  In  späterer  Zeit  beträgt  das  Wergcld  des  eeorl  200  s. 
Für  das  kentische  Recht  fand  Wilda  (S.  409  A.  2)  eine  Beweisstelle 
in  Aethb.  c.  21,  indem  er  übersetzte  raedume  lcödgeld  C scillinga: 
„ein  halbes  Leutegeld  von  100  .Schillingen.“  Da  aber  medumo  nicht 
„halb“,  sondern  „angemessen“  bedeutet  (s.  o.  zu  Aethb.  c.  7 S.  51)» 
so  wird  hier  nicht  das  halbe,  sondern  das  volle  Wergeid  auf  100  s. 
angegeben.  Schmid  (Gl.  s.  v.  wer-gild.  S.  076)  schwankt  nun,  ob  er 
C scillinga  als  missverständlichen  Zusatz  betrachten  oder  in  der 
Thal  ein  älteres  Wergeid  von  100  s.  annchmcn  solle;  er  entscheidet 
sich  für  ersteres.  Dafür,  dass  in  der  älteren  Zeit  in  Kent  das  Wer- 
geid 200  s.  betrug,  spricht  auch  Aethb.  c.  22,  da  in  den  hier  ge- 
nannten 20  s.  der  Halsfang  zu  erblicken  ist  (Lappenberg  I 593 
s.  o.  S.  54),  dieser  aber  */,0  des  Wergeides  betrug  (Wilda  S.  416). 
Ferner  spricht  dafür  auch  unsere  Stelle  c.  1.3;  denn  wären  100  und 
300  s.  die  ganzen  Wergeider,  so  hätte  der  Herr  für  die  vom  Skla- 
ven begangene  Tödtung  mehr  zu  zahlen,  als  wenn  er  sie  selbst  be- 
gangen hätte,  nämlich  ausser  dem  vollen  Wergeid  noch  den  Sklaven 
und  seinen  Werth,  resp.  ein  Vielfaches  davon. 

Es  fragt  sich  ferner,  was  unter  dem  man-wyr?  zu  verstehen 
ist.  Davoud-Oghlou  I S.  XXXIV;  II,  311  versteht  darunter  den 
Mannwerth  des  Freien,  sein  capitale;  das  Wergeid  sei  ein  Vielfaches 
davon.  Er  versucht  auch  den  Nachweis,  dass  die  einzelnen  Volks- 
rechte ausser  dein  Wergeid  noch  eine  Quote  davon  als  capitale  für 
den  blossen  Schadenersatz  kennen;  die  von  ihm  angezogenen  Stellen 
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werden  indes»  jetzt  ganz  anders  erklärt.  Dass  in  dem  Wergeid 
zwei  Elemente  enthalten  sind  (Schadenersatz  und  Friedensgeld 
Wilda  >S.  315),  ist  bekannt;  dass  aber  die  Volksrechte  eine  be- 
wusstc  Trennung  zwischen  diesen  beiden  Bestandthcilen  machen, 
dass  sic  neben  dem  Wergeid  noch  den  bestimmt  ausgebildeten  Be- 
griff eines  capitale  des  Freien  haben,  kann  ich  nicht  als  bewiesen 
anschen. 

Ich  folge  daher  der  allgemeinen  Ansicht  (Schmid  Gl.  s.  v.  8. 
630;  Wilda  S.  650  A.  3;  Maurer  in  Kr.  Ucb.  1,  412)  und  verstehe 
unter  man-wyrP  den  Mannwerth  des  Sklaven.  Einen  Beweis 
hierfür  finde  ich  auch  im  c.  2,  in  welchem  einfach  statt  des  Sklaven 
der  man-wyrP,  also  doch  sein  Mannwerth  gegeben  wird;  dasselbe 
scheint  in  e.  4 der  Fall  zu  sein;  denn  man  muss  dasselbe  doch  so 
verstehen,  dass  die  zwei  Mannwerthe  gezahlt  werden  statt  des  Skla- 
ven und  eines  Mannwerthe». 

Welches  ist  aber  der  man-wyrö  des  Sklaven?  Ich  glaube  ge- 
zeigt zu  haben  (oben  zu  Aethb.  c.  88  S.  54),  dass  wir  auch  schon 
in  der  ältesten  Zeit  hierunter  die  später  ausdrücklich  genannte 
Summe  von  60  s.  zu  verstehen  haben. 

Rechnet  man  nun  den  übergebenen  Sklaven  ebenfalls  als  1 
Mannwerth  an,  so  hat  der  Herr  zu  zahlen  bei  Tödtung  eines  eeorl 
100  + 2.60  = 220  s.,  bei  Tödtung  eines  eorl  300  -f-  4.60  = 540  s. 
Diese  Beträge  weichen  von  den  vollen  Wergeidern  (200  und  600  s.) 
allerdings  nicht  unerheblich  ab,  und  es  bleibt  sehr  auffallend,  dass 
beim  eorl  nicht  noch  ein  fünfter  Mannwerth  verlangt  wird,  da 
dieser  die  Summe  von  600  s.  genau  volhnaehen  würde.  Wenn  ich 
trotzdem  meine,  dass  nach  dem  ältesten  .angelsächsischen  Recht  der 
Herr  für  die  vom  Sklaven  begangene  Tödtung  das  volle  Wergeid 
zu  zahlen  hat:  so  scheint  mir  dies  wenigstens  der  Wahrheit  näher 
zu  stehen,  als  die  herrschende  Ansicht,  es  sei  nur  das  halbe  Wcr- 
geld  zu  zahlen.  Wilda  (S.  659  A.  3)  stellt  dieser  Ansicht  gemäss 
auch  das  angelsächsische  Recht  mit  dem  salischen  auf  eine  Stufe 
und  bemerkt  nur  beiläufig,  dass  nach  jenem  noch  der  Werth  von 
1 resp.  3 Sklaven  hinzugefugt  werden  musste.  Aber  gerade  hierin 
liegt  ein  erheblicher  Unterschied. 

Maurer  (in  Kr.  Ueb.  I,  412)  erblickt  in  unserer  Bestimmung 
eine  Milderung  der  unbegrenzten  Haftpflicht  des  Herrn.  Es  werde 
ihm  „gestattet,  durch  Ueberantwortung  des  schuldigen  Sklaven 
an  die  Verwandtschaft  des  Erschlagenen  sich  wenigstens  von  einem 
Theile  der  Wergeidszahlung  frei  zu  machen,  und  es  kommt  ihm 
diese  Milderung  selbst  in  dem  Falle  zu  gute,  da  die  Auslieferung 
des  Todschlägers  ohne  seine  Schuld  unmöglich  wird.“  Indess  ist 
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derTheil  der  Wergeldszahlung,  von  welcher  sich  der  Herr  durch  Ueber- 
ant  wortting  des  Sklaven  frei  macht,  nur  ungefähr  sogross,  wie  derWerth 
des  Sklaven  d.  h.  es  wird  ein  Sklave  in  Zahlung  gegeben,  wie  dies 
auch  sonst  bei  Busszahlungen  vorkonimt.  (Letzteres  geht  schon  daraus 
hervor,  dass  es  für  eineu  speziellen  Fall  verboten  wird  Aclfr.  e.  18 
§ 1 und  Schmids  Anm.)  Dieser  Zahlungsmodus  aber  wird  dem 
Herrn  nicht  gestattet,  sondern  geboten. 

Es  ergiebt  sich  nunmehr  aus  unserer  Stelle  Folgendes: 

1.  Für  die  von  einem  Sklaven  begangene  Tödtung  ist  das  volle 
Wergeid  zu  bezahlen  (ein  Satz,  der  auch  Aethb.  c.  8ti  zu  Grunde 
liegt),  d.  h.  der  Herr  haftet  ebenso  wie  für  die  von  seinem  Vieh 
begangene  Tödtung.  Diese  letztere  Haftpflicht  erstreckt  sich  wenig- 
stens nach  dem  ältesten  germanischen  (Wilda  S.  55f5)  und  also  auch 
nach  dem  ältesten  angelsächsischen  Recht  auf  das  ganze  Wergeid. 
(Aelfr.  c.  24  giebt  nur  das  jüngere  angelsächsische  Recht.) 

2.  Das  Verfahren  ist  gegen  den  Herrn  gerichtet;  der  Herr  hat 
zu  zahlen  und  den  Sklaven  auszuliefern. 

3.  In  einem  Punkte  nur  zeigt  sich  schon  eine  Anerkennung  der 
Persönlichkeit  des  Sklaven.  Der  Herr  kann  nicht  (wie  dies  noch 
später  beim  Vieh  gestattet  wird  Aelfr.  e.  24)  einfach  durch  Zahlung 
des  vollen  Wergeides  die  Sache  erledigen.  Das  Gesetz  verlangt 
die  Auslieferung  des  Sklaven,  die  des  Viehs  nicht.  Will  der  Herr 
statt  des  Sklaven  seinen  Werth  geben,  so  muss  er  beweisen,  dass 
„er  ihn  nicht  erlangen  konnte“.  Die  Auslieferung  des  Sklaven  ist 
nicht  nur  der  Zahlungsmodus  für  den  Herrn,  sondern  zugleich  auch 
die  Strafe  für  den  Sklaven ; dies  um  so  deutlicher,  als  die  Ucber- 
gabo  des  Vcrurtheiltcn  an  den  Kläger  die  älteste  Form  der  Todes- 
strafe ist  (Sohm,  Process  S.  175  f.). 


WIhtrajdes  dönias. 

c.  9.  Gif  esne  ofer  dryhincs 
hä’sc  |ieow-wcore  wyree  an  sun- 
nan  äfen  öfter  hire  setl-gange  öö 
mönan  iefenes  sctl-gang  LXXX 
scill.  se  dryhtuc  gcbetc. 


c.  10.  Gif  esne  döö  bis  räde 
|>jrs  dseges,  VI  se  wiö  dryhten 
gebete  oi'i'c  sine  hyd. 


Wihtrild's  Gesetze. 

Wenn  ein  Esne  gegen  (muss 
heissen:  „auf“)  des  Herrn  Gc- 
heiss  Knechtsarbeit  thut  von  Son- 
nenuntergang am  Vorabend  des 
Sonntags  bis  zum  Vorabend  des 
Montags  nach  Sonnenuntergang, 
der  büssc  dem  Herrn  (muss 
heissen  „so  büsse  der  Herr“) 
80  Schillinge. 

Wenn  es  der  Esne  aus  eigenem 
Willen  an  dem  Tage  thut,  so  büsse 
er  es  an  den  Herrn  mit  6 (!)  Schil- 
lingen oder  mit  seiner  Haut. 
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Die  Aenderungen  in  der  Uebersctznng  von  c.  9 sind  Schmids 
Anm.  entnommen;  sie  widersprechen  zwar  geradezu  dem  Text,  man 
wird  aber  seinen  Gründen  trotzdem  beistimmen  müssen.  Die  Zahl 
8 in  der  Uebersctznng  von  e.  10  muss  ein  Druckfehler  statt  6 sein. 

Auf  eine  Erklärung  der  Summe  von  80  s.  muss  ich  verzichten. 
Eine  Analogie  aus  der  entsprechenden  Freienbussc  (c.  11)  ist  wegen 
Textesschwierigkeiten  nicht  möglich.  Nach  späterem  Recht  wird 
der  Sklave  frei,  und  der  Herr  hat  ausserdem  die  Wette  zu  bezahlen 
(Ino  e.  3.  E.  u.  G.  7 § 2 Cn.  II  45  § 3).  Da  die  Wette  im  kcti- 
tischen  Recht  regelmässig  12  s.  beträgt  (Hl.  u.  E.  11.  12.  13. 
Schmid  Gl.  s.  v.  wite  2 S.  679)  und  ich  den  Werth  eines  Sklaven 
auf  60  s.  tixirt  aunclune,  so  ergiebt  dies  nur  60  -f-  12  = 72  s.  (Ge- 
nauer stimmt  die  Rechnung,  wenn  man  für  den  Sklaven  die  c.  27  ge- 
nannte Au8lösungssummc  von  70  s.  annimmt,  die  ich  ebenfalls  nicht 
zu  erklären  weias). 

Von  strafrechtlichem  Interesse  ist,  dass  die  Thal  des  Sklaven 
auf  Geheiss  seines  Herrn,  nur  als  Missethat  des  letzteren  gilt  (Wilda 
S.  632.). 

Die  Busse  von  60  s.  scheint  auch  hier  wieder  dem  Halsfang 
des  Freien  (c.  11)  zu  entsprechen.  Sie  erscheint  zugleich  als  hvd- 
gyld  (vgl.  zu  Ino  e.  23  § 3,  unten  S.  62). 

Die  Busse  ist  an  den  Herrn  zu  zahlen;  cs  ist  also  jedenfalls 
von  dem  ausscrgcrichtlichcn  Verfahren  die  Rede,  zu  welchem  jeder 
Herr  verpflichtet  ist,  um  Klagen  gegen  seine  Untergebenen  (Freie 
wie  Unfreie)  nicht  erst  vor  Gericht  kommen  zu  lassen  (Maurer 
in  Krit.  Ueb.  II,  31),  und  in  welchem  ihm  als  dem  Quasigerichts- 
herrn die  Wette  ztiflcl. 

Eine  solche  Busszahlung  des  Sklaven  an  seinen  Herrn  liefert 
einen  unumstösslichcn  Beweis,  dass  die  Sklaven  nicht  nur  besitz-, 
sondern  auch  eigenthumsfahig  sind.  Dies  hat  schon  Sharon  Turner 
betont  (history  of  the  Anglo-Saxons  5 A.  London  1828  III,  93; 
vgl.  licywood,  S.  395  f.);  es  ist  auffallend,  dass  trotzdem  Kemble, 
Saxons  I,  210)  sagt:  „if  hebe  guilty  of  wrong,  he  cannot  makc 
eompensation  in  money  or  in  chattcls;  for  he  ean  have  no 
prnpertv  of  his  own  save  his  skin.“  Stubbs  (const.  hist.  I 79) 
führt  es  nur  als  eine  unerklärliche  Ausnahme  au,  dass  sich 
Sklaven  ihre  Freiheit  mit  Ersparnissen  erkaufen,  „wliiek  in  some 
unexplaincd  way  the  law  has  allowcd  him  to  keep.“ 

c.  13.  Gif  |>eüw  deöflum  gcldaö,  Wenn  ein  Höriger  Teufeln  op- 
VI  scill.  gebete  oö$c  his  hvd.  | fort,  biisse  er  cs  mit  6 Schillingen 

oder  mit  seiner  Haut. 
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Die  Busse  von  6 s.  ist  auch  hier  der  Halsfang  (vgl.  c.  12)  und 
das  hyd-gyld.  Per  analogiam  nehme  ich  an,  dass  es  sieh  hier  um 
dasselbe  aussergeriehtliche  Verfahren,  wie  c.  10  handelt. 

e.  14.  Gif  moti  his  heöwum  in  Wenn  man  seinen  Hausleuten 
fiesten  fl&sc  gefe,  frigne  ge  |ie-  in  den  Fasten  Fleisch  giebt,  löse 
öwne  heals-fange  äHse.  man  sie,  den  Freien  wie  den 

Hörigen,  mit  dem  Halsfange  aus. 

Hier  ist  ausdrücklich  von  dent  Halsfang  eines  Sklaven  die  Hede. 
Der  Halsfang  aber  hat  ein  Wergeid  oder  doch  wenigstens  einen 
ihm  entsprechenden,  fest  normirten  Mannwerth  zur  Voraussetzung. 
Maurer  berücksichtigt  diese  Stelle  gar  nicht. 

c.  15.  Gif  |icöw  cte  his  sylfes  Wenn  ein  Höriger  aus  eigenem 
nbde,  VI  scill.  oöüc  his  hvd.  Antriebe  isst,  biissc  er  es  mit  (i 

! Schillingen  oder  mit  seiner  Haut. 

Die  entsprechende  Strafe  für  den  Freien  ist  nach  späterem 
Recht  die  Wette  (E.  u.  G.  c.  8.  Cn.  II,  46).  Ich  will  es  dahinge- 
stellt sein  lassen,  ob  man  aus  e.  14  entnehmen  darf,  dass  nach  äl- 
terem kentischen  Recht  für  Freie  der  Halsfang  die  Busse  bildete, 
und  ob  also  unsere  Stelle  einen  neuen  Beweis  dafür  bildet,  dass 
beim  Sklaven  6 s.  den  Halsfang  darstclltcu.  — Ueber  die  Zahlung  der 
Busse  vgl.  zu  c.  13. 

c.  22.  Gif  man  biseopes  csne  Wenn  man  den  Esne  eines 
tihte  o'i'c  cyninges,  c:enne  hine  Bischofs  oder  Königs  bezichtigt, 
an  gcrefan  hand,  oööe  hine  ge-  so  reinige  er  sich  in  die  Hand 
refa  clcnsic,  oMe  seile  tö  swin-  des  Gcrefcn,  oder  der  Gerefc 
ganne.  i reinige  ihn,  oder  gebe  ihn  zur 

| Geisselung. 

• 

Es  handelt  sich  um  dasselbe  Verfahren,  wie  c.  10.  Grossgrund- 
besitzer sollen  dabei  für  ihre  Vertretung  durch  praepositi  sorgen 
(Aethst.  III,  7 § 1).  Ein  solcher  ist  unser  gerefa  (Schund  Gl.  s.  v. 
S.  599),  nicht  der  Beamte  des  öffentlichen  Gerichts.  Von  der  Rei- 
nigung in  diesem  ist  gar  nicht  die  Rede.  Aber  auch  in  dem  ausscr- 
gerichtlichcn  Verfahren  sind  es  nur  die  Bischofs-  und  Königssklavcn, 
die  zum  Eide  zugclassen  werden,  andere  nicht  (c.  23.  24). 

Die  Herausgabe  zur  Geisselung  erfolgt  an  den  Kläger;  diesem 
steht  die  Vollstreckung  zu  (Ine  c.  48). 
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c.  23.  Gif  man  Gedes  Jieuwne 
esne  in  hcora  gcmange  tihte,  liis 
dryhten  hine  hi»  änc  ftöö  gc- 
clasnsie,  gif  he  husl-gcnga  sic; 
gif  he  liüsl-genga  nis,  haebbc 
him  in  APc  öpirne  tfewdan  gödne, 
oPPe  gelde,  oPPe  scllo  tö  swin- 
gannc. 


Wenn  man  einen  hörigen  Esne 
Gottes  in  ihrer  Gemeinheit  be- 
zichtigt, so  reinige  ihn  sein  Herr 
durch  seinen  Eid  allein,  wenn  er 
Abendmahlsganger  ist;  wenn  er 
kein  Abendinahlsgänger  ist,  habe 
er  einen  andern  guten  Eideshelfcr 
mit  im  Eide,  oder  zahle,  oder 
gebe  ihn  zur  Geisselung. 


Ich  verzichte  auf  eine  Erklärung  von  „Gedes  |ieuwnc.  esne“  und 
„in  hcora  gcmange“  um  so  mehr,  als  diese  Stelle  für  unsere  Frage 
nichts  neues  bietet  (vgl.  c.  24). 


c.  24.  Gif  folccs-  mannis  esne 
tihte  ciriean-mamies  esne,  oPPe 
eiriean-mannes  esne  tihte  folces- 
mannes  e»ne,  his  dryhten  hine 
ftne  his  APe  gcclensigc. 


Wenn  eines  Volksmannes  Esne 
eines  Kirchenmannes  Esne  be- 
zichtigt, oder  eines  Kirchenman- 
nes Esne  eines  Volksmanncs  Es- 
ne, reinige  ihn  sein  Herr  durch 
seinen  Eid  allein. 


Ob  wir  in  der  That  immer  einen  Einzeleid  anzunehmen  haben, 
oder  ob  auch  hier  die  Alternative  des  c.  23  gilt,  brauche  ich 
nicht  zu  entscheiden;  wie  der  Herr  seinen  Sklaven  reinigt,  ist 
für  unsere  Frage  unerheblich. 

Die  Stelle  ist  für  die  rechtliche  Anschauung  bezeichnend.  Ein 
Sklave  wird  als  Kläger,  ein  Sklave  als  Beklagter  gedacht,  aber  im 
Verfahren  muss  der  Herr  seinen  Sklaven  vertreten. 


c.  27.  Gif  )>ertw  stcle  and  hi 
man  älesc,  LXX  scill.  swA  hwe- 
Per  swä  cyning  wille,  gif  hine 
man  Acwelle,  JiAm  Agende  hi  man 
healfne  Agcldc. 

Zur  Erklärung  ist  heranzuzie 

c.  26.  Gif  man  frigne  man  «jt 
luebbe.ndre  liandn  gefö,  jiannc 
wealde  se  cyning  Jireöra  ;cnes, 
oPPe  hine  cwelle,  oPPe  ofer  sie 
seile,  oPPc  hine  his  wer -gelde 
Alcsc.  Sc  |ie  hine  gefö  and  gc- 
gange,  healfne  hine  ägc ; gif  hine 


Wenn  ein  Höriger  stiehlt,  und 
man  ihn  auslöst,  70  Schillinge, 
wie  der  König  will;  wenn  man 
ihn  tüdtet,  vergelte  man  ihn  dem 
Eigftnthiimer  zur  Hälfte. 

dien : 

Wenn  man  einen  freien  Mann 
auf  handharter  That  ergreift,  so 
habe  der  König  von  dreien  über 
eines  Gewalt,  entweder  tödte  man 
ihn,  oder  verkaufe  ihn  über  See, 
oder  löse  ihn  mit  seinem  Wer- 
geid aus.  Wer  ihn  ergreift  und 
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man  cwelle,  geselle  heom  man  hält,  habe  ihn  zur  Hälfte;  wenn 
LXX.  seill.  j man  ihn  tödtet,  zahle  man  ihm 

I 70  Schillinge. 

Es  ist  also  von  dem  auf  handhafter  That  ergriffenen  Dieb  die 
Rede.  Ob  der  Verkauf  über  See  auch  beim  Sklaven  als  Strafe  an- 
gewandt wurde  und  hier  zu  ergänzen  ist,  will  ich  dahin- 
gestellt sein  lassen.  Sonst  erscheinen  jedenfalls  für  Sklaven  und 
Freie  die  gleichen  Strafen.  Als  Auslösungssumme  werden  aber  für 
letzteren  nicht  GO,  sondern  70  s.  gezahlt,  obgleich  beim  Freien  die 
Were  steht.  Dies  ist  mir  unerklärlich  (vgl.  zu  c.  9);  ebenso  uner- 
klärlich sind  mir  aber  die  70  s.  in  e.  26,  die  ein  halbes  Freienwer- 
geld  darstellen  sollen. 

Wenn  das  Recht  den  Sklaven  in  dem  Masse  als  für  sich  ver- 
antwortlich betrachtet,  dass  cs  im  öffentlichen  Interesse  seinen  Tod 
forderte:  so  wurde  dadurch  das  Privatintcresse  des  Herrn  verletzt; 
denn  privatrechtlich  steht  es  auch  später  noch  fest,  dass  der  Herr 
an  seinem  Sklaven  Eigenthumsrecht  hat  (Maurer  in  Kr.  Ueb.  I,  410. 
Heywood,  S.  378).  Der  Herr  musste  also  schadlos  gehalten  werden; 
wie  das  geschah,  zeigt  Aethst.  IV  6 § 6.  7.  Dass  hier  der  Eigen- 
thüraer  nur  den  halben  Werth  bekommt,  hat  jedenfalls  seinen  Grund 
darin,  dass,  wie  in  c.  26  die  andere  Hälfte  dem  zufullt,  der  den 
Dieb  ergriffen  hat. 


Ines  cyninges  Asetnysse. 
c.  3.  Gif  )ieöwmon  wyree  on 
Sunnan-dtcg  be  his  hläfordes 
liiesc  sie  hc  friöh  and  se  hlaford 
geselle  XXX  seill.  tü  wite. 

§ 1.  Gif  (tonne  se  (teöwa  butan 
liis  gewitnesse  vyree,  (tolie  his 
hyde  [oööe  hj'd-gyldes]. 


Köllig  Ine’s  Satzungen. 

Wenn  ein  Höriger  am  Sonntage 
auf  seines  Herrn  Geheiss  arbei- 
tet, sei  er  frei,  und  der  Herr 
zahle  30  Schillinge  zur  Wette. 

Wenn  aber  der  Hörige  ohne 
dessen  Willen  arbeitet,  so  biisse 
er  es  mit  seiner  Haut  (oder  sei- 
nem Hautgelde). 


Kemble  I 212  folgert  aus  unserer  Stelle;  „the  lord  who  coin- 
pelled  his  [tedw  to  labour  between  the  sunset  on  Saturday  and  the 
sunset  on  Stinday,  forfeited  bim  altogether;  probably  at  first  to 
the  king  or  the  gerefa ; but  in  the  time  of  Cantit  the  serf  thus  for- 
feited was  to  become  folcfree.“  Mir  ist  dies  unerklärlich;  Ine  sagt 
klar  und  deutlich,  dass  der  Sklave  frei  sein  soll. 

Die  Gewinnung  der  Freiheit  beweist  aufs  Deutlichste,  dass  die 
Missethat  auf  Geheiss  des  Herrn  nur  diesem,  nicht  auch  dem  Sklaven 
zur  Last  fallt. 

Vgl.  zu  Wihtr.  c.  0.  10;  über  das  Verfahren  zu  Wihtr.  c.  13. 
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c.  11.  Gif  hwä  bis  ägenne  ge- 
leöd  bebycgge,  |tcöwne  oöf'e  i'ri- 
gne,  Jieäh  he  scyldig  sie,  ofcr  s&, 
forgieldo  hine  [be]  bis  were,  [and 
wiö  Godd  deöplice  bete]. 


Wenn  Jemand  seinen  eigenen 
Landsmann,  einen  Hörigen  oder 
Freien,  wenn  er  auch  schuldig 
ist,  über  See  verkauft,  vergelte 
er  ihn  mit  seiner  Were  (und 
büsse  es  tief  vor  Gott). 


Wenn  man  annimmt,  dass  der  Verkauf  über  See  auch  über 
Sklas'en  als  Strafe  verhängt  wurde  (s.  o.  S.  61  zu  Wihtr.  c.  27),  so 
enthält  c.  1 1 auch  eine  Aenderung  im  Strafrecht  für  Sklaven  (Lap- 
penberg, I,  S.  575). 

Unzweifelhaft  aber  fällt  es  unter  diese  Bestimmung,  wenn  ein 
Herr  seinen  eigenen  Sklaven  über  See  verkauft.  Das  Gesetz  be- 
straft also  ein  Debet  des  Herrn  am  eigenen  Sklaven.  Es  entspricht 
dies  der  kirchlichen  Anschauung,  die  auch  durch  den  Schlusssatz 
durchblickt.  Vgl.  Walter  R.-G.  II,  5,  Waitz  V.-G.  IV,  300  A.  2. 

Ilervorzuheben  ist  schliesslich,  dass  hier  von  einer  Were  des 
Sklaven,  wie  des  Freien  gesprochen  wird. 


c.  23  § 3.  Wealh  gafol-gelda 
cxx  scill.,  bis  sunu  C.  {tcöwnc 
LX.  Sotnhwelcne  fiftegum.  Wea- 
les  hyd  twelfum. 


Ein  zinsptiiehtiger  Wäle  120 
Schillinge,  sein  Sohn  100.  Einen 
Hörigen  mit  60  Schillingen,  einige 
mit  50;  die  Haut  eines  Walen 
mit  12. 


Die  Bestimmung  findet  sich  unter  der  Rubrik:  „Be  elfieodies 

inonnes  siege“  „Vom  Todtsehlag  eines  Ausländers“.  Auch  der 
Fremde  hatte  nach  ältestem  Recht  kein  Wergeid  (Grimm  R.-A.  397), 
und  man  mag  die  Rubrizirung  vielleicht  als  einen  Beweis  dafür 
ansclien  dürfen,  dass  man  den  Mannwerth  des  Sklaven  doch  immer 
noch  nicht  als  ein  rechtes  Wergeid,  so  gut  wie  jedes  andere  ansah. 
Indess  beweist  dochlnec.ll  zum  mindesten,  dass  die  Entwickelung 
bereits  sehr  stark  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  neigte. 

Des  Wületi  Haut  wird  auf  12  s,  angegeben,  d.  h.  auf  seinen 
Halsfang.  Nun  kommen  6 s.,  des  Sklaven  Halsfang,  öfter  als  Lö- 
sungssumme von  der  Strafe  an  Haut  vor  (Wihtr.  c.  10.  13.  15); 
es  ist  ferner  öfter  von  einem  hvd-gvld  des  Sklaven  die  Rede  (E.  u. 
G.  7 § 1,  Cn.  II  45  § 2.  46  § 1).  Wir  werden  daher  annehmen 
dürfen,  dass  auch  beim  Sklaven  dieses  hGl-gyld  mit  dem  Ilalsfang 
identisch  ist  (nur  Aethst.  II,  19  tritt  statt  des  Hautgeldes  das  Er- 
satzgeld ein).  Dies  wird  dadurch  bestätigt,  dass  die  (unbefugte) 
fleisselung  des  Freien  ebenfalls  mit  dessen  Halsfang  (20  s.)  zu 
biissen  ist  (Aelfr.  35  § 1). 
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e.  24.  Gif  wite-|ieöw  Englisc-  j Wenn  ein  Rtrafhüriger  Eng- 
mon  hine  forstalie,  ho  liine  mon  länder  sieh  wegstiehlt,  hänge  man 
and  ne  gylde  his  hluforde.  ihn  und  gelte  ihn  seinem  Herrn 

nicht. 

Heywood  8.  363  folgert  ans  dieser  Stelle,  dass  der  wite-|>edw 
als  Dieb  strenger  bestraft  wird,  als  ein  anderer  |>eöw;  er  ist  hierzu 
durch  die  vetus  versio  verleitet,  welche  übersetzt  „si  Anglicus  fu- 
retur“  (vgl.  Schmid’8  Anm.), 

Maurer  (Kr.  Ueb.  I 410)  führt  die  Stelle  als  Beweis  dafür  an, 
dass  der  Sklave  rechtlich  als  Sache  gilt:  „es  kann  an  ihm  ein 
Diebstahl  begangen  werden,  und  seine  Flucht  wird,  wunderlich 
genug,  als  ein  von  ihm  an  sich  selbst  begangener  Diebstahl  be- 
zeichnet.“ Erstcres  trifft  zu  (Aethst.  VI  6 § 3),  letzteres  nicht;  denn 
dieselbe  Ausdrucksweise  findet  sich  auch  c.  39,  wo  nach  Maurer' s 
eigener  Ansicht  (Kr.  Ueb.  II,  36)  nicht  gerade  von  Unfreien  die 
Rede  ist.  Der  Ausdruck  scheint  mir  die  heimliche  Flucht  im  Gegen- 
satz zur  offenen  zu  bezeichnen. 

Wenn  der  zu  Wilitr.  c.  27  angegebene  Grund  für  die  Vergel- 
tung des  Sklaven  richtig  ist,  so  erklärt  es  sich,  weshalb  dieselbe 
hier  nicht  zu  erfolgen  braucht,  wo  der  Sklave  wegen  eines  Debets 
gegen  seinen  Herrn,  also  in  dessen  Interesse  (vielleicht  zur  Ab- 
schreckung der  anderen  Sklaven),  getödtet  wird.  Dann  liegt  aber  aller 
Grund  vor,  anzunehincu,  dass  diese  Bestimmung  wie  für  den  wite- 
|k'«'iw,  so  auch  für  jeden  andern  Sklaven  galt. 

c.  24  § 1.  Gif  hine  mon  of-  Wenn  man  ihn  erschlägt,  gelte 
slea,  ne  gylde  hine  mon  his  in»“-  man  ihn  seinen  Magen  nicht, 
gum,gif  hiehinc  on  twelf  möndum  wenn  eie  ihn  binnen  12  Monaten 
ne  ftliesden.  nicht  auslösten. 

Der  Sklave  gehört  nicht  zur  Magenschaft  der  Freien,  tritt  aber 
nach  Beendigung  der  Sklaverei  wieder  ein  (vgl.  c.  74).  Die  Tödtung 
des  Sklaven  wird  jedenfalls  dem  Herrn  vergolten.  (So  Maurer  in 
Kr.  Ueb.  I 411  A.  6 gegen  Phillips,  Versuch  einer  Darstellung  der 
Gesch.  des  angelsächs.  Rechts,  Gött.  1825  S.  123,  und  Lappenberg 
S.  575;  vgl.  unten  zu  c.  74  § 2.) 

c.  29.  Gif  mon  swcordes  on-  Wenn  Jemand  dein  Knecht 
htme  öi' res  esne,  and  hc  losie,  eines  andern  ein  Schwert  leiht, 
gielde  he  hine  [iriddau  diMc.  Gif  und  dieser  entflieht,  so  gelte  er 
mon  spere  seile,  healfne.  Gif  ihn  zum  dritten  Theil;  wenn  Je- 
lie  horses  online,  ealne  he  hine  mand  einen  Speer  giebt,  zur 
gvlde.  Hälfte;  wenn  er  ein  Pferd  leiht, 

, gelte  er  ihn  ganz. 
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Von  den  verschiedenen  Deutungen  dieser  Stelle  handelt  Schroid ; 
keine  scheint  mir  den  Inhalt  für  unsere  Frage  wichtig  zu  machen. 
Für  die  vetus  versio,  nach  welcher  vom  Waffenleihen  zum  Zwecke 
eines  Todschlages  und  von  der  Were  des  Erschlagenen  die  Rede 
ist,  scheint  mir  auch  Aell'r.  c.  19  zu  sprechen,  wo  gerade  iiir  diesen 
Fall  dem  Darleiher  '/,  des  Wergeides  auferlegt  wird. 


c.  33.  Cyninges  hors-wealh, 
se  |ie  him  nnegc  geftrendian, 
|mcs  wer-gield  biö  CC  scill. 


Des  Königs  Ross-Wäle,  der  für 
ihn  Botschaft  bringen  kann,  — des- 
sen Wergeid  beträgt  200  Schill. 


Schmid  (01.  s.  v.  hors-wealh,  S.  G13)  hält  den  Rosswillen  für 
einen  Unfreien.  Maurer  (Kr.  Ueb.  I 41 1A.  4)  führt  die  Stelle 
zum  Beweis  au,  dass  trotz  des  ein-  für  allemal  festgesetzten  „Preises“ 
für  den  Sklaven,  noch  immer  einzelne  mit  Rücksicht  auf  ihre  ge- 
schäftliche Brauchbarkeit  oder  den  Rang  ihres  Herrn  „höher  gestellt“ 
wären.  Da  Maurer  sonst  gar  kein  Sklavenwergeid  annimmt,  so  ist 
es  gewiss  ungerechtfertigt,  hier  nur  den  quantitativen  und  nicht 
auch  den  qualitativen  Unterschied  zu  betonen.  Des  Königs  Ross- 
wäle  hat  nicht  allein  ein  Wergeid,  sondern  sogar  ein  Freienwergeid. 
Er  ist  nicht  blos  ein  höher  gestellter  Sklave,  sondern  eher  schon 
aus  dem  Sklavenstande  herausgetreten,  mehr  noch  als  der  puer 
regis  des  fränkischen  Rechts. 


e.  48.  Gif  hwelc  man  biÖ 
wite-|*eöw  niwan  ge|»cowad,  and 
liine  mon  betGn'',  ]»a;t  he  luebbe 
aSr  ge|iiefed,  ier  hinc  mon  ge- 
|»eöwode,  |ionne  Ah  se  teond  ane 
swingellan  tet  him;  bedrife  hine 
tö  swinguni  he  bis  eeäpe. 


Wenn  Jemand  erst  kürzlich 
strafhörig  geworden  ist  unil  man 
ihn  bezichtigt,  dass  er  gestohlen 
habe,  ehe  man  ihn  hörig  gemacht, 
so  steht  dem  Ankläger  einmalige 
Geisselung  gegen  ihn  zu;  er 
bringe  ihn  zur  Geisselung  nach 
Verhültniss  des  Gestohlenen. 


Die  Bedeutung  des  Vorstehenden  festzustellen,  ist  unmöglich, 
so  lange  es  an  einer  genauen  Feststellung  der  Diebstahlsstrafen 
fehlt.  Was  Schmid  (Gl.  s.  v.  Diebstahl  3 c.  S.  557)  nachgewiesen 
hat,  ist  nur,  dass  Schwankungen  stattgefunden  haben  (vielleicht 
Hesse  sieh  aus  den  Urkunden  manches  genauer  feststellen;  so  ergiebt 
z.  B.  die  Urkunde  Kcmble  eod.  dipl.  No.  328,  dass  die  Vermögens- 
conliscation  zur  Zeit  Alfreds  nicht  abgeschafft  war). 

Aus  den  Gesetzen  geht  nur  hervor,  dass  die  hier  angedrohte 
Strafe  nicht  die  entsprechende  Freienstrafe  ist  Die  entsprechende 
Sklavenstrafe  zur  Zeit  Ines  ist  nicht  bekannt;  wenn  etwa  e.  59 
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23  der  sog.  leg.  Heinr.  eine  alte  Bestimmung  enthält,  so  war  die 
Geisselung  die  Strafe  für  den  Diebstahl  des  Sklaven  ohne  hand- 
hafte That  unter  8d.  Es  könnte  sein,  dass  unsere  Stelle  nur 
bedeutet:  wenn  ein  wite-|ieöw  wegen  Diebstahls  bezichtigt  wird,  so 
erleidet  er  die  Sklavenstrafe,  auch  wenn  er  zur  Zeit  des  Diebstahls 
frei  war. 

Den  Schlusssatz  kann  ich  nur  auf  die  Grösse  des  Eides  be- 
ziehen, mit  dem  der  Kläger  den  Schuldigen  „zur  Geisselung  treiben“ 
soll  (derselbe  Ausdruck  im  Text,  hier  und  e.  54  § 2). 

c.  50.  Gif  gesiöcund  mon  (»in-  Wenn  ein  Gesithkundmann 
gaö  wiÖ  cyning  oööe  wiö  kynin-  mit  dem  Könige  oder  des  Königs 
ges  ealdormannan  for  his  inhi-  Ealdcrmann  für  seine  Hausge- 
wan,  oööe  wiö  his  hläford  for  nossenschaft,  oder  mit  seinem 
jieüwe  oööe  for  frige,  näh  he  )>;l>r  Herrn  für  einen  Hörigen  oder 
näne  wite-r&denne,  se  gesiö,  for-  Freien  (wegen  Ausgleichung  einer 
|n»n  he  him  nolde  (er  yfles  ge-  Rechtssache)  dingt,  so  erhalte  er 
stieran  ;et  häm.  da  keinerlei  Wette,  der  Gesith, 

weil  er  ihm  früher  zu  Hause  in 
seinem  Unrecht  nicht  steuern 
wollte. 

Es  ist  Pflicht  des  Herrn,  wegen  Missethatcn  seiner  Untergebenen 
dem  Kläger  sofort  volle  Genugthuung  zu  verschaffen;  in  diesem 
(aussergerichtlichen)  herrschaftlichen  Verfahren  fällt  die  Busse  nicht 
an  den  König,  sondern  an  den  Herrn  (s.  o.  zu  Wihtr.  c.  10).  Der 
Herr  soll  es  nicht  zum  gerichtlichen  Verfahren  kommen  lassen; 
geschieht  dies  dennoch,  so  soll  er  die  Wette  nicht  erhalten  (Maurer 
in  Kr.  Ueb.  I 31 — 33).  Hierfür  giebt  das  Gesetz  als  Grund  an, 
„weil  er  ihm  früher  zu  Hause  in  seinem  Unrecht  nicht  steuern 
wollte“,  nicht  für  die  Haftpflicht  des  Herrn,  wofür  es  Wilda  (S.  654 
A.  2)  citirt. 

Im  wirklichen  Gericht  ist  der  Herr  der  Vertreter  seiner  Leute; 
er  dingt  „für  sie“.  Sein  Verhältniss  zu  Freien  und  Unfreien  erscheint 
hierbei  ganz  gleich.  Die  Stelle  bietet  wenigstens  für  ihre  Zeit  einen 
directen  Beweis  gegen  Maurer’s  Ansicht  (Kr.  Ueb.  II  35),  dass  der 
Herr  beim  Freien  nur  für  die  Stellung  vor  Gericht  hafte,  beim 
Unfreien  dagegen  „formell  wie  materiell“  unmittelbar  selbst  Be- 
klagter sei.  (Ueber  Cn.  II.  20  § 1,  worauf  Maurer  sich  beruft, 
s.  u.  S.  80.) 

c.  54  § 2.  Wite-|»eöwne  mon-  Einen  wälischen  Straf  hörigen 
nan  Wyliscne  mon  sceal  bedrifan  soll  man  mit  12  Hyden,  wie 
be  twelf  hidutn,  swä  |ieöwne,  tö  einen  Hörigen,  zur  Geisselung 

Jaatrow,  Stellung  der  Sklaven.  5 
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swingum.  Engliscne  be  feöwer  ] treiben,  einen  englischen  mit  34 
and  jirittig  hida.  Hyden. 

Die  Eide  werden  von  Ine  nach  Hyden  gemessen,  dermassen, 
dass  für  jeden  Schilling  eine  Ilyde  eintritt.  Schmid  (Gl.  s.  v.  Eid 
2 c.  S.  565)  beruft  sich  darauf,  dass  nach  Ine  23  § 3 das  hOd  gvld 
eines  Wälen  12  s.  beträgt  und  dem  ein  Eid  von  12  Hyden  ent- 
spricht. Es  ist  hier  aber  von  einem  wite-|>eöw  die  Rede,  der  doch 
jedenfalls  als  [>eow  zu  beurthcilen  ist.  Ich  gestehe  offen,  dass  ich 
nicht  weiss,  wie  ich  diese  Stelle  mit  einem  hvd-gyld  von  6 s.  für 
den  Jjcöw  vereinbaren  soll. 

Indess  ist  jedenfalls  klar,  dass  die  Scheidung  nach  Nationali- 
täten in  der  Sklaverei  nicht  auf  hört;  dies  zeigt,  dass  auch  die 
Sklaven  in  gewissem  Sinne  zum  Volke  gerechnet  wurden;  dieselbe 
Anschauung  zeigt  c.  11  „his  ägene  geleöd  .. . |)eöwne  oööe  frigge“, 
„seinen  eigenen  Landsmann...,  einen  Hörigen  oder  Freien“. 

c.  74.  Gif  jieöw-wealh  Eng-  Wenn  ein  höriger  Wäle  einen 
liscne  nionnan  ofslihö,  |»onne  Engländer  erschlägt,  dann  soll 

sceal,  se  |>e  hine  äh,  weorpan  hine  der,  dein  er  gehört,  ihn  dem 

tu-  honda  hlüforde  and  ma'gum  Herrn  und  den  Magen  iiberlie- 

oööe  LX  scili.  gesellan  wiö  his  fern,  oder  60  Schillinge  für  sein 

feore.  I Leben  zahlen. 

§ 1.  Gif  he  |ionnc  |ionc  ceap  Wenn  er  aber  diesen  Preis 
nelle  fore  gesellan,  Imune  möt  1 nicht  für  ihn  bezahlen  will,  dann 
hine  se  hläford  gefreögan,  gielden  muss  der  Herr  ihn  freigeben;  es 

siööan,  his  ina-gas  |mne  wer,  sollen  dann  die  Magen  die  Were 

gif  he  ina'g-burg  hsebbe  freö.  gelten,  wenn  er  eine  freie  Magen - 

Gif  he  mebbe,  heden  his  |>a  schaff  hat;  wenn  er  keine  hat, 

gefün.  mögen  sich  seine  Feinde  vor  ihm 

hüten. 

Heywood  S.  404  A.  nimmt  an,  dass  diese  Bestimmung  für  ge- 
borene Sklaven  nicht  gegolten  habe;  einen  Grund  hierfür  sehe  ich 
nicht  ein. 

Maurer  (Kr.  Ueb.  III,  55  A.  4 findet  in  dem  Capitel  eine  An- 
drohung der  Friedlosigkeit  für  den  Sklaven;  aber,  wie  er  selbst  an 
anderer  Stelle  bemerkt  (Kr.  Ueb.  I 412)  ist  nur  zwischen  Ausliefe- 
rung, Loskauf  und  Freilassung  die  Wahl  gelassen.  — 

Hatte  ein  Freier  einen  Todschlag  begangen,  so  konnte  die 
Magenschaft  des  Erschlagenen  zwischen  Fehde  und  Wergcld  wählen 
(Wildn  S.  100);  wählte  sie  das  letztere,  so  führte  bei  der  Wergeids- 
klage schon  im  ältesten  Recht  die  Exccution  gegen  den  insolventen 
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Schuldner  zur  Uebergabo  seiner  Person  an  den  Kläger  unter  Ge- 
stattung der  Auslösung  um  das  Wergeid  des  Verurtheilten  (Sohin, 
Proc.  S.  175).  Dies  ist  mit  der  Todesstrafe  identisch  (Sohin, 
Proe.  S.  178). 

Bei  dem  Sklaven  scheint  das  Gesetz  die  Insolvenz  ebenso  wie 
die  Unfähigkeit  zur  Ausübung  der  Fehde  vorauszusetzen;  in  derTliat 
mag  erstere  schon  für  ein  Wergeid  von  200  s.  stattgefunden  haben, 
c.  74  zeigt  uns  daher  auch  das  Verfahren  gegen  den  insolventen 
Schuldner,  nur  dass  es  sich  nicht  vor  dem  Gericht,  sondern  vor 
dem  Herrn  abspielt,  da  dieser  die  Sache  nicht  erst  vor  Gericht, 
kommen  lassen  soll  (s.  o.  zu  c.  50  S.  65). 

§ 1 hat  zur  ausdrücklichen  Voraussetzung,  dass  der  Herr  die 
GO  s.  nicht  zahlen  will,  und  zur  stillschweigenden  Voraussetzung, 
dass  die  Auslieferung  des  Sklaven  ebenfalls  nicht  erfolgt.  Letzteres 
kann  2 Gründe  haben:  1.  Wir  können  annehmen,  dass  die  Alter- 

native des  c.  74  Pr.  den  Verletzten  gestellt  ist  und  sie  nicht  Aus- 
lieferung, sondern  Zahlung  gewählt  haben.  Dafür  spricht,  dass 
auch  bei  Freien  der  Verletzte  die  Wahl  hat  zwischen  Fehde  und 
Zahlung,  und  dass  in  der  That  im  § 1 die  letztere  als  Ziel  erscheint; 
dagegen,  dass  die  60  s.  nicht  eine  Wergeidsforderung  der  Ver- 
letzten, sondern  dieLösungssumnie  des  Schuldigen  darstellen,  zwischen 
Lösung  und  Personalexecution  aber,  soviel  mir  bekannt  ist,  nicht 
der  Kläger  zu  wählen  hatte.  2.  Wir  können  aber  auch  annehmen, 
dass  der  Herr  die  Wahl  hatte  und  keines  von  beiden  wählte ; dafür 
spricht  das  Analogon  des  insolventen  Schuldners,  bei  dem  die  Magen- 
schaft die  Wahl  hat  (Sohin  Proc.  S.  176  vgl.  177  (Jeder  andere  hatte 
allerdings  auch  das  Auslösungsrecht),  über  den  wite-l>e6w  s.  u.  zu 
e.  74  § 2 S.  69),  sowie  das  Recht  des  Königs  über  die  verschie- 
denen Strafmittel  zu  entscheiden  (z.  B.  Wihtr.  c.  26),  dessen  Stelle 
der  Herr  als  Quasigerichtsherr  vertritt;  dagegen,  dass  es  für  das 
Interesse  des  Herrn  glcichgiltig  ist,  ob  er  den  Sklaven  ausliefert 
oder  freigiebt.  Indess  kann  dieses  letztere  eben  als  Beweis  dafür 
angesehen  werden,  dass  in  strafrechtlicher  Beziehung  weniger  dieses 
Interesse  in  Betracht  kommt,  als  die  Persönlichkeit  des  Sklaven. 

Der  Schlusssatz  ist  nicht  ganz  klar.  Hat  ein  magenloser  Freier 
(und  mit  einem  solchen  haben  wir  es  nunmehr  zu  thun)  ein  Wer- 
geid zu  zahlen,  so  sollen  seine  „Genossen“  die  Hälfte  zahlen,  für 
die  Hälfte  „fliehe  er“  (Aelfr.  c.  27  § 1).  Wer  unter  den  Genossen 
(„gegildan“)  zu  verstehen  ist,  ist  sehr  bestritten.  Konrad  Maurer 
(Kr.  Ueb.  I,  91  f.)  hält  sie  für  blosse  Reisegefährten;  vgl.  dagegen 
Kchmid  Gl.  s.  v.  gegilda  S.  588  f.;  nach  allen  anderen  Ansichten 
aber  (zusammengestellt  ebd.)  könnte  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
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ein  eben  erst  Freigelassener  keine  „Genossen“  hat,  und  dass  er  dem- 
gemäss für  den  ganzen  Betrag  zu  „fliehen“  hat  Nun  sagt  aber  Ine 
nicht,  dass  der  Todschlüger  fliehen  soll,  sondern  „dass  seine  Feinde  sieh 
vor  ihm  hüten  mögen“.  Um  beides  zu  vereinigen,  bleibt  schwerlich 
eine  andere  Annahme  übrig,  als  dass  zwischen  dem  Todschläger  und 
den  Verletzten  die  Fehde  bestehen  soll  (so  aueh  Schmid  Gl.  s.  v. 
Fehdcreeht  S.  572).  — Dass  das  Fliehen,  d.  h.  also  die  Fehde,  für 
1 .,  oder  */.,  des  YVergeldes  stattflnden  soll,  darf  nicht  auflallen;  denn 
nach  angelsächsischem  Recht  hatte  die  Fehde  ein  Ende,  wenn  die 
Summe  der  Wcrgelder  der  in  faida  Erschlagenen  das  Wergeid  des 
zu  Rächenden  erreicht  hatte  (Schmid  Anh.  YT 1 1 1 . vom  Eide  § 1). 
YY'ir  erfahren  dies  zwar  erst  aus  einer  späteren  Rechtsquellc,  und  lex 
Saxonum  II,  5 (=  c.  18  LL.)  wird  man  wohl  nicht  mehr  mit  Maurer 
(Kr.  Ucb.  I 58  A.  2)  und  YYaitz  (Yr.-G.  I 71)  als  positiven  Beweis 
für  das  hohe  Alter  dieser  Bestimmung  anführen  können  (s.  Richthofen 
LL.  V.  58  A.  45).  Indess  muss  sie  doch  jedenfalls  aus  der  Zeit  vor 
dem  Y’erbot  König  Edmunds  (II  1 § 3),  an  einem  andern,  als  dem 
Thüter  Rache  zu  nehmen,  erlassen  sein  (vgl.  Schmid  Einl.  S.  LXVI), 
und  es  liegt  kein  Grund  vor,  das  Prinzip  nicht  zur  Erklärung  noch 
älterer  Quellen  zu  verwenden.  Ist  dies  gestattet,  so  würde  Aelfr. 
c.  27  § 1 bedeuten,  dass  in  diesem  Fall  der  Tod  des  Mörders  allein 
den  Anspruch  auf  das  restirendo  Drittel  vollständig  ausgleicht, 
und  dass  nicht  eventuell  noch  einer  seiner  Magen  erschlagen  wer- 
den darf. 

Der  Zweck  des  Gesetzes  ist,  die  Bestrafung  dos  Sklaven  zu 
ermöglichen.  Die  Alternative  von  YY’ergeld  und  Fehde  steht  auch 
hier,  wie  bei  Freien  fest,  d.  h.  cs  tritt  entweder  das  X erfahren  gegen 
den  insolventen  Schuldner  ein,  oder  es  muss  durch  Freilassung  Fehde 
oder  Zahlung  ermöglicht  werden.  Die  Stellung  des  Herrn  ist  im 
YYresentlichen  dieselbe,  wie  zu  seinen  freien  Dienern  (Aethst,  VI. 
1 § 4;  vgl.  Maurer  Kr.  Ueb.  II  35),  nur  dass  bei  diesen  neben  dem 
Herrn  die  Magenschaft  steht.  Das  Gesetz  zeigt  nicht  eine  Milderung 
der  Haftpflicht,  wie  sie  schon  einmal  in  III.  tt.  E.  c.  1 — 4 cingetreten 
sei  (Maurer  in  Kr.  Ueb.  I 412),  sondern  einen  gänzlich  veränderten 
Standpunkt.  Es  wird  nicht  dem  Herrn  die  YY'ahl  gelassen,  durch 
Auslieferung  oder  Freilassung  sich  von  der  Haftung  für  das  YY’er- 
geld  des  Erschlagenen  frei  zu  machen;  von  dieser  Haftung  ist  gar 
nicht  mehr  die  Rede,  und  es  ist  nicht  eine  „ähnliche“,  sondern  ge- 
radezu die  entgegengesetzte  Bestimmung,  die  Aelfr.  c.  24  vom  Y’ieh 
getroffen  wird!  „Gif  neät  inon  gewundige,  weor|>e  )i*t  ne&t  tö  honda 
o<Vo  fore  |>ingie.  YY’enn  ein  Rind  Jemanden  verwundet,  liefere 
mau  das  Rind  aus  oder  stehe  dafür  ein.“  Dies  unterscheidet  sich 
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in  nichts  von  der  römischen  noxac  datio.  Als  der  Verpflichtete 
erscheint  der  Herr.  Beim  Sklaven  aber  haftet  nur  der  Herr  für 
die  Verpflichtung  des  Delinquenten.  — 


c.  74  § 2.  Ne  (icarf  se  frige 
mid  |)äm  jicowan  mreg-gieldan, 
buton  he  him  wille  ftehöe  of- 
äceapian,  ne  se  |>eöwa  mit  |ty  fri- 
gean. 


Es  braucht  kein  Freier  mit 
einem  Hörigen  als  Mage  zu  zah- 
len, ausser,  wenn  er  ihn  von  der 
Feindschaft  loskaufen  will,  noch 
der  Hörige  mit  dem  Freien. 


Schmid  (Gl.  s.  v.  Magenschaft  2 S.  ö26)  ist  der  Ansicht,  dass  der 
Sklave  nicht  ganz  ausserhalb  der  Magenschaft  stand,  und  legt  auf 
den  Zusatz  Gewicht:  „ausser,  wenn  er  ihn  von  der  Feindschaft  los- 
kaufen will.“  Aber  wenn  dies  irgend  ein  anderer  thun  will,  so 
kann  er  es  auch;  der  Zusatz  stellt  ausdrücklich  die  Zahlung  in  das 
Belieben  des  einzelnen,  d.  h.  er  negirt  die  Verpflichtung,  und 
diese  Xegirung  ist  nur  dann  verständlich,  wenn  der  Unfreie  als 
nicht  zur  freien  Magenschaft  gehörig  gedacht  wird.  Ine  c.  24  § I 
beweist  nicht  für,  sondern  gegen  Schmid.  Die  Stelle  besagt  nicht, 
dass  „die  Magen  eines  wite-|ieöw  den  Anspruch  auf  sein  Wergeid 
erst  dann  verloren,  wenn  sie  ihn  binnen  12  Monaten  nicht  aus- 
lösten,“ sondern,  dass  sie  den  Anspruch  nur  dann  wiedererwarben, 
wenn  sie  den  wite-|>eow  auslösten,  und  dass  sie  dieses  Auslösungsrecht 
nur  innerhalb  der  ersten  12  Monate  hatten.  Es  ist  ferner  nicht  richtig, 
dass  nach  Edw.  II,  6 „die  Magen  eines  Mannes,  der  durch  eine 
Dicbstahlsinzicht  seine  Freiheit  verwirkt  hatte,  nur  dann  den  An- 
spruch auf  die  Were  verloren,  wenn  sie  ihn  verflossen“;  denn  hier 
ist  die  Rede  von  einem  Manne,  der  seine  Freiheit  eben  dadurch 
verloren  hat,  dass  ihn  seine  Mag  en  verlassen,  d.  h.  es  ist  ganz 
allgemein  von  einem  Manne  die  Rede,  der  seine  Freiheit  verloren 
bat;  denn  wenn  die  Magen  ihn  nicht  verlassen  (sondern  auslösen), 
so  verliert  Niemand  seine  Freiheit. 

Edw.  II,  6 und  Ine  c.  74  § 2 entsprechen  sich  einander  sehr 
gut;  dort  wird  festgesetzt,  dass  die  freien  Magen  am  Wergeid  des 
erschlagenen  Unfreien  keinen  Anthcil  haben;  und  hier,  dass  sie  ihm, 
wenn  er  zu  zahlen  hat,  nicht  beizusteuern  brauchen;  letzteres  ist 
um  so  sicherer,  als  ausdrücklich  die  Freilassung  des  .Sklaven  gefor- 
dert wird,  um  die  Verpflichtung  der  freien  Magenschaft  wiederher- 
zustcllcn. 

Indess  das  beweisen  Ine  c.  24  § 1.  74  § 2 allerdings,  dass  die 
Zugehörigkeit  zur  Magenschaft  durch  Sklaverei  nicht  aufgehoben, 
sondern  nur  suspendirt  wird. 
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jElfredes  dömas.  Aelfred's  Gesetze. 

Die  bei  iSchmid  als  Einleitung  gedruckten  mosaischen  Gesetze 
hat  Heywood  ganz  so  wie  alle  anderen  Gesetze  benutzt  (z.  B.  S. 
381.  387).  Auch  Sharon  Turner  (hist,  of  the  Anglo-Saxons  Lond. 
1828.  III,  97)  meint,  dass  durch  c.  11  dieser  Gesetze  die  Ergebung 
in  die  Sklaverei  abgeschafft  und  statt  ihrer  siebenjährige  Knecht- 
schaft eingetreten  sei.  Indess  lässt  sich  wohl  kaum  darüber  streiten, 
dass  dies  durch  eine  einfache  Uebertragung  von  Exodus  21,  1 — 6 
nicht  möglich  gewesen  ist.  So  viel  ich  sehe,  werden  in  den  neueren 
Darstellungen  diese  Gesetze  in  der  That  nicht  mehr  berücksichtigt. 
Konrad  Maurer  in  den  Sitz.-Ber.  d.  phil.  Classe  der  Münchener 
Akademie  1878  S.  23.  24  spricht  seine  Meinung  nicht  deutlich  aus. 

c.  25.  Gif  mon  ceorles  inennen  Wenn  Jemand  die  Hörige  eines 
tö  ned-hiömde  gejircähtc?,  mid  Keorls  durch  Drohung  nothzüch- 
V scill.  gebctc  |>äm  ccorlc  and  tigt,  büsse  er  cs  mit  5 Schillingen 
LX  scill.  tö  wite.  an  den  Keorl  und  60  Schillingen 

zur  Wette. 

Aethb.  c.  10.  11.  14.  16  ist  nur  vom  ausserehelichen  Beilagcr, 
hier  von  Nothzucht  die  Rede.  Die  5 s.  entsprechen  den  6 s.  in 
Aethb.  c.  16.  Diese  sind  die  Mundbrüchte  des  Keorls  nach  (älte- 
rem) kcntischem,  jene  nach  (jüngerem)  westsächsischem  Recht 
(Schmid  Gl.  s.  v.  mundbyrd  S.  635,  ähnlich  Wilda  S.  356).  Das 
Strafrecht  fasst  auch  bei  der  Nothzucht  in  erster  Linie  die  Ver- 
letzung der  mund  ins  Auge  (Glanvilla,  traetatus  de  legibus  et  con- 
suetud.  regni  Angliac  temp.  regis  Heinr.  II.  compositus  XIV.  6 § 1 
Raptus  est  crimen  quod  aliqua  mulier  imponit  viro,  quae  proponit 
se  a viro  vi  oppressam  in  pace  domini;  raptus  hier  = Nothzucht 
(Wilda  S.  831  A.  3). 

Neben  der  Mundbrüchte  ist  Wette  zu  zahlen.  Das  Verhältnis» 
beider  zu  einander  ergiebt  sich  am  klarsten  aus  Ine  c.  6.  Beim 
Fechten  in  einem  Hause  ist  Mundbrüchte  und  Wette  zu  entrichten, 
auf  freiem  Felde  nur  Wette.  Die  Mundbrüchte  ist  für  Verletzung 
des  individuellen  Rechts  (des  Hauseigentümers , des  Mundwaldes) 
zu  zahlen,  die  Wette  „wegen  Bruchs  von  Recht  und  Frieden  an  sich“ 
(Wilda  S.  440).  Die  Wette  ist  das  Friedensgeld  des  angelsächsischen 
Rechts  (Wilda  S.  449).  Dass  das  Recht  also  bei  Nothzüchtigung 
einer  Sklavin  nicht  blos  Mundbrüchte,  sondern  auch  Wette  verlangt, 
ist  ein  Beweis  dafür,  dass  es  in  ihr  nicht  blos  eine  private  Verletzung  des 
Herrn,  sondern  auch  eine  an  und  für  sich  strafbare  Handlung  erblickt. 

Bei  der  Nothzucht  an  freien  Jungfrauen  ist  nur  die  Busse  an- 
gegeben (c.  11);  Wilda  (S.  837  A.  2)  combinirt  aus  unserer  Stelle, 
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dass  auch  Wette  zu  zahlen  sei.  Insoweit  würde  also  die  Be- 
handlung von  Freien  und  Unfreien  übereinstiinmen. 

Schwieriger  ist  die  Frage  nach  der  Busse  an  die  Genothzüch- 
tigte  selbst.  Das  germanische  Recht  betrachtet  zwar  auch  bei  der 
Nothzuclit  den  Mundwald  als  den  vorzugsweise  und  zunächst  Ver- 
letzten, so  dass  er  die  Klage  nicht  für  das  misshandelte  Weib,  son- 
dern im  eigenen  Namen  anstellte  und  daher  auch  die  Busse  als 
Genugthuung  für  eiu  ihm  angethanes  Unrecht  erhob.  Allmählig 
aber  tritt  die  Berechtigung  der  Frau  immer  selbständiger  hervor,  so 
dass  sie  die  Busse  vom  Mundwald  erst  thcilweisc,  dann  ganz  erhält 
(Wilda  S.  838).  Auf  welcher  Stufe  aber  das  angelsächsische  Recht 
steht,  ist  unklar.  Aus  Aelfr.  c.  1 1 Pr.  Hesse  sich  wohl  folgern,  dass 
auch  bei  Nothzucht  die  Busse  an  die  Verletzte  falle;  dagegen  spräche, 
dass  die  Busse  von  10  s.  für  den  Versuch  (c.  11  § 1)  später  (Wil. 
I,  18)  als  Mundbrüchte  bezeichnet  wird.  Müsste  man  nun  in  dieser 
Beziehung  einen  Unterschied  zwischen  Freien  und  Unfreien  eonsta- 
tiren,  so  darf  man  ihn  wegen  der  besonderen  Stellung  der  geschlecht- 
lichen Vergehen  (s.  zu  Aethb.  c.  10 — 16)  nicht  auf  das  gesammte 
Strafrecht  ausdehnen. 


c.  25  § 1.  Gif  |)cöwmon  Jjeöwnc 
to  ned-h&mde  genedo,  böte  inid 
his  cowende. 


Wenn  'ein  Höriger  eine  Hörige 
nothzüchtigt,  büsse  er  cs  mit 
seinen  Hoden. 


Das  Gesetz  bestraft  hier  Delicte  der  Sklaven  untereinander 
(vgl.  Aethb.  86),  aber  mit  einer  ganz  abnormen  Strafe.  Statt  der 
Mundbrüchte  und  Wette,  die  der  Freie  zu  zahlen  hat,  orleidct  der 
Sklave  eine  Leibesstrafe,  die  in  dieser  Zeit  sonst  gar  nicht  vor- 
kommt. Da  die  Leibesstrafen  statt  der  Wette  eingetreten  sind 
(Wilda  S.  484  ff.,  Maurer  in  Kr.  Ueb.  III,  56),  so  ist  es  allerdings 
nicht  undenkbar,  dass  die  Mundbrüchte  noch  daneben  zu  zahlen  ist. 
Später  erscheint  Entmannung  (so  fassen  Schmid  Gl.  s.  v.  Strafen 
2 a 6.  S.  656  und  Wilda  S.  510  das  „forfeit  ad  les  membres“  in 
Wil.  I,  18  auf)  als  allgemeine  Strafe  für  Nothzucht,  während  für 
den  Versuch  die  Busse  von  10  s.  (Ine  c.  11  § 1)  stehen  geblieben 
ist  (als  Mundbrüchte). 

Inwiefern  die  Abkaufung  der  Leibesstrafe  gestattet  war,  ist 
unklar;  Aelfr.  c.  6.  32  sind  die  einzigen  anderen  Leibesstrafen 
dieses  Gesetzes.  Beidemal  wird  die  Lösung  gestattet. 


Eädweardes  dömas. 

II,  6.  Gif  hwä  [mrh  stad-tiht- 
lau  freöt  forwyrcc  and  his  hand 
on  hand  sylle,  and  hine  his  magas 


Edward’s  Gesetze. 

W enn  Jemand  durch  Diebstahls- 
inzicht  seine  Freiheit  verwirkt, 
und  seine  Person  überliefert,  und 
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forliötan,  and  hc  nyte  hwä  him 
fore-bete,  |ionnc  sy  he  [>;es  |>edw- 
wcorces  wyröc,  |ie  Jiaer-to  gcby- 
rige,  and  ööfealle  se  wer  |>äm 
magum. 

S.  zu  Ine  c.  24  § 1.  74  § 2. 

Eädweardes  and  Güörftmcs 
dömas. 

c.  7 § 1.  Gif  frigman  freöls- 
d;rgc  wyrcc,  |»olie  his  freötes  oööe 
gylde  wite  oööe  lah-slite.  I)cow- 
man  |»olie  hi«  hyde  oööe  hyd- 
gyldcs. 

§ 2.  Gif  hläford  his  |icöwan 
freöls-da'ge  nj’de  tü  weorcc,  gylde 
Iah- »litte  inne  on  Deonc-lage  and 
witc  mid  Englum. 


ihn  seine  Magen  verlassen,  und 
er  nicht  weis«,  wer  fiir  ihn  büsse, 
so  sei  er  zu  demjenigen  Knechts- 
dienste verpflichtet,  der  sich  da- 
für gebührt,  und  die  Were  ent- 
gehe den  Magen. 

Edward’»  und  Guthrum’s 
Gesetze. 

Wenn  ein  Freier  Feiertags  ar- 
beitet, verliere  er  seine  Freiheit 
i oder  gelte  Wette  oder  Brüchtc. 
I Ein  Höriger  entgelte  cs  mit  seiner 
Haut  oder  seinem  Hautgeld. 

Wenn  ein  Herr  seinen  Hörigen 
Feiertags  zur  Arbeit  nöthigt,  gelte 
er  Brüchte  innerhalb  des  däni- 
schen Gesetzes  und  Wette  bei 
den  Engländern. 


Vgl.  zu  Wihtr.  9.  10.  Ine  3.  Pr.  § 1.  — Da  im  letzteren  Falle 
die  Freilassung  des  Sklaven  nachher  (Cn.  I 45  § 3),  wie  vorher 
erwähnt  wird,  so  lässt  sich  wohl  aus  dem  Schweigen  dieser  Stelle 
nichts  8chlicsscn. 


c.  8.  Gif  frigman  riht  festen 
äbrece,  gylde  wite  oööe  Iah  slitc. 
Gif  hit  |>cöwman  gedö,  |»olic  his 
M’de  oööe  hvd-gyldes. 

Vgl.  zu  Wihtr.  c.  15. 

iEöeMäncs  dönias. 

II  c.  3 § 1.  And  sc  hläford, 
]>c  his  |ieüwan  a;t  |>£föc  gewita 
sy,  and  hit  him  on  open  wuröe, 
|ioligc  |>ses  jteöwan  and  bco  his 
weres  scyldig  «et  frum-cyrre.  Gif 
he  hit  oftor  dö,  beö  he  ealles 
scyldig  |kcs  |ie  he  äge,  and  eäc 
swilce  cynges  hordera.... 


Wenn  ein  Freier  die  gesetzli- 
chen Fasten  bricht,  gelte  er  Wette 
und  Brüchte.  Wenn  es  ein  Hö- 
riger thut,  entgelte  er  es  mit  «ei- 
ner Haut  oder  seinem  Hautgeld. 

Aethelstan’s  Gesetze. 

Und  wenn  ein  Herr  Mitwisser 
eines  Hörigen  bei  einem  Dieb- 
stahl ist  und  dies  von  ihm  offen- 
kundig wird,  verliere  er  den 
Hörigen  und  sei  seine  Were 
schuldig  beim  ersten  Male.  Wenn 
er  es  öfter  thut,  verliere  er  alles, 
was  er  hat,  und  ebenso  geschehe 
dem  Schatzmeister  des  Königs.... 
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Es  sind  zwei  Auffassungen  möglich: 

1.  Der  eigentliche  Dieb  ist  der  Sklave,  der  Herr  hat  aber  um 
den  Diebstahl  gewusst,  ohne  ihn  zu  hindern.  Wenn  dann  der  Sklave 
wegen  des  Diebstahls  hingerichtet  wird,  so  soll  dem  Herrn  kein 
Ersatz  geschafft  werden,  wie  cs  sonst  geschieht  (Aethst.  IV  6 § 6.  7. 
vgl.  zu  Hl.  u.  E.  c.  27.  Wihtr.  c.  24). 

2.  Der  Herr  hat  dem  Sklaven  befohlen  zu  stehlen,  ln  diesem 
Falle  liegt  nur  ein  Delict  des  Herrn  vor  (vgl.  zu  Wihtr.  c.  9);  dieser 
soll  bestraft,  der  Sklave  frcigclassen  werden  (wie  Ine  e.  3 und  Cn. 
II  45  § 3). 

Nach  der  einen,  wie  nach  der  andern  Auffassung  aber  bildet 
den  Gegenstand  der  Bestimmung  nicht  die  That  des  Sklaven,  sondern 
die  Schuld  des  Herrn  (Mit Wissenschaft  oder  Befehl). 


c.  19.  Ond  we  ewfcdon  be 
|>eöwan-tnen,  gif  he  fül  wurde 
•T.t  |iam  ordäle,  |»ast  man  guldc 
|»sct  ce&p-gild,  and  swinge  hine 
man  |>riwa,  oööe  |>:ct  öder  gild 
sealdc,  and  |>a;t  wite  be  heal- 
fum  wurde  a*t  |>ftm  |icöwum. 


Und  wir  beschlossen  über  einen 
Hörigen,  wenn  er  beim  Ordal 
schuldig  wird,  dass  man  das  Er- 
satzgeld zahle  und  man  ihn  drei 
mal  geissele  oder  noch  ein  mal 
den  Entgelt  zahle;  und  cs  sei 
die  Wette  halb  so  gross  bei  dem 
Hörigen. 


Als  Lösungssumme  von  der  Geisselung  erscheint  sonRt  stets 
das  h^d-gyld  (s.  o.  zu  Ine  e.  23  § 3.  S.  62);  der  hier  genannte 
„Entgelt“  muss  eine  andere  Bedeutung  haben. 

Nach  Acthb.  c.  90  ist  die  vom  Sklaven  gestohlene  Sache  dop- 
pelt zu  ersetzen;  dies  ist  indess  eine  Eigenthiimlichkeit  des  kenti- 
schen  Rechts  (Schmid  Gl.  s.  v.  Diebstahl  3a  S.  556).  Aber  gerade 
für  den  vorliegenden  Fall,  wo  der  Dieb  leugnet  und  beim  Ordal 
schuldig  befunden  wird,  ordnet  das  allgemeine  angelsächsische  Recht 
einen  doppelten  Ersatz  an.  (Die  Bestimmung  findet  sieh  zwar  erst 
Aethr.  II  1 tj  5;  aber  sie  liegt  schon  dem  Anhang  I zu  Grunde,  der 
speciell  für  die  Dunseteti  verordnet  c.  2:  zwischen  Walen  und  Eng- 
ländern soll  nur  das  Ordal  als  Beweismittel  dienen;  aber  e.  4:  auch 
wenn  die  Reinigung  fehlschlägt,  zahle  er  doch  nur  einfachen  Ersatz, 
„nichts  von  einem  andern  Entgelt“;  dieser  Zusatz  ist  nur  erklärlich, 
wenn  sonst  noch  ein  anderer  Entgelt  stattfand.  Ueber  das  Alter  der 
Verordnung  vgl.  Sehmid  Einl.  S.  LXVI.)  Fiir  dieses  zweite  Ersatz- 
geld kann  also  die  dreimalige  Geisselung  stattlinden. 

Der  Schlusssatz  zeigt,  dass  auch  für  die  Misscthaten  des  Sklaven 
Wette  zu  zahlen  ist  (vgl.  zu  Aelfr.  c.  25  § 1);  in  der  Bestrafung 
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besteht  zwischen  ihm  und  dem  Freien  nur  noch  ein  quantitativer 
Unterschied. 

IV  c.  6.  Et  sic  für,  qui  furatus  cst,  postquam  coneilium  fuit 
apud  ßunresfeld,  vel  furetur,  nullo  modo  vita  dignus  habcatur,  non 
per  soenam,  non  per  pecuniam,  si  per  verum  rcveletur  in  eo,  sit 
Über,  sit  servus,  sit  comitum,  sit  villanorum,  sit  quicunque  sit,  sit 
hundbabenda,  sit  non  handhabenda,  si  pro  certo  sciatur,  id  est  si 
aplata  sit,  vel  in  ordalio  reus  sit,  vel  per  aliud  aliquid  culpabilis 
innotescat. 

Schmid  (61.  s.  v.  Diebstahl  3 c.  S.  557)  bezieht  die  Stelle  auf 
wiederholten  Diebstahl. 

Bemerkenswerth  ist  die  vollständige  Gleichstellung  von  Freien 
und  Unfreien,  die  nur  als  zwei  Stände  erscheinen,  ebenso  wie  eorl 
und  ceorl. 

IV  c.  6 § 5.  Si  servus  homo  sit,  cant  sexaginta  et  viginti 
servi  et  lapident  cum;  et  si  colpus  alicui  fallat  tcr,  verberetur  et 
ipse  ter. 

§ 6.  Tune  qtutndo  furatus  servus  mortuus  fuerit,  reddat  unus- 
quisque  servorum  illorum  tres  denarios  domino  suo. 

§ 7.  Si  serva  ancilla  sit,  et  ipsa  furetur  alicubi  practerquam 
domino  suo  et  dominae  suae,  adcant  sexaginta  et  viginti  ancillac, 
et  afferant  singulae  tria  ligna  et  comburant  eam  unam  ancillem,  et 
conferant  totidem  denarios,  quot  servi  deberent,  aut  verberentur, 
sicut  de  servis  dictum  est. 

Die  in  diesem  Gesetz  angedrohte  Todesstrafe  wird  nicht  durch 
Uebcrgabe  an  den  Kläger  vollzogen,  sondern  es  ist  für  die  Voll- 
streckung von  Amtswegen  zu  sorgen.  Dies  geht  schon  daraus  her- 
vor, dass  auch  für  Freie  eine  bestimmte  Todesart  vorgeschrieben 
ist  (§  4).  Da  der  Herr  Klagen  gegen  seine  Leute  nicht  vor  das 
Gericht  kommen  lassen,  sondern  selbst  Genugthuung  verschaffen 
soll  (s.  o.  zu  Wihtr.  c.  10  S.  58),  so  erfolgt  die  Hinrichtung  durch 
seine  Sklaven. 

Die  Summe,  die  die  Sklaven  zu  zahlen  haben,  ist  = 80.  3 d. 
= 240  d.  = (den  sol.  zu  4 d.  gerechnet,  s.  Schmid  Gl.  s.  v.  Geld- 
rechnung 3 S.  592)  60  s.  Dies  ist  gerade  das  Sklavenwergcld.  Die 
ratio  legis  scheint  also  zu  sein,  dem  Herrn  für  seinen  Sklaven  Er- 
satz zu  verschaffen  (s.  o.  zu  Wihtr.  c.  27  S.  61).  Dass  dieser  Er- 
satz von  seinen  Mitsklavcn  verlangt  wird,  kann  vielleicht  darin 
seinen  Grund  haben,  dass  man  überhaupt  geneigt  war,  bei  ihnen  eine 
Mitschuld  anzunebraen  (vgl.  unten  zu  Edm.  III,  4). 
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Die  letzten  Worte  (aut  verbcrentur  etc.)  können  «ich  nicht  auf 
die  unterlassene  Zahlung,  sondern  nur  auf  die  schlecht  vollzogene 
Hinrichtung  beziehen  (§  5). 


VI  6 § 3.  And  we  cw&don 
bc  ürum  (»eöwum  mannuin,  |>ä 
men  hsefdon:  gif  hine  man  for- 
stade,  ptet  hine  man  forguldc 
roid  healfan  pundc ; gif  wc  |>onne 
gyld  ant-rdon,  |ia‘t  him  man  jHitc 
ufon  on  Juet  bc  bis  wlitcs  weoröe, 
and  hsefdon  üs  |ione  ofcr-eAcan, 
|>e  we  |>&r  ähiedon.  Gif  he  hine 
)>onne  forstalcdc,  |uet  hine  man 
liedde  tö  |tÄre  torfunge,  swä  hit 
*r  geewa'dan  wscs,  and  scute 
tele  man,  Jjiet  man  hsefde  swä 
ptenig  swä  healfne  be  jucs  ge- 
ferscipes  nnenio,  swä  man  |uet 
wcorö  up-är&ran  mihte.  Gif  he 
|>onnc  oöscoce,  juet  hine  man  for- 
guldc be  bis  wlites  weoröe,  and 
we  callc  hine  Axodan.  Gif  wc 
him  |>onnc  töcuraan  müston,  |uet 
him  man  dyde  |uet  ylcc,  |»c  man 
|)äm  Wyliscean  |>edfe  dyde,  oööe 
hine  man  anhü. 


Und  wir  beschlossen  über  un- 
sere hörigen  Leute,  die  Jemand 
hat:  wenn  Jemand  einen  stiehlt, 
dass  man  ihn  mit  einem  halben 
Pfund  entgelte;  wenn  wir  aber 
das  Ersatzgeld  erheben,  so  ver- 
mehre mau  ihm  dieses  darüber 
hinaus,  je  nach  dem  Werth  der 
Person,  und  den  Ueberschuss,  den 
wir  einforderten,  mögen  wir  für 
uns  behalten.  Wenn  er  sich  aber 
wegstehlen  sollte,  dass  man  ihn 
zur  Steinigung  führe,  wie  es  frü- 
her verordnet  war,  und  (dass) 
jeder,  der  einen  Mann  hat,  einen 
Pfennig  oder  einen  halben  steuern 
soll  nach  der  Zahl  der  Genossen, 
wie  man  den  Werth  aufbringen 
kann.  Wenn  er  aber  entflieht, 
dass  man  ihn  nach  Ansehen  seiner 
Person  vergelte  und  wir  alle  ihn 
suchen  sollen.  Wenn  wir  ihn 
: aber  erlangen  können,  dass  man 
I das  Gleiche  thun  soll,  was  man 
I einem  wiilisehen  Diebe  thut,  oder 
; (dass)  man  ihn  hänge. 


Für  die  Erklärung  dieses  § scheint  mir  eine  Beobachtung 
Konrad  Maurers  (in  Kr.  Ueb.  I 94)  besonders  betnerkenswerth, 
dass  nämlich  das  vorliegende  Statut  (Judicia  civitatis  Lundoniac) 
das  Wcisthum  einer  Genossenschaft  sei,  welches  genossenschaftliches 
und  Landrecht  gemischt  enthalte. 

Es  finden  sich  in  dem  § drei  verschiedene  Strafbestimmungen. 

1)  „über  unsere  hörigen  Leute,  die  Jemand  hat:  wenn  Jemand 
einen  stiehlt“,  d.  h.  wenn  Jemand  von  uns  (ein  Mitglied  der  Gilde) 
einen  Sklaven  hat  und  ihm  dieser  gestohlen  wird.  Da  die  Gilde 
eine  Assecuranzgesellschaft  gegen  Beschädigungen  durch  Diebstahl 
ist  (Maurer  in  Kr.  Ueb.  I 95),  so  ist  dem  Bestohlenen  aus  der 
Gildekasse  eine  Entschädigung  zu  zahlen;  diese  Summe  soll  den 
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Werth  der  gestohlenen  Sache  nicht  ganz  ersetzen  und  in  der  Regel 
J/j  Pfund  nicht  übersteigen  (§4).  In  diesem  Falle  soll  dem  Bestohle- 
nen von  derGilde  */,  Pfund  gezahlt  worden  („dass  man  ihn  mit '/,  Pfund 
vergelte“).  Durch  diese  Zahlung  ist  der  Bestohlene  abgefunden, 
und  der  Anspruch  an  den  (aufzufindenden)  Dieb  geht  an  die  Gilde 
über;  wird  der  Dieb  gefangen,  so  ist  der  Fall  gegeben,  dass  „wir 
(die  Gilde)  das  Ersatzgeld  erheben“;  dann  erhebt  sie  das  Ersatzgeld 
voll  (das  halbe  Pfund  wird  vermehrt  „je  nach  dem  Werthe  der 
Person“),  und  der  Uebersehuss  kommt  der  Gildekasse  zu  gute,  nicht 
etwa  dem  Bestohlenen. 

Dieser  ganze  Absatz  enthält  also  rein  genossenschaftliches  Recht ; 
die  einzige  landreehtliche  Bestimmung,  die  er  zur  Voraussetzung 
hat,  ist  die  des  Ersatzgeldes  „nach  dem  Werthe  der  Person“.  (Denn 
was  die  Gilde  von  dem  ausserhalb  ihrer  stehenden  Diebe  fordern 
kann,  kann  sie  nur  nach  Landrecht  fordern.)  Diese  Bestimmung 
erklärt  sich  dadurch,  dass  das  Sklavenwergcld  zwar  auf  60  s.  fest- 
gesetzt war,  indess  für  einige  doch  nur  50  s.  betrug  (Ine.  c.  23  § 3). 
Allerdings  ist  unsere  Stelle  die  einzige,  die  diese  Unterscheidung 
berücksichtigt;  sonst  finde  ich  nur  Beziehungen  auf  das  Wergcld 
von  60  s. 

2.  Weniger  deutlich  ist  es,  welchen  Fall  die  zweite  Bestim- 
mung im  Auge  hat.  Nach  dem  Texte  und  nach  Schmids  Uebcr- 
setzung  ist  von  „Sichwegstehlen“  die  Rede  (über  den  Ausdruck  vgl. 
zu  Ine  c.  24  S.  63)  d.  li.  al  so  davon,  dass  der  Sklave  sich  selbst 
stiehlt,  im  Gegensätze  dazu  (No.  1),  dass  ihn  ein  anderer  stiehlt, 
oder  von  seiner  heimlichen  Flucht  im  Gegensätze  zur  (No.  3)  offe- 
nen. Jedenfalls  passt  die  Bestimmung  sehr  gut  in  den  Text.  Aber 
dieser  ordnet  fiir  das  „Sichwegstehlen“  die  Steinigung  an,  „wie  es 
früher  verordnet  war“;  soweit  soll  also  die  Bestimmung  eine  land- 
rechtliche  sein.  Nun  finde  ich  hierfür  aber  nirgends  die  Steinigung 
angedroht,  sondern  (Ine  c.  24)  Erhängen;  ferner  soll  nach  Land- 
recht (ebd.)  in  diesem  Falle  der  Sklave  seinem  Herrn  nicht  ver- 
golten werden,  während  unser  Statut  gerade  die  Vergeltung  anord- 
net. Letzteres  ist  zwar  nicht  durchschlagend;  denn  die  Bezugnahme 
auf  das  Landrecht  muss  sich  nicht  nothwendig  auf  die  Vergeltung 
miterstrecken;  es  hätte  auch  nichts  auffallendes,  wenn  flir  einen 
Fall,  in  dem  das  Landrecht  die  Vergeltung  ausschliesst  (d.  h.  doch 
wohl  ohne  sie  zu  verbieten?)  die  Gilde  dennoch  für  die  Schadlos- 
haltung ihrer  Mitglieder  sorgte.  Aber  es  ist  doch  bemerkeuswerth, 
dass  Steinigung  und  Vergeltung  sich  im  Landrecht  finden,  aber 
bei  einem  andern  Delict,  beim  ('wiederholten?)  Diebstahl  (Aethst: 
IV  6 Pr.  § 5.  6.),  und  dass  die  vetus  versio  in  der  That  statt  „Gif 
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he  hine  |»onne  forstalede“  hat  „si  denique  furtum  faeiat“  (Ine  c..  24 
übersetzt  sie  „furetur“,  c.  39  unzweideutig  „se  furetur“).  Ich  habe 
indess  die  Frage  nicht  zu  entscheiden,  ob  dem  Text  oder  der  vetus 
versio  zu  folgen  ist.  Im  ersten  Falle  ist  von  heimlicher  Flucht  die 
Hede;  die  Strafe,  Steinigung,  müsste  die  landrechtliche  sein;  die 
Abweichung  von  der  uns  bekannten  landrechtlichen  Bestimmung 
(Erhängen  Ine  e.  24)  ist  für  unsere  Frage  unerheblich;  die  Ver- 
geltung des  Sklaven  ist  dann  aber  nicht  dem  Landrecht  entnommen, 
sondern  Qilderecht.  Im  zweiten  Falle  ist  von  Diebstahl  die  Rede; 
die  Bestimmung  enthält  fast  nur  Landrecht  und  bietet  nichts  Neues. 
Nur  der  Modus  der  Aufbringung  des  Ersatzgeldes  enthält  Gilde- 
recht,  da  die  Gilde  den  Zweck  hat,  dem  Beschädigten  selbst  zu 
zahlen. 

3.  Wenn  in  der  zweiten  Bestimmung  von  heimlicher  Flucht 
die  Rede  ist,  so  haben  wir  hier  den  Fall  der  offenen  Flucht  anzu- 
nehmen; handelt  sie  dagegen  wirklich  vom  Diebstahl,  so  würde  die 
dritte  Bestimmung  die  Flucht  des  Sklaven  im  Allgemeinen  behan- 
deln; in  jedem  Falle  enthält  sie  nur  Gilderecht.  Auf  eine  land- 
rechtliche Satzung  wird  jedoch  Bezug  genommen  „dass  man  das 
gleiche  thun  soll,  was  man  einem  wälischen  Diebe  tliut,  oder  (dass) 
man  ihn  hänge.“  Die  vetus  versio  übersetzt  sicut  de  servo  fure, 
und  auch  nach  Schinid  (Gl.  s.  v.  673)  ist  hier  unter  dem  Walen 
ein  |>eüw  zu  verstehen.  Als  Sklavenstrafe  für  (wiederholten?)  Dieb- 
stahl hat  Aethst.  IV  6 § 5 die  Steinigung  festgesetzt;  die  Strafe 
des  Hängens  erscheint  nur  für  den  senior  der  servi  fures  (Edra. 
111  4).  Mag  nun  das  „oder“  disjunctiv  oder  epexegetisch  zu  fassen 
sein,  d.  h.  mag  das  Statut  die  landrechtliche  Strafe  der  Steinigung 
voraussetzen  und  nur  wahlweise  die  des  Hängens  androhen,  oder 
mag  es  den  Strick  als  die  Strafe  des  Landrechts  zur  Voraussetzung 
haben:  — das  eine  ist  für  unsere  Frage  ebenso  gleichgültig,  wie 
das  andere. 

Das  Ergebniss  der  Zerlegung  des  § ist  also  folgendes:  ein 
Theil  der  Bestimmungen  ist  landrechtlich  und  bietet  nichts  neues; 
ein  zweiter  Theil  weicht  vom  Landrecht  ab,  die  Abweichungen  sind 
aber  unerheblich;  ein  dritter  Theil  geht  über  das  Landrecht  hin- 
aus, er  giebt  aber  nur  Gilderecht. 


VI  c.  12  § 2 and 

stände  on  (»eöwetc  be  bis  were. 
Gif  he  jionne  ofer  (net  stalie,  slea 
man  hine  oööe  liö  swä  mau  |>ä 
vldran  &r  dyde. 


und  er  stehe  für  seine 

Were  in  Knechtschaft.  Wenn  er 
danach  wieder  stiehlt,  erschlage 
mau  ihn  oder  hänge  ihn,  wie  es 
früher  den  Aeltern  geschah. 


Digitized  by  Google 


Der  § handelt  von  einem  Freien  unter  15  Jahren,  der  nicht 
getüdtet,  sondern  wenn  ihn  Niemand  auslöst,  in  Knechtschaft  ge- 
geben werden  soll.  Der  nunmehr  von  ihm  begangene  Diebstahl 
ist  ein  Sklavendelict  nnd  daher  Gegenstand  dieser  Untersuchung. 

Der  Schlusssatz  ist  mir  unklar.  Sehmid  erklärt  vldran  „älter 
als  15  Jahren“.  Aber  was  bedeutet  dann  „früher“.  Oder  soll  vldran 
vielleicht  andeuten,  dass  er  nach  ehemaligem  Stammesrecht  seiner 
Ahnen  beurtheiit  werden  soll,  und  soll  Aethst.  VI  6 § 3 (der  all- 
gemeinen Erklärung  des  Wealh  zuwider)  auf  einen  Unterschied 
zwischen  Wälen  und  Engländern  in  der  Art  der  Todesstrafe  hin- 
weisen? 

Kädni umles  dötnas.  Edmund’«  Gesetze. 

III  (Cone.  Culint.)  c.  4.  Et  de  servis,  si  qui  furentur,  senior 
ex  eis  capiatur  et  oc.cidatur,  vel  suspendatur,  et  aliorum  singuli  ver- 
herentur  ter,  et  extorpentur,  et  truneetur  minimus  digitus  in  signum. 

Was  „extorpentur“  bedeutet,  ist  unklar  (Sehmid),  jedenfalls  eine 
Strafe  an  Leih  oder  Leben.  Bedanernswerther  ist  eine  andere  Un- 
klarheit, oh  nämlich  von  einem  Diebstahl  des  senior  mit  seinen 
untergebenen  servi  die  Rede  ist,  oder  ob,  wenn  irgend  ein  Sklave 
gestohlen  hat  (und  der  Thäter  nicht  bekannt  ist)  alle  Sklaven  und 
insbesondere  der  senior  bestraft  werden  sollen  (vgl.  zu  Edg.  IV  9). 


Endgäre«  ilfwias. 

IV  (Cone.  Wihtb.)  B.  c.  9. 
Gif  hit  )>onne  ofer  V niht  un- 
gecyd  on  gemienre  liesc  wunaö, 
|iolige  [lies  orfes,  swä  wc  :er 
cwftdon,  and  ji&ra  hyrda  a*lc 
Iwlige  |)a>re  hj'de  .... 


Edgar’«  Gesetze. 

Wenn  es  [sc.  das  Vieh]  aber 
fünf  Nächte  unverkündet  auf  ge- 
meiner Weide  bleibt,  verliere  er 
das  Vieh,  wie  wir  früher  ver- 
ordneten,  und  jeder  Hirte  büsse 
es  mit  seiner  Haut. 


Wie  es  scheint,  sollen  alle  Hirten  bestraft  werden,  weil  sich 
der  Schuldige  nicht  feststellen  lässt  (vgl.  zu  Edm.  III  c.  4). 


jEöelrßde«  dömas. 

I c.  2.  And  gif  |teöwman  fül 
wurde  a*t  |ulin  ordAle , mearcie 
man  liine  ait  puin  forraan  cyrre, 
and  :ct  a*äm  ödran  cyrre,  ne  sj* 
|»st*r  min  öder  böt  buton  |«t't  lieufod. 


Aethelred’s  Gesetze. 

Wenn  ein  Höriger  beim  Ordal 
schuldig  befunden  wird,  brand- 
markeinan ihn  beim  ersten  Mal; 
und  beim  zweiten  Mal  gebe  es 
keine  andere  Busse  als  das  Haupt. 


Der  beim  Ordal  schuldig  befundene  Freie  hat  das  erste  mal 
Busse  und  Wette  zu  zahlen;  das  zweite  mal  ist  die  Strafe  für  Freie 
und  Unfreie  gleich  (c.  1 t?  5). 
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Auffallend  ist,  dass  das  Ersatzgeld  nicht  erwähnt  wird.  — Eben- 
so Cn.  II,  3 2. 

II  c.  5 § 1.  Gyf  Englise  man  Wann  ein  Engländer  einen  dä- 
Denisene  |ir.fel  ofslea,  gylde  hine  nischen  Knecht  erschlägt,  gelte 
raid  punde,  and  se  Denisca  Eng-  er  ihn  mit  einem  Pfunde,  und 
lisene  eal  swä,  gif  he  hine  ofslea.  der  Däne  den  englischen  ebenso, 

wenn  er  ihn  ersehlägt. 

1 Pfund  beträgt  nur  48  westsächsische  Schillinge  (Schmid  Gl.  s.  v. 
Geldrechnung  3 S.  502).  Die  Abweichung  von  dem  gewöhnlichen 
Sklavenwergeld  von  60  s.  ist  mir  um  so  auffallender,  als  das  c.  5 
Pr.  genannte  Freien wergeld  mit  dein  wirklich  geltenden  von  Schmid 
(Gl.  s.  v.  |»egen  S.  668)  in  Uebereinstimmuug  gebracht  wird. 

VII  (Cone.  ap.  llabam)  2 § 3.  Et  sit  ornnis  servus  Über  ab 
opere  illis  tribus  dicbus,  quo  melius  jejunare  possit , et  operctur  sibi- 
niet  quod  vult.  I!i  sunt  illi  tres  dies,  dies  Lunae,  dies  Martis  et 
dies  Mercurii  proximi  ante  festum  Sancti  Michaelis. 

VII  2 § 4.  Si  quis  jejunium  suum  infringat,  servus  corio  suo 
componat,  reddat  Über  pauper  XXX  d.,  et  regis  thnvnus  C'XX 
sol.,  et  dividatur  haec  pecunia  pauperibus. 

Anhang  zum  Concil  von  Haba  (S.  242)  § 3. 

And  gif  hwä  |iis  ne  geltfeste,  Und  wenn  Jemand  das  [sc.  die 
|ion  gebete  he  |ia;t,  swä  hit  gela-  Fasten  etc.]  nicht  leistet,  dann 
god  is,  bunda  mid  XXX  pen.,  biisse  er  es,  wie  es  im  Gesetz 
|«r&l  tnid  bis  hide,  |iegn  mid  vorgeschrieben  ist,  der  Bonde  mit 
XXX  scill.  30  Pfennigen,  der  Thräl  mit  sei- 

ner Haut,  der  Than  mit  30  Schil- 
lingen. 

Nach  Schmid  (Gl.  s.  v.  bonda  S.  539)  entsprachen  sich  hier 
bonda  ( im  allgemeinen  = ceorl)  und  Über  pauper.  Die  Rücksicht- 
nahme auf  die  Arinuth  erklärt  die  verhältnissmässig  geringe  Summe 
von  30  d.  Die  120  s.  des  Than  sind  sein  Halsfang;  dieser  scheint 
nach  Wihtr.  14  die  ältere  Busse  fiir  Verletzung  der  Fasten  gewesen 
zu  sein  (sonst  wird  immer  nur  Wette  und  Brächte  genannt  E.  u. 
G.  c.  8 Cn.  II  c.  46).  Wie  viel  der  abweichenden  Angabe  von 
30  s.  zu  trauen  ist,  weiss  ich  nicht. 

Der  Busse  des  Halsfangs  entspricht  die  Strafe  an  Haut,  da  diese 
durch  das  Hautgeld  abgelöst  wird,  letzteres  aber  mit  dem  Halsfang 
identisch  ist  (s.  o.  zu  Ine  c.  23  § 3 S.  62).  — Dieselbe  Strafe 
Wihtr.  c.  15.  E.  u.  ü.  c.  8.  Cn.  II,  46. 
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Cnutes  döntas.  Cnut's  Gesetze. 

II  20  § l.  Manig  strecman  Mancher  Mächtige  will,  wenn 
wyle,  gif  he  ma*g  and  möt,  we-  er  es  kann  und  vermag,  sei- 
rian  his  man,  swa  hwicöer  hiin  nen  Manu  schützen,  wie  es  ihn 
|)incö,  |uet  he  hine  eäö  ftwerian  dünkt,  dass  er  ihn  leicht  schützen 
mivge,  swä  for  frigne  swä  for  kann,  bald  als  Freien,  bald  als 
|ieöwne.  Ac  we  nellaö  ge|iatian  Kneeht.  Aber  wir  wollen  dieses 
|»iet  unriht.  Unrecht  nicht  dulden. 

Aus  diesem  § geht  hervor,  dass  der  Herr  ein  Interesse  daran 
hatte,  dieselbe  Person  bald  als  frei,  bald  als  unfrei  anzugeben;  es 
frägt  sich,  worin  dieser  Unterschied  bestand. 

Nach  Maurer  (in  Kr.  Ueb.  II,  35  haftete  der  Herr  beim  freien 
Mann  nur  für  die  Stellung  vor  Gericht,  beim  Unfreien  dagegen  sei 
er  „formell,  wie  materiell  unmittelbar  selbst  Beklagter.“  Indess  be- 
gründet Maurer  diese  Behauptung  aus  den  Quellen  nicht;  auch  cr- 
giebt  sich  aus  unserer  Stelle  nicht,  dass  die  Art  der  Haftpflicht  für 
freie  und  für  unfreie  Diener  eine  verschiedene  war;  endlich  ist  es 
nach  Maurers  Ansicht  unerklärlich,  wieso  der  Herr  ein  Interesse 
daran  hat,  dieselbe  Person  bald  als  freie,  bald  als  uufreie  zu  schützen 
und  nicht  vielmehr  immer  als  unfreie,  da  die  Haftpflicht  für  diesen 
die  leichtere  ist. 

Es  ist  nicht  gesagt,  dass  der  Unterschied  in  der  Art  der  Haft- 
pflicht liegt;  wir  finden  ihn  aber  leicht  in  ihrem  Object , in  der 
Höhe  der  Busse.  Ist  der  Diener  verletzt  worden,  so  wächst  die 
Busse  mit  dem  Stande  der  Person,  und  der  Herr  hat  ein  Interesse 
daran,  seinen  Mann  „als  Freien  zu  schützen“  d.  h.  die  höhere 
Busse  (resp.  den  Antheil  daran)  zu  fordern.  Hat  dagegen  der 
Diener  ein  Debet  begangen,  so  wächst  die  zu  zahlende  Busse  oder 
Auslösungssumme  ebenfalls  mit  dem  Stande  der  Person,  der  Herr 
aber  hat  ein  Interesse  daran,  seinen  Mann  „als  Knecht  zu  schützen“ 
d.  h,  zu  bewirken,  dass  nur  auf  die  geringere  Busse  erkannt  wird. 

Ob  diese  meine  Erklärung  richtig  ist,  oder  nicht,  ist  unwesent- 
lich; es  genügt,  dass  sie  möglich  ist.  Sie  beweist  dann,  dass  wir 
nicht  berechtigt  sind,  aus  unserm  § auch  nur  mit  einiger  Sicher- 
heit einen  Schluss  auf  die  Art  der  Haftpflicht  des  Herrn  für  seine 
Sklaven  zu  ziehen. 

Wenn  aber  die  Gesetzgebung  überhaupt  genüthigt  ist,  gegen 
die  Verwischung  der  Grenzen  zwischen  Freien  und  Unfreien  ein- 
zuschreiten, so  geht  daraus  hervor,  dass  die  Gefahr  einer  solchen 
Verwischung  bereits  vorhanden  war.  Innerhalb  der  abhängigen  Be- 
völkerung kann  der  Unterschied  zwischen  der  niedrigsten  Klasse 
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der  Freien  und  den  Sklaven  nicht  mehr  «eine  volle  Kraft  behalten 
haben. 

Der  § ist  aufgenommen  in  Henr.  78  § 2 im  Anschluss  an  die 
Bestimmungen  über  Freilassung  und  Ergebung  in  Sklaverei. 

II,  32  = Aethr.  I,  2.  Auch  nach  Cnut  wird  der  Freie  das  erste 
mal  milder  bestraft;  allerdings  auch  noch  das  zweite  mal  (c.  30  § 4). 

II  45  § 2.  I>eow-man,  gif  he  Ein  Höriger,  wenn  er  arbeitet 
wyrce,  jtolige  Ins  h£de  oöfton  [sc.  an  einem  Feiertage],  büsse 

h\d-gylde«,  be  ]>äm  |ie  seö  da'd  sy.  es  mit  seiner  Haut  oder  dem 

§ 3.  Gif  hläford  bis  |teöwan  Hautgeld,  je  nachdem  die  That  ist. 

freöls-dajge  nyde  tö  weorce,  |to-  ! Wenn  der  Herr  seinen  Ilöri- 

lige  ]»*«  |>eöwan  and  beö  he  gen  am  Feiertage  zur  Arbeit 

syCöan  folc-frig,  and  gylde  Iah-  nöthigt,  verliere  er  seinen  Knecht, 
slit  se  hläford  mid  Denum,  wite  und  der  sei  fortan  volkfrei,  und 

mid  Englum,  be  |>äm  |jc  seö  es  gelte  der  Herr  Brächte  bei 

dfed  *9,  o?öe  hine  geliidige.  den  Dänen  und  Wette  bei  den  An- 

geln, je  nachdem  die  That  ist, 
oder  er  reinige  sich. 

vgl.  Wilitr.  10.  9.  Ine  3 § 1. 3.  Pr.  E.  u.  G.  7 § 1.  2.  Kemble, 

the  Saxons  in  Engl.  I 212  A 1 citirt  ausserdem  noch  Aethr.  VIII, 

2,  wo  aber  nichts  davon  steht. 

II  40  § 1 Gif  hit  |»eöw-  j Wenn  es  ein  Höriger  thut  (d.  h. 

man  gedö,  |*olige  his  hvde  oööe  die  Fasten  bricht),  büsse  er  es 
lWd-gildes,  be  }>äm  |ie  seö  died  s9 . j mit  seiner  Haut  oder  seinem 

Hautgeld,  je  nachdem  die  That  ist. 

vgl.  Wihtr.  c.  15.  E.  u.  G.  c.  8. 

II  54  (55)  Gif  wif-fsest  wer  Wenn  ein  verheiratheter  Mann 
hine  forlicge  be  his  agenre  wylne,  seiner  hörigen  Magd  heiliegt, 
|>olige  [rifere  and  bete  for  hine  verliere  er  sie  und  büsse  für  sich 
sylfne  wiö  God  and  wiö  men.  | selbst  bei  Gott  und  den  Menschen. 

Zwei  Präsumptionen  des  germanischen  Strafrechts  stehen  sich 
hier  gegenüber:  die  eine  betrachtet  bei  geschlechtlichen  Vergehen 
die  Frau  als  die  vorzugsweise  Schuldige  (Wilda  S.  817),  die  andere 
lingirt  bei  Delicten  auf  Geheiss  des  Herrn  den  Untergebenen  als 
nichtschuldig  (Wilda  S.  033).  Die  erstere  verschwindet  allmählig 
unter  dem  Einfluss  des  Christenthums  (Wilda  S.  817),  und  die  letz- 
tere erweist  sich  hier  als  stärker.  Die  Sklavin  erleidet  keine  Strafe, 
sondern  wird  sogar,  wie  es  scheint,  freigelassen  (Heywood  S.  391) 
(vgl.  c.  45  § 3 und  die  dort  citirten  Stellen). 

Jftatrow,  Stellung  der  Skln^en.  u 
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II  68  § 1.  For|iftm  ft  man 
sceal  [nun  unstrangan  tuen  for 
Godes  lüte  and  ege  lii'elieor  de- 
man  and  serifan,  |mnne  jiäm 
strangan , for|>Am  |>e  ne  ina>g  se 
unmaga  |mm  inagan,  we  witon 
full  gcorne,  gelice  bvrSene  ftheb- 
ban,  ne  so  unhftia  |tftm  bftlan 
gelice,  and  |>\‘  we  scylon  med- 
mian  and  gesceudliee  tödft’lan  ylde 
and  gedgode,  welan  and  wtcdlo, 
freöt  and  |teowet,  hftle  and  un- 
hä'le.  And  ftgi'cr  man  sceal,  gc 
on  godcundan  seriftan  ge  on 
woruldcundan  döman,  (ifts  (»inge 
tösccadan. 


III.  21.  Poena  et  forisfactio 
(quem  Dani  Ealdernmn  vocant)  e 
ct  Iguoti 


Denn  immer  soll  man  aus  Liebe 
und  Furcht  Gotte»  den  schwachen 
Mann  gelinder  richten  und  mit 
Büssung  belegen,  als  den  Harten; 
denn  e»  kann  der  Kraftlose  nicht 
mit  dem  Kräftigen,  wir  wissen 
es  wohl,  die  gleiche  Bürde  tragen, 
noch  der  Sieche  mit  dem  Gesun- 
den gleich,  und  darum  sollen  wir 
Mass  halten  und  mit  Unterschied 
zuthcilen  dein  Alter  und  der  Ju- 
gend, dem  Reichthum  und  der 
Armuth,  der  Freiheit  und  der 
Knechtschaft,  der  Gesundheit  und 
dem  Siechthum.  Und  Jedermann 
sowohl  bei  geistlichen  Bussauf- 
lagcn,  als  weltlichen  Urtheilen, 
diese  Dinge  unterscheiden. 

non  una  eadcmquc  erit  liberalis 
illibcralis,  domini  ct  send,  noti 


Das  Strafgesetz  erwähnt  nichts  von  einem  qualitativen  Unter- 
schied in  der  strafrechtlichen  Behandlung  der  Sklaven  und  der 
Freien.  Freiheit  und  Knechtschaft  begründen  nur  persönliche  Unter- 
schiede, wie  Armuth  und  Reichthum,  oder  einen  Standesunterschied 
wie  zwischen  eorl  und  ceorl  (=  illibcralis  s.  Schmid  Gl.  s.  v.  S.  616). 
Das  Gesetz  will  Milde  üben  gegen  den  Sklaven,  wie  gegen  den 
Schwachen,  d.  h.  es  setzt  seine  eigene  Verantwortlichkeit  voraus. 
Der  Sklave  wird  als  derjenige  gedacht,  der  die  „Bürde“  der  Strafe 
zu  tragen  hat. 


111,  22.  Si  über  aliquis  feram  forcstae  ad  cursuin  impulerit, 
sive  casu  sive  praehabita  voluntate,  ita  ut  cursu  cclcri  cogatur  fera 
anhelare,  dccein  soüdis  regi  emendet;  si  illiberalis,  duplicitcr  emen- 
det, si  servus  eurcat  corio. 

Wenn  der  ceorl  (=  illiberalis  s.  Schmid  Gl.  s.  v.  S.  616)  die 
doppelte  Busse  des  eorl  (über)  bezahlen  soll,  so  widerspricht  dies 
dem  eben  (II  68  § 1.  III  21)  ausgesprochenen  Grundsatz;  ich 
weis»  aber  keine  andere  Erklärung  des  „duplicitcr  emendet“;  denn 
an  einen  doppelten  Schadenersatz  (für  das  blosse  Scheuchen!)  lässt 
sich  doch  nicht  denken. 
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Hierzu  kommt  eine  andere  Schwierigkeit.  Die  Strafe  an  Haut 
entspricht  dem  Halsfang  (s.  o.  zu  Ine  c.  23  § 3 S.  (52).  Unsere 
constitutio  hat  aber  den  dänischen  Halsfaug  von  10  s.  für  den 
ceorl,  nicht  für  den  eorl  zur  Voraussetzung  (Schraid  s.  v.  healsfang 
S.  608). 

III  23.  Si  vero  harum  aliquot  interfeeerit,  solvat  dupliciter  et 
persolvat,  sitque  pretii  sui  reus  contra  regem. 

Die  Strafbestimmung  ist  für  alle  Stände  die  gleiche;  ein  Unter- 
schied wird  durch  die  Höhe  des  eigenen  Wergeides  herbeigeführt, 
welches  mit  dem  Stande  fällt.  Aber  als  Beweis  dafür,  dass  das 
Strafrecht  wirklich  nur  noch  einen  graduellen  Unterschied  zwischen 
Freien  und  Slaven  macht,  dass  es  insbesondere  Sklaven  wergeld  und 
Freienwergeid  vollständig  parallel  setzt,  würde  diese  Stelle  allein 
nicht  dienen  können;  denn  unsere  constitutio  denkt  zuweilen  (c.  15  f.) 
bei  ihren  Strafbestimmungen  nur  an  Freie. 

III  c.  24.  Sed  si  regalem  feram  quam  Angli  Staggon  appcllant, 
alteruter  coegerit  anhelare,  alter  per  unurn  annum,  alter  per  duos 
careat  libertate  naturali;  si  vero  servus,  pro  utlegato  habeatur,  quem 
Angli  Frendlesman  vocant. 

Die  Strafe  der  Aechtung  hat  das  germanische  Strafrecht  bei 
Sklaven  mit  voller  Absicht  (Maurer  in  Kr.  Ueb.,  III  55;  über  Ine 
c.  74  s.  o.  S.  62)  vermieden,  da  sic  ihnen  die  Freiheit  geben  würde. 
Die  Singularität  wird  wohl  auf  den  compilatorischen  und  unofificiellen 
Charakter  unserer  constitutio  zu  schieben  sein  ('s.  Schmid  Einl.  S.  LVIV 

III.  25.  Si  vero  occiderit,  amittat  über  scutum  libertatis;  si 
ait  illiberalis,  careat  libertate;  si  servus,  vita. 

Die  Strafe  an  Freiheit  scheint  der  Todesstrafe  am  nächsten 
gestanden  zu  haben  (VVilda  S.  518);  da  jene  beim  Sklaven  nicht 
anwendbar  ist,  so  trifft  ihn  diese. 


Druck  »ou  K.  Gruhn  in  Wart!  braun. 
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V orwo  x*  t. 


Die  vorliegende  Schrift  verdankt  ihren  Ursprung  der  Lektüre 
Her  Quellen  des  alten  deutschen  Rechts,  der  die  deutsehrechtliche 
Ahtheilung  des  juristischen  Seminars  zu  Breslau,  welcher  der  Ver- 
fasser während  eines  Thcilcs  seiner  Studienzeit  angehörte,  iin  Winter- 
semester 1876/77  oblag. 

Hie  lebhafte  Opposition,  welcher  damals  der  Verfasser  mit  seiner 
nachstehend  weiter  ausgeführten  Interpretation  der  Kapitel  61,  62 
and  64  der  Iiex  der  Sachsen  bei  einem  Theile  der  übrigen  Mit- 
glieder jener  Abtheilung  begegnete,  veranlasste  den  Herrn  Regens 
der  letzteren,  dem  Verfasser  die  Erklärung  dieser  Kapitel  zum 
Thema  für  die  statutengemäss  zu  liefernde  sog.  schriftliche  Semester- 
arbeit zu  stellen,  infolge  dessen  derselbe  dieses  Thema  im  Laufe  des 
gedachten  Wintersemesters  ausarbeitete. 

In  den  nachfolgenden  Erörterungen  ist  die  damals  eingereichte 
Seminararbeit  fast  durchweg  getreu  wiedergegeben.  Die  Abweichun- 
gen dieser  Erörterungen  von  der  letzteren  sind  meist  stilistischer  Art 
oder  betreffen  Kürzungen;  doch  sind  hier  und  da  einige  Zusätze 
angebracht  worden,  die  grossentheils  durch  die  Benutzung  neuer 
oder  früher  nicht  zugänglich  gewesener  Hilfsmittel  (z.  B.  v.  Richt- 
hofcn's  Oommentar  zur  lex  Saxonum  und  Wilmans’  Kaiserurkunden) 
veranlasst  wurden.  Zu  einer  Aenderung  einzelner  seiner  Ansichten 
fand  der  Verfasser  keinen  Gnind,  obschon  er  dieselben  im  Sommer 
und  Herbst  1878,  soweit  ihm  seine  Müsse  gestattete,  einer  sorg- 
fältigen Prüfung  unterzog.  Gleichwohl  verhehlt  er  sich  nicht,  dass 
manche  seiner  Ansichten  die  Billigung  der  Meister  unserer  Wissen- 
schaft nicht  finden  werden,  und  dass  seinen  Ausführungen  Lücken 
anhaften  mögen.  In  dieser  Erwägung  glaubt  er  leider  nur  zu  sehr 
berechtigt  zu  sein,  diese  Ausführungen  als  Versuch  zu  bezeichnen. 
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Was  die  Benutzung  der  einschlagenden  Literatur  anlangt,  so 
hinderte  schon  1876/77  eine  erschöpfende  Berücksichtigung  der 
literarischen  Hilfsmittel,  insbesondere  der  Quellensammlungen,  der 
Umstand,  dass  ein  Theil  derselben  dem  Verfasser  nicht  zugänglich, 
sowie  dass  ihm  zur  Anfertigung  der  Seminararbeit  eine  bestimmte, 
kurz  bemessene  Frist  gestellt  worden  war.  Wenngleich  nun  der 
letztere  Uebelstand  bei  der  Revision  dieser  Arbeit  im  Sommer  und 
Herbst  1878  nicht  Platz  griff,  so  trat  der  erstere  um  so  schärfer 
hervor,  weil  der  Verfasser  seit  seinem  Abgänge  von  der  Universität 
in  einer  kleinen,  von  der  nächsten  Universitätsstadt  weit  entfernten 
Provinzialstadt  lebt,  und  schon  deshalb  die  Erlangung  der  literari- 
schen Hilfsmittel  nur  mit  Ueberwindung  grosser  Schwierigkeiten 
möglich  ist.  Daher  konnte  der  Verfasser  die  Literatur  leider  nicht 
in  dem  Alaasse,  wie  er  es  wünschte,  berücksichtigen,  und  er  ist  gc- 
nöthigt,  dieserhalb  um  Nachsicht  zu  bitten. 

Möge  den  nachstehenden  Erörterungen,  dem  ersten  Versuche 
des  Verfassers  auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft,  eine  wohl- 
wollende Aufnahme  und  eine  milde  Beurtheilung  zu  Theil  werden. 

Neustadt  Ob.-Schles.,  im  Februar  1879. 


Der  Verfasser. 


Digitized  by  Google 


Inhalts- Verzeichniss. 


8«it« 

A.  Einleitung:  Quellen.  §1 1 

B.  Ausführung: 

I.  Existenz  und  Alter  des  Beispruchsrechts.  § 2 5 

II.  Die  beispruchsberechtigten  Personen: 

a.  Der  nächste  Erbe  als  Beispruchsberechtigter,  ij  3 12 

b.  Der  adelige  Mundwalt  und  der  königliche  GüterpHeger  als  Bei- 
spruchsberechtigte. §4 29 

III.  Objekte  des  Beispruchsrechts.  § 5 45 

IV.  Die  Arten  der  Rechtsgeschäfte,  zu  deren  Gültigkeit  der  Beispruch 

erforderlich  war.  §6 54 

Fälle,  in  denen  das  Beispruchsrecht  wegficl: 

a.  Veräusserungen  an  die  Kirche  oder  den  König.  § 7 ...  GO 

b.  Veräusserungen  in  echter  Noth.  § 8 72 

V.  Ort  und  Art  der  Ertlieilung  des  Beispruchs.  § 9 77 

VI.  Folgen  der  ohne  den  Beispruch  erfolgten  Veräusserung  und  die 

Klage  des  Beispruchsberechtigten.  § 10 85 

C.  Schluss:  Die  Veranlassung  zur  Bildung  des  Beispruchsrechtes.  § 11  .92 


Digitized  by  Google 


A.  Einleitang.  Quellen. 


§ i. 

Zu  den  bestrittensten  Lehren  auf  dem  Gebiete  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  gehört  die  Lehre  von  dem  Beispruchsrechte  der 
nächsten  Erben;  hat  man  doch,  abgesehen  von  den  zahlreichen 
Controvcrsen  in  den  Details  dieser  Lehre,  selbst  die  Existenz  des 
Beispruehsrechtes  für  die  älteren  Zeiten,  und  zwar  sowohl  für  das 
gemeine  deutsche  Recht,  als  auch  für  die  einzelnen  Stammesrechte, 
bestritten,  während  noch  in  den  drei  ersten  Dccennien  unseres 
Jahrhunderts  allgemein  gelehrt  wurde,  dass  die  Veräusserung  des 
Grundeigenthums,  gewisse  Ausnahmefalle  abgerechnet,  schon  in 
den  frühesten  Zeiten  des  deutschen  Volkes  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Zustimmung  der  Erben  bedurft  hätte. 

Beseler1)  war  der  erste,  welcher  gegen  das  Ende  des  4.  De- 
ccnnium  dieses  Jahrhunderts  behauptete,  die  Gültigkeit  der  Ver- 
äusscrung  des  Grundbesitzes  sei  bei  keinem  deutschen  Stamme  ur- 
sprünglich an  die  Zustimmung  der  Erben  gebunden  gewesen; 
vielmehr  hätten  die  Erben  durch  eine  allmülige  Usurpation  sieh 
diejenige  Berechtigung  verschafft,  welche  sie  nach  den  Rechtsbüchern 
des  Mittelalters,  sowie  nach  den  älteren  Stadtrechten  gemessen,  und 
welche  mit  dem  Worte  Beispruchsrecht  bezeichnet  wird.  Indessen 
wurde  dieser  Meinung  gegenüber,  welcher  sich  Albrccht 2)  auschloss, 
die  ältere  Ansicht  von  Eichhorn  a),  dem  Vater  der  deutschen  Rechts- 

')  Erbverträge  I S.  48 — 68. 

*)  in  (Richter’«  und  Schneider’«)  Kritischen  Jahrbüchern  f.  d.  Rechtswissen- 
schaft. Jahrg.  VI  8.  4 ff. 

*)  Deutsche  Staats-  u.  Rechtsgesch.  5.  Aut!.  § 37,  iusbc9.  Amn.  hh. ; § 68 
u.  § 198. 
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geschichte,  und  mehreren  Anderen4)  festgehalten,  während  An- 
dere“) hinwieder,  die  eine  Disharmonie  der  Quellen  für  konstatirt 
hielten,  zwischen  den  einzelnen  Stammesrechten  unterschieden 
wissen  wollten. 

Dies  letztere  Verfahren  ist  denn  auch  durchaus  rationell.  Denn 
so  wenig  man  daraus,  dass  bei  einzelnen  Stämmen  das  Beispruchs- 
recht der  Erben  anerkannt  ist,  mit  Sicherheit  auf  ein  bei  allen 
deutschen  Stämmen  in  Gültigkeit  stehendes  Institut  schliessen  darf, 
ebenso  wenig  ist  es  zulässig,  auf  Grund  des  Umstandes,  dass  ein- 
zelne Volksrechte  diese  Berechtigung  nicht  kennen,  ihre  Existenz 
allgemein  in  Abrede  zu  stellen. 

Im  Folgenden  soll  das  Beispruchsrecht  nach  einem  einzelnen 
Stammesrechte,  und  zwar  dem  altsächsischen,  dargestellt  werden. 
Denn  dieses  Recht  ist  gerade  dasjenige,  welches  dem  Einfluss  des 
römischen  Rechts  am  wenigsten  ausgesetzt  war,  und  welches  des- 
halb die  alten  Rechtssätze  seines  Volkes  reiner  daratellt,  als  dies 
bei  irgend  einem  anderen  Recht  bezüglich  des  alten  Rechtszustandes 
seines  Volkes  der  Fall  ist. 

Leider  sind  die  Quellen,  aus  denen  man  den  im  altsächsischen 
Recht  hinsichtlich  der  Beispruchsberechtigung  geltenden  Rechtszu- 
stand kennen  lernen  kann,  dunkel  und  wenig  zahlreich. 

Die  Hauptquellen  sind  die  Bestimmungen  der  lex  Saxonum, 
capp.  61,  62  und  64,  welche  (nach  der  Angabe  von  Richthofen ’s 
in  den  Monumenta  Germaniae,  legum  tomus  V,)  folgendermassen 
lauten : 

cap.  61:  Traditiones  et  venditioues  omnes  legitimae  stabiles 
permaneant. 

cap.  62:  Nulli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere,  praeter 
ad  ecclesiam  vel  regi,  ut  heredem  suura  exheredem  faciat,  nisi  forte 
famis  necessitate  coactus,  ut  ab  illo,  qui  hoc  acceperit,  sustentetur. 
Mancipia  liceat  iili  dare  ac  vendere. 

cap.  64:  Liber  homo,  qui  sub  tutela  nobilis  cuiuslibet  erat,  qui 
jam  in  exilium  raissus  est,  si  hereditatem  suam  necessitate  coactus 
vendere  voluerit,  offerat  eam  primo  proximo  suo;  si  ille  eam  emere 


*)  Pauli,  Abbandlungen  aus  dem  bübischen  Privat- Recht,  I,  1837,  S.  13  ff. ; 
Gorber,  Jleditatiunes  ad  locum  speculi  iuris  Saxonici  I 62,  Erlangae  1862. 

*)  Sandhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  S.  190  ff.  Lewis,  De  origine 
facultatis  heredibus  in  iure  Germanico  conceasae  prohibendi  alienationes  rerum 
immobilium.  Berolini  1862.  Alfred  Pernice,  in  [Bccker’s  und  Püzl's]  Kritischer 
Vicrteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  IX  S.  67  ff. 
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noluerit,  offerat  tutori  suo,  vel  ei  qui  tune  a rege  super  ipsas  res 
constitutus  cst.  Si  nec  illo  voluerit,  vendet  eam  cuicumquc  libuerit. 

Neben  diesen  Bestimmungen,  deren  unleugbare  Dürftigkeit  zu 
mancherlei  Meinungsverschiedenheiten  Anlass  gegeben  hat,  sind  in 
umfassendem  Masse  die  in  den  Urkunden  vorliegenden  Aeusserungen 
des  ^tatsächlichen  Rechtslebens  zu  berücksichtigen.®)  Aber  leider 
haben  wir  aus  der  Zeit  vor  Karl  dem  Grossen  gar  keine  sächsischen 
Urkunden.  Auch  die  Zahl  der  hier  verwendbaren  Urkunden  aus 
dem  Ende  des  8.,  dem  9.  und  dem  10.  Jahrhundert  ist  sehr  unbe- 
deutend ’),  weniger,  weil  mit  dein  Rückschreiten  der  Zeit  die  Zahl 
der  erhaltenen  Urkunden  sich  mindert,  sondern  vielmehr  deshalb, 
weil  damals  ungleich  weniger  Urkunden,  als  später,  ausgestellt 
wurden,  indem  theils  viele  Rechtsgeschäfte,  für  welche  uns  in  spä- 
terer Zeit  Beurkundungen  in  Menge  vorliegen,  überhaupt  nicht 
schriftlich  bezeugt  wurden,  theils  die  Rechtsgeschäfte,  über  welche 
Urkunden  ausgestellt  wurden,  viel  seltener  vorkamen.8)  Zahlreicher 
sind  die  Urkunden,  welche  aus  dem  11.,  12.  und  dem  Anfänge  des 
13.  Jahrhunderts  herrühren. 

Von  den  späteren  Rechtsdenkmälern  wird  wenigstens  der 
Sachsenspiegel  nicht  unberücksichtigt  bleiben  können.  Die  noch 
jüngeren  Rechtsbücher  und  Urkunden  sind  dagegen  nur  so  weit 
anzuziehen,  als  sie  zur  Erklärung  der  Bestimmungen  des  Sachsen- 
spiegels dienen.  Denn  bekanntlich  traten  gerade  in  der  Zeit  nach 
diesem  grosse  Veränderungen  im  deutschen  Immobiliar-,  wie  Mobi- 
liarsachenrecht ein. 

Etwaige  Bedenken  dagegen,  dass  wir  Rechtsdenkmäler  aus 
dem  11.,  dem  12.  und  dem  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  und  selbst 
noch  den  Sachsenspiegel  für  die  Erkenntniss  des  älteren  sächsischen 
Rechts  heranzichen,  sind  unbegründet.  Denn  einerseits  ist  die 
Rechtsentwickelung  bei  den  Sachsen  in  den  ersten  zwei  Dritteln  des 
Mittelalters  überaus  langsam  vor  sich  gegangen.  Andererseits 


•)  Aus  den  Urkunden  ersehen  wir  zugleich,  wie  schnell  einzelne  Bestim- 
mungen der  lex  Saxonum  ihre  Geltung  verloren. 

’)  Der  grössere  Theil  der  Urkunden  aus  dieser  Zeit  sind  sog.  Kaiserur- 
kunden; diese  betreffen  Schenkungen  der  Könige  an  die  Kirche  oder  an  die 
Grossen,  Bestätigungen  verliehener  Gerechtsame,  u.  s.  w.,  und  enthalten  für  die 
Lehre  von  dem  Beispruchsrechte  nur  wenig. 

•)  Diejenigen  Rechtsgeschäfte,  über  welche  die  Beurkundungen  am  zahl- 
reichsten vorliegen,  sind  Vergabungen  an  die  Kirche.  Gerade  diese  sind  aber, 
wie  sich  mit  ziemlicher  Gewissheit  behaupten  lässt,  bei  den  zwangsweise  zum 
Christenthum  bekehrten  Sachsen,  bei  denen  Bich  noch  später  Reste  des  Heiden- 
thums erhielten,  im  9.  Jahrhundert  selten  gewesen. 

1* 
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hielten  die  Sachsen,  insbesondere  der  Adel,  mit  der  grössten  An- 
hänglichkeit an  ihrem  alten  Recht  fest,  eine  Anhänglichkeit,  welche 
sie  sogar  veranlasste,  sich  die  lex  Saxonum,  obschon  deren  Vor- 
schriften sich  durch  eine  oft  bis  zur  Grausamkeit  gesteigerte  Härte 
auszeichnen,  von  dem  Kaiser  Konrad  II.,  dem  Salier,  vor  der  Hul- 
digung bestätigen  zu  lassen.  •) 


*)  Wippo  «agt  in  der  Vita  Chuonradi,  cap.  6 [Monum.  Germ,  liirtor. 
Scriptor.  XI  S.  263] : ,, Revers us  rex  de  Ribuariis  ad  Saxoniam  venit ; ibi  legem 
erudelissimam  Saxonum  accundum  voluntatem  eorum  constauti  auctorilate 
roboravit.“ 
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B.  Ausführung. 


I.  Ueber  die  Existenz  und  das  Alter  des  Beispruchs- 
rechtes im  altsächsischen  Recht. 


§2. 

..Niemandem“,  verordnet  die  lex  Saxonum  im  cap.  62,  „soll  es, 
abgesehen  von  gewissen  AusnahmefUllen,  gestattet  sein,  durch 
Veräusserung  der  Immobilien“,  — denn  diese  bezeichnet  das  Wort 
hereditas,  *)  — „seinen  Erben  erblos  zu  machen.“ 

Folgt  schon  aus  diesen  Worten  eine  Beschränkung  des  Eigen- 
thiimers  bei  der  Veräusserung  von  liegenden  Gütern,  so  ergiebt 
sich  dieselbe  auch  aus  der  .Schlussbestimmung  des  Kapitel  62: 
„Sklaven  soll  der  Eigcnthümer  lukrativer  und  oneroser  Weise  frei 
nach  seinem  Belieben  veräussern  dürfen.“  Da  nämlich  die  Lex  in 
Betreff  der  Sklaven  die  Veräusserungsfreiheit  ausdrücklich  statuirt, 
so  geht  daraus  zur  Genüge  hervor,  dass  hinsichtlich  anderer  Güter, 
unter  denen  nur  die  Immobilien  verstanden  werden  können  s),  jene 
Befugniss  dem  Eigcnthümer  nicht  unbeschränkt  zusteht. 

Freilich  wird  aus  den  angeführten  Bestimmungen  nicht  klar, 
welcher  Art  jene  Gebundenheit  und  Beschränkung  des  Eigen- 
thümers  war,  m.  a.  W.,  welche  Berechtigung  der  Erben  der  Ver- 
äusserungsbefugniss,  die  im  Wesen  des  Eigenthuras  liegt,  gegen- 
übergestanden hat. 

Dass  die  Berechtigung  der  Erben  aber  nicht  in  einem  blossen 
Vorkaufsrechte,  sei  es  persönlicher,  sei  es  dinglicher  Natur,  bestand, 
erhellt  daraus,  dass  der  nächste  Erbe  dieses  Recht  im  Falle  der 
echten  oder  ehehaften  Noth  des  Eigenthümers  hat.3)  Demnach 
müssen  bei  den  freiwilligen  d.  h.  den  durch  keine  ehehafte  Noth 
des  Besitzers  veranlassten  Veräusserungen  von  Eigen  die  Erben  ein 

')  Vgl.  v.  Richthofen,  Note  64  zu  cap.  62  u.  unten  § 6.  *)  unten  a.  a.  O. 

*)  Lex  Saxonum  cap.  64  und  unten  §8. 
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Mehreres  gehabt  haben,  als  ein  Vorkaufsrecht,  da  sonst  zwischen 
diesen  und  jenen  Veriiusserungen  kein  Unterschied  wäre.  Dass 
nun  dieses  Mehrere  das  Ein-  oder  Beispruchs -Recht  war,  d.  h.  die 
Befugniss,  durch  Nichtertheilung  der  Einwilligung  die  Veräusserung 
ungültig  zu  machen,  beweisen  die  Urkunden,  in  denen  ausdrücklioh 
bemerkt  wird,  die  Einwilligung  (consensus,  collaudatio,  licentia, 
assensus)  der  Erben  sei  eingcholt  und  ertheilt  worden  ‘),  oder  uns 
erzählt  wird,  dass  die  Erbin,  „quod  pater  ejus  secundum  Saxonum 
legem  absque  ejus  consensu  et  licentia  nullam  potuisset  facere 
traditionem,  totam  patris  sui  donationem  perduxit  in  crro- 
rem,“#)  Es  sprechen  ferner  für  jene  Berechtigung  der  Erben  die- 
jenigen Urkunden®),  in  welchen  des  Konsenses  der  Erben  keine 
Erwähnung  geschieht,  wohl  aber  der  Grund  hierfür  mit  den  Worten 
angegeben  wird:  „cum  adhuc  heredes  non  haberent.“ 4 * *  7)  Es  beweist 
endlich  die  Existenz  des  Beispruchsrechts  der  Sachsenspiegel,  wel- 
cher in  seinem  Landrecht,  I 52  § 1,  vorschreibt:  „ane  erven  gelof  undc 
an©  echte  ding  ne  mut  nieman  sin  egen  noch  sine  lucde  geven.“ 

Einen  mittelbaren  Schluss  auf  die  Existenz  der  Beispruchsbe- 
rechtigung der  Erben  iin  altsächsischen  Recht  lassen  die  Ver- 
wünschungen, sowie  die  Androhungen  von  ewigen,  geistlichen  und 
Geld-Strafen  zu,  welche  gegen  diejenigen  Erben  gerichtet  werden, 
welche  das  Rechtsgeschäft  anfechten  würden.®)  Sehr  bezeichnend 

4)  Jede  Urkundensammlung  bietet  hierfür  Beispiele  in  Fülle. 

s)  Urk.  v.  9%  bei  I.seoniblet,  Urkunden  zur  Geschichte  des  Niederrheins, 
I No.  129.  Vgl.  ferner  unten  § 9 am  Anfang. 

•)  Schcnkungsark.  aus  der  Zeit  von  965 — 973  bei  Lappenberg,  Ham- 
burgisches  Urkundenbuch,  I No.  40  (Vgl.  unten  § 7 bei  Note  44).  Urk.  v.  1185 
bei  Kindlinger,  Miinsterisehe  Beiträge,  II  Ilocc.  No.  36.  Noch  andere  hierher 
gehörige  Urkunden  s.  bei  AVilmans,  AVcstphälischcs  Urkundenbuch,  II  No.  345 
(ai  1170),  No.  539  (ai  1194),  III  No.  187,  No.  216  u.  s.  w. 

’)  nämlich  die  Vcräussorer. 

•)  Seit  dem  6.  Jahrhundert  hatte  die  Kirche,  um  ihren  Besitzstand,  ins- 
besondere den  an  liegenden  Gütern,  zu  schützen,  auf  ihren  Synoden  gegen  alle 
diejenigen,  welche  in  irgend  einer  Weise  diesen  Besitz  anzutasten  versuchen 
sollten,  Verwünschungen,  die  Exkommunikation,  und  schreckliche  Strafen  im 
Jenseits  ausgesprochen.  (Vgl.  Merkel,  in  den  Mon.  Germ.,  Legg.  III  S.  84  Anm.  2 
u.  S.  270  Anm.  10).  Die  hierbei  üblichen  Exekrationsformeln  gingen  in  den 
mannigfachsten  AVendungen  in  die  Urkunden,-  welche  über  die  der  Kirche 
gemachten  Schenkungen  ausgestellt  wurden,  über,  später  aber  auch  in  die 
Urkunden  über  Rechtsakte  unter  anderen  Personen  und  über  Rechtsgeschäfte 
der  verschiedensten  Art,  und  zwar  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  Kontrahenten, 
welche  der  übernommenen  Verpflichtung  etwa  nicht  nachkommen  würden; 
vielmehr  sollte  auch  jeder  Dritte,  welcher  das  Rechtsgeschäft  angreifen  würde, 
den  angedrohten  Strafen  verfallen  sein. 
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ist  es  in  dieser  Hinsicht,  dass  selbst  die  Kirche,  obschon  zu  ihren 
Gunsten  die  Veräusscrung  von  Immobilien  ohne  die  Einwilligung 
der  Erben  gestattet  war®),  sich  dennoch  gegen  eine  Anfechtung 
der  Rechtsgeschäfte,  die  mit  ihr  geschlossen  wurden,  durch  Ver- 
wünschungen und  Strafandrohungen  zu  schützen  suchte. ,0)  Der- 
gleichen wäre  nicht  geschehen,  wenn  überhaupt  keine  Berechtigung 
der  Erben  bestanden  hätte.  Allerdings  konnte  durch  jene  Androh- 
ungen kein  Recht  erworben  werden.11)  Auch  war  es  öfters  der 
Fall,  dass  trotz  derselben  eine  Veräusserung  angefochtcn  wurde.1*) 


•)  Vgl.  unten  § 7. 

'•)  Schenk. -Urk.  au»  (1er  Zeit  vor  819  (bei  Kindlingcr  1.1.  II  No.  1): 
„Si  quis  hanc  legem  traditionis  infringat,  odium  Dei  et  omnium  »anctorum 
habeat  et  cum  Juda  Scarioth  portionem  accipiat.“  Urk.  v.  851  (eod.  No.  2):  „Si  quis 
eccletiae  invasor  exstiterit,  sivo  buju»  voluntatis  nostrac. . decrcta  infringere.. 
temptaverit,  ni»i  prmvos  conatu»  emendarit,  dclcatur  de  libro  viventium,  et  cum 
iu»ti»  non  »cribatur,  »cd  cum  ii»  portionem  accipiat,  quorum  vermi»  non  moritur, 
nec  igni»  ex»tinguitur:  qui  vero  hanc  voluntatem  nostram  observaverit , in 
»orte  electorum  in  die  domini  intcr  bcncdicto»  veniat  coronandus.“  Urk.  v. 
872  (bei  Wilman»,  Kaiserurkunden  der  Provinz  Westfalen,  I S.  533):  „Si 
quis  vero,  sive  ego  ipse...,  aut  uilus  de  propinquis  meis,  »cu  <|uaelibet  opposita 
vel  extranea  persona  contra  hanc  traditionem  venire  temptaverit , aut  eaiu  in- 
fringere voluerit,  imprimis  iram  dei  oinnipotenti»  incurrat,  et  insuper  auri 
uncias  XII,  argenti  libra«  XX  coaetu»  persolvat,  et,  qui  repetit,  non  evindieot.“ 
Eine  besonder»  phantasiereiche  Ausmalung  der  den  Anfechtenden  treffenden 
Strafen  giebt  die  Urkunde  bei  Lacomblet  1.1.  No.  69  (aus  dem  9.  Jahrhundert). 
Noch  im  12.  u.  13.  Jahrhundert  sind  die  Verwünschungen  und  Strafandrohungen 
üblich.  Vgl.  Urk.  v.  1120  u.  1147  bei  Seibcrtz,  Westfälisches  Urkundenbuch, 
I No.  41  u.  47. 

1 ')  Es  versteht  sich  von  »elbt,  dass  rechtmässige  Ansprüche  Dritter  durch 
die  Verwünschung  nicht  beseitigt  wurden,  noch  ihre  Geltendmachung  die  an- 
gedrohte Geldstrafe  nach  sich  ziehen  konnte.  Indirekt  weisen  hierauf  die  Be- 
stimmungen in  Hlothar.  Capit.  III  a.  823  eap.  1 (klon.  Germ.  1.  I.  I S.  235)  und 
Hlothar.  Constit.  ülonn.  ai  825  eap.  10  (eod.  S.  249). 

'*)  Dies  geht  daraus  hervor,  dass  die  Erben  nicht  selten  selbst  gesetz- 
mässig  vorgenommene  Veräusserungen  anfochten.  Graf  Waltbert,  ein  Enkel 
des  berühmten  sächsischen  Heerführers  Widukiud,  hatte  mit  seiner  Gemahlin 
Altburga  i.  .T.  872  da»  Stift  Wildeshausen  im  Lerigau  zum  Seelcnheilc  seines 
Vaters  Wikbert  und  seiner  Mutter  Odrad  gestiftet,  damit  aber  zugleich,  gemäss 
der  ihm  ertheilten  königlichen  Immunität,  eine  Fundation  zum  Besten  seiner 
Nachkommen  verbunden.  (Urk.  v.  872  bei  Wilmans,  Kaiserurkunden,  I S.  532  f.) 
Diese  Familienstiftung,  welche  die  üblichen  Exekrationen  und  Strafandrohungen 
enthielt  (cf.  oben  Anm.  10),  hatte  Waltbert  von  allen  seinen  damals  lebenden 
Nachkommen  und  Verwandten  unterzeichnen  lassen,  wie  sich  aus  der  gleich 
zu  erwähnenden  päpstlichen  Bulle  ergiebt.  Trotzdem  konnte  es  nicht  fehlen, 
dass  die  dem  Laienstande  angehörenden  Glieder  Beines  Geschlechts  eine  solche 
Verminderung  ihres  Erbgutes,  wie  sie  die  Ausstattung  von  Wildeshausen  er- 
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Indessen  ist  es  andrerseits  aber  auch  nicht  zu  bezweifeln,  dass 
jene  Androhungen  bei  der  damaligen  religiösen  Bildung,  sowie 
überhaupt  durch  den  so  energisch  ausgesprochenen  Willen  des 
Veriiusserers  einen  mächtigen  Hebel  zur  Nichtanfechtung  des  Ge- 
schäftes bilden  mochten. 

Nach  diesen  Ausführungen  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
das  altsächsische  Recht  das  Beispruchsrecht  kennt. 

Seit  wann  aber  diese  Berechtigung  im  altsächsischen  Recht 
vorkommt,  darüber  besteht  seit  Beseler  unter  den  Gelehrten  eine 
grosse  Meinungsverschiedenheit.  Während  man  vorher,  mochte  man 
auch  noch  so  sehr  über  die  Abfassungszeit  der  oben  angeführten 
Kapitel  (61,  62  u.  64)  der  Lex  der  Sachsen  streiten,  allgemein 
nachgab,  dass  Karl  der  Grosse  in  ihnen  nicht  ein  novum  ius  statu- 
irt,  sondern  dass  man  es  hier  mit  einem  aus  den  früheren  Tagen 
der  Freiheit  noch  im  Gedächtniss  und  in  der  Uebung  bewahrten 
Ueberrest  des  alten  sächsischen,  ungeschriebenen  Gewohnheitsrechtes 
zu  thun  habe,  behauptete  Beseler18),  und  nach  ihm  auch  Lewis'4), 
dass  das  Einspruchsrecht  der  Sachsen  Karl  dem  Grossen  seinen 
Ursprung  verdanke. 

fordert  hatte,  nur  widerwillig  ertrugen.  Als  Waltbert  später  — wir  wis»en 
nicht  genau,  in  welchem  Jahre  — gestorben,  und  »ein  ältester,  geistlicher 
Sohn  Wikbort  das  Rektorat  von  Wildeahausen  übernommen  und  zugleich  den 
bischöflichen  Stuhl  von  Verden  bestiegen  hatte,  erlaubten  »ich  »eine  Verwandten, 
insbesondere,  wie  e»  scheint,  sein  in  dor  Urkunde  von  872  erwähnter  Bruder, 
Eingriffe  in  die  Verwaltung  der  Stiftsgüter-,  die  Wikbert  nöthigten,  unter  Ein- 
sendung de»  Kundationsbriefes  vom  Jahre  872  den  päpstlichen  Schutz  nachzu- 
suchcn.  Diesen  gewährte  Papst  Stephan  VI.  durch  »eine  Bulle  vom  1.  Juni 
891 , (bei  Wilmans  1.1.  S.  534),  in  welcher  er  das  Stillt ungsdiplom  bestätigte 
und  anordnete,  „ut  ncqtie  frater  episcopi,  ncc  aliquis  de  cognationc  ejus  vel 
nliqua  persona.. hoc  (die  Stiftung)  audeat  infringcrc."  — Nach  einer  Urkunde 
von  1136  (bei  Uappcnberg  I No.  160)  hatte  ein  Graf  Huno  „sub  consensu  legalis 
heredis  sui.  Frietherici  comitis“,  seine  Herrschaft  Kadstedt  mit  allen  Pertinenzen 
einem  daselbst  zu  gründenden  Kloster  geschenkt.  Nach  dem  Tode  der  lieidcn 
Grafen  Huno  und  Friedrich  „cmerscrunt  quidam  contradictores  donationis  prae- 
dictae,  sc.  dominus  Theoderieus  de  Almeshof,  et  filius  ejus  Milo,  cupientc»  et 
satis  elaborantcs  irritare  per  assertionem  hereditarii  iuris.“  — Abt  H.  von  Arns- 
burg hatte  2 Mansi  dieses  Klosters  mit  zweien  Ermenalds  unter  Einwilligung 
von  dessen  Söhnen  eingetnuscht.  Nichts  desto  weniger  ,.cavillatores  quidam  fac- 
tum idem  irritum  deducere  temptabant“,  so  dass  der  Abt  »ich  genüthigt  »ah, 
diese  Widersacher  vor  den  Grafen  zu  citiren,  wo  aber  „rationabilis  et  legi- 
tima  fuit  convcntio  iudicata  et  scripto  ac  sigillo  firmata.“  (Urk.  v.  1220  bei 
Baur,  Urk.-B.  des  Klosters  Arnsburg,  No.  fl.) 

,J)  Erbverträge  I 8.48 — 68,  insbes.  S.  58-  63. 

1 4)  De  originc  facultat.  u.s.  w.  S.  29—31.  und  „Suceessiou  des  Erben  in 
die  Obligationen  des  Erblassers“  S.  16  f.  u.  S.  202. 
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Beseler  hält  die  Worte  „praeter  ad  ecclesiam  vel  regi“  in  dem 
angeführten  Kapitel  62  für  interpolirt,  und  meint,  dass  die  Ver- 
äusserung  von  Immobilien  ursprünglich  unbeschränkt  war.  Frühzeitig 
habe  allerdings,  fährt  er  fort,  die  Sitte  zu  Gunsten  der  Kinder  eine 
Ausnahme  gemacht;  diese  wären  zu  Veräusserungen  hinzugezogen 
worden;  indessen  wäre  die  Zuziehung  de  iure  nicht  erforderlich 
gewesen.  Erst  als  später  die  Vergabungen  zu  frommen  Zwecken, 
die  am  öftesten  durch  das  in  schmutzige  Habsucht  ausartende 
Streben  der  Geistlichkeit,  die  Kirche  zu  bereichern,  veranlasst 
worden  seien,  das  Erbrecht  der  Kinder  gefährdet  hätten,  habe  Karl 
der  Grosse  bestimmt,  dass  die  Veräusserung  von  Eigen  nicht  ohne 
Weiteres  gestattet  sei.  Wenn  Kinder  gefehlt,  hätte  es  leicht  ge- 
schehen können,  dass  die  Nächsten  der  Sippe  ein  ähnliches  Recht 
herzuleiten  suchten,  und  je  häufiger  sie  an  den  Auflassungen  Thcil 
genommen,  um  so  leichter  hätte  die  Meinung  entstehen  können,  dass 
ihre  Zustimmung  zur  Gültigkeit  der  Veräusserung  erforderlich  wäre. 

In  dieser  Ausführung  ist  die  Voraussetzung,  von  welcher  Be- 
seler ausgeht,  dass  nämlich  die  Worte  „praeter  ad  ecclesiam  vel 
regi“  nicht  von  Karl  dem  Grossen  herrühren,  sondern  eine  Inter- 
polation aus  dem  9.  Jahrhundert  seien,  keineswegs,  wie  Beseler 
meint,  „unzweifelhaft“;  vielmehr  ist  sic  eine  durchaus  willkürliche 
Annahme,  und  für  ihre  Begründung  nicht  das  Mindeste  beigebracht. 
Ist  schon  hiermit  Bcseler’s  Ansicht  der  Boden  entzogen,  so  lassen 
sich  gegen  sic  noch  manche  andere  Argumente  geltend  machen, 
welche  ihre  Unhaltbarkeit  beweisen,  welche  aber  passender  erst 
unten ,s)  erwähnt  werden.  Nur  der  Umstand  möge  hier  berührt 
werden,  dass  es  durchaus  nicht  einleuchtct,  dass  die,  übrigens  durch 
die  von  Beseler  allegirten  Stellen  nicht  erwiesene,  Habsucht  der 
Geistlichen  die  Ursache  der  gesetzlichen  Fixirung  des  Bcispruchs- 
rechtes  gewesen  sei.  Was  nützte  der  Kirche  die  Habsucht  einzel- 
ner ihrer  Diener,  wenn  ihr  auf  der  andern  Seite  nicht  der  Wille 
zu  schenken  entsprach?  Dass  die  Freigebigkeit  der  Sachsen  gegen 
die  Kirche  damals  sehr  gering  gewesen,  lässt  sich,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  wir  verhältnissmässig  sehr  wenige  Schenkungen  aus 
dem  9.  Jahrhundert  urkundlich  kennen,  bei  ihrer  Abneigung  gegen 
das  Christenthum,  das  ihnen  von  ihren  Erbfeinden  aufgedrängt 
worden  war,  und  das  sie  nicht  mit  Unrecht  als  die  Grundlage  der 
Fremdherrschaft  ansahen,  mit  Sicherheit  behaupten.  Endlich  ist, 
wenn  man  Beseler’s  Ansicht  fcsthält,  schwer  zu  erklären,  wie  sich 
die  Ausbildung  des  Beispruchs  zu  einem  Rcchtsinstitut  bei  allen 


“)  Vgl.  §7  u.  § 11. 
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Uebertragungen  von  Eigen  vollzog,  also  auch  bei  Geschäften  von 
Laien  unter  einander,  und  nicht  bloss  bei  Schenkungen,  sondern 
auch  bei  Kauf-,  Tausch-  und  anderen  onerosen  Geschäften.1®) 

Lewis,  der  die  Schwäche  der  Beselcr’schcn  Begründung  ein- 
sehen  mochte,  sucht  seine  und  Beselcr’s  erwähnte  Ansicht  durch 
eine  Hinweisung  auf  das  angelsächsische  Recht,  und  mit  dem  Be- 
streben Karls  des  Grossen,  durch  die  angeführten  Bestimmungen 
dem  weiteren  Verfalle  des  durch  die  vielen  Kriege  sehr  herunter- 
gekommenen sächsischen  Volksstammes  vorzubeugen,  zu  begründen. 

Indessen  ist  das  Heranziehen  von  angelsächsischen  Gesetzen 
aus  dem  9.  und  11.  Jahrhundert11)  zur  Erklärung  des  sächsischen 
Rechts  nicht  ohne  Bedenken.  Denn  während  in  Sachsen  das  alte 
sächsiche  Recht  mit  dem  römischen  noch  nie  in  Berührung  gekommen 
war,  befand  es  sich  in  England  bereits  seit  4,  bezw.  6 Jahrhunderten 
in  stetem  Contakt  und  in  steter  Friktion  mit  dem  römischen  Recht 
Dass  es  dadurch  mannigfache  Wandlungen  und  Umänderungen  er- 
litten, ist  gewiss;  erneuert  sich  ja  doch  dieser  Vorgang  später  in  Sach- 
sen und  in  ganz  Deutschland  bei  der  Reception  des  römischen  Rechts. 

Ebenso  wenig  zwingend  ist  die  aus  dem  angeblichen  Zwecke 
des  Gesetzes  versuchte  Begründung.  Zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
waren  die  Bestimmungen  des  Volksrechts  wenig  geeignet.  Unter 
den  Sachsen  mögen  sich  wegen  der  Aussaugung  des  Landes  durch 
den  fast  dreissigjährigen  Krieg  wenig  Laien  befunden  haben,  welche 
Eigen  gegen  Baarzahlung  zu  kaufen  im  Stande  waren,  und  es  sind 
daher  vermuthlich  derartige  Rechtsgeschäfte  unter  Laien  selten  ge- 
wesen. Aus  jenem  Grunde  war  man  auf  die  Kirche  angewiesen, 
(welche  über  grosse  Reichthümer  verfugte  und,  wie  auch  Lewis  zugiebt, 
Eigen  ohne  den  Beispruch  der  Erben  gUltig  erwerben  konnte);  in 
der  That  betrifft  der  weitaus  grösste  Theil  der  Urkunden  den 
Erwerb  von  Eigen  seitens  der  Kirche.  Es  wäre  nun,  — mild  ge- 
sprochen, — sonderbar,  wenn  ein  Gesetz,  das  zu  Gunsten  der  Er- 
ben erlassen  ist,  dies  behauptet  Lewis,  den  Veräusserungen  von 
Grundeigonthum  Grenzen  zieht,  die  häufigsten  und  zugleich  ge- 
fährlichsten aber,  nämlich  die  an  die  Kirche,  deren  Bestreben,  keine 
Gelegenheit  zur  Erwerbung  von  unbeweglichem  Gut  unbenutzt 
vorübergehen  zu  lassen,  Kaiser  Karl  sehr  gut  kannte,  ohne  Be- 
schränkung gestattet  hätte. 

Demnach  wird  man  umgekehrt  das  Beispruchsrecht  der  Erben 


“)  Vgl.  gegen  Beselcr  auch  v.  Richthofen  not.  66  zu  cap.  62. 

,T)  Lewis  citirt  Aclfreds  englische  Gesetze  cap.  41  und  Knuts  Gesetze  II 
cap.  79. 
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als  seit  der  ältesten  Zeit  bei  den  Sachsen  anerkannt  ansehen  müssen. 

Die  in  der  Lex  statuirte  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Kirche  er- 
klärt sich  aus  Karl»  Bestreben,  die  eben  bekehrten  Sachsen  in 
nähere  Berührung  mit  der  Kirche,  und  dadurch  mit  sich  selbst, 
zu  bringen,  und  den  neu  gegründeten  Bisthiimern,  Pfarrkirchen 
und  Klöstern  eine  genügende  Dos  in  Grundbesitz  zu  verschaffen. 
Sie  enthält  überdies  nur  die  Uebertragung  eines  auch  in  andern 
Theilen  des  Reiches  geltenden  Rechtssatzes  auf  Sachsen.18) 

Vollständig  aber  wird  die  in  Rede  stehende  Ansicht  von  Lewis 
durch  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  796  (bei  Lacomblet  a.  a.  O.  I 
No.  6)  widerlegt.  In  derselben  erklärt  ein  sächsischer  Freier 1®),  dass 
er  an  den  Erzbischof  von  Köln,  zu  dessen  Sprengel  Sachsen  damals 
gehörte80),  „particulam  hcreditatis  et  proprii  laboris sl)“,  geschenkt 
habe,  und  erwähnt  dabei  ausdrücklich  der  Einwilligung  seines 
Sohnes.  Es  bestand  demnach  da»  Beisprucherecht  bereits  im  Jahre 
796,  während  Lewis,  der  ein  Anhänger  der  Merkel'schen  Drei- 
theilung  der  Lex  der  Sachsen  ist,  und  als  solcher  die  Abfassung 
der  Kapitel  61 — 66  derselben  frühestens  in  das  Jahr  798  setzt,  das 
Beispruchsrecbt  frühestens  im  Jahre  798  entstehen  lassen  kann. 

Nach  diesen  Ausführungen  liegt  keine  Veranlassung  vor,  von 
der  alten  Ansicht  abzugehen,  welche  das  Beispruchsrecht  der  Erben 
bei  Veräusserungen  von  Eigen  für  ein  ursprüngliches  sächsisches 
Rechtsinstitut  erklärt. 8i)  Es  sprechen  für  ihre  Richtigkeit  nicht 
bloss  die  bereits  geltend  gemachten  Argumente,  sondern  auch  der 
Umstand,  dass,  als  zu  Gunsten  der  Kirche  die  Lex  die  Ver- 
äusserung  von  Eigen  unbeschränkt  gestattete,  sich  sofort  eine 
Reaction  erhob,  die  sich  auf  das  Rechtsbewusstsein  des  Volkes 

'*)  Vgl.  v.  Richthofen,  not.  öö  zu  c.  62. 

'*)  Sachsen  reichte  seit  dem  Beginn  des  8.  Jahrhunderts  südwestlich  bis 
nahe  an  den  Rhein,  südlich  bis  an  die  fränkischen  Hessen,  östlich  bis  an  die 
Harzgegenden  und  die  Unstrut,  und  stiess  etwa  bei  der  Mündung  der  Saale 
an  die  Elbe,  die  nun  die  Grenze  bildete,  so  jedoch,  dass  das  alte,  rechts  von 
der  Elbe  gelegene  Nordalbingien  noch  zu  Sachsen  gehörte.  Im  Norden  bildete 
das  Deutsche  Meer  (Nordsee)  und  im  Osten  die  Friesen  die  Grenze.  Später 
wurden  die  Grenzen  nach  Osten  und  Südosten  bedeutend  erweitert. 

*•)  Nach  neueren  Forschungen  gehört  die  Eintheilung  Sachsens  in  8 
Diöcesen  erst  dem  9.  Jahrhundert  an.  Vgl.  Gfrörer,  Kirch.-Gesch.,  II  2 cap.  1. 

*')  Diese  Worte  sind  nicht  mit  Zimmerle  a.  a.  0.  S.  127  auf  eine  vom 
Schenkgeber  selbst  vorgenommene  Rottung  zu  beziehen.  Geschenkt  wird 
ein  Theil  des  durch  Erbgang  auf  den  Schenkgeber  gediehenen,  und  des  von 
ihm  selbst  gerotteten  Landes. 

**)  Diese  Ansicht  wird  jetzt  auch  von  v.  Richthofen  in  seinem  Kommen- 
tar zur  Lex  Saxonum  (bes.  not.  ö3  u.  68  zu  cap.  62)  vertreten. 
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stützte  **),  und  durch  welche  in  nicht  allzu  langer  Zeit  jener  Be- 
stimmung derogirt  wurde. 


II.  Ueber  die  einspruchsberechtigten  Personen. 


a)  Der  nächste  Erbe  als  Einspruchsberechtigter. 

§3. 

Als  einspruchsberechtigt  wird  im  sächsischen  Volksrecht,  wie 
bereits  bemerkt1),  der  „heres“  oder  „proximus“  genannt.  Allein 
so  bestimmt  dieses  Volksrecht  zur  Gültigkeit  einer  Veräusserung 
von  Immobilien  den  Konsens  der  Erben  fordert,  so  ungewiss  und 
unaufgeklärt  lässt  es  uns  bei  der  Beantwortung  der  Fragen:  War 

zur  Gültigkeit  der  gedachten  Veräusserung  die  Zustimmung  aller 
zur  Zeit  der  Veräusserung  vorhandenen  Erben  oder  Verwandten 
erforderlich,  — ohne  Rücksicht  auf  den  Grad  der  Verwandtschaft 
oder  die  Reihenfolge,  in  welcher  sie  succedirten  — , oder  genügte 
die  Einwillung  des  oder  der  zur  Zeit  der  Veräusserung  vorhandenen 
nächsten  Erben?  War  ferner  das  Einspruchsrecht  an  einen  gewissen 
Verwandtschaftsgrad  geknüpft,  so  dass  über  diesen  hinaus  der  Ein- 
spruch nicht  berücksichtigt  zu  werden  brauchte? 

Die  Beantwortung  dieser  Fragen  erschwert  die  Ausdrucksweise 
vieler  Urkunden,  welche  den  Forscher  über  das  Verwandtschafts- 
Verhältniss  der  konsentirenden  Personen  zum  Vcräusserer  im 
Dunklen  lassen,  indem  sic  sich  ganz  allgemeiner  Ausdrücke  bedie- 
nen, oder  sagen,  die  Zustimmung  aller  Verwandten  oder  Erben  sei 
ertheilt  worden.2)  Zwar  wird  in  manchen  Urkunden  der  Ausdruck 

,J)  Vgl.  Urkunde  v.  9%  unten  § 7. 

')  Vgl.  S.  fi. 

*)  Die  Veräusserung,  heisst  cs  in  den  Urkunden,  ist  vorgenommen  worden 
„ennsensn  nmnium  heredum“,  „consent ientibus  oder  eolhiudantibus  hcredihus 
legitimis“,  „consensu  omnium  propinquorum“  u.  s.  w.  Vgl.  beispielsweise  Schenk.- 
Urk.  v.  1035  (bei  Lsppeuberg  1. 1.  No.  76)  Urk.  v.  1085  (eod.  No.  115),  Tausch-Urk. 
v.  1184 — 1189  (eod.  No.  288),  Schenk. -Urk.  v.  1146  (bei  Möser,  Osnabr.  Gesch., 
II  I)occ.  No.  53),  Urk.  v.  1186  (über  einen  Vergleich)  (Seibertz,  Urk.-Buch  zur 
Gesch.  Westfalens,  I No.  91),  Urk.  v.  1196  (eod.  No.  107),  Urk.  v.  1195  (bei 
Beckmann,  Anhaitische  Gesell.,  I S.  470).  Urk.  v.  1196  (Schenk,  einer  Mühle  an 
ein  Kloster,  bei  Falke,  Codex  traditionum  Corbejcnsium,  S.  776  No.  42),  Urk. 
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omnes  lieredes  genauer  bestimmt,  indem  er  näheren  Verwandten,  insbe- 
sondere den  Kindern,  Eltern  und  Geschwistern  entgegengesetzt 
wird,  also  die  entfernteren  Verwandten  bezeichnet3);  aber  da  aus 
den  Urkunden  nicht  erhellt,  wie  weit  die  entfernteren  Verwandten 
mit  jenem  Ausdruck  zusammengefasst  wurden,  ist  für  unsere  Unter- 
suchung nichts  gewonnen.  Ebenso  wenig  fordert  der  Ausdruck 
„consensu  heredum  et  coheredum“,  wo  heredes  in  der  Regel  die 
Descendenten,  coheredes  die  Geschwister  sind.4)  Freilich  erhellt 
hieraus,  dass  die  Einwilligung  dieser  Verwandten  eingeholt  wurde. 
Aber  dadurch,  dass  auch  die  Descendenten  bisweilen  coheredes  ge- 
nannt wurden6),  und  dass  mitunter  die  coheredes  auch  den  Ge- 
schwistern entgegengesetzt  werden,  mithin  entferntere  Verwandte 
bezeichnen*),  verliert  auch  dieses  Resultat  wieder  seine  Bedeutung. 

Ebenso  lassen  uns  andere  Urkunden,  in  denen  die  konsentirenden 
Verwandten  zwar  nach  ihrem  Verwandtschaftsverhältniss  zum  Ver- 
äusserer  genannt  werden,  in  denen  aber  zugleich  Verwandte  von 
verschiedener  Gradesnähe  und  aus  verschiedenen  Parentelen  als 
konsentirend  erwähnt  werden,  hinsichtlich  der  Frage,  ob  des 
nächsten  Erben  Beispruch  zur  Gültigkeit  der  Veräusserung  genügte, 
unaufgeklärt,  ja  scheinen  für  eine  Verneinung  dieser  Frage  zu 
sprechen.  So  werden  beispielsweise  neben  einander  als  konsentirend 
erwähnt: 

a)  Söhne  und  Töchter  7), 

v.  1200  (bei  Kindlinger  1.  1.  II  docc.  No.  38),  Urk.  v.  1226  (Nicsert,  Münster. 
Urk.-Samml. , II  No.  92).  Manche  Urkunden  sprechen  sogar  von  „heredibus 
consentienbus  praesentibus  et  successuris.“  Vgl.  Urk.  v.  1140  hei  Falke  1.1. 
S.  784  No.  55. 

’)  Urk.  v.  1172  (bei  Niesert  1.  1.  II  No.  62  „consensu  parentum  et  heredum 
suorum“),  v.  1227  (eod.  No.  98,  „consensu  filiac  suae  luthae  et  ceterorum  legi- 
timorum  heredum“).  Im  Jahre  1203  verkaufte  Gottfried  II.  von  Arnsberg  dem 
Kloster  Oelinghausen  mehrere  Güter  „accedente  l'ratris  sui  et  omnium  heredum 
suorum  ad  hoc  consensu“  (bei  Seihe rtz  1. 1.  No.  118). 

4)  Vgl.  v.  Sydow,  Erbrecht  des  Sachsenspiegels,  S.  204  Anm . 613. 

s)  Urk.  v.  1228  (bei  Möser  1. 1.  No.  114). 

•)  Urk.  v.  1196  (bei  Seibertz  1.1.  No.  109),  nach  welcher  Bernhard  von  der 
Harst  „de  voluntate  fratris  sui  W.  et  coheredum  suorum“  4 Mansi  an  das 
Nonnenstift  St.  Gertrud  in  Osnabrück  verkauft  hat. 

’)  Urk.  v.  1096  (l>ei  Möser  II  No.  44),  nach  welcher  die  hochbejahrte 
Wittfrau  Schwanburg  an  die  Kirche  zu  Osnabrück  den  Hof  Nordcnfelden  mit 
21  Leibeigenen  und  dem  übrigen  Zubehör  „consensu  et  collaudationc  legiti- 
morum  heredum  suorum,  i.  e.  Erphonis,  filii  sui*  et  Thetae,  filiae  suae,  per 
manum  mundiburdi  sui,  i.  e.  ejusdeni  Erphonis,  qui  heres  et  mundiburdus  ejus 
erat“,  verschenkt.  Vgl.  ferner  Urk.  v.  1108  (eod.  No.  47)  u.  v.  1189  (bei  Lappen- 
berg I No.  290).  — Es  ist  zu  berücksichtigen,  dass  nach  altsächsischem  Recht 
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b)  Sohn  und  Enkel  von  demselben  Sohn  ®), 

c)  Kinder  (Söhne  und  Töchter)  und  Gattin®), 

d)  Sohn,  Mutter,  Schwester  und  Gattin  l0), 

e)  Sohn  und  Bruder”), 

f)  Sohn,  Tochter,  Bruder,  Geschwisterkinder,  und  Gattin  des 
Veräusserers  **), 

g)  Gattin,  Sohn,  Tochter,  Bruder  mit  Gattin  und  Kindern, 
Schwester  mit  Ehemann  und  Kindern,  Söhne  einer  ver- 
storbenen Schwester,  Bruder  der  Mutter  (avunculus),  Kinder 
der  Mutterschwester  (consobrini)  und  ein  cognatus1®) 

h)  Tochter,  Bruder  und  Bruderssohn14), 

i)  Vater  und  Mutter1®), 

k)  Bruder  und  Schwester 1“), 

l)  Bruder,  Schwester,  sowie  Bruders-  und  Schwesterssöhne.”) 

Töchter  Immobilien  erst  dann  erben,  wenn  Söhne  oder  Sohnessöhne  des  Ver- 
äusserers  nicht  vorhanden  Bind.  Vgl.  Lex  Sax.  csp.  41,  44  , 46.  Vita  Liud- 
bergae  (Monum.  Germ.  Script.  IV  158).  Sachsp.  I 17  § 1.  v.  Sydow  1. 1.  8.  78  u. 
82  f.,  Siegel,  Deutsch.  Erbrecht,  S.  48  u.  53. 

*)  Urk.  v.  1222  (bei  Wolf,  Gesch.  d.  Eichsfeldcs,  I Urk.  No.  17). 

*)  Urk.  v.  1210  (bei  Seibertz  1.1.1  No.  135).  Urk.  v.  1211  (l>ei  Lappenberg, 
I No.  384). 

■•)  Urk.  v.  11%  (bei  Kindlinger,  III  1 No.  97). — Bekanntlich  erben  nach 
altsächsischem  Recht  die  Angehörigen  der  2.  l’arentel  erst  dann,  wenn  von 
denjenigen,  die  in  der  ersten  stehen,  Niemand  vorhanden  ist.  Noch  der  Sachsen- 
spiegel hält  fest,  dass  in  diesem  Falle  der  Vater  der  allein  Berechtigte  ist;  erst 
wenn  dieser  nicht  mehr  vorhanden,  ist  die  Mutter  Erbin,  nach  ihr  sind  es  die 
Geschwister,  und  zwar  wieder  der  Bruder  mit  dem  ausschliesslichen  Vorzugs- 
rechte vor  der  Schwester.  Vgl.  Ssp.  I 17  § 1 : „Stirft  die  man  ane  kint,  sin 
vader  nimt  sin  erue,  ne  heuet  he  des  vater  nicht,  it  nimt  diemodermit  mereme 
rechte,  dan  sin  bruder.  — Doch  nimt  sones  unde  dochter  kint  erue  vor  vader 
unde  vor  müder  unde  vor  suster.“  Vgl.  noch  Sydow  1. 1.  S.  105  und  Siegel 
1.1.  S.  59. 

1 ')  Urk.  v.  1166  (bei  Kindlinger  II  Docc.  No.  33). 

'»)  Urk.  v.  1221  (eod.  III  Docc.  No.  57)  u.  v.  1226  (eod.  III  1 No.  63, 
aus  einem  Versehen  daselbst  mit  42  verzeichnet). 

'*)  Vgl.  Tittmann,  Heinrich  der  Erlauchte,  S.  176  Anm.  974  und  975.  In 
der  daselbst  angeführten  Urkunde  wird  der  Consens  von  40  Personen  erwähnt. 
Za  beachten  ist,  dass  die  Geschwister,  abgesehen  von  den  Eltern,  allen  Ascen- 
denten  und  Seitenverwandten  vergehen.  Sydow  1.  1.  S.  103  ff.  Siegel  S.  58  f. 

' •)  Urk.  v.  1222  (bei  Wolf  1.  1.  No.  184). 

”)  Urk.  aus  dem  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  (l>ci  Kindlinger  II  Docc. 
No.  14).  • 

■*)  Urk.  v.  1233  (bei  Haltaus,  Glossar.  German,  med.  aevi,  (1758)  S.  368). 

'»)  Urk.  v.  1205  (bei  Kindlinger  III  1 No.  46  (S.  123). 
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Alle  diese  Urkunden  scheinen  zu  beweisen,  das3  zur  Gültigkeit 
der  VeräusBerung  die  Einwilligung  aller  zur  Zeit  der  Veräusscrung 
vorhandenen  erbberechtigten  Verwandten  erforderlich  war,  und  dass 
die  des  nächsten  Erben  allein  nicht  genügte.18)  Eine  derartige 
Schlussfolgerung  ist  aber  durchaus  unzulässig,  denn  sie  würde  mit 
vielen  anderen  Urkunden1*)  in  Widerspruch  stehen. 

Nicht  alle  zur  Zeit  der  Veräusscrung  existirenden  erbberech- 
tigten Verwandten,  ohne  Rücksicht  auf  die  nähere  oder  entferntere 
Successionsberechtigung,  sind  einspruchsberechtigt,  sondern  nur  die 
zu  jener  Zeit  vorhandenen  nächsten  Erben. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  spricht *°)  der  Umstand, 
dass  bei  echter  Noth  das  Vorkaufsrecht  nur  dem  proximus  heres 
zusteht*1),  woraus  folgt,  dass  bei  freiwilligen  Veräusserungen  eben- 
falls nur  des  proximus  Zustimmung  erforderlich  war.  Nicht  ohne 
Absicht  hat  der  Gesetzgeber  den  Superlativ,  nicht  ohne  Absicht 
auch  den  Singular  gebraucht. 

Es  beweisen  ferner  die  Richtigkeit  der  gedachten  Behauptung 
eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden, 


■*)  Diese  Ansicht  vertheidigt  als  richtig  v.  Sydow  1. 1.  § 44,  insbes.  S.  214 
und  218  f.,  und  zwar  mit  .Rücksicht  auf  Urkunden  derjenigen  Art,  wie  aie  oben 
im  Text  angeführt  sind,  und  von  denen  er  eine  grössere  Anzahl  aus  dem  13. 
und  14.  Jahrhundert  allegirt.  Auch  der  neueste  Schriftsteller  über  deutsches 
Erbrecht,  v.  Araira,  (Erbenfolge  und  Verwandtschaftagliederung,  München  1874, 
S.  131  a.  E.)  meint,  es  sei  „ganz  sicher,  [?]  dass  das  Einstands-  und  Einspruchs- 
recht dem  nächsten  Erben,  und  wenn  dieser  darauf  verzichtete“  (d.  h.  wohl : den 
Beispruch  ertheilte) , „dem  nächstfolgenden  u.  a.  f.  gebührte“,  und  führt  als 
Beweis  aus  der  Urk.  bei  Seibertz  1. 1.  No.  40,  aus  dem  Jahre  1119,  die  Worte  an: 
„patre  suo  et  ceteris  propinquis  et  amicis  suis  adstantibus  et  consentientibus“, 
welche  indessen  ebenso  wenig  beweisen,  als  die  oben  S.  13  f.  beigebrachten 
Urkunden.  Weniger  bestimmt  vindicirt  Gerber  (Medit.  p.  9)  das  Beispruchs- 
recht  nicht  blos  den  nächsten  Erben,  sondern  überhaupt  Erben  in  unbekann- 
ten und  je  nach  den  Gegenden  verschiedenen  Grenzen.  Mit  Hecht  bemerkt 
Siegel  (LI.  S.  96)  bezüglich  der  Ansichten  Sydow's  und  Gerber’s,  — dasselbe 
gilt  auch  von  Amira's,  — dass  sie  sich  schwerlich  von  dem  Vorwurfe  recht- 
fertigen  lassen,  dass  sie  das  Thatsächliclie  mit  dem,  was  Rechtens  war,  ver- 
mengen. Vgl.  darüber  unten. 

**)  Vgl.  S.  16  ff. 

*•)  Das  Wort  „primo“  in  Lex  Sax.  cap.  64  .beweist  nichts  für  die  Rich- 
tigkeit der  im  Text  aufgestellten  Ansicht.  Denn  es  ist  nicht  das  Adjektivum, 
sondern  das  Adverbium,  wie  theils  aus  dem  Gegensätze:  „Wenn  dieser  nicht 
kaufen  will,  so  biete  er  (in  zweiter  Linie)  dem  Mundwalt  an“,  theils  daraus 
hervorgeht,  dass  einige  Handschriften  „primum“  haben.  — Andrer  Meinung 
v.  Hichtbofen  not.  72  zu  c.  64. 

*•)  Vgl.  S.  5 Anm.3. 
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Nach  einer  Urkunde  vom  Jahre  1197**)  hatte  ein  Eigenthümer 
mit  Einwilligung  seines  Sohnes  mehrere  Grundstücke  verschenkt. 
Als  später  der  Sohn  des  letzteren,  also  der  Enkel  des  Veräusserers, 
das  Rechtsgeschäft  als  ungültig  anlicht,  weil  man  seinen  Konsens 
nicht  eingeholt  habe,  wird  er  mit  der  Klage  abgewiesen,  indem 
die  Richter  erkennen:  „Cum  secundum  consuetudinem  terrae 
et  iuris  ordinem,  vivente  patre  stio,  in  bouis  avi  sui  nihil 
iuris  huberet:  suus  super  eo  nullus  requirendus  esset  con- 
sensus.“ 

Kurz  darauf  (1212)  entschied  in  einem  ähnlichen  Falle  der 
Bischof  von  Hildesheim:  „quod  quilibet  homo,  cujuslibet  conditionis 
aut  Status  existat,  sua  bona  donando,  vendendo  aut  permutando 
transfcrre  potest  libere  in  quamcunque  voluerit  ecclesiam  et  per- 
sonam,  solum  cum  consensu  propinquissimorum  heredum 
suorum,  aliorum  consanguineorum  suorum  consensu  ad  hoc 
minime  requisito.“  *8) 

Drei  und  zwanzig  Jahre  früher  hatte  der  Bischof  Herrmann 
von  Münster  bekundet,  dass  „vir  nobilis  advocatus  de  Rethe  Wide- 
kindus  et  mater  ejus  Deo  devota  Lutrudis  obtulerunt  monasterio 
campi  Sanctae  Mariae  universa,  quaecunque  proprietatis  iure  posse- 
derant  infra  terminos  Angariae  et  Westfaliae  . . . Ut  autem  rata  per- 
raaneret . . oblatio,  opus  erat  ampliori  certidudinis  argumento.  Qua- 
propter  praedictus  Widekindus  . . et  mater  sua  Lutrudis  partem 
illam  praediorum,  quae  sub  iurisdictione  comitis  Rudolphi  de  ßur- 
bena  sita  fuit,  cum  propinquiorem  heredein  non  haberent, 
mutua  comproinissione  stabilierunt.“*8*-) 

Kann  deutlicher  gesagt  werden,  dass  der  Konsens  des  oder  der 
nächsten  Erben  zur  Gültigkeit  der  Veräusserung  genügt! 

Als  ferner  — vermuthlich  gegen  Ende  des  11.  oder  beim  Be- 
ginn des  12.  Jahrhunderts  — ein  Graf  Huno  „sub  consensu  legalis 
hcredis  sui,  Fritherici  comitis“,  seine  Herrschaft  Radsted  einem 
an  diesem  Orte  zu  gründenden  Kloster  geschenkt  hatte,  nach  dein 
Tode  dieser  beiden  Grafen  Huno  und  Friedrich  aber  Dietrich  von 
Almeshof  und  sein  Sohn  Milo  i.  J.  1135  die  Schenkung  „per  asser- 
tionein  hereditarii  iuris“  anfochten,  ist  das  Resultat  des  Processes 
dies:  „Justitia  praevalente  fraudati  sunt  a desiderio  suo  non  bono 

’*)  Bei  Duncker,  Gesammteigenthum,  S.  121  Anm.  2,  aus  ab  Eratk,  Cod. 
dipl.  Quedlinburg.,  p.  107  No.  36.  Dies  ist  die  einzige  sächsische  Urkunde  aus 
der  Zeit  vor  dem  Sachsenspiegel,  welche  man  bisher  für  die  im  Text  verthei- 
digte  Ansicht  anführte. 

**)  bei  Haitaus,  Glossar.  S.  283. 

1 *»)  Urk.  v.  1189  bei  Kindlinger  Hi  No.  31. 
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Theodericus  et  Milo.“®4)  Sie  unterliegen  also,  ein  Beweis,  dass 
nur  der  nächste  Erbe  das  Widerspruchsrecht  hatte. 

In  einer  älteren  Urkunde  aus  dem  Jahre  1091  *5)  wird  uns  mit- 
getheilt,  dass  Gerhard  von  Stampenhausen  „cum  matre  sua,  quae  tum 
vivens  erat,  ejus  heres  verissima“,  mehrere  Güter  an  die  Kirche 
von  Bremen  geschenkt  hat.  Weiter  gegen  Ende  heisst  es  in  der 
Urkunde:  „Frater  ipsius  Gerhardi,  Atholfus,  praesens  laudavit  (sc. 
donationem),  quam  quam  ad  eum  laudare  non  pertineret.“  Der 
Bruder  des  Veräusserers  ist  also  bei  Lebzeiten  der  gemeinschaftlichen 
Mutter  nicht  beispruchsberechtigt,  weil  letztere  in  diesem  Falle,  wie 
bemerkt  wird,  heres  verissima  des  Veräusserers  ist. 

In  einer  anderen,  im  Jahre  1096  ausgestellten  Urkunde  *•)  be- 
kundet der  Osnabrückcr  Bischof  Wido,  dass  die  Wittfrau  Schwane- 
burg „conscnsu  et  collaudatione  legitimorum  heredum  suorum  i.  e. 
Erphonis  filii  et  Thetae  filiac“  den  Hof  N.  der  Kirche  von  Osnabrück 
geschenkt  habe.  Da  der  Schwaneburg  von  diesem  Hofe  aber  nur 
zwei  Drittheile  eigcnthümlich  gehörten,  der  letzte  Drittheil  vielmehr, 
an  welchem  sie  nur  ein  Leibzuchtsrecht  hatte,  Eigenthum  ihres 
genannten  Sohnes  war:  „Erpho  filius  ejus,  ad  quem  pars  illa  tertia 
hcreditario  iure  veniebat,  consensu  et  collaudatione  praedictae  ma- 
tris  . . praedictae  ecclesiae  legitime  vendidit.“  — Es  ist  hierbei  zu 
berücksichtigen,  dass  Erpho’s  Schwester,  obwohl  sie  bei  dem  ganzen 
Akt  zugegangen  war,  und  obwohl  bei  der  von  ihrer  Mutter  vorge- 
nomtnenen  Veräusserung  ihre  Zustimmung  ausdrücklich  erwähnt 
wird,  bei  derjenigen  ihres  Bruders  als  ein  willigend  nicht  genannt 
wird,  was  um  so  auffallender  ist,  weil  jenes  noch  einmal  in  der- 
selben Urkunde  bei  einer  zweiten  Veräusserung  der  Schwaneburg 
geschieht.  Der  Grund  für  die  Nicht-Einholung  des  Beispruchs  der 
Schwester  bei  der  Veräusserung  Erpho’s  kann  nur  darin  liegen, 
dass  ihr  Konsens  in  diesem  Falle  nicht  erforderlich  gewesen , weil 
die  Mutter  die  nächste  Erbin  war. 

Hierher  gehören  noch  mehrere  Urkunden,  in  denen  bei  der  Ver- 
äusscrung  der  Konsens  der  nächsten  Erben  erwähnt  wird,  entfern- 
tere Erben  aber  am  Schluss  der  Urkunden  als  Zeugen  aufgeführt 
werden.  Als  der  Edle  Sigibert  z.  B.  11 13  der  Abtei  Corvey  seine 
Allodien  aufliess,  um  sie  mit  anderen  Gütern  als  Prekarie  zurück- 
zuerhalten, that  er  dies  „collaudantibus  filiabus  suis,  quae  iusta  suc- 
cessione  heredes  ejus  exstiterant.“  Unter  den  Zeugen  werden  in  der 


,4)  bei  Lappenberg  I No.  150. 

”)  eod.  No.  119. 

**)  bei  Möser  II  Docc.  No.  44. 

Fipper,  Dm«  Iieisprucbsrecht.  g 
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über  dieses  Rechtsgeschäft  ausgestellten  Urkunde  „Sigfridus  et  Thiet- 
marus  cognati  ipsius  Sigiberti“  genannt.’7)  — Im  Jahre  1108  legte 
der  an  der  friesischen  Grenze  reich  begüterte,  sächsische  Graf  Egil- 
raar  „suadente  et  efficiente  venerabili  ejus  coniuge  Richeza,  et  lau- 
dantibus  et  consentientibus  duobus  eorum  filiis  Chr.  et  E..“,  zweien 
seiner  Güter  für  das  Kloster  Iburg  einen  jährlichen  Zins  auf.  „Hujus 
rei“,  heisst  es  in  der  betreffenden  Urkunde,  „testes  sunt  Gisilbertus, 

dictus  frater  ipsius  comitis  Egilraari “ ,s)  — Desgleichen  wird, 

als  Graf  Gottfried  II.  von  Arnsberg  im  Jahre  1210  „uxore  Agnes 
comitissa  et  Alheit  filia  benivole  consentientibus“  2 Höfe  an  das  Klo- 
ster Oedinghausen  schenkte,  unter  den  Zeugen  Gottfrieds  Bruder, 
Ritter  Heinrich  der  Schwarze  von  Arnsberg,  erwähnt.*®)  Wäre  die 
Einwilligung  dieser  als  Zeugen  aufgeführten  entfernteren  Verwand- 
ten erforderlich  gewesen,  so  würden  sie  unter  den  Konsentirenden, 
und  nicht  unter  den  Zeugen,  aufgeführt  worden  sein.*®) 

Dazu  kommt  endlich,  dass  man  schon  au  sich  bei  den  Worten : 
„der  (oder  die)  Erbe(n)  Jemandes“  [heres,  proximus,]  an  diejenigen 
denkt,  welche,  wenn  dieser  jetzt  sterben  würde,  ihm  succediren  wür- 
den, welche  also  gerade  zur  Zeit  der  Veräusserung  die  zur  Erb- 
folge Berechtigten  sind.  Daher  heisst  es  denn  auch  in  denjenigen 
Urkunden,  welche  sich  durch  Genauigkeit  und  Bestimmtheit  des 
Ausdruckes  auszeichnen:  „cum  laude  et  consensu  iusti  ac  proximi 
heredis  sui,  Hejo  nominati;“31)  „praesentibus  et  viva  voce  collaudan- 
tibus  suis  (des  Veräusserers)  tune  temporis  (d.  h.  zur  Zeit  der 
Veräusserung)  iustis  heredibus“;8*)  „consentientibus  in  eandem 
venditionem  coheredibus  ejus  [des  Verkäufers],  ad  quos  post  ejus 
mortem  praedictum  praedium  devolvi  debuisset,  si  ipse  sine 
legitimis  filiis  moreretur“88)  u.  s.  w. 

Hiernach  ist  cs  nicht  mehr  zweifelhaft,  dass  nach  altsächsischcm 

*’)  bei  Kindlinger  II  Ko.  15. 

**)  Möser  1.  1.  II  No.  47. 

**)  Seibertz  1.  1.  No.  135. 

*•)  Koch  manche  andere  Urkunden  lassen  sehliessen,  dass  nur  der  nächste 
Erbe  einspruchsberechtigt  war;  so  z.  B.  alle  diejenigen,  in  welchen  nur  einer 
oder  mehrere  zugleich  erbberechtigte  Verwandte  als  zustimmend  erwähnt  wer- 
den. Vgl.  unten  S.  26  ff.  Denn  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  in  diesen 
Fällen  nicht  noch  entferntere  Verwandte  vorhanden  waren,  also  z.  B.  Ge- 
schwister oder  Geschwisterkinder,  wenn  der  Konsens  nur  von  Descendentcn 
oder  Vater  oder  Mutter  erwähnt  wird. 

’■)  Urkunde  von  1049  bei  Möser  II  No.  22. 

**)  Urkunde  von  1142  bei  Niesert,  II  No.  29. 

**)  Urkunde  von  1206  bei  Kindlinger  III  No.  46. 
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Recht  nur  der,  bzw.  die  zur  Zeit  der  Veräusserung  nächsten  Erben 
einspruchsberechtigt  waren. 

Diesem  Ergebnis»  widersprechen  bei  tieferer  Erwägung  nicht 
die  oben84)  angeführten,  scheinbar  das  Gegentheil  besagenden  Ur- 
kunden, in  welchen  der  Zustimmung  nicht  allein  der  nächsten  Er- 
ben, sondern  auch  der  entfernteren  Erwähnung  geschieht. 

Eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden  geben  uns  die  Gewissheit, 
dass  von  entfernteren  Verwandten  die  Gültigkeit  der  in  gesetzlicher 
Weise  vorgenommenen  Veräusserungen  oft  bestritten  und  angefoeh- 
tcn  wurde. 8&)  Dem  Erwerber  musste  aber  daran  gelegen  sein,  je- 
dem Processe  vorzubeugen,  da  dieser  bei  der  damaligen  Rechtsun- 
sicherheit vielleicht  nicht  ungefährlich,  jedenfalls  aber  unbequem 
war.8*)  Das  einfachste  Mittel  aber,  einem  Processe  vorzubeugen, 
bestand  darin,  dass  der  Veräusscrer,  welchem  es  ebenfalls  nicht 
gleichgültig  sein  konnte,  dass  das  Rechtsgeschäft  später  angegriffen 
wurde,  da  er  dem  Erwerber  im  Falle  des  Uuterliegens  mit  der  Fahr- 
nis« Eviktion  leisten  musste,  nicht  nur  die  nächsten  erbberechtigten, 
sondern  überhaupt  alle  oder  möglichst  viele  Verwandte37)  zum  Kon- 
sens aufforderte.*8)  Bisweilen  mochte  freilich  die  Zuziehung  der 
letzteren  aus  anderen  rechtlichen  Gründen,  als  des  Einspruchsrechtes 
wegen,  erfolgen,  z.  B.  um  Bürgen  zu  sein,  oder  weil  sie  Vormün- 
der, Miteigenthümer  u.  s.  w.  waren,3*)  oder  weil  sie  ein  anderes 
dingliches  Recht,  z.  B.  ein  Leibzuchtsrecht, 4tf)  an  dem  Grundstück 
hatten.41)  Abgesehen  von  diesen  speciellen  Fällen  aber,  welche  als 


»•)  S.  12  ff. 

*s)  Vgl.  § 2.  Anm.  12. 

’*)  Hieraus  erklären  »ich  auch  die  zahlreichen  Zeugenunterschriften,  be- 
sonders der  Grossen,  die  oftmaligen  Bestätigungen  früherer  Veräusserungen 
durch  Kaiser,  Fürsten  und  etile  Herren  (wofür  ein  interessantes  Beispiel  die 
Urkunde  von  889  bei  Kiudlinger  II  Xo.  6 und  Wilmans,  Kaiserurkunden, 
Anh.  IV  3 lit.  f.,  bietet),  die  Geldabfindungcn  an  die  Erben,  um  ihrem  Ver- 
zichte mehr  Stetigkeit  zu  geben,  die  Androhung  ewiger  und  geistlicher  Stra- 
fen. die  eidliche  Versicherung  der  Erben,  die  Veräusserung  nicht  anfechten  zu 
wullen  u.  s.  w.  Belege  hierfür  finden  sich  in  den  einzelnen  Urkundensamm- 
lungen in  Fülle. 

*’)  Die  interessanteste  Urkunde  ist  in  dieser  Beziehung  die  oben  Anmer- 
kung 13  angemerkte. 

*■)  Mitunter  heisst  es  deshalb  in  den  Urkunden:  „alii  heredes,  exeeptis 
his,  nulli  penitus  supersunt,“  (z.  B.  Kindlingcr  III  Urkdb.  No.  115). 

**)  Vgl.  unten  S.  23. 

*•)  Urkunde  von  1096  bei  Möser  II  Docc.  No.  44. 

“)  Hierauf  möchte  ich  die  in  späteren  Urkunden  (vgl.  v.  Sydow  1.  1. 

2* 
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solche  die  allgemeine  Regel  bestätigen,  ist  daran  festzuhalten,  dass 
die  Zuziehung  der  entfernten  erbberechtigten  Verwandten,  vom 
rechtlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  eine  rein  thatsächliche  Be- 
deutung hatte.4-)  Die  Einholung  ihres  Beisprucbs  mochte  oft  sehr 
nützlich  spin,  war  aber  zur  Gültigkeit  des  Rechtsgeschäfts  keines- 
wegs erforderlich.48) 

Damit,  dass  der  nächste  Erbe  einspruchsberechtigt  gewesen,  ist 
aber  nicht  gesagt,  dass  lediglich  die  Successionsfühigkeit  bei  der 
Frage  nach  der  Berechtigung  zum  Einspruch  entschieden  hätte,  und 
auf  die  Parentel,  in  welcher  der  Erbe  stand,  bzw.  auf  den  Grad  der 
Verwandtschaft  gar  nichts  angekommen  wäre.  Keineswegs  waren 
die  Erben  jeder  beliebigen  Parentel  oder  von  jedem  beliebigen  Ver- 
wandtschaftsgrade, selbst  wenn  sie  in  concreto  zur  Succession  be- 
rechtigt waren,  zu  der  Veräusserung  zuzuziehen.  Das  Einspruchs- 
recht schloss  vielmehr  mit  einem  bestimmten  Kreise,  mochte  dies 
nun  eine  Parentel,  oder  ein  Grad  der  Verwandtschaft  sein,  ab,  so 
dass  derjenige,  welcher  jenseits  desselben  stand,  nicht  einspruchs- 
berechtigt war;  m.  a.  \V.:  jeder  einspruchsberechtigte  Erbe  war 
zugleich  nächster  Erbe,  aber  doch  nicht  jeder  nächste  Erbe  ein- 
spruchsberechtigt. 

Die  Nothwendigkeit,  das  Beispruchsrecht  mit  einem  bestimmten 
Kreise  abschliessen  zu  lassen,  haben  bereits  Griesinger  und  Beseler 


Anm.  681)  bisweilen  vorkomraenden  Worte:  „consensu  omnimn  hercduin,  quo- 
rum  Consensus  de  iure  vel  de  facto  fuerat  requirendus“  beziehen. 

41)  Möglich  ist  cs,  dass  die  häufigen  Anfechtungen  entfernterer  Erben 
selbst  in  den  Fällen,  wo  der  nächste  Erbe  eingewilligt,  so  wie  die  Zuziehung 
der  entfernteren  Erben  zu  den  Veräusserungcn,  obwohl  sie  rechtlich  nicht  noth- 
wendig  war,  einen  Anhalt  im  Bewusstsein  des  Volkes  hatten.  Möglich  ist  es, 
dass  das  älteste  Rocht  allen  Erben  die  Anfechtung  gestattete,  und  die  Beschrän- 
kung der  Einspruchsberechtigung  auf  den  nächsten  Erben  erst  späteres,  jeden- 
falls aber  schon  lange  vor  der  Abfassung  der  Lex  geltendes  Recht  ist.  Mit 
Sicherheit  lässt  sich  diese  Annahme  aber  nicht  behaupten,  und  wird  durch  die 
uns  bekannten  Rcchtsdenkmäler  nicht  im  mindesten  unterstützt;  lediglich  der 
Umstand,  dass  ein  Blick  auf  die  geschichtliche  Entwickelung  des  ßeispruehs- 
rechtcs,  — abgesehen  von  der  Stärkung  bei  den  Veräusserungcn  an  die  Kirche,  - — 
eine  stete  Minderung  und  Schwächung  desselben  zeigt,  lässt  jene  Annahme  als 
einigermassen  wahrscheinlich  erscheinen. 

•*)  Deshalb  sprechen  mehrere  Urkunden  bei  der  Zuziehung  von  entfern- 
teren Verwandten  zu  Veräusserungen  von  einer  „abundans  cautela"  (Urk.  v.  1217, 
bei  Seibertz,  Urkundenbuch,  I No.  148)  oder  bemerken,  beispielsweise,  wenn  der 
Bruder  neben  den  Kindern  als  konsentirend  erwähnt  wird,  ausdrücklich:  der 
Bruder  sei  zugezogen  worden,  obschon  ihm  das  Beispruchsrecht  nicht  zugestan- 
den hätte.  (Vgl.  Urk.  v.  1091  oben  S.  17.) 
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gefühlt;44)  sie  zu  begründen  haben  aber  erst  Gerber48)  und  Zim- 
merte48)  versucht.  Wäre  das  Beispruchsrecht,  meinen  diese  bei- 
den Rechtsichrer,  nicht  auf  die  Angehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
Parentel  beschränkt  gewesen,  so  hätte  plötzlich  ein  Dritter,  mochte 
er  auch  in  einem  noch  so  entfernten  Verwandtschafts -Verhältniss 
zum  Veräusserer  stehen,  und  von  dessen  Existenz  eben  wegen  der 
entfernten  Verwandtschaft  weder  der  Erwerber,  noch  der  Veräusserer 
eine  Ahnung  hatten  [?],  auftreten  und  das  bona  fide  abgeschlossene 
Rechtsgeschäft  anfechten  können.  Auch  hätte  der  Richter,  um  einen 
vor  ihn  gebrachten  Rechtsfall  entscheiden  zu  können,  wissen  müs- 
sen [?],  mit  welchem  Grade  der  Verwandtschaft  die  Einspruchs- 
berechtigung ende. 

Diese  aus  Zweckmässigkeitsgründen  hergeleitete  Begründung 
halte  ich  für  nicht  stringent.  Ich  möchte  mich  für  die  Richtigkeit 
der  in  Rede  stehenden  Ansicht  lieber  auf  die  hin  und  wieder  vor- 
kommenden  Urkunden  berufen,  in  welchen  die  Zustimmung  der  Er- 
ben zwar  nicht  erwähnt,  aber  als  Grund  dafür  angegeben  wird,  „cum 
propinquiores  heredes  non  haberet“  (nämlich  der  Veräusserer).  Aus 
diesen  Worten  erhellt,  dass  der  Veräusserer  Erben  hatte,  dass  aber 
diese  keine  propinquiores  waren,  weshalb  ihr  Beispruch  nicht  er- 
forderlich war. 

Dagegen  lässt  sich  allerdings  nicht  mit  Sicherheit  angeben, 
welches  der  Kreis  ist,  mit  dem  die  Beispruchsberechtigung  ab- 
schloss. 

Freilich  behauptet  Griesinger,47)  dass  lediglich  die  Descenden- 
ten  das  Einspruchsrecht  gehabt  hätten.  Auch  Beseler48)  findet 
im  Kapitel  62  der  Lex  der  Sachsen  eine  Beschränkung  der  Ver- 
äusscrungsfreiheit  nur  zu  Gunsten  der  Descendenten  eingeführt, 
und  sucht  diese  Behauptung  damit  zu  begründen,  dass  die  übri- 
gen4®) Volksrechte  kein  Einspruchsrecht  kennen.  Man  müsse  dem- 
nach [?],  so  fährt  er  fort,  die  Bestimmungen  des  sächsischen 
Rechts  als  eine  Singularität  auffassen  und  sie  restriktive  interpre- 
tiren.  Da  nun  bei  einer  Enterbung  gewöhnlich  und  in  der  Regel 
Kinder  und  Descendenten  überhaupt  gemeint  seien  [?],  könne  man 


**)  Beseler  a.  a.  0.  I S.  ÖO.  Griesinger,  in  Danz’  Deutsch.  Privatreeht, 
Bd.  X S.  210-215. 

4S)  Gerber,  Medit.  S.  9. 

*•)  Zimmerle  1.  1.  S.  171. 

*’)  a.  a.  O. 

*■)  a.  a.  O. 

4*)  Richtiger  „einige“. 
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die  Bestimmungen  der  lex  Saxonum  nur  auf  die  Descendenten  be- 
ziehen. — Um  die  Unrichtigkeit  dieser  Argumentation  zu  zeigen, 
bedarf  es  keiner  ausführlichen  Widerlegung,  denn  jene  leuchtet  von 
selbst  ein.  Auch  der  von  Griesinger  vorgebrachte  Grund,  dass  durch 
seine  Interpretation  allein  das  Recht  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels 
mit  dem  des  sächsischen  Volksrechtcs  übereinstimmend  erscheine, 
trifft  nicht  zu,  weil  nach  dem  späteren  Recht  der  Beispruch  nicht 
bloss  den  Descendenten  zustcht. 60) 

Spätere  Rechtslehrer, 51)  welche  die  Frage,  ob  nur  Descenden- 
ten, oder  auch  andere  Verwandte,  sofern  sie  nächste  Erben  waren, 
das  Einspruchsrecht  gehabt  haben,  berühren,  glauben,,  dass  diese 
Frage  sich  nicht  unbedingt  bejahen  lasse.  „Persuasum  mihi  est“,  sagt 
einer  von  ihnen,  „ne  valuisse  quidem  unquam  regulam  constanter  ad- 
hibitam,  qua  dubia  illa  remota  fuissent.“8*)  Gewohnheitsrechte  hät- 
ten einen  verschiedenen  Brauch  erzeugt.  Aber  auch  diese  Ansicht 
ist  unrichtig.  Denn  die  Urkunden  ergeben  mit  Gewissheit,  dass 
auch  Ascendenten  und  Seitenverwandte  allgemein  beispruchsberech- 
tigt waren.43) 

Allein  wenn  auch  unwiderleglich  aus  den  Urkunden  hervorgeht, 
dass  nicht  die  Descendenten  allein,  sondern  auch  Ascendenten  und 
Kollateralen  das  Einspruchsrecht  gehabt  haben,  so  lässt  sich  doch, 
wie  bereits  bemerkt,  andererseits  mit  Bestimmtheit  nicht  angeben, 
bis  zu  welchem  Grade  der  Verwandtschaft  dasselbe  ging.  Der  Kreis, 
mit  welchem  es  abschloss,  lässt  sich  nur  dadurch  mit  Wahrschein- 
lichkeit finden,  dass  man  prüft,  welche  Personen  allein  oder  doch 
in  erster  Reihe  als  konsentirend  erwähnt  werden. 

Von  diesen  Personen  findet  sich  in  einer  grossen  Anzahl  von 
Rcchtsdenktmilern  die  Ehefrau  des  Veräusserers  aufgeführt.  Ihr 
Einspruchsrecht  beruht  im  Allgemeinen  auf  einer  andern  Basis,  als 
das  der  nächsten  Erben.  Nur  selten  fliesst  es  aus  ihrer  Erbberech- 


**)  Vgl.  Siegel,  Erbrecht  S.  95.  Das  schlesische  Landrecht,  Cap.  77,  be- 
beschränkt  allerdings  das  Beispruchsrecht  ausdrücklich  auf  die  Descendenz: 
..Wenne  man  eigin  nicht  muse  gebin.  Anc  erbin  gelob,  und  ane  echte  dink  ne 
mak  nymant  seyn  eygin  noch  sine  leuto  vorgebin.  Das  ist  also  czu  vernemen, 
daz  keyn  man  mak  vorgebin  syn  anirstorbin  gut  ane  syner  elichen  kinder  wille. 
Hetto  abir  eyn  man  nicht  elicho  kinder  und  hette  geswisterede  adir  andir 
möge  und  mogynne,  mit  den  her  gesundirt  unde  geteilet  were,  dy  mögen  im 
nicht  geweren  syn  erbe  noch  syn  gut  czu  vorgebin.“ 

51 ) Gerber,  Jledit.  S.  9.  Zimmerle  S.  172  f. 

S1)  Gerber  1.  1, 

**)  Vgl.  unten  Anm.  77 — 86. 
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tigung;  in  der  Regel  gründet  es  sich  auf  ein  besonderes,  dingliches 
Recht,  das  ihr  an  dem  zu  veräussernden  Grundstück  zustcht. 

Auf  einem  solchen  präsenten  dinglichen  Rechtsansprüche  auf 
das  zu  veräussernde  Immobile  beruhte  der  Konsens  der  Ehefrau, 
wenn  ein  ihr  zur  Aussteuer  gegebenes, 54)  durch  Erbgang  vor  oder 
während  der  Ehe  auf  sie  gediehenes,1'5)  durch  Kauf,  Schenkung, 
Mitbelehnung  u.  s.  w.  von  ihr  erworbenes,  oder  ein  solches  Grund- 
stück veräussert  wurde,  an  welchem  sie  ein  Leibzuchts-5*)  oder  ein 
anderes  dingliches  Recht  i.  e.  S.  besass. 

Die  so  erworbenen  Güter  sind  und  bleiben  das  Eigenthum  der 
Frau  auch  während  der  Ehe;  dasselbe  wird  durch  die  Rechte  des 
Mannes  nicht  absorbirt,  obschon  dieser  auch  nach  altsächsischem 
Recht  das  Haupt,  der  Herr  und  Gebieter  seiner  Frau  ist,  die  sich 
mit  ihrer  Person  und  mit  ihrem  Vermögen  in  seiner  vormundschaft- 
lichen Gewalt  befindet.  So  ist  zwar  das  Vermögen  des  Mannes  und 
der  Frau  in  der  Hand  des  Ersteren  vereinigt;  diese  Vereinigung 
bedeutet  indessen  keine  Gütergemeinschaft,  sondern  nur  eine  Ver- 
waltungsgemeinschaft. Das  dem  Manne  zustehende  selbstständige 
Verwaltungsrecht  schliesst  aber  — abgesehen  von  Mobilien,  deren 
Veräusserung  man  dem  Manne  wohl  gestatten  musste,  weil  ohne 
diese  Befugniss  eine  geregelte  Wirthschaft  kaum  zu  denken  war,  — 

*•)  Aus  dem  Schweigen  der  lex  Sax.  über  die  Aussteuer,  sowie  aus  dem 
Umstande,  dass  die  Angelsachsen  eine  Aussteuer  wenigstens  in  der  älteren  Zeit 
nicht  kannten,  [Schröder,  Eheliches  Güterrecht  I S.  120],  und  bei  einem,  dem 
Sachsenstamme  ungehörigen,  in  grosser  Abgeschlossenheit  lebenden  Völkchen, 
den  durch  ihre  Kämpfo  gegen  die  Dänen  so  berühmt  gewordenen  Ditmarschen, 
noch  im  15.  Jahrhundert  die  Sitte  herrschte,  „ut  nuptu  tradant  Alias  indotatas“ 
[eod.  S.  49],  lässt  sich  nicht  auf  den  Mangel  des  Instituts  der  Aussteuer  bei  den 
alten  Sachsen  schlicssen.  Denn  einerseits  giebt  es  noch  manche  andere  Punkte, 
in  denen  das  angelsächsische  Recht  von  dem  ihrer  Stammesverwandten  abweicht, 
andererseits  ist  es  sehr  fraglich,  ob  jene  Sitte  der  Ditmarschen  ein  Ueberrest 
des  gemeinen  sächsischen  Rechts  ist.  Die  allgemeine  Verbreitung  der  Gerade  im 
späteren  sächsischen  Recht  lässt  auf  das  Gegcntbeil  schliessen.  In  der  That 
heisst  es  in  einer  Urkunde  von  878  [bei  Kindlinger,  Hörigkeit,  Xo.  lb.]:  „.... 
et  quidi|uid  Rutlicd  uxor  mcä  in  Albrutehusou  mihi  tradidit  dotis  titulo  in 
agris,  campis,  gratis,  silvis,  paseuis  et  mancipiis  ,...“  Aus  dieser  Urkunde 
erhellt  zugleich,  dass  vermögende  Leuto  selbst  Grundstücke  ihrer  Tochter  in 
die  Ehe  mitgaben. 

**)  Das  altsächsische  Recht  kennt  keinc'Bestimmung,  nach  welcher  Wei- 
ber von  der  Erbfolge  in  Eigen  ausgeschlossen  gewesen  wären.  Vgl.  noch  oben 
Anm.  7. 

*•)  Zur  Bestellung  einer  Leibzucht  bestand  kein  rechtlicher  Zwang;  die 
Bestellung  hing  Anfangs  vielmehr  ganz  und  gar  vom  guten  Willen  des  Mannes 
oder  der  Eheverabredung  ab.  Indessen  pflegte  die  Lcibzucht  regelmässig  bc- 
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keine  VeriLisseriingsbcfugniss  in  sich.  Die  Veräusserung  von  Im- 
mobilien der  Ehefrau  stand  dem  Manne  nicht  zu;  ebensowenig  konnte 
er  ihr  die  an  seinem  Vermögen  eingcriiumten  Rechte  entziehen.  Zu 
beidem  bedurfte  er  ihrer  Zustimmung. 

Jedoch  beruhte,  wie  bereits  bemerkt,  nicht  in  allen  Fällen  das 
Beispruchsrecht  der  Frau  auf  einem  der  genannten  dinglichen  Rechte. 
Bisweilen  floss  es  aus  der  Erbetiqualität  der  Ehefrau.  Es  geschah 
dies  — abgesehen  von  dem  Falle,  dass  der  Frau  vertragsmässig  ein 
Erbrecht  zugesichert  worden,®7)  — dann,  wenn  im  Geltungsgebiet 
des  westfälischen  Rechts®®)  ein  Grundstück  der  ehelichen  Errungen- 
schaft bei  beerbter  Ehe  veritussert  wurde.  Denn  bei  bekinderter 

stellt  zu  werden.  Allmälig  bildete  sie  sich  zu  einem  organischen  Institut  des 
ehelichen  Güterrcchts  aus.  (Vgl.  Agrikola,  (lewere  zu  rechter  Vormundschaft, 
S.  482.  Urkunde  v.  1187  u.  11517  bei  Wilmans,  Urkdb.  zur  Gesch.  Westfal.,  II 
Xo.  473  u.  N<>.  553.  l'rk.  von  1222  bei  Seibcrtz  I.  1.  I XTo.  167.  Urk.  von 
1231  bei  Xiesert,  1.  1.  II  S.  392  u.  s.  w.)  Den  Gegenstand  der  Leibzuehtsbcstel- 
lungcn  bildeten  in  der  Regel  Grundstücke  oder  Immobiliarrcchte;  erst  nach  dem 
Sachsenspiegel  kommen  in  den  Städten  auch  Kapitalien  als  Objekt  der  Leib- 
zucht vor.  (Agrikola  a.  a.  O.  S.  498  ff.  Lalmndt,  Vermögensreehtliche  Kla- 
gen, S.  402.)  Besitz  und  Genuss  an  den  zur  Leibzucht  bestellten  Grundstücken 
erhielt  die  Frau  freilich  erst  nach  Auflösung  der  Ehe;  jedoch  stand  ihr  schon 
während  der  Ehe  ein,  allerdings  der  vormundschaftliehen  Gewalt  des  Mannes 
untergeordnetes,  dingliches  Recht  am  Lcibzuehtsgutc  zu  (Labandt  S.  401).  — 
Urkunden,  in  denen  des  Konsenses  der  Frau  wegen  ihrer  Qualität  als  Leib- 
züchtcrin  Erwähnung  geschieht,  sind  die  von  1096  (bei  Möser  II  Doce.  Xo.  44), 
von  1189  (bei  Hodenberg,  Hoyer  Urkdb.  V Xo.  6),  v.  1222  (bei  Möser  III  1 
Doce.  No.  123  u.  125.  In  der  crslcren  Urkunde  verkauft  Graf  Herrmann  von 
Blankena  mehrere  Güter,  in  dieser  die  Advokatie  über  10  Höfe,  die  seiner 
Frau  zur  Leibzueht  bestellt  war.  ln  beiden  Urkunden  heisst  cs  gleichlautend: 
„praedictus  Hcrrmanus  advocatus  uxorem  suam  Agnetem  et  filium  suum  Adol- 
phum,  quem  tune  habebat  unicum,  adduxit  et  exibuit  coram  nobis  Holthusen 
prope  Blankena,  ubi  idem  puer,  si  quid  iuris  habebat  in  praedictis  advoeatiis, 
et  mater  ejus  similiter  ins,  quod  in  eisdem  advoeatiis  tenuit,  qttod  dicunt 
Lifftucht,  in  manus  nostras  libere  et  absolute  resignarunt“).  Urk.  v.  1225  (bei 
Wilmans  1.  1.  III  Xo.  215).  Vgl.  auch  noch  die  in  dieser  Anm.  oben  citirten 
Urkunden. 

,T)  Urk.  v.  1176  bei  Kindlinger,  Münsterische  Beiträge  III,  1 Doce.  No.  23. 

**)  Das  alte  Stammesrecht  der  Ostfalen  und  Engem,  das  sich  später  noch 
im  Landrecht  und  dem  Magdeburger  Recht  vorfindet,  kennt  kein  Erbrecht  der 
Ehefrau.  Das  Immobiliarvermögen  der  Eheleute  fallt  ihm  zufolge  bei  Auf- 
lösung der  Ehe  nach  seiner  früheren  Zuständigkeit  auseinander,  die  Errungen- 
schaft bleibt  beim  Manne  bzw.  seinen  Erben.  (Vgl.  hierüber  Agrikola  1.  1. 
S.  210,  219,  227,  230,  344;  und  Martitz,  das  eheliche  Uüterrecht  des  Sachsen- 
spiegels, passim.)  Demgemäss  hatte  der  Mann  über  seine  Immobilien,  mit 
Einschluss  der  zur  ehelichen  Errungenschaft  gehörigen,  die  freie  Verfügung, 
insbesondere  die  Veräusserungsbefugniss;  letztere  war  nur  durch  das  Beispruchs- 
recht der  Erben  beschränkt.  Die  Frau  dagegen  blieb  ausser  Betracht,  soweit 
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Ehe1'®)  hatte  die  Frau  an  der  ehelichen  Errungenschaft,  aber  nur 
an  dieser,  nach  altwestfiiliscbem  Rechte  ein  Erbrecht, ®#)  weshalb  ihr 
an  den  zur  ehelichen  Errungenschaft  gehörigen  Grundstücken  auch 
ein  Beispruchsrocht  zustehen  musste.  — Seit  dem  10.  Jahrhundert 
breitete  sich  die  eheliche  Gütergemeinschaft  bei  den  Westfalen  wei- 
ter aus.  Sie  begann,  sich  auf  alle  Güter  des  Mannes,  wie  der  Frau 
zu  erstrecken,  vorausgesetzt,  dass  Kinder  aus  der  Ehe  hervorgegan- 
gen waren.  Die  Frau  konsentirt  seit  dieser  Zeit  auch  bei  der  Ver- 
äusserung  der  vom  Manne  herrührenden  Grundstücke,  so  bei  der 
Veräusserung  von  Erbgut  des  Mannes,*1)  von  Lehen  desselben,*4) 
von  Kaufeigen  ■*)  u.  s.  w.  Demgemäss  finden  wir  seit  dieser  Zeit 
die  Einwilligung  der  Ehefrau  sehr  häufig  erwähnt,  sei  es,  dass  diese 
persönlich  bei  der  Veräusserung  mitwirkte,®4)  oder  dass  der  Mann 
als  Bevollmächtigter  von  Frau  und  Kindern,®')  oder  ein  Sohn  als 
Bevollmächtigter  von  Vater  und  Mutter,*®)  oder  ein  Dritter  in  Ver- 


nicht durch  Leibzuchts-  und  ähnliche  Verträge  ein  Specialrecht  für  sic  begründet 
war.  (Agrikola  a.  a.  0.  S.  200 — 202.1  lieber  das  Eingebrachte  der  Frau  konnte 
der  Kann  aber  nur  mit  ihrer  Zustimmung  verfügen.  (Vgl.  Schröder  II  3 S.  262 
Anm.  92.)  — Unter  der  „dos“  im  Kapitel  47  und  48  der  Lex  Sax.  ist  nicht  mit 
der  früher  allgemein  verbreiteten,  neuerdings  wieder  von  Martitz  vertheidigten 
Ansicht  die  Leibzucht,  noch  viel  weniger  aber  die  Kitgift,  sondern  die  Mor- 
gengabe  zu  verstohep.  (Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  I S.  103  f.  und  die  bei  Gengier, 
Germanische  ftechtsdcnkmäler,  S.  401  Anm.  4 angeführte  Literatur.)  Als  Mor- 
gengabe wurden  in  der  alten  Zeit  Mobilien,  erst  seit  dem  14.  u.  15.  Jahrhun- 
dert auch  Grundstücke  bestellt. 

**)  Die  früher  herrschende  Ansicht  nahm  au,  dass  die  Westfalen  in  alter 
Zeit  die  Errungenschaft  auch  bei  kinderloser  Ehe  halb  und  halb  getheilt  hät- 
ten. Gegen  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  spricht  der  spatere  Rechtszustand, 
welcher  bei  kinderloser  Ehe  ein  Erbrecht  der  Ehefrau  auf  die  Hälfte  der  Er- 
rungenschaft nicht  kennt.  (Vgl.  Schröder  II  3,  § 9 u.  10). 

••)  Lex  Sax.  cap.  48. 

*')  Urkunde  von  1154  (Wilmans  1.  1.  II  No.  296),  ferner  die  Urkunden 
daselbst  III  No.  171,  216  u.  264  aus  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts. 

“)  Wilmans  II  No.  430  (a..ll82)  u.  III  No.  241  f. 

•*)  Urkunde  von  1227  (eod.  III  No.  237). 

•*)  Urkunden  bei  Möser  II  No.  25  und  26  (a.  1070),  No.  28  (a.  1074), 
No.  35  (a.  1086).  Wilmans  II  No.  203  (a.  1127).  Seibertz  I No.  59  (a.  1168), 
No.  67  (a.  1174),  No.  89  (a.  1186),  No.  177  (a.  1225).  Kindlinger  III  No.  11 
(a.  1144). 

**)  Wigand,  Traditiones  Corbciensens.,  1843  No.  61,  68,  139.  Seltener  kam 
es  vor,  dass  die  Frau  als  Bevollmächtigte  des  Mannes  und  der  Kinder  veräusserte. 
Ein  Beispiel  hierfür  bei  Wigand  1.  1.  No.  100. 

•*)  eod.  No.  210. 
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tretung  der  Ehegatten  den  Veräusserungsakt  vollzog.*7)  Bei  un- 
beerbter Ehe  verfügte  der  Mann  hingegen  über  die  Güter  der  Frau 
nur  mit  ihrer  Genehmigung,  ®s)  über  seine  eigenen  aber  einseitig,®9) 
wiewohl  vorsichtige  Leute,  die  nie  genug  thun  zu  können  glaubten, 
auch  hier  sieh  der  Zustimmung  der  Frau70)  versicherten.71) 

So  häufig  seit  dieser  Zeit  (11.  Jahrhundert)  die  Ehefrauen  als 
konsentirend  erwähnt  werden,  so  selten  hatten  sie  vorher  ihren  Bci- 
spruch  zu  ertheilen,  und  zwar,  wie  bemerkt,  deshalb,  weil  ihnen 
nur  nach  dem  westfälischen  Stammesrecht  ein  Erbrecht,  und  auch 
nach  diesem  nur  bei  bekinderter  Ehe  und  nur  in  die  Hälfte  der 
Errungenschaft,  zustand. 

Häufiger  werden  als  beispruchsberechtigte  Erben  die  Verwand- 
ten aufgeführt,  und  zwar 

A)  von  denen  aus  der  ersten  Parentel 

1.  die  Söhne.7*)  • Sie  sind  die  nächsten  aller  Erben,  und  ihre 
Zustimmung  wird  am  häufigsten  erwähnt. 

2.  die  Töchter.7*)  Oft  geschieht  hierbei  auch  der  Einwil- 


•’)  eod.  No.  121. 

•*)  eoil.  No.  ö,  18,  22,  1)2,  99,  102,  113,  148,  205  u.  s.  w.  (pro  coninge  sua). 
Vgl.  ausserdem  daselbst  No.  3,  17,  45,  47,  78,  82,  87,  103,  111,  118,  119,  134, 
143  u.  s.  w.  (pro  se  et  coninge  sua). 

”)  eod.  No.  248,  260,  266. 

10)  Urk.  v.  1161  u.  1227  bei  Niesert  II  No.  211  u.  No.  368.  Regelmässig 
zogen  die  Grafen  von  Arnsberg  ihre  Gemahlinnen  zu.  Vgl.  Seibertz  I No.  117, 
136,  148. 

”)  Noch  weiter,  als  das  Landrecht,  gingen  die  Stadtrechtc  Westfalens 
und  Engerns.  So  räumt  das  Soest-Sicgen-Miinstercr  Stadtrecht,  das  sich  nach 
Lüneburg  verbreitete  und  in  daa  Breslauer  Landrecht  überging,  dem  überleben- 
den Ehegatten  ein  Quotenerbrecht  (gewöhnlich  in  ein  Drittel)  an  dem  Nachlass 
des  Verstorbenen  ein;  ja  andere  Stadtrechtc  anerkennen  ein  Alleinerbenrecht 
des  überlebenden  Ehegatten.  (Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  II  3 § 3 n.  § 4.)  Ehen 
deshalb  mussten  die  gedachten  Stadtrechte  auch  bei  kinderloser  Ehe  der  Frau 
das  Beispruchsrecht  geben.  Dies  aber  weiter  auszuführen , liegt  ausserhalb  un- 
serer Aufgabe.  Altwestfälisches  Recht  enthalten  diese  Stadtreebte  nicht,  und 
noch  viel  weniger  altes  gemeines  sächsisches  Recht. 

**)  Urk.  v.  796  (oben  S.  11)  von  834  (unten  § 7);  Urk.  v.  935  (Lappen- 
berg I No.  30);  ferner  die  Urkuudcn  bei  Möser  II  No.  35  , 36  , 37,  38,  64, 
67,  91.  sowie  III  No.  106  u.  108  aus  den  Jahren  1086,  1087—1090,  1170,  1177, 
dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts,  1211  n.  1215.  Seibertz  I No.  18,  47,  82,  87, 
137  aus  den  Jahren  1000,  1147,  1181,  1185,  1210.  Ausserdem  gehören  hierher 
die  Urkunden  von  1139,  1144,  1154,  bei  Lappenberg  1.  1,  No.  158,  175,  176,  204 
u.  a.  m. 

”)  Urk.  v.  860  (unten  § 7)  u.  996  eod.;  von  1074  u.  1097  (bei  Möser  II 
No.  28  u.  No.  46);  von  1113  (bei  Kindlinger  II  No.  15). 
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ligung  ihrer  Männer  Erwähnung. ,4)  Obwohl  letztere 
nicht  zu  den  Erben  des  Veräusserers  gehören,  ist  ihre  Zu- 
stimmung erforderlich.  Denn  den  verheiratheten  Frauens- 
personen war  jede  Entsagung  auf  ein  ihnen  zustehendes 
Recht  ohne  die  Genehmigung  ihres  Ehemannes,  als 
ihres  Mundwalts,  verboten.  Auch  die  unverheirateten 
Frauenspersonen  bedurften,  um  gültig  konsentiren  zu 
können,  der  Genehmigung  ihres  Mundwalts. ,R) 

3.  Enkel,7®)  sowohl  Sohnes-  als  Tochterkinder. 

B.  Aus  der  2.  Parentel  werden  erwähnt: 

1.  die  Mutter,77) 

2.  die  Brüder,7®) 


’*)  Urk.  aus  dem  12.  Jahrhundert  (angemerkt  Hei  Tittmaun;  vgl.  oben 
Anm.  13)  und  von  1219  (in  den  Origines  Guelficae.  Hannov.  1750  111  S.  672). 

’*)  Urk.  v.  1087  (bei  Möser  II  No.  36);  von  1096  (eod.  No.  44);  von  1150 
(eod.  No.  56);  von  1134  (bei  Kindlinger  III  1 No.  9).  Vgl.  noch  Anm.  79. 

’*)  Wigand  1.  1.  No. 329:  „Esic  adhuc  vivens  tradidit  pro  se  ad  reliquias 
Sancti  Stephani,  quidquid  proprietatis  habuit  in  pago  Tilgetti,  ea  tarnen  ratione, 
ut  uxor  ejus,  quamdiu  viveret,  possideret.“  (Die  Zustimmung  der  Erben  wird 
nicht  erwähnt,  war  also  wohl  nicht  eingeholt  worden.)  „Igitur  nepotes  praedicti 
viri  post  obituin  praefatae  uxoris  hanc  traditionem  irritam  fecemnt,  et  Bibi 
veluti  iure  hereditario  violenter  tenuerunt.“  Falke  (Cod.  trad.  Corb.  § 105) 
setzt  die  Entstehung  dieser  Urkunde  in  die  Jahre  826—858;  aber  mit  Unrecht. 
Denn  damals  waren  die  Veräusserungen  an  die  Kirche  noch  unbeschränkt;  die 
Enkel  hätten  also  auch  die  Schenkung  nicht  mit  Erfolg  anfechten  können. 
(Vgl.  unten  § 7.)  Die  genannte  Tradition  gehört  vielmehr  frühestens  dem  Ende 
des  10.  oder  dem  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  an.  Erst  zu  dieser  Zeit  war 
der  Beispruch  der  Erben  bei  Veräusserungen  an  die  Kirche  wieder  erforder- 
lich geworden.  (Vgl.  unten  § 7.)  In  dieselbe  Zeit,  aber  aus  anderen  Gründen, 
versetzt  Wigand  die  Entstehung  jener  Tradition.  (Wigand  1. 1.  Einleitung.) 

••)  Urk.  v.  860  (Kindlinger  II  No.  4);  von  1088  (bei  Haitaus  1.1.  S.  367: 
„G.  . . . matrem  suam  . . . praesentavit,  quae  ex  lege  Saxonum  donationem  confir- 
mavit.“  Urk.  v.  1132,  1137  u.  1144,  (bei  Lappenberg  I No.  155,  156  u.  175); 
von  1096  (bei  Möser  II  No.  44);  von  1184  (bei  Seibcrtz  I No.  86);  von  1189 
u.  1197  (bei  Kindlinger  III  1 No.  31  u.  No.  38).  Vgl.  endlich  Weingart,  monach. 
chron.  de  Guelfis,  cap.  7 (unten  § 7).  — Merkwürdiger  Weise  ist  in  keiner, 
unzweifelhaft  sächsischen  Urkunde  der  Vater  des  VeräussererB  als  konsentirend 
zu  finden.  Es  kommt  dies  wohl  davon  her,  dass  die  Ucbcrgabe  des  Gutes  an 
den  Sohn  bei  Lebzeiten  des  Vaters  sehr  selten  war. 

'•)  Urk.  v.  889  (unten  g 7);  von  1074,  1090,  1091,  1146  (bei  Möser  II 
No.  28,  39,  40,  41  u.  53);  von  1120  (bei  Seibertz  I No.  41);  von  1142  u.  1197 
(bei  Lappenberg  1 No.  164  u.  313);  von  1188  u.  1196  (bei  Haitaus  1.  1.  S.  366). 
Vgl.  noch  Niesert  II  No.  24  B.,  und  Grapen,  Origg.  Hannov.  II  S.  375,  ai  1015: 
„conscnsu  et  collaudatione  legitimi  heredis,  videlicet  dulcistimi  germani,  Tam- 
monis  comitis.“ 
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3.  die  Schwestern,  in  der  Regel  in  Verbindung  mit  ihrem 
Mundwalt,  der  nicht  nothwendig  ihr  Erbe  ist,  oder  doch 
wenigstens  mit  seiner  Zustimmung.7“) 

4.  Geschwisterkinder,  und  zwar  sowohl  Kinder  von  Brü- 
dern [Bruderssohn,80)  Bruderstochter81)]  als  auch  von 
Schwestern. 8i) 

C.  Von  den  in  der  dritten  Parentel  stehenden  Verwandten  wer- 
den als  konsentirend  genannt: 

1.  die  Grosseltern  [bzw.  Grossmutter83)]. 

2.  Oheime  [Vatersbruder,84)  Muttersbruder83)]. 

3.  Vatersgeschwisterkinder.8*) 

Entferntere  Verwandte  habe  ich  in  den  sächsischen  Urkunden 
aus  der  Zeit  vor  dem  Sachsenspiegel  ausdrücklich  genannt  nicht 
gefunden. 

Aus  diesen  Ausführungen,  denen  Urkunden  zu  Grunde  liegen,  die 
aus  dem  Herzen  Sachsens,  aus  der  brandenburgischen  Altmark  so- 
wohl, wie  aus  den  Gegenden  an  der  Grenze  Frieslands  und  Ripua- 
riens,  aus  dem  höchsten  Norden,  sowie  dem  tiefsten  Süden  Sachsens 
horrühren,  ergiebt  sich  mit  evidenter  Sicherheit,  dass  die  Angehöri- 
gen der  ersten  drei  Parenteln  nach  gemeinem  altsächsischen  Recht87) 

”)  Urk.  v.  871  (bei  Wilmans,  Kaiserurkunüen,  I No.  36,  unten  § 7);  von 
1086  und  1087  (bei  Möser  II  No.  34  und  36);  und  Grupen  1.1.  S.  39:  „Sancti- 
monialis  qunedam  in  Winnestorp,  Rasmoda  nomine,  delcgavit  ecclesiae  nostrae 
omnia  praedicta,  quae  sibi  avanculus  suus  Tb.  iure  propinquitatis  reliquerat. 
Hane  traditionem  fccit  praefata  Rasmoda  cum  consensu  et  collaudatione  mundi- 
burdi  sui  Luidolfi,  et  cum  consensu  et  collaudatione  sororis  suae,  legitimae  he- 
redis,  Berthae.  Praebuit  quoque  praedictae  traditioni  consensum  et  collaudatio- 
nem  ultera  soror  et  legitima  heres  Rasmodae,  nomine  Wicburga.“ 

**)  2 Urk.  v.  1049  (bei  Möser  II  No.  21  u.  22). 

»')  Urk.  v.  1085  (eod.  No.  33). 

»»)  Urk.  v.  1070  (eod.  No.  27). 

*•)  Urk.  v.  1188  (bei  Niesert  II  No.  66). 

**)  Urk.  v.  1127  (bei  Kindlinger  III  1 No.  6). 

,s)  Urk.  v.  1118  (bei  Beckmann,  Anhaitische  Gesch.,  I S.  44). 

■*)  Urk.  v.  1223  (bei  Seibertz  I No.  168). 

*’)  Hie  oben  S.  2l  f.  berührte  Griesinger-Bescler’sche  Ansicht  ist  daher 
durchaus  unhaltbar;  ebenso  unrichtig  aber  auch  die  dort  (S.  22)  erwähnte  An- 
sicht Gerber’s  und  Zimmerle’s.  Mit  welchem  Recht  letzterer  (S.  173  Anm.  7) 
die  Worte  „seenndum  ius  s.  legem  patriae,  secundum  iura  terrae  nostrae“  auf 
das  partikuläre  Recht  eines  einzelnen  Sachsenstammes,  und  nicht  vielmehr  auf 
das  gemeine,  in  .Sachsen  (im  Gegensatz  zu  Franken,  Schwaben  u.  s.  w.)  geltende 
Recht  bezieht,  ist  nicht  einzusehen.  Die  daselbst  angeführte  Urkunde  von  1089 
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einspruchsberechtigt  gewesen  sind,  wofern  sie  nur  zugleich  nächste 
Erben  waren.  *8) 

Schloss  aber  mit  der  dritten  Parentel  der  Kreis  der  einspruchs- 
berechtigten nächsten  Erben  ab,  so  dass  ein  der  vierten  Parentel 
angehöriger  Erbe,  selbst  wenn  er  der  nächste  Erbe  war,  das  Bei- 
spruchsrecht nicht  hatte?  Diese  Frage  wird  man  wohl  bejahen 
müssen  auf  Grund  der  eben  erwähnten  Urkunden.  Denn  es  ist  kaum 
Zufall,  dass  in  den  Urkunden  ein  in  der  vierten  Parentel  stehender 
nächster  Erbe  als  konsentirend  nicht  genannt  wird.  Dazu  kommt, 
dass  man  Angehörige  der  vierten  Parentel  wohl  nur  mit  Unrecht 
„propiuquiores  heredes“  **)  nennen  könnte. 


b)  Der  adelige  Mundwalt  und  der  königliche  Güterpfleger 
als  Einspruchsberechtigte. 

§ 4. 

Nach  dem  nächsten  Erben  stand  bei  der  Veräusscrung  von 
Eigen  seitens  eines  über  homo  qui  sub  tutela  nobilis  cujuslibet  erat, 
vorübergehend  nach  dem  altsächsischen  Recht  dem  nobilis  tutor,  vel 
ei,  qui  tune  — d.  h.  zu  derjenigen  Zeit,  in  welcher  der  adelige 
Mundwalt  (nach  der  Meinung  Anderer  der  Freie)  in  exilium  missus 
ist,  — a rege  super  ipsas  res  constitutus  est,  das  Beispruchsrecht  zu. 
Dem  nobilis  tutor,  vel  ei  qui  tune  a rege  super  ipsas  res  constitutus 
est,  musste  der  Über  homo,  wenn  echte  Noth  ihn  zum  Verkauf  oder 
überhaupt  zur  Veräusserung  seines  Eigen  nöthigte,  dieses  zum  Ver- 
kauf anbieten,1)  woraus  folgt,4)  dass  jener  bei  den  nicht  aus  ehe- 

(Grupen  1. 1.  S.  113)  bezieht  sich  auf  die  eorroboratio  traditioni»  per  digitum  und 
beweist  nicht,  dass  hinsichtlich  des  Kreises  der  beispruchsberechtigten  Verwand- 
ten lokale  Verschiedenheiten  herrschten. 

"•)  Nach  diesem  Resultat,  und  nicht,  wie  Manche  wollen,  nach  dem  Schle- 
sischen Landrecht  cap.  77  (oben  Anm.  50)  ist  Ssp.  I 52  § 1 „ane  erhin  gelof“ 
zu  interpretiren.  Demnach  sind  nach  dem  Ssp.  nicht  bloss  die  Kinder  (Descen- 
denten),  sondern  auch  Asccndenten  und  Collateralen,  soweit  sie  noch  in  die 
dritte  Parentel  gehören,  als  nächste  Erben  einspruchsberechtigt.  Das  schle- 
sische Landrecht  und  die  Goslarer  Statuten,  die  hiervon  abweichen  (Zimmerle 
S.  172  Anm.  3)  enthalten  also  neues  Recht. 

•»)  Vgl.  oben  S.  21. 

')  Lex  Saxonum  cap.  U4. 

»)  Vgl.  § 2 S.  5 f. 
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hafte  r Noth  vorgenommenen  Veräusserungen  die  Einspruchsberech- 
tigung besass. 

Ueber  diese  Verhältnisse  handelt  das  oben  angeführte  Kapitel  64 
der  Lex  der  Sachsen,  dessen  Auslegung  überaus  streitig  ist. 

Besonders  heftig  wird  darüber  gestritten,  auf  welches  der  vor- 
hergehenden Worte  sich  der  Relativsatz:  „qui  in  exiliuni  missus  est“, 
bezieht.  Die  ältere,  und  auch  heut  noch  von  der  Mehrzahl  der 
Germanisten3)  vertretene  Ansicht  bezieht  ihn  auf  den  Friling  fliber 
homo];  die  andern  Rechtslehrer  und  auch  manche  Historiker  be- 
ziehen ihn  dagegen  auf  den  Edeling  [nobilisj,  zu  welchem  der  Fri- 
ling sich  in  einem  Schutzverhältniss  [tutela]  befand.4) 

Der  Richtigkeit  der  herrschenden  Ansicht  steht  der  Umstand 
entgegen,  dass,  wie  eine  unbefangene  Betrachtung  ergiebt,  die  Worte 
„tutori  suo,  vel  ei  qui  tune  a rege  super  ipsas  res  constitutus  est,“ 
auf  eine  gerade  in  der  Person  des  nobilis  vorgegangeuc  Ver- 
änderung hinweisen,  was  auch  einzelne  Gegner  anerkennen*),  sowie 
dass  der  zweite  Relativsatz:  „qui  in  exilium  missus  est,“  mit  dem 
vorhergehenden:  „qui  sub  tutela  cet.“  durch  eine  kopulative  Con- 
junktion  nicht  verbunden  ist,  wie  es  der  Fall  sein  müsste,  wenn 
man  jenen  Relativsatz  auf  den  im  Eingang  des  Kapitels  erwähnten 
Friling  beziehen  sollte.  Allerdings  darf  man  aus  der  Zeit  der  Karo- 
linger, namentlich  hinsichtlich  des  Periodenbaues,  kein  Ciceroniani- 
sches  Latein  erwarten.  Aber  solche  einfache  Regeln,  wie  die,  dass, 
• wenn  zwei  Relativsätze  sich  auf  ein  und  dasselbe  Substantivum  oder 
Demonstrativpronomen  beziehen  sollen,  sie  durch  eine  kopulative 
Conjunktion  zu  verbinden  sind,  waren  unzweifelhaft  den  Geistlichen 
und  anderen  Gelehrten  au  Karls  Hofe,  von  denen  einer  oder 
mehrere  mit  der  Redaktion  des  sächsischen  Volksrechts  betraut  ge- 
wesen, bekannt. 


’)  Gaertner,  Lex  Saxonum,  S.  108  Anm.  o.  Eichhorn,  Deutsche  Staat. s- 

u.  Recht« -Gesch.,  §57  Anm.  m.  §68  Anm.  d.  Hasse,  im  Rheinischen  Mus.  für 
.Turispr.  II  2 S.  174.  Beseler,  Erbverträge  I S.  61.  Sandhaas,  Germanistische 
Abhandlungen  S.  189.  Zimmerlc,  Stammgutssystem  S.  44  ff.  Lewis,  diasertatio, 
S.  35  ff.  v.  Ricbthofen,  zur  1.  Saxonum,  S.  103 — 111,  und  not.  60  u.  68  zu  c.  64. 

v.  Arnim,  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsglioderung  nach  den  alt -niederdeut- 
schen Rechten,  S.  134. 

*)  Gaupp,  Recht  u.  Verfassung  der  alten  Sachsen,  S.  216.  Waitz,  Deutsche 
Verfassungsgesch.,  III  S.  140.  Merkel,  Lex  Saxonum,  Einl.  S.  5.  Stobbe,  Zeit- 
schrift f.  D.  R.  XV  S.  317  und  Rechtsquellen  I S.  192.  Kcntzler,  in  den  „For- 
schungen zur  deutschen  Geschichte“,  XII  S.  399  Anm.  2.  Usinger,  Forschungen 
zur  Lex  Saxonum,  S.  14. 

*)  z.  B.  Zimmerlc  1.  1.  S.  45. 
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Dazu  kommt,  dass,  wenn  wir  die  herrschende  Ansicht,  nach 
welcher  1.  der  nächste  Erbe,  2.  der  adelige  Schutzherr,  3.  der 
Vogt  (Güterpfleger),  dem  von  der  Obrigkeit  die  Aufsicht  über  die 
Güter  des  exilirten  Frilings  übertragen  worden  war,  einspruchs- 
berechtigt waren,  als  richtig  anerkennen  wollten,  in  der  Lex  der 
Sachsen  (cap.  64)  eine  Bestimmung  enthalten  wäre,  für  die  ein  ver- 
nünftiger Grund  sich  nicht  denken,  und  die  sich  rechtlich  nicht  er- 
klären lässt.  Oder  wie  ist  es  zu  erklären,  dass  der  Vogt,  der  doch 
nur  interimistisch  mit  der  Verwaltung  beauftragt  war,  bei  der  Ver- 
äusseruug  des  von  ihm  verwalteten  Gutes  ein  Einspruchsrecht  hatte? 
Hat  doch  nach  keinem  Recht  ein  Verwalter  als  solcher  ein  dingliches 
Recht  an  den  von  ihm  verwalteten  Gütern,  während  das  Vorkaufs- 
bzw.  Einspruchsrecht  diese  Natur  hat.8) 

Allen  diesen  — mild  gesprochen  — sonderbaren  Consequenzen 
entgehen  wir,  wenn  wir  den  Relativsatz:  „qui  in  exilium  missus 
u.  s.  w.“  auf  das  unmittelbar  vorhergehende,  substantivisch  ge- 
brauchte Adjektivum  nobilis  beziehen. 

Hierzu  nöthigt  uns  überdiess  die  Stellung  des  Relativum  im 
zweiten  Relativsatz;  denn  dieses  bezieht  sich,  — wenn  nicht  aus  der 
Verschiedenheit  des  Geschlechts  u.  s.  w.  das  Gegentheil  hervorgeht, 
— immer  auf  das  zunächst  vorhergehende  Substantivum  oder  De- 
monstrativum,  im  vorliegenden  Falle  also  auf  nobilis.  — Es  wieder- 
holen dann  ferner  die  Worte  „necessitate  coactus“  keineswegs  den 
vorhergehenden  Relativsatz  „qui  in  exilium  u.  s.  w.“,  sondern  weisen 
auf  alle  Fälle  hin,  in  denen  echte  Noth  vorhanden  ist,  und  fassen 
sie  zusammen.7)  — Endlich  lässt  sich,  falls  wir  beim  Edeling  die 
in  exilium  missio  stattfinden  lassen,  das  Beispruchsrecht  in  der 
Hand  des  vom  König  über  die  Güter  des  Exilirten  gesetzten  Vogtes 
sehr  gut  begründen.  Dieser  hat  nämlich  dann  das  Beispruchsrecht 
nicht  kraft  eigenen  Rechtes,  sondern  als  Vertreter  des  Edeling,  oder 
des  Königs,  falls  nämlich,  was  ich  bestreite,  die  Güter  des  exilirten 
Edeling  konfiscirt  wurden. 

Die  Einwendungen,  welche  man  gegen  die  hier  vertheidigte 
Ansicht  erhoben  hat,  sind  sämmtlich  unzutreffend. 

Wenn  zunächst  Beseler8)  sagt,  den  Relativsatz  „qui  in  exilium 
u.  s.  w.“  auf  den  nobilis  zu  beziehen,  sei  deswegen  nicht  angemes- 
sen, weil  der  später  erwähnte  tutor  regelmässig  mit  dem  proximus 


* *)  Vgl.  unten  § 10. 

’)  Der  Kxilirte  ist  der  Edeling,  der  von  echter  Noth  Bedrängte  der  Fri- 
ling,  welcher  Bich  in  des  exilirten  Edeling  Tutel  befand. 

■)  Beseler,  1. 1.  8.  61. 
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dieselbe  Person  sei,  so  ist  diese  Begründung  unzweifelhaft  irrig. 
Der  tutor  und  der  proximus  sind,  wie  aus  dem  Zusammenhänge 
des  Kapitels  64  unwiderleglich  hervorgeht,  nicht  identisch.  Denn 
es  soll  das  Gut  bei  einem  Verkauf  aus  echter  Noth  zuerst  detn 
proximus  (nächster  Erbe)  angeboten  werden,  wenn  dieser  nicht 
kaufen  will,  dem  tutor,  vel  ei  qui  u.  s.  w.*) 

Scheinbar  zutreffender,  aber  doch  nur  scheinbar,  sind  v.  Richt- 
hofen’s  Einwendungen.10)  Die  Worte  vel  ei  qui  tune  u.  s.  w.,  meint 
er,  deuten  unmöglich  auf  eine  im  Edeling  vorgegaugene  Aenderung, 
weil  der  Tutor  neben  dem  königlichen  Güterpfleger  des  exul  er- 
wähnt sei,  also  offenbar  von  verschiedenen  Personen  geredet  werde. 
Es  sei  anstössig,  dass  der  Freie,  welcher  aus  Noth  sein  Gut  ver- 
kaufen will,  dasselbe  dem  exilirten  nobilis  noch  anbieten  soll. 

Dies  letztere  ist  richtig,  wird  aber  auch  von  den  Gegnern 
Richthofcns  nicht  behauptet,  und  hindert  keineswegs,  aus  dem  Worte 
,,tunc“  auf  eine  Exilirung  gerade  des  Edeling  zu  schliessen. 

Richthofen  übersieht  nämlich,  dass  in  den  in  der  lateinischen 
Sprache  abgefassten  Denkmälern  jener  Zeit  das  Wörtchen  „vel“  nicht 
nur  „oder“  heist,  sondern  auch  die  Bedeutung  von  „d.  h.“,  „ d.  i.“, 
„id  est“  hat.11)  Gerade  diese  letztere  Bedeutung  hat  vel  im  Ka- 
pitel 64, 14)  so  dass  das  Kapitel  64  lautet:  Will  ein  Friling,  dessen 

adeliger  Mundwalt  exilirt  ist,  aus  echter  Noth  Grundstücke  ver- 
kaufen, so  biete  er  sie  zuerst  seinem  nächsten  Blutsverwandten 
(Erben)  an;  will  dieser  sie  nicht  kaufen  (oder  ihm  auf  eine  andere 
Weise  nicht  aus  der  Noth  helfen),  so  biete  er  sie  seinem  jetztigen 
Tutor,  d.  h.  dem  vom  König  über  die  Güter  des  exilirten  Edeling 
gesetzten  Pfleger,  an;  will  sie  auch  dieser1“)  nicht  kaufen,  so  darf 

*)  Uebrigeus  scheint  die  von  Beseler  versuchte  Begründung  von  den 
Neueren  aufgegeben  zu  sein;  keiner  von  ihnen  nimmt  auf  dieselbe  Bezug. 

1 •)  v.  Richtlinien,  zur  lex  Sax.  S.  107  und  in  den  Noten  zu  cap.  64.  Vgl. 
auch  Zimmerte  S.  45. 

")  Dies  ist  allgemein  bekannt,  weshalb  sich  die  Beibringung  von  Belägen 
erübrigt.  Du  Gange  führt  im  Glossarium  mediae  et  inüniue  latinitatis  unter 
dem  Artikel  vel  deren  viele  an.  Vgl.  auch  noch  die  Urkunde  No.  13  bei  Lörsch 
und  Schräder,  deutsche  Rechtsdenkinälcr,  I 1874,  wo  es  heisst:  „...  veuiena 
ille  fidelia  noster  ..  in  praesentia  uostra  villas  nuncupantes  illas  nohis  per  festuca 

visus  est  werpisse  vel  condonasse ; ..  voluntario  ordine  nobis  visus 

est  laesowerpisse  vel  condonasse.“ 

'*)  Nichts  spricht  dagegen,  wohl  aber  sprechen  die  folgenden  Worte  des 
Kapitels  dafür. 

1 3)  Das  Pronomen  ille  wird  in  der  Bedeutung  von  „dieser“  im  Latein  des 
ß.  und  der  folgenden  Jahrhunderte  nicht  selten  gebraucht.  .Sehr  häufig  bezieht 
es  sich  in  den  Urkunden  aus  dieser  Zeit  auf  das  zunächst  vorhergegangene  Wort. 
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er  sie  jedem  beliebigen  Dritten  veräussern.“  Es  wird  nach  dieser 
Erklärung  der  Güterpfleger  keineswegs  neben  dem  adeligen  Mund- 
walt erwähnt:  das  Kapitel  redet  nicht  von  drei  Vorkaufsbereehtig- 
teu  (dem  nächsten  Erben,  Edeling  und  Güterpfleger),  sondern  nur 
von  zweien  (dem  nächsten  Erben  und  dem  Güterpflegcr).  Klar  er- 
giebt  sich  dies  auch  aus  dem  letzten  Satze  des  Kapitels  64:  „Si  nec 
ille  voluerit.“  Denn  wäre  vorher  ausser  dem  nächsten  Erben  noch 
von  zwei  anderen  Einspruchsberechtigten  (Edeling  und  Güterpfleger) 
die  Rede  gewesen,  so  müsste  es  „illi  voluerint“  in  dem  angezogenen 
Satze  heissen;  der  Singular  (ille  voluerit)  wäre  dann  durchaus  un- 
zulässig. Die  Worte  „tutori  suo,  vel  ei,  qui  tune  a rege  super  ipsas 
res  constitutus  est,“  bezeichnen  demnach  nicht  zwei  von  einander 
verschiedene  Personen,  sondern  nur  eine,  was  zugleich  ein  Beweis 
dafür  ist,  dass  dieses  vel  die  Bedeutung  von  „d.  h.“  oder  „d.  i.“ 
hat.  Aus  diesen  Gründen  sind  wir,  trotzdem  wir  unter  dem  exul 
den  Edeling  verstehen,  keineswegs,  wie  Richthofen  meint,  zu  der 
Annahme  genöthigt,  dass  der  Edeling  auch  in  seinem  exilium  (ne- 
ben dem  Güterpfleger)  das  Vorkaufs-  bzw.  Einspruchsrecht  gehabt 
hat.  Im  Gegentheil  muss  man  annehmen,  dass  dem  Edeling  in 
seinem  Exil  dies  Recht  nicht  zustand.  Denn  in  diesem  Falle  giebt, 
wie  soeben  bewiesen,  das  Kapitel  64  das  Vorkaufs-  (und  Einspruchs-) 
Recht  ausdrücklich  nur  dem  nächsten  Erben  und  dem  Güterpfleger. 

Gegen  die  Richtigkeit  der  hier  vertheidigten  Ansicht  spricht  nach 
v.  Richthofens '*)  Meinung  endlich  der  Umstand,  dass  ein  solches 
Eingreifen  des  Königs  in  die  Privatverhältnisse  der  Einzelnen,  wie 
es  in  der  Bestellung  eines  Güterpflegers  für  den  exilirten  Edeling  liege, 
fiir  die  Zeit  der  Abfassung  der  Lex  nicht  anzunehmen  sei.  Dafür, 
dass  das  Gut  eines  exilirten  Freien  zeitweise  unter  der  Aufsicht 
eines  von  der  Obrigkeit  dazu  Ernannten  stehen  solle,  fänden  sich 
Analogieen  im  älteren  und  späteren  Recht,  schwerlich  aber  dafür, 
dass,  wenn  ein  Edeling  exilirt  wurde,  der  ein  Schutzverhältniss 
über  einen  Freien  besass,  für  die  Wahrnehmung  der  Tutel  des  Exilir- 
ten durch  Ernennung  eines  Stellvertreters  gesorgt  worden  wäre.  — 
Diese  Einwendungen  sind  leicht  zu  widerlegen.  Von  Richthofen  ver- 
schiebt die  Frage,  um  die  es  sich  handelt.  Denn  der  Güterpfleger 
wird  nicht  für  die  Ausübung  der  Tutel  bestellt,  sondern  in  erster 
Linie  zur  Verwaltung  der  Güter;  verbunden  damit  ist  die  Ausübung 
der  Tutel;  doch  ist  dieser  Zweig  der  Obliegenheiten  des  Güter- 
pflegers gegenüber  der  Güterverwaltung  von  untergeordneter  Be- 


1 *)  Zur  lex  Sax.,  S.  107. 
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deutung. ,s)  Weshalb  nun  aber  in  der  Bestellung  eines  Pflegers  für 
die  Güter  des  exilirten  Edeling  und  für  die  Ausübung  der  Tutel  des- 
selben ein  grösserer  Eingriff  in  die  Privatverhältnisse  liegen  soll, 
als  wenn  zur  Verwaltung  der  Güter  eines  exilirten  Freien  ein  Pfle- 
ger eingesetzt  wird,  ist  nicht  einzuschen.  Allerdings  ist  im  crste- 
ren  Falle  die  Wirkungssphäre  des  Pflegers  eine  ausgcbreitetere. 
Denn  während  er  in  letzterem  nur  die  Verwaltung  der  Grundstücke, 
Häuser,  Mobilien  u.  s.  w.  hat,  hat  er  in  jenem  noch  die  Tutel  aus- 
zuühen,  und  ist  vorkaufs-  bzw.  einspruchsberechtigt.  Indessen  ist 
dies  nur  ein  ^tatsächlicher  Unterschied.  Denn  diese  Berechtigun- 
gen haften  an  dem  verwalteten  Gute  und  sind  mit  ihm  verbunden. 
Es  handelte  sich  demnach  in  beiden  Füllen  um  eine  Vermögens- 
Verwaltung.  Dass  diese  nun  in  dem  einen  Falle  durch  die  Befugniss 
zur  Ausübung  gewisser  Rechte  hinsichtlich  der  Objekte  eine  grössere, 
umfangreichere  ist,  als  in  dem  anderen,  ist,  vom  rechtlichen  Stand- 
punkt aus  betrachtet,  von  keiner  Bedeutung.  In  beiden  Füllen  wird 
in  die  Privatrechtssphäre  glcichmässig  und  gleich  weit  eingegriffen. 

Nach  diesen  Ausführungen  dürfte  es  nicht  mehr  zweifelhaft  sein, 
dass  unter  dem  in  exilium  missus  des  Kapitels  64  der  Lex  der 
Edeling,  und  nicht  der  unter  der  Tutel  desselben  befindliche  Fri- 
ling,  zu  verstehen  ist. 

Zugleich  erhellt  aus  jenen  Ausführungen,  dass  bei  der  von  einem 
unter  der  Tutel  eines  Edeling  befindlichen  Friliug  vorgenommenen 
Veräusserung  von  Eigen  ausser  dem  nächsten  Erben,  welcher  an 
erster  Stelle  vorkaufs-  und  einspruchsberechtigt  ist,  an  zweiter  Stelle 
der  Edeling  ein  Vorkaufs-  und  Widerspruchsrecht  hat1 11®)  Ist  dieser 
exilirt,  — aber  nur  in  diesem  Falle  — , so  hat  dieses  Recht  anstatt 
seiner  der  vom  König  mit  der  Verwaltung  seiner  Güter  Betraute. 
Der  Edeling  ist  dann  nicht  berechtigt.17) 

1 *)  Dies  geht  aus  cap.  tU  der  lex  Sax.  hervor  (super  ipsas  res  constitutusj. 

'*)  Dies  ergiebt  sich  arg.  a eontr.  daraus,  dass  in  dem  Falle,  wo  der 
Edeling  sich  im  Exil  befindet,  der  Gütorpfleger  das  oben  genannte  Hecht  hat, 
in  dessen  Hand  es  sich  nur  durch  die  Annahme  erklären  lässt,  dass  er  es  au 
Stelle  des  Edeling  ausiiht  als  ein  dem  verwalteten  (lute  anhaftendes  Recht. 

1 1 ) Nicht  so  klar  ist  das  Verhältnis*  bzw.  die  Reihenfolge  der  Einspruchs- 
berechtigten zu  einander,  wenn  wir  mit  den  Gegnern  uns  den  Iiber  homo  als 
exilirt  denken.  Berechtigt  sind  alsdann  der  nächste  Erbe  (dieser  in  erster 
Linie),  der  adelige  Mundwalt  und  der  über  die  Güter  des  exilirten  Friling  ge- 
setzte Vogt.  Zweifelhaft  bleibt  aber  bei  dieser  Erklärung,  ob  der  GüterpHeger 
neben  dem  adligen  Mundwalt  vorkaufs-  bzw.  beispruchsberechtigt  war,  so  dass 
zur  Rechtslieständigkeit  der  Veräusserung  der  Beispruch  beider  erfordert  wurde. 
War,  wenn  man  dies  bejaht,  an  zweiter  Stelle  der  Edeling,  der  Güterpfleger 
dagegen  an  dritter  berechtigt,  oder  umgekehrt'/  Genügte,  wenn  man  jenes 
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Bevor  wir  das  Alter  und  den  Untergang  dieses  den  Edelingen 
bzw.  den  Güterpflegern  zustchenden  Beispruehsreehtes  besprechen, 
dürfte  es  nicht  unangemessen  sein,  zu  untersuchen,  wer  unter  dem 
Über  homo,  und  wer  unter  dem  nobilis  tutor,  die  wir  bisher  mit 
Friling  und  Edeling  bezeichnet  haben,  zu  verstehen  ist. 

Mit  Ausschluss  der  Knechte,  die  weder  Ehre  noch  Freiheit  ge- 
nossen, etwas  weder  erwerben  noch  besitzen  konnten,  schied  das 
sächsische  Volk  sich  in  den  alten  Zeiten  in  die  drei  Stände  ls)  der 
Edelinge,  Friünge  und  Eiten,  oder  in  Grundherren,  freie  und  zins- 
pflichtige  Bauern.11') 

Die  Edelinge  waren  ein  durch  zahlreiche  Geschlechter  gebil- 
deter, politisch  höchst  bevorrechteter,  sich  von  den  übrigen  Ständen 
kastenartig  abschliessender  Erbadel. 

Die  Frilinge,  über  deren  Ursprung  sich  etwas  Bestimmtes  nicht 
sagen  lässt,40)  waren  mit  den  Eiten  der  Kern  des  Volkes'.  Sie 
waren  freie,  in  der  weitaus  grössten  Zahl  durchaus  unabhängige 
Grundbesitzer.  Nur  einzelne  von  ihnen  — nicht  der  Stand  .im  Gan- 

Dubium  verneinend  beantwortet,  der  Beispruch  des  (nächsten  Erben  und  des) 
adligen  Mundwalts,  oder  stand  es  im  Belieben  des  Ycräusserers,  oh  er  dem 
Edeling  oder  dem  Güterpfleger  das  Gut  zum  Vorkauf  nnbieteu  wollte,  oder 
bestanden  darüber  gesetzliche  Nonnen,  und  welcher  Art  mögen  sie  bejahenden 
Falls  gewesen  sein?  — Manche  Gegner  berücksichtigen  diese  Fragen  gar  nicht 
(z.  B.  Zitnmerle  I.  1.  S.  45  f,);  andere  (wie  v.  Amira  1. 1.  S.  134  und  v.  Richfhofcn, 
not.  65  zu  cap.  64)  meinen,  dnss  nach  dem  Erben  der  Schutzherr,  und  erst  nach 
diesem  der  Verwalter  das  Vorkaufsrecht  genoss.  Diese  Ansicht  wird  durch  das 
Kapitel  64  in  keiner  Weise  unterstützt.  ~ 

1 *)  Vgl.  die  Translatio  S.  Alexandri  des  Mönches  Rudolph  in  den  Hon.  * 
Germ.  SS.  II  S.  675.  In  der  Lex  Saxonum  selbst  wird  nach  dem  servus  a nobili 
occisus  von  dem  servus  a libero  vel  lito  occisus  gesprochen. 

1 *)  N'idhard.  (gest.  858,  Sohn  des  Grafen  Angilbert  und  der  ßerchta,  einer 
Tochter  Karls  des  Grossen),  Historiarum  de  dissensionihus  filiorum  Ludovici 
Pii  libri  quattuor.  Lib.  IV,  cap.  4 § 2 [hei  Gengier,  German.  Rechtsdenkmäler, 
S.  256).  Vgl.  noch  den  Mönch  Hukhaid  von  St.  Amand  in  Flandern  (840 — 930) 
in  seiner  Lebensbeschreibung  des  heil.  Lebnin  [hei  Gcngler  1.  1.  S.  394]. 

*•)  Manche  neuere  Historiker  (z.  B.  Kcntzler  in  den  „Forschungen  zur 
deutsch.  Gesch.“  XII  S.  403)  meinen,  nach  der  Eroberung  des  sächsischen  Lan- 
des durch  einen  siegreichen  Stamm,  als  dessen  Zugehörige  die  sächsischen  Adeli- 
gen, wie  wir  sie  zur  Zeit  Karls  des  Grossen  finden,  anzusehen  wären,  sei  dem  Adel 
der  unterworfenen  Bevölkerung,  welcher  dann  die  Frilinge  bildete,  Land  erblich 
unter  der  Bedingung  belassen  worden,  dass  dasselbe,  ohne  dass  es  zuvor  dem 
Edeliug,  zu  welchem  der  Friling  in  ein  Schutzverhältniss  getreten,  zum  Vor- 
kauf angeboten  war,  von  Andern  nicht  erworben  werden  konnte.  Diese  Ansicht, 
für  deren  letzten  Theil  Analogieen  von  fremden  Völkern,  wie  Kentzlcr  will, 
nicht  voriiegen,  ist  ganz  gewiss  unrichtig.  Vgl.  die  Ausführungen  im  Text  uud 
die  folgende  Anmerkung. 

3* 
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zen  *')  — • standen  in  einem  Schutz  Verhältnis*  zu  einem  Edeling, 
welches  venuuthlich  durch  freiwillige  oder  erzwungene  Ergebung 
in  dasselbe  entstanden  war,  **)  und  vermöge,  dessen  der  Edeling  ein 
Beispruchs-  bzw.  ein  Vorkaufsrecht  bei  den  von  ihnen  vorgenom- 
menen Veräusserungen  von  Eigen  hatte. iÄ) 

Die  Liten  waren  Hintersassen  des  Adels,  zinspfliclitigc  Bauern, 
und  ihre  Güter  Pertinenzen  derer  der  Edelinge.  Zu  den  jährlichen 
Versammlungen,  in  denen  die  Macht  des  souveränen  Gemeinwesens 
sich  bekundete,  schickten  die  Liten  ihre  Vertreter  in  gleicher  An- 
zahl, wie  Edelinge  und  Frilinge,  und  beschlossen  und  beriethen  in 
ihnen  die  allgemeinen  Landesangelegenheiten  mit;  dafür  wurden  sie 
aber  auch  zu  den  öffentlichen  Diensten  und  Leistungen  herange- 
zogen. 24) 

Wer  sind  nun  aber  die  nobiles  in  exilium  jatn  missi?äs) 

Merkel28)  und  Stobbe5:)  wollen  darunter  die  seit  798  von  Karl 
dem  Grossen  aus  dem  Lande  geführten  Geiseln  verstehen,  **)  aber 
wohl  mit  Unrecht.  Die  WegfUhrung  als  Geisel  ist  keine  Strafe,  die 
der  als  Geisel  Weggefährten  Person  auferlegt  wird.  Die  obsides 

**)  Dies  gellt  ans  dem  Relativsatz:  „<|ui  in  tutelu  nobilis  cujuslibe* 
erat“,  sowie  aus  dem  Worte  „cujuslibet“  in  lex  Sax.  cnp.  64  hervor,  die  sonst 
müssig  und  überflüssig  wären.  Vgl.  auch  v.  Richtlinien  not.  G7  zu  cap.  64. 

**)  Dafür  sprechen  Denkmäler  aus  dem  verwandten  Langoliardischen 
Recht;  dieselben  sind  angeführt  bei  Kraut,  Vormundschaft,  I S.  16  Aum.  20. 
Vgl.  ferner  v.  Richthofen  a.  a.  0.,  der  mit  Recht  vermutlich  dass  der  deutsche 
Karne  für  das  mit  tutela  wiedergegebene  Recht  „mund“  und  für  den  über  sub 
tutela  „mundman“  gewesen  sei,  auch  an  die  „plechhaften  lüde“  des  Sachsen- 
spiegels erinnert. 

**)  Abgaben  und  Zinse  hatten  die  in  der  Tutel  eines  Edeling  befindlichen 
Freien  nicht  zu  entrichten.  Vgl.  auch  Kcntzler  a.  a.  0.  S.  404.  Offenbar  un- 
richtig ist  die  von  Beselcr  a.  a.  O.  S.  63  versuchte  Erklärung  der  nobilis  tutela 
als  eines  Dienstgefolges.  Vgl.  Gerber,  1.  1.,  S.  57  und  Sandhaas,  1.  1.,  S.  187. 

**)  Ueber  die  im  Text  gegebene  staatsrechtliche  Stellung  der  Liten  vgl. 
Vita  Lebuini  a.  a.  0.  und  Hon.  Germ.  SS.  US.  361. 

**)  Ohne  die  Bedeutung  dieser  Worte  einer  näheren  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, sprechen  Aeltere  z.  B.  Gaupp  (Recht  u.  Verf.  d.  alt.  Sachs.  S.  215  und 
217)  von  Verbannten. 

**)  Lex  Sax.  S.  6. 

*’)  Rechtsquellen  I S.  192. 

*•)  Hieraus  schliesst  Merkel  bekanntlich,  dass  die  Kapitel  61 — 66  der  Lex 
frühestens  798  entstanden  sind.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Folgerung  hat  v.  Richt- 
hofen, zur  lex  Sax.,  S.  103  ff.  und  in  der  Einleitung  zu  seiner  Ausgabe  der  lex 
Saxonum  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  im  Jahre  798  und  seitdem  erfolgten 
Wegführungen  keineswegs  die  einzigen  gewesen,  dass  vielmehr  Karl  seit  772 
vielfach  Geiseln  aus  Sachsen  fortgeführt  hat,  überzeugend  dargethan. 


Digitized  by  Google 


37 


waren  dem  Könige  nur  als  Bürgen  dafür  überliefert  worden,  dass 
ihre  Landsleute  Frieden  halten,  die  eidlieh  versprochene  Treue  be- 
wahren oder  sonst  gegebene  Versprechen  erfüllen  würden.  Der- 
artige Bürgen  „in  exilium  tnissi"  zu  nennen,  scheint  mir,  — das 
exilium  ist  ja  immer  eine  Strafe,  — sehr  bedenklieh.  — Ferner 
wurden  als  Geiseln  nicht  sowohl  Hausväter,  sondern  vielmehr  Kin- 
der vornehmer  Leute  weggefuhrt;  nur  ausnahmsweise  pflegte  man 
im  Mittelalter  selbstständige  Männer  als  Geiseln  zu  stellen.  Auch 
Karl  der  Grosse  wird  von  dieser  Sitte  nicht  abgewichen  sein.  Giebt 
man  dies  zu,  — und  man  muss  es  wohl  thun,  — so  geräth  man 
in  einen  Konflikt  mit  dem  Wortlaut  des  Kapitels  64  der  Lex. 
Aus  demselben  geht  ziemlich  deutlich  hervor,*®)  dass  Manche  der 
weggeführten  Edelinge  eine  Tutel  über  Frilinge  hatten.  Die  als 
Geiseln  weggeführten  Kinder  hatten  aber  offenbar  regelmässig 
keine  derartige  Tutel;  dieselbe  konnte  vielmehr  nur  deren  Gewalt- 
habern zustehen.  Endlich  ist  es,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass 
Karl  nur  Männer  als  Geiseln  genommen  hat,  höchst  unwahrschein- 
lich, und  in  den  Quellen  in  keiner  Weise  angedeutet,  dass  die  Güter 
eines  solchen  obses  einem  vom  König  ernannten  Verwalter  über- 
geben worden  wären;  die  Verwaltung  der  Güter  übernahm  in  einem 
derartigen  Falle  unzweifelhaft  Jemand  aus  der  Verwandtschaft,  viel- 
leicht der  nächste  Erbe,  wenn  er  dazu  befähigt  war.  Und  doch  ist 
im  Kapitel  64  von  einem  vom  itönig  eingesetzten  Verwalter  die 
Rede. 

Abweichend  von  Merkel  und  Stobbc  erklärt  v.  Richthofen s#) 
die  in  exilium  jam  missi  für  Leute,  die  landflüchtig  geworden,  sei 
es,  dass  sie  Friedlosigkeit,  die  für  sie  wegen  eines  Verbrechens  ein- 
getreten war,  oder  dass  sic  ein  Straferkenntniss  dazu  nöthigte,  durch 
welches  ausdrücklich  die  Verbannung  über  sie  verhängt  worden  war. 

Auch  diese  Erklärung  dürfte  kaum  als  richtig  zu  bezeichnen 
sein,  denn  jene  Worte  sind,  wie  bemerkt,  nicht  auf  den  Friling,  son- 
dern auf  den  Edeling  zu  beziehen.  Schwerlich  aber  haben  so  viele 
Edelinge  Verbrechen  begangen,  schwerlich  auch  sind  so  viele  Ede- 
linge durch  ein  Kriminalerkenntniss  der  Volksversammlung  im  echten 
Ding  vcrurtheilt  worden,  dass  desswegen  die  ausdrückliche  Sanktio- 
nirung  der  Bestimmungen  des  Kapitels  64  nöthig  geworden  wäre. 
Dazu  kommt,  dass  nach  altdeutschem  Recht  mit  der  Verbannung 


»*)  Hätten  nur  einzelne  wenige  der  Weggefährten  Edelinge  eine  Tutel  ge- 
habt, so  wäre  die  Bestimmung,  dass  der  Güterpfleger  Verkaufs-  bzw.  einspruchs- 
berechtigt »ein  solle,  wohl  unterblieben. 

*•)  A.  a.  O.  S.  110  und  not.  69  zu  cap.  64. 
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regelmässig  die  Güterkonfiskation  verbunden  war,  und  doch  — nach 
v.  Riehthofens  Interpretation  — irn  Kapitel  64  dem  exilirten  Friling 
die  Vcrüusserung  seiner  Güter  gestattet  ist. 

Eine  befriedigende  Erklärung  lässt  sich  für  den  Relativsatz  „qui 
in  exiliunt  jam  missus  est“  nur  dann  finden,  wenn  inan  unter  den 
nobiles  in  exiliuin  jam  missi  diejenigen  Edelinge  begreift,  welche  Karl 
theils  in  den  früheren  Kriegsjahren  zur  Strafe  dafür,  dass  sie  rebel-  • 
lirt,  oder  ihre  Landsleute  (Frilinge,  Liten)  dazu  verleitet  hatten,  in 
Franken,  Schwaben,  Baiern,  Gallien  und  andern  Gegenden  seines 
Reiches  angesiedelt,  theils  bei  den  gegen  das  Ende  des  Krieges 
stattfindenden  massenhaften  Fortführungen  von  Sachsen  mit  weg- 
geschleppt hatte.81) 

Diese  in  die  aussersächsisehen  Thcile  der  fränkischen  Monarchie 
abgeiiihrten  Edelinge  konnten  mit  vollem  Recht  in  exilium  missi 
genannt  werden. 

1 ')  Ucbcr  diese  Wcgfiihrungen  berichten  die  annales  S.  Amanli  ad  a.  776 
[Mon.  Herrn.  SS.  I S.  12]:  „...dederunt  lwspites“. 

an.  Petaviani  ad  a.  782  [eod.  1 S.  17]  :•„...  multos  vinctoa  Saxones  ad- 
duxerunt  in  Franeia“. 

aa.  Moaell.  ad  a.  7 94  (eod.  XVI  S.  498] : „. . . Saxoniam  usque  prope  Albiam 
pervagans,  non  modicam  quantitntem  nobiliuni  atque  ignobilium  gentis  illius 
aecnm  (rex)  adduxit“. 

aa.  Fuldenaes  ad  a.  794  [eod.  I S.  3S0]:  „Saxones  in  Sinitfcldc  a Carolo  *ub- 
acti  sunt,  et  tertius  ex  iis  homo  translatus“. 

aa.  Lauriss,  (majur.)  ad  a.  797  [eod.I  S.  184];  „rex  aeceptis  obsidihus,  etiam 
ct  his,  quos  perfidissimos  primorcs  Saxontim  consignabant . . .“ 

aa.  Lauresham.  ad  a.  797  [eod.  I S.  37]:  „...et  tulit  (rex}  inde  illos  ea- 
pitanios,  quos  voluit,  et  de  obaidibus,  quantum  ei  voluntas  fuit“,  und  ad  a.  799 
[eod.  1 S.  38]:  „et  rex  inde  tulit  multitudinem  Saxonum  cum  mulieribus  ct,  in- 
fantibus, et  collocavit  cos  per  diversas  terras  in  finibus  suis,  et  ipsam  terram 
eoruni  divisit  inter  fidcles  suos,  i.  c.  episcopos,  presbyteros,  eomites  et  alioa 
vassos'  suos“. 

Noch  804  führte  Karl  aus  dem  damals  unterworfenen  Nordalbingien  grosse 
Massen  des  Volkes  fort;  Eginhard  spricht  in  seiner  Lebensbeschreibung  Karls 
(cap.  7)  von  zehn  Tausend. 

Lass  unter  den  dergestalt  IVeggefiihrten  sieh  Edelinge  auch  da  befanden, 
wo  die  fränkischen  Jahrbücher  ihrer  keine  Erwähnung  thun,  unterliegt  keinem 
Zweifel.  Denn  einmal  wurden  die  Sachsen  massenweise  [vgl.  die  Ausdrücke: 
non  modica  quantitas,  multos  Saxones,  tertius  ex  eis  homo,  multitudinem  Saxo- 
num] abgeführt,  wobei  man  auf  den  Stand  wenig  Rücksicht  nehmen  mochte; 
sodann  gab  es,  obschon  die  Mehrzahl  der  Edelinge  eich  nach  den  ersten  un- 
glücklichen Kriegsjahren  an  Karl  angeschlossen  hatte,  einen,  wenn  gleich  kleinen, 
Theil  des  Adels,  der  das  Panier  der  Freiheit  hoch  hielt,  und  treu  mit  der  grossen 
Masse  des  Volkes  gegen  die  Feinde  stand.  Liese  Patrioten  wurden  von  den 
Franken  unzweifelhaft  mit  besonderer  Vorliebe  nach  Gallien  und  Süddeutsch- 
land ahgeführt. 
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Schon  auf  dem  im  Jahre  777  zu  Paderborn  abgehaltenen  Reichs- 
tage, auf  welchem  der  gesammte  Adel  der  Westfalen,  Engern  und 
Ostfalen  bis  zur  Ocker  hin  sich  einzufinden  geladen  war,  hatte  jeder 
der  versammelten  Edelinge  geloben  müssen,  dass  er  auf  seine  Frei- 
heit, sein  Vaterland,  sein  Adelsgut,  kurz  auf  seine  ganze  Stellung, 
für  den  Fnl!  verzichte,  dass  er  den  christlichen  Glauben  und  die 
Treue  gegen  den  König,  dessen  Söhne  und  die  Franken  nicht  be- 
wahren würde.*8)  Diese  Strafen  brachte  Karl  zur  Anwendung,  als 
die  Sachsen  sich  immer  und  immer  wieder  gegen  ihn  erhoben.  Er 
raubte  ihnen  „patriam,  ingenuitatem,  libertatem“,  den  Liten  und 
Frilingen  auch  „omnera  proprietatem“,  führte  sie  ausser  Landes  und 
siedelte  sie  in  anderen  Gegenden  an,  so  dass  auf  die  so  Weggeführ- 
ten die  Bezeichnung  „in  exilium  missi“  sehr  gut  passte. 

Was  Karl  mit  dem  Gute  der  hinweggeführten  Edelinge  gethan, 
ist  in  den  Quellen  nicht  gesagt.  Nur  cimal,  zum  Jahre  799,  erzäh- 
len die  Jahrbücher  der  Abtei  Lorsch,3*)  dass  er  die  Güter  der  da- 
mals Dcportirten  unter  seine  Getreuen:  Bischöfe,  Priester,  Grafen, 
vertheilt  habe.  Wahrscheinlich  hat  Karl  an  seine  Getreuen  nur  das 
Gut  von  Frilingen  und  Liten  verliehen.34)  Kluge  Berechnung 
nöthigte  ihn,  der  sehr  wohl  einsah,  dass  er  die  Sachsen  dauernd 
nicht  anders  bezwingen  könne,  als  wenn  er  den  Adel  des  Landes 
für  sich  gewänne,  das  Gut  der  exilirten  Edelinge  weder  an  Sachsen, 
noch  an  Franken  zu  vertheilen.  Denn  unzweifelhaft  hätte  Karl  durch 
eine  Vertheilung  dieses  Gutes  sich  die  Anhänglichkeit  mancher  Edc- 
linge,  die  sich  ihm  bereits  angeschlosscn  hatten,  oder  dies  zu  thun 
im  Begriff  standen,  verscherzt.  Gar  nicht  selten  mochte  in  einem 
Geschlecht  ein  Theil  der  Angehörigen  auf  der  Seite  des  Königs 
stehen,  der  andere  aber  für  Freiheit  und  Unabhängigkeit  gegen  den- 
selben kämpfen,  ohne  dass  durch  diese  Verschiedenheit  der  poli- 
tischen Gesinnung  die  Verwandtenliebe  aufgehoben  wurde.  Hätte 
nun  Karl  das  Gut  der  zuletzt  genannten  Geschlechtsangehürigen, 

**)  Annal.  Einhard,  ad  a.  777  [ Mon.  Germ.  SS.  1 S.  159]:  „...nt  si  ul- 
tcrius  sua  statuta  violarcnt,  et  patria  et  libertate  juivarentur.“  Die  annal.  Ful- 
denses  erzählen  zu  demselben  Jahre  (cod.  I S.  349):  „Saxonet  ingenuitatem  et 
omnem  proprietatem  suam  secundum  morem  gentis  abdicantes,  regi  tradiderunt, 
si  a die  illa  et  deinceps  christianitatera  et  regi  et  tiliis  ejus  fidclitatem  abne- 
gassent.“ 

,J)  Vgl.  oben  Anm.  31. 

**)  Dafür  spricht  ausser  dem  Folgenden  auch  der  Umstand,  dass,  nls  un- 
ter Ludwig  dem  Frommen  die  umfassenden  .Restitutionen  der  exilirten  Edelinge 
erfolgten,  und  jeder  derselben  in  seine  paterna  hcreditas  wieder  eingesetzt  wurde, 
kein  Bischof,  Graf  oder  Freier  genöthigt  war,  etwas  von  den  durch  Karl  den 
Grossen  verliehenen  Gütern  herauszugehen. 
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die  nach  ihrer  Besiegung  nach  Gallien  oder  sonst  wohin  hinweg- 
geführt worden  waren,  an  Franken  oder  an,  ihm  treu  ergebene, 
sächsische  Edelinge  verschenkt,  so  hätte  darin  eine  Verletzung  des 
anderen  Thcils  der  Geschlcchtsangehörigen  gelegen.  So  lassen  sich 
noch  manche  andere  Gründe  denken,  die  den  König  von  der  Ver- 
keilung des  Grundbesitzes  der  deportirten  Edelinge  abhielten,  z.  B. 
der,  dass  die  Eifersucht  und  das  Misstrauen  des  sächsischen  Adels 
rege  geworden  wären,  wenn  fränkische  Grafen  oder  Dienstleute  oder 
einzelne  sächsische  Familien  dasselbe  erhalten  hätten. 

Indem  nun  der  König  das  Gut  der  verbannten  Edelinge  nicht 
vertheilte,  sondern  sich  die  Verfügung  darüber  vorbchielt,  — nur 
interimistisch  bestellte  er  Aufseher  (Pfleger,  Vögte),  welche  jene 
Güter,  wohl  für  ihn,  verwalteten,  — erreichte  er  vollständig  seinen 
Zweck,  sich  eine  starke  Partei  in  Sachsen  zu  schaffen,  und  insbeson- 
dere den  gesammten  Adel  für  sich  zu  gewinnen.  Zunächst  ver- 
scherzte er  durch  jene  Massregel  nicht  die  Anhänglichkeit  seiner  bis- 
herigen Parteigenossen.  So  lange  das  Gut  des  exilirten  Verwandten 
nicht  vertheilt  war,  durften  diese  und  der  Exilirte  hoffen,  dass  der 
König  ihn  begnadigen  werde.  Jene  wurden  dadurch  zugleich  ver- 
anlasst, im  Dienst  des  Königs  eine  noch  grössere  Thätigkeit  zu 
entwickeln,  als  bisher,  der  Exilirte  aber  bewogen,  Beweise  einer 
Aenderung  seiner  Gesinnung  abzulegen,  wozu  ihm  der  König  Ge- 
legenheit bieten  mochte.  Auch  für  die  betheiligten  Frilingc  und  die 
Liten33)  konnte  es  für  die  Dauer  nicht  gleichgültig  seiu,  ob  die 
Tutel  durch  einen  vom  König  bestellten  Vogt,  der  jederzeit  durch 
einen  neuen  ersetzt  werden  konnte,  ausgeübt  wurde,  oder  erblich 
war.  Das  Interesse  aller  dieser  Betheiligten  an  der  Restitution  des 
exilirten  Tutor  gab  sonach  dem  Könige  zur  Bestimmung  des  Ver- 
haltens der  Einzelnen  und  zur  Zügelung  empörerischer  Gedanken 
ein  vorzügliches  Mittel  in  die  Hand. 

Diese  Restitution  erfolgte,  nachdem  schon  vorher  Einzelne  auf 
ihre  oder  ihrer  Verwandten  Bitten  in  die  paterna  hereditas  wieder 
eingesetzt  worden  waren,3')  allgemein  durch  Ludwig  den  Frommen 
gleich  nach  seinem  Regierungsantritt.  Der  anonyme  Biograph  des 
Kaisers  berichtet  hierüber:  „Quo  etiam  tempore  Saxonibus  atque 
Frisonibus  jus  paternae  hcreditatis, 37)  quod  a patre  ob  perfidiam 

'*)  Die  Liten  standen  ohne  Ausnahme  in  einem  Sehutzverhältniss  zu  den 
Edclingcn,  das  aber  enger  war,  als  das  der  Frilinge. 

’*)  Vgl.  beispielsweise  die  Urkunde  bei  Schalen,  Animi.  Puderb.  (2.  Aus- 
gabe), I S.  43. 

*’)  Ueber  die  vielfache  Auslegung,  welche  die  AV'ortc  „ius  paternae  here- 
ditatis“  gefunden,  s.  Funck,  Ludwig  d.  Fr.,  S.  Ö3  , 244  f.;  Düramler,  (Jstfräu- 
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legaliter  perdiderant,  imperatoria  restituit  clementia.“38)  Damit  aber, 
dass  Ludwig  den  exilirten  Edelingcn  die  paterna  hereditas  saraiut 
der  mit  ihr  verbundenen  Mundschaft  über  Frilinge  und  Liten  zurück- 
gab, hatte  das  Institut  der  vom  Könige  zur  Verwaltung  der  Güter 
der  Exilirten  ernannten  Vögte,  und  das  Beispruchsrecht  derselben 
bei  Veräusserungcn  von  Eigen  sein  Ende  erreicht. 

Auch  die  Beispruchsberechtigung  der  Edelinge  bei  Veräusserun- 
gen,  die  ein  unter  ihrer  Mundschaft  stehender  Friling  vornahm,  muss 
in  den  nächsten  Deccnnien  verschwunden  sein.  Dafür  spricht  der 
Umstand,  dass  sich  keine  einzige  auf  jenes  Recht  bezügliche  Urkunde 
in  den  Sammlungen  und  keine  Notiz  in  den  aus  der  Zeit  nach  der 
Lex  der  Sachsen  herrührenden  Rechlsdcnkmälern  findet,81*)  was  wohl 
nicht  zufällig  ist. 40) 

Der  Grund  für  dies  so  frühzeitige  Wegfallen  des  Beispruchs- 
rechtes der  Edelinge  lag  in  der  Aendcrung,  welche  in  Sachsen  seit 
dem  Beginn  des  9.  Jahrhunderts  in  den  Ständeverhältnissen  erfolgte, 
d.  i.  in  der  Erhöhung  des  Adels,  und  der  Unterdrückung  des  freien 
Bauernstandes,  insbesondere  in  der  Herabdrückung  der  unter  der 
Tutel  befindlichen  Frilinge  zu  Liten,  Ministerialen  oder  Knechten. 

In  Sachsen  trat  diese  Aenderung  in  den  Standesverhältnisseu 
schneller  und  nachdrucksvoller  ein,  als  anderwärts,  wozu  verschie- 
dene Umstünde  beitrugen. 

Zunächst  war  der  Stand  der  Frilinge  und  Liten  bereits  durch 
den  über  dreissig  Jahre  dauernden,  seitens  der  Franken  mit  der 
grössten  Schonungslosigkeit  geführten  Unterjochungskrieg  erschöpft. 
Als  nun  nach  der  Unterwerfung  Sachsens  noch  bei  Lebzeiten  Karls 
die  Avarcn,  Böhmen,  Slaven  und  Dänen  fast  jedes  Jahr  in  Sach- 
sen einfielen  und  das  Land  verwüsteten,  und  daher  fast  jährlich 
gegen  eine  oder  mehrere  dieser  Völkerschaften  zu  kriegen  war, 


kisches  Reich,  I S.  61  Amu.  84;  Sybel,  Ensteh.  il.  deutsch.  Königth.,  S.  58; 
Waitz,  Vcrf.-Gesch.,  I (1865)  S.  187  u.  HI  S.  142;  Kentzler  a.  a.  O.  S.  406 
Anm.  4. 

*•)  Vita  Hludovici  cap.  24  in  den  Mon.  Germ.  SS.  II  S.  619. 

’*)  Hin  und  wieder  finden  sich  Urkunden  über  Veräusserungcn,  die  ein 
über  homo  (Friling)  vorgenommen  hat;  jedoch  wird  in  ihnen  immer  nur  der 
Beispruch  der  nächsten  Erben,  nicht  auch  der  des  Edeling,  erwähnt. 

*•)  Seit  dem  11.  Jahrhundert  wird  bei  den  von  Ministerialen  vorgenom- 
menen Veräusserungcn  von  Eigen  der  Beispruch  des  Herrn  genannt.  (Vgl. 
Seibcrtz,  1. 1.,  I No.  47  u.  No.  67.)  Diese  Berechtigung  gehört  aber  nicht  in  den 
Kreis  unserer  Untersuchung,  denn  sie  gehört  nicht  dem  alten  sächsischen  Recht 
an.  Sie  scheint  übrigens  eine  Reproduktion  des  alten  Beispruchsrechtes  der 
Edelinge  zu  sein. 
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wurde  die  Erschöpfung  immer  grösser;  musste  ja  doch  bei  einem 
Kriegszuge  gegen  die  Spanier  oder  Ungarn  der  sechste,  bei  einem 
Feldzuge  nach  Böhmen  der  dritte  Mann,  in  einem  Kriege  gegen  die 
Slaven  und  Dänen  sogar  das  gelammte  sächsische  Aufgebot  ins 
Feld  ziehen.  Dazu  kamen  die  Lieferungen  von  Lebens-  und  Trans- 
portmitteln flir  die  durchziehenden  Truppen,  die  Ausbesserung  von 
Wegen  und  Brücken,  das  Herbeischaffen  von  Futter  und  Streu  für 
die  Pferde,  — Lasten,  welche  der  Natur  der  Sache  nach  vorzugs- 
weise auf  den  Schultern  der  Bauern  ruhten  — , und  endlich  die 
Unmöglichkeit,  den  Acker  zu  bestellen.41) 

Noch  ärger  freilich  lasteten  auf  dem  Bauernstände  der  Druck 
der  königlichen  Beamten  und  die  Unbilden  des  Adels,  aus  welchem 
jene  genommen  wurden,4®)  die  daher  ihren  Standesgenossen  nicht 
entgegentraten.  Um  diesen  Bedrückungen 4S)  zu  entgehen,  begaben 
sich  Viele  in  ein  Schutz-  und  Treuverhältniss  zu  Edelingen  oder 
geistlichen  Stiftungen.  Die  Klagen  über  die  Bestechlichkeit  und 
Schlechtigkeit  der  Richter,  über  die  Habgier  der  Bischöfe,  Aebte, 
Grafen  und  Vögte,  die  „per  malum  ingenium  den  Armen  verderben, 
um  sein  Gut  an  sich  zu  reissen“,  über  die  Habsucht  einzelner  Kleri- 
ker, die  „durch  Ränke  jeder  Art  täglich  ihr  Besitzthum  mehren  und 
einfältige  Leute  durch  Vorspiegelung  himmlischen  Lohnes  oder  der 
Strafen  in  der  Hölle  berücken,  um  ihr  Erbe  bringen  und  dadurch 
zu  Freveln  und  Verbrechen  treiben,“44)  wurden  in  allen  Bauerhöfen 
von  der  Nordsee  bis  in  die  Ebenen  Italiens  gehört;  besonders  laut 
aber  hallten  sie  in  Sachsen  wieder,  wo  die  Kluft  zwischen  den  Edc- 
lingen  einerseits,  und  den  Frilingen  und  Liten  andrerseits  so  tief, 
und  der  gegenseitige  Hass  so  gross  war,  wie  in  keinem  anderen 
deutschen  Stamme  zwischen  den  verschiedenen  Ständen,  und  wo  die 
Grossen  das  Erbe  des  Abwesenden  eigenmächtig  in  Besitz  nahmen, 
so  dass  die  Beraubten  entweder  zum  Bettelstab  oder  in  der  Ver- 
zweiflung zum  Räuberhandwerk  griffen.4')  Darf  es  uns  unter  die- 
sen Verhältnissen  wundern,  wenn  Thegan  von  den  Sendboten,  welche 


“)  Die  Lage  der  Frilinge  und  Liten  hatte  grosse  Aehnlichkeit  mit  der- 
jenigen der  Plebejer  in  Rom  bei  Beginn  der  Republik,  insbesondere  vor  der 
ersten  seeessio  plebis  in  montera  sacrum. 

41)  Schon  zum  Jahre  782  berichten  die  Lorscher  Annalen  [Mon.  Germ.  SS.  I 
S.  33] : „Constituit  (nämlich  Karl)  super  eam  (Saxoniam)cx  nobilissimis  Saxoncs 
gencrc  comitcs.“ 

41)  Von  welcher  Art  sie  waren,  ist  bekannt. 

44)  Capitol,  v.  805  [Mon.  Germ.  LL.  1 S.  131].  Cap.  missis  dominicis  data 
(eod.  S.  97);  capit.  de  exped.  exercitali  v,  811  (eod.  S.  167  f.)  u.  s.  w. 

•*)  Capit.  r.  805  cit.  § 16  [Mon.  Germ.  1.  1.  S.  134]. 


Digitized  by  Google 


43 


Ludwig  der  Fromme  nach  seinem  Regierungsantritt  nach  Sachsen 
geschickt  hatte,  um  den  dortigen  Zustand  der  Dinge  zu  unter- 
suchen,4®) sagt:  „Invenenint  innumeram  multitudincm  oppressorum 

aut  ablatione  patrimonii  aut  exspoliatione  libertatis,  quod  iniqui 
ministri  comites  et  locopositi  per  malum  ingenium  exercebant.“47) 
Die  Bestrebungen  Ludwigs  des  Frommen,  jenen  Ungerechtigkeiten 
zu  steuern,  hatten  keinen  Erfolg.  Vielmehr  griff  unter  seiner  und 
seines  Sohnes  Ludwig  (des  Deutschen)  Regierung  das  Unwesen  im- 
mer mehr  um  sich,  so  dass  Hinkmar  voll  edlen  Zornes  den  Adeligen 
vorwirft,  48)  „sie  hätten  ihre  GaiJgenossen  erdrückt  und  entehrt,  ver- 
heerten muthwillig  die  Felder  und  Weinberge,  die  Wiesen  und 
Aecker  derselben,  fielen  in  die  Heerden  der  Gemeinen,  nähmen  dem 
Bauer  den  Stier  und  die  Frischlinge  gewaltthätig  weg,  und  hielten 
Gerichtstage,  um  die  Parteien  zu  hetzen,  und  aus  der  Noth  des 
Armen  Nutzen  für  die  eigene  Tasche  zu  ziehen.“ 

Hatte  trotzdem  ein  in  der  Tutel  eines  Edeling  befindlicher  Fri- 
ling  seine  Freiheit  und  Unabhängigkeit  bewahrt,  so  verlor  er  sie 
unzweifelhaft  nach  dem  sogenannten  Stellingaaufstande. 4®)  Es  war 
dies  ein  Kampf  sämmtlicher  Frilinge  und  Liten50)  gegen  den  Adel 
zur  Wiedererlangung  der  alten  Unabhängigkeit,  hervorgerufen  durch 
Kaiser  Lothar,  welcher  nach  der  Schlacht  bei  Fontenay  dadurch  den 
siegreichen  Ludwig  den  Deutschen  und  den  sächsischen  Adel  von 
der  Verfolgung  des  Sieges  abhalten  wollte.51)  Nachdem  die  Stellinga 
lange  Zeit  glücklich  gekämpft  hatten,  unterlagen  sie  durch  Lothars 
Treulosigkeit,  der  sie  beim  Vertrage  von  Verdun  der  Rache  seines 
Bruders  Ludwig  und  der  sächsischen  Edelinge  Preis  gab.  Diese 
richteten  unter  den  Besiegten  ein  Blutbad  an,5'J)  das  Nidhnrd,  der 

**)  Funck,  Ludwig  d.  Fr.,  S.  51. 

*’)  Thegani  Vita  Ludovici  cap.  13  in  den  Mon.  Germ.  SS.  II  S.  593. 

••)  In  Baluzius’  Kapitularien- Sammlung  II  108. 

•*)  lieber  die  Bedeutung  des  Wortes  Stellinga  s.  Kcntzlcr  a.  a.  O.  S.  409  f. 

*•)  Manche  Annalisten  jener  Zeit  (z.  B.  der  von  Xanten  z.  J.  814  u.  842) 
nennen  die  Aufständischen  nur  „servi“  oder  „elati  servi  Saxonum,“  ein  Beweis, 
dass  seit  der  Unterwerfung  durch  Karl  die  Frilinge  und  Liten  durch  die  Stei- 
gerung der  Macht  der  Edelinge  eine  enorme  Verschlimmerung  ihrer  Stellung 
erfahren  hatten,  wofür  auch  die  bald  zu  erwähnenden  (S.  44  f.)  Worte  Nidhards 
sprechen. 

*■)  Die  Haupt(|uelle  für  den  Stellingoaufstand,  die  auch  den  obigen  Be- 
merkungen zu  Grunde  liegt,  ist  Nidhard  a.  a.  O.  Üb.  IV  cap.  2 fl.  [bei  Gengier, 
a.  a.  O,  S.  257  ff.). 

**)  Schon  vorher  hatten  die  Edelinge  einmal  ihrer  Rachsucht  freien  Lauf 
gelassen.  Vgl.  Prudentius  (von  Troyes)  in  den  annal.  Bertiniani  ad  a.  842  [Mon. 
Germ.  SS.  I S.  437]  u.  h'idhard  a.a.  0.  cap.  4 [Genglcr,  1.1.  S.  260J. 
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vorsichtigste  der  damaligen  Geschichtsschreiber,  eine  „nimia  cac- 
des“8*)  nennt,  und  „Hessen,“  wie  Prudentius  von  Troyes  sagt,  „weit 
und  breit  keinen  zum  Widerstand  gegen  sie  Tüchtigen  zurück“,54)  so 
dass  sich  die  Lage  der  Frilinge  und  Liten  noch  weit  trauriger  ge- 
staltete, als  sie  vor  dem  Aufstande  gewesen  war.5*)  Unzweifel- 
haft traf  dieses  traurige  Geschick  insbesondere  diejenigen  Frilinge, 
welche  unter  der  Mundschaft  eines  Edeling  gestanden  hatten.  Denn 
auf  sie  mussten  die  Edelinge  um  so  erbitterter  sein,  weil  sie  sich 
des  genannten  Verhältnisses  ungeachtet  dem  Aufstande  angeschlos- 
sen hatten.  Dazu  kam,  dass  eben  das  Schutzverhältniss  eine  be- 
queme Handhabe  zur  Unterdrückung  bot. 

Aus  diesen  Gründen  nehme  ich  keinen  Anstand  zu  behaupten, 
dass  es  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  keine  tutela  nobilis  über 
Frilinge  in  dem  alten  Sinne  und  kein  Beispruchsrecht  der  Edelinge 
bei  Veräusscrungen,  die  ein  Friling  vornahm,  mehr  gab.  Diejenigen 
Frilinge,  die  unter  der  Tutel  früher  gestanden,  waren  jetzt  zu  Knech- 
ten oder  zu  zinspflichtigen  Bauern  herabgedrückt.  **) 

Uebrigens  hatte  das  Beispruchsrecht  der  Edelinge  bzw.  der 
Güterpfleger  kein  so  hohes  Alter,  wie  das  des  nächsten  Erben.  Die 
genannte  Berechtigung  des  Güterpflegers  verdankte  unzweifelhaft 
erst  Karl  dem  Grossen  ihren  Ursprung;87)  die  der  Edelinge  datirte 
allerdings  schon  aus  der  Zeit  vor  der  Unterwerfung  Sachsens  durch 
Karl,  mochte  damals  aber  noch  nicht  sehr  alt  sein.  Dafür  spricht 
sowohl  die  Geschichte  der  Entstehung  dieser  Beispruchsberechtigung, 
als  auch  der  Umstand,  dass,  w'enn  die  Bildung  derselben  lange 
Zeit  (etwa  mehrere  Jahrhunderte)  vor  jener  Unterwerfung  begonnen 
hätte,  zu  Karls  Zeiten  nicht  ein  verhältnissmässig  unbedeutender 
Theil  der  Frilinge*8)  unter  der  Tutel  gestanden  hätte.  Endlich  lässt 
sich  für  die  Richtigkeit  jener  Behauptung  das  Versprechen  Kaiser 
Lothars  anführen,  welches  er  bei  der  Bildung  des  Stellingabundes 
den  Frilingen  und  Liten  durch  seinen  Sohn  gleichen  Namens  gab. 
Damals  versprach  er  ihnen  nämlich,  „dass  er  ihnen,  wenn  sic  sich 

**)  Nidhard  1.  1.  lib.  IV  eap.  6 [Gengier  1.  1.  S.  262). 

*•)  Prudentius  1.  1. 

*s)  Dümmlcr,  Gesch.  d.  os! frank.  Reiches  I,  S.  178  f. 

*•)  Die  Worte  Heinrichs  IV'.,  welcher  nach  Lambert  [Mon.  Germ.  1.1.  IV 
S.  194]  Saxones  omnes  servilis  conditionis  esse  crebro  sermone  usurpabat,  waren 
leider  grössteutheils  wahr.  Zweifelhaft  ist  es,  ob  die  in  späteren  Urkunden  er- 
wähnten „iamundling“  [Lappenberg,  a.a.  0.,  Xo.  31]  mit  den  liberi  sub  tutela, 
(wie  v.  Richtlinien,  not.  67  zu  cap.  64  annimmt)  identisch  sind. 

»»)  Vgl.  S.  39  f. 

»•)  Vgl.  oben  S.  36. 
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für  ihn  erklärten,  dieselbe  Rechtsgewohnheit,  welche  ihre  Vorfahren 
zu  der  Zeit,  wo  sie  Götzendiener  waren,  gehabt  hatten,  für  die  Zu- 
kunft zum  Besitz  wieder  eiuräuinen  wolle.“*®)  Hütte  die  Tutel  und 
das  Beispruchsrecht  der  Edelinge  in  der  heidnischen  Zeit  bereits 
in  grösserem  Umfange  bestanden,  so  würde  Lothar  zweifellos  deren 
Abschaffung  ausdrücklich  versprochen  haben;  da  er  aber  diese  Be- 
rechtigungen nicht  erwähnt  bat,  muss  man  wohl  annehruen,  dass  sie 
zu  jener  Zeit  so  selten  gewesen  waren,  dass  ihre  ausdrückliche  Er- 
wähnung überflüssig  erschien. 


III.  Die  Objekte  des  Einspruchsrechtes. 

§ 5. 

Die  Objekte,  deren  Veräusserung  die  Erben  durch  ihren  Ein- 
spruch zu  verhindern  befugt  waren,  werden  in  dem  sächsischen  Volks- 
recht *)  mit  hereditas  bezeichnet,  ein  Wort,  welches  die  Einen,  unter 
denen  hauptsächlich  Eichhorn,®)  Gaupp3)  und  Pauli4)  zu  nennen 
sind,  auf  Erbeigen  beziehen,  während  die  Andern  unter  ihm  Eigen 
schlechthin  verstehen,  also  neben  dem  Erbeigen  die  nicht  durch 
Erbfolge  erworbenen  Immobilien  (Kaufeigen,  gabhaftes  Gut).  ®) 

Anlass  zu  dieser  Meinungsverschiedenheit  hat  die  mannigfache 
Bedeutung  des  Wortes  hereditas  in  den  altdeutschen  Rechtsquellen 
gegeben.  Bekanntlich  bezeichnet  hereditas®)  1)  das  gesammte  Ver- 
mögen eines  Lebenden;  2)  die  unbeweglichen  Güter  Jemandes,  ohne 

**)  Nidhard  a.  a.  0.  lib.  IV  cap.  2 [bei  Gengier  S.  257].  Zu  berücksich- 
tigen ist  dabei,  dass  die  Sachsen  mit  diesem  Versprechen  zufrieden  waren  und 
etwas  Weiteres  nicht  verlangten.  „Die  Frilinge  und  Liten“,  fahrt  Nidhard  fort, 
„waren  über  alle  Hassen  nach  der  Wiederherstellung  dieser  alten  Verfassung 
begierig.“ 

')  Kapitel  64. 

*)  Deutsche  Staats-  und  Kechtsgeschichte  § 68  No.  I u.  § 369. 

’)  Schlesisches  l.andrecht  S.  105  fl'. 

•)  Abhandlungen  aus  dem  bübischen  Recht  I S.  13  ff. 

*)  Diene  Ansicht  ist  als  die  heut  herrschende  zu  bezeichnen.  Für  sie  sind, 
insbesondere  mit  Bezug  auf  das  altsächsische  Recht,  hauptsächlich  derber  [Me- 
ditat.  8.  5]  und  Zimmcrle  [Stammgutssystem  8.  41]  in  die  Schranken  getreten. 
Vgl.  auch  v.  Richthofen  not.  54  zu  cap.  62  und  not.  70  zu  cap.  64. 

•)  Vgl.  hierüber  Gengier,  Germ.  Rechtsalterthümer,  Glossar,  s.  v.  here- 
ditas, und  Du  Gange,  Glossar,  med.  et  inf.  latin.,  ed.  Henschel  1840,  s.  ead.  voce. 
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Rücksicht  darauf,  ob  er  sie  durch  eigene  Thätigkeit  oder  durch 
Erbgang  oder  durch  eine  Schenkung  erworben  hat,  also  einfach: 
Grundbesitzthum; 7)  *)  3)  im  engeren  Sinne  Immobilien,  welche  Je- 
mand durch  Erbfolge  erworben  (Erbeigen);  4)  die  Gesammtfahrnis.*) 

Bei  der  Frage,  welche  von  diesen  Bedeutungen  dem  Worte 
hereditas  im  Kapitel  62  der  lex  Sax.  unterzulegen  ist,  können  wir 
von  der  zuletzt  und  zuerst  genannten  Bedeutung  absehen.  Denn 
einerseits  hat  hereditas  nur  an  sehr  wenigen  Stellen,  zu  denen  säch- 
sische Rechtsquellen  nicht  gehören,  die  Bedeutung  von  Gesammt- 
fahrnis;10)  andrerseits  würde  man,  wenn  man  jenes  Wort  im  vor- 
liegenden Falle  auf  das  Gesannntvermögen  beziehen  wollte,  und 
somit  zugäbe,  dass  die  Erben  nur  bei  Voraussetzungen  des  gesaram- 
ten  Vermögens  einspruchsberechtigt  gewesen,  — ganz  abgesehen  von 
Anderem”)  — in  Widerspruch  mit  den  Quellen  geruthen,  welche 
auch  bei  partiellen  Vcräusserungen  diese  Berechtigung  der  Erben 
kennen,14)  ein  Beweis,  dass  es  durchaus  unstatthaft  ist,  hereditas 
im  Sinne  von  Gesammtvermügen  aufzufassen. 

Ebenso  unzulässig  ist  es,  dem  Worte  hereditas  im  angeführten 
Kapitel  62  den  Begriff  von  Erbeigen  unterzustellen.  Denn  es  ist 
durchaus  nicht  erwiesen,  dass  im  altsächsischen  Recht  bezüglich  der 
Veräusserung  von  Erbeigen  und  Eigen  schlechthin  verschiedene 
Grundsätze  gegolten  haben.  Zwar  meinen  Manche,  dass  das  alte 
deutsche  Recht  solche  Grundsätze  gehabt  habe;  indessen  treffen  die 
Stellen  des  burgundischen  Volksrechts, ,3)  auf  welche  man  sich  zum 

')  Auch  das  altdeutsche  Wort  erbi , welches  unzweifelhaft  in  der  lex  mit 
hereditas  wiedergegeben  werden  soll,  hat  die  im  Text  angegebene  Bedeutung 
(vgl.  Heliand  ed.  Sehmöller  S.  101, n),  während  die  engere  die  von  Erbeigen  ist. 

*)  Die  Bedeutung  von  Eigen  schlechthin  hat  hereditas  an  mehreren  Stel- 
len des  sächsischen  Volksrechtes,  z.  B.  im  cap.  41 : „ Pater  aut  mater  defuncti 
filio,  non  iiliae,  hereditatem  relinquant“  und  ebenso  in  cap.  44.  Zu  berücksich- 
tigen ist,  dass  in  Mobilien  Töchter  ein  gleiches  Erbrecht  mit  den  Söhnen,  ja 
hinsichtlich  gewisser  Arten  sogar  ein  vorzugsweises,  liatteu. 

’)  Daneben  bedeutet  hereditas,  wie  im  Lateinischen,  Erbschaft.  Vgl.  cap.  47 
der  lex  Sax.:  „in  hereditatem  accipiat“,  te  erbi  niman,  als  Erbe  nehmen.  Diese 
Bedeutung  ist  im  Text  nicht  erwähnt,  weil  sie  offenbar  nicht  die  von  heredi- 
tas im  Kap.  62  der  Lex  ist. 

*•)  Vgl.  Gengier  a.  a.  0. 

1 ')  Vgl.  unten  § 6. 

•’)  Darüber  unten. 

1 »)  Es  sind  dies  besonders  tit.  I § 1:  („Quia  nihil  de  praestita  patribus 
demandi  lieentia  vel  munifieentia  domiuantium  legibus  fuerat  constitutum,  prae- 
senti  constitutione  omnium  uno  voto  et  voluntate  decemimus,  ut  patri,  etiam 
antequam  dividat,  de  coinmuni  facultate  et  de  labore  suo  cuilibet  (lunare 
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Beweise  hierfür  beruft,  nicht  zu;  übrigens  wäre,  selbst  wenn  man 
zugeben  wollte,  dass  jene  Stellen  vom  Erbeigen,  im  Gegensatz  zum 
Eigen  schlechthin,  handeln,  noch  immer  nicht  dargethan,  dass  bei 
den  alten  Sachsen  die  gleichen  Grundsätze  in  Geltung  gewesen 
sind.  Denn  im  älteren  deutschen  Recht  darf  man,  wie  bereits  be- 
merkt worden,  den  Rcchtszustand  des  einen  Volkes  nicht  ohne  wei- 
teres als  auch  bei  einem  anderen  Stamme  existirend  annehmen.14) 
Dazu  kommt,  dass  sich  die  Zeit  bestimmen  lässt,  in  welcher  der 
Unterschied  von  ererbtem  und  gewonnenem  Gut  auf  das  Beispruchs- 
rccht  Einfluss  auszuüben  anfing. 

Erst  nach  dem  Jahre  1000  wird  ein  solcher  Einfluss  sichtbar, 
und  auch  zu  dieser  Zeit  zeigt  er  sich  nicht  in  Sachsen,  sondern  in 
Franken,  Baiern,  Schwaben,  deren  Volksrechte  vom  römischen  Recht 
schon  lange  afficirt  waren.  Als  sich  nämlich  Handel  und  Verkehr 
hoben,  machte  sich  das  Bestreben  geltend,  auch  Immobilien  in  ihren 
Bereich  zu  ziehen.  Demnach  gab  man  in  den  Städten,  und  fast 
gleichzeitig  auch  in  den  Hof-  und  Dienstrechten,  das  Beispruchsrecht 
der  Erben,  wenn  auch  nicht  ganz,  so  doch  theilweise  preis:  man 
behielt  die  Beschränkung  der  Veräusserungsbefugniss  durch  dieses 


liceat,  absque  terra  sortis  titulo  adqtiisita,  de  qua  prioris  legis  ordo  ser- 
vabitur.“)  tit.  XIV  § 6 und  tit.  XXIV  § 3.  Die  terra  sortis  titulo  adquisita 
ist  nicht,  wie  man  früher  annahm,  ererbtes  Out,  sondern  ist  der  Inbegriff  der 
den  einzelnen  Burguuden  bei  den  Landvertheilungen  zugefallenen  Grundstücke. 
Darüber  ist  man  heut  einig. 

1 *)  Dies  gilt  insbesondere  von  der  Ucbcrtragung  burgundischer  Reclits- 
siitzc  auf  Sachsen.  Seit  ihrem  ersten  Erscheinen  in  den  oberen  Maingegenden 
blieben  die  Burgunder  in  fast  ununterbrochener  Berührung  mit  den  Römern. 
Nachdem  sie  sich  in  der  Provinz  Germania  prima  (oder  superior)  angesiedelt 
hatten,  standen  sie  zum  römischen  Reich  im  Verhältniss  eines  verbündeten 
Volkes  und  anerkannten  die  Oberhoheit  Roms.  Bei  ihrer  weiteren  Wanderung 
zogen  sie  in  die  südwestlichen,  von  noch  mehr  Römern  bewohnten  Gegenden 
Galliens.  Diese  mannigfache  Berührung  und  Verschmelzung  erzeugte  einen 
bedeutenden  Einfluss  des  römischen  Rechts  und  eine  Zersetzung  des  altgerma- 
nischen Rechts,  das  die  Burgunden  aus  ihren  ehemaligen  Wohnsitzen  zwischen 
Oder  und  Weichsel  mitgebracht  hatten,  insbesondere  bezüglich  des  Beispruchs- 
rechts der  nächsten  Erben.  Sobald  sich  nämlich  die  deutschen  Stammesrechte, 
welche  — dies  muss  man  wohl  annehmen,  — ursprünglich  in  ihrer  grossen  Mehr- 
zahl die  genannte  Berechtigung  der  Erben  anerkannten,  durch  die  Niederlassung 
der  Deutschen  in  römischen  Provinzen  mit  dem  römischen  Recht  berührten,  dem 
eine  derartige  Beschränkung  des  Eigenthümers  vollständig  fremd  war,  da  kam 
es  zum  Kampfe  zwischen  ihnen.  Das  Resultat  dieses  schweren  und  harten 
Kampfes,  welcher  auf  der  einen  Seite  von  den  Eigenthümem  oder  doch  vom 
grössten  Theile  derselben,  auf  der  andern  von  den  Erben  geführt  wurde,  und 
der  einige  Jahrhunderte  später  sich  im  rechtsrheinischen  Deutschland  wieder- 
holte, war  ein  verschiedenes.  Fast  überall  aber  wurde  das  Beispruchsrecht  be- 
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Recht  bei  den  ererbten  Grundstücken  bei,  gab  sie  aber  bei  den 
selbsterworbenen  oder  den  gewonnenen  auf.1') 

In  Sachsen  erhielt  sich  das  Beispruehsrecht  hinsichtlich  der  Ver- 
äußerung von  gewonnenem  Eigen  länger.  Am  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts zweifelte  man,  ob  eine  Veräusserung  solchen  Gutes  ohne 
den  Konsens  der  Erben  gestattet  sei,  wie  aus  einer  vom  Abt  Widu- 
kind  von  Corvey  im  Jahre  1190  ausgestellten  Urkunde  hervorgeht, 
woselbst  es  heisst:  „In  sententia  quaesivimus,  si  bona  per  emtionein 
acquisita  absque  heredura  possent  resiguari  consensu?  — Ac  Hein- 
ricus  de  Emberikc  sententiam  dcdit,  quod  in  hac  resignatione  et 
quorumlibet  bonorum  resignatione  sic  aequisitorum  hercdtim  con- 
veuientia  non  esset  necessaria.“ 

Aus  dieser  Urkunde  erhellt,  dass  sich  in  den  sächsischen  Hof- 
rechten  erst  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  der  Grundsatz  aus- 
bildete, dass  zur  Gültigkeit  einer  Veräusserung  von  gewonnenem 
Gut  die  Zustimmung  der  Erben  nicht  erforderlich  sei,  aber  wohl 
gemerkt,  der  Grundsatz  bildete  sich  damals  erst.  Denn  wäre  er 
schon  allgemein  anerkannt  gewesen,  so  wäre  die  Anfrage  sicher  uicht 
erfolgt.  Gerade  die  Anfrage  beweist,  dass  zu  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts im  Hofrecht  über  die  Gültigkeit  und  Rechtsbestäudigkeit 
der  ohne  den  Konsens  der  Erben  vorgenommenen  Veräusseruugen 
von  gewonnenem  Eigen  noch  Zweifel  obwalteten. 

Im  sächsischen  Landrecht  war  dagegen  noch  im  zweiten  Viertel 
des  13.  Jahrhunderts  das  alte  Recht  hinsichtlich  der  Objekte  uner- 
schüttert und  unversehrt  Objekt  des  Einspruchsrechtes  war  noch 
immer  das  gesammte  unbewegliche  Gut. 

Es  beweisen  dies  sowohl  Urkunden, 17)  als  auch  viele  Stellen 
des  Sachsenspiegels,  in  denen  es  heisst: 


schrankt  auf  gewisse  Arten  von  Immobilien,  bei  üen  Burgunden  beispielsweise 
auf  die  sora,  im  späteren  deutschen  Recht  auf  das  Erbeigen.  Das  derartig 
beschrankte  Einspruchsrecht  ist  sonach  als  ein  Ueberbleibsel  der  alten,  umfang- 
reicheren Befugniss,  nicht  als  der  Anfang  oder  der  Keim  einer  neuen  Berech- 
tigung anzusehen.  — In  Sachsen  hatte  ein  Kampf  zwischen  römischen  und 
deutschen  Rechtselementen  vor  oder  bei  der  Abfassung  der  Dex  nicht  statt- 
gefunden, wie  es,  wie  gesagt,  in  Burgund  der  Fall  gewesen  wnr. 

'*)  Die  älteste  Spur  der  gedachten  Einwirkung  auf  das  Beispruchsrecht 
habe  ich  in  dem  bekannten  Wormser  Hofrecht  [bei  Grimm,  Weisthümer,  I 
S.  804- - 808  cap.  2 u.  cap.  6]  gefunden,  welches  der  Bischof  Burchard  von  Worms 
1024  unter  der  Zustimmung  des  Klerus,  der  Ritter  und  der  Grundholden  seiner 
Kirche  für  die  letzteren  erlicss. 

")  In  Walter’s  deutsch.  Re-htsgesch.  I.  Aufl.  § 446  Anm. 

>')  bsw.  Urk.  v.  1227  [bei  Wilmans,  Westfäl.  Urkdbch.,  III  No.  237]. 
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„Ane  erven  gelof  undo  ane  echte  ding  ne  uiut  nicinan  sin  egen 
noch  sine  luede  geven.“  [I  52  § 1.] 

„Sver  aber  den  andern  gelobt  ein  eigen  zu  gebene  vor  ge- 
richte,  unde  jener  sin  silber  oder  ander  gut  daruf  gibt,  stirbt  jener 
danue,  e irae  die  gave  bestetiget  werde:  man  sal  ez  sine  erven  ley- 
sten,  als  inan  jenem  solde  daz  erz  jenem  vorgelde.  Diz  selbe  sal 
man  euch  tum  umine  icliche  varnde  habe.“  [I  9 § 1.] 

„Kein  wib  mag  irme  manne  cheinc  gave  geven  an  irme  eigene 
noch  an  irtider  varnder  habe,  daz  si  ez  iren  rechten  erven  ent- 
verne  nah  irme  tode.“  [I  31  § 1.] 

In  diesen  und  andern 18)  Stellen  werden  Eigen  und  fahrende 
Habe  zur  Bezeichnung  der  gesammten  Sachenwelt  gebraucht.  Neh- 
men wir  nun  fahrende  Habe  in  dem  Sinne  von  beweglichem  Gut, 
wie  mau  unzweifelhaft  thun  muss,  so  bleibt  für  Eigen  das  unbe- 
wegliche Gut  im  Allgemeinen,  und  nicht  bloss  das  durch  Erbgang 
bzw.  Erbfolge  erworbene,  übrig. 

Demnach  erscheint  es  unmöglich,  aus  dem  Sachsenspiegel  I 52 
§ 1 ein  anderes  Resultat  zu  gewinnen,  als  dass  nach  ihm  die  Gül- 
tigkeit der  Veriiusserungen  von  Liegenschaften  überhaupt,  also  ohne 
Unterschied,  ob  sie  ererbte1*)  oder  gewonnene  waren,*0)  durch  die 
Einwilligung  der  nächsten  Erben  bedingt  gewesen  ist. 31  j 

'■)  z.  B.  Ssp.  I 8,  21,  32,  34;  III  83. 

**)  Nur  auf  diese  will  Kiclihorn,  Staats-  und  Rechtsgesch.,  II  § 339,  die 
angeführten  Stellen  des  Sachsenspiegels  beziehen. 

imi  Gaupp.  Sehles.  Landrerlit,  S.  104  ff.  u.  S.  113,  giebt  zu.  dass  die  oben 
angeführte  Bestimmung  des  Sachsenspiegels  I 52  sieh  auf  Kigen  schlechthin  er- 
streckt, will  aber  als  Objekt  des  Einspruchsrechts  dennoch  nur  Erbeigen  ange- 
sehen wissen.  „Dies“,  meint  er,  „scheint  dem  innersten  Geiste  und  dem  ge- 
summten Kntwickelungsgnnge  des  deutschen  Rechts  bei  weitem  angemessener 
zu  sein.“  Die  das  Gegen tlieil  ausdrücklich  bestimmenden  Stellen  des  Sachsen- 
spiegels sucht  er  durch  die  Behauptung  zu  beseitigen,  dass  sie  den  Gebrauch 
irgend  eines  Gerichts,  mit  dessen  Praxis  Eike  von  Repkow  vorzugsweise  ver- 
traut gewesen  sei,  wiedergeben.  Eine  Widerlegung  dieser  Ausführungen  er- 
scheint üherHüssig.  Gaupp  räumt  selbst  ein,  dass  er  zur  Begründung  seiner 
Ansicht  „sich  in  mancherlei  Hypothesen  hin-  und  herbewegt  habe.“  (a.  a.  0.] 

* 1 ) Freilich  unterscheiden  die  meisten  der  nicht  lange  nach  dem  Sachsen- 
spiegel abgefassten  Landrechtshücher,  Stadtrechte  und  Urkunden  zwischen  er- 
erbtem und  selbsterworlumem  Eigen.  Sie  gestatten  zugleich  die  Verausserung 
des  „um  wohlgewonnene  Habe  erkauften“  Eigens  ohne  Konsens  der  Erben  nnd 
fordern  nur  bei  dem  einmal  vererbten  oder  dem  behufs  Vererbung  gekauften 
Eigen  der  erven  gelof. 

Zuerst  voltzog  sich  diese  Aenderung  in  den  Stadtrechten.  Zu  diesen 
gehören  das  Ius  Luliecense  v.  12153  capp.  1,  4,  5 [bei  Hach,  Das  alte  Bübische 
Flpper,  Das  Baispruclmecht.  4 
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Hieraus  ergiebt  sieh,  dass  auch  mit  dem  Worte  hereditas  in 
der  lex  Saxonum  die  gesammten  Immobilien  bezeichnet  werden. 

Zu  demselben  Resultat  führt  uns  endlich  die  Gegenüberstellung 
bzw.  der  Zusammenhang  des  Satzes:  „Maneipia  liceat  illi  dare  ac 
vendere“  im  Kapitel  62  der  Lex  mit  den  übrigen  Bestimmungen 
desselben,  mag  man  nun  die  maneipia  für  das  altsächsische  Recht  zu 
den  Mobilien,42)  oder,  wie  Manche  wollen,  zu  den  Immobilien**) 
rechnen.  In  dem  ersteren  Palle  lassen  sich  die  maneipia  als  pars 
pro  toto  (Mobilien)  auffassen,  so  dass  sich  aus  dem  Gegensätze: 
hereditas  — Knechte  bzw.  Mobilien,  die  Bedeutung  der  hereditas 
als  des  Inbegriffes  der  Immobilien  ergiebt.  In  dem  letzteren  Palle 
lässt  sich  hingegen  geltend  machen,  dass  die  Knechte,  die  nach  dem 
Zusammenhänge  in  der  hereditas  begriffen  sind,  im  konkreten  Palle 


Recht,  1839,  S.  185  f.],  «las  Hamburger  Stadtrecht  v.  1270,  art.  8,  v.  1276,  art.  6, 
die  Statuta  Goslariensia  [ed.  Höschen  S.  26,js — ti],  u.  s.  w. 

Von  den  Rechtshiichem  vgl.  z.  11.  «las  Buch  der  Ausscheidungen  (ed.  Ortloff) 
I 45  dist.  2 u.  3.  Seihst  das  vom  Sachsenspiegel  so  selten  abweichende  Schle- 
sische Landrecht  folgt  dem  neueren  Recht.  Es  bestimmt  nämlich  im  Kapitel  77 
[bei  Gaupp  a.  a.  O.  S.  99]:  „ane  erbin  gelob  und  ane  echte  dink  ne  mak  ny- 
mant  scyn  eygin  noch  sine  leute  vorgebin,  «las  ist  also  czu  verneinen,  das  keyn 
man  mac  vorgebin  syn  anirstorbin  gut  ane  syncr  elichen  kinder  wille;  und 
hette  goswistereile  adir  ander  möge  und  mogynne,  mit  den  her  gesundirt  undc 
geteilet  were,  dy  mogin  im  nicht  geweren  syn  erbe  noch  syn  gut  czu  vorgebin.“ 
Noch  amlere  Land-  und  Stadtrechte  führt  Sydow  a.  a.  O.  Anm.  551  ff.  an. 

Die  älteste,  mir  bekannte  Urkunde,  welche  sich  auf  das  neue  Recht  be- 
zieht, datirt  aus  «lern  Jahre  1265  und  betrifft  die  Schenkung  von  Grundstücken 
an  die  Kirche  zu  Loth  [Haitaus,  Glossar.,  S.  282  f.].  In  dieser  Urkunde  wird  die 
Zustimmung  der  Erben  nicht  erwähnt,  hingegen  bemerkt : „ . . . Cetera,  «piae  dona- 
vimus,  de  manu  illustris  principis  Alberti  ducis  in  BrunBvick  iure  tenueramus 
feudali ; seil  nobis  ea  resignantibus,  quae  nulli  heredum  nostrorum  unquam  collata 
fuerant,  dictus  prineeps  una  cum  frate  suo  loanne  . . liberaliter  contulerunt.  Nec 
cst  tacendum,  ut  credimus,  quod  omnia  praedicta  bona  non  de  hcreilitate  nostro- 
rum progenitornm  exstitcrunt,  sed  nostra  pecunia  nostraque  imlustria  conquisita, 
propter  quod  ea  resiguamli  seu  donandi  lihcram  magis  habuimus  facultatem.“ 

**)  Dies  ist  die  Auffassung  des  Schwalienspiegels  [cap.  355,  ed.  Lassb., 
cap.  289,  cd.  Wackernagel  ] , und  die  im  Rechtsbuche  Ruprechts  von  Freisingen 
[II  cap.  203,  etL  Maurer]  vertretene,  ln  letzterem  heisst  es:  „wir  Sprecherin 
das  kain  nutz  noch  gewer  an  aigen  leutenn  flirtrag  (d.  h.  zur  Erwerbung  des 
Eigenthums  führe),  wer  sy  innen  hat,  wann  es  d«>ch  varenntz  guet  ist.“ 

**)  Der  Sachsenspiegel  I 52  § 1 u.  2 lässt  nicht  deutlich  ersehen,  oh  die 
luedc  zu  den  Immobilien  oder  Mobilien  zu  rechnen  sind;  elienso  wenig  thun 
dies  gewisse  in  altsächsischen  Urkunden  überaus  häufig  vorkommende  Ausdrücke, 
wie:  „quasdain  res  proprietatis  i.  e.  Hatnele  nuncupatum  . . . cum  omni  integri- 
tate  sua  (donavimus)  i.  e.  cum  oinnilms  ndiacentiis  vel  compertinentiis  suis, 
tarn  terris,  quam  e«lificiis,  cultis  et  incultis,  pratis,  silvis,  paseuis,  aquis,  aipiarum 
decursibus,  mancipiis  utriusque  sexus.“  [Urk.  v.  777  bei  Wilmans,  Kaiser-Urk., 
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oft  noch  nicht  ein  einziges  Mul  vererbt  worden  waren;  und  doch 
sind  sie  nach  den  Worten  des  Kapitels  02  der  Lex  allgemein  zur 
hereditas  zu  rechnen. 

Nach  den  bisherigen  Ausführungen  dürfte  es  nicht  mehr  zweifel- 
haft sein,  dass  nicht  bloss  bei  der  Veräusserung  von  Erbeigen, 
sondern  bei  der  von  Eigen  schlechthin,  also  auch  bei  der  von  ge- 
wonnenen Gütern,  die  Erben  nnch  altsüchsischem  Recht  einspruchs- 
berechtigt waren. 

Unerheblich  war  es  hierbei,  ob  das  zu  veriiussernde  Immobile 
eine  körperliche  oder  eine  unkörperliche  Sache  (Realrecht)  war. 
Denn  der  Konsens  der  Erben  wurde  nach  Ausweis  der  Urkunden 
nicht  nur  bei  der  Veräusserung  von  Grundstücken,34)  Häusern,3*) 
Mühlen,3®)  sondern  auch  bei  der  eines  Zehnt-,37)  Vogtei-,3*)  Pa- 
tronats-3*) oder  eines  andern  dinglichen  Rechts  eingeholt. 

So  bestimmt  man  aber  daran  festzuhalten  hat,  dass  die  Erben 
bei  allen  Veräusserungen  von  Immobilien  das  Beispruchsrecht  ge- 
habt haben,  so  gewiss  ist  andrerseits,  dass  ihnen  diese  Berechtigung 
bei  Mobilien- Veräusserungen  nach  altsächsischem  Recht  nicht  zustund. 

Darauf  weisen  die  Worte  hin:  „Omnes  legitimac  traditioncs 
stabiles  permaneant“,*0)  Worte,  die  sich  auf  im  echten  Dinge  vor- 


I No.  1.]  „Tradimus  curtim  ..  cum  terris,  silvis,  campis,  pratis,  paseuis,  aquis, 
domibus  v«l  aedificiu,  mancipiis  qunque  diversi  generis.“  Derartige  Wendun- 
gen beweisen  nämlich  nur,  dass  die  Knechte  als  Pertinenzen  des  Grund  und 
Bodens,  und  zwar  als  sehr  wichtige,  angesehen  wurden. 

*4)  Mehr  als  drei  Viertheile  der  in  dieser  Abhandlung  angeführten  Ur- 
kunden beziehen  sich  auf  Grundstücke  (praedia  rustica). 

1S)  Urk.  v.  1120  [bei  Möser  a.  a.  O.,  II  Doec.  No. 50],  v.  1180  [eod.  No.  09]: 
„Ego  Simon,  . . . conies  de  Teklenburg,  una  . . cum  pueris  meis  . . dumum  quau- 
dam  proprietatis  nostrae  in  Damne  sitam  cum  omnibus  commodis  . . . coenobio 
S.  Gertrudis  ..  libera  donatione  contulimus.“  Urk,  v.  1204  [bei  Seibertz , Ur- 
kundenh.,  I No.  122]. 

*•)  Urk.  v.  1190  [bei  Falke,  Cod.  tradit.  Corbeiensium,  S.  776  No.  42]. 

*T)  Urk.  v.  1177  [bei  Möser  II  No.  67  b.]:  „Everhardus  pincerna  decimam 
cujusdain  domus  in  Osde  trium  solidorum  ad  luminaria  tradidit  adstante  et  con- 
sentiente  tilio  suo.  Item  Balduinus  iudex  decimain  quandam  in  Trelia  . . . cum 
iilia  sua  ..  per  manus  obtulit  nostras.“  Urk.  v.  1223  [eod.  III  No.  124],  v.  1179, 
1197,  1214  [bei  Seibertz  1.1.  I No.  78,  No.  110,  No.  140],  Urk.  v.  1189  [bei  Lap- 
penl»erg  a.  a.  O.  I No.  289]. 

*")  Urk.  v.  1189,  1222  u.  1223  [bei  Möser  II  No.  88,  III  No.  123,  125,  126], 
ferner  Urk.  v.  1196,  1216  u.  1223  [bei  Seibertz  I No.  109,  143,  172]. 

*•)  Urk.  v.  1231  [bei  Seibertz  I No.  196]. 

*•)  Lex  Sax.  cap.  61. 
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genommene  Veräußerungen  beziehen.*1)  Zur  Gültigkeit  einer  Yer- 
äusserung  von  Mobilien  war  aber  Auflassung  im  echten  Ding  nicht 
erforderlich;  diese  gingen  vielmehr  durch  blosse  Besitzübertragung 
auf  Grund  eines  Veräusserungsgesehäftes  in  das  Eigenthum  des  Er- 
werbers über.  Dazu  kommt,  dass  auch  nach  dem  Sachsenspiegel 
die  fahrende  Habe  nicht  Gegenstand  des  Beispruchsrechtes  der  Er- 
ben ist.  Derselbe  bestimmt  nämlich:**)  „alle  varende  habe  gift 
de  man  ane  erven  gelof  in  allen  steden.“3*) 

Bezüglich  einer  Klasse  der  Mobilien,  nämlich  der  Mancipien, 
hat  die  Lex  der  Sachsen  die  unbeschränkte  Veräusscrungsbefugniss 
des  Eigentümers  übrigens  ausdrücklich  statuirt  in  den  Worten: 
„Mancipia  liceat  illi  dare  ac  vendere.“ 31) 

Es  durfte  demnach  nach  dem  sächsischen  Volksrecht  der  Eigen- 
tümer die  Knechte  veräussern,  ohne  auf  den  Fall  der  echten  Noth 
angewiesen  zu  sein,  und  ohne  den  Konsens  der  Erben  einholen  zu 
müssen. 

Abweichend  hiervon  lehren  einige,  insbesondere  ältere,  Ger- 
manisten, dass  die  Veräusserung  der  Knechte  ohne  die  Zustimmung 
der  Erben  nur  im  Falle  der  ehchaften  Noth  gestattet  gewesen  sei, 
lesen  im  Kapitel  62  der  Lex  nicht  „ut  hercdeni  suum  cct.“,  son- 
dern „Nec  heredem  suum“,  und  stellen  diese  Worte  mit  den  fol- 
genden bis  zu  Ende  des  Kapitels  als  eine  einzige  Periode  zusam- 
men. Der  Satz:  „Mancipia  liceat  illi  dare  ac  vendere“  würde  darnach 
die  Objekte  angeben,  durch  deren  Veräusserung  der  Besitzer  sich 
bei  echter  Noth  ohne  vorgängiges  Angebot  an  die  Erben  helfen 
kann. 

Diese  restrictive  Auffassung  ist  indessen  unrichtig.  Zunächst 
hält  die  von  du  Tillet  und  Herold  aufgenommene  und  noch  von 
Eichhorn  **)  vertheidigte  Lesart,  wie  von  Richthofcn  **)  überzeugend 
dargetlmn,  vor  der  kritischen  Sonde  nicht  Stand.  Sodann  lässt  sich 
sehr  bezweifeln,  ob  durch  die  Veräusserung  von  Knechten  ihrem 

11 ) Vgl.  § 9 Anm.  5. 

3 1 ) S»p.  I 52  § 2.  Das  Erforderniss  einer  gewissen  Körperstärke  interes- 
sirt  liier  nicht. 

15)  Der  Grund,  weshalb  die  freie  und  unbeschränkte  Veräusserung  der 
Mobilien  gestattet  wurde,  war  wohl  der,  dass  diese  den  Grundstücken  gegen- 
über, welche  nicht  blos  die  faktische,  sondern  auch  die  rechtliche  Grundlage 
öffentlicher  Rechte  waren,  keinen  bedeutenden  Werth  hatten,  und  dass  ihre  Ver- 
äusscrung  die  Stellung  der  Familie  nicht  gefährdete. 

3 3 ) Lex.  Sax.  cap.  62  a.  E.  Vgl.  v.  Richthofen  not.  60  ad  h.  c. 

ss)  Deutsche  Staats-  u.  Rechtsgesch.  I § 57  not.  7. 

*•)  Zur  lex  Saxonum  S.  74  u.  82.  sowie  not.  57  u.  60  zu  cap.  62. 
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in  Noth  befindlichen  Besitzer  geholfen  wurde,  und  endlich  ist  da« 
Pronomen  illi  vor  lieeat,  wenn  man  hcredem  liest,  überflüssig  und 
rnüssig,  ja  sogar  störend.37) 

Demnach  ist  an  der  Ansicht  festzuhalten,  dass  die  Knechte 
nach  sächsischem  Volksrecht,  auch  ohne  echte  Noth  und  ohne  irgend 
welche  Beschränkung  durch  die  Erben,  vom  Besitzer  jederzeit  vcr- 
äussert  werden  durften. 

Allmälig  erlitt  jedoch  diese  unbeschränkte  Veräusserungshefug- 
niss  eine  Armierung.  Auch  auf  die  Veräusserung  der  Knechte 
dehnten  die  Erben  ihre  Boispruchsberechtigung  aus,  und  cs  ent- 
wickelte sich  gewohnheitsreehtlich  der  Grundsatz,  dass  die  ohne 
Konsens  der  Erben  vorgenommenen  Veräusserungen  von  Knechten 
ungültig  seien.3*)  Wann  die  Bildung  dieses  Gewohnheitsrechtes  er- 
folgte, bzw.  beendigt  war,  lässt  sieh  mit  Bestimmtheit  nicht  ango- 
ben;  vermuthlieh  geschah  dies  gegen  Ende  des  10.  und  bei  Beginn 
des  II.  Jahrhunderts;  es  ist  dies  die  Zeit,  wo  die  Reaktion  der  Er- 
ben gegen  die  Beschränkung  ihres  Einspruchsrechtes  besondere  stark 
war.3®)  In  einer  Urkunde  vom  .Jahre  109ß  wird  der  Einwilligung 
der  Erben  bei  der  Veräusserung  einer  Unfreien  bereits  ausdrücklich 
Erwähnung  gethan. 40)  Dasselbe  geschieht  in  einer  Urkunde  von 

3 3 ) Durchaus  unhaltbar  ist  Zimmerle's  Ansicht.  Er  liest  nicht  nec  here- 
dem  u.  s.  w.,  sondern  ut  heredem  cet.  und  bringt  diesen  Satz  in  Zusammenhang 
mit  den  vorhergehenden  Worten:  Nulli  lieeat  traditinnem  faeere.  Nicht*  desto 
weniger  sagt  er  wiederholt  [ z.  B.  S.  39,  5.  u.  4.  Linie  von  unten.  S.  48  lit.  a.|, 
dass  nur  im  Falle  echter  N < > t li  die  Knechte  ohne  Hiicksicht  auf  die  Erben  ver- 
äuBsert  werden  durften.  Wie  er  bei  der  von  ihm  angenommenen  Lesart  diese 
Ansicht  begründen  will,  ist  unerfindlich.  Der  von  Zimmerte  in  die  Worte  nisi 
forte  famis  neeessitate  ff.  hineingetragene  Sinn  liegt  in  ihnen  unzweifelhaft  nicht. 
Es  müsste  alsdann  vielmehr  zwischen  illi  und  lieeat  dare  cet.  ein  non  stehen, 
welches  sich  aber  in  keiner  der  bis  jetzt  Itekanntcn  Handschriften  der  Lex  findet. 

3 * I Unterstützt  wurden  die  Erben  in  ihrem  Bestreben.  Buch  bezüglich  der 
Veräusserungen  von  Knechten  ein  Beispruchsrccht  zu  erhalten,  durch  den  Um- 
stand, dass  die  Knechte  liei  der  damaligen  Art  und  Weise  der  Ackerbestellung 
die  wichtigste  l’ertinenz  des  Grund  und  Bodens  [vgl.  Anm.  23]  waren.  .Sie  bau- 
ten das  Land  und  vermittelten  die  Benutzung  desselben  für  den  Herrn.  Ohne 
sie  konnte  dieser  nichts  anfangen.  Was  nützte  es  dem  Erltcn,  wenn  er  die  Grund- 
stücke durch  das  Einspruchsrecht  sich  wahrte,  alter  die  Mittel  zur  Bebauung 
derselben,  d.  h.  die  Knechte,  fehlten?  — Wie  zahlreich  die  Leibeigenen  waren, 
ersieht  man  aus  einer  Urkunde  von  1019  [bei  Möser  II  No.  22J,  nach  welcher 
der  Edle  Weremltert  dem  Bischof  Helferich  von  Osnabrück  „cum  laude  et  con- 
sensu  iusti  ae  proximi  heredis  sui“  5 Mansi  und  eine  Menge  Knechte  schenkt ; 
61  der  letzteren  werden  mit  Namen  aufgefuhrt  und  noch  hinzugesetzt:  „et  alia 
mancipia,  ipiae  hahuit  (Werembertus)  et  quorum  nomina  nescivit.“ 

**)  Vgl.  auch  unten  S.66  ff. 

40)  bei  Möser  II  No.  44. 


Digitized  by  Google 


54 


1181.41)  Eike  von  Repkow  hat  endlich  dieses  Gewohnheitsrecht  in 
den  Sachsenspiegel  aufgenoninien , indem  er  bestimmt:  „ane  erven 
gelof  unde  ane  echte  ding  ne  mut  nie  man  sin  egen  noch  sine  luede 
geven.“ 43) 


IV.  Ueber  die  Arten  der  Rechtsgeschäfte,  zu  deren 
Gültigkeit  der  Beispruch  der  Erben  erfordert  wurde. 

§ 6- 

Ist  in  den  bisherigen  Ausführungen  festgestellt  worden,  dass 
den  Erben  nur  hinsichtlich  der  Immobilien  das  Beispruchsrecht  zu- 
stand,  so  ist  nunmehr  zu  untersuchen,  bei  welchen  Arten  von  Rechts- 
geschäften der  Konsens  der  Erben  erforderlich  war. 

Die  Lex  der  Sachsen  ’)  deutet  auf  diese  Rechtsgeschäfte  nicht 
undeutlich  durch  die  Worte  „traditiones  et  venditiones“  hin.  Sie  ge- 
stattet ferner  ein  „darc  ac  vendere“  der  Knechte,  womit  arg.  a con- 
trar.  gesagt  ist,  dass  ein  darc  ac  vendere  der  Immobilien  ohne  die 
Zustimmung  der  Erben  unzulässig  war. 

Zur  Erklärung  der  Begriffe:  „darc  ac  vendere“,  „traditiones  et 
venditiones“,  dient  die  ratio  legis,  welche  im  Gesetze  dahin  angegeben 
wird:  „ne  heredem  suum  exheredem  faciat“3)  (sc.  der  Veräusscrer). 

Der  Ausdruck  exheredem  facere,  exheredare,  exhereditare  hat 
in  den  germanischen  Rechtsquellen  zwar  bisweilen  die  Bedeutung 
eines  ausdrücklichen  Ausschlicsscns  von  der  Erbfolge, ■,)  wie  im  römi- 
schen Recht;  regelmässig  bedeutet  er  aber:  den  Erben  faktisch  durch 
Weggnbe  der  Sache  an  einen  Dritten  erblos  machen,  ihm  durch 
Veräusserung  der  Sache  die  Möglichkeit  entziehen,  in  ihren  Besitz 
einst  durch  Erbfolge  dinzurüeken. 4)  Da  den  Sachsen  eine  testa- 
mentarische Erbfolge  und  Testamente  überhaupt  unbekannt  waren, 

* ')  bei  Seiborlz  U.-B.  I No.  82. 

•*)  I 52  § 1. 

')  hex  Sax.  cap.  62. 

*)  ebendaselbst. 

*)  Urimm,  Rechts-Alterthümcr,  1.  Anfl.,  S.  482. 

•)  Dieselbe  Bedeutung  hat  exhereditare  z.  B.  in  legg.  (irimoaldi  cap.  5; 
legg.  Liutprandi  cap.  105,  ferner  in  capit.  III  Caroli  M.  ai  805  cap.  18;  capit. 
Aquisgrau.  Ludov.  l’ii  ai  817  cap.  7 [ bei  Beseler,  Erbvertr.,  I S.  58  fl.].  I)a» 
kanonische  Recht  folgt  demselben  Spraehgcbrauche,  cf.  cap.  1 X,  qui  filii  sint 
legitimi,  4,i  t. 
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müssen  wir  den  Worten  „exheredeni  facerc“  diese  zuletzt  gedachte, 
regelmässige  Bedeutung  unterlegen.  Hierzu  werden  wir  übrigens 
auch  durch  eine  unbefangene  Betrachtung  der  Bestimmungen  des 
Kapitels  62  der  Lex  genüthigt.  Denn  daselbst  wird  als  die  ein  ex- 
heredem  facere  zur  Folge  habende  Thätigkeit  des  Eigenthümers  ein 
dare  ac  vendere  desselben,  oder  eine  von  ihm  vorgenommene  tra- 
ditio vel  venditio  bezeichnet,  woraus  hervorgeht,  dass  die  Worte  ex- 
heredem  facere  sich  nicht  auf  eine  ausdrückliche  Erbcsausschliessung 
iin  vorliegenden  Falle  beziehen. 

Der  Zweck  der  angeführten  Bestimmungen  der  Lex  (Kapitel  61, 
62,  64),  insbesondere  des  Kapitels  62,  ist  demnach  der,  eine  Erblos- 
machung  des  Erben  zu  verhüten. 

Demgemäss  sind  die  Worte  „traditiones  et  venditiones“  zu  inter- 
pretiren.  Sie  umfassen  alle  Arten  von  Rechtsgeschäften,  durch 
welche  eine  Veräusserung  des  Gutes  und  somit  eine  Erblosmachung 
des  Erben  herbeigefuhrt  wird.  Unter  traditiones  hat  man  die  lu- 
krativen Veräusserungen  zu  verstehen,  während  mit  dein  Worte  ven- 
ditiones die  onerosen  zusammengefasst  werden.  Diese  Auffassung 
ist  ohne  Zweifel  statthaft.  Man  kann  und  darf  annehmen,  dass  die 
venditio  als  pars  pro  toto  erwähnt  wird,  zumal  sie  die  bei  weitem 
häufigste  der  onerosen  Veräusserungen  ist.  Dazu  kommt,  dass  das 
Wort  „Kaufen“  in  der  Sprache  unserer  Vorfahren  eine  bedeutend 
weitere  und  umfangreichere  Bedeutung  hatte,  als  in  der  unsrigen. 
Damals  wurde  es  allgemein  für  einen  lästigen  Vertrag  gebraucht.11) 
Giebt  ja  doch  auch  Ulfilas  durch  „kaupön“  nicht  das  griechische 
nQiaaO'cu,  sondern  rcQcv/it uxt et n&oi  wieder.  So  umfasst  ferner  der 
„kaupmnlabalcr“  des  upländischen  und  siidermanländischen  Gesetzes 
zugleich  die  Vorschriften  Uber  Darlehn,  Pfand,  Micthc  u.  s.  w. 
Hiernach  dürfte  cs  nicht  zweifelhaft  erscheinen,  dass  man  die  Worte 
„vendere“,  „venditiones“  auf  alle  onerosen  Veräusserungen  beziehen 
darf.  Dass  umgekehrt  traditiones  sieh  auf  die  lukrativen  Veräusserun- 
gen bezieht,  erhellt  aus  der  Gegenüberstellung  von  venditiones, 
sowie  daraus,  dass  das  kurz  darauf  folgende  „dare“  in  „dare  ac  ven- 
dere“ offenbar  die  „traditiones“  in  „traditiones  et  venditiones“ 
wiederholen  will,  und  endlich  daraus,  dass  traditio  in  dem  Sprach- 
gebrauch jener  Zeit  nicht  selten  für  gleichbedeutend  mit  donatio  ge- 
nommen wurde.  ®) 

*)  Vgl.  hierüber  und  über  das  Folgende  Grimm  a.  a.  O.  S.  609  No.  4. 

•)  Vgl.  z.  B.  Urk.  No.  19  bei  Niesert,  Münster.  Urk.-Samml..  II:  „Do- 
minium Ludinchusen  . . fuissc  iucorporatum  primae  hujus  monasterii  fundationi . . 
traditione  sive  donatione  legaliter  anno  801'*  und  Urk.  v.  1089  unten  §9 
Anm.  5 („traditionem  seu  donationem“). 
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Auel»  beweist  ein  reicher  Schatz  von  Urkunden,  dass  sowohl 
hei  lukrativen,  als  onerosen  Veräusserungcn  von  Immobilien  der 
Konsens  der  Erben  erforderlich  war. ") 

Ueberaus  häufig  sind  die  Urkunden,  welche  diesen  Konsens  bei 
Schenkungen  erwähnen.  Unerheblich  war  cs  in  dieser  Hinsicht,  ob 
die  Schenkung  inter  vivos  oder  mortis  causa  stattfand, s)  ob  sie  in 
der  Hingabe  von  Grundstücken®)  oder  in  der  Verzichtleistung  auf 
ein  dem  Vcräusserer  zustehendes  (Real-)  Recht  bestand,10)  und  ob  die 
Vergabung  an  einen  nicht  zur  Verwandtschaft  Gehörigen  oder  einen 
Verwandten  erfolgte,  falls  letzterer  nur  nicht  selbst  nächster  Erbe 
war. ll)  Selbst  bei  Schenkungen  an  die  Kirche  wird,  obwohl  diese 
de  iure  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  10.  .Jahrhunderts  auch  ohne  Ein- 
willigung der  Erben  gültig  waren,1*)  diese  dennoch  nachgesucht  und 
ihre  Ertheilung  erwähnt. 1!1) 

Was  die  onerosen  Voräusserungen  anlangt,  so  wird  der  Kon- 
sens der  Erben  am  häufigsten  in  den  Urkunden  erwähnt,  welche 
über  Kaufs-  bzw.  Verkaufsgeschäfte  ausgestellt  worden  sind:14)  ein 


')  Beseler  [1.  1.  S.  SO  und  69]  bezieht  das  Kapitel  62  nur  auf  lukmtivc 
Veräusserungen,  und  meint,  dass  nur  bei  diesen  die  Erben  einspruchsberechtigt 
waren.  Diese  Ansicht , der  Gerber  [Medit.  S.  9]  sieb  anschliessen  zu  wollen 
scheint,  ist  mit  der  ratio  legis  unvereinbar,  verkennt  den  Zusammenhang  des 
Kapitels  62  mit  Kapitel  61,  übersieht,  dass  das  Wort  traditionem  in  Kapitel  62 
unzweifelhaft  die  Worte  traditione«  et  venditiones  zusammenfasst , sowie,  dass 
am  Schluss  des  Kapitels  62  von  dare  ao  vendere  gesprochen  wird,  und  findet 
in  den  Urkunden,  welche  auch  bei  onerosen  Veräusserungen  den  Beispruch  der 
Erben  kenneu,  ihre  Widerlegung.  Vgl.  auch  v.  Richthofcn,  not.  60  zu  eap.  61. 

*)  Urk.  v.  1164  [bei  Möser  II  No.  60].  Saehsensp.  II  30. 

5 ) Wohl  die  Hälfte  der  in  dieser  Abhandlung  citirten  Urkunden  liezieht 
sich  hierauf. 

,0)  Urk.  v.  1168  [bei  Seibcrtz  1. 1. 1 No.  69]  und  v.  1223  [eod.  No.  174],  Urk. 
v.  1169  [bei  Lappenberg  I No.  269].  Hierher  gehören  besonders  die  in  den  Quel- 
len nicht  selten  vorkommenden  Verzichte  auf  das  Zehntrecht  hinsichtlich  der 
Güter,  welche  Klöstern  und  Kirchen  geschenkt  worden  waren. 

11 ) In  diesem  Falle  wurde  dein  Erben  nur  gegeben,  was  ihm  einst  durch 
Erbgang  zugefallen  wäre. 

• *)  Vgl.  unten  § 7,  insbes.  S.  63  f. 

• Vgl.  unten  S.  64  tf. 

")  Urk.  v.  1096  [bei  Möser  II  No.  44 1.  Urk.  v.  1046  [bei  Laeomblet, 
Niederrhein.  Urk.-Buch.,  I No.  160].  Urk.  v.  1166  [bei  Lappenberg,  I No. 262], 
v.  1201  [eod.  No.  329].  Urk.  v.  1203  u.  1221  [ bei  Seibertx  I No.  116  u.  163]. 
Henrici  ducis  Saxou.  diploma  ai  1209  [in  den  Origg.  Guelf.  Hannov.,  1760,  tom. 
III  S.  672].  Aus  der  Zeit  unmittelbar  nach  dem  Volksreeht  fliessen  die  Ver- 
kaufsurkunden sehr  spärlich.  Denn  damals  bildeten  Grundstücke  wohl  nur  sel- 


Digitized  by  Google 


57 


Beweis,  dass  ihre  Zustimmung  bei  diesen  Geschäften  erforderlich 
war.1*)  Ebenso  erwähnen  die  Urkunden  bei  Tauschgeschäften  diese 
Zustimmung.  '*)  Ein  Wegfallen  des  Bcispraehsrcchtes  in  den  Fällen, 
wo  der  Minderwerth  des  eingetauschten  Grundstückes  einen  bestimm- 
ten Betrag  nicht  überstieg,  wie  es  im  nordischen  Recht  der  Fall 
war,17)  ist  dem  sächsischen  Recht  unbekannt.  Auch  bei  Belehnun- 
gen,”*) bei  Vergleichen  über  Immobilien, ’•)  bei  Auftragungen  der- 
selben, um  sie  als  Lehen  oder  Prekarie*1)  zurückzuerhalten,  wurde 
der  Bcisprueh  der  Erben  eingeholt,  was  wohl  nicht  geschehen  wäre, 
wenn  es  nicht  erforderlich  gewesen  sein  würde. 

Die  Stärke  des  Beispruchsrechtes  zeigte  sich  insbesondere  darin, 
dass  der  Beispruch  nicht  nur  bei  unmittelbaren  Veriiussenmgcn 
von  Grundeigenthum,  sondern  auch  bei  mittelbaren  erfordert  wurde. 
Zu  jeder  Bestellung  eines  dinglichen  Rechtes  war  die  Einwilligung 
der  Erben  erforderlich.  So  wird  sie  erwähnt  hei  einer  Verpfän- 
dung,ss)  bei  der  Bestellung  eines  Zehntrechts,53)  eines  Leihzuchts- 


ten  den  (iegenstand  des  Handels.  Uetierdies  war  damals,  wo  Vieh,  Früchte 
und  Waffen  wegen  des  (leldmangels  dieses  vertraten,  jeder  Kauf  ein  Tausch. 
[Vgl.  auch  Homeri  Ilias  7,u  ff.  u.  tj  2 (Justin)  I.  de  emtione  et  venditione,  3,i •.] 

1 4)  Bei  einem  Verkauf  aus  echter  Noth  war  der  Konsens  der  Erben  nicht 
erforderlich;  es  genügte  hier  das  Angebot  zum  Kauf.  Von  diesem  Ausnahme- 
fatl  gilt  der  Satz;  „exceptio  firmat  regnlam.“ 

1 *)  Urk.  v.  095,  1139,  1154  [bei  Lappenberg  I No.  30,  158,  204],  von  1090, 
1150,  1204  [ bei  Möser  II  No.  45,  50,  III  1011.  von  1127  | bei  Kindliuger  Ül  1 
No.  ß],  von  1170  [bei  Soibertz  I No.  60]  u.  s.  w. 

1 1 ) Leg.  Scaniae  üb.  III  cap.  2 [bei  Westphalen,  Monom,  inedita,  tnm.  IV 
col.  2038];  „Quin  autem  praedium  possit  pro  praedio.  invitis  consangu ineis, 
comniutari,  dummodo  non  majus  tribus  marcis  nummorum  pretium  adiungatur, 
non  oportet  in  dubium  revocari.“ 

1 *)  Urk.  v.  1208  [liei  Seihertz.  Quell,  zur  Weatfal.  (icsch.,  II  (1800)  No.  11 

S.  4661- 

’*)  Urk.  v.  1186  u.  1196  [bei  Seibertz,  Urk. -Buch  zur  (leseh.  Westfal.,  I 
No.  91  u.  109].  Urk.  v.  1209  [bei  Möser  III  No.  104]. 

,0)  Zwei  Urk.  v.  1070  [bei  Möser  II  No.  25  u.  26].  Urk.  v.  1184  [eod. 
No.  751. 

*•)  Urk.  v.  1049  [bei  Möser  II.  No.  21  u.  22],  v.  1070  [eod.  No.  23],  v.  1074 
[eod  No.  27  u.  28],  1085  [eod.  No.  33],  v.  1086  [eod.  No.  34],  v.  1090  [eod.  No.  39], 
v.  1091  [eod.  No.  40  u.  41]  u.  s.  w. 

41)  Urk.  v.  1207  [Lappenberg  I No.  358].  Vgl.  auch  Pauli,  Abhandlgn.  a. 
d.  Lübisehen  Recht,  I,  Anm.  167  und  167  a. 

**)  Urk.  v.  1177,  1211,  1213  [bei  Möser  II  No.  67b,  III  No.  106  u.  108]. 
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rechte«, !4)  der  Constituirung  von  Kenten  und  Zinsen1*)  u.  s.  w.t 
endlich  auch  bei  jeder  Eigenbegehung  eine«  freien  Manne«,  wobei 
e*  unerheblich  war,  ob  dieser  in  das  Verhältnis«  der  Hörigkeit*') 
oder  der  Ministerialität27)  «ich  begab.  **) 

Aua  dem  bisher  Gesagten  erhellt,  dass  auf  die  Art  des  Ver- 
äusserungsgesehäftes  hinsichtlich  der  Ausübung  des  Einspruchsrech- 
tes nichts  ankommt.  Jedes  lukrative  oder  onerose  Kechtsgeschäft, 
welches  mittelbar  oder  uumittelbar  eine  Vcräusserung  involvirt,  un- 
terliegt der  Beispnichsberechtigung  der  Erben. 

* '•)  Sachsensp.  I 21  § 1:  .Man  mut  nk  wol  vrowen  geven  egen  to  irme 
live  mit  erven  gelove.“  Schles.  Landrecht  cap.  38.  Wenn  Sydow  [S.  192]  das 
Einspruchsrecht  der  Erben  gegen  die  Constituirung  einer  Leibzucht  in  der  Art 
beschränken  will,  dass  ihnen  nicht  ein  Widerspruch  (fegen  die  Bestellung  an 
sich,  sondern  nur  gegen  die  Grösse  der  Leibzucht  zugestanden  habe,  — bei  et- 
waigen Streitigkeiten  soll  der  Richter  hierüber  eine  causac  cognitio  gehabt  ha- 
llen, — so  ist  einzuwenden,  dass  eine  derartige  Beschränkung  sich  aus  der  Natur 
des  Instituts  nicht  herleiten  lässt,  und  dass  sie  in  den  Quellen  keinen  Anhang 
findet.  Soll  durch  das  Einspruchsrecht  des  Erben  jede  Vcräusserung  von  Eigen 
ohne  seinen  Willen  verhindert  werden,  so  steht  jenes  Recht  der  Entziehung  der 
Nutzniessung,  — eine  solche  liegt  in  der  Bestellung  einer  Leibzucht,  — etienso, 
wie  der  Bestellung  irgend  eines  andern  dinglichen  Rechts,  entgegen.  — Nach 
dem  im  Jahre  1165  durch  den  Kölner  Erzbischof  Rainold  erneuerten  Statut  der 
Stadt  Medebach  in  Westfalen  war  seihst  bei  der  Bestellung  der  Morgengabe 
die  Einwilligung  der  Erben  erforderlich.  Dieses  Statut  bestimmt  nämlich  [bei 
Kindlinger  III  1 No.  19]:  „Qui  uxorem  logitimam  vnbiscum  duxerit,  quidquid 
primo  matte  coratn  paranymphis  et  concivibus  suis  uxori  sitae  dederit,  et  illa  ei, 
cum.asscnsu  heredmn  utriusque,  quod  tentonice  morgengabc  vocatur,  uterque 
integra  pace  olitinebit.“  Wahrscheinlich  wurden  in  Medebach  bisweilen  Immo- 
bilien als  Morgengabc  geschenkt. 

“)  l'rk.  v.  1108  u.  1184  [bei  Möser  II  No.  47  u.  79].  Urk.  v.  1189  [bei 
Niesert  11  No.  16  b.]. 

**)  In  einer  Erkunde  vom  Jahre  937,  in  welcher  König  Otto  I.  die  Frei- 
heiten der  Klöster  der  Hamburgischen  Kirche  bestätigt,  spricht  er  [bei  Lappen- 
berg I No.  81]:  „...  Si  vero  aliquis  ex  libertis  voluerit  iamundling  vel  litus 
fieri,  aut  etiam  colonus  ad  monasteria  supradicta,  cum  ennsensu  cohcredum 
suorutn,  non'  prohibentur  a qualibet  potestate,  sed  habest  licentiam  nostra 
auctoritate.“  Zwei  andere  hierher  gehörige  Urkunden  aus  der  Zeit  von  1106 
bis  1128  bei  Kindlinger  II  doce.  S.  130.  Vgl.  noch  Sachsensp.  III  32  §7:  „Sve 
sic  vor  gerichtc  to  egene  gift,  sin  erve  mach  it  wol  wederspreken  mit  rechte 
unde  bringen  ine  weder  an  sin  vri.“ 

,T)  Urk.  v.  1119  [bei  Seibcrtz  I No.  40]:  „Quidam  fidelis  homo,  nomine 
Eilikin,  cum  esset  über,  se  sua  volnntatc  et  agros,  quos  possedit,  patre  suo  et 
ceteris  propinquis  et.  amicis  suis  adstantibus  et  consentientihus  beato  Petro 
(Patron  der  Kirche  von  Osnabrück)  mancipavit,  ca  vidclicet  conditione,  ut  in 
loco  ministerialium  haheretur.a 

,s)  Meist  mochte  mit  den  Eigenbegebungen  eine  Vcräusserung  der  Güter 
an  denjenigen,  in  dessen  Gewalt  man  sich  begab,  verbunden  sein. 
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Ebenso  war  fiir  diese  die  Grosse  der  zu  veräußernden  Immo- 
bilie ohne  Einfluss.  Die  gänzliche,  wie  die  theilweisc  Veräusserung 
der  hereditns  war  bezüglich  ihrer  Gültigkeit  an  die  Einwilligung 
der  Erben  gebunden. 

Wenn  im  Gegensatz  zu  dieser  Ansicht  manche  Germanisten SB) 
lehren,  dass  zur  Gültigkeit  einer  partiellen  Veräusserung  der  Im- 
mobilien der  Beisprueh  der  Erben  nicht  erforderlich  gewesen  sei, 
so  ist  diese  Behauptung3")  ohne  Zweifel  unrichtig.  Mit  einer  der- 
art beschränkten  Berechtigung  wäre  dem  Erben  nicht  gedient  ge- 
wesen, und  hätte  die  ganze  Massrcgel  ihr  Ziel  verfehlt.  Denn 
durch  Biiecessive  Veräusscrungen  von  Theilcn  der  hereditas  konnte 
diese  bis  auf  einen  kaum  nennenswerthen  Ueberrest  gemindert  wer- 
den. Man  muss  sich  demnach  schon  deshalb,  weil  „verba  accipienda 
sunt  cum  cffcctu“**)  gegen  diese  einschränkende  Ansicht  erklären, 
die  denn  auch  den  Quellenzcugnissen33)  vollständig  widerspricht. 

**)  Griesinger  in  Danz*  Deutsch.  Privatrecht,  Bd.  X.  S.  210  — 215;  Baseler 
a.  a.  0.  S.  50  u.  59. 

30)  Griesinger  versucht  sie  mit  der  Bemerkung  zu  begründen,  dass  die  al- 
ten Sachsen  gewöhnlich  nur  Ein  Grundstück  int  Vermögen  gehabt  hätten  (?) 
und  daher  (?)  der  Geist  des  Gesetzes  dahin  gehe,  dass  Niemand  alle  seine  Lie- 
genschaften veräussern  dürfe.  Diese  Bemerkung  ist  nicht  bewiesen,  zugleich 
aber  ihr  Fundament,  so  unwahrscheinlich,  dass  sie  keiner  Widerlegung  bedarf. 

11 ) Alexander  III  im  cap.  4 X de  clcricis  non  resid.  3,«. 

**)  Im  Jahre  834  schenkte  der  edle  Sachse  Wikbert  zwei  seiner  Güter, 
die  ira  Gau  Instarhalake  lagen,  der  Kirche  zu  Osnabrück  mit  Zustimmung  seines 
Sohnes.  [Vgl.  unten  S.  64  f. ] Einige  Jahrzehnte  später  (889)  schenkte  der 
Münsterische  Bischof  Wolfhelm  mit  Einwilligung  seiner  Brüder  dem  Stifte  Wer- 
den an  der  Ruhr  eines  seiner  Patrimon iulgtiter.  [Vgl.  unten  S.  (Hi  f.|. 
Aus  dem  10.  Jahrhundert  führe  ich  beispielsweise  eine  Urkunde  aus  den  Jahren 
965—  973  und  eine  andere  von  996  an.  [Vgl.  unten  S.  67  f.]  Ferner  gehören  hier- 
her Urkunden  von  1049,  1146.  1150  [ Möser  11  No.  21,  22.  53,  56:  „patrimonii 
aliquantam  portionem „quandam  patrimonii  partem“],  von  1200,  1202,  1203, 
1204,  1210,  1214,  1217,  1223,  [bei  Seibertz  I No.  112,  117,  118,  125,  135,  140,  148, 
173).  Diese  Seibertz  entlehnten  Urkunden  betreffen  snmmtlich  Schenkungen  der 
Grafen  von  Arnsberg  und  erwähnen  ausdrücklich  den  Konsens  der  Erben.  Vgl. 
noch  Urk.  v.  8öo  [hei  Kindlinger  a.  a.  O.  II  No.  3], 
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Fälle,  ig  denen  das  Einspruchsrecht  wegfiel. 


a)  Veräusser ungeil  an  «Ile  Kirche  oder  den  König;. 

§7. 

Als  Resultat  der  vorstehenden  Ausführungen  lässt  sieh  wohl 
mit  vollem  Recht  die  Behauptung  aufstellen,  dass  nach  dem  alt- 
sächsisehen  Recht  die  nächsten  Erben  hei  jeder  Vcräusscrung  von 
Eigen  cinspraehsbcreehtigt  waren. 

Dies  war  die  Regel,  von  der  cs  aber  einige  Ausnahmen  gab. 
Unter  den  Fällen,  in  welchen  die  Beispruehsberechtigung  der  Erben 
wcgficl,  nennt  die  Lex  der  Sachsen  die  Veräuseerungcn  an  den 
König  und  die  Kirche.  „Nulli  lieeat,“  sagt  sie,  „traditionem  here- 
ditatis  snae  facere,  praeter  ad  ecclesiam  vel  regi,  ut  heredem  suuni 
exheredein  faeiat.“  *) 

Abweichend  hiervon  meint  Beseler,*)  dass  die  Veräusserungen 
an  die  Kirche  und  den  König  ursprünglich  ebenso,  wie  die  an  eine 
andere  Person,  den  Beisprueh  der  Erben  erfordert  hätten.  Die 
seiner  Ansicht  entgegenstehenden  Worte:  „praeter  ad  ecclesiam  vel 
regi“  seien,  fährt  er  fort,  „unbedenklich“  nicht  echt,  sondern  ein  von 
irgend  einem  Cleriker  herrührender  Zusatz,  der  jünger  ist,  als  die 
erste  Redaktion  des  Gesetzes.  Denn  nur  gegen  die  Kirche  hätte 
damals  die  Beschränkung  der  Vergabungen  durch  das  Einspruchs- 
recht der  nächsten  Erben  gerichtet  sein  können;  sie  habe  aber 
darnach  gestrebt,  diese  Schranke  zu  brechen  und  habe  zu  ihrer 
Sicherung  den  König  in  ihr  Interesse  gezogen.*) 

Gegen  diese  Ansicht  lässt  sich  aber  Manches  anführen. 


')  Lex  Sax.  cap.  82. 
s)  Erbverträge  S.  59  fl'. 

3)  Auf  einem  Missverständnis»  beruht  wohl  die  Aeusserung  Zimmerte'» 
in  seinem  Stnmrogutssystcm  S.  43,  die  oben  erwähnte  Ansicht  von  Beseler  könne 
man  um  so  weniger  theilen,  als  dadurch  eine  völlige  Enterbung  zu  Gunsten 
des  Königs  und  der  Kirche  gestattet  sein  würde.  Denn  Niemand  steht  wahr- 
lich dieser  Ansicht  ferner,  als  Beseler.  Zimmerte  scheint  mit  jenen  Worten 
sagen  zu  wollen,  dass  nur  ein  Tlieil  der  hereditas  an  die  Kirche  ohne  Ein- 
willigung der  Erben  veräussert  werden  durfte.  Dieser  Folgerung  widerspricht 
aber  Zimmerlc  seihst  n.  a,  0,  S.  39,  40,  43. 
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So  ist  die  Annahme,  dass  die  Worte  „praeter  ad  ecclesiam  vel 
regi“  interpolirt  seien,  durchaus  willkürlich.  Alle  Handschriften  der 
Lex  der  Sachsen,  von  welchen  einige  his  nahe  an  die  Entstehung 
derselben  hinaufreichen,4)  enthalten  diese  Worte,  so  dass  jene  An- 
nahme auch  völlig  unwahrscheinlich  ist. 

Ferner  ist  die  Anführung  einiger  Kapitularien,  mit  welchen  das 
Kapitel  62,  wenn  man  die  Worte  „praeter  ad  ecclesiam  vel  regi“  für 
echt  halten  wollte,  angeblich  disharmonircn  würde,  durchaus  unge- 
rechtfertigt. Denn  jene  Kapitularien  sprechen  von  Verletzungen 
und  Beraubungen,  die  „durch  Beriiekung  einfältiger  Menschen,“ 
„Bedrückungen  armer  Leute“  und  „Ausschluss  der  Erben  auf  frem- 
den Betrieb“  geschehen.5)  Sie  sind  also  nicht  gegen  die  Erwerbung 
von  Gütern  durch  die  todte  Hand  überhaupt  gerichtet,  sondern  ge- 
gen Erwerbungen  derselben  durch  Erhschleicherei  und  andere  Ver- 
werfliche Mittel. 

Im  Gegentheil  befindet  sich  das  Kapitel  62  der  Lex  gerade 
dann,  wenn  man  mit  Beseler  die  oft  angeführten  Worte  „praeter  ad 
ecclesiam  vel  regi“  für  interpolirt  und  die  Bestimmung  des  Kapitels  62 
also  gegen  die  Kirche  gerichtet  hält,  in  Widerspruch  mit  allen  Zeug- 
nissen der  Geschichte  über  die  Bemühungen,  welche  sich  Karl  der 
Grosse  um  die  materielle  Sicherstellung  der  von  ihm  in  Sachsen 
gegründeten  Bisthiiiner,  Klöster  und  Pfarrkirchen  gab.  Schon  in 
dem  sogenannten  Paderbomer  Kapitulare  von  785  (782?)  hatte  er 


*)  Der  sogenannte  Spangenberg’sche  Codex,  der  jetzt  im  Britischen  Mu- 
seum zu  London  aufbewahrt  wird,  rührt  au»  dem  Kmle  des  ü Jahrhunderts  her 
( Pertz . in  den  Abhandlungen  der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften.  1857 
S.  87.  v.  Richthofen,  zur  lex  Sax.,  S.  21].  Die  sogenannte  Corveyer,  jetzt  im 
Besitz  des  l’adcrbnmer  Domkapitels  befindliche  Handschrift  stammt  aus  dem 
10.  Jahrhundert.  Die  Handschrift  endlich,  welche  Herold  seiner  Ausgabe  der 
Lex  zu  Grunde  legte,  ist,  wenn  man  l'singer  (zur  lex  Sax..  S.  7)  Glauben  schen- 
ken darf,  noch  alter,  als  die  Spangenberg'sche. 

i)  Die  Capitularien  sind  angeführt  bei  Beseler  1. 1.  S.  50  fl'.,  58  f.  in  den  An- 
merkungen und  lauten:  suadendo  de  emdestis  rogni  beatitudine,  commi- 

nando  de  aeterno  supplicio  inferni,  et  sub  nomine  Dei  aut  cujuslitiet  sancti,  tarn 
divitem,  quam  pauperem  opprimunt,  qui  simplieioris  naturae  sunt  et  minus  docti 
atque  eauti  inveniuntur.“  rDe  oppressione  pauperuni  liberorum  hominuin,  ut  non 
tiant  a potentioribus  per  aliquod  malum  ingenium  contra  iustitiam  oppressi,  ita 
ut  eoacti  res  eortim  vendant  aut  tradant.  Ideo  liaec  et  supru  et  hic  de  liberis 
houiinibus  diximus,  ne  forte  parentes  contra  iustitiam  fiant  exheredati.“  „Pla- 
euit  nobis  de  orphanis  et  pauperibus,  qui  indebite  dicuntur  ainisisse  hereditatem; 
si  alieuhi  inventi  fuerint,  quos  patres  vel  matres  prupter  traditiones  illorum 
(iKinorum)  exlieredes  feeerunt.  alionim  sc.  suasionibus  aut  petitionibus  aut  aliquo 
nialo  ingenio,  omnino  volumus  atque  decrevimus  emendari.“ 
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die  Ausstattung  jeder  Kirche  mit  einem  Grundbesitz  von  mindestens 
2 Hufen  (mnnsi)  und  mit  den  erforderlichen  Knechten  ungeordnet.  *) 
Später  schenkte  er  einen  grossen  Theil  des  Krongutes7)  und  des 
Gutes  der  exilirtcn  Frilingc  und  Liten*)  an  jene  Institute,  bestimmte, 
dass  von  allen  Einkünften  des  königlichen  Fiskus,*)  von  allen  Grund- 
stücken und  von  dem  Ertrage  jeder  Arbeit  an  die  Kirche  der  Zehn- 
ten entrichtet  werden  sollte,10)  und  hielt  dieses  Gebot  ungeachtet 
der  Erbitterung  und  des  hartnäckigen  Widerstandes  des  Volkes11) 
und  obgleich  selbst  in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Kaisers 
die  Klagen  über  das  Verfahren  und  die  Bedenken  gegen  die  ganze 
Mnssregcl  unumwunden  ausgesprochen  wurden,15)  aufrecht.  So  gross 
war  seine  Sorge  um  die  Sicherstellung  der  Kirche  durch  eine  Aus- 
stattung mit  materiellen  Gütern.  Hierzu  passt  sehr  gut  die  Aus- 
nahmebestimmung im  angeführten  Kapitel  (52  der  Lex:  „Veräusserun- 
gen  an  die  Kirche  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung 


s)  Capit.  ilc  partibus  Saxonias  § 15  (M.  G.  Leg.  V S.  40). 

’)  Zahlreiche  Belege  hierfür  im  Beginn  der  l'rkundensammlungen  von 
Lappenlierg,  Seibertz,  Wilmans,  Kindlinger,  Möser  u.  s.  w. 

")  Vgl.  S.  39. 

•)  Cap.  de  partib.  Sax.  § 16  (M.  G.  Leg.  V S.  40). 

■*)  eod.  tj  17.  I)ic  Worte  „decima  pars  suhstantiae  et  lahoriB“  dieses  § 
sind  kein  tV  (J <«  dvolv.  Es  beziehen  sieh  vielmehr  die  letzten  Worte  (et  la- 
boris)  auf  den  Personalzchnten.  Vgl.  cap.  de  villis  ai  812,  cap.  6 (M.  G.  legg. 
III  S.81):  „dccimae  ex  collaboratu.“ 

* ‘ ) Noch  in  einem  Kapitulare  von  829  § 7 (M.  G.  1.  c.  S.  343)  heisst  ca 
von  den  Sachsen:  „de  decimis,  quas  populus  dare  non  vult,  nisi  quolibet  modo 
ab  eo  redimantur.“  Nach  germanischen  Begriffen  galt  cs  als  ein  Zeichen  der 
Knechtschaft,  von  seiner  Person  oder  seinem  Grund  und  Boden  eine  Abgabe 
zu  zahlen.  Aus  dieser  Anschauung  und  der  rücksichtslosen  Art,  mit  welcher 
die  Zehnten  und  die  sonstigen  Gebühren  von  den  Dienern  der  Kirche  eingefor- 
dert und  beigetrieben  wurden,  erklärt  sich  der  Widerstand. 

'*)  „Wohl  ist  zu  bedenken“,  schreibt  Alkuin  an  Karl  [epist.  I 33],  „ob  es 
nicht  besser  sei,  dem  Volke  der  .Sachsen  die  Last  des  Zehnten  abzunehmon,  bis 
der  Glaulie  fester  in  ihrem  Herzen  haftet,  und  ob  die  Apostel,  nls  sie  vom  Herrn 
in  die  Welt  geschickt  wurden.  Zehnten  von  den  Völkern  gefordert  haben.“  „Der 
Zehnte“,  heisst  es  bei  Alkuin  an  einer  andern  Stelle  (epist.  I 28a),  „zerstört 
den  Glauben  in  Sachsen.  Wozu  dem  Nacken  von  Heiden  das  Joch  des  Zehn- 
ten auf  legen,  das  selbst  wir  um!  unsere  Brüder  nicht  tragen  mögen?  — Wollte 
man  dem  .Sachsenvolk  mit  demselben  Eifer  das  sanfte  Joch  und  die  süsse  Bürde 
Christi  predigen,  mit  dem  man  Zehnten  eintreibt  und  bei  dem  geringsten  Ver- 
gehen mit  unerbittlichen  Strafen  verfuhrt,  so  würden  sie  sich  nicht  so  hart- 
näckig der  Taufe  widersetzen.  Wollten  doch  die  Geistlichen,  die  man  zu  ihnen 
sendet,  Verkünder  des  Evangelium,  und  nicht  Käuber  uud  Plünderer  sein.“ 
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des  nächsten  Erben  nicht.“  Der  Zusatz  „vel  regi“  ist  wenig  auffallend, 
wenn  man  bedenkt,  wie  gross  das  Interesse  des  Königs  sein  musste, 
in  Sachsen  eine  feste  Stellung  zu  gewinnen.  Zwar  hatte  dieser  durch 
das  massenhafte  Abführen  der  Sachsen  in  andere  Provinzen  des 
Reiches  ungeheure  Strecken  Landes  gewonnen.  Aber  theils  trug  er 
sich  mit  der  Absicht,  den  Edelingen,  und  auch  wohl  den  Frilingen, 
die  im  Exil  zu  einer  andern  politischen  Ansicht  kämen,  ihre  Güter 
wieder  herauszugeben, ,3)  theils  hatte  er  sic  an  weltliche  oder  geist- 
liche Grosse  oder  niedere  Dienstleute  bereits  verliehen,14)  theils  fuhr 
er  mit  dieser  Verleihung  noch  fort.  Er  musste  darnach  streben,  auch 
in  Zukunft  in  Sachsen  Landbesitz  zu  erwerben  bzw.  zu  behalten. 

Es  kann  demnach  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  wir  es  in 
dem  Kapitel  ß 2 der  Lex  nicht  mit  einer  fränkischen  Verordnung 
gegen  die  Kirche,  sondern  umgekehrt  mit  einer  Bestimmung  zu 
thun  haben,  durch  welche  das  alte  sächsische  Recht  zu  Gunsten 
der  Kirche  und  des  Königs  modificirt  wurde. 

Dafür  sprechen  auch  mehrere  Urkunden  aus  dem  9.  Jahrhun- 
dert, die  Schenkungen  an  die  Kirche  betreffen,  gleichwohl  aber  die 
Einwilligung  der  Erben  nicht  erwähnen,  obschon  solche,  wie  aus 
den  Urkunden  hervorgeht,  vorhanden  waren.  Hierher  gehören  ins- 
besondere Urkunden,  aus  den  Jahren  801, ’*)  802,'®)  819, l7)  c.  830, ,8) 

'»)  Vgl.  S.  39  f. 

*4)  Annal.  Lauresham.  maj.  ad  a.  797,  oben  § 4 Anra.  31. 

,s)  bei  Niescrt  II  No.  1.  Snelhard  und  Walfried  übertragen  das  ihnen 
gemeinschaftliche  Out  I, Udinghausen  an  den  Abt  Liudger.  Erben  sind  als  ein- 
willigend nicht  genannt.  Dass  sie  vorhanden  waren,  ergeben  die  Worte : „quid- 
quid  abbaa  exinde  facere  voluerit,  liberum  et  firniissimam  a nobis  et  ab  hcredi- 
bus  habeat  potestatem“  (eod.). 

1 4)  Niesert  TI  No.  2.  Diese  und  die  in  Anm.  15  erwähnte  Urkunde  sprechen 
gegen  die  Behauptung,  dass  die  Lex  der  Sachsen  erst  nach  801  verfasst  wor- 
den ist. 

1 ’)  Kindlingcr  II  No.  1. 

**)  In  dem  im  12.  Jahrhundert  verfassten  catalogus  donatorum  Corbeien- 
sium  (bei  Wilmuns,  Kaiserurkunden,  Anhang  III  ß No.  2,  S. 609]  heisst  es:  „Gerol- 
dus  diaconus  vir  .. . traditis  S.  Stephano  et  Vito  Omnibus,  quae  habebat,  — inter 
quae  ohtulit  (Judolmon  et  argenteam  crucem  XII  librarum  — - iam  Christi  pauper 
se  ipsum  abnegans,  libertatem  secularem  servitute  Dei  nobilitavit.“  Dieser  Ocrulf 
trat  unter  dem  Abt«  Warin  (826 — -856)  in’s  Kloster  Corvey,  starb  daselbst  834 
[vgl.  Wilmans  a.  a.  O.  SS.  66,  67,  69]  und  ist  vcrmuthlich  der  Vater  oder  Gross- 
vater desjenigen  Gerulf,  der  im  Jahre  889  vom  Könige  Arnulf  im  Kemenerlande 
reich  mit  Gütern  beschenkt  wurde.  (Dümmler,  üstfr.  Reich,  II  S.  205.  A.  M, 
Wilmans  a.  a.  O.  S.  69). 
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c.  840, ,0)  850,**)  851,  **)  855, **)  871,*«)  883,24)  888—891.») 

Indessen  trat  gegen  jene  Bestimmung  der  Ix*x,  wonach  bei 
Veräußerungen  an  kirchliche  Institute  die  Erben  mit  ihrem  etwai- 
gen Einspruch  nicht  berücksichtigt  zu  werden  brauchten,  frühzeitig 
eine  Reaktion  seitens  der  beeinträchtigten  Erben  ein.  Daraus  er- 
klärt sich  die  Androhung  von  ewigen  und  zeitlichen  Strafen  für  Je- 
den, der  eine  Vergabung  (Veräußerung)  an  die  Kirche  anfechten 
würde,**)  sowie  der  Umstand,  dass  die  Erben  zu  der  Veräusserung 
hinzugezogen,  oder  um  ihre  Zustimmung  zu  derselben  ersucht,  oder 
doch  wenigstens  vorher  um  ihren  Rath  befragt  wurden.27) 

Als  Wikbert,  der  Sohn  des  berühmten  Sachsenherzogs  Widu- 
kind,  der  neuerbauten  Martinikirche  zu  Utrecht  seine  Güter  Oster- 


•*)  bei  Wilmans  a.  a.  O.  S.  92  No.  26.  Auf  diese  Schenkung  bezieht  «ich 
auch  die  No.  357  der  Traditionen  Uorbeienses  (cd.  Wigand).  Schon  früher  hatte 
übrigen«  derselbe  Schenkgeber  da«  Kloster  Corvey  mit  Gütern  reichlich  dotirt. 
In  der  darülier  noch  vorhandenen  Notiz  der  Tradifc.  Corheiens.  (No.  247)  wird 
ebenfalls  kein  Beispruch  der  Erben  erwähnt. 

*•)  Die  traditio  435  der  Tradit.  Corheienses  lautet:  „ Tradidit  Ludolphus 
comes  pro  filio  suo  Thaneiuaro  mansuni  iinuiu  cum  faiuilia  in  D.  et  mansos  duos 
cum  fumiliis.“  Der  Zustimmung  von  Erben  wird  nicht  gedacht,  und  doch  hatte 
Graf  Ludolf  noch  einen  Sohn,  Namen«  Otto,  welcher  in  einer  Urkunde  von  8S8 
[hei  Wilmans  a.  a.0.  No.  47]  erwähnt  wird  und  der  Vater  Heinrichs,  des  Städte- 
erbauers, war.  [Wilmans  1.  1.  S.  217  tf.) 

11 ) Kindlinger  II  No.  2. 

12)  cod.  No.  3. 

23 ) Wilmans  a.  a.  O No.  37  S.  174. 

**)  Als  888  Graf  Otto  (Anm.  20)  mit  dem  Abte  Bovo  von  Corvey  einen 
Gütertausch  dahin  vornahm,  dass  das  Kloster  die  von  dem  Grafen  als  königliche 
Lehen  besessenen  Güter  zu  Godelsheim  erhielt,  dagegen  dem  Könige  seine  im 
östlichen  Deutschland  jenseits  der  Ocker  gelegenen  Besitzungen  abtrat , damit 
dieser  sie  dem  Grafen  Otto  übertrage,  wurde  in  der  darüber  ausgestellten  Ur- 
kunde von  888  [hei  Wilmans  a.  a.  O.  No.  47  S.  215]  die  ZuHtimmung  von  Otto’s 
Sohne  Heinrich,  obwohl  derselbe  bereits  am  Lehen  war,  nicht  erwähnt. 

23)  Zwischen  888  und  891  schenkte  Oda,  die  Wittwe  des  Anm.  20  u.  24 
genannten  Grafen  Ludolf,  dem  Kloster  Gandersheim  die  Güter,  welche  sie  vom 
König  Arnulf  erhalten  hatte.  [Urk.  hei  Wilmans,  No.  48.]  Dies  geschah  ohne  die 
Zustimmung  ihres  Sohnes,  des  Grafen  Otto,  und  ihrer  Tochter  Gerberga,  die 
jenem  Kloster  damals  als  Aehtissin  Vorstand;  wenigstens  wird  deren  Konsens  iu 
der  Urkunde  nicht  erwähnt. 

*•)  Vgl.  die  in  Anm.  15—  25  und  die  in  § 2 Anm.  10  erwähnten  Urkunden. 

21 ) Die  Urk.  v.  796  hei  Lacomblet  I No.  6,  in  welcher  der  Konsens  des 
Sohnes  und  Enkel«  des  Veräusserers  erwähnt  wird,  führe  ich  hier  nicht  an,  weil 
sie,  wie  aus  der  Erwähnung  des  Konsenses  hervorgeht,  aus  der  Zeit  vor  der  Re- 
daktion der  Lex  stammt.  Diese  Urkunde  spricht  dafür,  dass  die  lex  Sax.  nicht 
vor  796  entstanden  ist. 
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lak  und  Praat  geschenkt  hatte,  übergab  er  sie  ihr  834  durch  Ver- 
treter. Letztere  sprechen  aber  in  der  Stiftungsurkunde:  „trudiinus 
ad  ecclesiain  S.  Martini , quae  constructa  est  in  castello  Trajecto 
pro  remedio  animae  Wibrehti,  sicut  nobis  ipse  ac  filius  ejus  Wald- 
brehttus  ad  perficiendum  legitime  contradiderunt,  quidquid  in  Oster- 
lac  et  in  Prast  idem  Wibreht  videbatur  possidere.“  *s)  Dass  Wikbert 
[al.  Wibrecht]  damals  bei  der  Uebergabe  (834)  schon  verschieden 
gewesen,  lässt  sich  aus  den  Worten  „pro  remedio  animae  Wibrehti“ 
nicht  mit  Sicherheit  folgern,  da  es  auch  Seelenstiftungen  gab,  die 
noch  bei  Lebzeiten  desjenigen,  dessen  ewiges  Heil  man  im  Auge 
hatte,  gegründet  wurden.  Dass  jene  Urkunde  eine  derartige  Stiftung 
betrifft,  scheinen  mir  die  Worte  „sicut  nobis  ipse  ac  filius  ejus  W. 
ad  |>erficiendum  contradiderunt“,  — schwerlich  hätten  nämlich  die 
Aussteller  der  Urkunde  unterlassen,  Wikbcrts  Tod  zu  erwähnen, 
wenn  er  damals  bereits  erfolgt  wäre,  — und  die  Worte  „quidquid  . . . 
idem  Wibreht“  (also  nicht  Waldbert)  „videbatur  possidere“  anzudeu- 
ten.  Ausserdem  lassen  die  Angaben  der  translatio  S.  Alexandri **) 
keinen  Zweifel,  dass  Wikbert  mindestens  bis  843  gelebt  hat.  Als 
der  Schenkgeber  ist  demnach  Wikbert  zu  betrachten.  Sein  Sohn 
Waldbert,  der  bei  Lebzeiten  seines  Vaters  an  jenen  alten  Familien- 
besitzungen kein  Recht  hatte,80)  crtheilte  also  dadurch,  dass  er  den 
Vertretern  seines  Vaters  den  Auftrag  gab,  auch  „für  ihn“  aufzulas- 
sen, zu  jener  Schenkung  seine  Zustimmung. 

Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  schenkte  die  Wittwe  Addila  für  ihr 
eigenes  Seelenheil,  sowie  für  das  ihres  Mannes  und  ihrer  verstor- 
benen Kinder  dem  Kloster  Corvey  mehrere  Güter.  Der  Konsens 
von  Erben  wird  in  der  Bestätigungsurkunde  von  83881)  nicht  er- 
wähnt. Dass  aber  ihr  Bruder  oder  Vetter,8*)  der  Abt  Warin  von 
Corvey,  der  nach  dem  Tode  ihrer  Kinder  vermuthlich  ihr  nächster 
Erbe  war,  jener  Schenkung  zugestimmt,  geht  zur  Genüge  daraus 
hervor,  dass  er  selbst  die  Bestätigung  derselben  beim  Kaiser  nach- 

**)  M.  G.  Script.  II  217  ex  cod.  Load.  sec.  XI. 

*•)  Sie  berichtet  nämlich  [M.  G.  1.  1.  S.  676,  cap.  3),  dass  „Widekind’s  Sohn, 
Wikbert,  nach  seinen  zeitlichen  Gütern  einen  hohen  Rani;  eingenommen  und 
seinen  Sohn  Waldbert  dem  Könige  Lothar,  der  damals  über  den  Westen  des 
Reiches  geherrscht,  übergeben  habe.“  Dies  kann  frühestens  &J3  geschehen  sein, 
da  erst  in  diesem  Jahre  Lothar  durch  den  Vertrag  von  Verdun  das  Westreich 
erhielt. 

*•)  Vgl.  Urk.  v.  1197  oben  S.  16. 

*•)  bei  Wilmans  a.  a.  O.  No.  18  S.  53. 

**)  lieber  das  Verwandtschaftsverhältniss  der  Addila  zu  Warin  s.  Wilmans 
1.  1.  Kxkurs  II  1,  u.  S.  57  mit  Dümmler,  a.  a.  0.  I S.  412  und  S.  348. 

Fippcr,  Das  Betspruch  «recht.  5 
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sucht,  die  ihm  denn  auch  zu  Ingelheim  am  14.  November  jenes 
Jahres  ertheilt  wurde. 

Als  20  Jahre  später  eine  Wittwe  mit  ihrer  Tochter  eine  Schenkung 
an  die  Kirche  vornehmen,  thun  sie  dies  „mutuo  consensu.“ ss) 

Eilf  Jahre  darauf  bekundet  Ludwig  der  Deutsche  „qualiter 
Liuthardus,  venerabilis  ecclesiae  Paderbornensis  episcopus,  suggessit 
serenitati  nostrae , ut  ei  liceat  construere  quoddam  monasterium 

sanctimonialium  in  loco,  qui  dicitur  Herisi, S4)  quod  ipse  et  soror 

ejus,  nomine  Walburg,  tradiderunt  suam  proprietatem  ad  pracfatam 

sanctam  ecclesiam  Paderbornensem Simulque  mansos  X in 

villa  nuncupata  Hayonhus,  quae  [quos?]  illuc  venerabilis  episcopus 
perpetualiter  pertinenda  concesserat,  cum  decimis  villarum  . . et  cum 
appendiciis  tradidit.“ 3I>)  Schenkgeber  ist  in  beiden  Fällen  der  Bi- 
schof. Für  den  ersten  Fall  geht  dies  aus  den  Worten  „ut  ei  liceat“ 
sowie  „simul — . tradidit“  hervor,  für  den  zweiten  ist  es  klar 
ausgesprochen.3®)  Beim  ersten  Fall  nimmt  die  Schwester  an  der 
Uebergabe  Theil,  wodurch  sie  ihre  Zustimmung  zu  erkennen  giebt ; 
im  zweiten  Fall  thut  sie  jenes  allerdings  nicht,  ist  jedoch  wegen 
ihrer  Gegenwart  (simul)  und  ihres  Schweigens  als  konsentirend  an- 
zusehen. 

Im  folgenden  Jahre,  872,  gründete  der  bereits  erwähnte  Wald- 
bert,  ein  Enkel  des  Widukind,  mit  seiner  Gemahlin  Altburga  das 
Stift  Wildeshausen  im  Lerigau  und  verband  damit  eine  Fundation 
zum  Besten  seiner  Nachkommen.  Auch  hier  wurden  die  Angehöri- 
gen, insbesondere  die  Söhne,  zugezogen  und  gaben  ihre  Zufrieden- 
heit mit  Waldbert’8  und  Altburga's  Disposition  dadurch  zu  erken- 
nen, dass  sie  die  Stiftungsurkunde  unterschrieben.31) 

Sehr  interessant  ist  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  889, 38)  in 
welcher  Folgendes  bekundet  wird.  Der  Bischof  Wolfhelm  von  Mün- 
ster hatte  in  einer  Krankheit  „consilio  habito  cum  fratribus 
Aldrico  et  Walh“  der  Kirche  zu  Münster  eines  seiner  Patri- 
monialgüter,  Namens  Olfen,  geschenkt,  sich  dabei  aber  das  Becht 


•*)  Urk.  v.  860  bei  Kindlinger  II  No  4. 

*•)  Jetzt  Neu-Heerse  im  Kreise  Werburg  .zwischen  Paderborn  und  Brakei 
in  Westfalen. 

Jl)  Urk.  v.  871  bei  Wilmans  1. 1.  No.  36. 

>•)  Auch  der  Umstand,  dass  nach  sächsischem  Recht  Schwestern  Grund- 
stücke erst  dann  erbten,  wenn  Brüder  nicht  vorhanden  waren,  spricht  dafür,  dass 
nur  der  Bischof  der  Schenkgeber  war. 

*’)  Vgl.  oben  § 2 Anm.  12. 

SI)  bei  Kindlinger  II  No.  5,  u.  Wilmans,  a.  a.  O.,  Anh.  IV,  3,  lit.  f.  S.  628  ff. 
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Vorbehalten,  dasselbe,  falls  er  wieder  genese,  einer  anderen  Stiftung 
zuwenden  zu  dürfen.  Als  Wolf  heim  wieder  gesund  geworden,  fand 
er  nach  reiflicher  Ueberlegung  mit  seinen  Brüdern,  dass  es  besser 
sei,  jenes  Gut  einem  ärmeren  Institute  zuzuwenden;  und  zwar  be- 
schloss er,  das  Kloster  des  heil.  Liudgcr  damit  zu  beschenken.11®) 
Er  begab  sich  deshalb  mit  dem  Abte  dieses  Klosters  nach  Frank- 
furt zum  Könige  Arnulph,  vor  dem  er  das  Gut  an  den  Abt  auf- 
liess.  Als  bei  der  Rückkehr  der  Bischof  bei  jenem  Kloster  vor- 
beikam,  bestätigte  er  in  Gemeinschaft  mit  seinem  Bruder  Aldrik 
eines  Sonntags  vor  versammelter  Gemeinde  und  dem  Convent  die 
Schenkung;40)  dasselbe  that  er  in  Münster  auf  einer  Versammlung 
von  vier  Grafen,  vieler  Cleriker  und  des  gesaminten  Volkes.  An 
dem  letzteren  Orte,  erzählt  der  Bischof,  „per  ordinem  interrogavi, 
a niaximo  usque  ad  minimum,  et  publice  fatebantur,  secundum,suum 
consensum  et  voluntatem  rationabiliter  gesta,  ne  cui  patere  possit 
ullus  insidiarum  locus  et  occasio  baue  traditionem  infringendi.“  Zum 
dritten  Mal  wiederholte  schliesslich  der  Bischof,  und  mit  ihm  seine 
Brüder,41)  die  Auflassung  im  Stifte  Werden.  — Wie  oft  gaben 
nach  dieser  Urkunde  die  Brüder  ihre  Zustimmung  zu  Wolfhclm’s 
Vorhaben  zu  erkennen  1 Sie  rathen  ihm  zu  demselben,  nehmen  an 
der  Auflassung  in  dem  genannten  Kloster  und  zu  Werden  Theil, 
und  schweigen,  als  er  zu  Münster  Jedermann  fragt,  ob  er  gegen 
seine  Schenkung  etwas  einzuwenden  habe. 

Stärker  ausgebildct  erscheint  das  Beispruchsrecht  im  10.  Jahr- 
hundert. Die  Urkunden,  welche  den  Konsens  der  Erben  erwähnen, 
werden  immer  zahlreicher,  diejenigen,  welche  dies  nicht  thun,  da- 
gegen immer  seltener;  die  Kaiser  und  Bischöfe  bemerken  in  den 
Urkunden,  dass  sie  die  Schenkung,  den  Verkauf  u.  s.  w.  „de  consensu 
, heredum“  bestätigen,  und  erstere  gestatten  selbst  die  Eigenbegebung 
freier  Leute  an  Klöster  und  andere  kirchliche  Institute,  falls  diese 
„cum  consensu  coheredum“  erfolge.  Endlich  werden  die  ohne  die 
Zustimmung  der  Erben  veräusserten  Immobilien  von  letzteren  wie 
ihr  Eigenthum  vindicirt. 

Sehr  gut  veranschaulichen  den  Gang  dieser  Entwickelung  fol- 
gende Urkunden. 


*»)  „consiliumque  repperi“,  sagt  der  Bischof,  „cum  germaniB  meis , ut  ad 
monaaterium  S.  Liudgeri  ipsam  supradictam  hereditatem  donarem“  L 1. 

'•)  „Ego  Wolfhelmus  et  frater  meus  Aldric  eandern  traditionem  denuo 
perfecimus,“  eod. 

41 ) „EgoWolfhelmua  epiacopus  et  mecurn  fratrea  mei  Aldric  etW’alh “ eod. 

5* 
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In  der  Urkunde  von  935,  4 ä)  welche  über  den  Tausch  von  9 Dör- 
fern des  Edlen  Willeri  gegen  gewisse  Güter  der  Hanihurgischen 
Kirche  ausgestellt  wurde,  heisst  es : „Tradidit  praefatus  Willeri  cum 
manu  Rasmodae  coniugis  suae  et  Thaadulfi,  filii  ejus,  ad  praedic- 
tum  cpiscopatum , quidquid  proprietatis  in  locis  ....  habere  visus 
est,  contra  eam  recompensutionem,  quam  ab  eodein  episcopatu  sibi 
traditam  accepit.“ 

Zwei  Jahre  darauf  bestimmte  der  König  Otto  I.:4®)  „Si  vero 
aliquis  ex  libertis  volucrit  iamundling  vel  litus  fieri,  aut  etiam 
colonus  ad  monasteria  supradicta,  cum  consensu  coheredum 
suorum,  non  prohibcatur  a qualibet  potestate,  sed  habcat  licentiam 
nostra  auetoritate.“ 

Manche  Urkunden,  welche  den  Beispruch  der  Erben  nicht  er- 
wähnen, sagen,  dass  solche  im  vorliegenden  Falle  nicht  vorhanden 
seien;  so  heisst  es  beispielsweise  in  der  Stiftungsurkunde  des  Non- 
nenklosters zu  Heslingen: 44)  quidam  comes,  Hed  nomine,  ec- 

clesiam  in  honorem  Christi  athletae,  Viti,  in  Heslinge  constructam, 
quia  heredem  non  habuit,  muxima  totius  proprietatis  suae  parte 
dotavit.“ 

Als  im  Jahre  968  die  edlen  Wittwen  B.  und  ihre  Tochter  H. 
den  Kaiser  Otto  I.  um  die  Bestätigung  der  Stiftung  des  Damen- 
stiftes Borchorst  bitten,  bemerken  sie  ausdrücklich  in  dem  Bitt- 
gesuche, dass  sie  „de  consensu  heredum“  dies  Stift  gegründet  hätten, 
und  der  Kaiser  unterlässt  nicht,  die  Ertheilung  des  Beispruchs  der 
Erben  in  der  Bestätigungsurkunde  zu  erwähnen.4®) 

Wichtiger  und  interessanter  indessen,  als  die  bisher  angeführ- 
ten Urkunden,  ist  eine  solche  aus  dem  Jahre  996. 4®)  Hiernach 
hatte  der  sächsische  Graf  Wichmann  „magnam  ccrtae  proprietatis 
(suae)  partem“  dem  von  ihm  gegründeten  Kloster  Elten  geschenkt, 
zu  dessen  Aebtissin  er  seine  Tochter  Liudgard  ernannt  hatte.  Nach 
seinem  Tode  „altera  suae  procreationis  filia,  nomine  Adela,  quandam 
proprietatis  iam  traditac  parteiu  exposcens,  diccnsque,  quod  pater 
ejus  secundum  Saxonum  legem47)  absque  ejus  consensu 


*•)  Bei  Lappenberg  I No.  30. 

•»)  Urk.  v.  937  (eod.  No.  31). 

4 •)  eod.  No.  40.  Sie  stammt  aus  den  Jahren  965  -973. 

•*)  bei  Niesert  II  No.  6. 

**)  bei  Lacomblet  I No.  129. 

* ')  d.  h.  hier  „nach  sächsischem  Recht“,  nicht  aber  „in  Gemässheit  der  lex 
Sax."  von  Karl  d.  Gr. 


Digitized  by  Google 


69 


et  licentia  nullam  potuisget  faccre  traditionem,  totam 
patris  gui  donationem  perduxit  in  errorera.“ 

Aug  dieaer  Urkunde  ergieht  man,  dagg  die  Zuziehung  der  Er- 
ben zu  den  Veräueserungcn  von  Eigen  im  Laufe  deg  10.  Jahrhun- 
dertg  einen  Rcchtscharakter  angenommen  hatte.  Wahrscheinlich 
erfolgte  diege  Umwandlung  gegen  die  Mitte  dee  10.  Jahrhundertg; 
dagg  gie  ergt  996  erfolgt  gei,  wird  wohl  Niemand  behaupten  wollen. 

Nachdem  dag  Beigpruchsrecht  der  Erben  bei  Veräug8erungen 
an  die  Kirche  eich  gewohnheitsrechtlich  ausgebildet  hatte,  wurde 
ihm  in  der  Folgezeit,  go  weit  wir  eie  in  den  Kreia  dieaer  Unter- 
auchung  zu  ziehen  haben,  nie  mehr  derogirt,  und  zwar  gelbst  dann 
nicht,  als  Kaiser  Konrad  der  Salier  die  Lex  der  Sachsen  bestätigte.48) 
Es  beweisen  dies  eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden. 

So  bestätigt  Kaiser  Otto  III.  im  Jahre  1000  die  Stiftung  des 
Klosters  Oedingen  durch  Gerberga,  die  Mutter  des  Grafen  Herr- 
mann von  Arnsberg,  „cum  illius  (des  Grafen  Herrmann)  licentia  et 
consilio,  qui  ejus  (der  Gerberga)  hereg,  fuit.“ 4“)  Als  ferner  ein 
gewisger  Liutprand  im  Jahre  1060  dem  Bremer  Bisthum  im  Dorfe 
Winterheim  Land  schenkte,  unterliege  er  nicht,  in  der  darüber  gebil- 
deten Urkunde  zu  bemerken,  er  habe  jenes  „nullo  heredc  contra- 
dicente“  gethan. 6ffl)  Andere  hierher  gehörige  Urkunden  besagen: 
„Ego  Th.  cum  consensu  et  permissu  dilectae  coniugis  meae  cetero- 
rumque  heredum  meorum  praedia  . . . pro  marcis  150  ad  mona- 
eterium  . . . contradidi.“ 51)  „...Tradidit  idem  libertus  cum  consensu 
atque  firmissima  collaudatione  iueti  heredis  gui,  fratris  sc.  sui  filii, 
H.  vocati,  talem  proprietatis  guae  curtim  ...“•*)  „ . . . Quidam  F . . 
episcopo  Bennoni  II  collaudatione  legitimi  heredis  gui,  curtim  . . cum 

consensu  uxoris  guae  B . . in  proprium  tradidit.“  *8)  „Idem  V 

praedium  delegavit  ecclesiae  cum  consensu  Avezae,  legitimae  he- 
redis,  siinul  etiam  cum  consensu  Adalgeri,  ejusdem  Avezae  he- 
redis.“ 54)  „ W.  et  H.,  quia  ambo  filiis  orbati  fucrant,  excepta  unica 


**)  Vgl.  oben  § 1 Anm.  9.  Die  Bestätigung  der  Lex  schloss  nicht  noth- 
wendig  eine  Wiederinkraftsetzung  jeder  einzelnen  Bestimmung  derselben  in  sich. 
Bin  Analogon  bietet  die  Reception  des  römischen  Rechts  in  complexu  und  die 
Nichtgeltung  einzelner  Institute  desselben. 

**)  bei  Seibertz  I No.  18. 

,0)  bei  Lappenberg  I No.  82. 

•')  Urk.  v.  1045  bei  Lacomblet  I No.  180. 

**)  Urk.  v.  1049  bei  Möser  II  No.  21. 

»»)  Urk.  v.  1070  (eod.  No.  25). 

*•)  Urk.  v.  1070  (eod.  No.  26). 
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filia,  nomine  Emma,  ipsa  vero  praesente  et  ccmscntiente  atque  con- 

laudante tradiderunt“  *5)  „Domina  G„  nobilis  femina,  cum  con- 

sensu  et  collaudatione  iustae  heredis  suae,  O.  ac.  filiae  fratris  aui 
G.  tradidit“5*)  u.  a.  \v. 4’)  War  eine  Vcräusserung  an  die  Kirche 
ohne  der  Erben  Einwilligung  vorgenommen,  ao  fochten  diese  sie  mit 
Erfolg  an.  So  hatte  ein  Graf  Dodiko  und  sein  Bruder  aus  ihren 
„honis  hereditariis“  eine  Schenkung  an  die  Kirche  von  Paderborn 
ohne  die  Einwilligung  der  nächsten  Erben  gemacht.  „Itaque  qui- 
dam  propinquorum,  Bemo  nomine,  traditionem  infirmare  iudicio  sac- 
culari  attentavit;  et  multis  conciliis  hahitis,  ad  ultimum  in  praesentia 
Heinriei  imperatoris,  omni  querela  postposita,  plenaria  reconciliatione 
pacatus  cessavit  et  83  libras  ah  episcopo  accepit,  in  Gandersheim 
20  uncias  auri,  46  libras  argenti,  ununi  pallium  pro  4 libris,  et 
30  cqun*.“48)  AVärcn  die  Ansprüche  des  Klägers  nicht  begründet 
gewesen,  so  hätte  sich  die  Kirche  wohl  kaum  zur  Leistung  einer 
so  enormen  Entschädigung  verstanden.  — Etwa  30  Jahre  später 
fühlte  Herzog  Welf  TIT.  seinen  Tod  herannahen.  Deshalb4*)  schenkte 
er  „orane  patrimonium  sumn  cum  ministerialihus“  an  das  Kloster 
Altorf,  „quia  heredem  ex  sc  non  habuit“,  und  bestellte  zwei  seiner 
Grossen  zu  Vollstreckern  seines  Willens.  „Mox  expleta  sepultura, 
quihus  iniunctum  fuerat,  donationem  perficere  volentes  prohibiti  sunt. 
Mater  enim  ipsius  sciens,  sc  heredem  habere  ex  filia, *°)  missis  in 
Italiam  legatis,  iussit  eum  adduci  et  veniens  penitus  donationem 
interdixit,  et  se  certum  et  verum  esse  heredem  *')  proclamavit.“  — 
Weit  spärlicher  sind  die  Urkunden,  welche  die  Veräusserung 
von  Eigen  an  den  König  betreffen.  Ich  habe  nur  eine  einzige  der- 
artige Urkunde  aus  der  Zeit  nach  der  Entstehung  der  lex  Saxonum 
bis  zum  Sachsenspiegel  finden  können.  Es  ist  dies  eine  Urkunde 


“)  Urk.  v.  1074  (cod.  No.  28). 

“)  Urk.  v.  1085  (eod.  No.  &3). 

»’)  Urk.  v.  1087  (eod.  No.  36,  37,  38),  v.  1096  (eod.  No.  44  u.  45),  v.  1091 
(eod.  No.  40  u.  41),  v.  1097  (eod.  No.  46)* 

*•)  Vgl.  Vita  Mcinwerci  episcop.  Faderb.  cap.  72,  ai  1022  (M.  G.  SS.  XI 
S.  145). 

5’)  Weinpart,  monach.  chronic,  de  Guelfis  cap.  7 a.  1055  [bei  Leibnitz,  Scrip- 
torcs  re  rum  Brunsviconsium  I 774]. 

••)  Dieselbe  war  an  den  Markgrafen  von  Este  verheirathet. 

*')  Nächste  und  alleinige  Erbin  war  in  dem  vorliegenden  Falle  in  GenuUs- 
heit  des  gemeinen  sächsischen  Rechts  die  Mutter  des  verstorbenen  Welf.  Ver- 
muthlich  hatte  diese  mit  Rücksicht  auf  ihr  hohes  Alter  ihr  Recht  ihrem  Enkel 
abgetreten,  oder  es  galt  schon  damals  bei  den  Welfen  eine  besondere  Succes- 
sioniordnung. 
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von  889,®’)  welche  unsre  obige  Behauptung,  dass  (nach  der  genann- 
ten Lex)  in  dem  in  Rede  stehenden  Falle  der  Beispruch  der  Erben 
nicht  erforderlich  war,  bestätigt.  In  derselben  sagt  der  König 
Arnulf:  „Notum  sit  omnibus,  qualiter  quaedam  religiosa  femina, 

Friduwi  nomine,  nostram  adiit  serenitatein,  petens,  utei  licerct  omnem 
sui  iuris  hereditatem  nostrae  potestati  tradere,  quatinus  nostrae 
auctoritatis  permissione  daretur  ei  licencia  construendi  in  eadem 

hereditate  puellaris  monasterii,  quod sub  nostra  defensione  ac 

tuitione  susceptum  ipsi  diebus  vitae  suae  habere  liceret,  et  quamdiu 
quaelibet  ex  ipsius  prosapia  in  eodcm  monasterio  aptae  ad  hoc 
invenirentur  personae,  ipsae  in  ejus  regimen  sibi  succedere  permit- 
terentur.  Cuius  petitioni  assensum  praebentes,  omnem  ipsius  here- 
ditatem in  nostrum  jus  nostraeque  protectionis  munimen  suscipi- 
mus  . . . “ In  der  Urkunde  wird  des  Konsenses  der  Erben  keine 
Erwähnung  gethan,  und  doch  sind  solche  vorhanden,  wie  sowohl 
aus  den  Worten  der  Urkunde  selbst  (quaelibet  ex  ipsius  prosapia), 
als  auch  aus  dem  Umstande  hervorgeht,  dass  bis  gegen  das  Ende 
des  9.  Jahrhunderts  sich  Nachkommen  der  Stifterin  in  der  Re- 
gierung des  Klosters  erhielten.*4)  Allmülig  scheint  sich  aber  auch 
bei  den  Veräusserungen  an  den  König  — und  zwar  vermuthlich  um 
dieselbe  Zeit,  wie  bei  denen  an  die  Kirche,  — das  Beispruchsrecht 
der  Erben  gewohnheitsrechtlich  entwickelt  und  ausgebildet  zu  ha- 
ben. Als  Eike  von  Repkow  den  Sachsenspiegel  abfasste,  nahm 
er  dieses  Gewohnheitsrecht,  sowie  das  bei  den  Veräusserungen  an 
die  Kirche  stillschweigend  in  denselben  auf,  indem  er  die  Gültig- 
keit aller  Veräusserungen  von  Immobilien  von  dem  Beispruch  der 
Erben  abhängig  machte®5)  und  des  Vorrechtes  der  Kirche®*)  und 
des  Königs,®7)  welches  ihnen  die  Lex  der  Sachsen  zugesprochen 
hatte,  mit  keiner  Silbe  erwähnte.  Später  wurde  an  manchen  Orten 
Sachsens  die  Veräusserung  von  Grundstücken  an  die  Kirche  selbst 


**)  bei  W’ilmans  n.  a.  O.  I No.  51  S.  238  f. 

•’)  Friduwi  trug  ihr  Gut  dem  Könige,  und  nicht  direkt  dem  Bischof  der 
Diöcese,  in  welcher  Metelen  (so  hiess  die  neue  Stiftung)  lag,  auf,  weil  sie  da- 
durch grössere  Rechte  für  dieselbe,  bzw.  eine  grössere  Exemtion  von  der  bischöf- 
lichen Gewalt  zu  erlangen  hoffte.  Vgl.  Wilmans  1. 1.  S.  239  ff. 

••)  Vgl.  Wilmans  1.1.  S.  241. 

**)  Sachscnsp.  I 52  § 1. 

•*)  Dies  war  wohl  der  Grund,  weshalb  .Ssp.  I 52  § 1 von  Gregor  IX.  und 
später  vom  Baseler  Concil  reprobirt  wurde.  Vgl.  Gaertner's  Ausgabe  des  Ssp. 
(1732)  S.  528  No.  14  u.  S.  529  No.  13. 

*7)  Die  Zustimmung  der  Erben  bei  einer  Veräusserung  an  den  König  ist 
in  einer  Urkunde  v.  1237  [bei  Kindlinger  II  zu  No.  8 S.  46]  erwähnt. 
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hi>i  Ertlieilung  de»  Beittpruches  der  Erben  untersagt.**)  Diese  spä- 
tere Rechtsent wiekclung  aber  weiter  zu  verfolgen,  liegt  ausserhalb 
des  Rahmens  dieser  Untersuchung. 


b)  Veräusser ungen  in  echter  Notli. 

§ 8- 

Neben  der  Veräusserung  an  die  Kirche  oder  den  König  kennt 
das  altsächsiscbe  Recht  noch  einen  Fall,  nämlich  den  der  echten 
oder  ehehaften  Noth,1)  in  welchem  die  Ausübung  des  Beispruchs- 
rechts wegfiel.  Die  Lex  bestimmt  über  diesen  Fall  Folgendes: 
„Nulli  liceat  traditionem  hereditatis  suac  facere,  nisi  forte  fnmis 
necessitate  coactus,  ut  ab  illo,  qui  hoc  acceperit,  sustcntetur.“ 
„Liber  homo  ...  si  hereditatem  suam  necessitate  coactus  venderc 
voluerit,  offerat  eam  pritno  proximo  suo;  si  ille  cmere  noluerit,  offcrat 
tutori  suo,  vel  ei,  qui  tune  a rege  super  ipsas  res  constitutus  est.  Si 
nec  ille  voluerit,  vendet  eam,  cuicunque  libuerit.“*) 

Bei  echter  Noth  des  Besitzers  minderte  sich  sonach  das  Bei- 
epruehsrecht  zu  einem  Vorkaufsrechte.  Der  in  jener  Noth  befind- 


•*)  So  war  es  nach  dem  Liibischen  Statut  von  1266  [bei  Hach,  Das  alte 
Lübische  Recht,  I S.  26]  bei  Strafe  verboten,  Immobilien  kirchlichen  Instituten 
zuzuwenden.  Jene  sollten  an  Laien  verkauft  und  nur  der  Erlös  der  Kirche  ge- 
geben werden. 

')  Der  technische  Ausdruck  des  deutschen  Rechts  war  offenbar  schon  früh 
der  im  Sachsenspiegel  gebrauchte  „echte“  oder  „ehehafte  not“,  wie  dies  die  Uebcr- 
setzung  mit  „legitima  neccssitas“  in  so  vielen  Gesetzen  und  Erkunden  zeigt 
(denn  ehe,  e,  ewa  ist  pactum,  foedus  und  weiter  judicium,  forum,  jus,  lex). 
Daneben  findet  sich  aber  auch  „manifesta“,  „magna“  necessitas  oder  eine  nähere 
Beschreibung  (wie  in  cap.  62  lex  Sax.). 

*)  Lex  Sax.  c.  62  u.  64.  Mit  Recht,  erklärt  v.  Richthofcn  in  seinem  Kom- 
mentar not.  59  es  für  wahrscheinlich,  dass  die  Berücksichtigung  der  echten  Noth 
bereits  dem  alten  Recht  angehört  hat  und  nicht  zu  den  erst  von  Karl  dem  Gr. 
eingeführten  Neuerungen  gehört.  Sehr  mit  Unrecht  aber  will  er  nur  die  in 
cap.  62  erwähnte  necessitas  als  „echte“  Noth  verstehen,  um  die  in  cap.  64  aus- 
gedrückte necessitas  auf  die  durch  das  angebliche  exilium  des  Verkäufers  her- 
vorgerufene Zwangslage  zu  beziehen.  Wenn  er  in  not.  71  ausführt,  dass  neces- 
sitas ohne  weiteren  Zusatz  nicht  „echte“  Noth  heissen  könne,  so  übersieht  er, 
dass  einerseits  auch  in  cap.  61  die  technische  Bezeichnung  fehlt,  andererseits  in 
cap.  64  nach  dem  ganzen  Zusammenhänge  die  kurz  vorher  vollzogene  Charak- 
terisirung  der  erforderlichen  necessitas  (durch  den  Hauptfall  der  famis)  nicht 
wiederholt  zu  werden  brauchte.  Vgl.  noch  unten  S.  76. 
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liehe  Besitzer  hatte  die  Befugnis«  und  die  Pflicht,  vor  einer  Ver- 
äusserung  sein  Grundstück  dem  Einspruchsberechtigten  zum  Kauf 
anzubicten,  welchen»  alsdann  freistand,  durch  Erfüllung  derselben 
Bedingungen,  unter  denen  ein  Dritter  sich  zum  Abschluss  des  Ver- 
äusserungsgeschäftcs  bereit  erklärt  hatte,  oder  durch  Befreiung  des 
in  ehehafter  Noth  befindlichen  Besitzers  jenes  Gut  an  sieh  zu  brin- 
gen. Wollte  der  Einspruchsberechtigte  von  dem  Vorkaufsrechte 
keinen  Gebrauch  machen,  oder  beseitigte  er  nicht  sonstwie  die  Noth 
des  Eigentümers , dann  war  dieser  berechtigt,  ohne  Rücksicht  auf 
einen  etwaigen  Einspruch  des  Erben  das  Grundstück  einem  Dritten 
zu  veräussem.  *) 

Das  Vorkaufsrecht  hatten  alle  und  nur  die  Einspruchsberech- 
tigten. Es  hatte  dasselbe  demnach  der  nächste  Erbe  des  Eigen- 
tümer«. Bei  der  Veräusserung,  die  ein  unter  der  Tutel  eines  Ede- 
lings  stehender  Friling  vornahm,  hatte  cs  an  zweiter  Stelle  der 
Schutzherr.  War  dieser  exilirt, 4)  so  hatte  es  statt  seiner  der  vom 
König  über  die  Güter  des  Verbannten  gesetzte  Vogt.  Da  das  Ein- 
spruchsrecht in  dem  erwähnten  speciellen  Falle  (der  von  einem  unter 
dem  gedachten  Gewaltvcrhältniss  stehenden  Friling  vorgenommenen 
Veräusserung)  schon  sehr  früh  wegfiel,  erlosch  ebenfalls  frühzeitig 
das  mit  dem  Einspruchsrecht  zusammenhängende  Vorkaufsrecht  der 
Edelinge  und  königlichen  Vögte.  Hingegen  erhielt  sich  das  Vor- 
kaufsrecht der  nächsten  Erben8)  in  voller  Kraft.  Noch  die  Rechts- 


*)  Im  langn  bardischen  Hecht  hatte  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  eine  Ver- 
gabung von  Todes  Wegen  vorgenommen  worden  war,  eine  ähnliche  Berechtigung, 
wie  im  sächsischen  die  Erben.  Der  Vergebende  blieb  zwar  bis  zu  seinem  Tode 
im  Besitz  der  vergällten  Sache,  durfte  sie  aber  nicht  doloser  Weise  veräussem. 
.Et  si  talis“,  bestimmte  der  edictus  Rothar.  c.  173  weiter,  „evenerit  necessitas, 
ut  terra  cum  mancipia  aut  sine  mancipia  vindere  aut  locum  pigneris  ponere 
deboat,  dicat  prius  illi,  cui  thingaverit:  „„Ecce  vedis,  quia  necessitatc  compul- 
»us  res  istas  vado  dare;  si  tibi  vedetur,  subveni  mihi,  et  res  istas  conserva  in 
tuam  proprietatem.““  Tune  si  noluerit  subvenire,  qund  alii  dederit,  sit  illi  sta- 
bilem et  firmum,  qui  acceperit.“ 

*)  Hier  wiederholt  sich  die  oben  S.  30  ff.  erörterte  Controversc. 

*)  In  den  Urkunden,  welche  sich  auf  die  Veräusserung  in  echter  Noth  be- 
ziehen , wird  des  Konsenses  der  Erben  oder  des  vorgängigen  Angebots  an  sie 
nicht  gedacht,  da  es  sich  entweder  von  selbst  verstand,  dass  sie  zugestimmt 
hatten,  oder,  wenn  sie  auf  den  Vorkauf  verzichteten,  ihre  Zustimmung  rechtlich 
indifferent  war.  Allein  wegen  des  Strebens  nach  grösstmüglicher  Sicherstellung 
de»  Erwerbers  kann  cs  nicht  auffallen,  wenn  neben  der  ehehaften  Noth  auch 
noch  der  Beispruch  der  Erben  erwähnt  wird,  wie  dies  in  der  No.  19  der  Tra- 
ditiones  Paderborn,  [in  Wigand.  Archiv  für  Westf.,  V 114 — 131]  aus  dem  Anfang 
dei  11.  .Jahrhunderts  geschieht  („quidam  vir  lö  agros  cum  uxore  suimet  posse- 
dit.  t^ui  videlicct  vir  paupertatis  nimietatc  constrictus,  illos  praedicto«  agros, 
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bücher  des  Mittelalters*)  und  die  älteren  Stadtrechte7)  anerkennen 
dasselbe.  Im  späteren  Recht  herrschten  bezüglich  der  Zahl  der 
Erben,  denen  angeboten  werden  musste,  partikularrechtlich  abwei- 
chende Bestimmungen.8)  Indessen  brauchte  nach  dem  alten  säch- 
sischen Recht  das  zu  Veräussemde  Gut  unzweifelhaft  nur  dem  nächsten 
Erben  zum  Vorkauf  angeboten  werden.  Die  Lex,  die  ausdrücklich 
„proximo  suo“*)  sagt,  gebraucht  den  Singular  nicht  ohne  Absicht. 
Hätte  sie  allen  Verwandten  ein  Vorkaufsrecht  einräumen  wollen,  so 
hätte  sie  wohl  im  Plural  (heredibus)  geredet,  und  zwar  um  so  eher, 
als  dieser  Numerus  auch  im  Kapitel  62  gebraucht  worden  war. 
Allerdings  mag  in  concreto  das  zu  veräussernde  Gut  oft  mehreren 


ad  honorem  S.  Maria»;  cum  conailio  et  voluntato  iustae  heredis,  suimet  uxoris, 
in  proprium  tradidit").  Vgl.  ausserdem  noch  Urk.  v.  1127  u.  1180  [hei  Wilmans, 
WestfiU.  Urkundenbuch  II  No.  203,  No.  412  u.  413.]  Der  Konsens  der  Erben, 
bzw.  seine  Erwähnung,  beweist  jedenfalls,  dass  ihnen  das  Gut  zum  Vorkauf  an- 
geboten worden  war,  oder  dass  sie  auf  ihr  Vorkaufsrecht  verzichtet  hatten. 

*)  Vgl.  sog.  vermehrt.  Saclisensp.  I 45  dis],  3.  Kleines  Kaiserrccht  II  12: 
„durch  die  höchste  not  mag  der  vatcr  der  kinder  erbe  angriffen.“  Der  Sachsen- 
spiegel erwähnt  zwar  der  Befugniss  des  Eigentümers  in  der  echten  Noth  nicht 
ausdrücklich;  indessen  sagt  Pauli  [LUb.  Abhandlgn.  I S.  116]  mit  Kocht:  es  liege 
diese  Ausnahme  so  sehr  in  der  Natur  der  Sache,  und  sie  nicht  zu  gestatten, 
würde  zu  einem  so  furchtbaren  Resultate  führen , dass  in  der  That  Alles  dafür 
spricht,  sic  auch  im  Sachsenspiegel  als  stillschweigend  vorausgesetzt  anzunehmen. 

’)  Goslarer  Statuten  [ed.  Göschen  S.  26.  u— ««]:  „Me  ne  mach  nen  erve  gut 
laten  ane  der  erven  lof  sunder  lives  not.  Nen  erve  mach  men  bekomeren  oder 
vorköpen  ane  der  erven  lof;  men  no  willc  dat  irwem  uppen  hileghen,  dat  it  ime 
lives  not : bo  vorkoft  het  oder  bekomeret  it  wol.“  Lüh.  Stadt  - Recht  Art.  VII 
[bei  Westphal,  Monum.  ined.,  III  S.  600]:  „Ne  man  mach  vorsetten,  noch  vor- 
kopen,  noch  vorgeven  torfhacht  egen,  dat  he  mit  sineme  wif  heft  genomen 
sunder  sines  wiwes  willen,  und  erer  kindere,  — it  ne  do  eme  echt  not,  vang- 
nisse  oder  hunger,  ofte  dat  men  eno  to  egene  geven  sole  umme  gelt  vor  ge- 
richtc.“  Lüb.  O.  St.  B.  Iuskr.  v.  1321  [bei  Pauli  I Anm.  199],  Nordhäuser  Sta- 
tuten [bei  Senkenberg,  Visiones  diversac,  Lips.  1785,  S.  330]:  ,,Si  aliquis  vir 
vel  mulier  habet  bona  hereditaria,  et  si  patitur  defectum  rerum,  potest  ea  ven- 
derc  salvo  iure,  et  si  heredes  emere  nolucrint,  et  si  defectus  ostensus  l'uerit  coram 
iudicio." 

*)  So  verlangen  die  Bremer  Statuten  von  1303  [bei  Berck,  Bremisches 
Güterrecht,  Anm.  223],  dass  das  zu  veräussemde  Gut  den  zwei  nächsten  Erben 
zum  Vorkauf  angeboten  wird;  das  Hamburgische  Recht  bestimmt  Anbietung 
des  Gutes  zum  Vorkauf  an  einen  nächsten  Erben  von  väterlicher  und  einen  von 
mütterlicher  Seite  [s.  Trümmer,  Hamburgisches  Erbrecht,  § 77  f.].  Nach  einem 
aussersächsischen,  nämlich  dem  jütischen,  Gesetzbuche  soll  nicht  blos  den  näch- 
sten Erben,  sondern  allen  Verwandten  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie  zur 
Succession  berufen  sind,  das  Gut  zum  Vorkauf  angeboten  werden.  [Guta  Lagh 
cap.  38  § 1 bei  Pauli  I Anm.  270]. 

*)  Lex  Sax.  cap.  64. 
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Verwandten  zum  Vorkauf  ange  boten  worden  eein.  Sicher  ereignete 
es  sich  öfters,  dass  der  nächste  Erbe  wegen  eigener  Mittellosigkeit 
von  dem  Vorkaufsrechte  keinen  Gebrauch  machen  konnte.  In  diesen 
Fällen  hiess  die  Verwandtenliebe  den  Eigenthümer,  das  Gut  den 
entfernteren,  pekuniär  vielleicht  besser  situirtcn  Erben  anbieten,  be- 
vor er  dasselbe  einem  Extraneus  veräusserte.  Eine  Rechtspflicht 
zum  Angebot  an  entferntere  Erben  war  aber  in  diesen  Fällen  nicht 
vorhanden. 

Das  Anbietungsrecht  wurde  vom  Eigenthümer  gewöhnlich  wohl 
im  echten  Ding  ausgeübt.  Denn  einerseits  fand  hier  jede  Veräusscrung 
von  Immobilien  statt,  andrerseits  konnte  so  ein  etwa  nöthiger  Zeu- 
genbeweis für  den  Fall,  dass  der  Einspruchsberechtigte  die  er- 
folgte Anbietung  später  leugnete  und  die  Veräusserung  anfocht, 
am  schnellsten  und  leichtesten  erreicht  werden.  Dies  mag  gemeines 
Recht  in  Sachsen  gewesen  sein,  wovon  partikularrcchtlich  wohl  Ab- 
weichungen 10)  vorgekommen  sein  mögen.  Die  Urkunden  geben 
über  diesen  Punkt  keinen  Aufschluss. 

Letztere  lassen  uns  auch  bei  der  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine 
Frist  bestand,  innerhalb  deren  der  Erbe  sich  über  die  Anbietung 
bzw.  den  Vorkauf  erklären  musste,  und  wie  lange  sie  eventuell 
währte,  unaufgeklärt.  Dass  die  Erben  eine  Frist  zu  jener  Erklärung 
gehabt  haben,  erscheint  unzweifelhaft.  Denn  sofort  diese  Erklärung 
abzugeben,  sind  die  Erben  wohl  nur  selten  in  der  Lage  gewesen. 
Ueber  die  Grösse  der  Frist  mögen  billiges  Ermessen  und  partikular- 
rechtliche Bestimmungen  entschieden  haben.  Die  Frist  von  4 Wochen, 
welche  für  das  spätere  Recht  als  die  gemeinrechtliche  angenommen 
wird,  dürfte  für  das  ältere  Recht  zu  lang  gewesen  sein.  Bei  den 
damaligen,  einfachen  Vermögensverhältnissen  kannten  die  Verwand- 
ten, also  auch  der  Erbe,  sehr  gut  die  pekuniäre  Lage  des  Eigen- 
tümers; sie  konnten  sich  daher  in  der  Regel  im  Voraus  für  die 
Entscheidung  rüsten. 

Ucbrigens  minderte  sich  nicht  in  jeder  Noth  das  Einspruchs- 
recht zu  einem  Vorkaufsrecht.  Die  Noth  musste  vielmehr  eine  echte 
Noth,  eine  ehehafte  (legitima  s.  manifesta  necessitas)  d.  h.  eine  vom 
Gesetz  als  solche  (als  Noth)  anerkannte  sein.  Zu  ihrem  Begriff 
wurde  vor  Allem  erfordert,  dass  sie  ohne  Verschulden  des  Eigen- 
tümers eingetreten  war.  Die  einzelnen  Fälle,  in  denen  die  ehehafte 
Not  begründet  war,  sind  in  den  alten  Rechtsquellcn,  insbesondere 


'•)  Vielleicht  genügte  an  manchen  Orten  schon  damals,  wie  später  [vgl. 
Pauli  1. 1.  I.  Aum.  203]  das  Angebot  an  den  Erben  in  Gegenwart  von  2 oder 
3 „guten",  d.  h.  vollberechtigten  und  zum  Zeugnis»  fähigen,  Männern. 


Digitized  by  Google 


76 


im  Volksrecht,  nicht  besonders  erwähnt.  Die  Lex  spricht  im  Ka- 
pitel 62  von  einer  „famis  necessitas“,  ist  aber  unzweifelhaft  weit  ent- 
fernt, auf  diesen  einzigen  Fall  die  ehehafte  Noth  zu  beschränken. 
Sie  führt  den  „Hunger“,  d.  h.  den  Zustand  derartiger  Verarmung, 
dass  man  sich  nicht  die  nüthige  Nahrung  verschaffen  kann,  nur 
beispielsweise  an.  Dies  folgt  aus  den  Urkunden,  in  welchen  z.  B. 
eine  drückende  Schuldenlast  ausdrücklich  als  ehehafte  Noth  aner- 
kannt wird.11)  Man  wird  daher  nicht  irren,  wenn  man  die  Fälle 
der  echten  Noth,  die  im  späteren  Recht  anerkannt  waren,  nämlich 
Hunger  oder  Mangel  an  Kleidung,  drückende  Schuldenlast,  und 
Fangniss  (sowohl  die  Kriegsgefangenschaft,  als  die  Schuldkneoht- 
schaft)  auch  für  diejenigen  des  älteren  Rechts  hält. 

Behauptete  der  Eigcnthümer,  dass  einer  dieser  Fälle  bezüglich 
seiner  Platz  greife,  so  musste  er  selbstverständlich  dies  beweisen. 

Ueber  die  Mittel,  durch  welche  dieser  Beweis  geführt  wurde, 
enthalten  die  Lex  der  Sachsen  und  die  Urkunden  keine  Andeutung. 
Vermuthlich  hat  sich  hier  in  der  älteren  Zeit,  ebenso  wie  dies  spä- 
ter geschah, 12)  das  Partikularrecht  frei  entfaltet  — 

Die  Natur  des  Vorkaufsrechtes  des  nächsten  Erben  im  Falle 
der  echten  Noth  des  Eigenthümers  ist  nicht  dieselbe,  wie  die  des 
römischen  und  gemeinrechtlichen  ius  protimeseos;  sie  weicht  viel- 
mehr von  der  des  letzteren  durchaus  ab.  In  jenem  Vorkaufsrechte 
liegt  nicht,  wie  in  diesem,  eine  Bevorrechtung  des  Vorkaufsberech- 
tigten, sondern  eine  Schmälerung  bzw.  Minderung  des  ihm  zustehen- 
den [Einspruchs-]  Rechtes.  Der  Eigenthümer,  der  zur  Veräusserung 
von  Immobilien  der  Einwilligung  des  Erben  bedarf,  erhält  im  Falle 
der  echten  Noth  eine  unbeschränkte  Veräusserungsbefugniss,  wenn 
er  anbietet  und  der  Erbe  entweder  den  Kauf  ablehnt  oder  sonst  die 
Noth  nicht  beseitigt.  Ferner  hat  nach  dem  römischen  und  gemeinen 
Recht  der  Vorkaufsberechtigte  mir  einen  persönlichen  Anspruch 
gegen  den  Eigenthümer,  und  gar  keinen  gegen  den  Dritten, 
wenn  der  Eigenthümer,  ohne  dies  Vorkaufsrecht  zu  berücksichtigen, 
die  Veräusserung  vorgenommen  hat.  Nach  dem  sächsischen  Recht 
[und  überhaupt  den  Rechten,  welche  das  Beispruchsrecht  kennen], 


")  Vgl.  die  in  Anm.  5 angeführten  Urkunden. 

1 *)  Zur  Zeit  der  Reehtsbücher  genügte  nach  manchen  Quellen  [Richtateig, 
Laudr.  cap.  27,  Verm.  Sachsensp.  I 45  § 3,  Goslarer  Statuten  ed.  Göschen  S.  26, 
17—to  und  Liibisches  Recht  (Pauli  1 S.  118  ff.)],  der  Schwur  des  Eigenthümers, 
dass  er  sich  in  ehehafter  Noth  befinde ; andere  Quellen  [Hamburger  Stadlrecht 
von  1270,  Dortmunder  Sprüche,  bei  Pauli  1.  1.  Anm.  191,  Nordhäuser  Statuten 
bei  Siegel,  Erbr.  Anm.  444]  begnügen  sich  aber  damit  nicht,  sondern  verlangen 
Beweisführung  durch  andere  Beweismittel,  zumeist  durch  Zeugen. 
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bleibt  da«  Einspruchsrecht  des  nächsten  Erben  in  diesem  Falle, 
weil  eine  der  beiden  Voraussetzungen  zur  Minderung  jenes  Recht«, 
nämlich  das  Angebot  zum  Vorkauf,  fehlt,  in  voller  Kraft  bestehen. 
Der  Erbe  hat  demnach  eine  dingliche  Klage,1*)  mit  der  er  das 
veräusserte  Immobile  von  jedem  dritten  Besitzer  vindicirt. 

Auch  von  dem  iin  späteren  deutschen  Rechte  auftretenden  Re- 
traktsrechte,  dessen  Quelle  es  allerdings  ist,  weicht  das  Vorkaufsrecht 
des  nächsten  Erben  vielfach  ab.  Vor  Allem  hat  der  Retraktsberech- 
tigte,  um  die  Herausgabe  des  veräusserten  Immobile  zu  erlangen, 
dem  Besitzer  des  retraktspflichtigen  Grundstückes  den  Kaufpreis,  die 
durch  den  Kauf  sonst  verursachten  Kosten  und  die  nothwendigen 
Impensen  zu  ersetzen  und  muss  in  alle  gegen  den  Veräusserer  über- 
nommene Verbindlichkeiten  des  Beklagten  eintreten.  Der  vorkaufs- 
berechtigte  Erbe  hingegen  vindicirt,  wenn  ihm  das  veräusserte  Gut 
vorher  nicht  zum  Vorkauf  angeboten  worden  war,  dasselbe,  ohne 
den  Dritten  durch  Zahlung  des  Kaufpreises,  Ersatz  der  Impensen 
und  sonstigen  Auslagen  schadlos  halten  zu  müssen.  Dieser  dritte 
Besitzer  kann  sich  znm  Zweck  seiner  Schadloshaltung  nur  an  das 
Mobilinrvermügen  des  Veräusserers  halten. 


V.  Ort  und  Art  der  Ertheilung  des  Beispruchs. 

§ 9. 

Die  Ertheilung  des  Beispruchs  stand  unzweifelhaft  im  freien 
Belieben  der  Erben.  Denn  wäre  dem  nicht  so  gewesen,  so  würde 
das  Rcchtsinstitut  nmssig  gewesen  und  der  ihm  zu  Grunde  liegende 
Zweck  nie  erreicht  worden  sein.  Ueberdies  ist  jenes  in  den  Ur- 
kunden1) ausdrücklich  ausgesprochen,  welche  von  der  Veräusserung 
sagen,  sic  sei  „permissu  hcredum“,  „licentia  heredum“,  „de  heredum 
beneplacito  et  consensu  voluntario“,  „heredibus  voluntarium  danti- 
bus  consensum“  geschehen. 

Regelmässig  ertheilten  die  Erben  den  Beispruch  persönlich. 
Jedoch  war  schon  in  den  frühesten  Zeiten*)  bei  der  Ertheilung  des- 


•*)  Vgl.  unten  § 10. 

')  Dieselben  finden  sich  in  jeder  Urkunden-Samzulung  in  Fülle,  weshalb 
ein  Allegiren  einzelner  Urkunden  überfiüsaig  erscheint. 

*)  Vgl.  Urk.  von  834  oben  S.  64  f. 
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selben  Stellvertretung  zulässig,*)  wovon  nicht  selten  Gebrauch  ge- 
macht wurde.4) 

Der  Ort,  wo  der  Erben  Beispruch  ertheilt  wurde,  war  nicht 
bestimmt.  Gewöhnlich  wurde  derselbe  indessen  dort  abgegeben, 
wo  die  Vcräusserung  des  Grundstücks  erfolgte,  also  im  echten 
Ding  vor  dem  Grafen,  oder  vor  dem  König.  Denn  im  echten 
Ding  musste  das  Grundstück,  — dies  ist  für  das  alte  sächsische 
Recht  festzuhalten,  — dem  Erwerber  aufgelassen  werden,5)  falls 


*)  Das  Gegentheil  scheint  in  einer  Urkunde  von  1091  ausgesprochen  [bei 
Möser  II  No.  41].  In  derselben  wird  erzählt,  dass  ein  Herr  Eberhard  seinen 
Hof  Bevern  dem  Bischof  von  Osnabrück  aufgelassen  und  ihn  von  diesem  als 
Prekarie  zurückerhalten  habe,  und  folgendennassen  fortgefahren : „Sed  cum  haec 
res  minorem  firmitatem  habere  videretur,  eo,  quod  iustus  heres.  frater  videlicet 
Tamo,  utpote  vulnerum  infirmitate  detentus,  praesens  non  esset,  sed  nuntius 
eius,  iterum  constituto  die,  in  loco  R.,  in  comitatu  Adalgeri  idem  Everliardus 
praesente  et  consentiente  et  collaudantc  fratre  ejus  Tamone,  iusto  heredc,  supra- 
dictain  curtem  . . . . M.  episcopo  perpetuo  iure  tradidit.“  Lediglich  dem  Stre- 
ben der  Kirche,  sich  möglichst  sicher  zu  stellen,  und  Alles  zu  beseitigen,  was 
irgendwie  geeignet  war.  einen,  wenn  auch  erfolglosen  Streit  herbeizuführen,  ist 
die  Wiederholung  der  Auflassung  und  die  Konsensertheilung  durch  den  Erben 
selbst,  nachdem  bereits  vorher  sein  Vertreter  den  Beispruch  in  seinem  Namen 
ertheilt  hatte,  zuzuschreiben. 

*)  Vgl.  die  Urk.  oben  § 3 Anm.  65 — 68. 

*)  Während  die  herrschende  Meinung  die  Nothwendigkeit  der  gerichtlichen 
Vornahme  der  Tradition  (Auflassung)  für  das  altsächsische  Recht  in  Abrede 
stellt  [Beseler,  Erhv.  I S.  15,  S.  24  Anm.  11 ; Stobbe,  Jahrbücher  für  Dogmatik, 
VII  S.  144;  Heusler,  Gewere  S.  148],  vcrtheidigen  Sandhaas  [Germanistische  Ab- 
handlgn.  S.  25];  Gerber  [Meditt.  S.  6]  und  einige  Andere  die  entgegengesetzte 
Ansicht;  sie  finden  dieselbe  in  denWortcn:  „Omnes  legitimac  traditiones  et 
venditioncs  stabiles  permaneant“  [lex  Sax.  cap.  61]  ausgesprochen.  Hiergegen 
ist  zu  bemerken,  dass  in  den  altdeutschen  Rechtsquellen  „lcgitima  traditio“ 
allerdings  öfters  gleichbedeutend  mit  „traditio  in  mallo  puhlico  facta“,  also  für 
Auflassung  im  echten  Ding,  gebraucht  wird,  daraus  jedoch  nicht  folgt,  dass  das 
Wort  legitimus  diese  Bedeutung  auch  in  den  vorhin  erwähnten  Worten  [des 
Kapitels  61  der  Lex]  hat.  Die  legitima  traditio  ist  hier  vielmehr  nichts  weiter, 
als  eine  den  Gesetzen  entsprechende,  eine  gesetzmässige  Vcräusserung.  Vgl. 
v.  Richthofen,  not.  51  zu  cap.  61.  Zu  den  Erfordernissen  der  Gesetzmässigkeit 
ist  aber  ausser  dem  im  Kapitel  62  genannten  Beispruch  die  Vornahme  der  Ver- 
äusserung  im  echten  Ding  zu  rechnen.  Dass  hier  die  Tradition  vorgenommen 
wurde,  ergeben  zur  Genüge  die  Urkunden. 

Als  im  Jahre  801  Snclhard  und  Walfried  ihre  Güter  in  Lüdinghausen  dem 
Abte  Liudger  schenkten;  „acta  . . est  traditio  publice  in  ipso  loco  Ludinch- 
husen“  [Urk.  bei  Niesert  1.  1.  II  No.  1],  In  Lüdinghausen  sass  aber  ein  Graf, 
der  die  Gericbtsl>arkeit  hatte,  weshalb  „publice“  auf  „Ding“  sich  beziehen  dürfte. 

Aehulich  heisst  es  in  einer  Urkunde  von  860  [bei  Kindlinger  II  No.  4]: 
„Hoc  quippe  notandum,  quod  hereditatem , quam  a proprio  filio  Liudbrando 
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dies  nicht  vor  dem  König*)  geschah.  Da  im  echten  Ding  sämmt- 
liche  Gerichtseingesessenen  erschienen,  so  bot  sich  die  beste  Ge- 
legenheit, später  bei  einem  Streite  darüber,  ob  die  Einwilligung 
vom  nächsten  Erben  crthcilt  worden,  die  Beweismittel  (Zeugen), 
welche  zur  Feststellung  der  Wahrheit  erforderlich  waren,  leicht  und 
schnell  zu  finden. 

Waren  die  Erben  im  echten  Ding  zugegen,  — dies  wird  meist 
der  Fall  gewesen  sein,  wenn  Bie  überhaupt  zum  Erscheinen  in  dem- 
selben befähigt  und  berechtigt  waren  — , so  konsentirten  sie  in  der 
Regel  ausdrücklich.  7)  Doch  war  zur  Gültigkeit  der  Veräusserung 
keineswegs  erforderlich,  dass  die  Einwilligung  der  Erben  ausdrück- 
lich [durch  AVorte]  crtheilt  wurde.  Der  ausdrücklichen  Konsens- 
ertheilung  wurde  vielmehr  eine  stillschweigende  gleichgestellt.  Eine 
solche  lag  vornehmlich  in  der  Theilnahmc  an  der  bei  der  Auflassung 
üblichen  Uebergabe  eines  Symbols,  in  der  Auflassung  communicata 
oder  coadunata  manu,8)  sowie  darin,  dass  die  Erben  die  über  die 


sequestravit,  et  ipse  supradictus  ejus  filius  in  traditione  publica  ei  afBnnavit, 
ut  nisi  victum  alquc  tegumentum  post  ejus  discessum  habere  potuissent “ 

Ferner  gehören  hierher  Urkunden  von  1070  (bei  Möser  1.  1.  II  No.  25]: 
„Quidam  nobili  progenie  natus,  nomine  F„  collaudatione  legitimi  heredis  sui 
curtem  ....  ecclesiae  Osnabrugensi  in  proprium  tradidit.  Istud  constitutum 
Not&nbeki  in  Placito  Adalgeri  comitis“,  von  1074  [eod.  No.  28]:  „Dominus  W, 
et  domina  H.  duo  baec  loca  ...  in  comitatu  Waldrici  comitis,  in  loco  Lathara 

in  haec  verba  regali  hanno  a comite  firmata  tradideruut,  ut “ Urkunde  von 

1087  [eod.  No.  30]:  „Hildeberga  quaedam  loca  mundiburdi  et  heredum  suorum  . . 
praesentia  et  collaudatione  Bennoni  II.  episcopo  in  placito  AVecelonis  comitis 
babito  Eppirslot  contradidit von  1089  [bei  Grupen,  Antiquität.  Hannov., 
S.  113]:  „Anno  1089  venit  Reginilda  in  mallum  W.  comitis  ..  ibique  . . . tra- 
ditionem  seu  donationem  a se  factarn  ecclesiae  nostrae  legitime  stabilitate  cor- 
roboravit.“  Urkunde  von  1090  [bei  Möser  1.1.  No.  39],  von  1092  [bei  Kindlin- 
ger,  1.1.,  No.  11],  von  1090  [Möser  1.  1.  No.  44],  1097  [eod.  No.  45],  von  1144 
[bei  Gudenus,  Codex  diplom.,  I No.  49]:  „traditio  coram  indicibus  juxta 
leges  Saxonum  acta  est“  u.  s.  w. 

«)  Vgl.  die  oben  § 7 Anm.  15,  16,  17,  19,  21—25,  31,  33,  35,  38  erwähnten 
Urkunden,  sowie  auch  die  bereits  gedachten  von  935  [bei  Lappenberg  1.  1.  I 
No.  30],  von  968  [Nicsert  LL  II  No.  6],  von  1000  [bei  Seibertz,  Westf.  Ur- 
kundenbuch, I No.  18]  u.  s.  w. 

’)  Hierauf  beziehen  sich  die  in  den  Urkunden  [vgl.  z.  B.  Urk.  von  1074, 
Anm. 5,  69  u.  von  1091,  oben  § 9 Anm.  3]  so  häufig  vorkommenden  Ausdrücke: 
„heredum  suorum  praesentia  et  collaudatione“  „cum  consensu  et  laude  heredis“ 
„cum  assensu  et  verbo  filiorum  suorum“,  „Klio,  legitimo  herede,  praesente  et 
consenticnte  et  collaudante“  „praesentibus  et  viva  voce  collaudantibus  suis  ... 
heredibus.“ 

*)  Urkunde  von  834  [oben  § 7 S.  64  f.],  von  838  [oben  S.  65],  von  871 
[oben  S.  66],  von  889  [eod.],  Urk.  von  935  [bei  Lappenberg  1.  1. 1 No.  30]:  „tra- 
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Auflassung  aufgenommene  Urkunde  unterschrieben.®)  Auch  wurde 
der  Erbe  als  einwilligend  angesehen,  wenn  er  bei  dem  gerichtlichen 
Akte  zugegen  war  und  schwieg.  Deshalb  wird  in  den  Urkunden 
öfters  bloss  die  Gegenwart  der  Erben  erwähnt,10)  oder  bemerkt,  die 
Veräusserung  sei  „non  obstante  alicujus  contradictione“  „absque 
omni  contradictione“,  „nullo  herede  contradicente“  erfolgt.11)  In 
den  sächsischen  Rechtsquellen  des  Mittelalters  ist  jener  Grundsatz  des 
Sich- Verseh weigens,  wie  bekannt,  ausdrücklich  anerkannt11)  worden. 

Auch  hing  die  Gültigkeit  der  Veräusserung  keineswegs  davon 
ab,  dass  der  Konsens  gleichzeitig  mit  der  Tradition  (im  echten 
Ding)  ertheilt  wurde:  dieselbe  Kraft  hatte  vielmehr  eine  ausser- 
gerichtliche , vorhergehende13)  oder  nachfolgende14)  Einwilligung. 
Freilich  suchte  man,  wenn  es  irgend  möglich  war,  die  Erben  zu 
einer  Verzichtleistung  im  echten  Ding  zu  bewegen.13)  Konnte  die 
Einwilligung  des  Erben  aus  irgend  einem  faktischen  Grunde  nicht 

«lidit  W.  cum  inanu  R&sraodae  conjugis  suue  et  filii  ejus  Tli.“,  von  1046  [bei 
Möser,  1.  I.,  II  No.  21]:  „ statimque  iuxta  legem  et  ritum  Westphalensium 

ejusdein  rei  iuvestituram  digito  suo  promisit.  Id  ipsum  etiam  heres  ipsiui 
absque  omni  contradictione  perfecit.“  Urk.  v.  1179  [bei  Seibertz,  1.1.,  1 No.  78]: 
„Lutfridus  partein  decimarum  de  OlenkhuRen  resignavit  et  exfestucavit.  Siimli- 
ter  quoque  omiies  heredes  sui  super  eadem  decimatione  fecerunt,  renuntiantes 
omni  iure  suo  super  ea.“  Vgl.  ferner  Urk.  von  1196  [eod.  No.  109]  und  von 
1200  [bei  Kindlinger  1.1.  II  No.  38]. 

*)  Urkunde  von  872  [oben  S.  G6],  von  1185  [Seibertz,  1.1.  No.  154],  von 
1203  [Niesert  1.1.  II  No.  81]. 

'•)  Urkunde  von  1143  [bei  Seibertz,  1.  1.,  I No.  44]  „legavit  coram  filiis.“ 

11 ) z.  B.  Urkunde  von  1060  [oben  S.  69], 

■*)  Sachsensp.  II  6 § 4 : „Svelke  gaue,  die  man  suit,  oder  svelke  ordel, 
die  man  vinden  hört,  ne  weder  redet,  Le  des  tohant  nicht  dar  ne  mach  hes 
nicht  weder  reden.“  Verm.  Sachsensp.  [ed.  ürtloff]  I 46  tj  4:  „wer  hyrczu 
(Auflassung)  kegenwärtigk  ist  unde  san  swigt,  der  sal  imer  swigen.“ 

•*)  Urkunde  von  1092  [Kindliuger,  1.  1„  II  No.  11]:  „Hoc  (der  Verkauf 
eines  (lutes)  primum  collaudatum  est,  secundo,  iure  Westphalorum  conürmatum 
in  plaeito  comitis  Dodekind.“ 

I4)  Urkunde  von  1217  [bei  Niesert,  1.1.,  II  No.  88  S.  344]  und  ausserdem 
die  Anführungen  unten  Anm.  20  u.  S.  81. 

'*)  Der  Bremer  Erzbischof  Limar  sagt  in  einer  von  ihm  im  Jahre  1088 
ausgestellten  Urkunde  [bei  Haitaus,  1. 1.,  S.  367):  „Post  idem  (d.  i.  der  Schenkung) 
O.  decimo  die  ex  condicto  nostro  matrem  suam,  verissimam  ejus  heredem,  nobis 
praesentavit,  quae  ex  lege  Saxonum  donationem  ejus  ore  laudavit  et  digito  eon- 
firmavit.“  Urk.  von  1130  [bei  Kindlinger,  1.  1.,  III  No.  8]:  „Abbas  ...  dedit 
ipsos  4 mansos  Luitgardae  viduac  pro  tribus  mansis,  filio  ejus  Bertoldo  prae- 
sente  et  hanc  traditionem  primo  coram  altari  sanctorum  apostolorum  Petri  et 
Pauli,  secundo  Balbornon  in  plaeito  Widekindi  advocati  ecclesiae  haec  sub  re- 
gali  banno  suscipientis  et  contirmantis  una  cum  matre  laudante.“ 
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eingeholt  bzw.  nicht  ertheilt  werden,  z.  B.  weil  sein  Aufenthaltsort 
unbekannt  war,  so  stellte  der  Veräusserer  für  die  künftige  Ratiha- 
bition  des  Erben  Bürgen. ,e) 

Oft  mochte  es  sich  ereignen,  dass  der  nächste  Erbe  nicht  aus 
faktischen,  sondern  aus  rechtlichen  Gründen  an  der  Ertheilung  des 
Beispruchs  zur  Zeit  der  Veräusserung  gehindert  war,  weil  ihm  die 
Handlungsfähigkeit,  insbesondere  die  Veräuaserungsbefugniss  fehlte. 

Hauptsächlich  war  dies  der  Fall,  wenn  der  nächste  Erbe  un- 
mündig war.  Denn  der  Unmündige  hat  wegen  der  ihm  fehlenden 
Veräusserungsbefugniss  nicht  die  Fähigkeit,  auf  das  ihm  gegen  den 
Veräusserer  zustehende  Erbrecht,  das  durch  den  Einspruch  geschützt 
werden  soll, l7)  zu  verzichten.  Eben  so  wenig  war  der  Gewalthaber 
befugt,  Namens  seines  unmündigen  Gewaltbefohlenen  den  Beispruch 
zn  ertheilen. ,8)  Es  blieb  demnach  nichts  übrig,  als  die  Grossjährig- 


, '•)  Urkunde  von  1205  [Kindlinger,  1. 1 , No.  46],  von  1224  [eod.  II  No.  42]: 

„....Habuit  etiam  feraina  eadem  sororem,  de  qua,  ubi  esset,  ignorabatur ; pro 
qua,  si  compareret  aliquando,  Willekinus  so  Stare  promisit  militibux  praefatis.“ 
Ein  Jahr  vorher  hatte  sich,  als  Graf  Gottfried  II  von  Arnsberg  und  die  Ge- 
brüder Ritter  von  Erwitte  dem  Kloster  Oelinghausen  einige  Höfe  übertragen 
hatten,  der  eine  dieser  Ritter,  Namens  Gottschalk,  für  seinen,  dem  Aufenthalts- 
orte nach  unbekannten  Bruder  Herrmann  verbürgt  [Urk.  von  1223  bei  Seibertz, 
1.  1.,  No.  173:  „Gottscalco  dicto  pro  fratre  ipsorum  Herrmanno  milite  ratiha- 
bitionem  in  id  spondente“].  Ebenso  versprach  Graf  Adolf  von  Waldeck,  als 
er  im  Jahre  1231  auf  das  Patronatsrecht  über  die  Kirche  zu  Medebach  zu  Gun- 
sten de3  Klosters  Qu.  verzichtete,  die  Einwilligung  seiner  Brüder  H.  und  V. 
nachzubringen,  und  leistete  hierfür  Bürgschaft  [Urk.  von  1231  bei  Seibertz  1.  1. 
No.  196], 

1 ’)  Vgl.  unten  S.  91. 

'•)  Das  Gegentheil  scheint  in  einer  Urkunde  von  1211  [bei  Lappenberg 
1. 1.  No.  384]  ausgesprochen  zu  sein,  in  welcher  der  Graf  Müritz  von  Oldenburg 
bekundet,  dass  er  seinen  Hof  zu  Nienstedt  dem  Kloster  Bassum  „cum  heredibua“ 
verkauft  habe,  und  in  der  er  folgendcrmassen  fortfährt:  „Quia  vero  quidam 
de  antcdictis  heredibus  meis,  cum  haec  agerentur,  ad  annos  suae  discretionis 
non  pervenerint,  propter  abund  antiorem  cautelam  promisi  et  in  manus 
Ludolß,  militari  fide  data,  firmavi , Brunsteno  de  Aldenborg  et  Winando,  meo 
tune  dapifero,  et  R.  de  Menslage,  militibus,  pro  me  tideiubentibus  et  simili 
sponsione  se  obligantibus,  quod,  cum  ipsi  ad  annos  discretionis  pervenerint, 
contractum  huius  veuditionis  cousentiendo  ratum  habeant.“  — Vermuthlich  war 
der  Graf  Moritz  überzeugt , dass  seine  Nachkommen , welche  nicht  konsentirt 
hatten,  seine  Rechtsgeschäfte  nicht  anfechten  würden;  das  Kloster  Bassum 
mochte  indessen  zu  diesen  Erben  nicht  dasselbe  Zutrauen  haben,  und  suchte 
deshalb  von  dem  Grafen  Moritz  Garautieen  für  die  dereinstige  Ertheilung  des 
Beispruchs  derselben  und  die  damit  zusammenhängende  Rechtsbeständigkeit  des 
Verkaufes  zu  erlangen.  Der  Graf  willfahrte  dem  Kloster,  indem  er  ihm  mit 
den  angesehensten  seiner  Dienstleute  Bürgschaft  leistete,  hielt  dies  alles  aber 
Fippar,  Das  Beispruchsracht  g 
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keit  des  Erben  abzuwarten  upd  dann  seine  Einwilligung  zu  der 
früher  vorgenommenen  Veräusscrung  einzuholen.  Ob  der  Erbe 
zu  diesem  Zeitpunkt  seinen  Beispruch  ertheilen  wollte  oder  nicht, 
hing  lediglich  von  Beinern  Ermessen  ab.  '*)  Es  lassen  sich  Urkun- 
den für  die  spätere  Genehmigung  des  Veräusserungsgeschäftes, so) 
dagegen  aber  auch  andere  für  die  Nicht -Genehmigung*1)  nachwei- 
sen.  Um  indessen  dem  Erwerber,  der  bei  onerosen  Veritusserungen 
wegen  der  Ungewissheit  der  späteren  Genehmigung  seitens  des  un- 
mündigen Erben  öfters  zum  Abschluss  jenes  Geschäftes  nicht  son- 
derlich geneigt  sein  mochte,  gewisse  Garantieen  dafür  zu  bieten, 
dass  der  Erbe  nach  erreichter  Mündigkeit  das  Geschäft  ratihabiren 
werde:  wurde  hierfür  vom  Veräusserer,  seinen  Verwandten  oder 
anderen  angesehenen  Personen  Bürgschaft  geleistet.  **)  Dadurch 


wegen  jenes  Vertrauens  zu  seinen  Erben  für  „eine  überflüssige  Vorsichtsmass- 
regel.“  Die  Worte  „propter  abundantiorem  cautclam“  geben  demnach  lediglich 
die  subjektive  Ansicht  des  Vcräusserers  für  den  vorliegenden  Fall  wieder,  kei- 
neswegs aber  eine  allgemeine  Rechtsüberzeugung.  Wollte  man  dies  nicht  an- 
nehmen, so  würde  diese  Urkunde  in  Widerspruch  stehen  mit  den  in  den  fol- 
genden Anm.  22  u.  27  genannten.  — Wäre  der  Gewalthaber  berechtigt  gewe- 
sen, (im  Namen  des  Erben)  den  Beispruch  zu  ertheilen,  so  hätte  es  nahe  gelegen, 
sich  bei  den  Fällen,  in  welchen  der  nächste  Erbe  minderjährig  war,  durch  Zu- 
ziehung des  Gewalthabers  zur  Vcräusserung  zu  helfen.  Und  doch  bietet  keine 
Urkunde,  — selbst  nicht  die  soeben  besprochene,  — ein  Beispiel  hierfür.  Aus 
diesem  Schweigen  wird  man  schliessen  dürfen,  dass  der  Gewalthaber  jene  Be- 
fugniss  nicht  hatte. 

1 »)  Urkunden  von  1217,  1219  u.  1222  in  Anm.  22. 

,0)  Urkunde  bei  Guden.,  1.  L,  1 No.  154  S.  432  und  die  bei  v.  Sydow, 
Erbr.,  Anm.  590,  angeführten. 

*•)  Urkunde  von  1216  [ Haitaus , 1.  L,  S.  373]:  „Postea  vero  hanc  dona- 
tionem  pueri,  cum  adolescercnt,  suadentibus  stultis  hominibus,  nolebant  habere 
ratam.“ 

**)  Urkunde  von  1189  [Möser,  1.  1..  II  No.  88]:  „Wicbold  de  Horstmaria 
et  uxor  sun  B.,  et  filii  ejus,  sc.  Wilhelmus  et  Bernardus,  pro  consenBu  tertii 
fratris,  adhuc  pueri  in  maturitate  annorum  suorum  faciendo  spondentes,  hcre- 
ditariam  poBsessiouem,  quam  habuerunt  in  ecclesia  R.,  ad  honorem  Dci  . . . pro 
■alute  et  redemtione  animarum  ....  reuunciaverunt.“  Urkunde  von  1209  [eod. 
111  No.  104].  In  dieser  Urkunde  lässt  das  Kapitel  zu  W.  sich  4 Ritter  als  Bürgen 
stellen,  „qui  sposponderunt  pro  Ottone  domicello  adhuc  infantulo,  quod  factum 
matris  et  fratris,  cum  ad  annos  discretionis  pervenerit,  ratum  esset  habiturus.“ 
In  einer  Goslarer  Urkunde  von  1217  [Haitaus,  1.  1.,  S.  364]  versprechen  die  El- 
tern: „quia,  quorum  consensus  erat  in  hoc  facto  requirendus,  tempore  illo,  quo 
hoc  factum  fuit,  ad  annos  discretionis  non  pervenerunt : quod  eos  inducerent  ad 
renunciandum  et  perducerent  tune,  cum  de  iure  consentire  et  renunciare  pos- 
eent.“  Zwei  Jahre  später  [Urkunde  von  1219  in  den  Origg.  Guelf.  HI  672] 
verkaufte  die  Edelfrau  Algisa  mit  Einwilligung  ihres  Gemahls,  ihrer  Mutter 
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wurde  das  Recht  des  Erben  allerdings  nicht  beeinträchtigt,  und  die 
Ratihabition  nach  erreichter  Mündigkeit  unterlag  seinem  Belieben; 
aber  doch  war  die  Lago  des  Erwerbers  durch  jenes  Mittel  eine  weit 
sicherere  geworden.  Denn  die  Bürgen  mussten  dem  Erwerber  bei 
Eviktion  des  erworbenen  Gutes  mit  ihrer  Fahrniss  Schadenersatz 
leisten,  hatten  also  ein  Interesse  an  der  dereinstigen  Beispruchser- 
theilung,  die  sie  wegen  ihres  Einflusses  auf  den  Erben  S3)  eher,  als 
Andere,  herbcizufiihrcn  geeignet  waren.  Um  den  Bürgen  ein  noch 
regeres  Interesse  einzuflössen,  wurde  häufig  auch  das  Einlager  als 
Strafe  ftir  sie  ausbedungen,  falls  der  Erbe  nicht,  sobald  er  dazu 
fähig  sei,  konsentiren  würde. s<) 

Ebenso,  wie  in  dem  besprochenen  Falle,  konnte  der  Beispruch 
nicht  sogleich  bei  der  Veräusserung  ertheilt  werden,  wenn  zur  Zeit 
derselben  <;in  nasciturus  vorhanden  war,  der  nach  seiner  Geburt 
der  nächste  Erbe  des  Veräusserers  wurde.  Auch  auf  einen  solchen 
nasciturus  war  bei  der  Veräusserung  Rücksicht  zu  nehmen.  Er 
war  ebenso,  wie  der  unmündige  nächste  Erbe,  befugt,  dereinst 
das  zu  derjenigen  Zeit,  wo  er  noch  venter  war,  von  seinem  Erb- 
lasser vorgenommene  Veräusserungsgeschäft  anzufechten, ai)  was  in 


und  ihrer  Schwester  Alena  einen  Theil  ihres  väterlichen  Erbgutes  dem  Bischof 
von  Verden.  „Verum  quia“  heisst  es  in  der  Urkunde  weiter,  „eadem  Alena 
tune  ex  marito  suo  filium  habehat,  Th.  nomine,  qui  ejus  ferebatur  heres  pro- 
prius,  et  in  tali  aetate  constitutus,  quod  adhuc  legitimum  non  haberet  consen- 
sum,  promisit  pro  eo  pater  ejus,  quod  idem  filius,  quam  cito  veniret  ad  annum 
legitimum,  quo  consentire  possit,  consentiat  huic  renuntiationi,  a matre  et  patre 
factae,  et  ratam  habebit  eam,  et  quod  nec  ipse  nec  filius  ejus  veniet  contra  eam. 
Promiserunt  etiarn,  quod,  si  praedictus  filius  legitimo  tempore  non  confirmaret 
hoc  factum  matris  suae,  intrent  Brunsvick,  inde  non  exituri,  nisi  in  gratia  et 
voluntate  episcopi  Verdensis.“  Urk.  von  1222  [Falke.  Cod.  tradit.  Corbeiens., 
8.  780  No.  49]:  „....et  quia  tres  tilii  sui  ad  perfectam  discretionis  aetatem 
nondum  pevenerant,  duodecim  posuit  fideiussores  (die  Verkäuferin),  quorum 

nomina  Bunt  haec Si  autem  filii  praedictae  dominae  (Verkäuferin)  ad 

annum  venerint  discretionis  et  praedictam  venditionem  ratam  habere  noluerint, 
praenominati  fideiussores  Huxariam  simul  ingrediantur,  inde  non  egressuri,  nisi 
praedicto  contractui  voluntarium  praebuerint  consensum  et  assensum.“  In  einer 
Urkunde  von  1231  [Seibertz,  1.  1.,  I No.  197]  über  den  Verkauf  eines  Zehnt- 
rechts geht  das  Versprechen  der  Bürgen  dahin : „quod  cum  Joannes  filius  eorum 
(der  Veräussercr)  ad  annos  debitae  pervenerit  aetatis,  eandem  decimam  resigna- 
bit  et  factum  parentum  rat  um  habebit.“ 

3J)  Nur  einflussreiche  Leute  wurden  ausser  den  Verwandten  als  Erben  ge- 
stellt. Vgl.  Urkunde  von  1211  [oben  Anm.  18]  u.  von  1219  u.  1222  [Anm.  22]. 

*•)  Urkunden  von  1219  und  1222  in  Anm.  22.  . 

31)  v.  Sydow,  Erbr.  S.  202  scheint  dies  — mit  Unrecht  — bestreiten  zu 
wollen. 

6* 
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der  That  öfters  geschah,  *6)  und  weshalb  man  sich  auch  fiir  die  der- 
einstige  Beispruchsertheilung  seitens  des  nasciturus  von  dem  Ver- 
äusserer  Bürgen  stellen  Hess.  2:) 

Fähig  zur  Ertheilung  des  Beispruchs  bzw.  zur  Anfechtung  des 
ohne  seine  Zustimmung  abgeschlossenen  Veräusserungsgeschäftes 
wurde  der  Erbe,  sobald  er  „zu  seinen  Jahren  gekommen“  war,  d.  h., 
sobald  er  das  12.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatte.  Für  das  spätere 
sächsische  Recht  (nach  den  Rechtsbüchern)  ist  dies  bestritten;*8) 
für  das  ältere  Recht  aber  lassen  die  Urkunden  keinen  Zweifel  an 
der  Richtigkeit  jenes  Satzes.  Denn  in  ihnen  verpflichten  sich  die 
Bürgen  „pro  consensu  pueri  (d.  i.  des  Erben)  in  maturitate  an- 
norum  suorum  faciendo“  oder  „quod  (heredes)  cum  ipsi  ad  an- 
lios  discretionis  pervenerint,  contractum  . . venditionis  con- 
sentiendo  ratum  habeant;“48)  dass  mit  den  Worten  „in  maturitate 
annorum  suorum“  und  „ad  annos  suae  discretionis  pervenirc“  das 
„zu  seinen  Jahren  Kommen“  bezeichnet  wird,  ist  bekannt.  Ueber- 
dies  sagt  eine  Urkunde  von  1 144 : ao)  „Dominus  Otto  de  Vespettc 
sex  mansos  . . consensu  uxoris  suae  Gertrudis  et  filii  sui,  qui  duo- 
decim  annos  impleverat,  legitima  largitione  contradidit.“  Es 
genügte  also,  dass  der  Erbe  das  12.  Lebensjahr  zurückgelegt  hatte. 


*•)  Urkunde  von  1196  [Haitaus,  1.  L,  S.  373]:  „B.  ecclesiam  in  H.  im- 
petiit,  quod  pater  suus  bona  quondam  ipsi  ecclesiae  veudidit,  aaserens  se  et  so- 
rorcm  auatn  B.,  quae  tune  gestabatur  in  utero  vcl  fortaase  in  cunabulis  vagiebat, 
ius  validum  habere  . . . “ 

*’)  In  der  Urkunde  von  1234  [Seiberts,  1.  L,  I No.  177]  wird  hekundet, 
dass  Dietrich  von  Bilstein  eines  seiner  Güter  mit  Einwilligung  seiner  Erben 
dem  Kloster  Rumbeck  verkauft  habe,  und  sodann  fortgefahren:  „Uxor  etiam 
praedicti  Theodorici  in  Castro  Bilstene,  praesente  marito  suo,  venditionem  et 
donationem  ipBius  confcssa  est  se  ratam  habituram;  siinulque  ibidem  cum  filio 
suo  Henrico  allodium  praedictum  ecclesiae  pracdictae  contulit  in  proprietatem, 
et  tarn  ipsa,  quam  inaritus  ejus  pro  puero,  quem  tune  vivum,  sicut  putabatur, 
ipsa  gestabat  in  utero,  promittebat,  quod,  dum  natus  esset,  ad  idem  faciendum 
eum  inducerent.“  Der  Ausdruck  „dum  natus  esset“  ist  ungenau. 

*•)  v.  Sydow,  1.  1.,  Anm.  590. 

**)  Vgl.  die  in  Anm.  18  u.  22  angeführten  Urkunden. 

’•)  bei  Kindlingcr,  1.  L,  III  No.  11. 
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VT.  Die  Folgen  einer  ohne  den  Beispruch  vorgenommenen 
Veräusserung  und  die  Klage  des  nächsten  Erben. 

§ 10. 

Die  ohne  den  Beispruch  der  Erben  vorgenomtnene  Veräusserung 
von  Eigen  sollte  nach  den  Bestimmungen  der  Lex  der  Sachsen  *)  nicht 
in  Kraft  bleiben.  Der  Erbe,  dessen  Recht  durch  jene  Veräusserung 
verletzt  worden  war,  hatte  zu  ihrer  Anfechtung  eine  Klage.  Dieses 
Klagerecht  hat  er  aber  nicht  etwa  zu  dem  Zwecke,  um  das  bisherige 
Vcrhältniss,  infolge  dessen  er  ein  Anwärter  (Wartender)  war,  wieder- 
herzustellen; vielmehr  geht  das  Klagepetitum  darauf,  dass  das  ohne 
seine  Zustimmung  veräusserte  Immobile  ihm  zu  Eigenthum  vom 
Gericht  zugesprochen  werde.  Es  ist  demnach  seine  Klage  eine  Ei- 
genklage, mit  welchem  Namen  sie  ira  späteren  Recht  auch  aus- 
drücklich bezeichnet  wird,  indem  es  bspw.  im  Richtsteig2)  heisst: 
„Clagen  umb  eigen,  die  gescheen,  kummun  zu  in  funferley 
weisz  . . . . Die  dritt  ist  davon,  daz  ein  izlicher  sein  eigen  aus 
seinen  geweren  lat  an  erben  gluebd.“  Es  wird  also  ein  Ucber- 
gang  des  Eigenthums  an  der  veräusserten  Sache  auf  den  nächsten 
Erben  angenommen,  was  neben  der  Nichtigkeit  der  angefochtenen 
Veräusserung  eine  Fiktion  des  Todes  des  Veräusserers  voraussetzt. 
Der  Sachsenspiegel  sagt  hierüber:  „....  Gift  he’t  (der  Eigenthümer 
Eigen)  weder  rechte  sunder  erven  gelof,  die  erve  underwinde’s  sic 
met  ordelen,  als  of  he  dot  si  jene  de’t  dar  gaf,  so  he's  nicht  geven 
nicht  mochte“*)  und  des  Landrechts  Richtsteig:  „Hat  einer  sein  eigen 
ausz  den  gewerenn  gelassen  an  deinen  willen,  das  auf  dich  erster- 
ben mag,  so  frag:  nach  dem  das  er  das  vor  gericht  bekant  das  er 
es  aufgegeben  hat,  ob  ich  mich  es  nicht  pillich  mit  recht  under- 
winden  muge,  also  ob  er  todt  wer,  nach  dem  als  er  cs  vergab, 
als  er  es  nicht  vergeben  mocht.  Das  findet  man.“ 4)  Dieselbe  An- 
schauung bezüglich  des  Todes  des  Veräusserers  bestand  schon 
mehrere  Jahrhunderte  vor  dem  Sachsenspiegel,  wie  eine  aus  dem 
10.  Jahrhundert  stammende  Traditionsurkundc 6)  beweist,  die  fol- 


')  Lex  Sax.  cap.  61:  „Omnes  traditioncs  et  venditioncs  legitimae  stabiles 
permaneant.“  Dazu,  dass  eine  traditio  oder  venditio  eine  legitima  war,  gehörte, 
abgesehen  von  anderen  Erfordernissen,  auch  das,  dass  sie  mit  Zustimmung  des 
nächsten  Erben  erfolgte.  Vgl.  § 9 Anm.  5,  u.  v.  Richthofen,  not.  51  zu  cap.  61. 

*)  Richtsteig  Landrecht  cap.  23  a [ed.  Unger]. 

*)  Sachsensp.  I 52  § 1. 

•)  Richtsteig  Landrecht  cap.  25  [ed.  Unger]. 
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gendermassen  lautet:  „Commemoratio  traditionis,  quam  olim  fecit 

Esic.  Nam  ipse  adhuc  vivena  tradidit  pro  se  ad  reliquias  S.  Stephani, 
quidquid  proprietatis  habuit  in  pago  F.,  ea  tarnen  ratione,  ut  uxor 
ejus,  quamdiu  viveret,  possideret.  Igitur  ncpotes  pracdicti  viri  hanc 
traditioncm  irritam  fecerunt,  et  sibi  velut  iure  hereditario  violen- 
ter tenuerunt.“ 

Da  also  nach  einer  ohne  den  Beispruch  der  nächsten  Erben 
erfolgten  Veräusserung  von  Eigen  der  Eigenthümer  als  todt  und 
der  Eigenthumsübergang  als  auf  den  Erben  erfolgt  angesehen  wurde, 
hatte  der  anfechtcnde  Erbe  ausser  der  Veräusserung  seine  Qualität 
als  nächster  Erbe  nachzuweisen.*)  Gelingt  ihm  dieser  Beweis,  so 
wird  der  Beklagte,  falls  er  nicht  etwa  einwendet  und  beweist,  dass 
der  Erbe  den  Beispruch  crtheilt  hat,  zur  Herausgabe  des  erwor- 
benen Eigens  verurtheilt  Der  Erwerber  kann  sich  dem  vindiciren- 
den  Erben  gegenüber  nicht  auf  den  Veräusserer  als  seinen  Ge- 
währsmann berufen.  Denn  dieser  gilt,  wie  bemerkt,  rechtlich  als 
gestorben.  Da  aus  eben  diesem  Grunde  der  Veräusserer  nicht  Sub- 
jekt von  Rechten  sein  kann,  fällt  das  herauszugebende  Eigen  nicht 
an  ihn,  sondern  geht  in  das  Eigenthum  des  Erben  über,5)  der  jenes 
nun  „iure  hereditario“  *)  besitzt.  Einen  Ersatz  fiir  den  Kaufpreis  und 


*)  Traditiones  Corbcicnses  [cd.  Wigand]  No.  329.  Nach  Falke,  Cod.  trad. 
Corb.,  § 101,  stammt  diese  Urkunde  sogar  aus  dem  9.  Jahrhundert. 

•)  Urkunde  von  1065  [oben  S.  70]:  „...  veniens  penitus  donationem  in- 
terdixit  ct  se  ccrtum  et  verum  esse  heredem  proclamavit.“  — Uebcr  diesen  und 
viele  andere  der  oben  in  diesem  Paragraphen  berührten  Punkte  geben  die  Lex 
der  Sachsen  und  die  Urkunden  nur  einen  ungenügenden  Aufschluss.  Sehr  sel- 
ten sind  die  Urkunden,  aus  denen  sich  Detailbcstimmungen,  welche  bei  der 
Anfechtungsklage  des  Erben  galten,  entnehmen  lassen.  In  der  Regel  geben  die 
Verfasser  der  Urkunden  über  das  Resultat  des  Streites  die  dürftige  Notix: 
„donationem  (traditionem)  impedierunt,  impugnaverunt,  irritam  fecerunt,  in  er- 
rorem  perduxerunt,  nolebant  eam  ratam  habere“  (nämlich  die  Erben).  Dazu 
kommt,  dass  die  meisten  Anfechtungsklagen  sich  auf  Veräusserugen  an  die 
Kirche  bezogen,  und  dass  diese,  wenn  sie  merkte,  dass  der  Erbo  obsiegen  werde, 
oder  wenn  er  bereits  ein  obsiegendes  Urtel  erstritten  hatte,  ihn  durch  Geld, 
Anweisung  anderer  liegender  Gründe  oder  durch  sonstige  Mittel  zu  bewegen 
wusste,  von  der  Anstellung  der  Klage,  bzw.  der  Realisirung  des  Urtels  Abstand 
zu  nehmen.  [Urk.  von  1022  oben  S.  70.]  Auch  aus  den  diesbezüglichen  Ur- 
kunden lässt  sich  fiir  die  oben  behandelte  Lehre  wenig  oder  N ichts  entnehmen. 

’)  Urkunde  von  1055  [oben  S.  70]  Tradit.  Corb.  [ed.  Wigand]  No.  329. 
Auch  die  oben  S.  85  angefiirten  Stellen  des  Sachsenspiegels  und  des  Richtsteigs 
gehören  hierher. 

*)  Tradit.  Corb.  [ed.  Wigand]  No.  329.  Dass  in  derselben  von  einem 
„■ v e 1 u t i iure  hereditario  tenere“  gesprochen  wird,  findet  seine  Erklärung  darin, 
dass  der  Verfasser  der  Urkunde  ein  Cleriker  war,  der  als  solcher  das  römische 
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etwaige  Verwendungen  hat  der  Erbe  dem  beklagten  und  verurteil- 
ten Erwerber®)  nicht  zu  leisten.  Dieser  konnte  sich  mit  seinen  An- 
sprüchen nur  an  den  Verüusserer  halten,  der  ihm  aber  nur  mit  der 
empfangenen  Gegenleistung,  soweit  diese  noch  vorhanden  war,  und 
mit  seiner  Fahrniss  haftete.10) 

Zur  Anstellung  der  Klage  brauchte  der  Erbe  keineswegs  den 
Tod  des  Veriiusserers  abzuwarten.  Die  Klage  war  vielmehr  schon 
von  dem  Augenblick  an,  wo  die  Veräusserung  widerrechtlich  vor- 
genommen war,  begründet;  es  war  von  diesem  Zeitpunkt  an  actio 
nata.  Die  Anfechtung  und  Vindikation  des  Erben  konnte  deshalb 
noch  bei  Lebzeiten  des  Veräusserers  erfolgen11)  und  wurde  zu  die- 
ser Zeit  wirklich  angestcllt. 1S)  Oefters  machte  der  Erbe  allerdings 
erst  nach  dem  Tode  des  Veräusserers  aus  PictÄt  gegen  diesen  von 
seinem  Rechte  Gebrauch. 1S) 

Das  Forum  für  die  Anstellung  der  Klage  ergab  sich  aus  ihrem 
Wesen  als  einer  dinglichen  von  selbst.  Es  war  das  foruin  rei  sitae. 
Deshalb  wurde  die  Klage  vor  dem  König11)  oder  dem  echten  Ding 

Recht,  nach  welchem  die  Kirche  lebte,  einigermassen  kannte,  und  dem  es  sonder- 
bar dünkte,  wie  man  noch  bei  Lebzeiten  des  künftigen  Erblassers  (Veräusserers)  als 
Erbe  in  das  Eigenthum  der  von  ihm  veräusserten  Immobilien  einrücken  könnte. 
Noch  weniger  auffällig  ist  der  in  jener  Urkunde  gebrauchte  Ausdruck:  „violen- 
ter tenere.“  Denn  dem  Cleriker  erschien  jede  Anfechtung  einer  an  die  Kirche 
erfolgten  Veräusserung,  sowie  jede  Störung  des  kirchlichen  Besitzstandes  als 
ein  gottloses  und  gewaltthätiges  Unternehmen  [vgl.  oben  § 2 Anm.  10];  es  war 
demnach  auch  der  Besitz  der  vom  Richter  dem  Erben  durch  Urtel  zugespro- 
chenen Sachen  nach  der  Anschauung  der  Kirche  und  ihrer  Diener  ein  „violen- 
ter teuere. •* 

*)  Beklagter  war  immer  der  Erwerber  oder  sein  Besitznachfolgcr,  kurz 
der  jedesmalige  Besitzer.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wesen  der  Klage  als  einer 
dinglichen. 

■•)  Da  die  Verpflichtung  zum  Schadenersatz  in  dem  in  Rede  stehenden 
Falle  nicht  auf  einem  Contrakt,  sondern  auf  einem  Delikt  beruhte,  und  dem- 
nach eine  rein  persönliche  ist,  geht  sie  auf  die  Erben  des  Verpflichteten  nicht 
über.  Nur  wenn  der  Dritte  gegen  den  Verüusserer  noch  bei  dessen  Lebzeiten 
die  Klage  anhängig  gemacht  haben  sollte,  würde  der  Erbe  mit  der  vom  Vcr- 
äusserer  ererbten  Fahrniss  haften.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Grundsätzen,  welche 
im  altdeutschen  Recht  bezüglich  des  Ueberganges  der  Verpflichtungen  des  Erb- 
lassers auf  den  Erben  galten. 

")  Dies  ergeben  die  S.  85  citirten  Stellen  des  Sachsenspiegels  und  des 
Richtsteigs. 

'*)  Tradit.  Corbeicns.  [Wigand]  No.  329  [ oben  S.  86].  Urk.  v.  1101  [bei 
Seibertz,  1.  1.  No.  37  in  Verbindung  mit  No.  36  eod.]. 

1 *)  Urkunden  von  872  und  892  [oben  § 2 Anm.  12],  von  996  [oben  S.  68], 
von  1022  [oben  S.  70],  von  1055  [eod.]  und  von  1224  [Möser,  1.  1.,  III  No.  133]. 

••)  Urkunden  von  1022  [oben  S.  70]. 
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angestellt.  Nach  dem  Fortfall  des  echten  Dinges  traten  an  seine 
Stelle,  entsprechend  den  verschiedenen  Ständen,  mehrere  Fora,  z.  B. 
für  die  Ritter  und  Freien  das  Landgericht  oder  der  König;  jedoch 
gehört  die  Darstellung  des  späteren  Rechtszustandes  nicht  hierher. 

Ob  nach  dem  älteren  sächsischen  Recht  die  Klage  des  Erben 
durch  den  Ablauf  einer  gewissen  Frist, 15)  binnen  welcher  der  Er- 
werber eine  rechte  Gewere  erlangte,  ebenso  wie  dies  später  der  Fall 
war,  '*)  ausgeschlossen  wurde,  lässt  sich  bei  dem  Mangel  jeder  Notiz 
in  den  Quellen  nicht  feststellen. 

Aus  den  bisherigen  Erörterungen  geht  hervor,  wie  die  Eigen- 
klagc  in  der  Person  des  Erben,  der  doch  vor  der  Veräusserung 
kein  Eigenthum  an  dem  litigiösen  Immobile  hatte,  zu  erklären  ist. 
Die  Berechtigung  des  Erben  zur  Anstellung  der  Eigenklagc  be- 
ruht, — diese  Ansicht  haben  schon  v.  Sydow17)  und  Albrecht  **) 
gehabt,  — auf  einer  anticipirten  Erbfolge.  Dies  beweisen  sowohl 
die  bereits  '*)  citirten  Bestimmungen  des  Sachsenspiegels  und  des 
Richtsteigs  („als  of  he  dot  si“),  als  auch  der  Umstand,  dass  der 
Erbe  ausser  der  behaupteten  Veräusserung  nur  zu  beweisen  hat, 
„se  verum  esse  heredem“,  *°)  und  dass  er  dio  ihm  durch  Urtel  zu- 
gesprochenen Immobilien  noch  bei  Lebzeiten  des  Veräusserers  „iure 
hcreditario“  besitzt. 31) 

Abweichend  hiervon  nimmt  Eckardt  als  Princip  der  Klage  des 
Erben  an,  dass  „durch  den  Verzicht  des  Veräusserers  auf  sein 
Eigenthum  dem  Eigenthum  des  Erben  Platz  gemacht  worden“  sei, 
und  sucht  diesen  Satz  durch  das  kleine  Kaiserrecht  II  cap.  103  zu 
beweisen.43)  Indessen  trifft  dieses  Allegat  nicht  zu,  weil  es  von 
der  Veräusserung  eines  den  Söhnen  verfangenen  Gutes  handelt 

'*)  Die  Frist  währte  im  späteren  Recht  Jahr  und  Tag  (ein  Jahr  sechs 
Wochen  drei  Tage).  Bei  ehehafter  Noth,  Abwesenheit  ausserhalb  des  Landes, 
Nicht-Wissenschaft  von  der  Veräusserung  und  Unmündigkeit  des  Erben  begann 
die  Frist  erst  dann  zu  laufen,  wenn  diese  Hindernisse  beseitigt  waren.  Vgl. 
Zimmerte,  1.  1.,  S.  225  f.  Siegel,  1.  1.,  S.  121  f. 

■*)  Saehscnsp.  III  83  § 12.  Vermehrt.  Sachsensp.  I 39  §2.  — Vgl.  Laband, 
Vermögensr.  Klagen,  S.  295  ff.;  Heusler,  Gewere,  S.  88  ff.  und  237  fl". 

'*)  Erbrecht  S.  220. 

'*)  Gewere  S.  36. 

*•)  oben  S.  85.  Warum  diese  Stellen  mit  den  Worten  „als  of  he  dot  si“ 
keinen  inneren  juristischen  Grund  abgeben  wollen,  wie  die  Gegner  behaupten, 
ist  nicht  einzusehen. 

,0)  oben  S.  86. 

*')  eod. 

**)  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  X S.  446  ff. 
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Sodann  ist  es  zwar  richtig,  dass  jode,  auch  nur  theilweise,  Vcr- 
äusserung  eines  Immobile  einen  verhältnissmässigen  Verzicht  des 
Veräusserers  auf  den  Inhalt  des  Eigenthums  in  sich  schlicsst.  Allein 
daraus  folgt  noch  nicht,  dass  dieser  verloren  gehende  Inhalt  des 
Eigenthums  vom  Veräusserer  auf  den  nächsten  Erben  übergeht  und 
so  dessen  Klagrecht  begründet.  Es  wird  ja  doch  nicht  ihm,  son- 
dern einem  Dritten  veräussert.  Endlich  wird  durch  Eckardt’s  An- 
sicht nicht  erklärt,  weshalb  in  den  Fällen,  in  denen  der  Eigen- 
thümer  nicht  das  Eigenthuin  veräussert,  sondern  nur  ein  dingliches 
Recht  bestellt,  in  denen  er  also  nur  auf  eine  der  ira  Eigenthums- 
begriff liegenden  Funktionen  verzichtet,  doch  das  Eigenthum,  d.  h. 
die  Gesammtheit  der  in  diesem  enthaltenen  Beziehungen,  und  nicht 
blos  die  veräusserte  Funktion,  auf  den  Erben  übergeht. 

Aus  diesen  Gründen  hat  Siegel  *3)  mit  Recht  Eckardt’s  Ansicht 
verworfen.  Nach  Siegel  ist  die  Unterwindung  des  Erben  eine  An- 
erkennung des  angeblich  im  deutschen  Recht  geltenden  Princips, 
dass  derjenige,  welcher  sich  ein  grösseres  Recht  anmasst,  als  ihm 
zusteht,  auch  diejenigen  Befugnisse  verliert,  in  Betreff  deren  er 
bisher  des  Rechtsschutzes  genoss,  und  dass  dagegen  der  andere 
beschränkt  Berechtigte  nunmehr  der  einzig  Berechtigte  wird.  Dieses 
Princip,  meint  Siegel,  lasse  sich  aus  den  oben54)  angeführten  Wor- 
ten des  Richtsteigs : „ich  (mag)  mich  es  . . pillich  mit  recht  under- 
winden  ..,  also  ob  er  todt  wer,  nach  dem  als  er  es  vergab, 
als  er  es  nicht  vergeben  mocht“,  herleiten,  und  sei  auch  darin 
ausgesprochen,  dass  nach  dem  Sachsenspiegel  derjenige,  welcher  ein 
Leibzuchtsrecht  an  einem  Immobile  hat,  sich  aber  das  Eigenthum 
desselben  anmasst,  zur  Strafe  jenes  Recht  verliere. 25)  — Indessen 
enthalten  die  Worte  des  Richtsteigs  jenes  angebliche  Princip  nicht, 
sondern  sie  sagen  lediglich  aus,  dass  der  Veräusserer  nach  der  ohne 
den  Beispruch  des  Erben  erfolgten  Veräusserung  eines  Immobile 
bezüglich  dieses  als  todt  gilt.  Was  sodann  die  eben  angeführte 
Bestimmung  des  Sachsenspiegels  angeht,  so  ist  rechtlich  doch  sehr 
genau  zu  unterscheiden,  ob  ein  Leibzüchter  sich  das  Eigentbum  der 
seinem  Niessbrauch  unterworfenen  Sache  anmasste,  oder  ob  der 
Eigenthümer  ohne  Konsens  der  Erben  eine  Immobilie  veräusserte, 
und  infolge  dessen  der  Erbe  das  Eigenthum  erhielt.  In  dem  ersteren 
Falle  masste  sich  der  Leibzüchter,  der  eben  nur  zur  Nutzniessung 
des  zur  Lcibzucht  bestellten  Grundstückes  berechtigt  ist,  durch  die 

“)  Erbrecht  S.  118. 

**)  8.  85. 

**)  Sachsenspiegel  I 21  § 2. 
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Veräusserung  desselben  ein  Mehr  (nämlich  das  Veräusserungsrecht) 
an.  In  dem  letzteren  Falle  machte  der  Eigenthümer  dngegen  nur 
ein  Recht  geltend,  das  im  Eigenthum  liegt  und  ein  Ausfluss  dessel- 
ben ist,  im  vorliegenden  Falle  allerdings  durch  das  Recht  der  Erben 
beschränkt  war.  Von  dieser  Beschränkung  suchte  er  sich  zu  be- 
freien; das  Recht  der  Erben  masste  er  sich  aber  nicht  an,  wiewohl 
er  es  verletzte.  Demnach  ist  auch  Siegel's  Ansicht,  weil  in  den 
Quellen  nicht  begründet,  nicht  zu  billigen;  vielmehr  ist  daran  fest- 
zuhalten, dass  die  Eigenklage  in  der  Person  des  Erben  bei  Leb- 
zeiten des  Veräusserers  auf  einer  antieipirten  Erbfolge  beruht. 

Die  obigen  Ausführungen  lassen  zugleich  die  Natur  des  Bei- 
spruchsrechtes erkennen.  Es  ist  dasselbe  als  ein  dingliches  Recht 
zu  bezeichnen.  Dies  geht  daraus  hervor,  dass  die  Unterwindung 
des  Erben  zu  den  Eigenklagen  gerechnet  und  als  solche  bezeichnet 
wurde,  *8)  ferner  daraus,  dass  der  Erbe  das  ohne  seine  Einwilligung 
veräusserte  Immobile  aus  der  Hand  jedes  dritten  Besitzers  vindi- 
ciren  und  an  sich  nehmen  konnte,  *7)  sowie  endlich  daraus,  dass  in 
den  Urkunden  das  Beispruchsrecht  als  ein  „Recht  am  Grundstück“ 
bezeichnet  wird. *s) 

War  so  das  Einpruchsrecht  auf  objektiver  Seite  ein  dingliches 
Recht,  so  hatte  es  auf  subjektiver  Seite  den  Charakter  einer  höchst 
persönlichen  Befugniss.  Es  stand  nämlich  dem  nächsten  Erben  als 
solchen  zu,  beruhte  also  auf  einem  rein  persönlichen  Verhältnisse. 
Mit  dieser  Stellung  wurde  es  erworben,  — weshalb  man  bei  einem 
Streit  um  dasselbe  nur  zu  beweisen  hatte,**)  dass  man  nächster  Erbe 
ist,  — und  ging  mit  ihr  zugleich  verloren.  Wegen  seiner  Eigenschaft 
als  eines  höchst  persönlichen  Rechts  war  es  untheilbar,  — diese 
Untheilbarkeit  hinderte  aber  selbstverständlich  nicht,  dass  es  Mehrere 
in  solidum  haben  konnten,  — und  unübertragbar,  weshalb  der  nächste 
Erbe  auf  seine  Ausübung  zwar  verzichten,  dasselbe  aber  nicht  auf 
einen  Andern  übertragen  konnte. 

Erthcilte  der  nächste  Erbe  zu  einer  Veräusserung  seine  Zustim- 
mung, so  lag  darin  einerseits  ein  Aufgeben  seines  gegenwärtigen 

*«)  oben  S.  85. 

*’)  oben  S.  87,  insbes.  Anm.  9. 

*■)  Nach  einer  Urkunde  von  1197  [oben  S.  16]  wurde  ein  Enkel,  der  eine 
von  seinem  Grossvatcr  vorgenommene  Veräusserung,  zu  welcher  der  Vater  (des 
Enkels)  zugestimmt  hatte,  anfocht,  abgewiesen,  „cum  vivente  patre  suo  in 
bonis  aviti  sui  nihil  iuris  haberet,“  womit  zugleich  gesagt  ist,  dass  er, 
wenn  er  nächster  Erbe  gewesen  wäre,  ein  solches  „ius  in  bonis“  gehabt  hätte. 
Vgl.  noch  Urk.  von  1179  [oben  § 9 Anm.  8]:  jure  super  ca  (sc.  decimatione).“ 

**)  oben  S.  86. 
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Einspruchsrechtes  bezüglich  des  den  Gegenstand  der  Vorftusscrung  bil- 
denden Immobile,  andrerseits  ein  Aufgeben  der  Beerbung  bezüglich 
desselben.*®)  Beides  steht  in  engem  Zusammenhänge  mit  einander; 
das  Einspruchsrecht  soll  dem  Erben  die  Möglichkeit  wahren,  nach 
dem  Tode  des  jetztigen  Besitzers  in  seine  Immobilien  zu  succediren. 
Deshalb' entsprach  der  Umfang  des  Verzichts  auf  das  Erbrecht  (Be- 
erbungsrecht) genau  dem  Umfange  des  ertheilten  Beispruchs.  Er- 
theilte  der  Einspruchsbercchtigtc  seine  Zustimmung  zur  Veräusserung 
eines  Theiles  der  hereditas,  so  lag  darin  ein  Verzicht  auf  das  Erb- 
recht nur  hinsichtlich  dieses  Theiles;  im  Uebrigen  blieb  dasselbe 
unversehrt. 

’•)  Die  letztere  Behauptung  wird  von  Gerber  [Deutsch.  Priv.-R„  11.  Au  fl.. 
S.  722,  Anm.  1]  und  Zimmerte  [1.  1.,  8.162]  angegriffen,  aber  von  Beseler 
[Deutsch.  Priv.-R.,  3.  Aufl.,  8.  582]  und  mehreren  Andern  vertheidigt.  Aus  der 
Polemik  Zimmerle's  [ a.  a.  0.]  vermag  man  nicht  die  Uebcrzeugung  von  ihrer 
Unrichtigkeit  zu  gewinnen. 
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C.  Schluss. 


Die  Veranlassung  zur  Bildung  des  Beispruchsrechts. 

§ 11. 

Den  Schluss  der  Erörterungen  über  das  nitsächsische  Bei- 
spruchsrecht der  nächsten  Erben  mögen  einige  Bemerkungen  über 
seinen  Ursprung,  bzw.  das  ihm  zu  Grunde  liegende  Princip,  bilden. 

Die  Quellen  geben  über  das  letztere  keinen  Aufschluss.  Dies 
gilt  insbesondere  von  den  Worten  des  sächsischen  Volksrcchts: 
„Nulli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  facere  ...,  ut  heredem 
su um  ex  heredem  faciat“,1)  <la  wir  weiter  fragen  müssen: 
Warum  sollte  der  Eigenthümer  seinen  Erben  ohne  dessen  Einwil- 
ligung nicht  erblos  machen  dürfen  durch  Veräusserungen  von  Im- 
mobilien? 

Mit  Rücksicht  auf  dieses  Schweigen  der  Quellen  darf  man  sich 
nicht  wundem,  dass  die  Ansichten  der  Rechtslehrer  über  das  ge- 
dachte Princip*)  weit  aus  einander  gehen. 

Die  frühere,  allgemein  gebilligte  I/chre  glaubte  dasselbe  darin 
titulen  zu  dürfen,  dass  das  Eigenthum  am  Grund  und  Boden  nicht 
dem  jeweiligen  Besitzer,  sondern  allen  Familiengliedera,  also  der 
gesammten  Familie,  zugestanden  habe.  Diese  Theorie  des  Gesammt- 
eigenthums  der  Familie,8)  welche  im  18.  Jahrhundert  von  einigen 
Romanisten  zur  Erklärung  des  Intestaterbrechts  aufgestellt  worden 
war,  aber  wegen  ihres  Widerspruchs  mit  klaren  Quellennussprüchen 
des  römischen  Rechts  bei  den  Lehrern  desselben  und  bei  den  Ci- 
vilisten  keinen  Beifall  fand,  gelangte  auf  dem  Gebiete  des  deutschen 
Privatrechts  zu  grossem  Ansehen  und  blieb  bis  zu  Ende  des  vorigen 


')  Lex  Sax.  eap.  62. 

*)  Eine  gute  Zusammenstellung  und  Kritik  der  bis  zu  seiner  Zeit  auf- 
gestellten  Theorieen  giebt  Zimmerle  a.  a.  O.  §§  15 — 20,  auf  welche  hiermit  ver- 
wiesen wird. 

*)  Duncker,  Gesammteigenthum,  1843,  passim. 
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Jahrhundert«  unangefochten.  Nachdem  aber  zuerst  Majer  und  Runde 
sie  als  „eine  weder  durch  die  Geschichte,  noch  durch  die  Natur  der 
Sache  zu  rechtfertigende,  überflüssige  Hypothese“  angegriffen  hat- 
ten, wandten  sich  die  meisten  und  angesehensten  Rechtslehrer  von 
ihr  wegen  ihrer  Unbestimmtheit  ab.  Seit  etwa  30  Jahren  konnte 
sie  als  allgemein  aufgegeben  betrachtet  werden : *)  nur  Lassalle  hatte 
in  jüngerer  Zelt  ihren  Grundgedanken  seinen  geschieht« -philosophi- 
schen Erörterungen  über  den  Gegensatz  des  römischen  und  des  ger- 
manischen Erbrechts,  jedoch  nicht  mit  besonderem  Glück,  zu  Grunde 
gelegt. 

In  der  neuesten  Zeit  hat  indessen  v.  Amira  in  seiner  bereits 
mehrfach  erwähnten,  scharfsinnigen,  aber  vielfach  zu  Widerspruch 
herausfordernden  Schrift“)  die  erwähnte  Theorie  mit  schärferer  For- 
mulirung  und  versuchter  quellenmässiger  Begründung  von  Neuem 
aufgestellt.  Er  leitet  alles  germanische  Erbrecht  aus  einer  gesumm- 
ten Hand  des  von  ihm  konstruirten  „engeren  Erbenkreises“  her. 
Die  Gesammthand  sei  eine  Vermögensgemeinschaft  mit  geordneter 
Vertretung  gewesen,  und  ihre  Theilnehmer  seien  als  „Mitherren“  ge- 
dacht, während  die  draussen  stehenden  Verwandten  des  „entfernten 
Erbenkreises“  als  „Nichtherren“  betrachtet  worden  seien.  Eine 
Wirkung  der  Vermögensgemeinschaft  sei  u.  A.  das  Beispruchsrecht. 
Es  habe  daher  auch  nicht  der  alleinige  Verzicht  des  nächsten  Erben 
ausgereicht,  um  dieses  Gesammteigenthum  illusorisch  zu  machen; 
vielmehr  sei  die  Verfügungsgewalt  des  Erblassers  bei  Lebzeiten  an 
den  Beirath  aller  näheren  Verwandten  gebunden  gewesen.  Hiernach 
werde  das  Mehr,  was  der  Erblasser  vor  den  Erbwarten  voraus  hatte, 
auf  ein  blosses  Vertretungsrecht  zusammengedrängt.  Er  habe  die 
Gesammtheit  der  einspruchsberechtigten  Magen  mit  Einschluss  seiner 
selbst  in  der  Ausübung  der  Herrschaft,  welche  ihnen  allen  gemein- 
schaftlich zugestanden  habe,  nach  aussen  repräsentirt.  Die  Erbfolge 
in  Liegenschaften  sei  daher  bei  den  einspruchsberechtigten  Magen 
„Suceession  in  die  Vertretung  und  in  die  Verwaltung  eines  bereits 
erworbenen  Rechts“  gewesen.  Dass  dadurch  zugleich  die  Erbfolge 
in  die  sonstigen  Vermögensrechte  sich  regelte,  sei  eine  nothwendige 
Folge  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der  älteren  Zeit  gewesen. 

Diese  Ausführung  blendet  und  besticht  vielleicht,  leidet  jedoch, 


•)  Zuletzt  hielten  an  ihr  fest:  Unger,  Altdeutsche  Gerichtsverfassung  (1842), 
§ 2.  Phillips,  Deutsches  Pri v.-R.,  II  (1838)  § 86.  W arnkünig,  Franzos.  Staats- 
und Rechtsgesch.,  II  S.  443. 

*)  Erbenfolge  und  Vcrwandtschaftsgliederung,  passim,  insbo.  S.  134  ff. 
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obschon  sie  manches  Richtige  enthält,  an  vielen  Widersprüchen  und 
Unklarheiten  und  hält  vor  der  kritischen  Sonde  nicht  Stand. 

Abgesehen  davon,  dass  es  vor  Allem  unklar  bleibt,  ob  die  von 
Amira  aufgestellte  Vermögensgemeinschaft  eine  faktische  oder  ju- 
ristische ist,  abgesehen  ferner  von  der  inneren  Unmöglichkeit  der 
Verknüpfung  der  Idee  der  Gesammthand  mit  der  Basis  der  genann- 
ten zwei  koncentrischen  Kreise,  und  der  von  Amira  beliebten  Ab- 
grenzung der  letzteren,  ®)  ist  schon  die  Hypothese,  welche  gewisser- 
niassen  die  Grundlage  aller  anderen  bildet,  nämlich  die  Behauptung, 
dass  nicht  blos  die  in  concreto  nächsten  Erben,  sondern  alle  inner- 
halb des  engeren  Kreises  stehende  Magen  in  der  historischen  Zeit 
einspruchsberechtigt  gewesen  seien,  durchaus  unrichtig  und  quellen- 
widrig. Dies  ergiebt  sich  aus  unsem  obigen  Ausführungen.7)  Die 
Quellen  sagen  ferner,  dass  die  Magen  bei  Lebzeiten  des  nächsten 
Erben  an  den  Immobilien  des  Erblassers  gar  kein  Recht  („nihil 
iuris  “j1*)  haben.  Sie  können  demnach  an  ihnen  zur  historischen 
Zeit  auch  kein  Eigenthum  gehabt  haben,  wie  es  v.  Amira  ihnen 
vindicirt,  so  dass  der  Erblasser  ( Veräusserer)  vor  ihnen  nur  die 
Ausübung  der  im  Eigenthumsbegriff  enthaltenen  Befugnisse  nach 
aussen  gehabt  hätte.  Richtig  ist  es  allerdings,  wenn  Amira  sagt, 
ein  Gcsammteigenthum  der  Familie,  welches  durch  den  Verzicht 
des  nächsten  Erben  allein  hätte  illusorisch  gemacht  werden  kön- 
nen, hat  es  niemals  gegeben.  Es  konnte  jenes  Gesammteigenthum 
durch  diesen  Beispruch  (Verzicht)  deshalb  nicht  illusorisch  gemacht 
werden,  weil  es  überhaupt  nicht  existirte.  Lediglich  die  nächsten 
Erben  hatten  ausser  dem  Eigcnthümer  in  der  historischen  Zeit  ein 
Recht  an  den  Immobilien;  ertheilten  sie  den  Beispruch,  so  ging  das- 
selbe in  ebendemselben  Umfange,  als  der  letztere  ertheilt  wurde, 
unter.0)  Ferner  sollte  man,  wenn  die  Magen  zur  historischen  Zeit 
noch  Eigenthümer  der  Immobilien  waren,  erwarten,  dass  ihnen  min- 
destens dieselbe  Befugniss,  wie  dem  nächsten  Erben,  zugestanden 
habe , m.  a.  W.,  dass  sie  ebenfalls  neben  oder  nach  dem  nächsten 
Erben  einspruchsberechtigt  waren;10)  und  doch  war  dies  nicht  der 


•)  Vgl.  hierüber  Clierke,  in  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  1kl.  XII 
8.  479  ff. 

’)  oben  § 3.  Für  die  vorhistorische  Zeit  dürfte  v.  Amira’s  Ansicht  grossen- 
theils  beizutreten  sein. 

*)  Urkunde  von  1197,  oben  § 3 S.  16. 

•)  oben  § 10. 

'*)  v.  Amira  nimmt  a.  a.  O.  dies  in  der  That  an. 
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Pall.11)  Ebenso  erwartet  man,  die  Richtigkeit  der  v.  Amira’schen 
Ansicht  vorausgesetzt,  dass  eine  Yeräusserung  seitens  des  Eigen- 
thümers  unter  Zustimmung  des  nächsten  Erben  allein  ungültig  ge- 
wesen sei,  was  ebenfalls  in  der  historischen  Zeit  nicht  der  Fall  war.1®) 
Auffallend  ist  es  auch  unter  der  gleichen  Voraussetzung,  dass  dem 
Eigenthümer  (Erblasser)  in  echter  Noth,  abgesehen  von  der  Verpflich-  ' 
tung  des  Anbietens  zum  Verkauf,  die  freie  Verausserungsbefugniss 
zustand;  denn  man  kann  nicht  annehmen,  dass  die  (vorübergehende) 
Noth  eines  einzelnen  Familiengliedes  das  Gesummteigenthum  der 
Familie  aufhob. ,s) 

Den  ersten  Versuch,  den  Ursprung  des  Einspruchsrechtes  anders 
zu  erklären,  als  dies  die  Familien-Gesamimeigenthums-Theorie  thut, 
machte  Eichhorn.14)  Er  hält  die  Rechte  der  nächsten  Erben  darum 
für  unverletzlich,  weil  mit  dem  Recht  auf  die  Erbschaft  (Beerbung) 
auch  die  Verpflichtung  zur  Blutrache  und  zur  Bezahlung  des  Wehr- 
geldes in  Verbindung  gestanden  habe.  Die  Entschädigung,  oder 
besser,  das  Korrelat  dieser  Pflichten ,s)  sei  das  Erbrecht  gewesen 
und  infolge  dessen  auch  das  Einspruchsrecht,  ohne  welches  das 
erstere  hätte  vereitelt  werden  können. 

Die  Unhaltbarkeit  dieser  Ansicht  that  Beseler18)  dar,  indem  er 
an  dem  salfränkischcn  Recht  zeigte,  dass  die  Pflicht  zur  Blutrache 
und  zur  Bezahlung  des  Wehrgeldes  keineswegs  mit  dem  Erbfolge- 
recht und  der  Einspruchsberechtigung  in  derselben  Person  zusam- 
mengefallen sei.  Ausserdem  verwies  Pauli17)  auf  das  dänische  Recht, 


")  oben  § 3 S.  15  ff.  »*)  § 3. 

'•(lieber  die  Unzulänglichkeit  der  v.  Amira’schen  Hypothese  als  all- 
gemeiner Begründung  des  Erbrechts  vgl.  Gierke,  a.  a.  0. 

1 *)  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  6.  Aull.,  I ij  57. 

'•)  Eichhorn  a.  a.  0.  geht  — dasselbe  thut  Kraut,  Vormundschaft,  I S.  11 
Anm  6;  SS.  31  u.  168  — von  der  Voraussetzung  aus,  dass  nur  der  nächste  Ver- 
wandte zur  Zahlung  des  Wehrgeldes  und  der  Busse  verpflichtet,  bzw.  zu  ihrem 
Empfange  berechtigt  gewesen  sei.  Richtiger  stellt  man  indessen  den  nächsten 
Verwandten  als  Nächstberechtigten  und  Nächstverpflichteten,  neben  oder  nach 
ihm  aber  alle  anderen  Magen  als  berechtigt  und  verpflichtet  hin.  Tacitus  (Ger- 
mania, cap,  21)  sagt  ausdrücklich:  „satisfactionem  recipit  universa  doinus.“ 

' *)  Erbverträge,  I S.  49  ff. 

'•)  Lüb.  Abhdlgn.  I S.  13,  Anm. 

1 *)  Eichhorn’s  Ansicht  hat  v.  Sydow,  Erbrecht  S.  181 , mit  geringen  Mo- 
difikationen adoptirt.  Der  Verpflichtung  zur  Zahlung  des  Wehrgcldes  substi- 
tuirt  er  die  Familienbürgschaft.  Das  Eigen  des  besitzenden  Familiengliedes 
(Erblassers)  und  das  Einspruchsrecht  haben  nach  seiner  Meinung  die  Sicher- 
stellung der  Familien  bezweckt,  weil  diese  der  Gemeinde  für  die  von  den  ein- 
zelnen Familienangehörigen  verwirkten  Bussen  und  Wehrgelder  Gewähr  zu  lei- 
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in  welchem  nicht  blos  die  nächsten  Erben,  sondern  auch  die  ent- 
fernteren Verwandten  väterlicher-  und  mütterlicherseits  an  der  com- 
positio  Theil  nahmen,  während  das  Einspruchsrecht  nur  dem  näch- 
sten Erben  zustand.  Auch  hat  man,  und  zwar  nicht  mit  Unrecht, 
gegen  Eichhorn  die  Frage  aufgeworfen,  warum  gerade  das  Ein- 
* spruchsrecht  der  Pflicht  zur  Bezahlung  des  Wehrgeldes  und  der 
Busse  entsprochen  haben  soll.  Der  Verpflichtung,  den  Genossen 
durch  Zahlung  des  Wehrgeldes  zu  lösen,  entsprach  — wenn  man 
eine  Correspondenz  von  Rechten  und  Pflichten  für  das  ältere  deutsche 
Recht  annchmcn  will,  — das  Recht  auf  Empfang  des  Wchrgeldes 
und  der  Busse,  die  für  die  Tödtung  oder  Verletzung  eines  Familien- 
gliedes gezahlt  wurde.  Mindestens  liegt  es  näher,  das  Recht  auf 
den  Empfang  des  Wehrgeldes  als  Korrelat  der  Pflicht  zur  Zahlung 
desselben  anzusehen. ,8) 

Beseler  begnügte  sich  nicht  damit,  die  Unrichtigkeit  der  Eich- 
hora’schen  Theorie  nachzuweisen,  sondern  stellte  anstatt  ihrer  eine 
eigene  auf.  Es  sei,  behauptet  er, *•)  wie  bereits  mehrfach  erwähnt 
wurde,  die  Veräusserung  des  Grundbesitzes  ursprünglich  nicht  be- 
schränkt gewesen ; aber  die  Liebe  zum  ererbten  Eigen,  der  Wunsch, 
für  die  Seinigen  etwas  zu  erarbeiten,  also  die  natürliche  Neigung, 
die  Sitte  habe  es  unnatürlich  erscheinen  lassen,  dass  die  Eltern  den 
Kindern  durch  Freigebigkeit  das  Vermögen  entzogen.  Demnach 
wäre  lediglich  die  elterliche  Liebe  der  Anfang  und  der  Grund  der 
rechtlich  nicht  nothwendigen  Zuziehung  der  Kinder  zu  den  Ver- 
äusserungen  gewesen.  Später  indessen  hätten  die  Vergabungen  zu 
frommen  Zwecken,  die  oft  durch  Frömmigkeit,  öfter  aber  durch  das 
in  Habsucht  ausartcude  Streben  der  Geistlichkeit,  die  Kirche  zu  be- 
reichern, veranlasst  worden  wären,  jenes  Erbrecht  gefährdet.  Wenn 
Kinder  gefehlt,  hätte  es  leicht  geschehen  können,  dass  die  Nächsten 
der  Sippe  aus  der  ähnlichen  Lage  ein  gleiches  Recht  herzuleiten 
suchten,  und,  je  häufiger  sie  an  den  Auflassungen  Theil  genommen, 
desto  leichter  hätte  die  Meinung  entstehen  können,  dass  ihre  Zu- 
stimmung zur  Gültigkeit  der  Veräusserung  rechtlich  nothwendig  sei. 

Einwendungen,  die  sich  gegen  diese  Ausführungen  erheben  las- 


sten  gehabt  haben.  Diese  Ansicht,  welche  auf  der  irrigen  Voraussetzung  beruht, 
dass  nicht  der  nächste  Erbe  allein,  sondern  mit  ihm  andere  Verwandte  ein- 
spruchsbereclit igt  waren,  trifft  der  Einwand,  dass  das  Korrelat  der  gedachten 
Pflicht  das  Recht  zur  Empfangnahme  der  Busse  bei  Verletzungen  von  Familien- 
gliedem,  nicht  das  Einspruehrccht  war. 

'•)  Erbvcrtr.  a.  a.  O. 

»•)  Vgl.  oben  SS.  9,  22,  61  ff. 
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sen,  wurden  bereit«  mehrfach 40)  erwähnt.  Hier  sind  noch  einige 
andere  anzuführen,  welclie  dieselben  treffen.  Zu  ihnen  gehört  der 
Umstand,  dass  die  Yerwandtenliebe,  insbesondere  die  der  Eltern  zu 
den  Kindern,  nicht  unseren  Vorfahren  allein  eigen  war,  sondern 
allen  Völkern  gemeinsam  ist,  und  man  demnach  erwarten  dürfte, 
dass  dasselbe  oder  ein  ähnliches  Institut  sich  bei  anderen  Völkern 
entwickelt  hätte,  was  nber  nirgends  geschehen  ist.  Sodann  sprach 
die  elterliche  Liebe  und  die  Neigung  zu  den  Verwandten  sicher 
ebenso  stark  dafür,  auch  die  Fahrniss  den  Erben  zu  erhalten.  Warum 
hat  sich  nun  hinsichtlich  der  Veräusserung  dieser  nicht  eine  ähn- 
liche oder  dieselbe  Sitte  gebildet?  Ferner  wird  durch  Beseler’s 
Ausführungen  nur  die  Zuziehung  der  Erben  zu  unentgeltlichen  Ver- 
äusserungen  erklärt,  dagegen  bleibt  die  Nothwendigkeit  des  Bei- 
spruchs zur  Gültigkeit  auch  der  entgeltlichen  Veräusserungen  un- 
erklärt. Bei  vielen  der  letzteren,  nämlich  in  allen  denjenigen  Fällen, 
in  denen  das  Geschäft  für  den  Veräusserer  vorteilhaft  war,  und 
demnach  durch  seinen  Abschluss  dem  Erben  einst  ein  grösseres  Ver- 
mögen hinterlassen  wurde,  forderte  die  Verwandtenliebe  die  Zu- 
ziehung des  Letzteren  nicht,  und  doch  fand  sie  statt.  Endlich  ist, 
wenn  man  Beseler’s  Ansicht  festhält,  unerklärlich,  weshalb  das  Bei- 
spruchsrecht  sich  erst  nach  dem  Jahre  1000,  wie  Beseler*1)  und 
.Andere  annehmen,  gebildet  hat.  Die  Vergabungen  an  die  Kirche 
standen  keineswegs  im  10.,  9.  oder  8.  Jahrhundert  in  ihrer  höchsten 
Blütlie,  sondern  hatten  unter  den  Merowingern  vor  der  Säkulari- 
sation unter  Karl  Martell's  Söhnen  ihren  Höhepunkt  erreicht.®*) 
Wenn  irgend  jemals,  so  that  damals  die  Ausbildung  des  Einspruchs- 
rechtes Noth.  Und  doch  war  ein  solches  Recht,  wie  Beseler  be- 
hauptet, dem  salfränkischen  Volksrechte  und  überhaupt  den  Franken 
unbekannt. 

Diese  Mängel  mochte  Pauli  einsehen,  als  er  eine  neue  Begründ- 
ung des  Beispruchsrechtes  versuchte. äs)  Ihm  „scheint  der  Grund 
desselben  hauptsächlich  in  der  tief  im  germanischen  Leben  ruhen- 
den Ansicht  zu  liegen,  dass  der  Einzelne  nur  mit  dem  durch  eigene 
Kraft  und  Thätigkeit  Erworbenen  frei  schalten  und  walten  darf, 
das  ihm  ohne  sein  Zuthum  durch  die  von  einer  höheren  Hand  ge- 


11 ) Erbvertr.  S.  59. 

**)  Damals  gab  es  in  Gallien  Klöster,  welche  7,  10,  ja  sogar  15  Tausend 
Mansi  Grundeigenthum  liesassen,  und  gehörte  der  dritte  Theil  des  gesammten 
Grund  und  Bodens  der  Kirche.  Vgl.  hierüber  und  über  das  im  Text  Bemerkte 
Roth,  Benefieialwcsen,  passim,  insbes.  S.  246  ff.,  256  ff.,  2G0  ff. 

**)  Pauli  a.  a.  O.  8.  13  ff. 

Fipper,  Dm  B*i*pruchsr«cht.  7 
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ordneten  Verhältnisse  und  infolge  des  vom  Volksrecht  bestimmten 
Erbganges  Zugefallene  aber  als  ein  geliehenes  Gut  zwar  zu  be- 
nutzen, dagegen  nicht  nach  Willkür  darüber  zu  verfügen  befugt 
sei,  und  dass  er  dasselbe  so,  wie  er  es  überkommen,  auch  seiner- 
seits wieder  dem  Erbgang  überlassen  müsse.“ 

Auch  diese  Erklärung  ist  zu  verwerfen.  Ihre  Unrichtigkeit 
erhellt  schon  aus  der  irrigen  Voraussetzung,  es  habe  das  Einspruchs- 
recht den  Erben  von  jeher  nur  bei  Veräusserungen  von  Erbgut, 
nicht  Eigen  schlechthin,  zugestanden.  Diese  Ansicht  ist,  wie  oben  **) 
gezeigt  wurde,  für  das  altsächsische  Recht  durchaus  unhaltbar. 

Einigermassen  der  Beseler’schen  Theorie  verwandt  ist  die  von 
Sandhaas85)  aufgestellte.  Nach  seiner  Ansicht  muss  man  bei  der 
Frage  nach  dem  Grunde  des  Einspruchsrechts  zwischen  „sittlichen“ 
und  „eigentlich  rechtlichen“  Ansprüchen  des  Erben  unterscheiden. 
Der  Grund  der  ersteren  sei  in  der  Innigkeit  des  alten  Familien- 
bandes zu  suchen,  die  vorzüglich  durch  die  hohe  politische  Bedeut- 
ung der  alten  Familie  gegeben  worden  wäre.  Durch  die  allmälige 
Auflösung  der  politischen  Bande  der  Familie  sei  jene  Innigkeit 
allerdings  geschwächt  worden,  doch  nicht  untergegangen.  Wenn 
trotzdem  die  Ansprüche  der  Erben  bestehen  blieben,  ja  sogar  zu 
rechtlichen  geworden  seien,  so  sei  der  Grund  dafür  „in  der  Idee“ 
zu  suchen,  „dass  es  Aufgabe  des  Sachenrechts  sei,  nicht  bloss  einem 
Theile  der  Staatsangehörigen,  etwa  den  gegenwärtigen  Besitzern, 
sondern  allen  Gliedern  des  Rechtsvereins,  insbesondere  auch  den 
künftigen  Geschlechtern,  die  sachliche  Bedingung  eines  Vernunft- 
gemässen  Daseins  zu  gewähren.“ 

Eine  Reihe  von  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Aus- 
führungen, die  theilweise  die  richtige  Ansicht  streifen,  sind  bereits 
von  Zimmerle88)  erörtert  worden.  Deshalb  genüge  es  hier,  noch 
darauf  hinzuweisen,  dass  sich  gegen  Sandhaas  einwenden  lässt,  was 
er  gegen  Besclcr  ausgeführt  hat:  „dass  man  sich  vergeblich  nach 
einem  Grunde  umsieht,  der  eine  so  tief  eingreifende  Veränderung  — 
die  Umwandlung  bloss  sittlicher  Ansprüche  in  rechtliche  — zu  er- 
klären im  Stande  wäre“,  sowie  darauf,  dass  das  angebliche  Bestreben, 
durch  das  Einspruchsrecht  einer  Verarmung  der  künftigen  Genera- 
tionen vorzubeugen,  zu  allgemein  ist,  um  die  Existenz  eines  spccifisch 
deutschen  Rechtsinstitutes  zu  erklären. 


»*)  Vgl.  § 5. 

JS)  Germanistische  Abhandlungen  S.  203  ff. 

*•)  Zimmerle  a.  a.  0.  § 18  S.  110  ff. 

*’)  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers,  S.  212. 
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Unhaltbarer,  als  alle  bisher  erwähnten  Theorieen,  ist  die  in 
neuerer  Zeit  von  Iiewis  !")  veröffentlichte  Ansicht,  wonach  das  Recht 
der  lex  Saxonum  in  Betreff  der  Veräusserungen  von  Grundeigentum 
vom  Beispruehsrccht  der  Erben  wesentlich  verschieden  ist.  Diese  Lex, 
fährt  Lewis  fort,  verbiete  derartige  Veräusserungen  schlechthin,  nicht 
nur  mit  Rücksicht  auf  die  Familie,  sondern  auch,  und  noch  mehr 
im  öffentlichen  Interesse.  Demnach  sei  nicht  nur  der  beeinträchtigte 
Erbe  befugt,  eine  solche  Veräusserung  anzufechten,  sondern  es  könne 
dies  auch  von  Staats  Wegen  geschehen,  und  eine  Veräusserung  kon- 
valescire  nicht  schon  dadurch,  dass  die  Erben  ihren  Konsens  geben; 
es  müsse  vielmehr  noch  die  Ratihabition  des  Staatsoberhauptes  hinzu- 
kommen. 

Leider  hat  Lewis  unterlassen,  Beläge  aus  den  Quellen  für  die 
Richtigkeit  seiner  Behauptungen  beizubringen,  obschon  dies  we- 
gen der  Schärfe  des  Contrastes,  in  welchem  sich  seine  Ansicht  zu 
den  bisherigen  Anschauungen  befindet,  durchaus  noth wendig  er- 
scheint. Auch  wird  es  Lewis  niemals  gelingen,  jenen  Nachweis  zu 
fuhren.  Die  Quellen  enthalten  nicht  die  geringste  Andeutung  da- 
für, dass  eine  ohne  Zustimmung  des  nächsten  Erben  erfolgte  Ycr- 
äussemng  von  Eigen  auch  von  Stnats  Wegen  angefochten  werden 
konnte,  sowie  dass  zur  Gültigkeit  einer  solchen  Veräusserung  auch 
die  Genehmigung  des  Staatsoberhauptes  erforderlich  war;  sie  spre- 
chen vielmehr  klar  und  deutlich  aus,  dass  zur  Konvalescenz  einer 
derartigen  Veräusserung  die  (nachträgliche)  Genehmigung  seitens 
des  nächsten  Erben  genügte.  2S) 

Den  richtigsten  Aufschluss  über  den  Ursprung  des  Einspruchs- 
rechtes, bzw.  die  ihm  zu  Grunde  liegende  ratio  dürfte  bisher  Gerber2*) 
gegeben  haben,  dessen  Ansicht  sich  Zimmerle30)  angeschlossen  hat. 
Gerber  findet  diese  ratio  in  dem  Bestreben,  den  Familienglicdern 
die  aus  dem  Besitz  des  Grundeigenthums  fliessenden  öffentlichen 
Rechte  zu  wahren.  Den  Erben  und  den  weiteren  Generationen  sollte 
durch  das  Einspruchsrecht  die  politische  Existenz  im  Staate  erhal- 
ten und  bewahrt  werden.  Damit  war  allerdings,  jedoch  erst  an 


**)  Vgl.  die  in  § 9 Anm.  11  und  S.  82  ff.  angegebenen  Urkunden. 

*•)  Meditat.  p.  10  sq. 

*•)  Stammgutssystem  S.  121. 

")  Vgl.  Waitz,  Das  alte  Hecht  der  sal.  Kranken,  S.  126  und  S.  134;  Ver- 
fass.-Gesch.  (2.  Aufl.)  I S.  120  und  324;  II  36,  212  ff.,  464  ff  In  der  allerälte- 
sten Zeit  scheint  nicht  der  Grundbesitz,  sondern  die  persönliche  Freiheit  dio 
Basis  aller  Hechte  und  Pflichten  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Gicrke,  in  der  Zeit- 
schrift für  Rechtsgeschichte,  Bd.  XII  S.  474. 

7* 
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zweiter  Stelle,  das  Bestreben  verbunden,  auch  die  Mittel  zur  natür- 
lichen (materiellen)  Existenz  den  Erben  zu  erhalten. 

Welch’  grosse  Bedeutung  der  Besitz  von  Liegenschaften  nach 
altdeutschem  Rechte  für  die  Zuständigkeit  und  Ausübung  politischer 
Rechte  hatte,  ist  bekannt,  und  hier  nicht  ausführlich  zu  erörtern. 
Es  genüge,  daran  zu  erinnern,  dass  der  Besitz  eines  Hofes  die  Vor- 
aussetzung der  Vollfreiheit  und  der  Thcilnahmo  am  politischen  Ver- 
bände war.31)  Nur  wer  in  der  Hundertschaft  angesessen  war,  und 
über  eine  Hofstätte  als  freies  Eigenthum  zu  vertilgen  hatte,  war 
vollfrei  und  durfte  an  der  Versammlung  der  Hundertschaft  und  des 
Gaues,  und  damit  zugleich  an  der  Gesetzgebung  und  der  Ausübung 
der  übrigen  ihr  zugewiesenen  Befugnisse  (Berathung  über  Krieg 
und  Frieden,  Wahl  der  Vorsteher,  Solennisirung  gewisser  Rechts- 
geschäfte, wie  Wchrhaftmachung  eines  Freien,  Eingehung  der  Ehe, 
Ertheilung  der  Freiheit  u.  s.  w.)  Theil  nehmen.  Nur  der  freie 
Grundbesitzer  war  fähig,  in  der  Volksversammlung  seine  und 
der  Seinigen  Freiheit  und  Rechte  zu  wahren.  Alle  auf  der  Familie 
beruhenden  Rechte  setzten  Grundeigenthum  in  der  Hand  des  Fa- 
milienoberhauptes voraus.  Durch  letzteres  wurden  die  Familie  und 
die  Familienglieder  in  politischer,  wie  rechtlicher  Hinsicht  vertreten. 
Somit  entbehrte  die  Familie  des  gerichtlichen  Schutzes,  sobald  ihr 
Oberhaupt  aufhörte,  ein  „bonus  vir“,  ein  angesessener  Mann  zu  sein, 
und  deshalb  hatte  sie  ein  sehr  lebhaftes  Interesse  daran,  dass  Letz- 
teres nicht  eintrat, ai)  Ebendeshalb  beschränkte  das  Einspruchsrecht 
den  Eigenthümer  in  der  Vcräusserung  über  das  Grundeigenthum. 
Ohne  diese  Schranke  hätte  es  in  der  Hand  des  Familienoberhauptes 
gelegen,  durch  eine  Veräusseruug  von  Eigen  die  Familienglicder 
ihres  politischen  und  rechtlichen  Daseins  zu  berauben. 

Das  Bestreben,  den  Familienangehörigen  durch  die  Erschwerung 
der  Vcräusserung  des  Grundeigenthums  die  auf  diesem  beruhenden 

**)  Auch  im  späteren  Mittelalter  lmt  der  Besitz  vou  Eigen  seine  ehemalige 
Bedeutung  nicht  verloren.  Sachsensp.  I 34  § 1 ; ITT  45  § 5 ; III  61  § 3,  III  81 
Sj  1.  Vctus  auctor  de  benef.  cap.  I § 37.  Selbst  in  den  Städten,  in  deren  Ring- 
mauern die  Fahrnis*  zuerst  eine  grössere  Bedeutung  erlangte,  bis  letztere  die 
des  (inindcigenthums  übertraf,  ging  die  politische  Bedeutung  desselben  nicht 
unter.  So  war  nach  Lübischcm  Recht  [Pauli  a.  a.  O.  I S.  15]  nur  der  Grund- 
eigenthümer  zum  Erscheinen  im  echten  Bing  berechtigt,  und  fähig,  in  den  Rath 
gewählt  zu  werden,  nur  ein  Angesessener  war.  einzelne  Ausnahmefälle  abge- 
rechnet, als  Zeuge  vor  Gericht  zulässig,  und  befähigt,  als  Schöffe  das  Recht  zu 
finden. 

**)  Objekte  des  Beisprucbsrechtes  mochten  damals  die  Mobilien  sein;  in 
diese  hat  cs  auch  früher  ein  Erbrecht  gegeben,  als  in  Grundstücke.  Vgl.  Gierke, 
a.  a.  O.  S.  481. 


Digitized  by  Google 


iqt 

Rechte  zu  erhalten,  war  jedoch  nicht  die  einzige  Veranlassung  zur 
Ausbildung  des  Bcisprucbsrcchts;  neben  jenem  Bestreben,  ja  so- 
gar schon  bevor  dieses  sich  geltend  machte, 1 *  3*)  — dieses  übersehen 
Gerber  und  Zimmerle,  — wirkte  auf  die  Ausbildung  dieses  Rechts 
die  eigenthümliche  Organisation  des  altgcrmanischcn  Hauses34)  hin. 
Während  bei  den  Römern  der  pater  familias  der  alleinige  Inhaber 
alles  Rechtes  und  alles  Vermögens,  ja  sogar  der  Personen  der  Fa- 
milienangehörigen war,  in  der  Familie  demnach  sein  Wille  allein 
und  fast  absolut  herrschte,  war  das  Haus,  welches  nicht  ein  Inbegriff 
gewisser  Verwandtschaftsgrade  war,  sondern  nur  so  weit  reichte, 
als  sich  die  thatsächliche  Gemeinschaft  des  häuslichen  Heerdes  er- 
streckte, nach  germanischen  Begriffen  ein  Verband  mehrerer  be- 
rechtigter Glieder.  Letztere  waren  allerdings  nicht  gleichberechtigt 
mit  dem  Hausherrn;  sie  konnten  dies  schon  deshalb  nicht  sein,  weil, 
wenn  man  die  sämmtlichcn  Mitglieder  des  Hauses  neben  dem  Haus- 
herrn als  Subjekte  des  Eigenthums  am  Hausvermögen  dachte,  und 
den  letzteren  nur  als  primus  inter  pares  ansah,  man  dadurch  in 
einen  Widerspruch  mit  dem  Leben  getreten  wäre.3*)  An  dem  Haus- 
vermögen besassen  die  Hausangehörigen  ein  gewisses  Anrecht ; *•*) 
der  alleinige  Eigentümer  jenes  war  aber  der  jeweilige  Hausherr; 
er  war  dies  jedoch  nicht  bloss  als  Individuum,  sondern  zugleich  in 
seiner  hiervon  untrennbaren  Stellung  als  Haupt  und  Repräsentant 
des  Hauses.  Durch  diese  hausväterliche  Stellung,  vermöge  deren 
er  die  Hausangehörigen  kraft  eigenen  Rechtos  schützte  und  vertrat, 
war  sein  Eigenthum  beschränkt.  Die  von  ihm  vertretenen  und  ge- 
schützten Hausgenossen  hatten  ein  Recht  darauf,  dass  das  Hausver- 
mögen für  die  Bedürfnisse  und  Zwecke  des  Hauses  verwaltet  und 
verwendet  wurde.  Gerade  dies  ist  der  Grund,  weshalb  das  alte, 
deutsche  Recht  Testamente,  Legate  oder  ähnliche  Rcchtsinstitute 
nicht  kannte,  und  sie  von  anderen  Völkern  erst  spät  annahin.  Denn 
durch  derartige  Institute,  durch  welche  dem  Hausherrn  Gelegenheit 
geboten  wurde,  seinem  individuellen  Willen  eine  über  seinen  Tod 
hinausreichende  Macht  zu  verleihen,  hätte  sehr  leicht  das  Hausver- 
raögen  gänzlich  oder  theilweise  den  Hausangehörigen  entzogen  wer- 
den können.  Veräusserungen  unter  Lebenden,  von  denen  dieselbe 

1 ')  Ucber  die  altgermaniache  Hausgenossenschaft  s.  Gierkc,  üenossen- 
schaftsrecht,  Bd.  I u.  II,  passim.  Sie  war  auch  der  Ausgangspunkt  des  Erb- 
rechts. Vgl.  Gierke,  in  der  Zeitschrift  für  Hechtsgesch.,  Bd.  XII  S.  481  ff. 

,l)  Gierke,  a.  a.  O. 

**)  Das  rechtliche  Verhältnis  der  Hausangcliörigen  zum  Hausherrn  be- 
züglich des  Vermögens  lässt  sich  weder  als  Gesammthand,  noch  als  Vermögens- 
gemeinschaft bezeichnen.  Vgl.  Gicrkc,  a.  a.  O.,  S.  482  f. 
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Gefahr  drohte,  konnte  man  jedoch  nicht,  wie  die  von  Todes  Wegen, 
unbedingt  untersagen;  man  konnte  nur  Mittel  auffinden  und  anwen- 
den, um  einer  hierbei  sich  geltend  machenden  Willkür  des  Haus- 
herrn vorzubeugen.  Das  vorzüglichste  Mittel  war  in  dieser  Hin- 
sicht das  Beispruchsrecht,  welches  später  auch  den  nicht  zum  Hause 
gehörigen  Verwandten  gegeben  wurde,  als  sie  ein  Erbrecht  erhielten. 

Auffallend  ist  es  allerdings,  dass  zu  deijenigen  Zeit,  aus  wel- 
cher die  Quellen  stammen,  nicht  alle,  auch  die  entfernteren,  Familien- 
gliedcr  einspruchebcrechtigt  waren,  wie  dies  lange  vor  der  histori- 
schen Zeit  der  Fall  gewesen  sein  mag,  sondern  nur  die  nächsten 
Erben  dieses  Recht  hatten.  Dieses  dürfte  indessen  darin  seine 
Erklärung  finden,  dass  in  der  ältesten  Zeit  vermuthlich  alle  zur 
Hausgenossenschaft  gehörigen  Verwandte  im  Besitz  des  Beispruchs- 
rechtes waren,  der  Kreis  der  einspruchsbercchtigten  Personen  aber 
im  Laufe  der  Zeiten  einerseits  sich  erweiterte,  indem  auch  solche 
Personen,  die  nicht  zur  Hausgenossenschaft  gehörten,  das  Einspruchs- 
recht erhielten,  wofern  sie  nächste  Erben  waren,  andrerseits  sich 
verengte,  so  dass  auch  die  Hausangchörigen  jene  Befugniss  nur 
dann  erhielten,  wenn  ihnen  zugleich  die  Qualität  als  nächste  Erben 
zukam.  Hierfür  spricht  der  Umstand,  dass  die  Entwickelung  des 
in  Rede  stehenden  Instituts,  so  weit  sie  sich  an  der  Hand  der  Quel- 
len verfolgen  lässt,  im  Grossen  und  Ganzen  eine  stetige  Abnahme 
seiner  Intensität  und  Ausdehnung  zeigt. 

Dass  übrigens  das  Einspruchsrecht  zur  Erreichung  seiner  Zwecke 
durchaus  geeignet  war,  kann  bei  Erwägung  der  damaligen  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  kaum  einem  Zweifel  unterliegen.  Aller- 
dings hat  man  bisweilen  geäussert, *7)  das  Einspruchsrecht  sei  über 
das  ßedürfniss  hinausgegangen,  dem  es  habe  abhelfen  sollen.  „Das 
Bcdilrfniss“,  pflegte  man  zu  sagen,  „ging  unzweifelhaft  nur  so  weit, 
dass  durch  liberale  Verfügungen,  sei  es  unter  Lebenden  oder  von 
Todes  Wegen,  die  Kinder,  bzw.  die  Verwandten,  nicht  des  ganzen 
Erbes  beraubt  würden;  nicht  aber  ist  es  auf  Vernichtung  des  Rechtes 
zu  liberalen  Veräusserungen  überhaupt,  oder  gar  auf  die  Auf- 
hebung der  Befugniss  zu  onerosen  Veräusserungen  des  Grundeigen- 
thums abgesehen  worden.  Nichts  desto  weniger  haben  die  Erben 
die  Befugniss  erhalten,  jede  Veräusserung  von  Eigen  anzufechten.“ 

Hiergegen  ist  indessen  daran  zu  erinnern,  dass  nur  dadurch, 
dass  alle  Veräuserungen  von  Eigen  ohne  Einwilligung  der  nächsten 
Erben  untersagt  waren,  die  dem  Einspruchsrecht  zu  Grunde  liegen- 
den Zwecke  erreicht  wurden,  denn  durch  successive  Veräusserungen 

*’)  So  insbes.  Sandhaas,  a.  a.  0.,  S.  181. 
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einzelner  Theile  hätte  der  Eigenthüraer  schliesslich  den  gesaminten 
Grundbesitz  den  Erben  entziehen  oder  ihnen  einen  kaum  nennens- 
werthen  Rest  hinterlassen  können.  Auch  darf  man  nicht  ausser 
Acht  lassen,  dass  das  Einspruchsrecht  kein  völlig  unbeschränktes 
war,  sondern  dass  es  sich  im  Falle  der  echten  Noth  des  Besitzers 
zu  einem  Vorkaufsrecht  minderte.  Eudlich  mochte  der  billige  Sinn 
der  Verwandten  etwaige  Härten,  falls  sich  solche  einmal  zeigten, 
wohl  zu  mildern  wissen.  Ein  Vorwurf  der  Härte  erscheint  demnach 
unbegründet 
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Einleitung. 


■Ufr  Angelpunkt  des  mittelalterlichen  Staates  ist  das  Lehns- 
wesen. Will  man  also  heute,  wo  nach  Ueberwindung  des  Mittel- 
alters ein  Verständnis  desselben  erst  wahrhaft  möglich  geworden 
ist,  dies  Verständnis  auch  wirklich  gewinnen,  so  kommt  es  wesentlich 
auf  die  Klarlegung  dieses  Instituts  an.  Seine  Erforschung  ist  dem- 
nach auch  mehrfach1)  als  die  erste  Aufgabe  der  Geschichtswissen- 
schaft bezeichnet  und  als  solche  behandelt  worden.  Da  aber  die 
genaueste  Kenntniss  der  Grundlage  eines  Instituts  noth wendige  Vor- 
bedingung für  das  Verständnis  seiner  ganzen  Entwickelung  ist,  so 
hat  sich  die  Forschung  zunächst  die  Untersuchung  der  Anfänge  des 
Beneficial wesens,  der  Vassallität  etc.  in  der  Merowinger-  und  Karo- 
lingerzeit angelegen  sein  lassen.  Die  Erörterungen  auf  diesem  Ge- 
biete drehen  sich,  weil  das  Heer  der  mittelalterlichen  Fcudalstaaten 
der  verkörperte  Ausdruck  ihrer  lehnrechtlichen  Organisation  war, 
auch  wesentlich  um  die  Entwickelung  des  Heerwesens.  Dabei  ha- 
ben sich  die  hier  in  erster  Linie  zu  nennenden  Forscher,  Waitz  und 
Roth,  für  die  Geschichte  der  Umbildung  des  Heeres  im  Grossen 
und  Ganzen  auf  die  Zeit  bis  zur  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts 
beschränkt  und  hier  wieder  vorzugsweise  die  Zeit  Karls  des  Grossen 
berücksichtigt:  deshalb  soll  die  folgende  Betrachtung  versuchen,  vor- 
wiegend aus  der  Periode  von  Ludwig  dem  Frommen  bis  Heinrich  I. 
einen  wenn  auch  noch  so  unbedeutenden  Beitrag  zur  Geschichte 
jener  wichtigen  Entwicklung  zu  gewinnen. 

1 1 P.  Ruth:  Geschichte  dos  Beneticialwesens  von  den  ältesten  Zeiten  bis 
ins  zehnte  Jahrhundert.  Krlaugen  1850.  p.  IV,  G.  Waitz:  Ueber  die  An- 
fänge der  Vassallität.  Göttingen  1856.  p.  3. 
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Capitol  J. 

Die  Dienstpflicht  der  Freien. 


Dem  kriegerischen  Geist')  der  alten  Germanen,  so  wie  dem 
Grundcharakter  ihrer  Rechtsanschauungen,  in  denen  sie  das  Per- 
sönliche über  das  Sachliche  setzten*),  entspricht  es  als  etwas  einfach 
Gewordenes,  dass  jeder  Freie,  — denn  auf  der  Freiheit  ruhten  alle 
staatlichen  Rechte8)  — sobald  er  Waffen  tragen  konnte,  Glied  des 
Heeres  und,  da  das  Volk  das  Heer  war4),  Glied  des  Volkes  in  seiner 
staatlichen  Verbindung  wurde4).  Trotz  der  entgegenstehenden  An- 
sicht*), welche  schon  in  der  frühesten  Zeit  den  Grundbesitz  als  Be- 
dingung des  Heerdienstes  einzuführen  sucht,  nehmen  wir  also  mit 
Roth 7)  als  das  gewohnheitsrechtlich  Entstandene  die  allgemeine 
Dienstpflicht  oder  besser  das  allgemeine  Dienstrecht  jedes  freien 
Germanen  an. 

Unter  den  Merowingern  blieb  dieser  Grundsatz  in  Geltung*): 
(las  Volk  war  noch  das  Heer  und  die  auf  dem  Märzfeld  vereinigte 
Heerversammlung  war  zugleich  Volksversammlung*).  Ob  und  in 

I ) Tac.  Germ.  cap.  14.  Pigrurn  quin  immo  et  iners  videtur  audnre  acquirere, 
quod  possis  Banguine  parare.  Ebenso  cap.  31. 

*)  Vgl.  das  Beweisrecht,  die  Personalität  der  Volksrechte  u.  s.  w. 

J)  Germ.  c.  2,">.  Liberti  non  multuni  supra  servos  sunt,  rare  aliqund  mn- 
mentum  in  domo,  nunquam  in  civitate.  — impares  libertini  libertatis  argumen- 
tum sunt. 

4)  G.  Waitz:  Deutsche  Verfassungsgescliichte  I,  375 

*)  Genu.  c.  13.  Ante  hoc  ( Wehrhaft inachung)  domus  pars  videntur,  mox 
reipublicae. 

•)  Waitz.  V.  G.  I,  37f>. 

')  Beneficialwcsen  p.  33  fl'. 

’)  Ueber  Einzelnes  siehe  Roth  a.  a.  0.  Buch  III,  c.  III. 

*)  Waitz.  V.  G.  II,  521.  Greg.  Tur  II,  27  (Bouq.  II,  175)  iussit  omnem 
cum  annorum  apparatu  advenire  plialangem,  ostensuram  in  campo  Martin  suorum 
anuuruin  nitorem. 
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wie  weit  schon  damals  Verleihungen  zu  Lehn  vorkamen*0),  ist 
für  uns  gleichgiltig ; das  bleibt  sicher,  dass  der  Heerdienst  mit  dein 
Grundbesitz  rechtlich  nichts  zu  thun  hat 1 *),  sondern  eine  persönliche 
Leistung  jedes  freien  Unterthanen  ist. 

Auch  für  die  Zeit  der  ersten  Karolinger  halten  wir  gegen  Waitz 
das  von  Roth  aufgestellte  Resultat  der  allgemeinen  Dienstpflicht  aller 
Freien  fest.  Volksversammlung  und  Heerversammlung  sind  noch 
dasselbe*5),  jeder  freie  Franke  ist  dienstpflichtig,  und  die  sogenann- 
ten Reformen  Karls  des  Grossen,  welche  niedergelegt  sind  in  dem 
cap.  Theod.  805  (LL.  1 p.  134),  cap.  Aqu.  807  c.  2 (LL.  I p.  149) 
und  cap.  de  cxerc.  prom.  803  >:1)  c.  1 (LL.  T p.  119),  sind  nur  durch 
die  wirthschaftliche  Notldage  seiner  Unterthanen  *4)  gebotene  Er- 
leichterungen, welche  nothwendig  waren,  wenn  die  alte  Heerverfas- 
sung nicht  ganz  zerfullen  sollte,  welche  aber  nicht  bestimmt  waren, 
das  Princip  der  allgemeinen  Dienstpflicht  zu  durchbrechen  *5).  Für 
diese  Auffassung  der  hier  vorliegenden  Gesetze  Karls,  wie  sie  von 
Roth  aufgestellt  ist,  spricht  das,  was  Boretius  in  Bezug  auf  alle  jene 
karolingischen  Capitularien  dargethan  hat ,#).  Wenn  nämlich  diese 
Bestimmungen  Karls  nicht  den  Charakter  dauernder  Gesetze  tragen, 
sondern  nur  eine  zeitlich,  oft  auch  zeitlich  und  räumlich,  beschränkte 
Geltung  hatten,  meist  als  Instructionen  für  die  königlichen  miss!, 
so  kann  aus  ihnen  um  so  weniger  ein  Beweis  dafür  entnommen 
werden,  dass  die  Dienstpflicht  verfassungsmässig  auf  dem  Grund- 
besitz geruht  habe,  sondern  sie  werden  um  so  zweifelloser  die  von 
Roth  behauptete  Bedeutung  haben  müssen.  Andererseits  aber  darf 


1 °)  Roth:  Benefieialw.  Buch  III.  c.  III.  Waitz.  V.  G.  II,  225  ff. 

' ')  Waitz.  V.  G.  II.  251. 

'*)  Ana.  Petav.  781  (SS.  I.  IG).  Sine  hoste  fuit  hie  annus , nisi  tantum 
Vurmacia  civitate  venerunt  Franc!  ad  placitum.  Ami.  Mosel  791  (92)  (SS.  XVI, 
498)  exereitus  Francorum  tempore  aestivo  inore  solito  convenit,  Aeta  SS.  Oc- 
t*b.  I,  p.  145.  Lndovieus  rex,  ut  oninium  amiorum  nitorem  videret,  omnem 
exercitum  iussit  cum  armorum  uppuratu  venire  secunduni  morem  in  eampo 
Mart  io  — . Quem  conveutum  posteriores  Franei  Maii  campum,  quando  reges 
ail  bella  solent  procedere,  vocari  instituerunt. 

,ä)  Diese  Ansetzung  ist  falsch.  Roth:  Benefieialw.  p.  397  ff.  setzt  es  811, 
Boretius:  Beitrüge  zur  Capitularienkritik.  Leipzig  1874.  p.  84  ff.  schiebt  es  bis 
808  zurück. 


,4)  Roth  a.  a.  0.  39ö — 397,  cap.  de  exp.  exere.  811,  p.  168. 

IS)  Vgl.  im  Einzelnen  Roth  a.  a.  O.  Buch  IV.  c.  III.  Waitz.  V.  G.  IV, 
449  — 534. 


'*)  Vgl.:  die  Capitularien  im  Langobardcnreieh. 
Beiträge  zur  Capitularienkritik. 


Halle  1864.  p.  15  ff.  und : 

1* 
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nicht  verkannt  werden,  dass  sich  auch  in  diesem  Verhältnis«  der 
Ucbergang  zu  dem  Neuen  anbahnte,  wie  noch  mehr  in  der  von 
Roth  mit  dem  Namen  Seniorat  belegten  Erscheinung,  die  ebenfalls 
dazu  diente,  das  fränkische  Heer  zu  erhalten,  indem  sie  einen  Theil 
der  Grafenrechte,  die  Anführung  des  Heerbanns,  auf  die  grossen 
Lehnsherren  übertrug17),  und  so  deren  Vassallen  deiu  Reichsheer 
zu  erhalten  suchte,  ohne  indcss  die  Dienstpflicht  dieser  Vassallen  auf 
ihr  Lehn  zu  gründen. 

Nach  dieser  gedrängten  Uebersicht  der  vorhergehenden  Ent- 
wickelung wenden  wir  uns  zu  dem  ersten  Theil  unserer  Aufgabe 
und  betrachten,  wie  sich  diese  allgemeine  Dienstpflicht  der  Freien 
weiter  gestaltet  hat. 

War  schon  unter  Karl  dem  Grossen  durch  die  Entwickelung 
des  Seniorats  und  die  zeitweilige  Beschränkung  des  Heerdienstes 
auf  eine  bestimmte  Grösse  des  Grundbesitzes  der  eigentliche  Charak- 
ter der  Verfassung  verwischt,  so  sind  in  der  Folgezeit  wegen  des 
immer  mächtigeren  Eingreifens  des  Lehnswesens  die  Spuren  der 
alten  Ordnung  natürlich  noch  schwerer  zu  erkennen,  als  bisher. 
Trotzdem  aber  wird  sich  zeigen,  dass  auch  jetzt  noch  die  Gemein- 
freien durch  ihre  Freiheit  zum  Heerdienst  verpflichtet  sind.  Das 
erste  Capitular,  welches  hier  Berücksichtigung  verdient,  stammt  von 
Lothar1*).  Es  ist  ein  Aufgebot  zu  einem  Feldzug  nach  Corsica, 
dessen  beide  ersten  Paragraphen  von  den  königlichen  und  geistlichen 
Vassallen  handeln,  während  der  dritte  für  die  Freien  bestimmt  ist1*). 
Dabei  werden  drei  Klussen  der  Freien,  hier  bhnrigildi s#)  genannt, 


,T)  Alles  Weitere  bei  Roth  a.  a.  O. 

••)  Da  es  sieh  bei  unserer  Aufgabe  um  die  Weiterentwickel ung  der  frän- 
kischen Verfassung« Verhältnisse  seit  dem  Tode  Karls  des  Grossen  handelt,  so 
müssen  auch  die  italienischen  Rechtsdonkmäler  herangezogen  werden,  so  weit 
sie  deutsches  Recht  enthaltend  fränkische  Institutionen  weiterbilden. 

*•)  ed.  de  cap.  Cors.  825.  c.  3,  pag.  242  und  in  besserem  Text  Roretius 
p.  lt>(i:  Geteri  vero  liberi  homines  quos  vocant  bharigildi  volumus,  ut  singuli 

comites  hunc  modum  teneant:  videlicet  ut  qui  tantam  substantiae  facultatem 
habent,  qui  per  »e  ire  possint  et  ad  hoc  sanitas  et  viris  utiles  adprobaverit,  va- 
dant ; illi  vero  qui  substantiam  habent  et  tarnen  ipsi  ire  non  valent,  adiuvet 
valentem  et  minus  habentem.  Secundi  vero  ordinis  liberis,  qui  pro  paupertate 
sua  per  se  in*  non  pnsxunt  et  tarnen  ex  parle  possunt,  couiungantur  duo  vel 
tres  aut  quattuor  (alii  vero,  si  necesse  fuerit),  qui  iuxta  considerationem  comitis 
eunti  adiutorium  faciant,  quomodo  ire  possit.  Et  in  hunc  modum  ordo  iste 
servetur  usque  ad  alios,  qui  pro  nimia  paupertate  ueque  ipse  ire  valent  neque 
adiutorium  eunti  prestare.  A coiuitibus  liabeatur  excusat  us  post  antiqua  [mj 
consuetudo  [inem]  eis  fidelium  [ibus]  coiuitibus  observanda  [m], 

le)  Leber  diesen  Namen  siehe  Waitz.  V.  G.  IV.  281  n.  5.  Vgl.  dazu  die 
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unterschieden,  von  denen  die  erste  die  umfasst,  welche  reich  genug 
sind,  um  selbst  ausziehen  zu  können,  und  bei  körperlicher  Tüchtig- 
keit auch  selbst  ausziehen,  bei  körperlicher  UntUchtigkcit  einen 
Tüchtigen  allein  ausrüsten  sollen.  In  der  zweiten  Klasse  vereinigen 
sich  zwei,  drei,  vier  oder  mehr  nach  Urthcil  der  Grafen  zur  Dar- 
bietung des  adiutoritun.  Noch  Aermere  sollen  in  dieser  ihrer  Ar- 
inuth  nach  alter  von  den  pflichttreuen  Grafen  zu  beobachtender 
Gewohnheit  einen  genügenden  Entschuldigungsgrund  für  ihr  Nicht- 
erscheinen lialien.  Diesem  sehr  ähnlich  ist  ein  anderes  Capitular 
Lothars  aus  demselben  Jahre  825*').  Auch  dies  theilt  die  Freien 
in  drei  Klassen,  von  denen  die  erste  Eigengut  genug  besitzt,  um 
selbst  in’s  Feld  zu  ziehen,  die  zweite  die  nach  comitum  fldelitas  zu 
bestimmenden  mediocres  umfasst,  von  denen  zwei,  drei,  vier  oder 
noch  mehr  einem,  qui  melior  esse  videtur,  das  adiutorium  geben 
sollen;  die  dritte  endlich  solche,  welche  zu  arm  sind  das  adiutorium 
zu  leisten  und  deshalb  befreit  bleiben  sollen,  bis  sie  Besitz  zu  ge- 
winnen vermögen.  — Diesen  italienischen  Capitularien  zur  Seite 
steht  aus  dem  Gesammtreich  eine  in  vierfacher  Fassung  überlieferte  **) 
Instruction  für  missi,  von  Boretius  “'*)  in  das  Jahr  829  gesetzt,  welche 
den  Auftrag  zur  Anfertigung  von  Stammrollen  der  Militärpflichtigen 
enthält*4).  Die  erste  Fassung  scheidet  die  Freien  in  solche,  die 
aus  eigenen  Mitteln  selbst  ausziehen  können,  und  solche,  die  zu 
zwei,  drei,  vier  oder  fünf  zusammentreten  müssen,  damit  einer 
den  Kriegsdienst  leisten  kann.  Die  zweite  Form  lässt  den  Fall, 


bars  calci:  Meichelbeck  bist.  Fris,  Instr.  I,  p.  255.  N.  4SI.  Mon.  Boiea  XIII, 
p.  310.  Ferner  die  arimanni  eap.  889.  c.  3.  p.  557,  cap.  898  c.  3,  5,  6,  p.  564. 
Mon.  patriae  hist.:  cod.  diplora.  Langohardiae  p.  522,  N.  309  und  öfter. 

3 1 ) eap.  825,  c.  1,  p.  251,  mit  besserem  Text  Boret.  p.  167:  Statuimus, 
ut  liberi  homines,  qui  tantum  proprietatis  hnbent,  unde  liostem  bene  facere 
possint  — . Do  mediocribus  quippc  liberis  hominibus,  qui  non  posaunt  per  sc 
hostem  facere,  comitum  fidclitati  committimus  u.  s.  w. 

**1  So  meint  wenigstens  Boretius:  Beiträge  p.  126. 

“)  a.  a.  0.  p.  90. 

**)  Alle  vier  Fassungen  sind  zusammen  gestellt  bei  Boret.  p,  162,  ich  be- 
schränke mich  darauf,  die  erste  aufzunehmen  (I>L.  I,  328):  iubenms,  ut  missi 
nostri  diligenter  inquirant,  quanti  homines  liberi  in  singulis  comitatibus  maneant. 
qui  per  Be  possint  expeditionem  facere,  vel  quanti  de  his  quibus  unus  alium 
adiuvet,  quanti  ctiam  de  his  qui  a duohus  tertius  adiuvetnr  et  praeparetur,  ncc- 
non  de  his  qui  a tribus  quartus  adiuvatnr  et  praeparatur,  sive  de  his,  qui  a 
quattuor  quintus  adiuvatnr  et  praeparatur,  ut  eandem  expeditionem  et  exercitate 
opus  facere  possint,  et  eorum  summam  a<l  nostram  notitiam  deferant.  Die 
übrigen  Fassungen  ausser  bei  Boretius  noch  LL.  I,  354  und  Walter:  corp.  iur. 
germ.  II,  p.  387.  c.  3. 
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dass  zwei  den  Dienst  gemeinsam  leisten,  fort  und  fügt  den  hinzu, 
dass  sechs  zur  Ausrüstung  zusammensteuern ; die  dritte  kennt  neben 
den  Reichen  nur  das  von  zweien  einem  dritten  gegebene  adiutorium; 
die  vierte  endlich  nur  die  selbst  ausziehenden  Freien.  — Für  das 
Westreich  werden  diese  Grundsätze  noch  aus  der  wörtlichen  Wieder- 
holung des  ersten  der  hier  angeführten  Capitularien  durch  Karl  den 
Kahlen  -5J  als  geltend  bewiesen. 

Bei  Betrachtung  aber  aller  dieser  Capitularien  fällt  besonders 
der  Umstand  auf,  dass,  während  die  Abgrenzung  der  darin  ange- 
gebenen Klassen  nach  dem  Vermögen  erfolgen  soll,  doch  kein  Mafs- 
stab  des  Vermögens  angegeben  wird,  der  in  den  Capitularien  Karls 
des  Grossen **),  an  welche  diese  sich  ansekliessen,  nicht  fehlt.  Es 
ist  nun  möglich,  dass  sich  diesen  Bestimmungen  Karls  gemäss  ge- 
wohnheitsrechtlich ein  Mass  für  die  in  Betracht  kommenden  Ver- 
mögensabstufungen gebildet  hatte;  oder  aber,  was  für  die  zweite 
Klasse  ausdrücklich  gesagt  wird,  es  .wurde  der  considerationi  oder 
fidelitati  comitum  '■”)  überlassen,  die  Klassen  abzugrenzen.  Die  stets 
bleibende  Unbestimmtheit  indess  beweist,  und  das  ist  für  uns  die 
Hauptsache,  dass  aus  diesen  Stellen  nichts  gefolgert  werden  kann 
für  die  prineipielle  Anknüpfung  des  Hccrdicnstcs  an  das  Vermögen 
oder  gar  an  den  Grundbesitz:  es  wird  hier  nur  ausgesprochen,  was 
sich  ziemlich  von  selbst  versteht,  dass  nur  die  auszichen  sollen,  welche 
auszichen  können,  zugleich  aber  einer  allzugrossen  Schwächung  des 
Heeres  vorgebeugt  durch  Festhalten  an  dem  von  Karl  eingeführten 
adiutorium.  Dass  principiell  der  Standpunkt  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht beibehalten  wurde,  erhellt  auch  daraus,  dass  sogar  der  völlig 
Arme,  um  vom  Dienst  frei  zu  sein,  immer  noch  auf  die  Pflichttreue 
des  Grafen48)  angewiesen  ist,  durch  welche  derselbe  die  Armuth  als 
Entschuldigung  gelten  lässt.  Das  Capitular  von  829  spricht  von  der 
gänzlichen  Dienstfreiheit  überhaupt  nicht,  doch  erklärt  sich  dies 
daraus,  dass  es  sich  hier  um  Stammrollen  der  Wehrpflichtigen  han- 
delt. — Aus  dem  für  die  Betrachtung  des  Verhältnisses  von  Dienst- 
pflicht und  Vermögen  gewonnenen  Gesichtspunkte  fällt  übrigens  noch 
ein  anderes  Licht  auf  das  Fehlen  des  Massstabes  zur  Bestimmung 
jener  Vermögensklassen.  Dies  Fehlen  erscheint  als  ein  Nichtvorhan- 
densein. Nach  der  verschiedenen  wirthschaftlichen  Lage  einzelner 
Gegenden  und  nach  ihrer  Entfernung  vom  voraussichtlichen  Kriegs- 

,s)  cd  l’ist.  HU.  c.  27,  p.  495. 

»•)  LL.  I,  p.  119.  149. 

*’)  siehe  n.  19  u.  21. 

**)  siehe  u.  19. 
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Schauplatz  musste  eben  der  Massstab  für  das  Können 2B)  ein  sehr 
verschiedener  sein  und  seine  Feststellung  deshalb  dein  die  jeweiligen 
Verhältnisse  kennenden  Grafen  überlassen  bleiben.  Wenn  man  die- 
ser Ansicht  die  Aufstellung  des  Massstabs  unter  Karl  dem  Grossen 
entgegenhalten  wollte,  so  muss  man  in  Bezug  auf  das  C'apitular, 
welches  die  Anlegung  der  Stammrollen  fordert,  bedenken,  dass  dies 
für  das  Gesammtreich  galt,  während  jene  Ca pitularien  Karls  des 
Grossen  nur  ein  beschränktes  Geltungsgebiet  hatten;  für  die  italieni- 
schen Capitularien  aber  noch  Folgendes  berücksichtigen.  Karl  nimmt 
seinen  Massstab  vom  Grundbesitz:  dass  jemand  ohne  Grundeigen- 
thum vermögend  sein  könne,  erscheint  so  sehr  als  Unmöglichkeit, 
dass  er  diese  Klasse  im  cap.  de  exerc.  prom.80)  überhaupt  nicht 
erwähnt;  wo  aber  das  bewegliche  Vermögen  berücksichtigt  wird31), 
dies  an  letzter  Stelle  geschieht  und  bo,  dass  die  nur  dies  Besitzen- 
den als  die  ganz  Armen  bezeichnet  werden.  Dies  Verhältnis»  war 
in  Italien  ein  anderes:  in  diesem  alten  Culturlande  hatte  die  beweg- 
liche Habe  von  jeher  grössere  Bedeutung;  und  deshalb  ist  schon 
in  langobardischer  Zeit84)  das  Mobiliarvermögen  hei  Regelung  des 
Heerdienstes  berücksichtigt,  und  deshalb  linden  sich  hier  jene  un- 
bestimmten Formeln:  qui  tantam  substantiae  facultatem  habent,  qui 
— possint  oder  taut  um  proprictatis  habent,  unde  — possint. 

Ein  anderes  Capitular,  in  dem  ein  Vermögensmuss  angegeben 
ist,  stützt  die  vorgeführte  Ansicht  und  beweist  zugleich,  dass,  wollte 
man  die  obigen  Bestimmungen  allein  auf  den  Grundbesitz  beziehen  38), 
dieser  doch  nicht  allein  herangezogen  wurde.  Das  Aufgebot  Lud- 
wigs II.  gegen  Benevent  vom  Jahre  8(56 84)  beruht  auf  denselben 


*•)  Man  muss  dabei  berücksichtigen,  dass  Ausrüstung  und  Verproviantirung 
auf  bestimmte  Zeit  Sache  des  Einzelnen  war.  Vgl.  Waitz,  V.  G.  IV,  455. 

»•)  LL.  I,  p.  110. 

1 >)  cap.  Aq.  807.  c.  2,  p.  149.  Et  qui  sic  pauper  inventus  fuerit,  qui  nec 
mancipia  nec  propriam  posscssionem  terrarum  liabeat. 

1 *)  Vgl.  Hegel:  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien.  Leipzig  1847. 
I,  p.  431.  Boretius:  Capitularicukritik  131  ff. 

,J)  Waitz,  V.  G.  IV.  281  fasst  hharigildi  als  freie  Grundbesitzer. 

,4)  const.  de  exerc.  Bencv.  prom.  8fi6  c.  1,  p.  504  u.  Boret.  p.  1(V7:  Qui- 
cunque  de  mobilibus  widrigeld  suum  habere  potest,  pergat  in  hostc:  qui  vero 
medium  widrigeld  habet,  duo  iuneti  unum  qui  utilior  cst  instruant,  ut  bene  ire 
possit.  (So  liest  Boretius.  Die  Handschrift  hat  duos  iuneti  in  unum  qualita- 
tem  instruant  — possint,  was  freilich  sinnlos  ist.  Würde  aber  nicht  vielleicht 
die  Conjectur  duo  iuneti  in  unum  utiliorem  instruant  — possit  einen  ebenso 
guten  Sinn  geben  und  der  Ucberlieferung  weniger  Gewalt  anthun?)  Pauperes 
vero  pcrsonac  ad  custodiam  maritimam  vel  patriae  pergant ; ita  videlicet,  ut 
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Grundsätzen,  wie  die  früheren,  nimmt  aber  den  Massstab  des  Ver- 
mögens vom  Mobiliargut.  Es  setzt  den  Besitz  des  eigenen  Wer- 
geides als  Bedingung  der  persönlichem  Leistung  fest,  während  von 
den  Besitzern  des  halben  Wergeides  je  zwei  zu  einem  verbunden 
den  von  ihnen  Tüchtigeren  ausrüsten,  die  Besitzer  von  über  zehn 
Schilling  den  Wachtdienst  übernehmen,  noch  Aermcre  ganz  frei  sein 
sollen.  Für  das  Mobiliarvermögen  wird  hier  also  ein  Massstab  ange- 
geben, und  dies  ist  deshalb  möglich,  weil  nur  der  Werth  des 
Mobiliarvermögens  durch  rein  quantitative  Bestimmung  genügend 
geschätzt  ist,  der  des  Grundeigenthums  zu  seiner  Schätzung  Berück- 
sichtigung der  Qualität  desselben  verlangt.  Da  diese  damals  wohl 
nur  dem  der  Gegend  Kundigen  möglich  war,  so  musste  auch  aus 
diesem  Grunde  bei  Berücksichtigung  des  Grundbesitzes  die  Fest- 
stellung des  Massstabes  für  die  Leistungsfähigkeit  der  consideratio 
oder  fidclitas  der  Grafen  überlassen  bleiben.  — 

Dass  aber,  worauf  es  ankommt,  bei  allen  diesen  Capitularien 
nicht  der  Grundbesitz  als  belastet  hingcstellt  wird,  sondern  prin- 
cipiell  die  Verpflichtung  Aller  fcstgehalten  wurde,  geht  auch  noch 
daraus  hervor,  dass  häufig8*)  den  Kriegsdienst  vertretende  Leistun- 
gen derer,  welche  nicht  zum  Heere  ziehen  können,  erwähnt 
werden. 

Zur  Erläuterung  des  hier  aufgestellten  Verhältnisses  von  Heer- 
dienst und  Vermögen  mag  ein  Analogon  dienen,  in  dem  ebenfalls 
ein  Recht,  welches  der  Person  als  solcher  zukommt,  aus  praktischen 
Gründen  an  ein  gewisses  Vermögen  geknüpft  wird.  In  einem  Ca- 
pitular  Lothar's  vom  Jahre  825**)  wird  die  Möglichkeit,  als  Zeuge 
aufzutreten,  davon  abhängig  gemacht,  dass  der  Zeuge  reich  genug 
sei,  um  im  Fall  des  falschen  Zeugnisses  die  gesetzliche  Busse  er- 
legen zu  können : und  doch  wird  man  gewiss  principiell  das  Zeu- 


qui  plus  quam  decem  snlidos  habet  de  mobilibus,  ad  eandem  custodiam  vadant; 
qui  vero  non  plus  quam  deeem  solidos  habet  de  mobilibus,  nil  ei  requiratur. 

**)  z.  B.  fahrt  ed.  Piat.  8(14  c.  27,  p.  4!>ö  nach  Wiederholung  der  n.  24  an- 
geführten Bestimmungen  fort:  ut  illi,  qui  in  liostem  pergere  non  potuerint,  — 
ad  civitates  novas  et  pontes  ac  transitus  paludium  operentur  et  in  civitate  atque 
in  marcha  wactas  faciant.  Noch  beweisender  würde  die  Stelle  sein,  wenn  man 
die  folgende  Strafbestimmung:  et  qui  de  talibus  liostem  dimiserint,  hcribannum 
— persolvant  auch  auf  die  Leistungen  dieser  Aermeren  beziehen  dürfte.  Es 
spricht  dafür,  dass  in  dom  Capitular  wohl  noch  eine  Strafe  für  das  Fehlen  bei 
der  Landwehr  angesetzt  wird,  eine  solche  für  Nichtleistung  dieser  PHichten  aber 
f'  hlt.  Trotzdem  scheint  es  mir  jedoch  nicht  sicher,  ob  dieselben  hier  ab  hostis 
bezeichnet  s,nj. 

»•)  cap.  825  c.  7,  p.  252. 
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genrecht  als  das  persönliche  Recht  jedes  freien  Deutschen  ansehen 
müssen.  — 

Durch  die  betrachteten  Oapitularien  wird  also  der  Heerdienst 
der  Freien  nicht  an  ihren  Grundbesitz  geknüpft:  das  Folgende  wird 
für  diese  Persönlichkeit  des  Dienstes  noch  einige  andere  Beweise 
beibringen.  Einen  solchen  bieten  zunächst  einige  weitere  Paragra- 
phen der  schon  behandelten  italienischen  Onpituluricn.  Das  Lothars 
vom  Jahr  825  bestimmt*7),  dass,  wenn  zwei  Brüder  das  väterliche 
«ler  mütterliche  Erbe  nicht  theilen,  damit  nur  einer  zum  Heere  zu 
ziehen  brauche , beide  auszuziehen  haben , von  dreien  oder  mehr 
immer  einer  zur  Bewirtschaftung  des  Gutes  zu  Hause  bleiben  solle. 
Dieselbe  Bestimmung  bietet  das  Aufgebot  Ludwigs  H.  vom  Jahre  8G6 
und  zwar  mit  direkter  Bezugnahme  auf  dies  Capitular  Lothar’s  *R). 
Es  handelt  sich  also  hier  um  mehrere  Brüder,  die  sich  bis  auf  einen 
dem  Kriegsdienst  dadurch  zu  entziehen  suchen,  dass  sie  ihr  Gut 
nicht  theilen , einen  als  nominellen  Besitzer  bezeichnen  **),  und  nun 
nach  den  obigen  Bestimmungen  nur  dieser  zum  Heerdienst  gefordert 
werden  könnte.  Dieser  Versuch  beweist  recht,  dass  die  Person  als 
solche  verpflichtet  war:  denn  hätte  der  Dienst  als  Reallast  auf  einem 
bestimmten  Besitz  gelegen,  so  hätte  ja  nun  der  rechtlich  alleinige 
Besitzer  so  oft  einen  Mann  stellen  müssen,  als  er  jetzt  zum  Dienst 
verpflichtende  Vermögenseinheiten  sein  nannte.  Dem  war  aber  nicht 
so:  er  allein  wäre  verpflichtet  gewesen,  mochte  er  nun  die  Kosten 
des  Dienstes  mit  Mühe  oder  mit  Leichtigkeit  aufbringen.  Dies 
Capitular  aber,  welches  einem  solchen  Versuche  entgegentritt , be- 
kundet auch  den  eigentlichen  Zweck  der  oben  besprochenen  Capi- 
tularien  recht  deutlich,  indem  cs  sic  ausser  Kraft  setzt,  wo  sic  diesem 
Zweck  nicht  entsprechen:  sie  sollen  diejenigen,  denen  es  praktisch 
unmöglich  ist,  ihrer  rechtlichen  Verpflichtung  nachzukommen,  auch 


*’)  cap.  82ü  c.  6,  p.  2öl  u.  Boret.  p.  Iß7:  de  fratribna  namqiic  qui  simul 
in  patema  seu  materna  liercditate  communiter  vivunt,  nolentes  substantiam 
illorum  dividere  hac  occaaione,  ut  umi«  tantum  eonim  in  hoatem  vadat,  volu- 
mus  ut  si  8o1ub  eat  vadat;  si  autem  duo  Bunt,  similiter;  ei  tree  fuerint,  unue 
remaneat,  et  si  ultra  tres  numerus  fratrum  creverit,  unuB  eemper  propter  do- 
mesticam  curain  adque  rerum  communium  excolentiam  remanent.  Si  vero 
inter  eoa  aliqua  orta  fuerit  contentio,  qui»  eorum  expeditionem  facere  debeat, 
prohibemus  ut  nemo  illorum  remaneat. 

’*)  conat.  866  c.  1,  p.  S04.  Boret.  p.  168. 

”)  Dieaer  Gedanke  muaa  eingeachoben  werden;  denn,  wollte  man  aie  recht- 
lich als  gemeinsame  Besitzer  betrachten , so  wäre  kein  Grund  zu  finden , durch 
den  aie  hätten  hoffen  können,  sich  dem  Dienst  zu  entziehen:  dann  hätte  ja  auch 
jeder  Einzelne  Vermögen  und  würde  deshalb  zuin  Dienst  herangezogen  werden. 
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rechtlich  lösen;  hier,  wo  ihre  wörtliche  Interpretation  rechtlich  solche 
befreien  würde,  welche  praktisch  ihrer  Verpflichtung  genügen  kön- 
nen, werden  sie  suspendirt.  Auch  die  übrigen  Brüder,  welche  nur 
faktisch  nicht  nominell  Besitzer  sind,  werden  herangezogen,  und  nur 
aus  wirthschnftliehen  Gründen  einer  von  drei  oder  mehr  Brüdern 
daheim  gelassen.  Dass  aber  auch  dieser  rechtlich  verpflichtet  war, 
beweist  die  Drohung  am  Schluss  des  Paragraphen,  nach  der  alle 
Brüder  ausziehcn  müssen,  sobald  ein  Streit  unter  ihnen  ausbricht 
darüber,  wer  ausziehen  soll,  eine  Drohung,  welche  unmöglich  wäre, 
wenn  das  Zurückbleiben  des  einen  Bruders  mehr  als  eine  Vergün- 
stigung wäre. 

Dieselbe  Beeinträchtigung  rechtlicher  Verhältnisse  aus  wirt- 
schaftlichen Ursachen  zeigt  eine  andere,  der  vorigen  sehr  ähnliche, 
Bestimmung  desselben  Capitulars  40) : Der  heerpflichtige  Vater  kann 
durch  seinen  tüchtigeren  Sohn  vertreten  werden;  hat  der  Vater  aber 
mehrere  Söhne,  so  ziehen  sie  zum  Heere  bis  auf  einen,  den  untüch- 
tigsten, welcher  beim  Vater  zurückbleibt.  Diese  Anordnung  ist  gar 
nicht  zu  verstehen,  wenn  man  den  Heerdienst  als  Reallast  fasst, 
denn  dann  dürfte  stets  nur  einer  ausziehen;  wohl  aber,  wenn  man 
bedenkt,  dnss  ein  Mann,  der  kriegstüchtige  Söhne  hat,  doch  selbst 
nicht  mehr  jung  sein  kann,  und  nun  die  Befreiung  des  einen  Sohnes 
als  eine  Vergünstigung  zur  Sorge  für  das  Haus  41)  ansieht. 

Als  weiterer  Beweis  für  die  persönliche  Verpflichtung  kann 
folgende  Stelle  hierher  gezogen  werden.  Karl  der  Kahle  kauft  im 
Jahre  866  die  Normannen  ab  und  schreibt  zu  diesem  Zweck  eine 
allgemeine  Steuer  aus  4!).  Diese  ruht  zunächst  auf  dem  Grundbesitz, 
dem  Gut  der  Kaufleute  und  Geistlichen;  dann  aber  muss  jeder 
Franke  den  Heerbann  zahlen.  Diese  letztere  Abgabe  erscheint  also 
im  Gegensatz  zu  den  ersteren  als  Kopfsteuer,  die  erhoben  wird  ohne 
Rücksicht  auf  Besitz.  Der  Heerbann  aber  ist  ursprünglich  die 
Strafe  für  Vernachlässigung  des  Kriegsdienstes:  Es  ergiebt  sich 

4ir)  const,  866  c.  1,  p.  504.  Boret.  p.  168:  Si  pater  quoque  unum  tilium 
hnbuerit,  et  ipse  filius  utilior  patre  est,  instructus  a patre  pergat.  Nam  si  pa- 
ter utilior  est,  ipse  pergat.  8i  vero  duos  tilios  habuerit,  quicunque  ex  eis  utilior 
fuerit,  ipse  pergat;  alius  autem  cum  patre  remaneat.  Quod  si  plures  filio»  ha- 
buerit, utiliores  omnes  pergant;  tantuin  unus  remaneat,  qui  inutilior  fuerit, 

41)  siehe  n.  37. 

•*)  ann.  Bert.  866  (SS.  I,  471)  tlc  unoquoque  manso  ingcnuili  exiguutur 
sex  denarii  ct  de  servili  tres  et  de  aceola  unus,  et  de  duobus  hospitiis  nuus 
denarius,  et  decima  de  omnibus  quae  negatiatores  videbantur  habere,  sed  et  a 
presbyteris  secundum  quod  umisquisque  liabuit  vectigal  exigitur,  et  heribanni 
de  omnibus  Francis  accipiuntur. 
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also  daraus,  dass  die  Zahlung  des  Heerhanns  hier  als  persönliche 
Leistung  erscheint,  mit  Nothwendigkeit,  dass  auch  der  Kriegsdienst 
selbst  eine  persönliche  Leistung  ist. 

Sehr  deutlich  last  sich  auch  wenigstens  die  negative  Seite  un- 
serer Behauptung  als  richtig  erweisen  aus  den  beiden  Theilungs- 
urkunden  von  817  und  830  43).  In  beiden  wird  bestimmt,  dass  der 
Vassall,  um  Zwietracht  zu  vermeiden,  Lehngut  nur  im  Reiche  seines 
Herrn  haben  dürfe;  Eigengut  dagegen,  in  welchem  der  drei  Reiche 
er  wolle,  mit  voller  Sicherheit  besitzen  könne.  Aehnlich  verfügt 
Karl  der  Kahle  44j,  dass  der,  welcher  Geistlicher  werden  wolle,  seiuc 
Lehn  einem  Sohne  oder  Verwandten,  der  die  Staatspflichten  erfüllen 
könne,  übertragen  solle,  auf  seinem  Allodialgut  aber  ruhig  wohnen 
dürfe,  ohne  zu  einer  Leistung,  abgesehen  von  der  Landwehr,  heran- 
gezogen zu  werden.  Aus  dieser  letzten  Stelle  folgt  doch  direkt, 
dass  auf  dem  freien  Eigengut  keine  Staatslasten  lagen.  Das  scan- 
dalum  aber,  von  welchem  die  divisio  spricht,  kann  doch  nur  darin 
bestehen,  dass  zugleich  mehrere  Könige,  in  deren  Reichen  der  be- 
treffende Vassall  Lehn  hat,  Erfüllung  der  Lehnspflichten,  zu  denen 
auch  die  Leistung  des  Heerdienstes  gehörte,  fordern  könnten.  Ist 
eine  solche  Gefahr  nicht  vorhanden,  wenn  ein  Vassall  des  einen 
Königs  im  andern  Theilrciehe  Allodialgut  besitzt,  so  folgt  daraus, 
dass  Eigengut  nicht  zu  Staatsleistungen,  welche  mit  den  Lehns- 
pflichten collidiren  könnten,  verpflichtete.  Hält  man  dieser  Argu- 
mentation entgegen,  dass  ja  nach  sonstigen  Gesetzesbestimmungen 
der  Besitzer  eines  bestimmten  Vermögens  heerpflichtig  gewesen  sei, 
und  dass  es  doch  wohl  natürlich  sei,  dem  verpflichtet  zu  sein,  in 
dessen  Reich  der  Besitz  liege,  so  ist  zu  antworten,  dass  der  Besitz, 
wie  gesagt,  nie  Grund  der  Verpflichtung,  sondern  nur  Be- 


*J)  div.  imp.  817  c.  9,  p.  199:  Praccipicndum  ctiam  nobis  videtur,  ut  post 
deeessum  nostrum  uniuacuinsqae  vasallus  tantuin  in  potestate  domini  «ui  bene* 
ficium  propter  discordias  evitandas  habest  et  nun  in  altcrius.  Proprium  autem 
suum  et  hcreditatem , ubicunque  fuerit,  salva  iustitia  cum  bonore  et  securitate 
»ecundum  suntn  legem  unusquisque  absque  iniusta  inquictudine  possideat.  dir. 
imp.  830  e.  5,  p.  357:  ut  post  nostrum  — disccssum  honiinus  uuiuseuiusque 
eorura  accipiaut  bcneficia,  unusquisque  in  regno  domini  ani  et  non  alterius,  ne 
quando  j>er  hoc,  «i  aliter  fuerit,  scandalum  aliquod  possit  accidere.  Hereditatem 
autem  suatn  habeat  unusquisque,  in  quncunque  regno  hoc  euni  legitime  habere 
contigerit.  Dies  ist  entnommen  aus  div.  imp.  800  c.  9,  p.  142. 

**)  cap.  877  o.  10,  p.  639.  Si  aliquis  ex  tidelibus  nostris  — seculo  renun- 
tiare  viduerit  et  lilium  vel  talem  pr<q>ini]uum  habuerit,  qui  rci  publieac  prodesse 
valeat,  suos  hotiores  — ei  valeat  plaeitare.  Et  si  in  nlode  suo  quiete  vivere 
voluerit,  uullus  ei  aliquod  impedimentum  faeere  pracsunuit,  neque  aliud  aliquid 
ab  eo  requirntur,  ni«i  solummodn,  ut  ad  patriae  defensionem  pergat. 
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dingung  der  möglichen  Pflichterfüllung  gewesen  ist.  Der 
Grund  der  Verpflichtung  war  vielmehr  der  Fidelitätseid,  welcher 
dem  König  seitens  seiner  Unterthanen  geschworen  wurde:  und 
nun  muss  man  aus  den  Bestimmungen  der  divisio  schliessen,  dass 
jemand,  der  sich  z.  B.  dem  westfränkischen  König  commendirte 
und  den  Lehnseid  leistete,  trotz  eines  Allodialbesitzcs  in  Baien)  vom 
ostfränkischen  Könige  zum  Unterthaneneide  nicht  herangezogen 
wurde.  In  BetrefF  dieses  verpflichtenden  Unterthaneneides  sei 
hier45)  nur  erwähnt,  dass  zwei  jener  Instructionen,  in  denen  den 
missis  die  Anfertigung  von  Stammrollen  aufgetragen  wird,  mit 
dem  Befehl  schliessen,  diejenigen,  welche  den  Fidelitätseid  noch 
nicht  geschworen  hätten,  ihn  schwören  zu  lassen  4#). 

Wie  dieser  Eid  des  Volkes  allmälig  dem  Lehnseide  der  Grossen 
wich,  werden  wir  noch  zu  betrachten  haben;  an  dieser  Stelle,  wo 
er  mit  der  Wehrpflicht  der  Freien  in  engste  Verbindung  gebracht 
wird,  haben  wir  es  entschieden  mit  dem  alten  Unterthaneneid  zu 
thun.  Ebenso  unzweifelhaft  handelt  von  dem  Unterthaneneid  eine 
Verfügung  Karls  des  Kahlen  von  873 47),  durch  die  alle  freien  Ein- 
wohner und  Eigenthümcr  im  Reiche  angehaltcn  werden,  den  Fide- 
litätscid  zu  schwören,  wen  immer  sie  als  Lehnsherr  anerkennen 
mögen.  Damit  wird  freilich  die  Bestimmung  der  Theilungsverträge 
zu  Gunsten  eines  einheitlicheren  Staatsganzen  durchbrochen.  War 
cs  nämlich  nach  diesen  einem  Vassallen  des  ostfränkischen  Königs 
noch  gestattet,  in  Westfranken  Eigengut  zu  besitzen,  so  wurde  dies 
jetzt  unmöglich,  da  nun  die  durch  den  Fidelitätseid  begründete  Un- 
terthancnpflicht  mit  der  auf  dem  I/ehnseid  ruhenden  Vassalienpflicht 
collidiren  musste,  wenn  nicht  direkt  oder  indirekt  König  und  Lehns- 
herr dieselbe  Person  waren. 

Allen  Zweifel  aber  über  die  Art  der  Verpflichtung  der  Freien 
hebt  Karlmann,  indem  er  direkt  ausspricht 48),  dass  die  Aftervassnl- 


**)  Ueber  die  frühere  Zeit  vgl.  Roth,  Bencficialw.  p.  108  ff.,  386  ff. 

*•)  cap.  829  c.  5,  p.  355.  Boret.  162:  Et  qui  needum  nobis  fidelitatem 
promisenint,  cum  sacramento  nobia  fidelitatem  promittcre  faciant;  ebenso  Walter 
corp.  iur.  gemi.  II,  p.  387  c.  3.  Boret.  163.  Vgl.  auch  cap.  865  c.  2,  p.  501. 
Ut  omnes,  qui  fidelitatem  nobia  adhuc  promisaam  non  habent,  fidelitatem  nobia 
promittant. 

41)  cap.  Car.  873  c.  4,  p.  619:  Ut  unusquisque  comea  in  comitatu  suo 
magnam  providentiam  accipiat,  ut  nullus  über  homo  in  nostro  regno  immoran 
vel  proprietatem  habere  permittatur,  cuiuscunque  homo  eat,  nisi  fidelitatem  nobia 
prominent. 

**)  Urk.  vom  Jahre  884.  Bouq.  IX,  p.  434.  No.  18:  Si  vero  quaclibet 
persona  libera  a Praelatia  praeacripti  Monasterii  ex  rebua  eiuadem  quippiam 
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len  nicht  wegen  ihres  Lehn»  dienen  müssen,  sondern  wegen  ihrer 
Freiheit,  die  sie  im  ünterthanenverbande  gemessen.  Da  wir  auf 
das  Verhältnis*  der  Aftervassallen  noch  zurück  kommen  müssen,  ent- 
nehmen wir  dieser  Stelle  hier  nur,  dass,  wenn  sogar  sie  zum  Kriegs- 
dienst verpflichtet  sind  pro  persona  libertatis,  von  den  alten 
Gemeinfreien,  die  nicht  Vassallen  sind,  dieser  Satz  doch  erst  recht 
gelten  muss.  — 

Nachdem  wir  so  erkannt  haben,  dass  sich  der  urgermanische 
Grundsatz  der  auf  dem  Fidelitätseid  ruhenden  persönlichen  Dienst- 
leistung der  Freien  principiell  bis  in  unsere  Periode  erhalten  hat, 
werden  wir  jetzt  sehen,  wie  dieser  Grundsatz  allmälig  inehr  und 
mehr  durchbrochen  und  praktisch  ziemlich  vernichtet  wird. 

beneficiario  niuncre  assecuta  fuerit,  pro  persona  libertatis  suae  iter  exercitale 
sicut  caeteri  homines  faciat  uud  weiter  unten:  caeteri  vero  pro  persona  ingeuui- 
tatis  suae,  sicut  dixiinus,  itincra  hostilia  exerceant. 
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Die  Entwickelung  des  Vassallenheeres. 


Ueber  die  Vorgeschichte  des  Lehnswesens,  d.  li.  also  namentlich 
über  die  Anfänge  der  Vassallität  und  des  Beneficialwesens,  sind  die 
Ansichten  sehr  getheilt.  Ein  näheres  Eingehen  indees  auf  diese  vor- 
nelunlieh  von  Roth  und  Waitz  erörterten  Fragen  würde  zu  weit  in 
Zeiten,  die  vor  der  hier  zu  betrachtenden  Periode  liegen,  znrüek- 
führen  und  muss  deshalb  liier  ausgeschlossen  bleiben : einige  Worte 
jedoch  zur  Fixirung  des  einzunehmenden  Stand[iunktes  sind  unum- 
gänglich. 

Bei  Beurtheilung  nller  dieser  Verhältnisse  muss  als  oberste 
Richtschnur  die  Grunderkenntniss  dienen,  dass  Verfassungen  in  Zei- 
ten der  ersten  Entwickelung  eines  Volkes  nicht  gemacht  wer- 
den, sondern  allmälig  werden,  so  dass  die  Gesetzgebung  das 
schon  Gewordene  meist  nur  zu  sanctionircn  oder  höchstens  im  Ein- 
zelnen auszubauen  hat:  dass,  um  Jnnma-Stemeggs1)  Worte  zu  ge- 
brauchen, „die  Rechtsordnung  nur  ein  Product  bestimmter  allge- 
meiner Wirthsehafts-  und  Cultnrzuständc  ist,  dass  sie  aber  dann 
allerdings  auch  wieder,  mehr  im  Einzelnen  als  im  Ganzen,  mehr  im 
Kleinen  als  im  Grossen  zur  Ursache  socialer  und  wirthschaftlicher 
Zustände  und  deren  Veränderung  werden  kann.“ 

Nun  behauptet  Roth9),  dass  der  Kriegsdienst  der  Geistlichen 
eine  von  den  Karolingern  eingefiihrte  Neuerung  gewesen  sei,  ein- 
geführt, um  dem  drohenden  Verfall  des  Heerwesens  vorzubeugen, 
indem  die  hohe  Geistlichkeit  jetzt  in  die  Grafenrechte  cingetreten 
sei  und  die  Führung  ihrer  Vassallen  und  Hintersassen  übernommen 
habe.  Waitz®)  tritt  dieser  Auffassung  sehr  energisch  entgegen,  in- 

')  Jnama- Sternegg:  Ueber  die  Quellen  der  deutschen  Wirthschaftsge- 
acliichtc  in  tlen  Sitzungsberichten  der  Wiener  Akademie  (phil.-hist.  Classe)  1876. 
Band  LXXXIV  p.  155  und  Separatausgabe  Wien,  187i,  p.  i !3. 

*)  Benetieialw.  p.  153  ff.  371  ff.  103  ff. 

’)  Vassallität  p.  75.  V.  G.  IV,  490  ff. 
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dem  er  den  Kriegsdienst  der  Geistlichkeit  als  älter  betrachtet.  Und 
in  der  That  stehen  der  Roth’schen  Ansicht  Capitulnrien  ans  der 
Karolingerzeit 4)  entgegen,  in  denen  den  Geistlichen  der  Kriegsdienst 
untersagt  wird,  mit  welchen  sich  also  eine  planmässige  Einführung 
desselben  nicht  verträgt;  andererseits  aber  hat  Roth  doch  die  Be- 
deutung des  immer  weitern  Umsichgreifens  der  Theilnahme  der 
Geistlichen  am  Heerdienst  richtig  gewürdigt.  Nimmt  man  also  das 
Roth’sche  Seniorat  nicht  als  planmässige  Verfassungsän- 
derung, sondern  tds  eine  durch  die  Macht  der  Verhältnisse 
allmälig  gewordene  Thatsache,  so  wird  man  sich  schliesslich 
auch  mit  Waitz  in  Uebereinstimmung  linden  und  das  Wichtigste 
der  Roth’schen  Ansicht  gerettet  haben. 

Roth  *)  will  ferner  Verleihung  zu  Bencfieium  erst  in  die  Karo- 
lingerzeit setzen  und  unter  den  Merowingern  nur  solche  zu  echtem 
Eigen  annehmen,  Waitz“)  dagegen  schiebt  die  Entstehung  des 
Lelms  in  die  Merowingerzeit  hinauf.  Hier  wird  man  zwar  Roth 
zustimmen  müssen,  indess  bei  dem  allmäligen  Werden  der  Verhält- 
nisse auch  für  einige  Lchnsverleihungen  der  Merowingerzeit,  wenn 
auch  nur  als  Ausnahmen,  Platz  behnltcn. 

Schliesslich  sieht  Roth 7)  in  der  Vassallität  die  Fortsetzung  der 
alten  von  Verleihungen  ganz  unabhängigen  Gefolgschaft,  eine  An- 
sicht, der  Waitz“)  ebenfalls  energisch  entgegentritt.  Wenn  dieser 
aber  endlich  sagt:  „Die  Vassallität  ist  also  nicht  die  Fortsetzung 

der  alten  Gefolgschaft;  man  kann  höchstens  sagen,  dass  sie  an  die 
Stelle  derselben  getreten  ist,  sie  mehr  und  mehr  verdrängt,  in  ge- 
wissem Sinne  in  sich  aufgenommen,  absorbirt  hat“,  so  ist  doch 
wenigstens  zugegeben,  dass  der  Gehalt  der  Vassallität  und  Gefolg- 
schaft derselbe  ist,  wenn  dieser  nuch  den  veränderten  Verhältnissen 
gemäss  einen  andern  Ausdruck  erhalten  hat,  und  wenn  somit  nuch 
richtig  ist,  dass  die  Vassallität  nicht  direkte  Fortsetzung  der  Gefolg- 
schaft ist. 

So  viel  zur  Orientirung:  für  uns  genügt  es,  alle  diese  Verhält- 
nisse beim  Beginn  unserer  Periode  als  vorhanden  allseitig  anerkannt 
zu  wissen,  es  ist  nur  unsere  Aufgabe,  ihre  allgemeine  Ausbreitung 
zu  verfolgen. 


*)  cap.  753,  c.  16,  p.  23.  cap.  769,  e.  1,  2,  pag.  33. 
5)  Beneficialw.  203  ff.,  416  ff. 

•}  V.  G.  II,  225  ff. 

')  Beneficialw.  382. 

*)  Vassallität  50  ff. 


cap.  789,  c.  69 , pag.  64. 
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Da»  Heer  aufzubieten,  war  uralte»  Königsrecht  *).  Da»  gilt  noch 
in  unserer  Periode;  und  auch  jetzt,  wie  früher,  wird  e»  ausgeübt 
durch  die  den  König  auch  »on»t  vertretenden  Grafen.  Sie  rufen  im 
königlichen  Auftrag  in  den  oben angeführten  Cnpitularien  die 
Freien  zum  Heere,  und  werden  von  den  Quellen  in  dieser  Thätig- 
keit  häufig  erwähnt.  Die  sogenannten  Annalen  EiulmnTs  1 *)  erzäh- 
len: „Iussum  e»t  ab  imperatore,  ut  Saxones  et  Abodriti  ad  hanc 

expeditionem  praepararentur.  — Tune  omne»  Saxonici  comite»  omnes- 
que  copiae  cum  legato  ini]>eratori»  Baldrico  ' — in  terräin  Nord- 
mannorum  perveniunt.“  Derselbe  Autor  sagt,  bei  einem  Aufstand 
der  Abodriten  »ei  den  sächsischen  Grafen  der  Auftrag  geworden, 
ihr  Land  zu  schützen1*).  Ein  anderes  Zeugnis»  bietet  uns  Rudolf 
von  Fulda,  der  in  der  Schlacht  am  Ries  die  Grafen  als  Heerführer 
erwähnt1*).  Diese  Stellen  au»  Schriftstellern,  die  leicht  vermehrt 
werden  könnten,  mögen  genügen;  da  die  Sache  unbestritten  ist,  so 
soll  nur  noch  ein  direkter  Aushebungsauftrag  eines  Königs  an  die 
Grafen  Erwähnung  finden.  Karl  der  Kahle  giebt  im  Jahre  877 
auf  der  grossen  Reichsversammlung  zu  Quiercy  den  Grafen  den 
Auftrag,  die  Heerpflichtigen  ihrer  Grafschaften  zur  steten  Kriegs- 
bereitschaft aufzurufen  u). 

Diese  alte  Ordnung,  deren  Spuren  wir  soeben  noch  in  unsere 
Zeit  verfolgen  konnten,  wurde  schon  seit  dem  Beginn  der  Karolinger 
durchbrochen  durch  die  Ausbildung  des  Beneficialwesens.  Die  Bene- 
ficiarc15),  welche  anfangs  nicht  Vassallen  zu  sein  brauchten,  und 
die  Vassallen,  welche  als  persönlich  mit  ihrem  Herrn  durch  die 


»)  Waitz,  V.  ß.  H,  521  fl'. 

,#)  siehe  cap.  I,  n.  18  und  21.  Auch  iu  n.  24  sollen  die  missi  die  Wehr- 
pflichtigen nach  den  Grafschaften,  in  dunen  sie  wohnen,  aufzeichnen. 

1 •)  ann.  815.  (SS.  I,  202.) 

■*)  ann.  817,  p.  201. 

'»)  ann.  Fuld.  841.  (SS.  I,  p.  362.) 

■*)  cap.  877,  c.  18,  p.  540:  Comite»  quoque  per  suos  comitatus  — Omni- 
bus qui  hostera  debent,  denuutient  ut  parati  sint,  quatiuus,  si  uccessitas  fuerit, 
in  Dei  et  nostnim  servitium  pergere  valcant. 

1 1)  Auch  Waitz,  V.  G.  II,  261  sagt  jetzt : ..Dass  diejenigen  welche  in  den 
Schutz  des  Königs  treten,  zugleich  Land  empfangen  oder  die  welche  Königsland 
besassen  sich  um  deswillen  cummendiert,  in  eine  Schutz-  oder  Yassallitätaver- 
bindung  zu  dem  König  begelien  haben,  dafür  findet  sich  in  dieser  Zeit  kein 
Zeugnis»,“  während  er  früher  (Vassallität  p.  24)  zwar  zugegeben,  dass  die 
Vassallen  nicht  Bcneficium  zu  haben  brauchten,  aber  behauptet  hatte,  dass  alle 
Bencticiarc  sich  auch  commendieren  mussten,  und  (p.  48)  sogar  den  Empfang 
von  Beneticium  bei  den  Vassallen  als  Regel  aufgestellt  hatte. 
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Coinmcudutiou  verbunden,  nicht  noth wendig  Lehn  erhielten,  waren 
im  Grossen  und  Gauzen  verschmolzen,  und  zwar  verschmolzen,  weil 
sich  der  wirtschaftliche  Grundsatz,  dus«  der  Arbeit  ein  Lohn  ge- 
bühre, immer  mehr  Geltung  verschaffte.  — Die  Lehnsherren  nun 
wurden  an  der  Stelle  der  Grafen  die  Führer  ihrer  Mannen;  und 
wenn  oben  auch  Roth’s  Ansicht  einer  plunmässigen  Einführung  die- 
ser Aenderung  seitens  der  Karolinger  aufgegeben  werden  musste, 
so  bleibt  doch  zu  fragen,  ob  die  von  ihm  als  Gründe  dieser 
Einrichtung  augeführten  Thatsachen  auch  noch  in  unserer  Periode 
als  Ursachen  der  Entwickelung  weiterwirken. 

Wenn  man  bedenkt,  dass  Ausrüstung  und  Verproviantirung  auf 
bestimmte  Zeit  Sache  der  Auszieheuden  war,  und  hinzunimmt,  duss 
das  Fernsein  des  Besitzers  und  Bebauers  von  seinem  Gut  an  und 
für  sich  schon  die  Familie  ärmer  machen  musste,  so  wird  man 
Roth  "*)  beistimmen,  wenn  er  in  dem  unentgeltlichen  Heerdienst  eine 
drückende  Lust  für  die  minder  Begüterten  sieht.  Muss  nun  das 
Vorhandensein  dieser  Last  aus  den  später  zu  erwähnenden  Mass- 
nahmen, sich  ihr  zu  entziehen,  und  aus  den  schon  betrachteten  Er- 
leichterungen in  den  Aufgebotsbriefen  der  Könige  seit  Karl  dem 
Grossen  erschlossen  werden,  ohne  dass  dafür,  weil  sie  eine  recht- 
mässige war,  ein  direktes  Quellenzeugniss  erbracht  werden  kann,  so 
stehen  für  andere  Bedrückungen  des  kleineren  gemeinfreien  Grund- 
besitzers, die  hier,  weil  sie  denselben  Einfluss  wie  jene  rechtmässige 
Last  übten,  erwähnt  werden  müssen,  zahlreiche  Beweise  zu  Gebote. 
Da  indess  diese  Zustände  durch  die  vorzügliche  Darstellung  Dümm- 
lers17)  bekannt  geuug  sind,  so  beschränken  wir  uns  auf  einige 
wenige  Stellen.  Zunächst  sind  die  Oapitularien  der  Zeit  voll  von 
Verboten  der  Könige,  welche  die  Bedrückung  der  Kleinen  seitens 
der  Grossen  hindern  sollen,  namentlich  italienische  und  westfrän- 
kische, wie  ja  die  Gesetzgebung  dieser  Lande  in  unserer  Zeit 
überhaupt  viel  reichhaltiger  ist,  als  die  Deutschlands.  Ludwig  II. 
verlangt  850 1S)  von  den  Grafen  ein  Gutachten,  wie  die  Grossen 
verhindert  werden  könnten,  im  Umkreis  ihrer  Wohnungen  Be- 
drückungen gegen  die  Aernieren  auszuüben,  ihr  Vieh  auf  deren 
Weiden  grasen  zu  lassen,  im  Winter  für  ihre  Pferde  Futter  von 
jenen  zu  fordern  und  ihnen  bei  ihren  Reisen  durch  Einlagcr  lästig 
zu  werden.  In  demselben  Jahre  spricht  Ludwig  dieselben  Klagen 

'*)  Beneficialw.  p.  31)5. 

■’)  Geschichte  des  ostfrüukischuu  Reiches.  Berlin  1862 — 1865.  I,  183, 
306.  II,  9,  232  uml  öfter. 

'*)  cap.  850.  c.  2,  3.  p.  406. 

Saldamn«,  Da«  Heerwesen  unter  d.  «p*u  Karolingern.  2 
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nochmals  aus  in  den  wohl  durch  die  Gutachten  der  Grafen  vernn- 
lassten  Gesetzen  *•),  auf  deren  Massregcln  wir  noch  zurückkoinmen 
werden.  .Ta  dieses  halbe  Raubritterthum  der  Grossen  geht  so  weit, 
dass  sie,  wenn  sie  sich  auch  noch  scheuen,  selbst  als  Räuber  auf- 
zutreten,  den  Räubern  doch  Schutz  gewähren  und  dafür  einen  An- 
theil  am  geraubten  Gut  erhalten  **).  Auch  für  die  Reise  zur  Synode 
von  Ticinum  wird  den  Reichen  von  den  Bischöfen  besonders  cin- 
gesehärft,  den  Armen  kein  Unrecht  zuzufügen*1).  Für  Frankreich 
mag  eine  Stelle  **)  genügen,  in  der  die  Bedrückung  der  umwohnen- 
den Kleinen  verboten  und  befohlen  wird,  dass  jeder  unter  Wahrung 
des  Friedens  das  Land  mit  seinen  Mannen  durchreisen  soll.  Diese 
Zustände  werden  auch  für  Deutschland  belegt,  obwohl  dies  Land 
bei  dem  strafferen  Regiment  hier  hinter  Italien  und  Frankreich 
zurückgestanden  haben  mag.  Enhard !B)  erzählt , dass  Ludwig  der 
Fromme  als  erstes  und  also  doch  wichtiges  Regierungsgeschäft  nach 
dem  Reichstag  von  Aachen  Legaten  durch  sein  ganzes  Reich  ge- 
sandt, um  die  Bedrückungen  der  Bevölkerung  zu  heben,  und  vielen 
das  ihnen  entrissene  väterliche  Erbe  zurückgegeben  habe.  Auch 
die  sonst  so  dürftigen  Annalen  von  Lobbes*4)  halten  diese  Maasregel 
Ludwigs  zum  Schutz  der  Schwächeren  und  Aermeren  für  wichtig 
genug,  um  sie  als  einziges  Ereigniss  zum  Jahre  819  mitzutheilen. 
Sogar  die  oben ali)  erwähnte  Theilnahme  der  Grossen  an  Räube- 
reien findet  sich  auch  für  Deutschland  bestätigt,  allerdings, 
charakteristisch  genug,  erst  70  Jahre  später,  als  in  Italien.  Der 
Fortsetzer  des  Regino,  eine  freilich  erst  aus  der  Mitte  des  zehnten 
Jahrhunderts  stammende,  aber  doch  gut  unterrichtete  Quelle,  meldet 
zum  Jahre  920**),  dass  König  Heinrich  seine  Regierung  mit  Her- 

'*)  leg.  850.  c.  4,  5.  p.  406. 

*•)  a.  a.  O.  c.  3.  p.  406:  Audiviinus  quoque,  qnod  quidam  doinoa  et 
po»ses*ione»  lmbontes  concilicnt  sibi  atipie  eonsotient  latrunes  aliundc  venientea 
eosque  occulte  foveaut  et  snlatium  dent  at  tale  facinu*  perpetranduiu , ut  quid- 
quid  ipsi  ex  pernitioso  opere  adquisierint,  euru  eis  parciantur.  Vgl.  dazu  Regin. 
866.  (SS.  I,  677.) 

* ■)  eonv.  Tie.  855.  c.  3.  p.  431. 

**)  cap.  860.  c.  6,  p.  474.  Vgl-  vita  Walae  II.  c.  15.  (SS.  II,  561.) 

»>)  ann.  Fuld.  814  (SS.  I,  356). 

1 *)  ann.  Lob.  819  (SS.  II.  195). 

*s)  siehe  n.  20. 

**)  cont.  Reg.  920  (SS.  I.  615):  Heinricus  initium  »ui  regni  diseipliiu 
servandae  paeis  inchoavit.  Multi  enim  illis  teniporilms,  etiain  nobile«,  latroei- 
niis  insuilabant.' 
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Stellung  des  Friedens  begonnen  habe,  welcher  damals  sogar  von 
vielen  als  Räuber  lebenden  nobiles  gebrochen  sei.  Die  Unsicherheit 
des  Besitzes  und  der  Strassen  ferner  durch  die  grosse  Zahl  der  be- 
rufsmässigen Landfriedensbrecher,  der  latrones,  war  so  arg,  dass 
Nithard*’)  es  für  ein  grosses  von  Gott  gewirktes  Wunder  hält,  als 
einige  Aquitaner  glücklich  von  Aquitanien  nach  Chalons  gelangen, 
und  das  ganze  Heer  Knrls,  zu  «lern  sie  kommen,  daraus  Math  und 
Hoffnung  schöpft.  — Im  Anschluss  hieran  mag  noch  kurz  der  Mittel 
gedacht  werden,  durch  welche  die  Könige  die  Armen  gegen  die 
Grossen  zu  schützen  suchten,  die  aber  sätnmtlich  nicht  allzu  viel  ge- 
nützt haben  mögen.  Ludwig  II.  bestimmt  in  den  schon  angeführ- 
ten Gesetzen  von  850*8),  dass  die  zu  Hof  Reisenden,  wenn  sic  nicht 
von  Freunden  bewirthet  werden,  für  Mannen  und  Rosse  bezahlen 
und,  falls  Verdacht  gegen  sie  vorliege,  etwas  mit  Gewalt  genommen 
zu  haben,  am  Hofe  sich  und  ihre  Mannen  durch  den  Eid  eines 
glaubwürdigen  Mannes  reinigen  oder  das  Genommene  zurückerstat- 
ten sollen.  Diese  Bestimmung  erneuert  dann  König  Wido  im  Jahre 
888*®).  Ebenso  verordnet  Karl  der  Kahle80),  dass  Bischöfe  und 
Grafen  bei  benachbarten  Armen  nur  herbergen  sollen,  wenn  sie  von 
diesen  selbst  geladen  werden,  weil  wegen  des  Einlagers  die  meisten 
Zwieträchten  entstanden  seien.  Wenn  diese  Zwietracht  nun  auch 
zwischen  den  Grafen  oder  Bischöfen  der  benachbarten  Gebiete  aus- 
bricht, so  beweist  doch  die  alleinige  Erwähnung  der  Aermeren  als 
solcher,  bei  denen  die  fremden  Grafen  und  Bischöfe  herbergen,  dass 
es  sich  auch  hier  um  eine  Belastung  der  Kleinen  hnndelt.  Das 
wichtigste  Mittel  aber  gegen  diese  Bedrückung,  welches  zugleich 
einen  grossen  wirtschaftlichen  Fortschritt  enthält,  ist  von  Karl  dem 


»')  hist.  II,  8 (SS.  II). 

**)  leg.  860,  c.  4,  p.  406:  praecipimus,  ut  omnis  fidelis  noster,  qnicunqne  ad 
noatram  praesentiam  properat,  niliil  in  veniendo  aut  revertendo  ab  aliquo  vio- 
lenter tollat,  set  suis  hominibus  et  equis,  nisi  forte  ah  amicis  stipendia  acciperit, 
ab  hospitibus  suis  praecio  iusto  comparet.  Kam  quicunque  huius  mali  faraam 
habuerit , cum  ad  nos  venerit , veracem  hominom  volumua  ut  det , qui  pro  suis 
omnibua  iuret,  nihil  eos  in  itinere  tuliaae.  Et  ai  forte  in  aliquo  se  auosque  ob- 
noxios  recognoscit,  donet  idoneum  hominem  qui  iuret,  et  cuncta  restituat  his 
quibus  abstulisse  visus  est.  Vgl.  auch  c.  ö. 

**)  elect.  888,  c.  7,  p.  566. 

'•)  cap.  876,  c.  13,  p.  631:  Ut  episcopi  et  comites  in  suis  ministeriis 
commorantes  in  suis  consistant  domibuB  cum  suis  vasallis  neque  praesumant 
occasione  ospitii  in  pauperioris  cuiuspiam  vicini  domo,  nisi  rogati,  commorari; 
quia  ob  hoc  maxime  depraedationes  et  discordias  actenus  pululasse  manifestum 
est.  Vgl.  conv.  Car.  877,  c.  20,  p.  540. 

2* 
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Kahlen  äl)  angewandt,  indem  er  Herbergen  bauen  Lien» , von  deren 
einer  freilich  berichtet  wird,  dann  sie  schon  nach  einem  Jahre  durch 
die  Rohheit  der  Reisenden  zerstört  gewesen  sei  und  wieder  hätte 
erbaut  werden  müssen.  Dies  vcranlasste  ihn  nun  allerdings,  die 
Benutzung  derselben  von  seiner  besonderen  Erlaubniss  abhängig  zu 
machen,  wodurch  die  Wichtigkeit  der  Anlage  wieder  bedeutend 
vermindert  wurde.  Selbstverständlich  war  damit  dem  Unwesen  nicht 
gesteuert  und  so  suchte  denn  Karlmann  884 si)  Abhülfe  zu  schaf- 
fen, indem  er  die  Priester  und  unter  ihrer  Leitung  die  Mitglieder 
ihrer  Parochien  zur  Aufnahme  jedes  Reisenden  verpflichtete,  zu- 
gleich aber  zur  Vermeidung  jeder  Gewaltthat  streng  verbot,  höhere 
Preise,  als  die  Marktpreise,  von  den  Reisenden  zu  verlangen.  Dies 
Mittel  war  wirksamer,  als  das  vorige,  weil  es  Priester  ja  überall 
gnb,  die  königlichen  Herbergen  aber  doch  nur  zerstreut  liegen  konn- 
ten. Dafür  aber  wird  nun  den  Bürgern  die  Selbsthilfe  gegen  solche 
Bedrückungen  durch  eigene  Vereinigungen  (Gilden)  untersagt 3S), 
deren  Vorhandensein  eben  wieder  recht  beweist,  wie  schwer  diese 
Bedrückungen  auf  dem  Volke  lasteten. 

Die  erwähnten  Massregeln  der  Staatsgewalt  richten  sich  eigentlich 
nur  gegen  die  Last  der  Beherbergung,  gegen  die  sonstigen  Quälereien 
der  Grossen  hat  die  Staatsgewalt  im  Grunde  nur  Verbote  gehabt, 
die,  obwohl  sie  oft  mit  grosser  Energie  a<)  ausgesprochen  sind,  ziem- 
lich wirkungslos  verhallten.  Die  sich  so  ergebende  Ohnmacht  der 
Staatsgewalt  diesen  unsicheren  Zuständen  gegenüber  hat  zur  Wei- 


ai)  ed.  Pist.  864,  c.  37,  p.  498:  et  quoniam  — heribergum  nostrum,  quod 
praeterito  anno  hie  fiori  iussimus,  homines  de  illa  parte  Sequanae  in  istas  partes 
venientes  et  de  istis  partibus  in  illas  partes  cuntes  destruxerunt  — et  nunc  istud 
heribergum  non  sine  labore  et  dispendio  tidelium  nostrorum  fieri  fecimus,  voluinus 
et  expresse  mandamus,  ut  eicut  nec  in  nostro  palatin,  ita  nee  in  isto  heribergo 
aliquis  alius  sine  nostra  iussione  mauere  praesumat  nec  illud  aliquis  destruat. 

**)  eap.  884,  c.  12,  p.  «553:  Ut  autem  omnis  oceasio  rapinae  toi  lat  ur.  vo- 
lunius,  ut  presbyteri,  qui  bonum  exemplum  [caritatis]  omnibus  ostendere  debent, 
hospitales  existant  — quam  (sc.  hospitalitatein)  pracbeant  iter  facientibus.  ipiia 
per  illam  placuenmt  quidam  Deo,  angclis  hoapitio  RUBceptis.  c.  13:  Placuit 
nobis  — ut  prebyteri  suos  parochianos  admoneant,  ut  et  ipsi  hospitales  existant 
et  nulli  iter  facienti  mansionera  denegent.  Et  ut  omnis  oocasio  rapinae  tollatur, 
nihil  cariua  vendatur  trauseuntibus , nisi  sicut  in  mercato  aecipiunt.  Quod  si 
carius  vendere  voluerint,  ad  presbyterum  transeunten  hoc  referant  et  illius  iussu 
cum  humauitate  eis  vcudant. 

li)  a.  a.  O.  c.  14:  Volumus,  ut  presbyteri  et  minitdri  oomitum  villanis 
praecipiant,  ne  collectam  faciant,  quam  vulgo  geldam  vocant,  contra  illos  qui 
aliquid  rapuerint. 

*•)  cap.  850,  c.  3,  p.  406:  Quod  genus  malefactorum  pessimum  iudicamut. 
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terbililung  des  Seniorate  und  zur  Stärkung  der  Macht  der  Grossen 
wesentlich  beigetragen.  Denn  je  nach  der  Grösse  des  Besitzes,  den 
die  Schwächeren  hatten,  wurden  sie  entweder  Hörige  oder  aber 
Hintersassen  oder  Vassallen  der  Grossen,  indem  sie  diesen  ihr  Land 
übertrugen  und  es  als  Zinsgut  oder  Lehn  unter  dem  Schutz  dersel- 
ben zurückerhielten  **}.  Eine  Andeutung  dieses  Verhältnisses  bietet 
das  Gesetz  von  876*®),  durch  das  discordiae  et  depraedationes  ver- 
hütet werden  sollen,  indem  den  Grossen  die  Einlage  bei  benach- 
barten Kleinen  verboten  wird,  weil  sonst  deren  Herren  aus  Rache 
das  Gebiet  jener  Grossen  verwüsten  würden.  Am  vortheilhaftesten 
war  es,  Vassall  oder  Hintersasse  geistlicher  Grossen  zu  sein.  AVurde 
doch  das  geistliche  Gut  nicht  nur  durch  die  physische  Macht  seiner 
Herren  geschützt,  sondern  wohl  noch  mehr  durch  die  heilige  Scheu 
vor  Allem,  was  mit  der  Kirche  und  ihren  Dienern,  welche  für  jetzt 
und  ewig  verdammen . konnten , in  Zusammenhang  stand.  Zudem 
war  diese  Tradition  an  Kirchen  ein  gutes  Werk,  durch  das  die 
Frommen  eine  ewige  Belohnung  zu  erlangen  hofften;  und  endlich 
bot  die  Unterordnring  unter  die  Kirche  noch  die  Hoffnung,  sich  dem 
drückenden  Kriegsdienste  zu  entziehen.  Für  diesen  letzten  Punkt, 
der  für  uns  der  wichtigste  ist  und  der  zugleich  beweist,  dass  auch 
der  zu  Recht  bestehende  Kriegsdienst,  wie  oben  freilich  ohne  direk- 
ten Quellenbeweis  behauptet  wurde,  eine  Last  war,  mögen  noch 
einige  Belege  hier  Platz  finden. 

Die  Quellen  hierfür  sind  die  Capitularien,  in  denen  schon  Karl 
der  Grosse  nur  zu  häufig *’)  gegen  dolose  Traditionen,  die  nicht 
aus  Frömmigkeit  geschähen,  sondern  mit  der  Absicht,  sich  den 
Staatspflichten  zu  entziehen,  eifern  musste ; und  die  auch  unter  seinen 
Nachfolgern  voll  von  solchen  Bestimmungen  sind.  Wiederum  bietet 
ein  italienisches  Capitular  den  ersten  Beweis,  das  schon  öfter  citirte 
Lothars  aus  dem  Jahre  825.  Dieses  bestimmt  zunächst*8),  dass 

*s)  Für  das  Heerwesen  wichtig  sind  nur  Vassallen  und  Hintersassen,  auf 
die  wir  uns  deshalb  im  Folgenden  beschränken:  Die  Hörigen  mussten  aber 
erwähnt  werden,  weil  eine  grosse  Anzahl  der  alten  das  Heer  bildenden  (»emein- 
freien  in  diesem  Stande  verschwand,  und  dadurch  die  Macht  des  Grossen  sehr 
wuchs. 

*•)  siehe  n.  30. 

•’)  z.B.  cap.  803,  c.  16.  p.  111. 

’*)  cap.  825,  c.  2,  p.  251  Boret.  p.  167:  Placet  nobis  ut  liberi  hoinines  qui 
non  propter  paupertatem  sed  ob  vitandam  reipublicae  utilitatem  fraudolenter  ac 
ingennose  res  suas  ecclesiis  donant  easque  denuo  sub  censu  utendas  rccipiunt,  ut 
quousque  ipsas  res  possident  hostem  et  reliquas  publicas  functiones  faciant.  Quod 
si  iussa  facere  neglexerint,  licentiam  eos  distringendi  comitibus  permittimus  per 
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solche  Freie,  die  nicht  aus  Armuth,  sondern  um  den  Staatslasten 
zu  entgehen,  ihr  Gut  an  Kirchen  tradirten  und  es  dann  als  Zinsgut 
zurückerhielten,  behandelt  werden  sollten,  wie  andere  Freie,  die 
Eigen  genug  hesässen,  um  den  Heerdienst  zu  leisten;  und  dass  die 
Grafen  das  Recht  haben  sollten,  Ungehorsame  bei  ihren»  Besitz  zu 
belangen  ohne  Rücksicht  auf  die  den  Kirchen  gewährte  Immunität. 
Der  folgende  Paragraph8*)  behandelt  dieselben  Verhältnisse,  sobald 
Laien  die  Herren  eines  Freien  geworden,  und  mag  deshalb  in  die- 
sem Zusammenhänge  betrachtet  werden : Sobald  jemand  das  Eigen- 

gut eines  andern,  der  Kriegsdienst  leisten  könnte,  durch  Kauf  oder 
auf  andere  Weise  an  sich  gebracht,  es  jenem  aber  zum  Niessbraueh 
(als  Lehn  oder  Zinsgut)  überlassen  hat,  so  soll  der  alte  Eigenthümer 
unter  dem  Grafen  ausziehen  und,  thut  er  es  nicht,  bei  seinem  alten 
Besitz  belangt  werden.  Dasselbe  Capitular  berichtet  noch  von  einem 
anderen  Kunstgriff,  durch  den  man  sich  dem  Dienst  zu  entziehen 
suchte:  es  bestimmt40),  dass,  wenn  von  zwei  Brüdern  einer  Mönch 
werde  und  nun  der  andere  den  Heerdienst  nicht  leisten  wolle  unter 
den»  Vorwand , sein  Bruder  sei  Besitzer  des  väterlichen  Erbes  und 
er  habe,  wenigstens  im  Reiche  Lothars,  nichts,  wovon  er  dienen 
könne,  dann  der  Graf  das  Recht  haben  solle,  ihn,  wo  er  ihn  finde, 
zu  belangen.  Dieses  Streben,  den  Heerdienst  abzuwälzen,  ging  so- 
weit, dass  sich  Lothar  im  Jahre  832  4 ')  genöthigt  sah,  eine  alte 
Bestimmung  zu  erneuern,  durch  die  die  Uebernahme  des  Mönch- 
gelübdes von  der  königlichen  Erlaubnis«  abhängig  gemacht  wurde. 
Ein  ähnlich  instructives  Capitular,  wie  das  Lothars,  besitzen  wir 


ipsas  res,  nostra  non  resistente  emunitate,  ut  status  et  utilitas  regni  huiusmodi 
adinventionibus  non  infirmetur. 

39)  a.  a.  O.  c.  3:  Volumus  ut  similis  mensura  in  laicali  online  de  hae  re 
servetur;  videlicet  si  quis  alterius  proprietatem  qui  hostem  facere  potest  emerit, 
aut  quovis  modo  ad  eum  pervenerit,  cique  ad  utendum  eas  dimiserit,  si  negle- 
gens  de  hoste  fuerit,  per  ipsas  res  a comite  distringatur,  ut  in  quocunque  pu- 
blica non  miuoretur  utilitas. 

••)  a.  a.  ().  c.  4:  Precipimus  de  his  fratribus  qui  — paternac  seo  materne 
Ruccedunt  hereditati,  si  contigerit,  quod  unus  corum  ecclesiasticae  miliciae  sit 
mancipatus,  et  idcirco  is  qui  seculariter  uiilitare  debuerat,  ut  se  ad  defensionem 
regni  nostri  subtrahad,  in  nostris  finibus  partem  substantiae  in  portionem  sus- 
cipere  dissimulaverit , idcircurn  ut  nequead  constringi;  ubicunque  comis  suus 
eum  invenerit,  licentiam  distringendi  ei  concedimus.  Vgl.  auch  cap.  I n.  37. 

41 ) cap.  832,  c.  20,  p.  363:  De  diversis  hominibus  qui  ad  servitium  Dei 
se  trmdere  volunt,  ut  prius  hoc  non  faciant,  quam  a nobis  licentiam  postulentur. 
Hoc  ideo.  quia  audivimus  aliquos  ex  illis  non  tarn  de  causa  devotionis,  quam 
exercitia  seu  aliam  functionem  regali  fugiendo. 
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auch  von  Karl  dem  Kahlen  aus  dein  Jahre  865.  Dies  erklärt'*) 
die  Traditionen,  die  gemacht  seien  an  Frauen  oder  anderen  Personen, 
um  sich  der  Leistung  der  FideliltätspHicht  und  dem  ordentlichen 
Grafengericht  zu  entziehen,  für  nichtig  und  bestimmt,  dass  die  Tra- 
ditores  behandelt  werden  sollen,  als  ob  sie  die  Allode  noch  besässen. 
Den  Abschluss  dieser  Darlegung  mag  eine  direkte  Quellenstelle  des 
Güterverzeiehnisses  von  St.  Gcrmain  bilden,  welche,  wenn  sie  auch 
nach  Gu^rnrd  erst  100  Jahre  später,  als  der  übrige  Text  geschrie- 
ben zu  sein  scheint,  die  Sache  doch  sehr  treffend  bezeichnet.  Sie 43) 
lautet:  Isti  homines  fuerunt  liberi  et  itigenui;  sed  (juia  inilitiam 

regis  non  valebant  exercere,  trndiderunt  alodos  suos  sancto  Germano. 

Diese  Bedrückungen  der  Kleineren  sind  also  eine  der  wichtig- 
sten Ursachen  für  das  immer  weitere  Umsichgreifen  der  Traditionen 
zu  Vassallität  oder  Hintersassenschaft  und  die  dadurch  immer 
mehr  wachsende  Bedeutung  der  Grossen.  Diese  eine  Ursache  musste 
deshalb  liier  ausgefuhrt  werden,  weil  sie  das  von  Roth  Hervorge- 
hobene bestätigt  und  zum  Theil  aus  dem  Heerwesen  selbst  her- 
vorwuchs, dessen  Organisation  sich  hier  selbst  bekämpfte. 

Vermöge  der  Immunitätsprivilegien  waren  die  öffentlichen  Beam- 
ten von  den  geistlichen  Gebieten  ausgeschlossen.  Wenn  dieses  Verbot, 
Immunitätsland  zu  betreten,  sich  auch  zunächst  nur  auf  Gerichts- 
sachen ")  bezog,  so  musste  es  doch  für  einen  mächtigen  geistlichen 
Grossen  sehr  leicht  sein,  entweder  den  Grafen  auch  als  den  Auf- 
bieter des  Heerbanns  fern  zu  halten,  um  so  mehr,  da  nach  canoni- 
schem  auch  von  den  fränkischen  Königen  anerkanntem  Recht  die 
Geistlichkeit  überhaupt  keine  'Waffen  tragen  durfte;  oder,  falls  er 
sich  über  diese  Verfügung  hinwegsetzte,  selbst  die  Führung  seiner 
wehrhaften  Mannen  '*)  zu  übernehmen  und  so  wiederum  seine  Macht 

**)  cap.  865,  c.  5,  p.  502:  Ut  illae  traditiones  iniustae  ct  a nostris  ante- 
ccssoribus  atque  a nobis  prohibitao  quae  factae  sunt  aut  mulieribus  aut  matribus 
aut  quibuaennque  personis,  ut  liberius  ipsi  traditores  nostrani  infidelitatcm  per- 
ficere  possint,  aut  ut  iuatitiam  in  coinitatibus  non  rciblant,  tanquam  factae  non 
fuerint,  pro  nihilo  habeantur.  Et  sicut  ipsi  ipsos  alodes  in  sua  manu  tenuissent, 
ita  de  ipsis  alodibus  bat. 

•J)  Polyptieon  Irminonia  III,  61,  bei  Guerard  (Polyptique  de  l’abbe  Ir- 
minon.  2 Bde.  Paris  184+)  H,  p.  31. 

'*)  Die  stehende  Formel  aller  Immunitätsurkunden  lautet:  ut  nullus  iudex 
publieua  vel  quislibet  ex  iudiciaria  potestate  in  aecclesias  — audeat  ingredi. 
Vgl.  dazu  Ekkeh.  cas.  s.  Galli.  SS.  II,  83:  Quorum  utrorumque  multa  dicioni 
»ubtracta  sunt  per  munitieentias  regia»  in  utrosque  episcopos.  Vgl.  auch  n.  38. 

* *)  Des  kürzeren  Ausdrucks  wegen  sind  im  Folgenden  in  der  Bezeichnung  Man- 
nen oder  Vassallen  auch  die  heerptlichtigen  Hintersassen  mitbegriflen,  deren  Schei- 
dung auch  in  den  Quellen  nicht  streng  durchgeführt  ist.  Vgl.  Waitz  Vassallität  p.35. 
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sehr  zu  verstärken.  Wurde  den  weltlichen  Grossen  das  erste  schwie- 
riger, da  sie  meist  die  Immunität  nicht  hatten,  so  musste  ihnen  das 
zweite  leichter  werden,  da  keine  Gesetze  ihnen  das  Waffenhandwerk 
verboten.  Aus  diesen  Voraussetzungen  spielt  sieh  ein  Confliet,  der 
schon  unter  den  ersten  Karolingern  beginnt  und  eben  aus  dem  Wesen 
einer  Uebergangsperiode,  in  der  die  Dinge  im  Fluss  sind,  hervor- 
wächst, in  unserer  Periode  weiter.  Wollen  die  Könige  das  alte  auf 
dem  Unterthanenverbande  ruhende  direkt  verpflichtete  Heer  retten, 
so  müssen  sie  trotz  Immunität  und  grosser  Senioren  den  Grafen 
ihre  Rechte  zu  wahren  suchen ; wollen  sie  dagegen  ein  starkes  Heer 
haben,  so  müssen  sie  die  alte  Ordnung  durchbrechen  und,  den  ver- 
änderten Verhältnissen  Rechnung  tragend,  die  Senioren  als  Heer- 
führer in  die  Organisation  einordnen  und  den  alten  Grafen  gleich 
stellen.  Dabei  ergiebt  sich  in  Bezug  auf  die  geistlichen  Grossen 
noch  der  Widerspruch,  dass  die  Einordnung  hier  geschehen  muaei 
trotz  entgegenstehender  canonischer  und  staatlicher  Vorschriften. 

Diesen  Gegensatz  eines  alten  und  neuen  Principe  bieten  denn 
auch  die  Quellen  unserer  Periode  dar,  doch  so,  dass  «las  alte  Princip 
dem  neuen  gegenüber  immer  mehr  an  Boden  verliert.  Im  Folgen- 
den sehen  wir  von  der  Art  der  Verpflichtung  der  Vassallen  noch 
völlig  ab  und  betrachten  nur,  wer  sie  führte.  — In  dem  Aufgebots- 
briefe Lothars  für  seinen  beabsichtigten  Feldzug  gegen  Corsica  sol- 
len die  Vassallen  der  Bischöfe  und  Aebte  auszichen  mit  ihren  Gra- 
fen4“). Ix»thar  scheint  in  diesem  Jahre  überhaupt  versucht  zu  haben, 
durch  gesetzliche  Bestimmungen  die  alte  Ordnung  zu  retten.  Denn 
auch  das  zweite  Capitular  aus  dem  Jahre  825  *')  stellt  die  Grafen 
als  die  Beamten  hin,  welchen  es  obliegt,  die  Vassallen  der  grossen 
Geistlichen  und  Laien  ins  Feld  zu  führen.  Dass  es  sich  dabei  um 
solche  handelt,  welche  sieh  durch  ihre  Tradition  an  ilic  Grossen 
der  Heerpflicht  entziehen  wollten,  beweist  eben  nur,  dass  das  neue 
Princip  noch  nicht  durchgedrungen  war.  Diese  Bestimmungen  Lo- 
thars erscheinen  als  der  letzte  Versuch  «lieser  Art,  wenigstens  be- 
richten unsere  Quellen  nicht  mehr  direct,  dass  auch  die  Aftervas- 
sallen den  Grafen  unterstanden  hätten,  lassen  vielmehr  eher  auf  «las 
Gegentheil  schliessen,  was  ja  auch  schon  vor  diesen  Verfügungen 
Lothars  in  Uebung  wnr. 

Direkt  ausgesprochen  wird  der  Grundsatz,  dass  im  ordentlichen 
Kriege  die  Senioren  ihre  Vassallcn  ins  Feld  führen  sollen,  für  alle 


••)  cap.  825,  c.  2,  p.  242,  Boret.  p.  166:  Homines  vero  cpiscoporuin  seu 
abbat  um  — vnlumus  ut  cum  comitibus  eonini  vadant. 

”)  siche  n.  38  und  39. 
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drei  Reiche  nnch  der  Zusammenkunft  der  Brüder  in  Meersen  von 
847  **).  Oft  mag  einem  einzelnen  Senior  die  Führerschaft  im 
Felde  durch  besondere  Urkunde  zugestanden  worden  sein,  wenig- 
stens enthält  ein  Immunitätsprivileg  für  Worms  von  8144*)  die  Be- 
stimmung, dass  der  Bischof  seine  Mannen  im -Kriege  führen  soll. 
Ein  so  klarer  Ausspruch  des  Prineips  und  solche  Spuren  der  Ent- 
wickelung sind  zwar  in  den  Quellen  selten,  dafür  erscheinen  aber 
um  so  häufiger  Bischöfe,  Aebte  und  weltliche  Grosse,  welche,  wie 
die  Grafen,  ihre  Mannen  zum  Heere  aufbicten  und  führen.  In  den 
Capitularien  werden  sie  oft  neben  den  Grnfen  genannt,  was  ihre 
Stellung  gleichsam  als  königliche  Beamte  charakterisirt.  So  in  einem 
Capitular  Karls  ®°) : fidelcs  nostri  tarn  episeopi  quam  abbates  et  comi- 
tes  et  abbatissarum  homincs,  sed  et  ipsi  comites  et  vassi  nostri,  wo 
die  Lehnsleute  der  Aebtissinnen  wohl  unter  von  diesen  gewählten 
Führern  stehen,  und  unter  den  vassi  nostri  weltliche  Grosse  zu  ver- 
stehen sind.  In  demselben  Capitular®1)  sind  dann  nochmals  zusam- 
mengestellt episeopi  et  comites  ac  vassi  nostri.  Zu  diesen  Capitu- 
larienstellen  treten  im  Folgenden  noch  einige  Belege  aus  den  Schrift- 
stellern der  Zeit  hinzu.  Rudolf  von  Fulda®*)  erzählt,  dass  gegen 
die  Böhmen  ein  zahlreiches  Heer  unter  Führung  von  Grafen  und 
Aebten  ausgesandt  sei;  Hinemar®3),  dass  das  Heer  Karls,  mit  dem 
er  im  Jahre  866  nach  Metz  marschirte,  hauptsächlich  von  Bischöfen 
nufgeboten  sei.  Auch  die  Annalen  von  St.  Vaast  sprechen  häufig 
von  der  Theilnahmc  Geistlicher  an  den  Kämpfen  der  Zeit®4).  Ekke- 
hard von  St.  Gallen  berichtet  von  Soldaten  der  Abteien  und  des 


•*)  adn.  Kar.  847,  c.  6,  p.  385:  Et  volumus,  ut  cuiuscunque  nostrum  liomo 
in  cuiuscunque  regeln  sit  cum  seniore  suo  in  hostein  vcl  aliis  utilitatibus  pergat. 
Vgl.  v.  Noorden:  Hinemar,  Erzbischof  von  Rheims,  Bonn  1863.  p.  V über  die 
Deutung  des  cuiusqunque  nostrum  und  in  cuiuseunque  regno  sit. 

•*)  Schannat.  hist.  Worm.  II,  p.  3,  No.  2:  Hostem  vero  hominihus  suis 
non  requirant  (sc.  iudices,  die  (trafen),  nisi  quando  utilitatc  regum  necessitas 
fuerit  simul  cum  suo  episcopo  pergant. 

*•)  cap.  865,  e.  13,  p.  502. 

*•)  a.  a.  O.  c.  14,  p.  503. 

s’)  ann.  Euld.  849  (SS.  I,  366):  comites  non  pauci  atque  abbates  cum 
exercitu  copioso  mittuutur.  Der  dabei  auch  als  Truppenführer  erwähnt«  dux 
steht  verfassungsrechtlich  nicht  in  demselben  Verhältniss,  wie  Grafen  und  Aebte: 
wir  werden  an  anderer  Stelle  auf  ihn  zurückkommen.  Vgl.  auch  ann.  Bert.  858 
(SS.  I,  452). 

11 ) ann.  Bert.  866  (SS.  I,  473). 

*4)  z.  B.  ann.  Ved.  879  (SS.  I,  618),  880  p.  518,  882  p.  521. 
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Bisthums  Conatanz *5),  und  Richer*®)  lässt  die  Piraten  im  Jahre  925 
mit  dem  Heere  zweier  Grafen  und  zweier  Bischöfe  zusammenstossen 
und  grosse  Verluste  erleiden.  Diese  Stellen  wären  leicht  weiter  und 
weiter  zu  vermehren57),  indessen  ist  die  Sache  so  bekannt,  dass  es 
überflüssig  ist,  noch  mehr  zusammenzutragen:  angeführt  sind  die 
beigebrachten  mehr  zur  Illustration,  als  zum  Beweise,  und  um  diese 
Praxis  der  Theorie,  in  der  das  Waffenhandwerk  der  Geistlichen 
verworfen  wurde,  entgegen  stellen  zu  können.  Auf  die  darauf  be- 
züglichen Capitularienbestimmungen  ist  schon  hingewiesen,  hier  soll 
nur  noch  eine  Stelle  Hincmars 58)  erwähnt  werden,  in  der  er  das 
Waffentragen  eines  Bischofs  als  grosses  Verbrechen  bezeichnet. 

Schon  aus  der  Verbindung,  in  der  diese  grossen  Lehnsherren 
mit  den  alten  königlichen  Beamten,  den  Grafen,  erschienen,  ist  eine 
Art  Beamtenstellung  auch  für  sie  in  Anspruch  zu  nehmen.  Für 
diese  Stufe  der  Entwickelung  muss  noch  ein  weiterer  Beweis  bei- 
gebracht werden , da  gerade  das  Aufhören  dieser  Beamtenstellung 
den  vollen  Durchbruch  des  Lehns wesens  und  die  gänzliche  Vernich- 
tung des  alten  Unterthanen Verbandes  bezeichnet.  Dieser  Beweis  er- 
giebt  sich  daraus,  dass  auch  die  Aftervassallen  dem  König  noch 
direkt  verpflichtet  sind,  d.  h.  also,  dass  principicll  ihre  Dienstpflicht 
ebenso  wenig  auf  ihrem  Ixdin,  wie  die  der  Gemeinfreien  auf  ihrem 
Eigen,  ruhte.  Wäre  die  Dienstpflicht  eine  Reallast  gewesen,  so  hätte 
der  König  die  Aftervassallen  nie  und  nimmer  direkt  belangen  kön- 
nen, sondern  allein  der  Herr,  von  dem  sie  ihr  Lehn  empfangen 
haben.  Der  beste  Beleg  gegen  die  Auffassung  der  Dienstpflicht  als 
einer  Reallast  würde  sein,  wenn  noch,  wie  in  älterer  Zeit,  das  Vas- 
sallitätsverhältniss  ein  rein  persönliches  gewesen  wäre:  jetzt  war 
indess  seine  Verbindung  mit  dem  Beneficialwcscn  schon  eine,  wenn 
nicht  rechtlich,  so  doch  praktisch  überall  durchgefiihrte.  Deshalb 
müssen  als  Beweis  die  zahlreichen  Fälle  dienen,  in  denen  die  After- 
vassallen direkt  vom  König  entboten  werden  und  auch  ohne  ihre 
Senioren  im  Felde  erscheinen.  Zunächst  ist  hierher  zu  ziehen  eine 
Bestimmung  Ludwigs  des  Frommen*®),  nach  der  neben  seinen  Vas- 

“)  Ekkeh.  ca»,  b.  Galli  (914)  SS.  II,  p.  87. 

»•)  Rieh.  hist.  I,  c.  49  (SS.  III). 

”)  Dümmler:  Ostfränk.  Reich  II,  R37  bemerkt,  das  „in  einem  Zeitraum 
von  noch  nicht  dreissig  Jahren  nicht  weniger  als  zwei  deutsche  Erzbischöfe 
und  acht  Bischöfe  im  Kampfe  gegen  die  Heiden  gefallen  sind.“ 

“)  ann.  Bert.  882  (SS.  I,  614)  Walam,  Mettenscm  episcopum,  contra  sacrain 
auctoritatem  et  episcnpale  ministcrium  armatum  et  bellantem. 

*•)  cap.  817,  c.  27,  p.  218:  Ut  vassi  nostri  et  vassi  episcoporum,  abbat  um. 
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«allen  auch  die  der  Bischöfe,  Aebte,  Aebtissinnen  und  Grafen, 
welche  nicht  ins  Feld  gerückt  seien,  direkt  von  den  missis  zur  Zah- 
lung des  Heerbanns  herangezogen  werden  sollen.  Letzterer  aber 
war  eine  vom  König  auferlegte  Strafe,  welche  mit  dem  Lehnrecht 
absolut  nichts  zu  thun  hat:  wurden  jene  Vassallen  also  von  könig- 
lichen Beamten  staatsrechtlich  zur  Strafe  gezogen,  so  mussten  sic 
auch  staatsrechtlich  verpflichtet  gewesen  sein.  Auf  dem  Concil  in 
der  Pfalz  Verneuil  vom  Jahre  844®u)  machen  die  Bischöfe  Karl 
dem  Kahlen  den  Vorschlag,  dass  diejenigen  Bischöfe,  welche  theils 
wegen  Krankheit,  theils  in  Folge  königlicher  Dispensation  am  Feld- 
zuge nicht  thcilnähmen , ihre  heerpflichtigen  Vassallen  einem  seiner 
Getreuen  übergeben  sollten,  damit  sie  sich  ihrer  Pflicht  nicht  ent- 
ziehen könnten.  Aehnlich  verfügt  Karl"1),  dass,  sobald  necessitas 
einträte,  der  Senior,  selbst  wenn  er  im  Königsdienst  anderweitig  in 
Anspruch  genommen  sei,  seine  Mannen  doch  alle  zum  Ort  der  Ge- 
fahr senden  solle,  damit  sie  dem  König  gebührende  Treue  übten. 
Denn  auf  dem  Treueid,  den  sie  wenigstens  rechtlich  dem  König 
noch  zu  leisten  hatten8*),  beruhte  die  Dienstpflicht  der  im  Vassal- 
litätsverhältniss  stehenden  Freien,  wie  die  der  Gemeinfreien.  Und 
dass  diese  Heranziehung  der  Aflervassallen  nicht  blos  ein  uner- 
füllter Wunsch  der  Könige  war,  das  bezeugt  Hincmar,  indem  er 
erzählt •*),  dass  er  bei  einem  Normanneneinfall,  da  seine  Mannen  mit 
König  Karlmann  im  Felde  gestanden  hätten,  den  Leichnam  des 
heiligen  Remigius  und  die  Kostbarkeiten  der  Rhcimser  Kirche  flie- 
hend habe  retten  müssen.  Und  min  mag  zum  Schluss  noch  auf 
jene  schon  oben 84)  erwähnte  Urkunde  Karlmanns  hingewiesen  wer- 

abbatissarum  et  comitutn,  qui  anno  presente  in  koste  non  fuerunt,  heribannum 
rewadient. 

•*)  cap.  844,  c.  8,  p.  385:  Quoniam  qnosdam  episcoporum  ab  expeditionis 
labore  corporis  defendit  iraliccillitas . aliis  antem  vestra  indulgentia  eunctis  op- 
tabilem  largitur  quictem,  praecavendum  est  ntrisque,  ne  per  eorura  absent  iam 
res  militaris  dispendium  patiatur.  Itaque  si  vestra  eonsentit  snblimitas,  homi- 
ncs  suos  rcipublicae  profuturos  cuilibet  tidelium  vestorum,  quem  sibi  utilem 
iudicaverint,  commitant,  cuius  diligentia,  ne  sc  ab  officio  subtrahere  valcant, 
observetur. 

•>)  cap.  865,  c.  14,  p.  503:  Et  si  nos  eum  specialiter  ad  nos  venire  man- 
daverimus,  aut  ipse  nobis  necessariam  causam  de  nostra  fidelitate  tiuntiarc  vo- 
luerit,  plenitudinem  hominum  suorum  illic  ad  nostrum  fidelitatem  exequendam 
dimittant. 

**)  siehe  I,  n.  47. 

,J)  ann.  Bert.  882  (SS.  I,  515).  Freilich  war  Hincmar  damals  schon  alters- 
schwach. 

**)  I,  n.  48. 
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den,  die  es  direkt  ausspricht,  dass  die  Vaseallen  nicht  ihres  Lehns 
wegen  im  Felde  zu  erscheinen  haben,  sondern  pro  persona  libertatis. 

Indessen  mag  auch  der  hier  bczeichncte  Standpunkt  prineipiell 
festgehalten  sein,  so  wurde  er  doch  kaum  praktisch.  Denn  ähnlich 
wie  in  ältester  germanischer  Vergangenheit  jeder  Freie  als  solcher 
zwar  zum  Waffendienst  verpflichtet  war,  thatsächlich  aber  auch 
Grundbesitz  hatte,  so  war  jetzt  jeder  Vassall  zwar  nicht  seines  Lehns 
wegen  verpflichtet,  besass  aber  thatsächlich  stets  Lehn.  Wie  so 
durch  das  sich  immer  mehr  Geltung  verschaffende  Princip  von  Lei- 
stung und  Gegenleistung  diese  Beamtenstellung  der  Senioren  all- 
mälig  dem  Rechtsbewusstsein  verloren  geht  und  sie  auch  in  ihren 
staatlichen  Functionen  mehr  und  mehr  als  pri vatrechtliche 
Herren  ihrer  Vassallen  erscheinen  mussten,  wird  am  besten  klar 
werden  durch  einen  kurzen  Blick  auf  die  Thatsache,  dass  dns  Ijehns- 
wesen  in  unserer  Periode  allmälig  alle  Verhältnisse  durchdringt.  — 
In  der  Theilungsurkunde  von  817  ®5)  wird  ausdrücklich  ausgespro- 
chen, dass  jeder  Freie,  der  nicht  schon  Vassall  sei,  sich  einem  der 
drei  Brüder  eommendiren  dürfe.  Ebenso  erlaubt  Karl  der  Kahle 
'nach  der  Zusammenkunft  mit  den  Brüdern  zu  Meersen  im  Jahre 
847*®),  dass  jeder  Freie  sich  ihm  oder  einem  seiner  Grossen  eom- 
mendiren dürfe,  und  verfügt  weiter®5),  dass  kein  Vassall  seinen 
Herrn  ohne  rechten  Grund  verlassen,  und  niemand  einen  solchen 
Vassallcn  annehmen  solle,  wenn  der  Grund  des  Verlassens  nicht 
durch  die  alte  Ordnung  der  Väter*8)  als  zu  Recht  bestehend  aner- 
kannt sei.  Daran  knüpft  er  die  Aufforderung,  dass,  wie  er  und 
seine  Getreuen,  so  auch  Senioren  und  Vassallen  in  Eintracht  leben 
sollen  ••),  eine  Aufforderung  des  Staatsoberhauptes,  die  natürlich  erst 
dann  nöthig  wurde,  wenn  das  einst  persönliche  Band  zwischen 
Senior  und  Vassall  zur  Grundlage  des  Staates  werden  sollte.  Dass 


**)  iliv.  imp.  817,  c.  9,  p.  199:  licentiam  habeat  unusquisque  lilier  homo, 
qui  seniorem  non  habuerit,  cuicunque  ex  hi«  tribus  fratribus  voluerit,  se  com- 
mendandi.  Ebenso  div.  imp.  830,  c.  6,  p.  357. 

••)  adn.  Kar.  847,  c.  2,  p.  395:  Volumus  etiam,  ut  unusquisque  über  ho- 
mo in  nostro  regno  seniorem,  qualem  voluerit,  in  nobis  et  in  nostris  fidclibus 
accipiat.  Ueber  volumus  vgl.  Roth:  Bcneficialw.  381.  v.  Noorden:  Hincmar 
P.  V. 

•’)  a.  a.  O.  e.  3.  Vgl.  auch  cap.  856,  c.  13,  p.  446. 

•*)  cap.  Aqu.  813,  c.  16,  p.  189. 

**)  adn.  847,  c.  4,  p.  395:  Et  volumus,  ut  sciatis,  quia  nos  fidelibus  nostris 
rectum  consentire  volumus  et  contra  nationem  cis  facere  non  volumus.  Et  Bi- 
militer  vos  ac  caetcros  fidcles  nostros  ’admonemus,  ut  vos  vostris  hominibus 
rectum  consentiatis  et  contra  rationem  illis  non  faciatis. 
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dies  hier  angebahnt  wurde,  erhellt  auch  aus  der  Bestimmung,  dass, 
im  Fall  eines  regelrechten  Krieges,  die  Vassallen  mit  ihren  Senioren 
zu  Felde  ziehen  sollen Wichtig  für  diese  Entwickelung  waren 
die  Ansiedelungen  der  Normannen,  denen  man  das  Land,  das  man 
ihnen  nicht  versagen  konnte,  doch  sicher  nicht  gern  zu  Eigen  gab, 
sondern  so,  dass  sie  sich  dem  König  oder  den  Grossen  des  Landes 
commendirten : in  diesem  Falle  war  dies  ja  die  einzige  Form,  sich 
des  Gebietes  wenigstens  rechtlich  nicht  völlig  zu  entäussern.  Ob- 
wohl deshalb  853”)  gesagt  wird,  dass  die  Normannen  auch  ohne 
Commendation  Land  gewonnen  hätten,  so  wird  doch  eben  hier  uuch 
der  entgegengesetzte  Fall  berücksichtigt  und  in  einem  andern  Ca- 
pitular  von  8C4  7i)  vorausgesetzt,  dass  alle  jene  Ankömmlinge  Se- 
nioren haben. 

Nimmt  man  nun  hierzu,  dass  auch  die  Grafen  zu  Senioren”) 
werden  mussten,  um  so  mehr,  da  zu  Grafen  doch  selbst  nur  grosse 
Grundbesitzer  des  Landes  gemacht  werden  konnten,  und  mau  schon 
anfing,  das  Grafenamt  selbst  als  Lehn  zu  betrachten  ”),  so  wird  es 
fast  selbstverständlich  erscheinen,  wenn  in  den  Quellen  an  Stelle  der 
Grafen,  Bischöfe,  Aebte  der  früheren  Zeit  mehr  und  mehr  einfach 
die  Senioren  genannt  werden.  Von  vielen  Belegstellen  mögen  zwei 
hier  Platz  finden.  In  einer  Reichsversammlung  Karl  des  Kahlen  75) 
sind  die  Senioren  die  Berathenden,  und  in  den  gemeinsamen  Be- 
schlüssen der  drei  Brüder  zu  Meersen  wird  bestimmt 7Ä),  dass,  wenn 
einer  der  Unterthanen  den  Abmachungen  zuwiderhandle,  die  Se- 
nioren ihn  zur  Rechenschaft  ziehen  sollen,  fuge  sich  aber  einer  der 


’•)  siehe  n.  48. 

")  cap.  853,  c.  1 , p.  418:  Quid  ctiam  Nnrtmannis  per  nostratn  commen- 
dationem  sive  sine  nnstra  coinmendatione  datum  sit. 

’*)  cap.  HtU,  c.  31,  p.  4%:  De  adventiciis  istius  terrae,  quae  a Nnrtmannis 
derastata  est,  constitutimus,  ut  — unusquisque  comes  de  suo  comitatu  et  nomina 
enrum  et,  qui  sunt  eorum  seniore»,  describi  faciant. 

**)  Vgl.  n.  60  vassi  comitum.  cap.  877,  c.  9,  p.  539:  nomites  — homini- 
bus  suis. 

’*)  siebe  unten. 

,l)  cap.  853,  c.  1,  p.  424:  Nostri  seniores  — parabolaverunt  simul  et  con- 
sideraverunt.  Vgl.  auch  v.  Noorden:  Hincmar  p.  336,  A.  1. 

’*)  cap.  851,  c.  8,  p.  409:  Et  si  aliquis  de  subditis  — huic  communi  decreto 
contradixerit , seniores  cum  veraciter  fidelibus  suis  haec  — exsequantur.  Et  si 
aliquis  de  seuioribus  huic  communi  decreto  — contradixerit  — eorum,  qui  haec 
observaverint , seniorum  consilio  et  episcoporum  iudicio  ac  communi  consensu, 
qualiter  de  eo  — agendum  sit,  — decernemus.  Die  namentliche  Erwähnung 
der  Bischöfe  schwächt  die  Beweiskraft  der  Stelle  nicht. 
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Senioren  nicht,  so  solle  mit  Hülfe  der  übrigen  treuen  Senioren  über 
ihn  abgeurtheilt  werden.  Für  diese  Entwickelung  zum  vollen  Alles 
umspannenden  Lehnswesen  spricht  auch  die  Furcht  der  Bischöfe  in 
ihrer  schon  oben”)  angeführten  Resolution,  dass  beim  Fehlen  des 
Seniors  auch  die  Vassallen  im  Heere  fehlen  könnten;  den  Abschluss 
aber  erreichte  diese  Entwickelung,  indem  der  König  zum  obersten 
Senior  seiner  Unterthanen  ward,  was  im  Laufe  unserer  Periode 
geschah. 

Das  Krongut,  ob  zu  Eigen  oder  zu  Lehn  gegeben,  diente  von 
Anfang  an  dazu,  verdiente  Unterthanen  zu  belohnen  oder  sich  andere 
besonders  zu  verbinden7*).  Je  mächtiger  nun  die  Grossen  wurden, 
um  so  mehr  musste  es  im  Interesse  der  Könige  liegen,  sich  diesel- 
ben durch  ein  festes  Bund  zu  verknüpfen,  und  eine  Gewähr  für  ihre 
Treue  zu  haben.  Dazu  erschien  nichts  geeigneter,  als  die  Ueber- 
tragung  königlicher  Lehn,  durch  welche  die  Grossen  nicht  nur  in 
Folge  des  damit  verbundenen  Oominendationseides  moralisch  gebun- 
den waren,  sondern  auch  wegen  der  Möglichkeit  der  Einziehung  in 
materieller  Abhängigkeit  gehalten  wurden  7®).  Schon  oben  *•)  sahen 
wir  deshalb,  dass  neben  Bischöfen  und  Achten  häufig  vassi  als  Se- 
nioren erwähnt  werden.  Unter  diesen  sind  als  Gegensatz  zu  den 
geistlichen  Senioren  die  weltlichen  Grossen  zu  verstehen,  welche 
Vassallen  des  Königs  und  Senioren  zahlreicher  Aftervassallen  wa- 
ren®1). Diesem  Bestreben  des  Königs  musste  die  Neigung  der 
Grossen  entgegen  kommen,  welche  aus  der  Commendation  materiel- 
len Gewinn  davontrugen ; und  diese  Neigung  wurde  auch  nicht  etwa 
dadurch  gemindert,  dass  eine  gewisse  Unehre  an  dem  Eintritt  in 
die  Mannschaft  haftete:  im  Gegentheil  standen  die  Königsvassallen 
nach  gemeinsamen  Urtheil  aller  Quellen  und  aller  neueren  Darsteller 


”)  »ie  n.  60. 

’*)  Wilmanns:  die  Kaiserurkunden  der  Provinz  Westphalen  I,  Münster 
1867.  Ko.  12,  p.  36:  Imperialis  celsitudinis  moris  est  tideles  suos  donis  multi- 
plicibus  et  houoribus  iugentibus  honorare  atque  subliniare.  Vgl.  Hincinar  de 
ord.  pal.  c.  26  (Walter:  corp.  cur.  gemi.  III,  768). 

’*)  Vgl.  z.  B.  anti.  Fuld.  881  (SS.  I,  394):  Rex  — Hugonein  — in  suum 
suscepit  dominium  et  ei  abbatias  et  uomitatus  in  beneHcium  dedit,  ut  ei  title m 
servaret. 

•")  siehe  p.  25. 

*')  Zuweilen  (ed.  861,  p.  476:  comites  et  vasalli  dominici)  werden  diese 
auch  vassi  dominici  genannt,  ein  Ausdruck,  der  aber  in  den  meisten  Fällen 
nicht  die  uns  hier  beschäftigenden  grossen  Lehnsträger  des  Königs  bezeichnet, 
sondern  die  unteren  Hofdiener:  siehe  unten. 
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in  hohem  Ansehn®*).  Nimmt  inan  dazu  den  Einfluss  des  sich 
entwickelnden  Prineips,  dass  der  Leistung  ein  Lohn  gebühre,  sowie 
einige  politische  Constellationen , wie  die  Bürgerkriege  der  Söhne 
Ludwigs,  in  denen  die  Grossen  fortwährend  von  beiden  Seiten  um 
die  Wette  mit  Versprechungen  umworben  wurden,  und  die  Nieder- 
lassungen der  Normannen,  die,  wie  gesagt,  nur  in  dieser  Form 
wenigstens  scheinbar  der  Oberhoheit  der  fränkischen  Könige  unter- 
stellt werden  konnten,  so  wird  inan  sich  nicht  wundem,  wenn  das 
Yassallitätsverhältniss  und  der  Besitz  königlicher  Lehn  an  Stelle 
des  Unterthnnenverbandes  und  Unterthaneneides  trat,  d.  h.  die  Grund- 
lage des  Beichs  aus  einer  staatsrechtlichen  eine  mehr  pri- 
vat recht  liehe  wurde. 

Langsamer,  als  bei  allen  anderen  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  ging  diese  Entwickelung  bei  den  Grafen8®)  vor  sich:  moch- 
ten sie  indessen  ihren  ursprünglichen  Charakter  als  Staatsbeamte 
immerhin  lange  bewahren,  nllmälig  wurde  doch  durch  den  mit  dein 
Amt  verbundenen  Besitz,  der  lehnrechtlich  verliehen  wurde,  auch 
das  Amt  selbst  zum  Lelin.  Als  Beweis  möge  dafür  die  Entwicke- 
lung der  Bedeutung  von  honor  genügen:  dieses  Wort,  welches  an- 
fangs das  Amt  und  die  Rechte  des  Grnfen  bezeichnete,  wird  seit 
der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  ganz  identisch 
mit  beneficium  gebraucht  und  kennzeichnet  so  am  besten  die  ein- 
getretene Veränderung84). 

Dieser  Gesammtentwickelung  entsprechend  wurden  denn  auch 
die  Lehn  mehr  und  mehr  Grund  der  Anhänglichkeit  in  den  Augen 
der  Grossen  selbst : sie  schwören  den  alten  Treueid  nicht  mehr  dem 
König  als  Staatsoberhaupt,  sondern  als  ihrem  Senior,  oder  besser 
gesagt,  der  Vassallitätseid  tritt  an  die  Stelle  des  Unterthaneneides. 
In  der  Versammlung  von  Quiercy 85)  bezeichnen  die  Grossen  ihren 
Eid  als  Grundlage  ihrer  Treue,  und  dieser  charakterisirt  sich  durch 
die  sofort  erwähnten  Schenkungen  des  Königs  als  Vassallitätseid. 
Herzog  Bernhard  von  Septimanien,  um  eines  von  den  vielen  Bei- 

•*)  Vgl.  Waitz:  Vaasallität,  p.  18,  V.  G.  IV,  229. 

*’)  Waitz.  V.  G.  VII,  »4. 

••)  Es  genügt  hier  zu  verweisen  auf  Roth:  Beneficialw.  430.  Dümmler: 
Ostfränk.  Reich  II,  830,  n.  22.  Waitz:  V.  G.  IV,  183.  Vgl.  n.  79:  comitatus 
in  beneücium  dedit. 

■ *)  cap.  877,  c.  4,  537:  quia  sunt  sacramenta  quae  vobis  fecimus  — et  est 
perdonatio,  quam  dominatio  vestra  nobis  fidel  ibus  vestris  et  perilonavit  et  sub- 
scrijwit.  Vgl.  Andreae  Berg.  hist.  c.  9 (SS.  rer.  Lang.  p.  227):  ublitua  est  tan- 
torum  beneficiorum , quod  ei  imperator  tribuit,  et  sacramenta,  quaa  dederat, 
irrita  fecit. 
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spielen  au«  Nithard88)  anzufiiliren,  will  zwar,  dass  sein  Sohn  sich 
dem  König  Karl  unterwerfe,  macht  aber  die  Bestätigung  seiner  Lehn 
in  Burgund  zur  Bedingung,  wodurch  die  Unterwerfung  zur  Coni- 
mendation  wird.  Ebenso  schickt  Snlomon,  Herzog  der  Britten,  seinen 
Sohn  zu  Karl,  um  sich  ihm  zu  commendiren  und  den  Treueid  zu 
schwören87).  Ja  bald  wird  sogar  im  ofticicllcn  Huldigungseid  dem 
König  und  Senior  oder  auch  nur  dem  Senior  Treue  versprochen. 
Die  uns  zum  Jahre  870  von  Hincmar  von  Rheims88)  überlieferte 
Form  des  Treueides  lautet:  Ego  — amodo  et  deinceps  domno  se- 

niori  meo,  Carolo  regi,  tidclis  et  obiens  ero.  Schon  im  Jahre  872 "“) 
fehlt  dann  die  Bezeichnung  rex  überhaupt,  im  Ganzen  aber  bleibt 
die  eben  angegebene  Form  mit  unwesentlichen  Modificationen  be- 
stehen*0). In  strenger  Consequenz  dieser  Entwickelung  schwört 
bald  nicht  mehr  das  ganze  Volk  den  Huldigungseid,  sondern  nur 
noch  die  Grossen : ist  nämlich  der  König  Lehnsherr  und  die  Unter- 
thanen  in  abgestufter  Folge  Lehnsleute,  so  ergiebt  sich  nothwendig 
daraus,  dass  jeder  Vassall  nur  seinem  Lehnsherrn  schwört,  dem 
obersten  Lehnsherrn  nur  die  Vassallen,  denen  er  direkt  Lehn  ge- 
geben hat.  Bezeichnend  dafür  ist  es,  dass  Nithard,  bei  dem  beide 
Formen  noch  zu  wechseln  scheinen01),  bei  Gelegenheit  der  Strass- 
burger Eide02)  utrorumque  populus  und  primores  populi  identisch 
setzt.  Dadurch  musste  sich  natürlich  auch  die  Stellung  der  After- 
vassallen zum  König  verschieben.  Hielt  man  auch  prineipiell  ihre 
direkte  Verpflichtung  fest,  so  wurde  dies  Princip  praktisch  jeden- 
falls oft  durchbrochen,  ja  die  Logik  der  Thatsachen  forderte  diese 
Durchbrechung,  da  die  Grundlage  des  Staates  eine  materielle  ge- 
worden war.  So  ist  denn  auch  schon  in  der  Resolution  der  Bischöfe03), 
die  zur  Feststellung  der  direkten  Verpflichtung  der  Aftervassallen  her- 
angezogen werden  konnte,  die  Furcht  ausgesprochen,  dass  beim 
Fehlen  der  Senioren  auch  die  Vassallen  fehlen  würden;  Karlinann 


*•)  Nith  III,  c.  2,  (SS.  II).  Vgl.  auch  II,  c.  1. 

"’)  ann.  Bert.  873  (SS.  I,  496).  Vgl.  837,  p.  431. 

**)  ann.  Bert,  870,  (SS.  I,  487).  In  der  Form  eines  Vassalleneides  sehliesst 
schon  der  Eid,  den  Karl  der  Grosse  nach  seiner  Kaiserkrönung  schwören  liess, 
siehe  cap.  802,  p.  98. 

*•)  ca]).  872,  p.  518:  Sic  promitto  ego,  quia  de  isto  die  inantea  isti  seniori 
meo,  quandiu  vixero,  tidclis  et  obediens  et  adiutor. 

»•)  Vgl.  cap.  876,  p.  629.  ann.  Bert.  877  (SS.  I,  605). 

*')  Nith.  I,  c.  2 (SS.  II),  II  7,  IV,  2 und  I c.  5,  c.  8. 

**>  in  c.  5. 

* Jj  siehe  n.  60. 
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aber  ist  im  Jahr  882  ohne  Heer,  als  einige  Grosse  ihm  ihre  Hilfe 
versagen  ®4), 

Ihren  vollsten  Ausdruck  findet  diese  Entwickelung  darin,  dass 
der  König  nicht  nur  in  dem  Treueid  seiner  Vassallen,  sondern  auch 
im  ganzen  Sprachgebrauch  der  Zeit  einfach  als  Senior  bezeichnet 
wird.  In  den  Strassburger  Eiden®4)  steht  im  französischen  Text 
des  Volkseides  Karlus  meos  sendra,  im  deutschen  Ludhuwig  min 
herro.  Im  Jahre  843  ®a)  erscheint  neben  der  königlichen  Ehre  und 
der  königlichen  Würde  der  dem  Senior  geschuldete  Gehorsam;  in 
der  Botschaft  aber  an  die  abgefallenen  Franken  und  Aquitaner  wird 
Karl  der  Kahle  einfach  als  Senior  *’)  bezeichnet,  dem  Wortlaut  nach 
zwar  als  Senior  der  abgesandten  Boten,  dem  Sinne  nach  aber  wird 
damit  zugleich  die  Würde  genannt,  durch  die  er  das  Recht  hat,  den 
Abgefallenen  zu  befehlen.  Den  Vertrag  von  870®*)  zwischen  Karl 
und  Ludwig  schliessen  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  im  Na- 
men ihrer  Senioren,  und  in  der  oft  erwähnten  Versammlung  von 
Quiercy®*)  sprechen  die  Grossen  die  Hoffnung  aus,  einst  dem  Sohn 
Karls  als  ihrem  Senior  Treue  bewahren  zu  können.  Ebenso  wird 
Wido,  nachdem  die  Bedingungen  seiner  Wahl  festgesetzt,  schliess- 
lich zum  König  und  Senior  erwählt ,w0).  Auch  Nithard  gebraucht 
diese  Bezeichnung,  denn  als  die  Abgesandten  Lothars  und  die  Lud- 
wigs und  Karls  im  Jahre  842 14  *)  nicht  zur  definitiven  Einigung 
gelangen  können,  schliessen  sie  wenigstens  Frieden,  bis  sie  die  Ab- 
sichten ihrer  Senioren  kennen  gelernt  hätten;  und  ebenso  gebraucht 


*')  snn.  Bert.  822  (SS.  I,  514):  Ein  analoges  Verhältniss  bezeichnet  fol- 
gende Stelle:  ed.  Pist.  864,  c.  28,  p.  495:  Ut  illi  Franci  qui  censnm  de  suo  capite 
sei  de  suis  rebns  ad  partem  regiam  debent,  sine  nostra  licentia  ad  casam  dei 
rel  ad  alterius  cuiuscunqe  servitium  se  non  tradant,  ut  respublica,  quod  de  illis 
habere  debet,  non  perdat.  Hier  gefährdet  also  das  Vassallitätsverhältniss  die 
königlichen  Einnahmen. 

•*)  Nith.  UI,  6 (SS.  U). 

**)  cap.  813,  c.  2,  p.  377:  Honor  etiam  regius  et  potestas  rcgali  dignitati 
competens  atque  sinceritas  et  obtemperantia  seuiori  debita. 

*’)  cap.  856,  c,  1,  p.  444:  Mandat  vobis  noster  senior.  Dazu  c.  2,  8. 

•*)  ann.  Bert.  870  (SS.  I,  487):  Sic  promitto  ex  parte  senioris  mei  illiua, 
quod  senior  meus  — lautet  der  Anfang  der  gegenseitigen  Eide. 

••)  cap.  877,  c.  4,  p.  538:  de  filio  veatro,  quem  — futurum  seniorem  post 
tos  habere  volumus. 

1 cap.  888,  c.  9,  p.  555:  ideo  nobis  Omnibus  complacuit,  eligere  illura 
in  regem  et  seniorem.  Y'gl.  elect.  decr.  p.  555:  Karoli  gloriosi  imperatoris  et 
senioris. 

■••)  Nith.  IV,  5 (SS.  II). 

Bildkmm,  Dm  Heer  «reite  d unter  d.  apit  Karolingern.  3 
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Flodoard  den  Ausdruck  senior  ganz  gleichbedeutend  mit  rexIoa), 
und  in  einer  Urkunde  des  Papstes  Johann  von  920,u3)  erscheint 
auch  der  deutsche  König  als  senior  seiner  Unterthanen.  Diese  Stelle 
ist  besonders  deshalb  erwähncnswerth,  weil,  abgesehen  von  der  noch 
mehrdeutigen  deutschen  Fassung  des  Strassburger  Eides  und  der 
Vertragsformel  von  870,  dies  aus  älterer  Zeit  das  einzige  freilich 
unsichere  Zeugniss  dieser  Ausdrucksweise  filr  Deutschland  ist.  Lei- 
der flie8sen  eben  die  ostfränkischen  Quellen  für  diese  Entwickelung 
sehr  sparsam.  Deshalb  musste  der  Gang  derselben  aus  den  west- 
fränkischen klargelegt  werden:  in  Deutschland  ist  er,  so  natur- 
gemäss  er  ist,  derselbe  gewesen,  aber  später  eingetreten  und  voll- 
endet, als  im  Westfranken,  wo  bei  der  Schwäche  des  Königs  die 
Macht  der  Senioren  immer  grösser  wurde  und  immer  breitere  Zu- 
geständnisse erlangte. 

So  war  der  neue  Staat  geworden:  der  König  ist  der  oberste 
Senior  seiner  Unterthanen,  die  sich  abstufen  nach  der  Zahl  der 
Zwischenglieder,  durch  die  ihr  Lehn  zu  einem  vom  König  ver- 
liehenen wird.  Karl  der  Kable  erkannte,  wie  sieh  mehrfach  zeigte, 
diese  neue  Staatsordnung  rechtlich  an.  In  seiner  Verfügung  von 
Quiercy,  die  gewissermassen  sein  politisches  Testament  enthält, 
deutet  er  sogar  schon  die  Weiterbelehnung  der  Grafschaften  und 
sonstigen  königlichen  Lehn  an  die  Söhne  als  das  Natürlichste  10‘) 
an  und  fügt  hinzu,  dass  es  die  Bischöfe,  Aebte  und  Grafen  mit 
ihren  Getreuen  ebenso  halten  sollen.  — Auf  das  Heerwesen  wirkte 
diese  Umbildung  des  Staatswesens  naturgemäss  so  zurück,  dass  die 
Verpflichtung  zum  Dienst  allmälig  wenigstens  faktisch  sich  an  den 
Besitz  von  Lehn  knUpfte  los),  und  so  aus  der  persönlichen  Verpflich- 
tung, oder  besser,  dem  persönlichen  Rechte  der  alten  Zeit 
eine  Real  last  ward.  Auch  wo  bei  dem  Umsichgreifen  des  Lehus- 
wesens  sich  noch  spärliche  Reste  von  Gemeinfreien  erhielten,  er- 
schienen sie  doch  bald  durch  die  Vassallcnstellung  der  sie  auf* 


'•’)  Flod.  ann.  922  (SS.  III,  370):  Franc:  Rotbertum  seniorem  eligunt 
ipsique  ae  committunt.  Rotbertas  itaque  rex  — constituitur. 

,0J)  Wart  mann : Urkundenbuch  der  Abtei  St.  Gallen.  Zürich  1863. 
No.  778,  p.  377  (920  Febr.  23)  cum  licentia  aenioris  sui  Chuonradi. 

'•*)  Vgl.  darüber  den  Excura. 

'•*)  So  verlangt  schon  Karl  der  Grosse  von  dem  Stellvertreter  eines 
Hofvorstehers  nur  dann  Heerdienst,  wenn  dieser  dafür  ein  besonderes  Lehn 
empfange  (cap.  812,  c.  10,  p.  182)  und  Arnulf  von  Kärnthen  befreit  den  Abt 
von  Werden  vom  Kriegsdienst,  falls  ihm  nicht  dazu  ein  besonderes  ladin  ver- 
liehen werde  (Lacomblet:  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Niederrheins  I, 
No.  76). 
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bietenden  Grafen  in  derselben  1-age,  wie  die  Vassallen  der  eigent- 
lichen Senioren.  Dies  erhellt  deutlich  daraus,  dass  den  Gra- 
fen sogar  verboten  werden  muss10®),  die  Gemeinfreien  ihren 
Lehnsleuten  zugleich  mit  Lehngut  auszuthun.  — Es  spiegelt  sich 
diese  Entwickelung  schliesslich  ausser  in  der  schon  besprochenen 
Gefahr,  dass  die  Aflcrvassatlen  nur  mittelbar  zu  belangen  waren, 
auch  in  dem  Eintritt  von  Unfreien  ins  Heer,  vornehmlich  aber  in 
der  Strafe,  welche  auf  die  Versäumnis«  der  Heerpflicht  gesetzt  wurde. 

Anfangs  war  es  ein  Vorrecht  jedes  Freien,  Waffen  zu  tragen, 
so  dass  die  Unfreien  vom  Heere  ausgeschlossen  blieben.  Auch  für 
unsere  Periode  ist  dies  noch  angedeutet  in  dem  Capitular  Lothars 
vom  Jahre  825 1#7),  wo  von  Freien  die  Rede  ist,  die  sich  in  die 
Knechtschaft  begeben  hätten,  um  den  Staatslasten  zu  entgehen. 
Aber  wie  schon  in  ältester  Zeit  die  libertini,  die  rechtlich  im  Staate 
nichts  zu  bedeuten  hatten,  durch  ihre  Verbindung  mit  dem  Könige 
zu  hohem  Ansehn  stiegen 10“),  so  erlangten  auch  jetzt  die  Unfreien, 
indem  sie  zur  Belohnung  treuer  Dienste  oder  aus  sonstigen  Grün- 
den zur  Commendation  zugelassen  wurden,  das  Recht  Waffen  zu 
tragen.  Mochte  es  also  auch  als  Regel10“)  gelten,  dass  sich  nur 
Freie  commendirtcn,  und  mochte  demnach  auch  der  Kern  der  Heere 
nach  wie  vor  aus  Freien110)  bestehen,  so  finden  wir  doch  schon 
Spuren,  dass  auch  Knechte  im  Heere  dienen.  Dies  wird  bewiesen 
durch  eine  Stelle  eines  Capitulars  von  786 1U),  in  der  von  Knech- 
ten die  Rede  ist,  welche  durch  den  Empfang  von  Lehn  oder  Ein- 
tritt in  das  Vassallitätsverhältniss  das  Waffenrecht  erlangt  haben  l1*). 


'“•)  eonv.  Rav.  838,  c.  3,  p.  564:  Ut  nullus  comitum  arimannos  in  beneficia 
suis  hoininibus  tribuat. 

I0,)  cap.  82ö,  c.  10,  p.  252,  Boret.  1G7:  Videtur  nobis,  ut  quicunque  über 
ingeniöse  se  in  servieio  tradiderit. 

■••)  Tac.  Germ.  c.  25:  liberti  non  multum  supra  servos  sunt,  raro  ali- 
quod  momcntuin  in  domo  numquam  in  civitate,  exceptis  dumtaxat  iis  gentibus 
quae  regnautur.  Ibi  euira  et  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendunt. 

'••)  Waitz,  Vassallität  7,  V.  G.  IV,  213. 

Il#)  Regino  (chron.  889,  SS.  I,  fiOl)  erzählt  mit  einem  gewissen  Staunen: 
(Ungarii)  liberos  ac  servos  equitare  et  sagittare  magna  industria  docent. 

1 1 1 ) cap.  786,  c.  7,  p.  51 : servi  qui  honorati  benelicia  — tenent  vel  in  bas- 
sallatieo  honorati  sunt  cum  domini  sui  et  caballos,  arma,  et  scuto  et  lancea, 
spata  et  senespasio  habere  possunt. 

"*)  Diese  Verhältnisse  werden  uns  noch  einmal  zu  beschäftigen  haben; 
hier  sei  nur  noch  bemerkt,  dass  die  in  Ludwigs  II.  Aufgebot  zum  Zuge  nach 
Benevent  (cap.  866,  c.  10,  p.  505)  erwähnten  Knechte  nicht  hierher  gehören,  da 
sie  den  übrigen  Kriegern  nicht  gleich  stehen.  Ebenso  wenig  können  die  durch 
die  Noth  der  Zeit  bewaffneten  oder  die  in  die  Heere  von  Empörern  eingereihten 

3* 
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Auch  die  Geschichte  der  Strafen  für  Infidelität  und  Versäum- 
nis» der  Dienstpflicht  trägt  den  Charakter  der  Uebergangsperiode 
an  sich.  Die  alte  Strafe  für  Nichtleistung  der  Dienstpflicht  war 
der  Heerbann,  eine  Summe  von  60  Schilling ,,a),  die  aber  schon  von 
Karl  dem  Grossen  nach  dein  Vermögen  der  Einzelnen  herabgesetzt 
wurde114);  die  alte  Strafe  für  Infidelität  aber  war  der  Tod,  Güter- 
conflscation  oder  Verbannung lla).  Beide  Strafen  finden  sieh  noch 
in  unserer  Zeit.  Lothar  verfugt11®),  dass  die  Freien,  welche  selbst 
ihrer  Wehrpflicht  nachkommen  können,  wenn  sie  dem  Rufe  zum 
Heere  nicht  Folge  leisten,  nach  ihrem  Volkerecht  bestraft  werdeu 
sollen,  beiin  zweiten  Mal  nach  Königsrecht  mit  60  Schillingen,  beim 
dritten  all  ihren  Besitz  verlieren  oder  verbannt,  also  als  infideles 
behandelt  werden  sollen,  freilich  mit  Aufgebung  der  Todesstrafe. 
In  der  dritten  Bestimmung  liegt  eine  Verschärfung  der  Strafe,  die 
wohl  nötliig  war,  weil  die  Leistung  dieser  Geldbusse  leicht  miss- 
braucht werden  konnte,  sich  gleichsam  vom  Heerdienst  loszukaufen. 
An  einer  andern  Stelle  wiederholt  Lothar117)  fast  wörtlich  die  alte 
Verfügung  Karls,  dass  der  Besitzer  von  6 Pfund  an  beweglichem 
Vermögen  den  vollen  Heerbann,  3 Pfund  = 60  Schilling  zahlen  soll, 
der  Besitzer  von  3 Pfund  nur  30  Schilling,  der  von  2 Pfund  nur 

10,  der  von  einem  Pfund  nur  5;  also  mit  einem  höhern  Procent- 
satz für  die  Reichen,  als  für  die  Armen.  Diese  Strafe  hielt  auch 

Karl  der  Kahle  im  Jahre  864 11B)  aufrecht  in  der  von  Karl  dem 

Grossen  verfügten  Abstufung.  — Ebenso  blieb  noch  die  Todes- 


Hörigen  hier  Berücksichtigung  finden.  Diese  Verhältnisse  kommen  hier  nur  so 
weit  in  Betracht,  als  sie  dazu  mitwirkten,  Hörige  zur  Belohnung  in  die  Zahl 
der  Vassallen  aufzunehmen. 

"»)  cap.  811,  c.  1,  p.  172. 

"•)  cap.  805,  c.  19,  p.  134. 

"»)  Roth:  Beneficialw.  388  ff. 

"•)  cap.  825,  c.  1,  p.  251,  Boret.  167:  .Statuimus  ut  liberi  homines,  qui 
tantum  proprietatis  habent,  unde  hosteni  bene  facere  possint,  et  iussi  facere  no- 
lunt,  ut  prima  vice  secundum  legem  illorum  Statut«  damno  subiaceant;  si  vero 
secunda  inventus  fuerit  neglegens,  bannum  nostrum  id  est  GO  solidos  persolvat; 
si  vero  tertio  quis  in  eadem  culpa  fuerit  implicatus,  sciat  se  omnem  substantiam 
suam  amissuruin  aut  in  exilio  esse  mittendum. 

"’)  cap.  832,  c.  21,  p.  363:  ut  hominem  abentem  libras  sex  — legitimum 
aribannum  vel  libras  3.  Qui  vero  non  habet  amplius  nisi  libras  tres  — solidos 
30  ab  eo  exigant.  Qui  autem  non  habucrit  amplius  nisi  libras  duas,  solidos  10. 
Si  vero  unaiu  habuerit,  solidos  quinque. 

"*)  ed.  Bist.  864,  c.  27,  p.  495:  Et  qui  de  talibus  hostem  dimiserint,  heri- 
bannum  iuxta  discretionem  quae  in  progenitorum  nostronim  tertio  libro  capitu- 
lorum  capitulo  14  continetur,  persolvant. 
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strafe  mit  Güterconfiscation  resp.  die  Verbannung  als  Strafe  für  den 
Treubruch,  das  Majestätsverbrechen,  bestehen.  Einhard11®)  erzählt, 
dass  Bera,  als  Majestätsverbrecher  rechtlich  zum  Tode  verurtheilt, 
vom  Kaiser  begnadigt  und  in  die  Verbannung  geschickt  sei.  Ebenso 
berichtet  er1*0),  dass  die  Urheber  der  Verschwörung  Bernhards  und 
dieser  selbst  zum  Tode  verurtheilt,  geblendet,  die  Bischöfe  abge- 
setzt und  in  ein  Kloster  geschickt,  die  übrigen  theils  verbannt,  theils 
ins  Kloster  gesandt  seien.  Aehnlich  bestimmt  Karl  der  Kahle 141), 
nachdem  er  dolose  Traditionen  für  nichtig  erklärt  hat,  dass  die, 
welche  dadurch  nicht  zur  Treue  zurückgeführt  würden,  ihrer  Güter 
beraubt  und  verbannt  werden  sollten;  und  Ludwig  II.  verfügt14*), 
dass  schon  der,  welcher  sich  ohne  sunnis  dem  Heerdienst  entziehe, 
mit  Güterconfiscation  und  Verbannung  bestraft  werden  Rolle.  Muss 
hierin  eine  Verschärfung  erkannt  werden,  so  war  diese  wohl  geboten 
durch  die  immer  grössere  Neigung,  sich  dem  Dienst  zu  entziehen, 
was  noch  besonders  deutlich  wird  durch  die  dieser  Bestimmung  hin- 
zugefügte  Drohung ,sa),  dass  Ludwig  nicht,  wie  es  üblich  gewesen 
sei,  ihnen  ihr  Gut  aus  Mitleid  lassen  würde.  Diese  Strenge  ist  auch 
ein  Zeichen  für  den  Verfall  des  alten  Heerwesens;  denn  wo  Karl 
der  Grosse  Milde  in  Einforderung  des  Heerbanns  übt,  thut  er  es 
nicht,  wie  Ludwig  im  analogen  Fall  meint,  aus  Mitleid,  sondern 
um  den  Säumigen  fähig  zu  erhalten,  später  seiner  Pflicht  zu  genü- 
gen144). Jetzt  konnte  man  dies  von  einem  einmal  Säumigen  über- 
haupt nicht  mehr  annchraen,  und  da  wurde  für  den  Herrscher  die 
Strenge  zur  Pflicht. 

Wenn  auch  so  die  Bestrafung  nach  Staatsrecht  noch  vorwiegend 
war,  ihre  strengere  Handhabung  aber  zugleich  als  ein  Zeichen  ihres 
Verfalls  gelten  musste,  so  wird  andererseits  auch  schon  die  lehn- 
rechtliche Bestrafung  angewandt.  Als  eine  Art  Verbindung  beider 


"•)  Einli.  snn.  820  (SS.  I,  206).  Vgl.  ann.  Fuld.  820  (SS.  I,  557). 

' »•)  a.  a.  O.  818  (SS.  I,  206). 

,41)  cap.  866,  c.  6,  p.  602. 

1 ,4)  cap.  866,  c.  1,  p.  504,  Boret.  168:  Quicunque  enim  contra  haue  insti- 
tutionem  remanere  praesumpserit,  proprium  eius  a missis,  quoa  subter  nrdinatum 
habenms,  praesentaliter  ad  nostrum  opus  recipere  iussimus  et  illum  foras  eicere. 

I4>)  a.  a.  0.:  Omnibus  enim  nntum  esse  volumus,  quia  iam  a prioribus 
nostris  iuxta  hanc  institutionem  tultae  fuerunt,  sed  pro  misericordia  recupcrare 
meruerunt.  Nunc  autem  certissime  scitote,  cuiuscunquc  proprietas  tulta  fucrit, 
vix  a nobis  promerebitur  recuperationem. 

11  *)  cap.  806,  c.  19,  p.  134  sagt  er,  nachdem  er  den  Heerbann  nach  dem 
Vermögen  bemessen:  ita  ut  iterum  se  valeat  praeparare  ad  Dei  servitium  et 
nostram  utilitatem. 
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erscheint  es,  wenn  Wido  ***)  als  Strafe  für  Versäumnis»  der  Dienst- 
pflicht die  Zahlung  des  Wergeides  ansetzt.  Nimmt  man  dazu  jene 
Bestimmung  Lothars'4®),  in  der  das  Wergeid  als  Vennögenseinheit 
für  den  Kriegsdienst  festgesetzt  wird,  so  besteht  hier,  wie  später 
bei  Entziehung  des  Lehns,  die  Strafe  in  dem  Verlust  dessen,  wo- 
durch die  Befähigung  zum  Dienst  erwiesen  war.  Andererseits  aber 
könnte  die  Zahlung  des  Wergeides  als  ein  Abkauf  der  Todesstrafe 
gedeutet  werden,  da  das  Wergeid  die  Schätzung  der  Person  ent- 
hielt; und  dann  würde  Wido  hierbei  von  der  Anschauung,  Heer- 
versäumniss  sei  Infldelität,  ausgegangen  sein 127).  Unzweideutig 
bieten  folgende  Stellen  lehnrechtliche  Bestrafung.  Einhard  14®)  er- 
zählt, dass  Legaten,  die  ein  Heer  nach  Spanien  geführt,  und  Herzog 
Baldrich,  schlechter  Amtsführung  schuldig  befunden,  mit  dem  Ver- 
lust ihrer  Lehn  bestraft  seien.  Lothar  aber  nimmt  denjenigen,  welche 
sich  nicht  zu  ihm  wenden  wollen,  die  Lehn,  die  sie  vom  Vater  er- 
halten haben14®),  und  ebenso  denen,  welche  während  seiner  Ab- 
wesenheit von  ihm  abgcfalien  sind  ,8°).  Auch  der  treulose  Bernhard 
verliert,  wie  Hincmar ,al)  berichtet,  seine  Lehn,  wie  denn  überhaupt 
die  Einziehung  und  Vergabung  von  Lehn  in  der  von  Parteikämpfen 
zerrissenen  Zeit  als  wichtigstes  Mittel  zur  Stärkung  der  eigenen  Partei 
diente.  Es  hat  sich  aber  hier  nicht  blos  aus  einer  als  günstig  be- 
fundenen und  deshalb  geübten  Praxis  ein  strafrechtlicher  Grund- 


15 ')  cap.  889.  c.  4,  p.  557:  Si  igitur  cx  praecepto  imperiali  comes  loci  ad 
defensionem  patriae  suae  suos  arimannos  hostiliter  propararc  monucrit  — et 
aliquis  corrnn  remanserit  exceptis  hi»,  quos  episenptia  in  »na  degerit  neccssitate 
aut  come»  dimittere  voluerit  — widrigcld  »uum  coinponat.  Wenn  hier  der 
Wortlaut  auch  auf  Landwehr  lünzuweisen  scheint,  »o  passen  doch  die  Bestim- 
mungen, da»8  der  Graf  nur  nach  »pecicllcm  Auftrag  aufbietet,  Bischöfe  und 
Grafen  gewisse  Leute  fiir  sich  befreien  können,  wie  sich  noch  ergeben  wird, 
besser  auf  den  gewöhnlichen  Heerbann. 

Siehe  I,  n.  34. 

,11)  In  älterer  Zeit  wird  diese  Wcrgeldstrafe  als  Strafe  ungetreuer  Be- 
amten erwähnt.  Vgl.  cd.  Liutpr.  c.  83  (LL.  IV,  p.  140.  Boret.  Capitularien- 
kritik  164). 

1 **)  ann.  828,  (SS.  I.  2171:  legati  — culpabilis  inventi  — honorum  amis- 
sionc  multati  sunt.  Similiter  et  Baldricus  — honoribus  quos  habebat  privatur. 
Dass  hier  unter  honorcs  auch  Lehn  zu  verstehen  sind,  zeigen  die  folgenden 
Worte:  et  marca  quam  solus  tenebat  inter  quatuor  comitcs  divisa  est.  Vgl. 
Astron.  vita  Hlud.  42  (SS.  II,  631). 

'”)  Nith.  n,  c.  2,  (SS.  II). 

• *•)  a.  a.  O.  IV,  c.  60.  Vgl.  auch  cap.  866,  c.  4,  6,  p.  606. 

I*1)  ann.  Bert.  864  (SS.  I,  466):  houores  quos  ei  dederat  rex  recepit  et 
Rotberto  fideli  suo  douavit. 
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satz  hcrausgebildet,  sondern  derselbe  ist  auch  die  logisch  noth- 
wendige  C'onscquenz  der  Umbildung  des  Staatsverbandes.  Waren 
die  Lehn  die  Grundlage  des  Staates,  so  forderte  die  Logik  der  That- 
saclien  Entziehung  der  Lehn  für  Umgehung  der  Staatspflichten.  In 
unserer  Periode  liegt  nur  der  Anfang  dieser  Entwickelung ; dass  im 
späteren  Mittelalter  dies  Princip  als  rechtlich  anerkanntes182)  ganz 
geherrscht  hat,  ist  allgemein  bekannt. 

Auch  die  beiden  zuletzt  erwähnten  Verhältnisse  werden  noch 
ein  weiteres  Kennzeichen  des  immer  weiteren  Umsichgreifens  des 
Lehnswesens  dargeboten  haben.  Der  ganzen  Umbildung  gemäss  aber 
mussten  die  Herren  mehr  und  mehr  nicht  aus  persönlich  ver- 
pflichteten von  Grafen  geführten  Gemeinfreion  bestehen, 
sondern  aus  belehnten  von  ihren  Scnioron  geführten  Vas- 
sallen. 

'»»)  Waitz,  V.  G.  VIU,  145. 
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Capitel  III. 

Umfang  des  Aufgebots. 


Nachdem  wir  bisher  gesehen  haben,  wer  zum  Heerdienstpflichtig 
war,  fragen  wir  nun,  wer  im  Kriegsfall  auch  wirklich  auszog.  Diese 
zu  bestimmen,  ist  in  unserer  Periode,  wie  früher,  Königsrecht, 
das  sich  zunächst  darin  äussert,  dass  der  König  eine  Anzahl  der 
Heerpflichtigen  vom  Dienst  entbindet.  Solche  Befreiungen  *)  ver- 
langen jetzt  eine  kurze  Betrachtung. 

In  einer  Instruction  für  missi  vom  Jahre  817*)  werden  die  That- 
sachen  aufgezählt,  welche  nach  alter  Ordnung  Karls  des  Grossen8) 
vom  Heerdienst  lösen  sollen.  Diese  Bestimmung  zeigt  so  recht,  dass 
es  sich  hier  um  Ansnahmen  handelt:  es  sind  necessariae  res,  welche 
dazu  zwingen,  von  der  Regel  abzugehen,  damit  die  Civilverwaltung 
nicht  gestört  und  das  Hauswesen  nicht  vernichtet  wird.  Zurück- 
gelassen dürfen  werden  vom  Grafen  Leute  zur  Wahrung  des  Land- 
friedens und  zum  Schutz  seiner  Gattin  und  seines  Hauses,  von  den 
Bischöfen,  Aebten  und  Aebtissinnen  zur  Wahrung  des  Landfriedens, 
zur  Sammlung  der  Ernte,  zur  Ueberwachung  der  Hörigen,  zur  Auf- 
nahme königlicher  missi.  Es  waren  dies  Leistungen,  welche  auch 
für  das  Gesammtwohl  wichtiger  waren,  als  der  Heerdienst  der  Leute, 
welchen  diese  Leistungen  oblagen.  Der  Aufgebotsbrief  Lothars  von 


')  Eine  von  der  hier  zu  1 «‘handelnden  verschiedenen  Art  von  Befreiungen 
ist  cap.  I bei  Klarlegung  der  Beziehung  von  Heerdienst  und  Grundbesitz  be- 
trachtet worden. 

>)  cap.  817,  c.  27,  p.  218,  Boret.  162:  Ut  vassi  nostri  etc.  heribannum  re- 
wadient;  exceptis  his,  qui  propter  necessarias  causa»  et  a domno  ac  genitore 
nostro  Karolo  constituta»  domi  dimissi  fuerunt,  id  est,  qui  a comitc  propter 
pacetn  eonservandam  et  propter  coniugcm  ao  domum  eiu»  custodicndam  et  ab 
episcopo  vel  abbate  vel  abbatissa  similiter  propter  pacem  eonservandam  et 
propter  frage»  colligendas  et  familiatn  constringendam  et  inissos  recipiendos 
dimissi  fuerunt. 

*)  Vgl.  Waitz,  V.  G.  IV,  493  ff. 
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825  4)  thcilt  die  königlichen  V aasallen  in  Auatalden  R)  und  Beneficiare. 
Von  den  erateren  befreit  er  die,  welche  im  Palastdienst  beschäftigt 
sind,  völlig,  unterwirft  die  auf  Eigengut  Sitzenden  der  speciellen 
Auswahl  des  Königs,  während  er  die  Beneficiare  fern  vom  Palast 
für  nicht  befreit  erklärt.  Weiter*)  erlaubt  Lothar  den  Bischöfen 
und  Aebtcn  von  den  fern  wohnenden  Vassallen  zwei  und  von  den 
freien  Auatalden  vier  zu  Hause  zu  behalten'),  ln  einem  andern 
Capitular")  befreit  Lothar  zwei  Vögte  für  jeden  Bischof,  Abt  und 
jede  Aebtiasin  völlig  vom  Dienst,  doch  nur,  so  lange  sie  im  Amte 
sind.  Als  allgemeines  Princip  mag  hier  gegolten  haben,  dass  die 
vom  Heerdienst  befreit  wurden,  deren  Dienste  auf  anderen  Gebieten 
erforderlich  waren.  Aber  auch  dann  noch,  wenn  aus  diesem  Grunde 
eine  Befreiung  als  nöthig  anerkannt  war,  blieb  es  das  Recht  des 
Königs,  die  Zahl  der  zu  Befreienden  festzusetzen.  Ludwig  II.  be- 
stimmt im  Jahre  866*),  dass  alle  Pflichtigen  auszichen  sollen,  dass 
der  Graf,  Gastalde  oder  deren  Beamte  zum  Schutz  jeder  Grafschaft 
je  einen,  zum  Schutz  der  Gattin  zwei  zurücklassen,  die  Bischöfe 

*)  cap.  825,  c.  1,  p.  242,  Boret.  166:  Ut  dominici  vassalli,  qui  austaldi 
sunt  et  in  nostro  palatin  frequenter  serviunt,  volumus  ut  remaneant  [eorum 
homines  quo«  antea  habuemnt  qui  propter  hanc  occasionem  eis  se  comniendave- 
runt  cum  eo|.  Könnte  diese  von  Boretius  anscheinend  aufgegebcue  Stelle  nicht 
geheilt  werden,  indem  man  vor  eorum  ein  ,et‘  einschiebt  und  ,non‘  fiir  cum  eo 
setzt?  Sie  würde  dann  lauten  remaneant  et  eorum  homines,  quos  antea  habue- 
runt ; qui  propter  hanc  occassionem  eis  se  commendaverunt,  non  und  die  homi- 
nes der  austaldi  mitbefreien,  zugleich  aber  verhindern,  dass  diese  Befreiung 
durch  ad  hoc  geleistete  Commendationen  eine  bequeme  Gelegenheit  biete,  sich 
dem  Dienste  zu  entziehen.  Das  Capitular  fährt  fort:  Qui  autem  in  eorum  pro- 
prietate  manent,  volumus  scire  qui  sint  et  adhuc  considerare  volumus,  qui  eant 
aut  qui  remaneant.  Illi  vero  qui  bcneficia  noatra  habent  et  foris  manent,  volu- 
mus ut  eant. 

*)  Ueber  diese  siehe  unten. 

•)  a.  a,  O.  o.  2:  HomineB  vero  episcoporum  seu  ablatum  [et]  qui  foris  ma- 
nent , volumus  ut  cum  comitibus  eorum  vadant , exccptis  duobus  quos  ipse 
elegerit;  et  eorum  austaldi  liberi , exccptis  quattuor,  volumus  ut  plenitcr  diri- 
gantur. 

T)  Diese  und  die  folgenden  Capitularien  sind  hier  nur  zur  Darlegung  des 
Princips  der  Befreiung  erwähnt:  wir  kommen  noch  auf  sie  zurück. 

*)  cap.  825,  c.  4,  p.  249:  Singulis  episcopis,  abbatibus,  abbat issis  duos 
concedimus  advocatos  eosque,  quamdiu  advocatiam  tenuerint,  ab  hoste  relaxamus. 

*)  cap.  866,  c.  1,  p.  504,  Boret.  168:  de  qua  conditione  (Leistung  der  Heer- 
pflicht) volumus , ut  neque  per  praeceptum  neque  per  advocationem  aut  quam- 
cunque  occasionem  excusatus  sit,  aut  comes  aut  gastaldus  vel  minist ri  eorum 
ullum  excusatum  habeant,  praeter  quml  comes  in  uuoquoque  comitatu  relinquat 
qui  eundem  locum  custodiat,  et  duos  cum  uxore  sua:  episcopi  ergo  nullum 
laicum  relinquant. 
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aber  überhaupt  keine  Laien  befreien  dürfen,  jedenfalls  weil  sie 
genug  Geistliche  zur  Verwaltung  haben.  In  eben  diesem  Aufgebots- 
briefe, durch  den  ein  möglichst  zahlreiches10)  Heer  zusammen- 
gebracht werden  sollte,  werden  auch  zugleich  die  Strafen  für  pflicht- 
vergessene Beamte  festgesetzt.  Die  missi11),  welche  solchen,  dio 
zurückgeblieben  sind,  nicht  ihre  Güter  genommen  und  sie  in  die 
Verbannung  geschickt  haben  1J),  verlieren  selbst  ihr  Eigengut;  der 
Graf1*)  aber,  welcher  ausser  den  oben  Befreiten  einen  Vassallen 
als  entschuldigt  zu  Hause  gelassen,  verliort  sein  Amt,  ebenso  bei 
demselben  Vergehen  seine  Unterbeamten  Eigen  und  Amt  Und 
weiter14)  sollen  wegen  Krankhoit  zu  Hause  bleibende  und  somit  für 
sich  entschuldigte  Grafen  und  königliche  Vassallen,  ferner  Aebte 
und  Aebtissinnen,  wenn  sie  ihre  Vassallcn  nicht  vollzählig  zum 

,0)  a.  a.  O.  c.  7,  Boret.  e.  6:  Et  ut,  eertissime  seist  is.  quia  hanc  expedi- 
tionem  plenissime  cxplere  volumus. 

")  a.  a.  O.  c.  4,  Boret.  c.  3:  Hi  (sc.  missi)  volumus  ut  populum  eici- 
ant.  — Nam  si  missus  aliquis  ausus  fuerit  praetennittere  qui  non  ii,  qui  remau- 
serit,  presentaliter  proprium  tollat  et  eum  foris  eiciat.  (So  liest  Boretius, 
während  der  Text  bei  Pertz  überhaupt  sinnlos  ist.  Eine  andere  Conjectur  der 
sehr  verderbten  Stelle  würde  sein:  quin  ominibus,  qui  remanserint,  praesenta- 
liter  proprium  tollat  et  cos  foris  eiciat.  Diese  soll  nur  wegen  des  handschrift- 
lichen qui  nominihus  erwähnt,  nicht  aber  der  des  Boretius  vorgezogen  werden : 
beide  geben  übrigens  denselben  Sinn.)  et  si  inventus  fuerit  ipsc  missus,  pro- 
prium suum  perdat. 

**)  Siehe  II,  n.  122. 

1 *)  a.  a.  O.  c.  4,  Boret.  c.  3:  Et  si  coines  aliquem  excusatum  (die  Haml- 
schrift  hat  hier  ein  auch  von  Boretius  stehen  gelassenes  aut  : dies  ist  wohl  zu 
streichen)  basallum  suum,  praeter  quod  superius  diximus,  dimiserit,  honorem 
suum  perdat;  similiter  eorurn  ministri.  si  aliquem  diiniserint,  ct  proprium  et 
ministerium  perdant. 

1 4)  a.  a.  O.  c.  5,  Boret.  c.  4:  Quod  si  coiues  aut  bassi  nostri  aliqua  infir- 
mitate  (das  von  Boretius  gegen  die  Handschrift  hier  eingeschobene  non  ist  zu 
streichen:  nur  ohne  non  ist  es  möglich,  die  (trafen  und  königlichen  Vassallen 
mit  den  Aebtissinnen  in  eine  Linie  zu  stellen)  detenti  remanserint,  (aut  aliquem 
excusatum  retinuerint  folgt  in  der  Handschrift  und  hei  Boretius.  Diese  Wort« 
sind  wohl  durch  ein  Versehen  des  Abschreibers  aus  dem  vorigen  Paragraphen 
hier  eingesetzt,  und  wären  dann  zu  streichen.  Will  man  sie  aber  halten,  so 
muss  man  lesen:  Quod  si  comes  aut  bassi  nostri,  qui  aliqua  infirinitate  detenti 
remanserint,  aliquem  excusatum  retinuerint.  Welche  Lesart  die  bessere  ist, 
wage  ich  nicht  zu  entscheiden,  am  wenigsten  ohne  Einsicht  der  Handschriften ; 
beide  geben  denselben  Sinn,  die  entere  freilich  etwas  präciser,  die  letztere  iu 
ähnlicher  Form , wie  dasselbe  am  Schluss  des  Paragraphen  in  Bezug  auf  die 
Bischöfe  gesagt  ist.)  aut  abbates  vel  abbatissae:  si  plenissiine  homines  suos 
non  direxerint,  ipsi  suos  honores  perdant,  et  eorurn  hassalli  et  proprium  et 
beneficium  amittant.  De  episcopis  autem  cuiuscunque  bassallus  remanserit,  et 
propriqm  et  beneficium  perdat, 
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Heere  entsandt  haben,  ihre  Lehn  verlieren,  diesen  Vassallen  selbst 
aber  soll  Lehn  und  Eigen  genommen  werden.  Dieselbe  Strafe  trifft 
einen  Vassallen  des  Bischofs,  der  zu  Hause  geblieben,  weil  sein 
Bischof,  dieser  natürlich  mit  Recht,  nicht  zum  Heere  gezogen  ist; 
ist  aber1*)  der  Bischof  ohne  offenbare  Krankheit  zu  Hause  geblie- 
ben, so  soll  er  seine  Schuld  dadurch  büssen,  dass  er  die  Mark  so 
lange  besetzt  hält,  bis  ein  neues  Heer  zur  Ablösung  dabin  geschickt 
wird.  Diese  Bestimmungen  sind  sehr  streng,  nicht  nur,  weil  sic 
die  Dispensationsbefugniss  der  Grafen  etc.  sehr  beschränken,  son- 
dern auch  der  hohen  Strafen  wegen,  welche  sie  auf  die  Ueber- 
schreitung  dieser  Beschränkungen  setzen;  sie  dürfen  durchaus  nicht 
als  allgcmcingültig  angesehen  werden,  sie  sollten,  wie  gesagt,  nur 
für  diesen  Feldzug  ein  starkes  Heer  zusammenbringen,  beweisen 
aber  jedenfalls,  dass  das  Dispensationsrecht  ein  freies  Recht  des 
Königs  war.  — Selbstverständlich  galt  als  sunnis,  als  ehehafte  Notb, 
auch  Krankheit;  wie  denn  bei  einem  Feldzug  Karls  gegen  die  Nor- 
mannen ein  Fussleiden  den  Abt  Hugo  von  der  Thcilnahme  befreit1®). 
Das  strenge  Aufgebot  Ludwigs15)  aber  nimmt  auch  diesen  Ent- 
schuldigungsgrund nicht  ohne  Weiteres  hin,  sondern  verfügt,  dass 
Bischöfe,  Grafen  und  Vassallen,  wenn  ihre  Krankheit  nicht  un- 
zweifelhaft gewesen  sei,  schwören  sollen,  dass  sie  nur  wegen  un- 
zweifelhaftester Krankheit  zu  Hause  geblieben  seien,  und  zwar  solle 
der  Bischof  schwören  durch  einen  glaubwürdigen  Mann  als  Ab- 
gesandten, der  Graf  und  die  Vassallen  aber  persönlich1*).  — Der 


'*)  a.  a.  O.  c.  6,  Boret.  c.  5:  Si  quoqne  episeopus  absque  manifest»  infir- 
mitate  remanserit,  pro  tali  neglcgentia  ita  einendet,  ut  in  ipsa  mareha  resident, 
quousque  alia  vice  exercitus  illuc  pergat. 

'•)  ann.  Vcd.  885  (SS.  I,  522):  praeter  Hugo  nein  abbatem,  qui  dolore  pe- 
dum  ab  hac  profectione  bc  abstinuit. 

")  cap.  866,  c.  7,  p.  605  Boret.  c.  6,  p.  169:  constituimus,  ut  episeopus, 
comc»  aut  bassus  noster,  si  in  infirmitatc  incerta  (Boretius  liest  gegen  die 
llebcrlieferung:  si  in  certa  infirmitate.  Wozu  aber  ein  Eid,  wenn  die  Krank- 
heit unzweifelhaft  war?  Nur  wenn  sic  angezweifelt  werden  konnte,  war  ein 
Eid  bIr  Reinigungseid  gegen  den  Vorwurf,  sieh  der  HeerpHieht  unrechtmässig 
entzogen  zu  hallen,  not  hin  und  machte  dann  die  „incerta“  infirmitas  zur  „cer- 
tissima“.)  detentus  fuerit,  episeopus  quippc  per  suum  missum,  quem  meliorem 
habet,  comes  vero  et  bassi  nostri  per  sc  ipsos  hoc  sub  sacramcntum  attinnent, 
quod  pro  nulla  occasione  remansissent,  nisi  pro  certissiina  infirmitatc  hoc  agere 
non  potuissent. 

'*)  Das  hier  behandelte  Capitular  fordert,  wie  wir  sehen,  auch  in  der  von 
Boretius  abged nickten  Form  die  Conjecturalkritik  noch  stark  heraus.  Zur  weiteren 
Rechtfertigung  der  gegebenen  Lesarten  wird  eine  Uebersicht  über  den  im  Ein- 
zelnen erörternden  Inhalt  des  ganzen  Capitulars  nöthig  sein.  Danach  werden 
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eben  schon  erwähnte  Ausdruck  sunnis  ist  seit  alter  Zeit  die  zusam- 
menfassende  Bezeichnung  für  alle  gesetzlich  anerkannten  Entschul- 
digungsgründe der  Person,  welche  von  der  Erfüllung  der  Staats- 
pflichten entbanden.  So  findet  sich  diese  allgemeine  Bezeichnung 
auch  in  einem  Capitular  Widos 1B)  und  befreit  dort  diejenigen  von 
Strafe,  welche  noch  ausser  den  durch  besondere  Gesetzesbestimmun- 
gen vom  Heerdienst  Befreiten  zu  Hause  geblieben  sind. 

Es  ist  hier  auch  wohl  der  rechte  Ort,  auf  den  Heerdienst  der 
Geistlichkeit  noch  einen  kurzen  Blick  zu  werfen.  Schon  oben  wurde 
erwähnt,  dass  es  den  Geistlichen  nach  canon  ischem  Recht  verboten 
gewesen  sei,  Waffen  zu  tragen,  und  dass  dies  Verbot  auch  seitens 
der  weltlichen  Gewalt  mehrfach20)  bestätigt  worden  sei,  weil  es 
unmöglich  schien,  zugleich  Kriegsmann  Gottes  und  der  Welt  zu  sein: 
es  lehrte  aber  auch  die  Geschichte  des  Seniorats  schon,  dass  diese 
Bestimmungen  Bischöfe  und  Achte  wenigstens  nicht  hinderten  im 
Felde  zu  erscheinen,  obwohl  Pippin*')  von  den  Aebten  nur  die  Ab- 
sendung ihrer  Mannen  gefordert  hatte.  Von  den  Mönchen  wurde 
kein  Heerdienst  verlangt.  Dies  geht  ausser  dem  oben*4)  erwähnten 

zunächst  die  überhaupt  Heerpflichtigen  festgesetzt  (I.  n.  34, 40, 38),  die  möglichen 
Befreiungen  verfügt  (III.  n.  9),  die  Strafe  für  die  Versäumniss  und  die  Exe- 
cutoren  dieser  Strafe  bestimmt  (II.  n.  122)  und  der  Vollzug  der  Strafe  als  streng 
angedroht  (II.  n.  123).  Darauf  werden  die  Strafen  für  die  pflichtvergessenen 
Beamten  festgesetzt.  Zunächst  für  die  als  Strafvollzieher  bestellten  missi,  wenn 
sie  die  Schuldigen  ungestraft  lassen  (III.  n.  11),  sodann  für  die  Grafen,  wenn 
sie  mehr,  als  erlaubt  ist,  zu  Hause  lassen  (III.  n.  13),  für  die  Senioren,  die  ihre 
Vassallen  nicht  vollzählig  schicken,  wenn  sie  selbst  mit  Kocht  zu  Hause  blei- 
ben und  für  diese  zu  Hause  bleibenden  Vassallen  selbst  (III.  n.  14),  da  sie  in 
diesem  Fall  doch  weniger  schuldig  sind,  als  bei  anderer  Versäumniss.  Nun  folgt 
als  Ergänzung  der  schon  oben  für  die  Versäumniss  angesetzten  Strafen  eine  be- 
sondere für  einen  unentschuldigt  fehlenden  Bischof  (III.  n.  16)  wohl,  weil  bei 
ihm  das  foras  eicere  nicht  recht  anwendbar  war.  Zum  Schluss  wird  dann  nach 
der  Angabe,  dass  das  Heer  ein  möglichst  starkes  werden  soll  (IIL  n.  10)  noch 
bestimmt  , dass  im  Fall  zweifelhafter  sunnis  die  Senioren  einen  Reinigungseid 
zu  leisten  haben  (III.  n.  17).  So  gefasst  scheint  dieser  Aufgebotsbrief  am  besten 
alle  vorkommenden  Fälle  zu  berücksichtigen. 

'•)  cap.  889.  c.  4,  p.  557:  Si  — aliquis  remanserit  — , nisi  aliquis  sunnis 
et  ceteris  impedimentis,  quae  legibus  continentur,  detentus  fuerit,  widrigeld 
sutim  componat.  Vgl.  II.  n.  125. 

’”)  In  unserer  Periode  z.  B.  von  Karl  dem  Kahlen  in  cap.  816.  c.  37,  p.  390; 
t.'t  quicunque  ex  clero  esse  videntur,  arma  non  sumant.  nec  arrnati  incedant.  — 
Quod  si  contempserint,  tanquam  sacrorum  canonum  contemptores  et  eecleaiasticae 
sanetitatis  profanatores  proprii  gradus  amissionu  multentur,  quia  non  possuut 
simul  Deo  et  seculo  militare. 

*■)  cap.  744.  c.  3,  p.  21. 

”)  II.  n.  41. 


Digitized  by  Google 


45 


Verbot,  ohne  die  königliche  Erlaubnis«  die  Tonsur  zu  nehmen,  auch 
daraus  hervor,  dass  in  St  Gallen  beim  Ungarneinfall  für  den  Abt 
zwar  eine  Rüstung  vorhanden  ist,  für  die  Brüder  aber  erst  Waffen 
gefertigt  werden  müssen**).  Eben  dahin  gehört  jene  Stelle  des  Er- 
moldus  Nigellus*4),  in  der  er  von  sich  sagt,  vor  seinen  Schlägen 
habe  sich  niemand  gefürchtet,  Pippin  aber  den  waffentragenden 
Mönch  verspottet  und  an  die  Bücher  weist.  Zuweilen  macht  es  deu 
Eindruck,  als  sei  den  Geistlichen  nicht  die  Theilnahme  am  Feldzug, 
sondern  nur  das  Waffentragen  verboten  gewesen*5),  doch  ist  wohl 
kaum  anzunehmen,  dass  die  Anführer  der  Heeresabtheilungen  waf- 
fenlos gewesen  seien,  und  man  hat  sich  Bischöfe  und  Aebto  **)  ge- 
wiss ebenso  gerüstet  zu  denken,  wie  die  übrigen  Senioren,  mit  denen 
sie  so  off  verbunden  genannt  werden. 

Dagegen  finden  sich  mehrere  Beispiele,  dass  die  Immunität 
geistlicher  Gebiete  auch  auf  den  Kriegsdienst  ausgedehnt  wurde, 
dass  entweder  alle  Vassallen  eines  Stiftes  oder  mindestens  ein  Theil 
derselben,  der  aber  grösser  ist,  als  die  Zahl  derer,  die  der  Regel 
nach47)  befreit  waren,  den  Heerdienst  nicht  zu  leisten  brauchten. 
Zu  den  letzteren  gehören  die  von  Waitz  *8)  angeführten  Stellen, 
nach  denen  ein  Mal  für  ein  Jahr  20  und  ein  ander  Mal  dauernd 
12  Vassallen  eines  Stifts  vom  Heerdienst  befreit  werden**).  Ob 
sonstige  Befreiungen  so  entstanden  sind,  dass  die  betreffenden  Geist- 
lichen dieselben  als  Ausfluss  der  Immunität  in  Anspruch  nahmen, 


**)  Ekkeh.  cas.  S.  Öalli  c.  3 (88.  II,  101). 

»•)  carm.  IV,  13ö  (S8.  II,  504). 

* 4)  II.  n.  59.  Aatron.  vita  Hlud.  c.  19  (88.  II,  616). 

*•)  Siehe  n.  23. 

**)  Siehe  n.  2. 

*»)  V.  ft.  IV,  499.  n.  2. 

*•)  Muratori  SS.  II.  2,  j».  399  (Urk.  Ludwig«  II.):  ut  viginti  hnmines  char- 
tulati,  qui  ad  ipsum  mnnasterium  pertinent,  hoc  anno  ah  omni  hostili  expeditione 
aecuri  et  quieti  reinancant,  Muratori  Antiqu.  II,  p.  53  (Urk.  Lothar»):  duobus 
«uia  advocatia  — et  duobu«  cancellariia  atque  duodecim  liberis  hominibua  — 
concedimua  omnem  excrcitalein  expeditionem  aeu  publicarum  rerum  functionem, 
quatenus  deincepa  immune«  exercitali  expeditione  aeu  ceteria  functionibu«  con- 
Bistere  — liceat,  illia  quiete  residere.  Dieser  Art  ist  auch  die  von  Karlmann 
der  Rheimaer  Kirche  für  die  auf  be9tinunten  ihrer  ftüter  sitzenden  Vaasal- 
len  gewährte  Dienstfreiheit:  Flod.  hist,  Rem.  II,  17  (Maxima  bibliotheca 
Patrum.  Tom.  17.  Lugduni  1677,  p.  542):  de  militibua,  qui  in  villa  Iwiniaco 
residente«  erant  super  terram  aanctae  Mariae  et  «ancti  Remigii,  eoncesaa  remis- 
«aque  ipais  omni  quam  debebant  exactione  rnilitiae.  Item  aliud  de  bis,  qui  in 
Cruciniaco,  Curlia  villa  vel  in  omni  pago  Tardonensi  infra  terram  RemcnaU 
ecclesiao  re«idebaut. 


Digitized  by  Google 


oder  ob  stets  besondere  Privilegien  ertheilt  wurden,  ist  praktisch 
nicht  überall  zu  entscheiden:  rechtlich  war  ein  besonderes  Privileg 
nöthig,  doch  bleibt  es  ja  möglich,  dass  die  Macht  der  Geistlichkeit 
sich  zuweilen  über  diese  Schranke  hinwegsetzto.  Dass  aber  der 
Heerdienst  rechtlich  nicht  schon  durch  die  Immunität  aufgehoben 
wurde,  zeigt  die  im  Jahre  817  aufgestellte  Liste  von  Klöstern*®). 
Diese  theilt  die  Klöster  in  drei  Klassen,  von  denen  die  erste  Ab- 
gaben und  Kriegsdienst,  die  andere  nur  Abgaben,  die  dritte  keines 
von  beiden  zu  leisten  hat.  Hier  finden  sich  unter  der  ersten  solche, 
die  nachweislich31)  im  Besitz  der  Immunität  sind.  — Von  einigen 
geistlichen  Stiftern  ist  uns  genauer  bekannt,  wie  sie  vom  Heerdienst 
befreit  wurden. 

Dem  neu  in  Sachsen  gegründeten  Kloster  Corvei  hatte  Ludwig 
der  Fromme  über  „die  den  fränkischen  Klöstern  sonst  verliehene 
Immunität“**)  hinaus  in  einem  uns  verlorenen  Privileg**)  Dienst- 

*•)  const.  de  serv.  mou  LL.  I,  223:  quae  monasteria  in  regno  vel  imperio 
hui)  dona  et  militiam  facere  poaaunt,  quae  sola  dona  sine  militia,  quae  vero  uec 
dnna  nee  militiam,  sed  solas  orationes  pro  salute  imperatoris  vel  tilionim  eius 
et  stabilitate  imperii. 

1 ')  Für  Corbie  z.  B.  sind  Immunitätsprivilegien  erhalten  von  Pippiu 
(Sickel:  Beiträge  zur  Diplomatik  V.  p.  339  No.  1 in:  Wiener  Sitzungsberichte 
phil.-hist.  Classe  1865,  Band  49)  von  Karl  dem  Grossen  (Bouq.  V,  p.  715,  No.  4 t 
von  Ludwig  dem  Frommen  (Sickel:  Beiträge  V,  399  No.  9). 

**)  Wilmanus:  Kaiserurkunden  No.  8,  p.  22. 

’*)  Roth:  Feudalität  u.  Untcrthaneuverband.  Weimar  1863.  p.  236.  Wil- 
mans  p.  186  ff.  gegen  Waitz,  V.  G.  IV,  508.  Mann  könnte  gegen  die  Annahme 
eines  besondern  Privilegs  einwenden,  dass  in  der  bei  Wilmanns  unter  No.  10, 
p.  28  (siehe  n.  35)  abgedmekten  Urkunde  von  der  Verletzung  eines  praeceptum 
die  Rede  ist,  welche  in  der  Aufbietung  zum  Heerbann  und  in  der  Ladung  vor 
Gericht  seitens  des  Grafen  besteht.  Letzteres  könnte  man  nun  auf  die  Im- 
munitätsurkunde (Wilm.  No.  8,  p.  22)  beziehen  und  folgern,  dass  auch  das  Erstere 
in  diesem  praeceptum  mitenthalten  gewesen  sein  müsse.  Indessen  wird  dieser 
Grund  die  ihm  entgegenstehenden  um  so  weniger  aufwiegen  können,  als  es  ja 
möglich,  dass  auch  im  Dienstprivileg  der  Graf  als  Gerichtsbeamter  nochmals 
ausgeschlossen  ist.  Dass  aber  eine  besondere  Urkunde  vorhanden  gewesen,  da- 
für kann  zu  den  bei  Roth  und  Wilmanns  angeführten  Beweisen  noch  ein  an- 
derer beigebracht  werden.  König  Arnulf  bestätigt  im  Jahre  887  (Wilm.  p.  209 
No.  46)  den  Klöstern  Corvei  und  Herford  die  ihnen  von  seinen  Vorgängern 
gewährte  volle  Immunität  (ut  utramque  coenobium  — plenissime  iinmunitatia 
securitate  fruatur,  sicut  ab  autecessoribus  nostris  eis  concessum  fuerat)  und  fügt 
dann  die  Dienstfreiheit  für  Corvei  besonders  hinzu  (siehe  unten  n.  40).  Dies 
wäre  überflüssig  gewesen,  wenn  aus  dem  Immunitätsprivileg  für  Corvei  auch  die 
Dienstfreiheit  geflossen  wäre.  Dieser  Beweis  ist  um  so  sicherer,  als  auch  die 
hier  zur  Immunität  hinzutretende  Dienstfreiheit  auf  Privilegien  der  Vorgänger 
zurückgeführt  wird  (sicut  antea  eis  a predecessoribus  nostris  concessum  fuit). 
Dazu  vergleiche  man  noch,  dass  Corvei  im  Jahre  823  (Wilm.,  p.  22  No.  8)  talern 
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freiheit  verliehen,  und  zwar,  um  dem  Kloster  seine  schwierige  Auf- 
gabe unter  den  eben  erst  bekehrten  Sachsen  möglichst  zu  erleich- 
tern34). Einige  Grafen  nun  belästigten  das  Kloster  trotzdem  mit  der 
Aufbietung  zum  Heerbann,  und  so  sieht  sich  denn  Ludwig  bald  *5) 
genöthigt,  das  Kloster  durch  seinen  missus,  den  Bischof  Baduard 
von  Paderborn,  gegen  diese  Uebergriffe  durch  Hinweisung  auf  seine 
Privilegien  zu  schützen.  Die  Immunität  wird  dann  840  von  Ludwig 
dem  Deutschen34)  bestätigt  und  873  *T)  bei  einer  andern  Streitfrage 
anerkannt,  dass  Corvei  auch  Dienstfreiheit  geniesse.  Ebenso  be- 
stätigt Karl  III.  im  Jahre  8823“)  nur  die  Immunität  und  er- 
kennt 887  die  Dienstfreiheit  des  Klosters  seit  seiner  Gründung  be- 
sonders an3“),  verfügt  aber  zugleich,  dass  wegen  der  drückenden 
Nothlage  des  Reichs,  welche  alle  Kräfte  zum  Schutz  der  Kirche 
gegen  die  Barbaren  fordern,  nur  20  Edle  zur  Ausführung  der  kai- 
serlichen Botschaften  im  Inlande,  mehr,  wenn  die  Botschaft  ins  Aus- 
land gehe,  Zurückbleiben,  die  übrigen  aber  zum  Heere  ausziehen 
sollen.  Diese  Beschränkung  des  Privilegs  solle  währen,  so  lange 
die  Gefahr  der  Kriege  dauere.  Weiterhin  bestätigt  Arnulf  im  Jahre 
887  durch  eine  Urkunde  die  Immunität  für  Corvei  und  Herford 
und  fügt  dann  besonders  hinzu40),  dass  die  edlen  Vassallen  der 
Abtei  Corvei  alle  vom  Heerdienst  befreit,  die  niedriger  Stehenden 
zur  königlichen  Botschaft  verwandt  worden  sollen.  Diese  Urkunde 
soll  offenbar  die  vorige  aufheben  und  ist  jedenfalls  auf  dringende 
Bitten  des  Abtes  erlassen  worden.  Freilich  sieht  sich  derselbe  König 
im  Jahre  897 4I)  genöthigt,  diese  Dienstfreiheit  der  Klostervassallen 
den  Grafen  und  sonstigen  Beamten  in  Sachsen  nochmals  einzuschär- 


immunitatem  erhält,  qualem  omnes  ecclesiae  in  Frantia  habetit;  dieselbe  Im- 
munität verleiht  Arnulf  ilem  Bisthum  Osnabrück  (Wilm.,  p.  252  No.  53:  »icut 
reliquae  l)ei  ecclesiae,  quae  per  totam  Franciain  et  Saxoniam  emunitatis  tui- 
tione  — consistunt ) und  fügt  als  besonderes  Privileg  die  llienstfreiheit  hinzu 
(siehe  unten  n.  55):  war  diese  also  im  Osnahrücker  Privileg  nicht  enthalten,  so 
konnte  sic  auch  nicht  als  in  dem  gleichen  Corveicr  einbegriffen  von  Ludwigs 
Nachfolgern  anerkannt  sein. 

*•)  Transl.  S.  Viti  c.  8.  (SS.  II,  579):  ut  liberius  sanctum  opus  iinplere 
quivisset. 

*s)  Wilm.  I,  p.  28  No.  10. 

»•)  Wilm.,  p.  77  No.  22. 

")  Wilm.,  p.  180  No.  39. 

*■)  Wilm.,  p.  191  No.  41. 

J»)  Wilm.,  p.  197  No.  43. 

*•)  Wilm.,  p.  209  No.  4<i. 

4I)  Wilm.,  p.  263  No.  56.  Ueber  die  Zeit  siehe  Wilm.,  p.  265. 
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fen,  weil  er  gehört,  dass  sie  die  Klosterleute  mehr  als  billig  zum 
Heere  herangezogen  hätten43).  Noch  einmal  wird  die  Dienstfreiheit 
von  Ludwig  dem  Kind  iin  Jahre  900 4a)  bestätigt  in  eiuer  Urkunde, 
die  interessant  ist,  weil  sie  die  Vassallen  des  Abtes  von  denen  des 
Klosters  streng  scheidet,  was  selten  vorkommt.  Die  Geschichte 
dieser  Dienstfreiheit  macht  den  Eindruck,  als  ob  die  Nachfolger 
Ludwigs  versucht  hätten,  das  Dienstprivileg  in  Vergessenheit  ge- 
rathen  zu  lassen.  Sie  bestätigen  zuerst  immer  nur  die  Immunität, 
können  dann  aber  nicht  umhin,  bei  Vorlegung  der  Urkunde  seitens 
des  Abtes  auch  die  Dienstfreiheit  zu  bewilligen,  wobei  schon  Karl  III. 
den  Versuch  inacht,  das  Gegebene  wieder  halb  zu  nehmen,  und  es 
Arnulf  mit  seiner  Bestätigung  auch  wohl  nicht  voller  Ernst  war 4<). 
In  der  Folgezeit  aber  wird  zwar  Abgabeufreiheit  u.  dergL  be- 
stätigt, nicht  mehr  die  Dienstfreiheit,  schon  nicht  in  den  Urkunden 
Conrads  I.  (904) 4*)  und  Heinrichs  I.  (922) 4#).  So  ist  es  erklärlich, 
dass  im  Jahre  946  der  Abt  von  Corvei  beim  Heere  ist47),  worauf 
Baltzer48)  im  Gegensatz  zu  Weiland4®),  der  Corvei  als  erst  unter 
den  Staufern  wieder  lierangezogen  annimmt,  hingewiesen  hat,  frei- 
lich ohne  auf  diese  Urkunde  Rücksicht  zu  nehmen.  Diese  Ge- 
schichte der  Corveier  Dienstfreiheit  ist  etwas  eingehender  verfolgt, 
weil  dieselbe  ein  interessantes  Streiflicht  auf  die  Art  der  Verwaltung, 
auf  die  Stellung  des  Königs  zu  den  Klöstern  und  zu  seinen  Beam- 
ten wirft. 

War  die  Befreiung  Corveis  aus  einem  fiir  das  erste  Gedeihen 
des  Klosters  nothwendigen,  dann  aber  aus  rechtlichen  Gründen 
immer  wieder  abgezwungenen  Privileg  hervorgegangen,  so  ist  die 
folgende  Dienstfreiheit  bewilligt  in  Folge  wirtschaftlicher  Nothlage. 

'*)  a. ».  0.:  Quod  amt  inter  voa,  qui  militiam  coenobii,  quod  vocatur  Nova 
Corbeia,  id  est  vaaaUoa  eiuBdem  abhatia  plus  iuato  in  bestem  ire  compellant. 

**)  Wilm.,  p.  266  No.  67. 

* 4 ) Dies  beweist  vielleicht  schon  die  Nothwendigkeit  der  Einschärfung 
seines  Privilegs.  Waitz,  V.  G.  VIII,  150  macht  ausserdem  darauf  aufmerksam, 
dass  wegen  des  „plus  iuato“  (n.  42)  die  Gewährung  einer  unbedingten  Freiheit 
nicht  anzunehmen  sei. 

*s)  Erhard:  cod.  dipl.  Westph.  Münster  1147.  I,  p.  40  No.  46. 

• •)  a.  a.  O.  p.  41  No.  47. 

•’)  Widuk.  III,  2. 

••)  „Zur  Geschichte  des  deutschen  Kriegswesens  in  der  Zeit  von  den  letz- 
ten Karolingern  bis  auf  Kaiser  Friedrich  II.“  Leipzig  1877.  p.  33  n.  7. 

••)  „Die  Reichsheerfahrt  von  Heinrich  V.  bis  auf  Heinrich  VI.“  in:  For- 
schungen zur  deutschen  Geschichte  VII,  p.  139. 
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Ludwig  der  Fromme  befreit  im  Jahre  834  40)  die  Abtei  Kempten, 
„weil  sie  sehr  arm  ist  und  dort  eine  zahlreiche  Schaar  Gott  die- 
nender Mönche  sich  ernähren  muss“41),  von  allen  öffentlichen  Lei- 
stungen und  den  Abt  mit  seinen  Zinspflichtigen  von  jedem  Kriegs- 
dienst. Wie  sehr  wir  es  auch  hier  mit  einer  wirtschaftlichen  Mass- 
regel  zu  thun  haben,  zeigt  der  Schluss  der  Urkunde,  durch  den 
die  vornehmeren  und  mithin  wohl  auch  reicheren  Beneficiare  des 
Klosters,  welche  also  im  Staude  sind,  ihren  Verpflichtungen  nach- 
zukommen,  in  diese  Befreiung  nicht  eingeschlossen  sein,  sondern 
den  Dienst,  wie  andere  Belehnte,  leisten  sollen  **).  — Ein  Privileg 
Pippins  von  Aquitanien  aus  dem  Jahre  827 M)  befreit  das  Kloster 
St.  Maixent  aus  ähnlichen  Gründen  41)  von  jedem  öffentlichen  Dienst 
und  besonders  vom  Kriegsdienst.  Eben  auf  wirtschaftlicher  Grund- 
lage ruht  auch  die  Befreiung,  welche  König  Arnulf  dem  Bisthum 
Osnabrück44)  für  alle  Kriege  mit  Ausnahme  der  Däneneiuiallc 
gewährt:  er  thut  es,  weil  das  Bisthum  so  viel  Einkünfte  an  Corvei 
und  Herford  verloren  hat.  — Bei  allen  diesen  Befreiungen  liegt  also 
ein  besonderes  gewährtes  Privileg  vor,  und  wenn  ein  Princip  dabei 


s")  Mon.  Boica  2M.  2,  p.  26  No.  17:  all  Omnibus  publicis  functionibua  im- 
munem facere.  — Memoratum  quoque  Tudonem  venerabilem  abbatein  suosque 
successores  alt  omni  hostili  expeditione  facienda  cum  tributariis  — liberum  esse 
constituimuB. 

1 1 } a.a.  O. : quod  rebus  pau]>errimum  est  et  non  modica  pars  mouachorum 
in  eo  ail  deo  deserviendum  conlocata  habetur.  Dieselben  Gründe  sind  mass- 
gebend, das  Kloster  Hasenried  von  nllen  öffentlichen  Leistungen,  mithin  wohl 
auch  vom  Kriegsdienst  zu  befreien.  Mon.  Boica  30.  1,  p.  63  No.  27:  quin  idem 
ipse  locus  rebus  pauperrimus  erat  et  ttirma  religiosorum  virorum  — deo  mili- 
tancium  ibi  non  modica  habebatur. 

• »)  a.  a.  O.:  Nobiliores  quoque  personae  de  rebus  memorati  monasterii 
beneficia  habentes  ab  exercitalibus  expeditionibus  faciendis  non  excludimus,  sed 
ad  ea  solvenda  sicut  et  ceteri  beneficiati  praeparati  habeantur. 

**)  Bouq.  VI,  p.  665,  No.  6:  eum  cum  portione  rerum,  quas  nunc  possidet, 
ab  omnibus  saecularium  impeditionibus,  iil  est  ab  expeditione  exercitali  et  bannis 
atque  heribannis  — absolutum  et  quietum  esse  omnimodis  praecipimus.  Wört- 
liche Bestätigung  durch  Ludwig  und  Lothar  schon  aus  demselben  Jahre.  Bouq.  VI, 
p.  553,  No.  144.  (Siekel:  Kegesten  der  Urkunden  der  ersten  Karolinger.  Wien 
1867.  L.  252.) 

*•)  a.  a.  0. : quia  portionem  rerum  pracdicti  monasterii,  quam  adhuc  con- 
Btat  esse  in  beneficium,  praedicto  monaaterio  propter  quandam  utilitatem  sive 
necessitatein  regni  nostri  — reddere  praesentialiter  nequimus. 

5S)  Wilm.  p.  252,  No.  53:  maximae  scilicet  ex  quautitate  et  numero  par- 
tes (sc.  decimarum  — inter  monachos  Huxilienses  et  inter  puellas  Herifurden- 
ses  — divisas  esse.  — Vgl.  dazu  den  Klagebrief  des  Bischofs  Egilmnr  bei 
Erhard  I,  p.  35,  No.  41. 

Baldamut,  Dm  Heerwesen  unter  d.  spat-  Karolingern.  4 
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aufgestellt  werden  soll,  so  ist  es  das  schon  öfter  erkannte,  dass  die- 
jenigen vom  Heerdienst  befreit  werden,  welche  entweder  wichtigere 
Dienste  zu  leisten  haben  (Corvei  und  in  gewissem  Sinn  St.  Maixent) 
oder  zu  arm  sind,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen  (Kempten 
u.  s.  w.). 

Ausser  diesen  mehr  oder  weniger  persönlichen  Befreiungen  be- 
stand eine  andere  Befreiung  in  der  schon  von  Karl  dem  Grossen6®) 
eingefiihrten  Aufbietung  des  Heerbanns  gemäss  der  Lage  des  Kriegs- 
schauplatzes, die  sich  auch  in  unserer  Periode  erhielt.  Es  fehlt 
hierfür  zwar  an  ausdrücklichen  Gesetzesbestimmungen,  die  Chronisten 
aber  lassen  an  der  Festhaltung  dieses  ja  auch  so  natürlichen  und 
praktischen  Grundsatzes  keinen  Zweifel  auf  kommen.  Von  zahl- 
reichen Belegstellen  mögen  einige  genügen.  Im  Jahre  815  werden 
gegen  die  Dänen  Sachsen  und  Abodriten  aufgeboten  5:),  816  gegen 
die  Sorben  Sachsen  und  Ostfranken6®),  820  gegen  den  Slaven 
Liudewit  drei  Heere  aus  Sachsen,  Ostfranken,  Alamannien,  Baiern 
und  Italien5®);  834  ziehen  gegen  die  Brittanische  Mark  alle  zwischen 
Seine  und  Loire  Wohnenden09),  872  gegen  die  Mähren  Thüringer 
und  Sachsen®1),  884  treten  den  in  Sachsen  einfallenden  Normannen 
die  Ostfranken  entgegen®8),  894  zieht  Arnulf  mit  einem  nlaiuan- 
nischen  Heere  nach  Italien03);  858  aber  werden  die  am  weitesten 
entfernt  Wohnenden  zuerst  nach  Hauso  entlassen®8).  Indessen  ist 
dies  nicht  unumstössliche  Regel,  sondern  nur  ziemlich  selbstverständ- 
lich entstandene  Gewohnheit,  die  auch  durchbrochen  wurde,  wenn 
eine  andere  Art  des  Aufgebots  praktischer  erschien.  So  führt  Arnulf 
im  Jahre  891,  als  ihm  während  seiner  Kämpfe  mit  den  Slaven  der 
Normanneneinfall  gemeldet  wird,  ein  Heer  aus  den  östlichen  Reichs- 
theilen  an  die  Maas06).  — Dem  gegenüber  finden  sich  auch  zahl- 
reiche Quellenstellen,  welche  ein  Aufgebot  des  gesammten  Heer- 
bannes bezeugen.  Auch  von  diesen  können  nur  einige  wenige  hier 


‘«)  Waitz,  V.  G.  IV,  476  fl'. 

”)  ann.  Einh.  815  (SS.  I,  202). 

*•)  a.  a.  O.  816,  p.  203. 

*»)  a.  a.  O.  820,  p.  207. 

“>)  Nitb.  I,  5 (SS.  II). 

«')  ann.  Fuld.  872  (SS.  I,  381). 

*»)  a.  a.  O.  881,  p.  3911. 

«»)  a.  a.  O.  894,  p.  409.  Vgl.  ferner  ann.  Bert  819  (SS.  1,  136)  867 
p.  474.  vita  Hlud.  62  (SS.  II,  646). 

*•)  ann.  Fuld.  858,  p.  372. 

•s)  Regin.  891  (SS.  I,  603). 
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angeführt  werden.  841  bieten  Ludwig  und  Karl  gegen  Lothar  das 
ganze  Heer  auf4®),  ebenso  Lothar  im  Jahre  867*’);  auch  Kaiser 
Karl  III.  greift  882  die  Normannen  mit  dem  Heerbann  des  ganzen 
Reiches  an44).  So  lag  es  auch  hier  im  Willen  des  Königs,  je  nach 
der  Grösse  der  Gefahr,  den  Tlieil  des  verpflichteten  Heeres  zu  be- 
stimmen, der  aufgeboten  werden  sollte,  wenn  es  auch  gewohnheits- 
mässig,  ja  selbstverständlich  war,  dass  zuerst  die  dem  Kriegsschau- 
platz Benachbarten4*)  entboten  wurden. 

Bisher  ist  nur  das  regelrechte  Heer  betrachtet  worden,  es  wird 
nöthig  sein,  noch  einen  kurzen  Blick  auf  die  Landwehr  und  Land- 
folge ,0)  zu  werten.  Waren  zum  gewöhnlichen  Heerdienst  anfangs 
alle  Freien,  allmiilieh  wesentlich  die  Vassallen  verpflichtet,  so  muss- 
ten zur  Landwehr,  d.  h.  zur  Vertheidigung  gegen  einen  plötzlichen 
Ueberfall,  alle  Einwohner  ohne  Ausnahme  erscheinen.  Karl  der 
Kahle  bestimmt  847  ” ),  dass  zur  Landwehr  omnis  populus  ausziehen 
solle;  dasselbe  verfugt  er  „nach  alter  Gewohnheit“  853’*),  indem 
er  der  Vertheidigung  des  Vaterlandes  die  der  christlichen  Kirche 
gleichsetzt,  und  diese  Pflicht  schärft  er  864  ’*)  mit  Ausschliessung 
jeder  Entschuldigung  nochmals  ein.  Trotzdem  aber  sieht  er  sich 
schon  865  genöthigt,  noch  ausdrücklich  zu  bestimmen’4),  dass  bei 

••)  a.  a.  O.  841,  p.  568. 

*»)  a.  a.  O.  867,  p.  578. 

••)  a.  a.  O.  882,  p.  593.  Vgl.  ferner  ann.  Fuld.  882  (SS.  I,  393),  ann. 
Ved.  88ö  (SS.  I,  522),  Einh.  ann.  817  (SS.  I,  2<H),  829  p.  218,  Flod.  ann.  932 
(SS.  III,  381),  ann.  Bert.  830  (SS.  I,  423). 

44 ) Dass  die  Sachsen  in  dieser  Zeit  fast  nur  zur  Vertheidigung  ihrer 
Grenzen  herangezogeu  wurden , und  dass  dies  mit  zur  Sonderentwickelung  der- 
selben beitrug,  ist  bekannt.  Vgl.  Diimmler:  Ostfränk.  Reich  I,  355. 

T °)  Uebcr  diesen  Namen  siche  Haltzer:  Kriegswesen  p.  1. 

’ ')  conv.  Marsn.  847,  c.  5,  p.  395:  nisi  talis  regni  invasio,  quam  lantweri 
dicunt,  quod  absit,  acciderit,  ut  omnis  populus  illius  regni  ad  cain  repellendam 
communiter  pergat.  Vgl.  II,  n.  48. 

’*)  conv.  Siev.  853,  c.  10,  p.  425:  cuncti  siut  praeparati  ad  quameunque 
necessitatem  imminentem,  ut  secundum  consuetudinem , — ad  defendendam 
sanctam  dei  ecclesiam  et  regnum  omiies  sint  praeparati. 

,3)  ed.  Pist.  864,  c.  27,  p.  495:  ad  defensionem  patriae  omnes  sine  ulla 
excusat  ione  veniant. 

’*)  cap.  865,  c.  14,  p.  503:  quia  — quidam  — cum  necessitas  venit, 
dicunt  sc  in  noBtrum  venire  servitium.  nolumus  ut  aliquis  de  his,  qui  — terram 
contra  inimicos  nostros  defendere  debent,  deinceps  hanc  occasionem  habet.  — 
Et  si  nos  eum  apecialiter  ad  nos  venire  mandaverimus  — plenitudinem  homi- 
num  — dimittat.  — Aliter  autem  in  nullam  partem  de  illa  terra  pergat,  nisi 
cum  communi  consilio  vel  cominendatione  misBoruin  nostrorura  aut  reliquorum 
fidelium  nostrorum,  qui  illam  terram  defendere  debent. 

4* 
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eintretender  necessitas  ein  Gang  an  den  königlichen  Hof  nicht  als 
Vorwand  dienen  solle,  sich  der  Vertheidigung  des  Landes  zu  ent- 
ziehen, und  dass,  habe  er  durchaus  jemand  in  seinem  speciellen 
Dienst  nöthig,  dieser  doch  seine  Mannen  schicken  solle,  dass  aber 
sonst  Niemand  ohne  Berathung  oder  Auftrag  der  königlichen  missi 
oder  der  gesammten  Getreuen  des  Landes  ausser  Landes  gehen 
dürfe.  Derselbe  verfügt  schliesslich  877  7S),  dass  ein  Geistlicher  iin 
Uebrigen  frei,  zur  Landwehr  aber  herangezogen  werden  könne. 
Dem  entsprechend  berichten  auch  die  Schriftsteller  öfter  von  Rüstun- 
gen zur  Landwehr.  So  ruft  z.  B.  Lothar  867  zur  Vatcrlandsver- 
theidigung  auf70),  und  der  Abt  von  St.  Gallen  bewaffnet  924  beim 
Ungarneinfall  ausser  den  Mannen  auch  seine  Mönche  und  Knechte, 
wie  Ekkehard ")  sehr  anschaulich  schildert.  — Die  Strafe  für  den, 
der  dem  Ruf  zur  Landwehr  nicht  folgte,  war  der  Tod.  Lothar  hält 
diese  Strafe  fest 7S),  doch  soll  sie  nur  dann  vollzogen  werden,  wenn 
der  Feind  auch  wirklich  ins  Land  einfalle,  geschähe  dies  nicht,  so 
solle  jeder  Ungehorsame  nach  seinem  Volksrecht  büssen:  der  Tod 
war  also  eine  Strafe  nach  Königsrecht.  — Zur  Landwehr  aufrufen 
konnte  der  Graf7®)  oder  der  königliche  missus  ®°) , also  einer  der 
alten  königlichen  Staatsbeamten:  erklärt  doch  Karl  der  Kahle s1), 
dass  die  vassallitische  Gliederung  des  Heeres  nur  gelten  solle  für 
die  ordentliche  Heerfahrt,  bei  der  Landwehr  aber  aufhöre.  Trotz- 
dem kommt  es  vor,  dass  die  Grossen  selbstständig85)  rüsten,  wohl 
weil  Schnelligkeit  in  solchem  Fall  das  erste  Erforderniss  ist.  Das 

TS)  conv.  Car.  877,  c.  10,  p.  539:  Si  aliquis  — seeulo  renuntiare  voluerit  — 
nullus  ei  aliquod  impedimentum  facere  praesumat,  neque  aliud  aliquid  ah  eo 
requiratur,  nisi  solummodo  ut  ad  patriae  defensionem  pergat. 

*•)  ann.  Bert.  8G7,  (SS.  I,  475). 

")  cas.  b.  Oalli  c.  5 (SS.  II,  104). 

i*)  const.  Olon.  823,  c.  11,  p.  Boret.  lfiÖ:  Quicunque  enim  liher  homo  a 
comite  suo  fuerit  ammonitus  aut  ministris  eius  ad  patriatn  defendeudam  et  ire 
neglexerit  et  exercitus  supervenerit  ad  istius  regni  vastationem  vel  ad  contra- 
rietatera  tidelium  nostrorum.  capitali  subiaceat  sententiae.  Similiter  obser- 
vandum  est.  si  vocati  fuerint  audito  inimicorum  nostrorum  adventu  et  ita  con- 
tigerit  quod  hostes  non  supervenerint,  bi  qui  vocati  fuerint  et  venire  uoluorint, 
iinusquisque  secundum  legem  suam  hoc  emendet. 
i*)  siche  n.  78. 

*•)  cap.  805,  c.  14,  p.  503:  cum  necessitas  fuerit  — ad  missos  nostros  et 
ad  parea  suos  occurrant. 

"')  siehe  n.  71  und  die  dieser  Stelle  vorhergehenden  Worte  IT,  n.  48. 

•*)  ann.  Bert.  882  (SS.  I,  513):  Primores  autem  regni  expedituiu  nuntium 
miserunt  ad  Carolomannum  niundanti‘9,  ut  — ipse  — venire  fest  i na  re  t.  quoniutu 
liostiliter  ipsi  prae|mrati  »*rant  in  oecursum  Nortinannoruin. 
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ist  auch  der  (»rund,  weshalb  Karl  der  Kahle83)  seinem  Sohn  räth, 
bei  plötzlichem  Einfall  von  Feinden  nicht  zu  warten,  bis  alle  Ge- 
treuen versammelt  seien,  sondern  mit  den  Tüchtigsten  schnell  die 
Feinde  zu  überfallen,  und  die  übrigen  nachkoinmen  zu  lassen,  wenn 
cs  noch  nöthig  sei. 

An  die  Landwehr  reiht  sich  ein  anderer  Fall  an,  in  dem  das 
Heer  zur  Anwendung  kam,  nämlich  seine  Aufbietung  zur  Verfolgung 
von  Landfriedensbrechern.  Es  gehört  dies  freilich  eigentlich  in  eine 
Geschichte  des  Polizeiwesens,  indessen  ist  die  damalige  Vermischung 
dieser  beiden  Gebiete,  ja  ihr  Zusammenfällen,  indem  die  infideles 
den  auswärtigen  Feinden  gleichgcachtet  wurden,  so  charakteristisch, 
dass  diese  Thütigkeit  des  Heeres  nicht  übergangen  werden  darf. 
Dass  die  Strassen  in  unserer  Periode  sehr  unsicher  waren,  ja  dass 
man  schon  von  einer  Landplage  selbst  adliger  Räuber  reden  konnte, 
ergab  sich  schon.  Von  sonstigen  theil weise  schon  oben  erwähnten 
Mitteln  dagegen  sehen  wir  hier  ab  und  betrachten  nur  noch,  wie 
das  Heer  gegen  sie  angewandt  wurde.  Ludwig  verfügt  itn  Jahre 
850 84),  dass  gegen  Strassenräuber,  die,  wenn  sie  sich  dem  Gericht 
entzogen,  forbanniti  waron88),  die  Grafen  und  Schultheissen  nicht 
nur  ihre  eigenen  Vassallcn,  sondern  auch  die  der  Bischöfe. — denn 
so  muss  doch  die  Stelle  interpretirt  werden  — aufbieten  können. 
Ein  diese  Verhältnisse  bis  ins  Einzelne  ordnendes  Capitular  besitzen 
wir  von  dem  fruchtbarsten  Gesetzgeber  unserer  Periode,  von  Karl 
dem  Kahlen,  aus  dem  Jahre  865  8“).  Danach  sollen,  wenn  sich  eine 

"J)  couv.  Car.  877,  c.  16,  p.  510.  Si  subito  evenerit  iu  aliqua  parte  regui 
necessitas,  videtur  nobis,  ut  — filius  noster  — non  omnes  fideles  nostros  ac- 
qualiter  faciat  laborare.  sed  — acceptis  secum  slrenuis  viris  — inimicis  nostris 
insperate  superveniat  — et  qui  cum  eo  ire  non  potucrint,  mit  tunt  cum  «so 
clectos  viro»,  prout  necessitas  fuorit.  Eine  andere  Deutung  dieser  Stelle  siehu 
unten.  Vgl.  die  Markenkriegsverfassung  AVaitz,  V.  G.  IV.  p.  518. 

*•)  ea]>.  850.  c.  1,  p.  405:  eos,  qui  Komam  orationis  causa  pergunt  vcl 
qui  negotiandi  gratia  per  regnuni  nostrum  disenrrunt,  collccti  latrones  diripiant. 

Ideo  volumns,  ut  comites  nostri  corumque  sculdassi  sulinuetis  Becum  vasallis 
epi8coporum,  si  necessitas  fuerit,  — eos  capiant  atque  distringant. 

* s)  cap.  883,  c.  3,  p.  550:  Eum  autem,  qui  iustitiam  lugerit,  sciant  omnes 
esse  forbannitum,  ita  ut  uullus  eum  nisi  ad  praesentandum  recipiat. 

*•)  cap.  865,  c.  13,  p.  5t  rJ : Ut  si  infideles  nostri  se  adunaveriut  ad  deva- 
stationem  regni  nostri,  fideles  nostri  tarn  episeopi  quam  abbates  et  comites  et 
abbatissamm  homines,  sed  et  ipsi  comites  ae  vassi  nostri  seu  ceteri  quique  fi- 
deles Dei  ae  nostri  de  uno  missatieo  se  in  utium  adunarc  procurcnt.  Et  missi 
nostri  de  ipso  missatieo  providentiam  habeant,  qualiter  unusquisque  episeopus 
vel  abbas  seu  aldmtissa  cum  omni  plenitudine  et  neeessario  hostili  apparatu  et 
ad  tempus  suos  homines  illuc  trausmisserit,  — et  qualiter  ipsi  comites  et  vassi 
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Schaar  von  Landfriedensbrechern  zusammengerottet  hat,  die  Mannen 
der  Bischöfe,  Aebte,  Grafen  und  Aebtissinnen,  die  Grafen  und 
königlichen  Vassallen  selbst  und  alle  übrigen  Getreuen,  also  der 
ganze  Heerbann  aus  einem  Missaticum  Zusammenkommen;  und  zwar 
sollen  die  missi  sorgfältig  Controle  üben,  dass  die  Vorgenannten  in 
voller  Zahl  und  voller  kriegerischer  Ausrüstung  erscheinen.  Genü- 
gen aber  diese  nicht  zur  Unterdrückung  der  Räuber,  so  soll  der 
ganze  Heerbann  eines  andern  Missaticum  herbeigerufen  werden,  und 
genügt  auch  diese  Macht  noch  nicht,  dann  soll  man  es  dem  König 
melden,  damit  dieser  ihnen  die  nöthige  Hülfe  senden  könne.  Diese 
Vorsichtsmassregeln  tragen  den  Charakter  grosser  Energie,  zeigen 
aber  auch  nur  zu  deutlich,  wie  wenig  die  öffentliche  Sicherheit  ge- 
schützt war.  Ebenfalls  hierher  gehört  eine  Verordnung  Widos  vom 
Jahre  889  *’).  In  dieser  rufen  die  Grafen  alle  Laien,  Freie  sowohl 
wie  Unfreie,  auf,  innerhalb  der  Grafschaft  gegen  Räuber  zu  dienen; 
leisten  diese  aber  dem  Rufe  nicht  Folge,  so  büsscn  die  Freien  mit 
einem  Drittel  ihres  Mobiliarvermögens,  die  Unfreien  mit  60  Schlägen. 

In  diesen  Fällen  diente  also  das  Heer  gleichsam  als  Polizei- 
roannschaft  und  konnte  dazu  in  seiner  vollen  Stärke  entboten 
werden. 


noatri  seu  ceteri  quique  Dei  fideles  ad  hoc  occurrerint.  — Et  ai  de  uno  rnissa- 
tico  ad  hoc  praevalcrc  non  potuerint,  ad  alium  missaticum  ccleriter  missos  suoa 
dirigant,  et  omnes,  sicut  praediximus,  de  alio  miasatico  — praeparati  occurrant. 
Et  si  i Ui  duo  missatici  ad  hoc  non  suffeccrint,  nobis  ad  tempus  hoc  mandet, 
qualiter  — eia  neceaaarium  solatium  transmittamua,  quatenuB  in  regno  noatro 
nullus  noatcr  intidclis  vcl  contrarius  locum  nocendi  haheat.  Vgl.  auch  cap.  876, 
c.  13,  p.  631.  conv.  Car.  877,  c.  19,  p.  540. 

**)  cap.  889,  c.  2,  p.  556:  Quicunque  igitur  ex  laicali  online  tarn  liberi 
quam  servi  homines  — a proprio  comitc  vel  a publica  partc  — ammoniti  fucrint 
— ai  non  adiuvaverint  — contra  supervenientes  praedones  in  suo  comitatu, 
tertiam  partem  liberi  cx  suis  mobilibus  componant,  servi  autem  60  ictos  va- 
pulentur. 
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Capitol  IV. 

Aufgebot,  Organisation  und  Rüstung  des  Heeres. 


Nach  der  Erörterung  über  die  Verpflichtung  zum  Dienst  und 
den  Umfang  des  Aufgebots  drängt  sich  die  Frage  auf,  wie  das  sich 
nach  den  dargelegten  Rostimmungen  verfassungsmässig  bildende 
Heer  im  Kriegsfall  entboten  wurde,  organisirt  und  gerüstet  war, 
eine  Frage,  auf  die  wir,  freilich  nur  kurz,  jetzt  eingehen  müssen. 

Sollte  ein  ordentlicher  Feldzug  unternommen  werden,  so  erfolgte 
die  Ansage  desselben  seitens  des  Königs1),  wohl  meist  unter  An- 
gabe eines  bestimmten  Sammelplatzes4).  Wenn  auch  diese  Ansage 
gewöhnlich  für  einen  bestimmten  gerade  zu  führenden  Feldzug  er- 
folgte 3),  so  ist  doch  auch  ein  Beispiel  bekannt,  dass  Karl  der  Kahle  4) 
seinen  Mannen  befiehlt,  ohne  ein  besonderes  Aufgebot,  freilich  aber 
beim  Eintreten  eines  ganz  bestimmten  Falles  zu  ihm  zu  stossen. 
Wie  Karl  hier  eine  kriegsbereite  Mannschaft  im  Lande  zurücklässt, 
so  finden  sieh  auch  noch  andere  Spuren,  dass  der  nicht  gleich  ins 
Feld  rückende  Theil  des  Heerbanns  ebenfalls  zur  steten  Kriegs- 
bereitschaft entboten  wird  und  damit,  so  zu  sagen,  in  Reserve  steht. 
Ludwig  schickt  im  Jahre  867  zunächst  nur  Sachsen  und  Thüringer 
gegen  die  Abodritcn,  befiehlt  aber  auch  den  Uebrigen5)  stets  kampf- 
gerüstet zu  sein,  damit  sie  ihm  sofort  zu  Hülfe  ziehen  können ; und 


')  ann.  Bert.  873  (SS.  I,  496):  Carolus  hostem  denunciat  versus  Britanniam. 
ann.  Fuld.  810  (SS.  I.  354). 

J)  siehe  t.  B.  n.  1.  Vgl.  ferner  oben  p.  50. 

*)  eonv.  Car.  877,  c.  25,  p.  540:  Et  si  neputes  nostri  — contra  nus  insur- 
gerc  voluerint,  non  expectetur  nt  commemlemus  tidelibus  nostris  ut  nobit  oc- 
currant.  sed  — statini  — nobis  in  adiutorium  — veniant,  et  ad  hoc  onines 
semper  warniti  sint. 

i)  ann.  Bert.  867  (SS.  I,  474):  ITludovieus,  rex  Gertnaniae,  Hludovicum 
filium  suum  cum  Saxonibns  et  Torinpis  adversus  Abodritos  hostilitcr  dirigit; 
et  reliquum  populum  rejfiii  sui  paratuni  esse  praecipit,  quatenos  mox,  ut  ipse 
iusserit,  praeparati  movere  hostilitcr  possint. 
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im  Jahre  925  werden  auf  königlichen  Befehl  die  Rekruten  nach- 
träglich binnen  15  Tagen  ausgehoben®).  Es  möchte  hier  nun  noch 
die  Frage  aufzu werfen  sein,  ob  zwischen  Ansage  der  Heerfahrt 
und  Aufbruch  des  Heeres  vom  Sammelplatz  ein  stets  gleicher  gesetz- 
lich tixirter  Zeitraum  verflossen  sei.  Zur  Entscheidung  der  Frage 
genügen  die  im  Folgenden  beigebrachten  Fälle,  bei  denen  eine 
Berechnung  dieses  Zeitraums  möglich  ist. 

Nach  Einhards  Bericht7)  wird  im  Februar  821  auf  einer  Reiehs- 
versaramlung  zu  Aachen  eine  Heerfahrt  gegen  Liudewit  für  den 
kommenden  Sommer,  also  auf  mindestens  drei")  Monate  später,  be- 
schlossen. Im  Jahre  838  empfängt  Ludwig  in  Aachen  wohl  Anfang 
Februar®)  die  Kunde  vom  Abfall  der  Söhne10),  hält  darauf  ein 
consilium,  in  dem  jedenfalls  der  Kriegszug  gegen  sie  beschlossen 
wird,  zieht  nach  Worms,  feiert  dort  Ostern  und  Pfingsten  und  bricht 
nun  mit  dem  Heere  gegen  die  Söhne  auf.  Da  Pfingsten  in  diesem 
Jahre  auf  den  1.  Juni  fällt,  der  Kaiser  aber  noch  am  10.  Juni  eine 
Urkunde  in  Worms11)  ausstellt,  so  liegen  hier  zwischen  Ansage 
und  Aufbruch  ungefähr  vier  Monate.  Im  Jahre  858 1S)  beschliesst 
Ludwig  der  Deutsche  in  Frankfurt  die  Aufbietung  dreier  Heere. 
Dies  geschah  Ende  April  oder  Anfang  Mai,  und  die  Heere  sind 
dann  im  Juli  versammelt,  also  nach  2 bis  2 Monaten.  Karl  der 
Kahle  kündet  867 13)  ungefähr  Anfang  Juli14)  eine  Heerfahrt  an 


*)  Richer  I,  c.  49  (SS.  III):  edicto  regio  tirones  ex  eiteriori  Gallia  intra 
dies  lö  eollegit. 

’)  Einh.  ann.  831  (SS.  I,  207):  Conventus  mense  Felir.  Aquis  habitus 
— ac  tres  exercitus  ordinati,  qui  futnra  aestatc  perfidorum  ngros  — vastarent, 

*)  Vgl.  das  auf  das  Maifeld  zu  beziehende  tempore  aestivo  in  I n.  12. 

*)  Nach  Sickcl:  Regesten  I,  p.  180  No.  310  ist  er  am  20.  Jan.  noch  in 
der  Pfalz  Vern. 

I0)  ann.  Bert.  833  (SS.  I,  426). 

1 ')  Sickel  p.  181  No.  31fi. 

'*)  anu.  Fuld.  858  (SS.  I,  371):  Rege  — ante  dies  letaniaruin  (nach  der 
Note  von  Pertz  25  Apr.)  ad  condietum  locurn  (sc.  Cohlenz)  veniente.  (|ui  cum 
»e  vidisset  inlusum  esse,  reversus  in  Franconofurt  — decrevit  tres  exercitus  in 
diverses  regni  sui  terminos  esse  mittendos.  — Mense  autem  Julio  collectis  et 
ordinatis  exercitibus. 

IJ)  ann.  Bert.  867  (SS.  I,  474):  Et  generaliter  per  omne  regnum  suum 
hoste  dcnunciata  placitum  suum  Kalemlia  Augusti  — condixit.  populus  autem 
in  hostem  denuneiatam  interim  paratus  domi  resideat,  usque  quo,  si  — rex 
demandaverit,  8 Kal.  Sept.  Camutum  hostiliter  veniat. 

1 •)  Jedenfalls  zwischen  dem  20.  Mai  und  1.  August,  Nach  Hincmar  ist 
er  am  20.  Mai  in  palatio  Salmuntiaco,  dann  in  Attigny,  dann  in  Metz  (Böhmer 
regesta  Carolorum  Frankfurt  1833  p.  161)  und  nun  folgt  die  obige  Stelle. 
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und  bestimmt,  dass  das  Heer  sich  am  25.  August  versammeln  solle, 
also  nach  circa  1'/,  bis  2 Monaten.  In  den  angeführten  Fällen 
schwankt  demnach  die  Zwischenzeit  zwischen  l1 11/*  und  4 Monaten, 
woraus  wohl  erhellt,  dass  hier  keine  gesetzlich  fixirte  Frist  gegol- 
ten, sondern  der  König  je  nach  den  Umständen  dieselbe  im  ein- 
zelnen Falle  bemessen  hat  Dieser  Satz  wird  noch  deutlicher  da- 
durch bewiesen,  dass  das  Heer  zuweilen  nach  alter  Weise  noch  ohne 
Verzug  aus  dem  versammelten  Volk  hervorging,  Volksversammlung 
und  Heervcrsammlung  also  identisch  waren. 

Nach  dem  Bericht  des  Astronom ,s)  versammelt  sich  819  das 
Volk  zu  Ingelheim  und  empfängt  dann  dort  als  Heer  die  Boten, 
welche  in  der  Angelegenheit  des  Liudewitus  ausgesandt  waren;  kurz 
darauf1®)  versammelt  der  Kaiser  wieder  das  Volk  zu  Aachen  und 
gewährt  dann  dem  Kroatenfürsten  Borna  sofort  ein  grösseres  Hiilfs- 
heer.  Am  bezeichnendsten  aber  ist  eine  andere  Stelle  derselben 
Quelle  ,7).  Im  Jahre  832  sagt  der  Kaiser  ein  placitutn  nach  Mainz 
an;  dahin  strömt  alles  „Volk“  zusammen,  der  Kaiser  aber  über- 
schreitet schon  am  folgenden  Tage  mit  einem  starken  „Heere“  von 
Franken  und  Sachsen  den  Rhein  und  Main18).  — 

Auf  die  organisatorischen  Einrichtungen  im  Kriegswesen  über- 
gehend, ist  zunächst  ein  Punkt  erwähnenswerth , aus  dem  zugleich 
auf  die  gesammte  wirtschaftliche  Entwickelung  ein  Streiflicht  fällt, 
nämlich  die  Bestimmungen  über  die  Verproviantirung.  Dass  bei 
den  Feldzügen  auch  zur  Bestreitung  des  Unterhaltes  geraubt  und 
geplündert  wurde,  und  zwar  mit  Alles  vernichtender  Grausamkeit, 
ist  nur  zu  bekannt  '*);  indessen  ist  diese  Art  der  Verproviantirung 
für  uns  gleichgültig,  es  kommt  auf  die  gesetzliche  Regelung  der- 
selben an.  Im  Einzelnen  mm  alle  Leistungen  für  das  Heer,  das 


1 s)  vita  Hlud.  c.  32  (SS.  II,  p.  624):  in  Hengelimheiin  palatio  populus  eins 
convenit  ml  eum.  Ibidemque  exercitus  nuntios  recepit. 

'•)  a.  a.  0.  c.  33,  p.  625:  imperatar  co&dunari  populi  feeit  frequent iam. 
Quo  tempore  Borna  — magna«  ab  imperatore  suscepit  adiutorii  copias. 

11 ) a.  a.  O.  832  p.  425:  Imperator  cum  Maguntiam  venit,  ubi  et  ad  placi- 
tum,  quod  ei«  constituer&t , omnis  populus  occurrit,  mox  in  crastinum  cum  va- 
lida  Francorum  et  Saxonum  manu  Reno  et  Moin  tiuminibus  transitis. 

'*)  Dem  entsprechend  gebrauchen  auch  die  Quellen  häutig  noch  populus 
und  exercitus  als  identisch,  z.  B.  ann.  Boret.  830  (SS.  I,  423),  833  p.  426,  841 
p.  437.  Am  längsten  hielt  sich  dies  Verhält niss  bei  den  Sachsen,  doch  muss 
deren  Betrachtung  hier  ausgeschlossen  bleiben. 

'*)  ann.  Fuld.  875  (SS.  I.  389):  Exercitus  — versus  ad  praedam  cuncta, 
«juae  invenit r diripuit  atque  vastavit. 
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hostilitium  und  carnaticum,  zu  betrachten,  würde  zu  weit  führen  ®°), 
wirtschaftlich  am  wichtigsten  ist  das  Folgende.  Es  ist  bekannt, 
dass  unter  Karl  dem  Grossen  **)  die  Mitglieder  des  Heeres  selbst 
für  Kleidung  und  Proviant,  wenigstens  auf  bestimmte  Zeit,  zu  sor- 
gen hatten.  Ludwig  II.**)  hält  auch  diese  Bestimmung  fest,  indem 
er  Kleidung  auf  ein  Jahr  und  Lebensmittel  bis  zur  nächsten  Ernte 
fordert;  dann  aber**)  verbietet  er  jeden  Raub  bei  Strafe  von  drei- 
fachem Ersatz  und  der  armiscara  für  Freie,  d.  h.  der  Strafe,  einen 
Sattel  am  Nacken  zu  tragen,  von  Schlägen  und  Haarscheerung  für 
Unfreie,  und  bestimmt  zugleich,  dass  die  Lebensrnittel  von  den  Um- 
wohnenden gekauft  werden  sollen,  und  zwar  so,  dass  diesen  ver- 
boten wird,  an  das  Heer  theurer  als  an  ihre  Nachbarn  zu  verkau- 
fen. Derselbe  Grundsatz  leuchtet  aus  der  Erzählung  der  Annalen 
von  Fulda*4)  hervor,  nach  dem  das  nach  dem  Tode  Ludwigs  des 
Stammlers  in  Frankreich  einrückende  Heer  Ludwigs  des  Jüngern 
erst  da  sich  zum  Requiriren  gewandt  habe,  als  die  Einwohner  ihm 
die  Lebensmittel  für  einen  gebührenden  Preis  nicht  hätten  verkau- 
fen wollen.  Diese  Verordnungen  stimmen  sehr  gut  zu  den  oben  *s) 
angegebenen  Gesetzen  über  den  Unterhalt  der  zu  Hof  Reisenden; 
und  entspringen  aus  dem  schon  öfter  erkannten  wirtschaftlichen 
Princip  der  Leistung  und  Gegenleistung. 

Nur  vorübergehend  und  ohne  näheres  Eingehen  auf  jede  ein- 
zelne Stelle  sollen  hier  noch  einige  bei  dem  Heerwesen  vorkom  inende 
Beamte  erwähnt  werden.  Es  ist  bekannt,  dass  die  von  Karl  dem 
Grossen  aufgehobenen  Stainmeshcrzogthümor  gegen  den  Schluss  un- 


*•)  Vgl.  darüber  Guerard  polyptique  I,  $ 360.  361.  W’aiU  V.  G.  IV,  524 
ff.  und  die  Gütcrverzeiehnisse  der  Zeit.  Futter  fiir  die  Pferde  wurde  von  den 
Aeckern  genommen.  Einh.  ann.  820  (SS.  I,  206)  ann.  Fuld.  876  (SS.  I,  390). 

Jl)  Waitz,  V.  G.  IV,  465. 

»*)  cap.  8(56,  c.  9,  p.  605:  Vestimenta  autem  babeat  ad  annum  nmim,  vic- 
tualia  vero,  quousque  uovum  fructum  ipsa  patria  habere  poterit. 

» J)  a.  a.  O.  e.  10:  Quieunque  caballum,  bovem,  friskingas.  veates,  irra» 
vcl  alia  mobilia  tollere  ausus  fucrit,  triplici  lege  oomponat;  et  liberum  armis- 
eara,  id  est  sella  ad  suum  ilorsum,  ante  nos  a suis  aenioribus  dirigatur  et  usque 
ad  nostram  indulgentiam  sustineat.  Servi  vero  tlagellentur  et  tundantur  et 
illorum  domini.  quae  ipsi  tulerunt,  restituant.  c.  11 : Et  hoc  constituimus  ut 
ex  utraque  partc  iustitia  servetur.  Videlicct  noatri.  sicut  circaviciui,  quae  neces- 
aaria  aunt,  emenda.  Vicini  autem  nullatenua  carius  quam  suis  circavicinis  vendere 
praesumant.  Vgl.  auch  eonv.  Tie.  855,  c.  ö,  p.  433. 

»•)  879  (SS.  I,  392):  Exercitus  — quoniam  a civibua  illis  sibi  victui  ne- 
cesaaria  iuato  procio  emere  non  potuiaaet,  versus  CBt  ad  praedam. 

,s)  siche  p.  19,  20. 
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serer  Periode  wieder  antingen  in’s  Leben  zu  treten*®).  Wo  Herzöge 
vorhanden  sind,  erscheinen  sie  dann  als  Führer  der  einzelnen 
Stämme,  welche  auch  vorher  trotz  Aufhebung  der  Stammesherzog- 
thümer  zusammen  aufgeboten  waren  und  gemeinsame  Anführer  unter 
dem  Namen  duccs  — natürlich  nicht  in  der  Bedeutung  Herzögc  — 
gehabt  hatten*7):  wichtiger  wird  die  Herzogswürde  natürlich  erst 
in  späterer  Zeit  **).  Ueber  die  Grafen  und  Senioren  als  Heerführer 
ist  schon  genügend  gehandelt;  daneben  findet  sich  ein  princeps  mi- 
litiae**),  welcher  einmal8“)  die  Kerntruppen  bei  sich  hat,  dessen 
Gesammtfunktionen  aber  nicht  genau  abzugrenzen  sind.  In  Italien 
wird  häufig  der  gastaldus,  gastaldcus,  gastaldio  genannt.  Er  ist 
unter  dem  Grafen  bei  der  Aushebung  thätig81),  an  einer  Stelle  ist 
er  auch  vicecomes 8*),  doch  rangirt  er  unter  dem  Schultheissen 8S). 
Keine  bestimmten  Beamten  sind  wohl  unter  den  bei  Erchempcrt84) 
vorkommenden  magistri  militum  und  praeceptores  pedestrcs  zu  ver- 
stehen; dies  scheint  allgemein  Anführer  von  Reiterei  und  Fussvolk 
übersetzt  werden  zu  müssen.  Einmal88)  wird  ein  guntfanonarius, 

*•)  Waitz,  V.  G.  VII,  96.  Dümmler:  Ostfränk.  Reich  II,  560,  632. 

»’)  Waitz,  V.  G.  HI,  310.  Dümmler  a.  a.  0. 

”)  Waitz,  V.  G.  VHI,  176. 

’*)  z.  B.  arm.  Fulü.  866  (SS.  I,  379):  Heinricum  principem  militiac. 

*•)  a.  a.  0.  880,  p.  394:  principe  inilitiae — qui  robur  excrcitu»  secumtenuit. 

*')  const.  866,  c.  1,  p.  604:  aut  comes  aut.  gastaldus  vel  ministri  corum 
ullum  excusatum  habeant. 

*’)  Historiae  patriae  Honumcnta  XIII  (cocl.  dipl.  Langobardiac)  p.  341, 
No.  207:  Waldericus  gastaldus  et  vicccomis. 

*J)  a.  a.  O.  p.  431,  No.  266:  sive  aint  pracsules,  sive  duces,  sive  comites, 
sivo  sculdassione«,  sive  gastaldiones ; ebenso  p.  811,  No.  468.  Ausserdem  tritt 
er  als  Privatsecretär  der  Kaiserinnen  auf,  für  die  er  Rechtsgeschäfte  abschlicsst 
(a.  a.  0.  p.  460,  No.  273:  Martino,  gastaldco  domne  Anchclberge  — relicta 
quondam  Hludowici  imperatoris  nimmt  für  diese  eine  Gütertradition  vor.  Vgl. 
p.  561,  No.  334,  p.  653,  No.  329)  und  erscheint  in  manchen  anderen  Stellungen, 
überall  als  höherer  Beamter,  (cod.  dipl.  Lang.  p.  536,  No.  319,  gastaldio  de 
curte  nostra.  Ed.  Roth.  876,  LL.  IV,  87:  gastaldius  — post  susceptas  aut 
commissas  ad  gobemandum  curtca  regis  et  causas  regis.  Vgl.  cod.  dipl.  Lang. 

р.  223,  No.  126.  Als  Haupt  einer  Stadt  Erhemp.  hist.  Lang.  e.  38  (SS.  rer. 
Lang.  p.  249)  c.  66,  p.  260,  c.  69,  p.  261).  lieber  die  älteren  Beamten  dieses 
Namens  handelt  Pabst:  Geschichte  des  langobardischen  Herzogthums  in  For- 
schungen zur  deutschen  Geschichte  U,  p.  442,  469,  482. 

**)  hist.  Lang.  c.  8,  27  , 39,  44  (SS.  rer.  Lang.  237  , 244  , 249  , 261)  und 

с.  61,  p.  269. 

,s)  cap.  865,  c.  13,  p.  602:  episcopus  vel  abbas  scu  abbatissa  — homines 
illuc  transmiserit  cum  guntfanonario,  qui  sc  suis  paribus  cum  missis  nostris 
rationem  habeat. 
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oin  Bannerträger,  als  Mittelsperson  zwischen  den  zur  Landfolge  auf- 
gebotenen Vassallen  und  den  königlichen  misBis  erwähnt,  der  aber 
selbst  Vassall  eines  Grossen  ist.  — Sonst  hatte  jede  Heeresabtheilung 
ein  signura  oder  vexillum,  was  daraus  erhellt,  dass  häutig  von  einem 
Erheben  der  signa  oder  vexilla  gesprochen  wird , wenn  das  Heer 
zum  Marsch  oder  Kampf  aufbrieht  *•).  Aber  auch  das  ganze  Heer 
hatte  ein  signutn  oder  vexillum  regium,  welches  gleichsam  die  Per- 
son des  Königs  vertrat®7).  Die  Fahnenträger,  signiferi,  waren  im 
Heere  sehr  angesehen:  876  wird  das  Heer  durch  den  Fall  der 
signiferi  zur  Flucht  gebracht88).  Besonders  war  es  ein  Ehrenamt, 
des  Königs  Fahne  zu  tragen:  876  trägt  sie  ein  Graf8®),  801  der 

König  selbst40),  und  Richer41)  erzählt  die  Ernennung  Ingos  zum 
königlichen  Bannerträger  durch  König  Odo,  aus  der  das  Ansehn 
dieses  Amtes  am  klarsten  hervorgeht.  Nur  weil  kein  Adliger 4i) 
unverwundet  war,  wurde  durch  besondere  Gunst  des  Königs  und 
der  Grossen  Ingo  trotz  mangelnder  Ahnen  aus  Noth  zum  signifer 
erkoren.  — 

Wichtiger,  als  die  betrachteten  Einzelheiten,  ist  die  Frage  nach 
der  Rüstung  des  Heeres,  da  an  diesem  Punkte  sieh  im  Laufe  un- 
serer Periode  eine  einflussreiche  Aenderung  vollzieht. 

Waitz48)  hat  der  älteren  Ansicht  entgegen  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Heere  der  ersten  Karolinger  schon  grösstentheils  aus  Rei- 
terei bestanden  hätten.  Wir  entnehmen  hieraus,  dass  die  Reiterei 
in  den  Heeren  Karls  des  Grossen  schon  zahlreich  gewesen  ist,  ohne 
im  Einzelnen  zu  erörtern,  wie  sich  ihre  Zahl  zu  der  des  auch  vor- 


>*)  ann.  Bert.  876  (SS.  I,  501'):  levatis  vexillis,  ebenso  Regin.  891  (SS.  1, 
603).  Richter  1,  46:  signis  infeati«,  und  öttcr. 

17)  Regin.  876,  p.  589:  regium  vexillum. 

>»)  ann.  Fuld.  876  (SS.  I.  390):  Franci  — signiferi«  Karoli  occisis  cetcros 
fugere  eompulerunt. 

**)  Reg  in.  876  (SS.  I.  589):  Reginarius  comcs,  qui  regium  vexillum  fercliat. 

•")  ann.  Fuld.  891,  p.  408:  me  — signa  manu  praeferentem  soquimini  sagt 
Arnulf  vor  der  Schlacht  von  Löwen. 

»')  I,  9 (SS.  111):  cum  agitaretur,  ijuia  regium  signum  eflerret,  oo  quod 
in  tanta  nobilium  manu  nullus  «ine  vulnere  videbatur  — e inedio  omnium  Ingo 
jirosilit  ac  militatum  »ese  offeren»  — dixit:  Ego  ex  mediocribu«  regis  ngaso, 
si  maiorum  honori  non  derogatur,  «ignum  regium  per  hoitium  aoies  ctt'e- 
ram.  — Ad  haec  Odo  rex:  Mostro,  inquit,  dono  ac  principum  voluntate  sign i- 
fer  esto. 

'»)  Vgl.  auch  ann.  Fuld.  844  (SS.  1,  364):  Rhabean  — signifer  cum  «iiis 
multi«  ex  nobilibus. 

•>)  V.  0.  IV,  458. 
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handelten  Fussvolkes  gestellt  hat,  und  betrachten,  was  die  Quellen 
unserer  Periode  über  diesen  Punkt  sagen.  Einhard  berichtet  zum 
Jahre  820 41)  von  einem  Gottesgericht,  welches  zu  Ross  ausgefoch- 
ten  sei;  dazu  bemerkt  aber  der  Astronom45),  dass  dies  geschehen 
sei,  weil  beide  Kämpfer  Gothen  gewesen  seien;  ein  Beweis,  dass 
der  Ro.sskampf  bei  den  Gothen  in  Spanien  schon  sehr  ausgebildet 
war,  nicht  so  bei  den  Franken.  Nithard  dagegen  versteht  unter 
den  fränkischen  Heeren  meist  Reiterheere,  betrachtet  Ross  und  Waf- 
fen als  das  unentbehrlichste  Bedürfniss41’)  und  bemerkt,  sehr  charak- 
teristisch für  den  Gang  dieser  Entwickelung,  dass  Ludwig  der 
Deutsche  deu  grössten  Nachtheil  gehabt  durch  den  Mangel  an  Rei- 
terei47), während  er  Karls  Heer  als  beritten  einführt 4*).  So  lässt 
auch  Hincmar4”)  aus  der  Schlacht  von  Andernach  einige  mit  Hülfe 
ihrer  Pferde  das  nackte  Leben  retten;  Erchempert50)  aber  erzählt, 
dass  im  Jahre  886  die  Vertheidiger  von  Monto  Casino  beritten  ge- 
wesen seien,  doch  erwähnt  er  sofort  auch  einen  praeceptor  pedestris, 
woraus  erhellt,  dass  neben  der  Reiterei  ein  Fussheor  vorhanden  ge- 
wesen, wie  derselbe  Autor51)  ja  auch  das  Heer  von  Neapel  und 
Malti  in  Reiterei  und  Fussvolk  theilt.  Karl  der  Kahle  aber  rühmt 
sich  in  Italien52),  er  werde  gegen  Ludwig  den  Deutschen  ein  so 
grosses  Heer  Zusammenhängen,  dass  die  Rosse  das  Wasser  des 
Rheins  aussaufen  und  er  trocknen  Fusses  hinüberziehen  würde. 
Richer53)  erzählt,  König  Odo  habe  im  Jahre  892  die  milites  und 
pedites  von  Aquitanien  aufgeboten,  worauf  dann  10000  equites  und 
6000  pedites  zusammengekomracn  seien,  eine  Stelle,  welche  nicht 


4I)  Kinb.  ann.  820  (SS.  I,  206). 

* s)  vita  Hlud.  33  (SS.  II,  625):  • | u i u uterque  üothua  erat,  equestri  proelio. 
Vgl.  Simson:  Jahrbücher  des  Fränkischen  Reichs  unter  Ludwig  dem  Frommen. 
Leipzig  1874.  I,  154. 

*•)  Nitli.  II,  8 (SS.  II):  neque  — quiequam  absque  quod  corpore  gcrebant 
ct  absque  armis  et  equis  lmbebant.  Ebenso  c.  i).  Eingehender  über  die  hier- 
her gehörenden  Stellen  Nithard«  handelt  Meyer  von  Kronau:  lieber  Nithard» 
vier  Bücher  Historien.  Leipzig  1866.  p.  144  f.  Vgl.  ann.  Ved.  885  (SS.  I, 
522):  arma  et  equos. 

*')  a.  a.  0.  11,  10:  Lodhuvicu»  et  sui  — nmxime  equorum  inopia  attriti. 
••)  II,  6. 

*»)  ann.  Bert.  876  (SS.  I,  501). 

*•)  hist.  Lang.  c.  61  (SS.  rer.  Lang.  p.  259). 

*')  a.  a.  O.  c.  27,  p.  244. 

")  ann.  Fuld.  876  (SS.  I.  389). 

**)  I,  c.  7 (SS.  III):  (Odo)  congregari  precepit  milites  peditesque  — 
Quibus  collecti«  in  decein  milibus  cquitum,  peditum  vero  sex  milibus  erat. 
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so  sehr  durch  die  Zahlen,  die  vielleicht  nicht  genau  sind,  als  durch 
den  Sprachgebrauch , der  milites  völlig  gleich  equites  setzt,  das 
Uebergewicht  der  Reiterei  beweist.  Noch  bezeichnender  ist  wohl 
der  Sprachgebrauch  an  einer  andern  Stelle  Richers54),  wo  er  von 
einer  Sammlung  der  copiae  und  cohortes  spricht  und  die  so  Ver- 
einigten dann  einfach  als  equites  bezeichnet.  Konrad  von  Lothrin- 
gen hat  in  Hessen  eine  grosse  Schaar  Fussvolk  und  Reiterei  zu- 
sammen55), wobei  vielleicht  absichtlich  für  Deutschland  das  Fussvolk 
zuerst  genannt  wird;  und  Adelbert  vernichtet  in  der  folgenden 
Schlacht  (906)  eine  grosse  Anzahl,  zumeist  Fussvolk5*).  Flodoard 
aber  erzählt  zum  Jahre  92557),  dass  zwar  Fussvolk  im  Heere  vor- 
handen, der  grösste  Theil  des  Heeres  aber,  der  den  König  umgeben, 
beritten  gewesen  sei.  Diese  Stellen,  welche  leicht  vermehrt  werden 
könnten,  werden  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  in  unserer  Periode 
der  Rossdienst  das  Gewöhnliche  war5*),  dass  er  aber  am  frühsten 
im  Süden,  dann  in  Frankreich,  Lothringen  und  endlich  in  Deutsch- 
land durchgcbildet  ist.  So  ist  es  auch  erklärlich,  wenn  das  Herab- 
springen vom  Ross  schon  im  Jahre  881  als  Zeichen  von  Kühnheit 
gilt5*),  Arnulf  in  der  Schlacht  bei  Löwen  sich  erst  nach  längerem 
Schwanken  zum  Fusskampf  gegen  die  Normannen**’)  entschliesst 

**)  I,  28:  Du*  — copias  collegerat.  — Aderant  etiam  — quatuor  colior- 
tea.  — Sicque  totus  ducis  exercitus  in  40000  equitum  consistebat. 

“)  Regin.  906  (SS.  I,  611). 

*•)  a.  a.  O.:  Adalbertua  — innuineram  multitudinem,  maxime  peditum, 
gladio  prostravit. 

*>)  ann.  925  (SS.  III,  374):  ab  bis  — pedestri  pugna  certatum  — illi, 
qui  erant  cum  rege,  pars  acilicet  exercitus  maxima,  — neque  equis  desilire 
temptarent. 

5t)  Nicht  übergangen  werden  darf  ein  Capitular  Karls  des  Kahlen,  welches 
entweder  die  dienstpflichtigen  freien  Bauern  auf  die  Zahl  derer  beschränkt, 
welche  reich  genug  sind,  um  zu  Ross  zu  dienen,  oder  diese  doch  in  beson- 
deren Schutz  nimmt  und  dadurch  ihre  Wichtigkeit  beweist.  Es  lautet  (ed.  Pist. 
864,  c.  26.  p.  494):  Dt  pagenses  Franci  qui  caballos  habent  vel  habere  posaunt, 
cum  suis  comitibus  in  hostem  ]>ergant;  et  nullus  — talibus  Francis  suas  res 
aut  caballos  tollat,  ut  hostem  faccrc  — non  possint. 

*•)  ann.  Ved.  881  (SS.  I,  520):  nisi  rex  citius  equo  deseendens  — audaciam 
suis  douaret. 

*•)  Auch  bei  diesen  gewinnt  der  Kampf  zu  Ross  eine  immer  grössere 
Bedeutung.  Vgl.  dazu  ann.  Bert.  855  (SS.  I,  449):  pedestri  itiuere.  865  p.  469: 
pedestri  online,  ann.  Fuld.  881  (SS.  I,  394):  novem  milia  equitum.  Regin. 
881  (SS.  I.  592):  peditum  et  equitum  ann.  Ved.  883  (SS.  I,  521):  cum  equitibus 
et  peditibus  und  öfter.  Ferner  Adrcvald  miracula  S.  Bened.  IV,  17  (Acta 
SS.  Slart.  III,  312):  primo  pedites  quidem,  eo  quod  equitandi  peritia  deesset, 
deinde  equis  evecti  more  nostrorum  omnia  pervagantur. 
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und  seine  Franken  erst  dazu  ermuntern  muss,  da  sie,  wie  der  Autor 
ausdrücklich®1)  bemerkt,  nicht  gewohnt  waren,  zu  Fuss  zu  streiten. 
Die  so  immer  grösser  werdende  Beweglichkeit  der  Heere  bewirkte 
zunächst,  dass  die  anfangs  sehr  grossen  Traincolonnen  bald  anstatt 
von  Ochsen  von  Pferden  gezogen  wurden,  und  selbst  immer  geringer 
wurden.  Demnach  trat,  wie  sich  dies  besonders  aus  den  Güter- 
verzeichnissen ergiebt,  au  Stelle  der  Lieferung  von  Ochsen  pro 
hostilitio  die  von  Pferden.  Im  Einzelnen  hierauf  einzugehen,  würde 
zu  weit  fuhren®*);  eine  Stelle  wird  genügen,  den  Unterschied  zu 
kennzeichnen.  Die  Annalen  von  Fulda®*)  berichten:  pestilentia 
equorum  — cxcrevit,  ita  ut  totus  pene  exercitus  supellectilem  suam 
inconsueto  rnore  per  eellatos  more  equitum  boves  trahebant.  Hier 
ist  also  das  Gepäck  schon  so  gering  geworden,  dass  an  Stelle  der 
mit  Ochsen  bespannten  Wagen  Pferde,  die  an  den  Sätteln  Körbe 
hängen  haben,  zu  seiner  Beförderung  genügen. 

Neben  diesem  Gegensatz  zwischen  Reiterei  und  Fussvolk  deu- 
ten unsere  Quellen  an  einigen  Stellen  noch  einen  andern  Gegensatz 
in  der  Ausrüstung  an.  Die  hierher  zu  ziehenden  Stellen  sind  fol- 
gende: Regino®4)  erzählt,  dass  König  Lothar  im  Jahre  866  gegen 

den  abgefallenen  Abt  Hucbert  dreimal  ein  Heer  (exercitus)  aus- 
gesandt habe  und  oft  eine  geordnete  Schaar  Bewaffneter  (armati). 
Ebenso  berichtet  er®5),  dass  gegen  die  Normannen  eine  zahllose 
Schaar  Fussvolk  von  Aeckem  und  Höfen  zusammengekommen  sei, 
spricht  von  dieser  dann  sehr  verächtlich,  indem  er  sagt,  es  habe  ge- 
schienen, als  hätten  sie  kämpfen  wollen,  die  Normannen  aber  hätten 
sie  als  ignobile  vulgus  verachtet  und  hingeschlachtet. 

Das  Unterscheidende  dieser  beiden  Klassen  im  Heere  muss 
in  der  Art  der  Ausrüstung  gelegen  haben,  da  die  eine  durch 
die  Bezeichnung  „armati“  gekennzeichnet  wird.  Die  Rüstung 
der  Mannschaften  Karls  des  Grossen , ja  schon  der  alten  Ger- 

,I)  anu.  Fuld.  891  (SS.  I,  407):  non  donatur  facultas  equitibus  aggredi, 
oculis,  eogitntione , consilio  buc  illucque  pervagabatur,  quid  consilii  opus  sit, 
quia  Francis  pededemptim  eertare  inusitatem  est.  Vgl.  Regin.  891  (SS.  I,  603) 
Liudp.  Art.  I,  27  (SS.  III,  282). 

**)  Es  bandelt  darüber  Ouerard  polyptique  I,  661  ff.  Vgl.  NiUscb  Mi- 
nisterialität  und  Bürgerthum  p.  37  ff. 

••)  a.  896.  SS.  I,  411. 

**)  866  (SS.  I,  577):  Hlotarius  rex  semel,  iterum  atque  tertio  exereitum 
produxit,  frequenter  etiam  cum  duribus  armatorum  multitudinem  direxit. 

•*)  882,  p.  592:  innumera  multitudo  peditum  ex  agris  et  villis  in  unum 
agmen  conglobata  cos  quasi  pugnatura  aggreditur.  Sed  Nordmanni  cernentes 
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inanen®*)  bestand  nun  im  Wesentlichen  aus  Schild  und  Lanze*7). 
Diese  Waffen  blieben  zunächst  auch  in  unserer  Periode.  Das  Kloster 
St.  Julien  de  Brioudc  soll  nach  einer  Urkunde  von  825®*)  zu  keiner 
andern  Leistung  verbunden  sein,  als  zur  Lieferung  von  einem  Pferd 
nebst  Schild  und  Lanze,  das  Kloster  St.  Gallen  soll,  wie  die  übrigen 
Klöster,  zwei  Rosse  mit  zwei  Schilden  und  Lanzen  lieferu®*).  Auch 
die  Chroniken  der  Zeit  sprechen  häufig  von  diesen  Waffen.  Die 
Annalen  von  Fulda 70)  lassen  den  Gundaear,  den  Vassall  Karl- 
luanns,  sageu,  die  Heiligen  hielten  seinen  Schild  und  seine  Lanze, 
so  dass  er  nicht  mehr  kämpfen  könne;  und  erzählen71)  von  dem 
Geräusch  der  getroffenen  Schilde.  Hincmar  von  Rheims  ’3)  spricht 
von  Kaufleuten,  welche  dem  Heere  mit  Schilden  folgen,  und  Richer 7S) 
erwähnt,  dass  das  Fussvolk  Odos  mit  gefällten  Lanzen  auf  die 
Feinde  eingedruugen  sei.  — Zu  diesen  Rüststücken  trat  nun  der 
Panzer,  lorica  oder  Brünne  genannt,  hinzu,  der  im  Grunde  ja  nur 
eine  Weiterbildung  des  Schildes  ist,  und  ausserdem  der  Helm. 
Beide  Schutzwaffen  schlossen  aber  noch  nicht  unmittelbar  aneinander; 
denn  sonst  hätte  der  später  üblich  werdende  Panzer  nicht  zur  Un- 
terscheidung von  den  jetzt  aufkommenden  den  Namen  halsperga 
erhalten  können 74).  Die  Einführung  der  Brünne,  welche  dem 
Soldaten  einen  grossen  Vortheil  gewähren  musste  und  für  die  Zeit 
entschieden  als  ein  technischer  Fortschritt  zu  betrachten  ist,  begann 
schon  unter  Karl  dem  Grossen.  Dieser  erkannte  den  Werth  der- 
selben und  verfügte  ,s)  deshalb,  dass  der  Besitzer  von  12  Hufen  mit 


ignobile  vulgus  non  tantum  inerme  quantum  disciplina  militari  nudatum  — 
tanta  caede  prosternunt,  ut  bruta  aninialia,  non  homines  mactari  viderentur. 

**)  Tac.  ann.  II,  14.  Germ.  c.  6. 

*’)  cap. 813,  c.  9,  p.  188.  cap.  806,  p.  14ö.  apata,  semispatus,  arcus 
pharetrae  cum  sagittis  können  als  fiir  die  Weiterentwickelung,  auf  die  doch 
Alles  ankommt,  gleichgültig  hier  übergangen  werden. 

**)  Boug.  VT,  p.  547,  No.  135:  nisi  tantum  ad  partum  regis  annuatiin 
caballum  unum  cum  scuto  et  lancea  praesentassont. 

**)  UB.  v.  St.  Gallen  p.  53,  No.  434:  ut  annuatim  iude  dona  nostrae 
serenitati  veniant,  sicut  de  ccteris  monasteriis,  id  est  eabatli  duo  cum  seutis  et 
lanceis.  Vgl.  Ratpcrt  c.  8 (SS.  II,  69). 

*•)  869  (SS.  I,  381). 

»■)  894,  p.  409. 

’*)  ann.  Bert.  876  (SS.  I,  501). 

”)  I.  8 (SS.  III). 

’*)  Bidtzer : Kriegswesen  p.  54  fl'.  Lan  Harte:  Zur  Waffenkunde  des 
altern  deutschen  Mittelalters,  p.  33. 

' '•)  cap.  805,  c.  6,  p.  133.  cap.  811,  c.  10,  p.  173. 
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der  Brünne  angethan  zu  Felde  ziehen  solle,  käme  er  ohne  dieselbe, 
so  solle  er  Brünne  und  Lehn  verlieren;  habe  aber  ein  Kloster  mehr 
Brünnen,  als  es  für  seine  Mannen  brauche,  so  solle  der  Abt  diesel- 
ben den  königlichen  Beamten  zur  Verwendung  überlassen.  Es  er- 
hellt hieraus,  dass  die  Brünne  nicht  nur  in  militärischer  Beziehung, 
sondern  auch  im  Handel  sehr  werth voll  war,  da  nur  ein  Reicher 
in  Stande  war,  sich  dieselbe  zu  beschaffen.  Demgemäss  erliess  Karl, 
um  ihren  Preis  wo  möglich  herabzudrücken,  ein  Ausfuhrverbot  in 
Betreff  der  Brünnen  '*).  Dies  erneuerte  Karl  der  Kahle  im  Jahre 
864  ”),  verschärfte  aber  wegen  der  Normanneneinfälle  die  auf  Ueber- 
tretung  des  Verbots  gesetzte  Strafe  und  dehnte  es  auch  auf  Pferde 
aus:  als  Strafe  setzt  er  fest  Güterverlust  und  Tod  und  verfügt  so- 
gar eine  Prämie  für  die  Anzeige  der  Gesetzübertreter,  nämlich  ein 
Viertel  der  confiseirten  Güter.  Man  ersieht  hieraus  das  Streben, 
der  Staatsgewalt,  diese  verbesserte  Bewaffnung,  so  weit  als  irgend 
möglich,  ins  Heer  einzuführen.  Dem  entsprechend  erwähnen  denn 
auch  die  sonstigen  Quellen  der  Zeit  diese  Waffen.  Eine  italienische 
Urkunde  von  847  ’8)  erwähnt  die  Waffen,  Brünnen  und  Pferde  neben 
einander.  Nach  den  Annalen  von  Fulda'1®)  rüstet  sich  Ludwig 
der  Jüngere,  als  er  von  dem  beabsichtigten  Ueberfall  Karls  des 
Kahlen  hört,  mit  dem  Harnisch,  und  nach  der  Schlacht  von  An- 
dernach erbeutet  das  siegreiche  Heer  Ludwigs  neben  Gold,  Silber, 
Kleidern  auch  Waffen,  Harnische  und  Rosse80).  Richer91)  erzählt, 
König  Robert  sei  mit  einer  Lanze  verwundet,  welche  ihm  durch 
den  Aermel  seines  Panzers  in  die  Seite  gedrungen.  Weniger 
häufig  wird  der  Helm  erwähnt,  der  auch  wohl  erst  langsamer 
allgemein  zur  Anwendung  kam.  So  werden  z.  B.,  als  bei  dem 
üngarneinfall  von  924  die  Abtei  St.  Gallen  sich  zur  Abwehr  der 
Feinde  rüstet,  zwar  loricae,  nicht  aber  Helme  genannt9®).  Nach 


’■)  cap.  779,  c.  20,  j>.  38.  cap.  803,  c.  7,  j>.  116.  cap..  806,  c.  7,  p.  133. 
”)  eil.  Pint.  864,  c.  25,  p.  494:  ut  quicunque  — Nortmannis  — vel  pro 
redemptione  vel  pro  aliquo  pretio  bruniam  vel  quaccunque  arma  aut  caballum 
donaverit,  sicut  proditor  patriae  et  expositor  ebristianitatis  — sine  ulla  retractione 
vel  redemptione  de  vita  componat  und  vorher  ut  omnis  substantia  eorum  aufe- 
ratur  ab  eis,  dimidia  quidem  pars  partibus  pnlatii,  alia  vero  medietas  inter 
missos  regios  et  inventorem  dividatur. 

’*)  cod.  dipl.  Lang.  p.  278,  No.  272:  cum  annis  et  brumis  neenon  et 
cuballis. 

’•)  876  (SS.  I,  390). 

*•)  a.  a.  0. 

•')  I,  46  (SS.  III). 

•*)  Ekkeh.  cas.  s.  Galli  c.  s.  (SS.  II,  104). 

Baldamua,  Das  Heerwoacu  unter  d.  apML.  Karolingern.  5 
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Reginos8*)  Erzählung  aber  legt  Herzog  Robert  im  Kampf  gegen 
die  Normannen  wegen  grosser  Hitze  Helm  und  Panzer  ab  und  wird 
so  beim  plötzlichen  Angriff  der  Feinde  getödtet;  und  Liudprand81) 
berichtet,  wie  im  Ungarnkainpf  die  starken  Harnische  gespalten 
werden  und  die  Heime  von  den  Schwertschlägen  ertönen. 

So  mit  Lanze,  Schwert,  Schild,  Harnisch  und  Helm  — letztere 
beide  wohl  meist  aus  Leder  oder  Metall  — ausgerüstet  hat  man  sich 
die  zu  denken,  welche  in  der  obigen  Stelle  als  armati ss)  bezeichnet 
werden  und  in  dieser  Bewaffnung  die  Vorläufer  der  schweren  Ritter- 
heere sind.  Unter  dem  diesen  entgegenstehenden  exercitus  sind  dann 
die  zu  verstehen,  welche  die  neue  schwere  Rüstung,  Harnisch  und 
Helm,  noch  nicht  angenommen  hatten  und  wohl  ineist  auch  nicht  be- 
ritten waren.*®)  Dass  aber  der  mit  den  neuen  Waffen  Versehene 
einen  grossen  Vortheil  vor  dem  nicht  so  Geschützten  hatte,  ist  selbst- 
verständlich und  wird  auch  von  Regino  selbst  ausgesprochen.  *")  An- 
dererseits aber  erforderte  diese  bessere  Bewaffnung  wieder  grössere 
Ausgaben  von  den  in’s  Feld  Ziehenden,  und  deshalb  wird  man 
nach  dem  oben 8S)  Erörterten  auch  in  dieser  technischen  Weiter- 
bildung ein  neues  die  Entwickelung  des  vassallischen  Heeres  för- 
derndes Moment  erblicken,  freilich  auch  das  Lehna  wesen  als  zur 
technischen  Fortbildung  mitwirkend  anerkennon  müssen:  solche 
Entwickelungen  befördern  sich  eben  gegenseitig. 


•*)  chron.  867  (SS.  I,  578). 

••)  Antop.  II,  4 (SS.  III). 

'•)  siehe  n.  63.  Vgl.  noch  Nith.  II,  10  (SS.  II)  Lotharius  — armatus  cx- 
cessit,  Richer  I,  29  (SS.  III). 

**)  siehe  n.  64. 

*’)  siehe  n.  64.  So  versteht  auch  Richer,  wenn  er  (I,  44)  erzählt,  dass 
unter  10000  Hann  nullus  militiae  ineptus  gewesen  sei,  unter  dieser  kriegerischen 
Untüchtigkeit  jedenfalls  die  mangelhafte  Rüstung;  denn  dass  kein  Krüppel  im 
Heere  gewesen  sei,  wäre  doch  zu  wahrscheinlich,  um  gesagt  zu  werden. 

••)  cap.  II. 
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Die  Anfänge  der  späteren  Ministerialen. 


Die  Ritterheere  des  spätem  Mittelalters  setzten  sich  zusammen 
aus  Vassallen  und  Ministerialen.  Nachdem  also  die  Entwickelung 
zum  vassallitischen  Heere  dargelegt  ist,  bleibt  noch  die  Frage,  wo 
die  Anfänge  des  zweiten  Bestandtheils  der  späteren  Heere  zu  suchen 
sind,  eine  Frage,  deren  Erörterung  zuweilen  ein  Zurückgreifen  vor 
unsere  Periode  nöthig  machen  wird. 

Der  Name  ministerialis  findet  sich  zunächst  in  den  Volksrech- 
ten und  bezeichnet  hier  einen  unfreien  persönlichen  Diener’).  Ohne 
aber  diesen  Begriff  genau  fixiren  zu  können,  muss  doch  wenigstens 
bemerkt  werden,  dass  Fürth  denselben  zu  weit  zu  fassen  scheint: 
er  muss  auf  den  wirklich  persönlichen  Diener  beschränkt  werden. 
Fürth  rechnet  nach  einer  Stelle  der  lex  Salica  im  Herold’schen 
Text*)  zu  den  Ministerialen  den  Meier,  Truchsess,  Schenken,  Mar- 
schall, Rosselenker,  Eisenschmied,  Goldarbeiter,  Wagenschmied, 
Kellermeister  und  Schweinehirten,  weil  diese  Stelle  bei  Aufzählung 
dieser  Leute  hi'nzufligt:  vel  ministerinlem.  Gerade  aber  ein  solcher 
Ausdruck  scheint  den  zu  den  vorher  genannten  addirten  mini- 
sterialis jenen  eher  gegenüberzustellen,  als  sie  alle  als  genereller 
Begriff  zu  umfassen.  Eis  werden  hier  am  Hofe  nothwendige  Beamte 
und  Handwerker  aufgezählt  und  die  persönlichen  Diener  des  Herrn 
ihnen  rechtlich  gleich  gestellt.  Eine  feste  Terminologie  ergiebt  sich 
freilich  nicht,  wie  denn  auch  un  einer  andern  Stelle*)  dem  vassus 
ad  ministerium  nur  der  Eisenschmied,  Goldarbeiter,  Schweinehirt, 
Kellermeister  und  Rosselenker  an  die  Seite  gesetzt  werden,  und 

')  Waitz.  VerfasÄunffB^eschichte  TI,  171.  Fürth:  Die  Ministerialen,  p.  16  ff. 

*)  lex  »Sal.  (cd.  Kehrend.  Berlin  1874)  X.  Zu».  4*.  p.  14:  Si  quis  inaiorem, 
infestorem,  seantionem,  mariscalcum,  stratorem,  fabrum  ferrarium,  aurificem  uive 
earpentarium,  vinitorem  vel  porcarium  vel  miniaterialem  furaverit. 

3)  a.  a.  Ö.  XXXV,  6.  p.  44:  Si  quis  vasso  ad  ministerium  aut  fabrum 
ferariuin  vel  aurificc  aut  procario  vel  vinitorem  aut  stratorem  furaverit. 

5* 
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deshalb  wird  man  eben  mit  der  Bezeichnung  „persönlicher  Haus- 
diener“ zufrieden  sein  müssen.  Durch  die  Beziehung  zun»  König 
erhalten  diese  Hausdiener  und  ebenso  die  Hausdienerinnen  ein  höhe- 
res Ansehen,  als  die  übrigen  Unfreien;  was  sich  in  ihrem  Wergeid 
zeigt,  dessen  Summe,  zwar  nicht  in  allen  Volksrechten  gleichmässig, 
überall  aber  das  Wergeid  des  gewöhnlichen  Unfreien  übersteigt4). 
Diese  Ministerialen  lebten  als  persönliche  Diener  meist  im  Hofe  des 
Herrn 5),  doch  scheint  es  auch  auf  andern  Höfen,  wohl  den  Absteige- 
quartieren des  Herrn , solche  Ministerialen  •)  gegeben  zu  haben, 
welche  an  einer  Stelle ;)  als  Ministerialen  zweiter  Ordnung  und  doch 
diesen  Namen  führende  erscheinen,  aber  nur  das  halbe  Wergeid 
der  eigentlichen  Ministerialen  haben.  Diese  älteste  Ministerialität 
umfasst  also  unfreie  *)  persönliche  Diener  und  Dienerinnen,  vorzüg- 
lich die  im  Wohnsitz  des  Herrn. 

In  der  ersten  Karolingerzeit,  besonders  unter  Karl  dem  Grossen, 
erweiterte  sich  dieser  Begriff  bis  zur  Unfassbarkeit.  Er  bezeichnet 
hier,  wie  sattsam  bekannt  ist,  alle  möglichen  Staats-,  Hof-  und  Haus- 
beamte jedes  Standes,  deren  Aufzählung  hier  wohl  unterbleiben 


«)  a.  a.  O.  X.  Zus.  4,  ö.  XXXV,  6.  Ed.  Roth.  130,  131  (LL.  IV.  p.  30), 
376  (p.  87),  76  (p.  24).  Lex  Burg.  X,  1 (LL.  III,  p.  537).  Lex  Alam.  lib.  I, 
XXXIII  (LL.  III,  p.  55).  In  der  letzten  Stelle:  De  feminis  <jui  in  ministerio 
duci  sunt.  Si  illis  aliquid  contra  legem  factum  fuerit,  qui  hoc  fecerit,  omnia 
tripliciter  eaa  componat,  sicut  alias  Alamannorum  in  compositum  est  denkt 
Waitz  (V.  G.  II,  169  n.  4)  an  Freie:  Dies  ist  wohl  nicht  nöthig,  da  es  sich  doch 
blos  um  das  dreifache  Wergeid  des  Königsschutzes  handelt,  welcher  ja  auch 
das  Wergeid  des  Antrustio  verdreifachte  (Marculf  I,  18  bei  Roziere:  recueil 
des  formules  I,  p.  9,  N.  8),  und  nach  einigen  Texten  des  salischen  Volksrechtes 
sogar  die  Busse  für  den  Stier  (1.  Sal.  UI,  6,  Zus.  4)  und  das  Pferd  (XXXVIII, 
2,  Zus.  2)  erhöhte. 

*)  Ed.  Roth.  76  (LL.  IV  p.  24):  De  — servus  ministeriales.  De  illos 
vero  ministeriales  diximus  qui  docti  doinui  uutriti  aut  probati  sunt. 

*)  a.  a.  O.  enthalten  77  — 102  Bussansätze  fiir  Verletzungen  der  in  Toriger 
Note  erwähnten  Ministerialen,  dann  folgt  103  (p.  27):  De  servus  rusticanus  und 
nun  geben  104  — 128  Bussansätze  derselben  Verletzungen,  wenn  sie  diesen  Un- 
freien zugefügt  werden,  welche  meist  die  Hälfte  der  Bussätze  jener  Hausmini- 
sterialen betragen.  Offenbar  bilden  hier  illi  ministeriales  qui  domui  uutriti 
sunt  und  die  servi  rusticani  die  beiden  Unterabtheilungen  der  an  der  Spitz« 
des  ganzen  Gesetzesabschnittes  (n.  5)  genannten  servi  ministeriales. 

’)  a.  a.  O.  130,  p.  30:  Si  quis  servum  alienuni  ininistcrialem  occiserit 
probatum,  ut  supra,  aut  doctum,  componat  sol.  50  uud  im  Gegensatz  dazu  131 : 
Si  alio  vero  ministeriale  qui  secundus  ei  invenitur,  tarnen  nouien  ministerialem 
habet,  si  quis  occiderit,  componat  sol.  25.  Vgl.  das  in  voriger  Note  Bemerkt«. 
Nur  die  ancilla  regis  hat  stets  dasselbe  Wergeid  (a.  a.  O.  376  p.  87). 

■)  Der  Ausdruck  douiinicus  ist  wohl  ein  Ehrentitel.  Waitz.  V.  G.  II,  412. 
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kann®).  Von  einem  Stande  der  Ministerialen  kann  hier  nicht  die 
Bede  »ein,  wo  zu  ihnen  der  Graf  und  der  Zolleinnehnier  gehört; 
denn  da»»  alle  eben  ein  ministcrium  haben,  begründet  doch  noch 
keinen  Stand  im  eigentlichen  Sinne  de»  Worte». 

Auch  in  der  Periode  der  späteren  Karolinger  bleibt  die  Be- 
deutung de»  Worte»  mini«tcriali»  noch  dieselbe,  wie  Waitz ,#)  gegen 
Fürth11),  der  »chon  „bald  nach  dein  Tode  Karl»  de»  Grossen“ 
eine  Aenderung  in  der  Bedeutung  de»  Worte»  annimmt,  richtig 
hervorgehoben  hat.  — Al«  Resultat  ergiebt  »ich  also  zunächst  ein 
negative»,  nämlich  da»,  das»  in  diesen  Ministerialen  nicht  der  Ur- 
sprung der  späteren  Ministerialen  ohne  Weiteres  gesehen  werden 
kann,  sondern  dass  er  in  engerem  Rahmen  gesucht  werden  muss. 
Dieser  Versuch  ist  von  Nitzsch  dahin  gemacht,  dass  in  den  karo- 
lingischen scararii»  und  caballariis  die  späteren  Ministerialen  zu 
finden  »eien;  es  wird  deshalb  zunächst  darauf  ankommen,  die  Stel- 
lung dieser  Leute  zu  untersuchen. 

Der  Naine  scararii  ist  abgeleitet  von  scara,  und  wurde  davon 
auch  schon  in  jenen  Zeiten  selbst  abgeleitet,  wie  die  Stelle  des 
Urbare  von  Prüm13):  scaram  facit,  sicut  ceteri  scararii  unzweifel- 
haft beweist:  es  handelt  sich  also  zunächst  um  Feststellung  der  Be- 
deutung von  scara. 

Mit  Recht  hat  nun  Nitzsch18)  gegen  Fürth  eine  Bedeutung  des 
Wortes  scara,  in  der  es  mit  dem  Wald  in  Verbindung  steht  und 
die  Schur11)  bezeichnet,  von  vom  herein  bei  dieser  Betrachtung 
ausgeschlossen,  und  somit  bleibt  nur  die  Reihe  von  Stellen  zu  be- 
rücksichtigen, in  denen  da»  Wort  in  anderer  Bedeutung  vorkommt. 

Nitzsch15)  sowohl,  wie  Waitz18)  behaupten,  dass  scara  in  den 
karolingischen  Quellen  einfach  da»  Heer  bezeichne,  ohne  jedoch  die 
hierher  gehörenden  Quellenstellen  wirklich  beizubringen;  bei  Her- 

»)  Waitz.  V.  li.  III,  338,  344,  441,  451.  IV,  122,  292.  Fürth,  p.  24  ff. 

'•)  V.  G.  V,  295.  Vgl.  Guerard : polyptique  d’Irmin.  I,  tj  215,  p.  431. 

")  p.  39. 

ll)  Reg.  Prum.  II  (Beyer:  Urkundenbnch  zur  Geschichte  der  mittel- 
rheinischen  Territorien.  Coblenz  1860.  I,  p.  147). 

1 *)  Ministerialität  uml  Bürgerthum  p.  24. 

**)  Fürth  p.  222.  Zu  den  hier  angegebenen  Stellen  vergleiche  noch  cud. 
dipl.  Lang.  p.  706:  scarioi  II  und  die  Note  des  Herausgebers,  der  scara  durch 
silva  ad  incraasandum  porcoa  erklärt.  Fürth  p.  217  ff.  stellt  übrigen«  alle  ver- 
schiedenen Ansichten  über  scararii  zusammen. 

'»)  p.  27. 

•»)  V.  G.  IV.  515. 
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anziehung  derselben  wird  diese  Ansicht  etwas  moditicirt  werden 
müssen.  JJitzsch  weist  besonders  auf  die  Lorscher  Annalen  hin, 
und  in  der  That  sprechen  diese  am  meisten  für  eine  einfache  Gleich- 
sctzung  von  scara  und  exercitus.  Im  Jahre  766  l7)  schickt  Pippin 
nach  der  Unterwerfung  von  Aquitanien  Franken  dorthin,  um  es  zu 
halten,  und  legt  ebenso  zu  den  Biturigern  eine  fränkische  scara: 
Einhard  *8)  übersetzt  scara  hier  durch  praesidium.  Ebenso  von  Ein- 
hard wiedergegeben  erscheint  das  Wort  in  derselben  Quelle  zum 
Jahre  7761®),  wo  fränkische  scarae  in  die  im  Sachsenlande  angeleg- 
ten Castelle  zur  Behauptung  des  eroberten  Landes  gelegt  werden. 
Bei  beiden  Stellen  muss  besonders  festgehalten  werden,  dass  es  sich 
nicht  um  ein  Heer  im  Felde  zur  Unterwerfung  von  Feinden,  son- 
dern um  eine  Schutzmannschaft  zur  Wahrung  von  etwas  schon  Ge- 
wonnenem handelt.  In  andern  Fällen  scheint  die  Uebersetzung 
durch  Heer  geboten.  Karl  schickt  im  Jahre  774*")  nach  seiner 
Rückkehr  aus  Italien  vier  scarae  in  das  aufgeregte  Sachsenland,  von 
denen  drei  mit  den  Sachsen  ins  Gefecht  gerathen,  im  Jahre  778  *') 
ebenfalls  gegen  die  rebellischen  Sachsen  scaram  Franciscam,  ebenso 
im  Jahre  784*®)  seinen  Sohn  mit  einer  scara  nach  Westphalen  und 
785  *3)  von  der  Ernsburg  aus  häufig  scarae  nach  Sachsen  hinein : Ein- 
hard übersetzt  hier  meist  exercitus  oder  noch  allgemeiner.  Auf- 
schluss über  diese  Stellen  giebt  eine  Stelle  der  annales  Lauresha- 
menses*4),  in  der  es  heisst,  das  Jahr  803  habe  Karl  ohne  Feldzug 
hingebracht,  abgesehen  davon,  dass  er  seine  scarae  im  Umkreis  aus- 
gesandt habe,  wo  es  gerade  nöthig  gewesen  wäre.  Diese  Stelle 
gewährt  zwei  Resultate,  einmal  das,  dass  die  scarae,  und  zwar  als 

”)  ann.  Laar.  766  (SS.  I,  144):  Pippinus  — Francos  misit  Aquitaniam 
continendo,  siniiliter  ct  in  Biturigas  Franeorum  scaram  eonlocavit. 

“)  Eitih.  ann.  766  (SS.  I,  155):  deposito  — ibi  neenon  et  in  Bitdrica  ci- 
vitate  Francorum  praesidio. 

1 •)  ann.  Laur.  776  p.  156:  perfecta  supradicta  eastella  et  disposita  per 
Francos  (Francorum)  scaras  residentes  et  ipsa  custodientes.  Kinh.  ann.  p.  157: 
in  utroque  (castello)  non  modico  praesidio  relicto. 

*•)  a.  a.  O.  p.  152:  mittens  quatuor  scaras  in  Saxoniam,  tres  pugnam  cum 
Saxonibus  inicrunt.  Eiuh.  p.  153:  tripertitum  — misit  cxercitum. 

*')  a.  a.  O.  p.  158:  mittens  scaram  Franciscam,  ut  — festinaret  ad  resis- 
tendos  supradictos  Saxones.  Eiuh.  p.  159:  Francos  — misit 

,s)  a.  a.  O.  p.  166:  filium  suum  — dimisisset  una  cum  scara  contra  West- 
falaos.  Einh.  p.  167:  cum  parte  exercitus. 

sl)  a.  a.  O.  p.  166:  multotiens  scara  misit. 

**)  803  (SS.  I,  39  : sine  hoste  fecit  eodem  anno,  excepto  qtiod  scaras 
auas  trnnsmisit  in  circuitu,  ubi  neccsse  fuit. 
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„des  Königs“  auch  vorhanden  sind,  wenn  ein  wirkliches  Heer  nicht 
aufgeboten  ist,  und  zweitens  das,  dass  die  Aussendung  der  eearae 
dahin,  wo  cs  nöthig  ist,  nicht  eigentlich  als  Krieg  angesehen  wird. 
Damit  muss  eine  ähnliche  Stelle  der  annales  Guelferbytani  **)  ver- 
glichen werden,  nach  der  Karl  von  Regensburg  aus  „seine  scara“ 
aussendet,  wohin  es  nöthig  ist.  Ebenso  als  königliche  Sendschaar 
erscheint  die  scara  in  zwei  Stellen  der  Chronik  von  Moissac.  Ein- 
mal *•)  sendet  Karl  „seine  scarae“  aus,  um  ein  Volk  in  ein  anderes 
Gebiet  zu  verpflanzen,  und  ein  ander  Mal27)  schickt  er  sie  von 
Aachen  aus  in  die  Marken.  Karl  der  Kahle  **)  aber  sendet  eine 
scara  gegen  den  Bischof  Hincmar  von  Laon,  der  des  Landfriedens- 
bruches beschuldigt  auf  wiederholte  Ladungen  nicht  erschienen  war, 
um  ihn  nun  mit  Gewalt  vor  Gericht  zu  bringen.  — Bei  Betrachtung 
aller  dieser  Stellen  fällt  auf,  dass  diese  scarae  meist  zum  sofortigen 
Abmarsch  bereit  sind,  so  oft  sie  aber  auch  als  scarae  suae  vom 
König  ausgesandt  werden,  dieser  selbst  nie  mitzieht,  dass  sie  meist 
als  Schutzwache  im  jeweiligen  Nothfall,  ja  im  Polizeidienst,  ge- 
braucht werden,  kurz,  dass  sie  doch  nicht  so  recht  den  Charakter 
eines  ordentlichen  karolingischen  Heeres  tragen.  Dazu  kommen 
noch  wenn  auch  nur  wenige  Stellen,  in  denen  sie  dem  Heere 
geradezu  entgegengestellt  werden.  In  der  Theilungsurkunde  des 
Herzogthums  Benevent  vom  Jahre  851*®)  gesteht  Radelgis  dem 
Siginulf  das  Recht  zu,  mit  Heer  und  scara  durch  sein  Land  zu 
ziehen.  Und  sollte  diese  Entgegenstellung  noch  unsicher  erscheinen, 
so  ist  sie  ganz  sicher  in  einer  Urkunde  Lothars®0),  in  der  das  iter 
excrcitale  und  die  scarae  in  einer  Reihe  von  Leistungen  genannt 
werden,  welche  fünf  dem  Kloster  Murbach  geschenkte  Freie,  wie 


**)  793  (SS.  I,  45):  Karolus  resedit  in  Regancspuruc ; inde  transmisit 
scara  sua  ubi  neccsse  fuit. 

*•)  chron.  Moiss.  804  (SS  II,  257):  inde  misit  imperator  searas  suas  in 
Wimodia  — ut  illam  gentem  foras  patriam  transduccrcnt. 

*’)  a.  a.  0.  809,  p.  258:  Karolus  — sedit  apud  Aijuis  palatium  et  — misit 
searas  suas  ad  marchias. 

*•)  ami.  Bert.  869  (SS.  I,  480):  scaram  ex  quamplurimis  comitibus  regni  sui 
eonfectam  Laudunum  misit,  ut  ipsum  episcopum  ad  eum  violenter  porducercnt. 

»•)  div.  duc.  Benev.  851.  c.  3 (LL.  IV,  221):  et  vos  vestrumque  populum 
liceat  per  terram  meam  transire  contra  illos  hostiliter  et  cum  scara  ad  vindi- 
candum. 

>•)  Bouq.  VIII,  p.  366,  No.  2:  de  itinere  exercitali  seu  searas  vel  quam- 
cunque  partem  quis  ire  praesumat,  aut  mansionaticos  aut  mallum  custodire,  aut 
navigia  facerc  vel  alias  functiones  vel  freda  exactarc:  et  quidquid  ad  partem 
comitum  ac  iuniorum  corum  seu  successorum  exigere  poterat. 
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früher  dem  Staate,  so  jetzt  dem  Kloster  leisten  sollen31).  Unzweifel- 
haft aber  ist  der  Gegensatz  in  einem  Beschluss  der  Keichsversannn- 
lung  von  Quiercy  ausgesprochen.  Der  nach  Italien  aufbrechende 
Karl  fragt  seine  Grossen,  wie  es  gehalten  werden  solle  de  scaris 
ordinandis  und  in  dem  Fall,  dass  seine  Neffen  ihm  in  Italien  grosse 
Schwierigkeiten  bereiten  würden;  und  die  Grossen  antworten83),  dass 
dann  der  König  bestimmen  solle,  wer  im  Reich  Zurückbleiben  und 
wer  ihm  nach  Italien  zu  Hülfe  ziehen  solle.  Hier  bleiben  also  im 
Gegensatz  zum  Heere,  welches  ausrückt,  die  scarae  gerade  im  Lande 
zurück. 

Alle  angeführten  Stellen  sind  verständlich,  wenn  man  scara 
nicht  einfach  als  Heer  fasst,  sondern  darunter  eine  bewaffnete  Schutz- 
oder Polizeimannschaft  resp.  einen  solchen  Dienst  versteht.  Diese  be- 
waffnete Mannschaft  wird  zum  Schutz  des  Landes  zurückgelassen, 
dient  zur  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit  und. 
wird  von  dem  König  zu  dem  Zweck  dahin  gesandt,  wo  sie  gerade 
nöthig  ist.  Diese  Polizeimannschaft,  „die  Schaarwache“,  wurde  wohl 
zuerst  zur  Unterdrückung  von  Landfriedensbrechem 8S)  aufgeboten, 
ehe  man  zu  der  die  wirtschaftliche  Wohlfahrt  des  Landes  doch 
sicher  sehr  beeinträchtigenden  Aufbietung  des  Heeres  gegen  sie 
schritt.  Gerade  die  Verquickung  des  Polizei-  und  Heerwesens 
aber,  die  sich  uns  darin  zeigt,  dass  man  gegen  Landfriedensbrecher 
das  Heer  wie  gegen  auswärtige  Feinde  entbot,  machte  es  möglich, 
dass  diese  Polizeimannschaft  als  Theil  des  Heeres  angesehen  wurde, 
oder  besser  gesagt,  dass  man  die  Leistung  der  scara  nicht  von  der 
Leistung  der  Heerpflicht  trennte,  und  somit  an  einzelnen  Stellen 
scara  und  exercitus  als  völlig  gleichbedeutend  angewandt  wurde. 
So  an  den  folgenden.  Nach  der  Chronik  von  Moissac84)  sendet 

1 1 ) a.  a.  O. : ut  illud  quod  ad  partem  publicam  facere  consueverant,  ad 
praedietnm  monasterium  fecissent, 

*’)  conv.  Car.  877,  c.  7,  p.  538:  De  scaris  ordinandis  et  de  adiutorio,  si 
aliquis  de  uepotibus,  vestris  aut  inter  vias  aut  in  Italia  vobis  aliquod  impe- 
<limentum  l'acere  voluerit,  in  vestra  dispositione  crit,  qui  in  isto  regno  remane- 
ant  vel  qui  post  vos  in  vestrum  adiutoriuin  pergant. 

”)  Vgl.  n.  28.  Fernerdas  scara  ad'vindicandum  der  n.  29.  Vielleichtsind 
hierher  auch  die  strenui  viri  des  conv.  Car.  877,  c.  16,  p.  540  zu  ziehen,  die,  wie 
Karl  der  Kahle  seinem  Sohne  räth,  im  Fall  eines  plötzlichen  feindlichen  Ein- 
falls zuerst  entboten  werden  müssten.  (Vgl.  c.  III,  n.  83.) 

* * ) 812  (SS.  I,  30(1):  Misit  Karolus  — tres  scaras  ad  illos  Sclavos  — 
Uuus  exercitus  eius  — et  duo. 

,l)  ann.  Bert.  876  (SS.  I,  501):  Imperator  — dispositis  scaris  suis  nocte 
surrexit,  et  levatis  vexillis  — pervenit.  Ebenso  882,  p.  513:  scaram  hostilem 
— in  adiutorium  illorum  contra  Nortmannos  disposuit. 
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Karl  z.  B.  drei  scarae  gegen  die  Slaven,  und  von  ihnen  wird  dann 
einfach  als  cxercitibus  weiter  berichtet.  Ebenso  erzählt  Hincmar35), 
dass  Karl  der  Kahle  876  seine  scarac  geordnet,  die  Feldzeichen 
erhoben  und  nach  Andernach  gekommen  sei,  ein  Zug,  bei  dem  man 
sicher  an  ein  ordentliches  Heer  zu  denken  hat.  An  einer  andern 
Stelle3®)  spricht  derselbe  Autor  sogar  von  einer  scara  der  Nor- 
mannen, wie  Erchenipcrt  *’)  von  einer  solchen  der  Saracencn  redet. 

Hierher  muss  auch  ein  sicher  von  derselben  Wurzel  stam- 
mendes, meist  in  italienischen  Quellen  vorkommendes  Wort  scario 
gezogen  werden.  Aus  Deutschland  ist  mir  in  unserer  Periode  nur 
eine  Erwähnung  bekannt,  da  aber  bestätigt  sein  Auftreten  die  von 
uns  gegebene  Erklärung  der  scara.  Es3s)  lässt  nämlich  der  Bischof 
einen  bedeckten  Hauptes  in  der  Kirche  Stehenden  durch  einen 
Thürhüter  oder  scario  ergreifen.  Dieser  erscheint  also  hier  als 
Diener  der  öffentlichen  Ordnung,  als  Polizist;  und  diese  Grund- 
bedeutung hat  da«  Wort  „Scherge“11®)  bis  heute  behalten.  Dass 
indes«  das  Wort  scario  in  Deutschland  nicht  sehr  üblich  war,  zeigt 
schon  die  Erklärung  aus  altrömischen  Verhältnissen,  zu  der  sich  der 
Mönch  von  St.  Gallen  veranlasst  sicht.  Häufiger,  wie  gesagt,  wird 
er  in  italienischen  Quellen  genannt,  und  zwar  hier  in  höherer  Stel- 
lung, so  dass  Bluhme40)  das  Wort  durch  praefectus  scarae  erklärt. 
Jedenfalls  bestätigt  sich  auch  hier  die  für  das  Wort  scara  an- 
genommene Grundbedeutung,  denn  der  scario  erscheint  gleichsam 
als  Polizeipräfekt  einer  villa,  der  die  Ordnung  dort  aufrecht  zu  er- 
halten hat,  und  wird  als  solcher  häufig  bestimmter  als  hovescario 
(Hofpolizist)  bezeichnet.  Bei  Processen,  in  die  ein  königlicher 
Hof  verwickelt  ist,  soll  nach  einer  Verordnung  Aistulfs41),  falls 
auf  dem  königlichen  Hof  die  Leistung  eines  Eides  lastet,  bei 
wichtigem  Sachen  der  hovescario  schwören.  Ebenso  beschwören 


**)  a.  a.  O.  882,  p.  515:  Scara  — de  Nortmannis. 

”)  hist.  Sang.  c.  35  (SS.  rer.  Lang.  248):  super  Saracenorum  scaram  irruit. 

**)  Mon.  Laug,  gesta  Karoli  I,  18  (SS.  II,  738):  ad  hostiarium  vel  scari- 
onem  suum,  cuius  dignitatig  aut  ministerii  viri  apud  antiquos  Romani«  [edili- 
ciorum]  edituorum  nomine  eensebantur.  Vgl.  AVaitz  V.  G.  III,  420,  n.  2. 

*•)  Grimm:  Deutsche  Rcchtsalterthümer.  Göttingen  1854.  p.  768.  Graff: 
Althochdeutscher  Sprachschatz.  Berlin  1854.  VI,  p.  531. 

••).  LL.  IV,  677  sub  voce  scario. 

•')  Aist,  leges  a.  755.  20,  9 (LL.  IV,  203):  Si  quis  cum  curtc  regis  causam 
habucrit,  et  evenerit  ut  pars  curtis  regia  aacramcntum  deducere  debeat:  si  maior 
causa  fuerit,  per  sacramentum  ovesearioni  cum  aetnribus  tiniatur.  Hin  Glossator 
des  über  Papicnsis  erklärt  dat  Wort  mit  custodia  regis  (lib.  Pap.  11.  LL.  IV, 
.483). 
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die  scariones4*)  für  die  Mönche  von  Monte  Casino  den  Verlust 
ihrer  Habe;  jeder  jedenfalls  für  die  dem  Kloster  gehörende  villa, 
in  der  er  die  polizeiliche  Oberaufsicht  gehabt  hatte. 

Dieser  Schutz-  und  Polizeidienst,  in  dem  wir  die  Grundbedeu- 
tung der  scara  sehen  mussten,  war  eine  Leistung,  wie  der  Wach- 
dienst, Hülfe  beim  Brückenbau,  Kriegsdienst  und  manche  andere, 
und  so  entsprechen  dann  der  gegebenen  Erklärung  auch  einige  von 
Waitz  in  seiner  Kritik411)  des  Nitzsch’schen  Werkes  beigebraehtc 
Stellen.  In  der  einen44)  befreit  Karl  der  Grosse  von  der  scara  und 
stellt  sie  dem  Wachtdienst  zur  Seite,  in  der  andern44)  erscheint  sie 
neben  dem  Heerdienst,  in  der  dritten4®)  werden  Kaufleute  unter 
andern  Ijeistungen  auch  von  der  scara  befreit,  in  der  vierten  47)  er- 
scheint die  Befreiung  von  ihr  als  ein  Theil  der  Immunität.  Alle 
diese  Stellen  bieten  durchaus  keine  Schwierigkeit,  wenn  man  scara 
in  der  angegebenen  Bedeutung  nimmt:  es  handelt  sich  dann  eben 
um  eine  Befreiung  von  der  Schutzpflicht  der  öffentlichen  Sicherheit 
u.  dcrgl.,  gewährt  durch  besonderes  königliches  Privileg,  wie  ja 
der  König  auch  von  andern  Leistungen  entbinden  konnte. 

Hierbei  sind  noch  einige  ebenfalls  von  Waitz 48)  ohne  genügende 
Erklärung  beigebrachte  Stellen  zu  beachten.  Karl  befiehlt  im  Jahre 


•*)  Ereil,  hist.  Lang.  c.  78  (SS.  rer.  Lang.  263):  monachos  bcati  Benedicti 
pro  rebus  perditis  inrare  compulit,  quibus  ccssum  fuerat  — sacramcntum  per 
se  nulli  humini  danduin  nisi  pur  scariones.  Vgl.  chron.  Vultum.  Muratori 

SS.  I,  2,  p.  372:  nullus  audeat  abbates  vel  monachos  eiusdem  coeuobii  ad  iuran- 

dum  quacrere  — sed  per  scariones  — tinera  faciant.  Ebenso  kommt  er  vor 
Brunctti:  codicc  diplomatico  Toscano.  Firenze  1806.  I p.  442:  Preto  senex, 
scario  egia  de  curtc  qne  dicitur  Sexiano.  p.  554:  abiscario.  p.  567:  da  partc 
ecclesia  — Audaei  scario  et  da  parte  curtis  domni  regis  — Taupert  scario. 
Fumagelli:  uodice  diplomatico  sant’Ambrosiano.  Milano  1805.  p.  173,  X.  41: 
domnus  scario  beschwört,  dass  eine  villa  einen  bestimmten  Besitzstand  habe, 
p.  207,  X.  47:  bonus  actor  et  scario.  Memoire  del  ducato  di  Lucca.  V,  2,  p.  300: 
scario  vestro. 

•*)  Göttinger  geh  Anzeigen  1850.  Stück  173,  p.  1726. 

••)  cap.  811,  c.  2,  p.  173:  nec  de  wacta  nee  de  scara  nee  de  warda  — 

heribannum  oxactare  praesumat. 

'*)  siehe  n.  30. 

“)  Bouq.  VI,  649,  X.  31 : iubemus , ut  — neque  scaram  facere  neque  he- 
ribannum aut  alios  bannos  ab  eis  requirere  vel  exactare  praesumatis. 

,T)  Beyer.  MR.  UB.  I,  p.  33.  X.  28:  iubemus,  ut  neque  vos  — neque  ulla 
publica  iudiciaria  potestas  — in  villis  — ingredere  aut  freda  exigere  — nec 

scaras. 

«•)  V.  G.  IV,  516. 
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805 ,9)  seinen  Grossen,  zur  Rcichsversamnilung  mit  ihren  exearritis 
zu  kommen,  wenn  er  nicht  vorher  im  Kriegsfall  ein  Gesammtauf- 
gebot  fordern  würde.  Desgleichen  bestimmt  Ludwig  II. *°) , dass 
sie  nur  mit  den  scaritis  kommen  sollen,  wenn  nicht  ein  Feldzug 
mehr  Leute  erfordere.  Andererseits  aber  erscheinen  die  scariti  als 
Schutz niannschaft  der  Marken*1),  wie  schon  oben  die  scarae,  und 
schliesslich*3)  als  Untcrbcainte  der  Pfalzgrafen,  an  dessen  Stelle  sic 
eventuell  sogar  richten  sollen.  Eine  einheitliche  Erklärung  der  scariti 
ist  hier  nur  möglich  bei  Zugrundelegung  der  für  scara  angenom- 
menen Bedeutung:  die  als  Wächter  der  öffentlichen  Sicherheit  Ent- 
botenen schützen  ihren  Herrn  auf  Keisen,  die  Marken  gegen  Land- 
friedensbruch*5) und  dienen  der  Justizübung. 

Die  bisherigen  Erörterungen  aber  werden  erst  dann  ein  befrie- 
digendes Resultat  bieten,  wenn  die  Betrachtung  der  scararii  und 
des  scarain  faeere  der  Güterverzeichnisse,  besonders  des  Prümer, 
dieselbe  Grundbedeutung  ergeben  haben  wird.  Unter  den  Leistun- 
gen der  abhängigen  Leute  des  Klosters  Prüm  begegnet  nämlich  un- 
zählbar oft*4)  das  scaram  faeere,  und  für  die,  denen  diese  Leistung 
obliegt,  der  Namo  scararii.  Zur  Erklärung  dieser  Leistung  geht 
Nitzsch  aus  von  der  Deutung  des  Cäsarius  von  Haisterbach**): 
Scaram  faeere  est  domino  abbati,  quando  ipse  iusserit,  servire  et 
nuncium  eius  seu  litteras  ad  locum  sibi  determinatum  deferre.  Aus 
dem  ersten  Theil  dieser  Interpretation  ist  nichts  Bestimmtes  zu  ent- 
nehmen, der  zweite  weist  auf  Botendienste  hin,  welche  der  scararius 
dem  Herrn  zu  leisten  hat  Diese  Botendienste  sind  von  Nitzsch 
eingehend  behandelt,  und  deshalb  ist  diese  Erklärung  hier  zunächst 


*’)  cap.  805,  c.  2,  p.  130:  Ut  — cum  exearritis  hominibus  ad  nos  esse 
debeant,  ai  antea  iussio  nostra  ad  eos  non  pervencrit  pro  aliqua  necessitate. 

*<>)  conv.  Tic.  855,  c.  5,  p.  433:  ni  generalis  exigat  utilitas,  ut  cum  sca- 
ritis veniat. 

*')  cap.  Bai.  803,  c.9,  p.  127:  Ut  marca  nostra,  secundum  quod  ordinatum 
vel  scaritum  habemus,  custodiant. 

S1)  conv.  Car.  877,  c.  7,  p.  540:  Adalardus  comes  palatii  remaneat  — Et 
si  ipse  pro  aliqua  necessitate  defuerit  — vcl  unus  conmi  qui  cum  eo  scariti 
sunt,  causas  teneat. 

*')  Die  ordinati  in  n.  51  würden  vielleicht  auf  das  noch  neben  der  scara 
bestehende  Heer  als  praesidiuin  zu  beziehen  sein. 

5 ')  Viele  Stellen  werden  noch  im  Laufe  der  Darstellung  herbeigezogen 
werden,  ausser  diesen  vergleiche  noch  reg.  Prutn.  II  (Beyer:  MR.  UB.  I,  p.  147): 
scarain  facit,  sicut  ccteri  scararii.  VII,  p.  148:  est  ibi  scararius.  XXII,  p.  152; 
scararii  duo. 

**)  Reg.  Prum.  V note  (Beyer  I,  p.  147). 
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angeführt  mit  dem  Vorbehalt,  ihre  Richtigkeit  später  zu  prüfen.  — 
Wichtiger,  als  dieser  eventuelle  Botendienst,  ist  eine  von  Nitzsch  zu 
wenig  beachtete  Bedeutung  des  searam  faccre,  bei  der  unter  ihm 
die  Leitung  von  Gütertransporten  verstanden  wird.  Diese  Bedeu- 
tung ergiebt  sich  unzweideutig  aus  Stellen,  wie  folgende  *•) : searam 
facit  ad  vinum  dueendum,  d.  h.  also,  „er  leistet  die  Schaarwache 
(Schutzpflicht)  bei  Ueberführung  des  dem  Herrn  zu  liefernden 
Weines.“  Dieser  Stelle  gemäss  muss  nuch  in  zahlreichen  andern 
Stellen,  selbst  wenn  searam  facere  nicht  ausdrücklich  dabei  steht, 
das  ducere  der  Güterverzeichnisse  mit  „geleitend  beschützen“  über- 
setzt werden.  Alle  diese  Stellen,  in  denen  von  einem  ducere  be- 
bestimmter  Waaren  die  Rede  ist,  hier  beizubringen,  würde  zu  weit 
führen;  zur  Erhärtung  des  Gesagten  mag  es  genügen,  noch  einige 
zu  erwähnen,  in  denen  es  mit  der  scara  in  unmittelbaren  Zusam- 
menhang gebracht  wird.  Einmal*7)  heisst  es,  dass  zwei  Schaar- 
wächter fünf  Karren  Heu  geleiten  sollen,  und  dabei  ist  gerade  diese 
Geleitspflicht  die  sie  positiv  charakterisirendc  und  von  andern  unter- 
scheidende Leistung,  während  sie  sonst  nur  von  allerhand  Leistun- 
gen befreit  werden  und  nur  noch  die  Ernte  selbst  zu  besorgen  ha- 
ben. Aehnlich  wie  hier  sind  die  Bestimmungen  über  zwölf  scararii 
in  Walmcrsheim58),  wo  als  die  gemeinsame  Leistung  aller  neben 
der  Heuernte  die  Geleitung  des  Heus  erscheint.  Zu  bemerken  ist 
noch,  dass  zuweilen  Anfangsstation  *•)  oder  Endstation  *°)  des  searam 
facere  ausdrücklich  angegeben  wird,  und  dass  cs  zu  Fuss,  zu  Ross 
und  zu  Schiff  erfolgen  konnte*1).  In  eine  Art  Botendienst  geht 


*•)  benef.  fine.  reg.  desc.  form.  LL.  1,  p.  177.  Guerard:  polyptique  I. 
§ 423  lässt  die  scara  bestehen  ä porter  des  messages,  des  paqaets,  des  fardeaux ; 
ä conduirc  des  denrees,  escorter  un  convoi,  accompagner  quelqu’un,  faire  le* 
corvees,  enfin  executer  sur-le-champ  les  ordres  qui  leur  etaient  donnes.  Hass 
man  dieser  Erklärung  unzweifelhaft  Mangel  an  Präcision  vorwerfen,  so  ist  die- 
selbe andererseits  von  Nitzsch  wieder  zu  sehr  eingeschränkt. 

iT)  Reg.  Prum.  III  (Beyer  p.  147):  Sunt  ibi  scararii  duo,  qui  similiter 
serviunt,  nisi  quod  suales  nec  pullos  nec  ova  non  solvunt.  Lignarium  non  fa- 
ci[un]t  nec  wactas  neque  dies,  pauem  et  cervisam  non  faciunt,  De  prato  Mer- 
bahe  ducunt  de  feno  carras  V ibique  secant  una  die  altera  die  colligunt. 

•*)  a.  a.  0.  VI,  p.  148:  Sunt  ibi  scararii  XII.  — ümnes  enim  de  Rumers- 
heim  etc.  — fenum  secant,  colligunt  et  ducunt, 

**)  siehe  n.  57,  58. 

••)  a.  a.  0.  LV,  p.  175:  facit  scarum  ad  Prumiam,  ad  Aquisgrani,  ad 
Coloniam,  ad  Bunnam,  ad  s.  Goarein  sive  cum  eco  sive  cum  pedibus. 

*')  siehe  n.  60.  a.a.0:  LXVII,  p.  180:  Searam  pedestriam.  LXIX  sca- 
ram  cum  nave.  Vgl.  Guerard  II,  p.  802. 
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die»  scaram  facere  über,  wenn  **)  es  zu  Pferde  geleistet  wird,  und  der 
Reiter  nur  verpflichtet  ist,  so  viel,  z.  B.  an  Kleidungsstücken,  mit- 
zubringen,  als  das  Pferd  tragen  kann,  doch  ist  auch  dann  noch  das 
Geleiten  der  Wanren  die  Hauptsache®*).  Meist  liegen  den  scarariis 
noch  andere  Leistungen  ob*4),  zuweilen  jedoch  sind  sie  durch  die 
scara  von  andern  Diensten  befreit**). 

Die  oben  gegebene  Deutung  des  Wortes  scara  passt  also  auch 
für  die  scara  der  Güterverzeichnisse  sehr  gut.  In  jenen  Tagen,  wo 
die  Wege  so  unsicher  waren,  mussten  die  Geleitsmänner  **)  natürlich 
bewaffnet  sein,  und  die  Geleitspflicht  war  eine  polizeiliche  Schutz- 
pflicht. Damit  würde  denn  für  die  scara  der  Chroniken  und  die  der 
Güterverzeichnisse  eine  einheitliche  Grundbedeutung,  die  Waitz®1) 
leugnet,  gewonnen  sein. 

Diese  Schaarwache  kann  aber  vielleicht  nur  im  Staatsdienst  als 
stehend®*)  angenommen  werden,  sonst  war,  wie  gesagt,  die  scara 
eine  momentane  Leistung,  wie  unzählig  viele  andere;  falls  man  nicht 
etwa  in  denen,  die  nur*®)  scarain  faciunt,  eine  stehende  Polizeimann- 
schaft der  Privatbesitzungen  erblicken  will '”).  Verpflichtet  zu  die- 
ser Leistung  waren  meist  Unfreie  '•),  indess  galt  dieselbe,  wohl  wegen 
des  damit  verbundenen  Waffentragens,  als  höher,  wie  die  übrigen 
Dienste  der  Unfreien  ’*),  so  dass  man  sich  nicht  wundem  darf,  wenn 

•*)  a.  a.  O.  CXim,  p.  197:  scarain  fäcit  cum  suo  cakallo  ad  Prumiam 
et  portat  aut  VI  sarcilea  aut  VIII  camsiles  aut  VI  salmones. 

**)  a.  a.  Deliet  ad  proximum  mansionaticum  senioris  aut  cum  carro 
vel  cum  caballo  quicquid  ei  praecipitur  portarc. 

**)  a.  a.  0.  p.  IGO,  177,  179,  180,  183:  scaram  facit  et  omnia  opera  servilia. 

**)  a.  a.  O.  II,  V.  p.  147:  similiter  servire  debuissent  ut  superiures  et 
modu  scaram  faciunt.  VIII,  p.  149:  modo  scaram  facit. 

••)  Das  wactaa  facit  et  scaram  (a.  a.  O.  XXXII,  p.  161)  ist  durchaus  nicht 
Leistung  einer  Frau,  wie  Fürth  p.  225  annimmt:  so  grammatisch  richtig  ist 
das  registrum  nicht  geschrieben. 

«»)  V.  G.  IV,  616.  n.  2. 

**)  siehe  p.  117.  Auch  hier  wohl  nur  beschränkt,  wenigstens  scheint  die 
n.  28  erwähnte  Aussendung  der  scara  gegen  den  Bischof  von  Laon  ein  Auf- 
gebot der  dazu  Verpflichteten  vorauszusetzen. 

•*)  siehe  n.  65. 

’•)  Dafür  spricht  das  pleniter  scaram  facere,  welches  Reg.  Prum.  XXIII, 
p.  153  erwähnt  wird. 

’■)  a.  a.  O.  V,  p.  147:  mansa  servilia  V que  — scaram  faciunt.  Vgl.  n.  64. 

’*)  a.  a.  U.  XV,  p.  161:  ante  servilem  servicium  faciebat  et  modo  scaram 
facit  und  dazu  die  Note  des  Cäsarius  v.  Haisterbach:  Notandum  est,  quod  über 
presens  — sepius  — dicat  de  scarariis  — qui  magnam  liliertatem  habere  Be 
dicunt  et  satis  parvum  servitium  de  suis  feodis  se  debere  recognoscunt. 
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auch  Freie  sie  leisten:  im  Rcichsdienst  7‘)  scheint  das  Letztere  fast 
die  Regel  zu  sein. 

Nitzsch  7<),  der  ja  ohne  Grund  unter  scaram  facere  nur  Boten- 
dienste zu  Ross  sehen  will,  bringt  damit  das  equitat  quocunque  illi 
praecipitur  in  der  Beschreibung  der  königlichen  Fisci 74)  in  Ver- 
bindung, setzt  dafür  dann  caballicare,  zieht  die  caballarii  des  Auf- 
gebotes Karls  des  Grossen  an  den  Abt  Fulrad7®)  herbei,  identificirt 
so  scararii  und  caballarii,  sieht  in  diesen  lediglich  die  Begleiter  der 
Traincolonnen  und  macht  daraus  einen  besondern  Bes  tan  dt  heil  der 
karolingischen  Heere.  Waitz77)  bestreitet,  dass  der  Reiterdienst  in 
der  Beschreibung  der  Fisci  etwas  mit  der  scara  zu  thun  habe  und 
sieht  dann  in  den  caballarii  des  Aufgebotes  nicht  bloss  Trossknechte, 
sondern  leicht  bewaffnete  Berittene  überhaupt.  — Erkennt  man  nun, 
wie  Waitz7®)  thut,  an,  dass  mit  dem  scaram  facere  Botendienste 
gemeint  seien,  so  ist  nicht  recht  abzusehen,  wie  man  das  equitare, 
quocunque  praecipitur  davon  trennen  will,  denn  auch  dies  kann 
doch  nur  Botendienste  bezeichnen.  Will  man  also  die  Scheidung 
beider  Leistungen  aufrecht  erhalten , so  muss  man  die  oben 7®)  an- 
geführte Erklärung  des  scaram  facere,  welche  Cäsarius  giebt,  ver- 
werfen und  in  der  scara  nur  die  Geleitung  und  Beschützung  von 
Gütertransporten  sehen,  wobei  freilich  auch  die  Güter,  mit  denen 
die  Pferde  bepackt  werden,  eingeschlossen  wären.  Um  diese  Frage 
zu  erledigen,  sind  zunächst  noch  einige  Stellen  zu  erwähnen,  in 
denen  von  Botendiensten  die  Rede  ist.  Als  Leistung  erscheint  in 
den  Güter  Verzeichnissen  neben  equitare  häufig  solverc  de  caballo, 
facere  cum  caballo  oder  caballicare90),  Ausdrücke,  die  an  diesen 
Stellen  entschieden  auf  Botendienst  zu  beziehen  sind.  Ausserdem 


’*)  siehe  oben,  besonders  n.  30. 

'*)  Pag-  26. 

’*)  benef.  fisc.  reg.  descr.  form.  LL.  I,  177. 

»•)  enc.  806.  p.  146. 

")  G.  G.  A.  1859.  Stück  173.  p.  1727. 

’*)  V.  G.  IV,  22  n.  4. 

’*)  siehe  p.  124. 

*•)  polypt.  Irm.  IX,  146  (Guerard  II  p.  96):  facit  — cum  caballo  auo. 
147:  prosolvit  — de  caballo  suo.  Stat.  s.  Petri  Corb.  IV  (Guerard  II,  310): 
vcl.equitando  vel  aliud  servitium  faciemln.  fragm.  polypt.  Sitli.  7 (Guer.  II.  398): 
si  non  caballicat.  20  (p.  403):  cahallicat.  Als  das  älteste  Zeugniss  dieser  AH 
des  Dienstes  kann  vielleicht  der  servus  expeditionalis  der  lex  Burg.  X,  I (LL. 
III,  637)  angesehen  werden.  Vgl.  auch  die  Verleihung  einer  scuria  bei  Zeuss: 
Traditiones  Wirziburgenses  p.  227. 
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spricht  das  Polyptichon  von  St.  Remi  einmal81)  von  der  Leistung 
der  caballeritia  und  ein  ander  Mal8*)  von  dem  Aufbruch  zur  ani- 
hasciatura,  was  wohl  nicht  so  streng  von  einander  geschieden  wer- 
den darf,  wie  Waitz88)  es  thut.  Weiter  findet  sich  in  diesen  Quel- 
len der  Name  cnballarii 84)  und  wohl  auch  hierher  gehörend  veredarii 
oder  paraveredarii  8ft).  — Prücisirt  würde  nun  der  Gegensatz  zwischen 
scara  und  Botendienst  sein  in  einer  der  Bestimmungen  für  die  Abtei 
Corbie8*),  wo  die  Müller  von  dem  Dienst  mit  dem  Karren  und  dem 
zu  Boss  (Geleitspflicht  und  Botendienst)  befreit  werden  8;).  Obwohl 
nun  dieser  Botendienst  meist  von  Freien  oder  Colonen88)  geleistet 
wird,  während  zur  scara  im  Privatdienst  meist  Hörige 88)  verpflichtet 
waren,  und  man  auch  dies  für  eine  scharfe  Trennung  anführen 
könnte,  so  darf  man  dieselbe  doch  nur  als  theoretische  aussprechen. 
Wie  schon  bemerkt,  handelt  es  sich  hier  nicht  um  dauernde  Amts- 
pflichten, sondern  um  jeweilige  Leistungen.  Wie  man  nun  einen 
Unterschied  statuiren  muss  zwischen  Abgaben  in  Geld  und  Natural- 
lieferungen, dann  aber  finden  wird,  dass  derselbe  Zinspflichtige  bald 
Geld  zahlt,  bald  Getreide  etc.  liefert,  so  wird  man  auch  trotz  Cü- 
sarius  von  Hnisterbach  im  Princip  Botendienst  und  Schaarwache 
trennen  müssen,  praktisch  aber  wird  wohl  der  zur  Schaarwache 
Verpflichtete  auch  einmal  Botendienste  getlian  und  der,  dem  Boten- 
dienste oblagen,  auch  einmal  einen  Transport  geleitet  haben.  Jenen 
Namen:  scararii,  caballarii,  veredarii  u.  s.  w.  darf  eben  kein  grosser 
Werth  beigelegt  werden,  da  sie  nicht  besondere  Amts-  oder  Klassen- 


*')  polypt.  s.  Remigii  XXII,  7 (ed.  Guerard  p.  82)  facit  pro  eo  caballeritia. 

**)  a.  a.  0.  XXVTH,  48  (p.  104):  vadit  in  ambasciaturam  qua  parte  sibi 
iniungitur. 

■*)  G.  G.  A.  a.  a.  O.  p.  1728.  Vgl.  auch  Guerard:  polypt.  s.  Remigii. 
p.  XXXV. 

*•)  Polypt.  Sith.  an  vielen  Stellen  (Guerard  II,  397  ff.,  293  ff). 

*s)  Polypt.  Irm.  IX,  148  (Guerard  ü,  p.  96),  Waitz,  V.  G.  IV,  23.  Indessen 
könnte  man  diese  Ausdrücke  vielleicht  auch  auf  Pferdoliefcrungen  beziehen 
(siehe  n.  98). 

**)  »at.  s.  Petri  Corb.  VII  (Guerard  II,  313)  ut  ullum  alium  Bervitium  nec 
cum  carro  nec  cum  caballo  — laciat. 

**)  Indessen  ist  auch  dies  nicht  sicher,  weil  auch  von  einem  portare  cum 
caballo  (n.  63)  die  Rede  ist. 

*')  polypt.  s.  Remigii  XXII,  7 (ed.  Guerard  p.  82):  Hrotbertus  ingenuus 
teuet  mansum  ingenuilem  — facit  pro  eo  caballeritia.  XXVIH,  48  p.  104: 
Accolam  dimidiain  ingenuilem  tenet  Hunulfus  colonus  — vadit  in  ambasciaturam 
polypt.  Irm.  IX,  146,  147  (Guerard  II,  96)  und  öfter. 

■’)  siehe  p.  77. 
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namen  sind.  — Dieser  Gesichtspunkt  muss  auch  festgehalten  werden 
in  Bezug  auf  den  Kriegsdienst  der  caballnrii.  Dies  Wort  bezeichnet 
eben  nur  Reiter  und  ist  entnommen  aus  einer  augenblicklichen  Thätig- 
keit.  Aus  ihm  ergiebt  sich  also  durchaus  nicht,  dass  die  cahallarii 
der  Giiterverzeichnisse  und  die  des  karolingischen  Aufgebots  ®°)  die- 
selben sind:  unter  letzteren  sind  vielmehr  nicht  blos  Trossknechte, 
sondern  das  gewöhnliche  Aufgebot  zu  verstehen.  Nitzsch*1)  be- 
behauptet,  die  caballarii  würden  hier  den  hominibus,  dem  echten 
Aufgebot,  entgegengesetzt;  Waitz®*)  hat  schon  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  auch  sie  als  homines,  freilich  als  homines  hominum, 
als  Aftervassallen,  erscheinen,  welche  durch  die  Anwesenheit  ihres 
jedesmaligen  dominus,  eines  homo  des  Abtes,  vom  Uebelthun  ab- 
gehalten werden  sollen.  Ja,  man  könnte  sogar  behaupten,  dass  auch 
die  homines  des  Abtes  caballarii  genannt  werden,  denn  „der  Abt 
soll  mit  seinen  hominibus  so  gerüstet  kommen,  dass  jeder  caballarius 
einen  Schild  etc.  habe.“  Da  liegt  es  doch  am  nächsten,  die  homines 
und  caballarii  als  dieselben  zu  fassen,  ja  dies  wird  durch  das  itn-ut 
fast  gefordert.  Dass  aber  die  caballarii  nicht  bloss  Trossknechte, 
sondern  die  regelrecht  Entbotenen  sind,  beweist  am  besten  eine  Stelle 
Hincmars®*),  in  der  er  bei  einer  Klage  über  die  Zügellosigkeit  der 
Soldaten  die  caballarii  und  Trosskneehte  einander  gegenüberstellt. 
Waitz®4)  andererseits  möchte  in  ihnen  leichter  Bewaffnete  sehen: 
dagegen  steht  fest*5),  dass  die  im  Aufgebotsbrief  erwähnten  Waffen 
der  caballarii  die  gewöhnlichen  waren;  freilich  auch®*),  dass  die 
Bewaffnung  mit  der  Brünne  dem  Kaiser  Karl  sehr  erwünscht  war. 
Wenn  er  nun  auch  nicht  mehr  verlangen  konnte,  als  die  gewöhn- 
liche Bewaffnung,  so  ist  doch  anzunehmen,  dass  die  Reichen*7)  sich 

’•)  enc.  806,  p.  145:  praecipimus  tibi,  ut  pleniter  cum  hominibus  tuis 
bene  armatis  et  preparatis  — venire  debeas.  Ita  vero  preparatus  cum  homini- 
bus tuis  — venies  — ita  ut  unusquisque  caballarius  habest  scutum  et  lanceam 
et  spatam  et  semispatum,  arcum  et  pharetras  cum  sagittis.  — uniuseuiusquo 
vestri  homines  una  cum  carris  et  caballariis  suis  vadant,  et  sernper  cum  eis 
sint  usque  ad  locum  predictum,  quatinus  absencia  domini  locum  non  det  homini- 
bus eius  mala  faciendi. 

»')  p.  2G. 

»*)  O.  G.  A.  1859.  Stück  173,  p.  1727. 

**)  Hinein.:  de  coercendis  militum  rapinis  (opuscula  et  epistolae  cd.  Sir- 
mondi.  Lutetiae.  164ö,  II  No.  5,  p.  144):  per  villas,  in  quibus  non  soluin  homi- 
nes caballarii,  sed  etiam  ipsi  cocciones  rapinas  faciunt. 

»‘)  G.  G.  A.  a.  a.  O. 

•*)  siehe  p.  63. 

••)  siehe  p.  64. 

•’)  Wohl  die  Inhaber  von  12  Hufen  (siehe  IV,  n.  75). 
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auch  mit  der  Brünne  rüsteten.  Dass  dadurch  zunächst  die  hontines 
des  Abtes  schwerer  gerüstet  waren,  als  die  homines  dieser  homines, 
auf  die  Waitz  ja  die  Bezeichnung  caballarii  beschränkt,  ist  selbst- 
verständlich: nur  nicht  etwa  deshalb,  weil  sie  direkte  Vassailen 
des  Abtes  waren,  sondern  einzig  uud  allein,  weil  sie  Vermögen 
genug  besassen,  sich  eine  Brünne  zu  kaufen.  Von  einem  besondem 
„Bestandtheil  der  karolingischen  Heere“  kann  also  bei  den  Aus- 
drücken scararii  und  caballarii  in  keiner  Hinsicht,  weder  in  dem 
Sinne,  den  Nitzsch,  noch  in  dem,  welchen  Waitz  damit  verbindet, 
die  Rede  sein:  wenn  es  auch  Vorkommen  mochte,  dass  dieselben 
Leute  im  Felde  Soldaten,  im  Frieden  Schaarwächter  (Schutz-  und 
Geleitsmänner)  oder  Boten  waren  — denn  Bewaffnung  war  ja 
zu  allen  diesen  Leistungen  nöthig  — , so  beruhte  dies  nicht  auf 
einem  rechtlichen  Zusammenhang,  sondern  auf  zufälligem  Zusam- 
mentreffen '*). 

Da  es  sich  in  all  diesen  Verhältnissen  also  nicht  um  eine  be- 
stimmte Klasse  von  Leuten  handelt,  so  muss  die  Annahme,  als 
seien  die  scararii  oder  caballarii  die  rechtlichen  Vor- 


**)  Bei  der  aufgestollten  Ansicht  über  den  Werth  aller  jener  Namen  wird 
das  in  Bezug  auf  die  caballarii  der  fränkischen  Heere  gewonnene  Resultat  nicht 
l>eeinträchtigt,  wenn  es  polypt.  Sith.  c.  1 (Guerard  II,  p.  397)  heisst : villas  abs- 
que  his  quae  in  aliis  ininisteriis  erant  distributae,  vel  quae  militibus  et  caval- 
lariis  erant  beneficiatae : unter  letzteren  sind  hier,  wie  sonst  (n.  84)  in  dieser 
Quelle,  wohl  zu  Botendienst  Verpflichtete  zu  verstehen ; Waitz  (G.  G.  A.  1859. 
St.  174,  175,  p.  1729)  sieht  freilich  auch  darin  leichtbewaffnete  Reiter.  Wollte 
man  aber  hier  aus  der  Bezeichnung  ministerium  diesen  Botendienst  als  Amt  er- 
schliessen , so  müsste  man  auch  den  Dienst  eines  stehenden  Heeres  in  den  Kauf 
nehmen.  — Wenn  ferner  Nitzsch  (p.  26)  den  Satz  aus  der  Beschreibung  der 
Fisci  (LL.  I,  177):  Quando  in  hostem  non  pergunt,  equitat  quocunque  illi  prae- 
cipitur  hierher  zieht , um  dun  Botendienst  und  Kriegsdienst  in  rechtliche  Be- 
ziehung zu  bringen,  so  beruht  dies  auf  einer  falschen  Interpunction  von  Pertz: 
es  muss  offenbar  bezogen  werden : dant  inter  duos  in  hoste  bovein  I,  quando 
in  hostem  non  pergunt.  Equitat  quocunque  illi  praecipitur.  Vgl.  Guerard  II, 
p.  298.  — Die  von  Nitzsch  herbeigezogeuen  häufig  vorkommenden  Pferde- 
lieferungcn  brauchen  hier  nicht  berücksichtigt  zu  werdeu,  weil  darin  eben 
wieder  nur  eine  der  verschiedenen  Formen  der  Abgaben  gesehen  werden  muss, 
nicht  aber  an  eine  besonders  dazu  verpflichtete  Klasse  von  Leuten  zu  denken  ist. 
(Lex  Baiu.  XIII,  LL.  III.  279:  parafretos  donant  aut  ipsi  vadant  LL.  I,  177: 
scaram  facit,  parafredum  donat).  Dass  Boten  auf  längeren  Reisen  hier  uud  da 
frische  Pferde  finden  mussten,  ist  ja  selbstverständlich;  und  deshalb  kommt 
diese  Leistung  sehr  häufig  in  den  Güterverzeichnissen  vor.  Ebenso  war  solche 
Stellung  von  Pferden  im  Königsdienst  nöthig  (cap.  865,  c.  8,  p.  502.  W irtemb. 
UB.  I,  No.  136,  p.  160),  und  auch  von  dieser  Leistung,  wie  von  jeder  andern 
konnte  der  König  durch  Privileg  dispensiren  (cod.  dipl.  Laug.  No.  123,  p.  219). 
lieber  den  Reichshotendienst  siehe  Waitz,  V.  G.  IV,  33. 

Baldamus,  Dm  Heerwesen  unter  <L  spät.  Karolingern.  (j 
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ganger  der  spätem  ministerialcs  gewesen,  entschieden 
zurückgewiesen  werden.  Natürlich  bleibt  nach  unserer  ganzen 
Darstellung  möglich,  dass  die  spätem  Ministerialen  auch  Manches 
leisteten,  was  vorher  die  scararii  geleistet  hatten,  Geleitspflicht, 
Schutz  der  öffentlichen  Ordnung,  Botendienste,  nur  darf  man  nicht 
an  die  Fortsetzung  und  Entwickelung  einer  rechtlich  abgegrenzten 
Klasse,  eines  Standes  denken:  und  dies  gilt  trotz  der  von  Nitzsch**) 
beigebrachten  Urkunden  und  der  Noten  des  Cäsarius100),  in  denen 
ein  im  einzelnen  Falle  faktisches  Verhältniss  durch  Gleichsetzung 
von  scararii  und  ministerialcs  zum  rechtlichen  gestempelt  wird. 

Da  also  dieser  Versuch,  die  spätere  Ministerialität  an  die  scararii 
als  solche  anzukniipfcn,  als  inislungen  anzuschen  ist,  so  bleibt  die 
Frage,  ob  ein  anderes  Institut  in  unserer  Periode  zu  finden  ist, 
aus  dem  heraus  sich  die  Ministerialität  des  spätem  Mittelalters  ent- 
wickelt hat.  Oben101)  wurde  bemerkt,  dass  der  Name  Ministerial 
auch  in  der  späteren  Karolingerzeit  noch  Personen  der  verschieden- 
sten Stellung  bezeichne,  dass  er  sowohl  die  hohen  Staatsbeamten, 
als  die  im  Herrenhof  beschäftigten  Diener  umfasse.  Diese  letzteren 
müssen  wir  noch  kurz  betrachten  unter  der  steten  Berücksichtigung, 
dass  wir  es  hier  nach  dem  Sprachgebrauch  unserer  Zeit  nur  auch10*) 
mit  Ministerialen  zu  thun  haben.  Solche  Haus-  und  Hofdiener  gab 
es  natürlich  sowohl  in  den  königlichen  Pfalzen,  als  auf  den  Sitzen 
der  Grossen.  Die  Zahl  der  in  den  königlichen  Pfalzen  weilenden 
muss  nach  Hincmars  Bericht  ,0,,)  eine  sehr  grosse  gewesen  sein, 
und  demgemäss  finden  sie  sich  auch  häufig  in  den  Quellen  der 
Zeit  erwähnt.  Ludwig  der  Fromme104)  scheidet  seine  Vassallen 

*♦)  i>.  23.  Jene  Urkunden  sind  jetzt  gedruckt  bei  Beyer  I No.  261,  p.  318. 
No.  301,  p.  353.  No.  345,  p.401.  No.  346,  p.404.  No.3ß0,  p.416.  No.  4%,  p.465. 
No.  423,  i).  484.  No.  434.  p.  495.  No.  483,  p.  538.  Ebenso  No.  382,  p.  439. 

'••)  reg.  Prum.  I,  (Beyer  p.  145,  n.  3):  scararii  id  est  miuisteriales.  V. 
p.  147,  n.  1 : scararios  modo  ministerialcs  appellamua.  Dass  das  reg.  Prum.  II, 
p.  148  selbst  unter  der  Ueberschrift : de  feodis  miuisterialium  fort  fährt:  sunt 
ibi  scararii  XTI,  beweist  nichts,  da  ministcrialis  noch  jeden  Diener  bezeichnet, 
wie  ja  das  Registrum  selbst  dies  Wort  auch  auf  andere,  als  auf  scararii,  an- 
wendet (III.  ]>.  147). 

'•')  p.  69. 

'•*)  Dies  hat  Fürth  p.  39  ff.  nicht  beachtet. 

,**)  de  ord.  ]>al.  c.  27  (Walter  corp.  iur.  germ.  III,  769):  illa  multitudn 
quae  in  palatio  semper  esse  debet.  Vgl.  auch  Dronke:  codex  diplnmaticus  Ful- 
densis.  Cassel  1850.  p.  226.  No.  513:  innumerabilibus  vasallis  dominicis. 

1 °*)  cap.  821,  c.  4,  p.  230:  De  vassis  nostris,  — qui  in  longinquis  regioni- 
bus  sna  habent  boncticia  vel  res  proprias,  vel  etiam  nobis  assidue  in  palatio 
nostro  serviunt. 
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in  solche,  welche  in  fernen  Gregenden  Lehn  oder  Eigen  besitzen, 
und  solche,  welche  im  Palast  dienen.  Auf  der  Versammlung  von 
Epernay10')  machen  die  Bischöfe  Karl  dem  Kahlen  Vorschläge, 
wie  er  domcstici  für  sein  Haus  beschaffen  könne;  und  dieser  selbst 
spricht  von  seinen  und  seiner  Gemahlin  famulantes10®),  König  Wido 
aber  von  den  palatini ’07)  und  Lambert  von  den  imperiales  homines108). 
Auch  die  Chronik  von  Moissac108)  erzählt  von  den  armen  Vassallen 
im  Palast,  die  von  Karl  nicht  als  missi  benutzt  würden,  weil  sie 
sich  bestechen  lassen  könnten.  Sonst  erscheinen  die  Diener  der  Her- 
renhöfe als  Inhaber  einer  casa  dominicata110),  als  homines  casati111), 
als  mancipia  infra  curtem"*),  in  oder  infra  domo118),  als  familia"4), 
familia  intra  villam"6).  Alles  im  Gegensatz  zu  den  extranei n®). 
Schon  hieraus  geht  hervor,  dass  diese  Ijeute,  wie  gesagt,  Einsitzer 
der  herrschaftlichen  Höfe  sind.  Dies  ganze  Verhältnis  wird  aber 
noch  klarer  durch  die  Betrachtung  der  haistaldi  oder,  wie  sie  in 
Italien  heissen,  austaldi.  Dieser  Name  begegnet  öfter  im  Prümer 
Register"7),  und  Cüsarius  sagt  zu  seiner  Erklärung"*):  haistaldi 
id  est  qui  non  tenent  a curia  hereditatem,  quia  communionem  ha- 
bent  in  paseuis  et  nquis  nostris  und  an  einer  andern  Stelle"*): 

los)  cap.  MG,  c.  20,  p.  389:  quoniam  domestica  domus  vestra  aliter  obse- 
quiis  dornest  icorum  repleri  non  poterit. 

'"*)  ed.  Pist.  854,  c.  4.  p.  489:  vasalli  nostri  nobis  et  nostrac  coniugi  fa- 
mulantes. 

,0T)  elect.  888,  c.  6,  p.  555:  Palatini  — suis  contenti  stipendiis. 

,#*)  cap.  898,  c.  2,  p.  5(U:  imperiales  homines  — suis  stipendiis  sint  contenti. 

I ••)  802  (SS.  I,  306):  noluit  de  infra  palatio  pauperiores  vassos  suos 
transmittere  ad  iustitias  faciendum  propter  munera.  Vgl.  ferner  vita  Hlud. 
c.  59  (SS.  II,  643)  ann.  Bert.  867  (SS.  I,  474). 

I I ®)  fragm.  polypt.  Sitli.  13  (Guerard  II,  p.  400)  18  p.  402. 

'")  stat.  s.  Petri  Corb.  II  c.  XVII  (Guerard  II,  p.  334):  vassi  vel  casati 
homines. 

1 '*)  Mon.  Boica  XI,  p.  110.  (Mon.  Niederaltac.  No.  8.)  Vgl.  Meichelbeck 
hist.  Fris.  I No.  534,  p.  281 : mancipiis  infra  casa  manentibus. 

1 1 3)  Mon.  Boica  IX,  p.'lS  (Mon.  Sclitehdorf.  No.  6) : mancipia  in  domo  tarn 
in  villis  manentibus.  Vgl.  Meichelb.  hist.  Fris.  I,  p.  155,  No.  289. 

1 1 *)  Meichelb.  a.  a.  O.  I,  p.  142,  No.  251.  p.  145,  No.  259.  p.  172,  No.  323. 
p.  214,  No.  404.  Vgl.  polypt.  Irm.  XII,  97  (Guerard  II,  p.  240)  Beyer.  MR. 
ÜB.  I.  No.  71.  Regln.  892’  (SS.  I,  604). 

1 1 i)  polypt.  s.  Rcmigii  I.  13 — 16  (ed.  Guerard  p.  2)  V,  2,  p.  6,  X VIH,  6.  p.  60. 

"*)  Siehe  vorige  Note. 

> ' ’)  XXmi.  (Beyer  I,  p.  155).  OIIII  (p.  129),  CV  (p.  193)  u.  öfter. 

1 '•)  reg.  Prum.  I,  p.  145,  n.  3. 

* ■•)  a.  a.  O.  XXIV,  p.  156,  n.  2. 
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haistaldi  apellantur  homines  habitantes  in  curiis  nostris  non  haben te* 
hereditatein  ex  ei»  ni»i  hareas  tantuin  et  coniniunionein  in  ]>a»cui» 
in  aquis  et  silvis.  Nach  diesen  Erklärungen  werden  diejenigen  als 
haistaldi  bezeichnet,  welche  auf  den  herrschaftlichen  Höfen  sitzen, 
kein  Lehn  (hereditatem  ex  eis),  zuweilen  vielleicht  ein  kleines  Eigen- 
gut besitzen  **°)  und  erhalten  werden  aus  den  Emteerträgen  des  Hofes. 
Dieselbe  Erklärung  ergiebt  sich  aus  der  Erwähnung  der  austaldi  in 
Lothars  Aufgebot  gegen  Oorsicn  ’21).  Hier  werden  den  austaldi  qui 
in  nostro  palatio  frequenter  »erviunt  zuerst  freilich  austaldi  qui  in 
eorutn  proprietate  mauent1**),  besonders  aber  illi  qui  beneficia  nostra 
habent  et  foris  inanent  und  dann  den  homines  episcoporum  seu  ab- 
batum  qui  foris  inanent  die  austaldi  eorura  entgegengestellt.  Deut- 
licher als  in  den  angeführten  Stellen  kann  es  nicht  ausgedrückt 
werden,  dass  der  Nichtbesitz  von  Lehn  und  der  Sitz  auf  dem  Herren- 
hofe resp.  in  der  königlichen  Pfalz1*3)  das  Charakteristische  dieser 
Leute  ist,  und  nach  diesem  Gesichtspunkte  müssen  auch  Zusammen- 
stellungen verstanden  werden,  wie  vassi  et  austaldi  nostri1*4)  und 
niansuarii  et  haistaldi  ,2'v). 

Diese  Leute  mussten  also,  da  sie  kein  Lehn  besessen,  im  Herren- 
hof erhalten  werden,  und  wenigstens  für  die  in  der  königlichen  Pfalz 
weilenden  wissen  wir  durch  Hincmar180)  die  Art  und  Weise,  wie 
dies  geschah.  Die  einen,  die  stets  bereiten  milites,  sollen  ausser  der 


'»•)  Waitz,  V.  G.  IV,  290,  n.  2. 

1,1 ) siehe  III  n.  4 u.  6. 

,ai)  Dies  muss  als  Ausnahme  gelten:  E9  fehlt  auch  in  der  ersten  Er- 
klärung des  Cäsarius. 

1 *3)  Auch  die,  welche  Eigengut  besitzen,  stehen  noch  denen  entgegen, 
qui  beneficia  habent  et  foris  manent.  Dass  Lehnbesitz  bei  ihnen  zur  Ausnahme 
gehörte,  beweist  auch  das  tarnen  des  cap.  Bon.  811,  c.  7,  p.  173:  De  vasallis 
doininicis,  qui  adhuc  intra  casam  serviunt  et  tarnen  beneficia  habere  noscuntur. 

,14)  cap.  802,  c.  10,  p.  104. 

,1S)  reg.  Prum.  X (Beyer  p.  150). 

1 *•)  de  ord.  pal.  c.  27  , 28.  (Walter:  oorp.  iur.  germ.  III,  769):  Et  ut  illa 
multitudo  quae  in  palatio  semper  esse  debet,  indeficienter  persistere  posset,  hin 
tribus  ordinibus  fövebatur.  Uno  videlicet,  ut  ahsque  ministeriis  expediti  mili- 
tes (anteposita  dominorum  benignitate  et  solicitudine  [qua]  nunc  victu  nunc 
vestitu , nunc  auro  nunc  argento,  modo  equis  vel  caeteris  ornamentis,  interdum 
specialiter,  aliquando  prout  tempus,  ratio  et  ordo  condignam  potestatein  adini- 
nistrabat,  saepius  porrectis)  in  eo  tarnen  indefici  entern  consolatioiicm  nee  non 
ad  regale  obsequium  inflammatum  animum  ardentius  semper  habebant,  quod 
illos  praefati  capitanei  ministeriales  certatim  de  die  in  diein,  nunc  istos  nunc 
illos  ad  mansionea  suas  vocabant  et  11011  tum  gulae  voracitate  quam  verae  fa- 
miliaritatis  seu  dileetionis  amore,  prout  cuique  poKsihilr  erat,  impendere  stude- 
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Güte  und  den  zahlreichen  und  mannigfaltigen  Geschenken  des  Königs 
dadurch  noch  ihren  Unterhalt  und  einen  diensteifrigen  Sinn  erhalten, 
dass  die  hervorragendsten  Hofbeainten  sie  abwechselnd  zur  Tafel 
ziehen  und  mit  freundlicher  Milde  behandeln.  Als  zweite  Klasse 
sollen  andere  als  Lernende  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  den 
Lehrern  beigegeben1*7)  und  von  diesen  unterhalten  werden.  Eine 
dritte  Klasse  wird  gebildet  von  den  Dienern  und  Vassallen  der 
Grossen  am  Hof;  diese  müssen  von  ihren  Herren  unterhalten  wer- 
den, und  jeder  der  letzteren  darf  nur  so  viel  haben,  als  er  ohne 
Räubereien  erhalten  kann.  Es  erhellt  hieraus,  dass  die  Erhaltung 
dieser  Hofdiener  mit  Schwierigkeiten  verbunden  war,  und  es  kann 
deshalb  auch  nicht  wunderbar  erscheinen,  wenn  selbst  die  des  Königs 
trotz  der  Ehre,  die  sic  gemessen lls),  doch  pauperiores ’**)  genannt 
werden. 

Eine  ähnliche  Stellung,  wie  diese  Haistalden,  wie  wir  sie  kurz 
nennen  wollen,  nehmen  auf  den  königlichen  Gütern  die  (iscnlini  ein, 
welche  als  die  sic  Bewirtschaftenden  zu  den  Gütern  gehören,  auch 
dort  erhalten  werden  und  gewisse  sie  auszeichnende  Vorrechte  be- 
sassen  1*°). 

Aus  diesen  beiden  Klassen,  von  denen  die  erste  aus 
Hörigen  und  Freien1*1),  die  zweite  aus  Hörigen  bestand, 
sind  die  späteren  Ministerialen  hervorgewachsen. 

W aren  von  den  Haus-  und  Hofdienern  die  Freien  alt«  solche 
principiell  zum  Heerdienst  verpflichtet,  so  waren  die  Unfreien  des 
Waffenrechts  untheilhaftig;  dieser  Reohtsmangel  erschien  jedoch  bald 
als  ein  Vorzug,  und  so  wurde  er  als  Dienstfreiheit  auf  alle  in  dieser 
Stellung  Befindlichen  ausgedehnt : wenigstens  kommt  unter  den  viel- 

hant:  sieque  fiebat,  ut  rarus  quisque  ini'ra  hchdnmadam  remaneret,  qui  non  ab 
aliquo  huiuRimuli  studio  convoearetur. 

Alter  ordo  per  singula  ministen*  discipulis  congruebat , qui  magistro  suo 
singuli  adhaerentes  et  honorificabantur  locisqne  singuli  suis,  prout  opportunitas, 
occurrebant  | Walter  hat  nccurebat],  ut  a domino  viel ernlo  vel  alloquendo  conso* 
larentur.  Tertius  ordo  item  erat  tarn  maiorum  quam  minorum  in  pueris  vel 
vasallis,  quos  unusquisque  prout  gubernare  et  sustentare  absque  peccato,  rapina 
videlicet  vel  furto,  potent,  studiose  habere  procurabat. 

11 7)  Vgl,  dazu  Hinein,  de  ord.  pal.  c.  82  (Walter  III,  770). 

'**)  cd.  Pist.  804,  e.  4,  p.  489:  vasalli  nostri  uobis  et  nostrae  eoniugi  fa- 
inulantes  coudignuin  apud  omnes  honorem  babeant.  Vgl.  cap.  884,  c.  11,  p.  553. 

**»)  siehe  n.  109. 

,3°)  Vgl.  über  sie  Waitz  V.  G.  IV,  294  ff.  Dazu  noch  cap.  829,  c.  9,  p.  852. 
cap.  856,  e.  12,  p.  448.  Meichelb.  I p.  91,  No.  120.  Ekkeh.  cas.  s.  dalli  (SS.  II,  86). 

,ai)  austaldi  liberi  oben  (III,  n.  6)  cod.  dipl.  Lang.  p.  533,  No.  317:  fami- 
lias  utriusque  sexus,  lideros,  libellarios,  servos,  ancillas  et  aldiones. 
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fachen  Klagen  iiher  den  Verfall  de«  Heerwesens  auch  die  Klage 
vor131),  dass  Bischöfe,  Achte,  Grafen  und  Aebtissinnen  ihre  freien, 
also  heerpflichtigen,  Mannen  auf  ihren  Höfen  zu  Dienern  machen 
und  so  dem  Heer  entziehen.  Diesem  Uebel  abzuhclfen,  und  zugleich 
als  ein  Vorrecht,  welches  dem  grösseren  Ansehen,  das  diese  Leute 
schon  genossen,  entsprach,  war  daher  schon  786 13S)  den  Unfreien, 
welche  ein  ministerium  erhielten,  gestattet,  Waffen  zu  tragen.  Karl 
der  Grosse  aber  verfügte184)  schon,  dass  von  den  casatis  homini- 
bus  (haistaldis)  der  Grafen  zwei  zum  Schutz  der  Frau,  andere  zur 
Wahrung  der  gräflichen  Amtsgeschäfte  und  zwar  zwei  für  jedes 
Amt,  von  denen  der  Geistlichen  aber  überhaupt  nur  zwei  zu  Hnuse 
bleiben,  alle  übrigen  aber  ausziehen  sollten.  Auf  diese  Weise  wur- 
den die  Haus-  und  Hofdiener,  welche  anfangs  des  Waffenrechts 
entbehrten,  allmälig  wegen  des  Amtes  verpflichtet  zum  Heerdienst; 
indem  einerseits  das  Waffentragen  aus  einem  Vorrecht  zu  einer  Last 
wurde,  andererseits  bei  der  aus  eben  diesem  Grunde  repressiven 
Form  des  oft185)  wiederholten  Gesetzes  Karls  des  Grossen  nicht 
ihre  Heranziehung,  sondern  ihre  Befreiung  dem  Hechts  bewusst  sein 
als  Ausnahme  erscheinen  musste.  Wurden  diese  Unfreien  aber  durch 
ihr  ministerium  zum  Heerdienst  berechtigt  und  dann  verpflichtet, 
so  erklärt  sich  der  Name  ministeriales  in  der  späteren  Bedeutung 
ganz  von  selbst ,3fl). 

1 3 *)  cap.  811,  c.  4,  p.  168:  Quod  episcopi  et  abbates  sive  coraite*  (limit- 
tunt corum  liberos  homincs  ad  casara  in  nomine  ministcrialium.  Similiter  et 
abbatissac. 

1,1 ) cap.  786,  c.  7,  p.  51 : fiscalini  et  coloni  et  ecclesiastiei  [s]  adque  servi, 
qui  honorati  beneficia  et  ministe ria  tenent  vel  in  basallico  honorati  sunt  cum 
dominils)  sui(s)  et  caballos,  arma  et  acutn(a)  et  lancea(s),  spata  et  sene- 
spasio  (ta)  habere  posaunt.  Die  l>elchnten  Unfreien  können  uns  hier  nicht  be- 
schäftigen, über  die  fiscaliui  und  coloni  siehe  unten.  Dass  neben  dem  königlichen 
servis  namentlich  die  ecclesiastiei  erwähnt  werden,  ist  erklärlich  aus  der  Gleich- 
stellung, welche  diese  beanspruchten  ( Fürth,  p. 36).  Deshalb  tritt  bei  diesen  beiden 
die  fragliche  Entwickelung  wohl  früher  ein,  als  bei  denen  der  übrigen  Grossen. 

I*')  cap.  de  ex.  prom. 803,  c.  4,  p.  119:  De  hominibus  comitum  casatis. 
Isti  sunt  exipiendi  et  bannurn  rcwadiarc  non  iubcuntur:  duo  qui  dimissi  fuerunt 
cum  uxore  illius  et  alii  qui  propter  ministerium  eius  custodicndum  et  servitiuni 
nostruin  facicndum  rcmaucrc  iussi  sunt.  In  qua  causa  modo  praecipimus,  nt 
quanta  ministeria  unusquisque  comes  habuerit  totiens  duos  homincs  ad  ea  eu- 
stodienda  domi  dimittant,  praeter  illos  duos  <pios  cum  uxore  sua.  Cetcros  vero 
omnes  sccum  pleniter  habcat.  — Episcopus  vero  vcl  abbas  duo  tantum  de  ca.- 
satis  et  laicis  hominibus  suis  domi  dimittant. 

1 3 *)  siche  p.  40  ff. 

1 **)  Diese  neue  Bedeutung  der  ministeriales  konnte  sich  um  so  eher 
herausbilden,  als  die  höheren  Beamten  mehr  und  mehr  zu  Lchnsträgern  wurden. 
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Ist  dies  in  kurzen  Zügen  der  reehtliclic  (-Jang  der  Entwickelung, 
so  musste  sich  faktisch  das  Waffentragen  dieser  Diener  ganz  von 
selbst  ergeben.  Hatten  sich  diese  täglichen  Diener  als  treu  bewährt, 
so  erschien  es  ja  zu  selbstverständlich,  aus  ihnen  seine  natürlich 
bewaffnete  Reisebegleitung  zu  nehmen.  Da  indess  in  den  Quellen 
meist  einfach  von  militärischer  Begleitung  die  Rede  ist  und  diese 
natürlich  nicht  absolut  sicher  auf  haistaldi  zu  beziehen  ist,  wie  die 
Abmachung1*7)  zwischen  Karl  und  Ludwig  beweist,  nach  welcher 
keiner  von  ihnen  mehr  als  30  Ministerialen  und  Vassallen  zur  Zu- 
sammenkunft nach  Meersen  mitbringen  darf:  so  müssen  wir  auf  die 
Herbeiziehung  weiterer  Stellen 13B)  verzichten  und  uns  damit  be- 
gnügen, dass  eben  diese  Erzählung  Hincmnrs  gerade  wieder  die  An- 
wesenheit unserer  Austalden  im  militärischen  Gefolge  beweist.  Sehr 
viel  zur  immer  weiteren  Bewaffnung  der  Unfreien  trugen  auch  die 
Bürgerkriege  bei,  in  denen  jeder  nach  einem  möglichst  zahlreichen 
Heere  strebte.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  sich  die  Leibwache  des 
Königs  und  „ seine  scara  “ vielfach  aus  diesen  Leuten  rckrutirten, 
um  so  wahrscheinlicher,  als  Hincmar  in  der  oben13*)  angeführten 
Stelle  absque  ministeriis  expediti  inilites  im  Palast  erwähnt,  also 
das  Vorhandensein  von  Leuten  bezeugt,  die  nur  die  Verpflichtung 
hatten,  stets  bereite  Soldaten  zu  sein,  und  ein  ander  Mal140)  von 
den  jährlichen  Geschenken  an  die  inilites  spricht.  Dass  diese  Leute 
als  königliche  Leibwache  dienten,  darauf  weisen  die  Annalen  von 
Fulda141)  hin,  wenn  sic  erzählen,  dass  die  palatini  inilites  vor 
dem  König  kämpften;  und  auf  eine  Verbindung  derselben  mit  der 
königlichen  scara  lässt  Hincmar147)  schlicssen , wenn  er  davon 
spricht,  dass  die  Haistalden  oft  bei  plötzlicher  necessitas  genügt 
hätten. 


•’*)  ann.  Bert.  870  (SS.  I,  408):  ut  unusquisque  — inter  ministcriales  et 
vassallos  triginta  tantuiumodo  ad  idem  Colloquium  ducereut. 

1 ’•)  Vgl.  indess  Mnn.  Sang,  gesta  Karoli  I,  18  (SS.  II,  739).  Kkkeh.  cas. 
s.  (ialli  S (SS.  II,  98)  Wirtend).  I B.  Xo.  69,  p.  77.  Xo.  82,  p.  95,  cod.  dipl. 
Lang.  p.  536,  No.  318. 

1 ’')  siehe  n.  120. 

1 *•)  de  ord.  pal.  c.  22  (Walter  p.  767):  de  donis  annuis  militum  absque 
cibo  et  potu  vel  cquis. 

'")  894  (SS.  I,  409)  Vgl.  auch  Liudpr.  Aut.  HI,  11  (925)  (88.  III):  regia 
militei. 

,4*)  de  ord.  pal.  c.  28:  In  quibus  scilicet  denominatis  ordinibus  — erat 
delectabile,  quod  interdum  et  necessitati.  si  repente  ingrueret,  semjwr  suffieeront. 
Natürlich  ist  diese  Art  der  Verbindung  grundverschieden  von  dem  durch 
Xitzsch  behaupteten  Zusammenhang  zwischen  seararii  und  ministeriales. 
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Die  Quellen  für  die  betrachtete  Entwickelung  fließen  nicht  achr 
ergiebig,  noch  weniger  Anhaltspunkte  bieten  sie  für  die  Weiter- 
bildung der  fisealini  und  der  ihnen  gleichstehenden  eoloni  dar.  Am 
wichtigsten  ist  auch  hier  wieder  jenes  Capitular  von  786M‘I),  durch 
das  ausser  den  servi  auch  die  fisealini  und  eoloni  in  Folge  eines 
ministerium  das  ihnen  anfangs  nicht  gebührende  Waffenrecht  erhal- 
ten und  nun  denselben  Rechtsgang  bis  zur  Verpflichtung  durch- 
machen, wie  die  Haistalden.  Bei  ihnen  ist  das  ministerium  natür- 
lich ein  solches  auf  den  Domänen,  nicht  im  Palast.  Weiterhin 
müssen  die  agrarii  milites*44),  aus  denen  Heinrich  I.  die  Besatzung 
seiner  Burgen  bildet,  entschieden  für  solche  fisealini  königlicher  Güter 
gehalten  werden,  da  es  freie  Leute  wegen  der  familia,  zu  der  sie 
verbunden  sind,  nicht  sein  können,  haistaldi  aber  in  jenen  Gegen- 
den nicht  sein  konnten,  wenigstens  nur  solche  der  dort  residirenden 
Grossen,  und  Heinrich  doch  wohl  nur  königliche  Hörige  in  dieser 
Weise  verpflanzen  konnte14*).  Endlich  mag  hier  noch  die  Klage 
Ekkehards  von  St.  Gallen14*)  erwähnt  werden,  dass  die  Vorsteher 
der  Höfe  anfingen,  AVaffen  zu  tragen. 

So  würden  denn  auch  die  Anfänge  des  zweiten  Bestandtheils 
der  späteren  Heere,  der  Ministerialen,  so  weit  cs  die  Andeutungen 
der  Quellen  gestatten,  dargelegt  sein.  Der  erst  betrachtete  Bestand- 
theil,  die  Lehnsleute,  entwickelt  eich  wesentlich  aus  den  alten  Freien, 
der  zweite  aus  Hörigen,  welche  durch  ihr  ministerium  die  AVaffen- 
fahigkeit  erlangten ; dabei  aber  konnten  einerseits  auch  Hörige  durch 
Lehnsempfang  in  die  erste  und  andererseits  Freie  durch  ein  mini- 
sterium in  die  zweite  Klasse  treten.  Das  ganze  Arerhältniss  aber 
ist  eine  Erscheinungsform  des  Grundsatzes  der  Leistung  und 
Gegenleistung145),  der  sich  wegen  der  in  jenen  Zeiten  schwan- 


1 **)  siehe  n.  133. 

,44)  AVidukind  I,  36  (88.  III):  ex  agrariis  militibus  nonum  quemque  eli- 
gens  in  urhibns  habitare  fecit,  ut  caeteris  confamiliaribus  suis  octo  habitacnla 
extrueret. 

,4*)  Wenn  Waitz  (Heinrich  I,  p.  101 , n.  7,  V.  G.  V,  298,  348)  sie  Mini- 
sterialen nennt,  so  ist  mit  dieser  Bezeichnung  nicht  viel  gesagt : er  hat  Recht, 
redet  aber  zu  allgemein,  wenn  er  dem  Sprachgebrauch  unserer  Periode  folgt, 
Unrecht,  wenn  er  darunter  königliche  Hausdiener  versteht,  ebenfalls  Recht, 
doch  mit  einem  Anachronismus,  wenn  er  den  Sprachgebrauch  des  späteren 
Mittelalters  anwendet. 

1 “)  cas.  s.  Galli  c.  3 (SS.  II,  103):  maiorcs  locorum,  de  quibus  scriptum  eat 
„quia  servi,  si  non  timent,  tument“,  scuta  et  arma  polita  gestare  incocj>erunt. 

M1)  Charakteristisch  dafür  ist  die  Bedeutung  von  Stipendium,  welches  aus 
dem  römischen  Kriegswesen  entlehnt  jetzt  nur  „Unterhalt“  bedeutet , wie  fol- 
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kenden  • Grenzen  zwischen  staatsrechtlichen  und  privatrechtlichen 
Verhältnissen  auch  auf  einen  ihm  eigentlich  nicht  gebührenden  Ge- 
biete Geltung  verschaffte.  Modifieirt  aber  wurde  die  Wirkung  dieses 
Grundsatzes  durch  die  in  unserer  Periode  herrschende  Natural- 
wirtschaft. Soll  er  eich  nämlich  in  einer  solchen  Zeit  geltend 
machen,  so  kann  es  nur  so  geschehen,  dass  er  den  Arbeitgeber 
zwingt,  dem  Arbeitnehmer  entweder  bestimmte  Einkünfte  in  natura 
anzuweisen  oder  ihn  selbst  zu  unterhalten.  Dies  ergiebt,  auf  den 
vorliegenden  Fall  angewandt,  Güterverleihung  von  Lehn  oder  Unter- 
halt auf  den  Gütern  des  Herrn148)  als  Bedingung  des  Heerdienstes; 
mit  andern  Worten:  belehnte  Vassallen  und  Ministerialen  als  Be- 
standteile des  Heeres. 


gende  Stellen  beweisen  cap.  850,  c.  4,  9,  p.  406  , 407.  cod.  dipl.  Lang.  p.  535, 
No.  318.  Wilmanns  I,  p.  46,  No.  15.  Mon.  Boica  XXX,  1,  p.  63,  No.  27.  Mabillon 
de  re  dipl.  p.  624:  militiae  angariam  quae  tarnen  nostri»  stipendiis  honoretur. 
Vgl.  ferner  Hincm.  opp.  II,  No.  29,  p.  325:  ad  vos  se  reclamavit  de  beneficio 
militiae  quasi  de  stipendiis  et  roga,  quae  antea,  sicut  hodieque  fit  alibi,  daban- 
tur  militibus  de  publico. 

• * •)  Ausgesprochen  ist  das  hier  geltende  Princip  in  dem  tarnen  der  Stelle 
(cap,  811,  c.  7,  p.  173):  De  vasallis  dominicis,  qui  adhuc  intra  casam  serviunt 
et  tarnen  beneficia  habere  noscuntur. 
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Excurs  zu  Seite  34. 


Ueber  die  rechtliche  Anerkennung  der  Erblichkeit  der  Graf- 
schaften und  Lehn  durch  Karl  den  Kahlen  im  Jahre  877. 


Man  hat  bisher  angenommen1),  (lass  im  Westreiche  schon  Karl 
der  Kahle  die  Erblichkeit  der  Grafschaften  und  Lehn  im  weitesten 
Umfang  rechtlich  anerkannt  habe,  und  stützte  sieh  dabei  auf  die 
Stelle:  cap.  S77  c.  3,  p.  542,  welche  als  Artikel  eines  Auszuges 
aus  den  Beschlüssen  des  Reichstags  von  Quiercy  galt,  der  auf  Be- 
fehl Karls  sofort  nach  dem  Reichstage  angefertigt  und  durch  den 
Kanzler  Gauzlin  dem  Volke  verlesen  sei.  Eine  genauere  Betrach- 
tung wird  die  Sache  etwas  anders  stellen. 

Von  den  vier  Capiteln,  welche  der  fragliche  Auszug  umfasst, 
enthält  das  erste  Bestimmungen  über  den  Schutz  der  Kirchen  und 
entspricht  wörtlich  dem  ersten  Capitel  der  Reichstagsbeschlüsse 
(p.  537);  das  zweite  verspricht  die  Rechte  der  königlichen  Getreuen, 
je  nach  ihrem  Stand,  zu  wahren,  entspricht  allerdings  keinem  Ar- 
tikel der  Reichstagsbeschüsse,  ist  aber  so  allgemein  gehalten,  dass 
man  trotzdem  annchmen  kann,  es  sei  von  Karl  vor  seinem  Aufbruch 
nach  Italien  veröffentlicht.  Anders  steht  es  mit  dem  dritten,  dem 
wichtigsten  Capitel.  Dies  entspricht  dem  c.  9 der  Reichstagsakten, 
(p.  539),  aber  mit  einigen  Zusätzen  und  Aenderungen.  Zur  Klar- 
stellung des  Verhältnisses  beider  Fassungen  zu  einander  ist  es  nöthig, 
dies  c.  3 hier  so  wiederzugeben,  dass  die  Zusätze  cursiv  erscheinen, 
und,  falls  sie  an  Stelle  anderer  Worte  des  Reichstagsschlusses  ge- 
treten sind,  die  letztem  in  Klammer  daneben  gestellt  werden: 

Si  comcs  de  isto  reano  obierit  cuius  filius  nobiscum  sit,  filius 
noster  cum  ceteris  fidelibus  nostris  ordinet  de  his  qui  eidern  ccmiti 
(illi)  plus  familiäres  et  propinquiores  fuerunt  (fuerint)  qui  cum  mi- 
nisterialibus  ipsius  comitatus  et  cum  episcopo,  in  cuius  parochia  fucrit 
ipse  comitatus,  ipsum  comitatum  praevideant,  usque  dum  nobis  rc- 

')  v.  Noor  Jen : Hincmar.  j>.  337.  Dümmler:  0«tfr.  Reich  II,  46. 
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nuntietur,  ut  filium  illius,  qui  noliscum  erit,  de  honorilus  i/lius  hono- 
remus.  Si  autem  filium  parvulum  habucrit,  indem  filius  eins  cum 
ministerialibus  ipsius  comitatus  et  cum  episcopo,  in  cuiits  parochia 
eonsistit,  cundem  comitatum  praevideant,  doncc  olitus  pracfati  comitis 
ad  notitiam  nostram  perveniat  et  ipse  filius  eius  per  nostram  cenccs- 
sionem  de  illius  honorilus  honoretur.  Si  vero  filium  non  habuerit,  filius 
n oster  cum  ceteris  fidelibus  nostris  ordinct,  qui  cum  ministerialibus 
ipsius  comitatus  et  cum.  episcopo  proprio  ipsum  comitatum  pracvideat, 
donec  iussio  nostra  inde  fiat.  Et  pro  hoc  ille  non  (nullus)  irascatur, 
qui  illum  comitatum  pracviderit,  si  eundeni  comitatum  alteri,  cui  nobis 
placuerit,  dederimus,  quam  illi,  qui  cum  eatemus  (hactenus)  praevi- 
dit.  Similiter  et  de  vassallis  nostris  faeiendum  est.  Et  volumus  at- 
que  praccipimus  (exprcsse  iubemue),  ut  tarn  episcopi  quam  abbates 
et  comites  seu  etiam  eeteri  fideles  nostri  hoc  er  ja  homincs  suos  stu- 
dcant  conservare  (bominibus  suis  similiter  conservarc  studeant). 

Die  meisten  der  Zusätze  und  Aenderungcn  berühren  den  Sinn 
der  Verfügung  gar  nicht,  sondern  sind  nur  erläuternde  Erweiterun- 
gen und  könnten  immerhin  bei  Veröffentlichung  für  das  Volk  zur 
grösseren  Klarheit  von  Karl  selbst  angeordnet  sein.  Einige  andere 
Zusätze  aber  modifieiren  den  Sinn  ganz  wesentlich,  und  auf  sie 
müssen  wir  deshalb  hier  noch  eingehen. 

Nach  der  ursprünglichen  Fassung  verfügt  Karl,  dass  beim  Tode 
eines  Grafen,  dessen  Sohn  mit  in  Itulicn  sei,  der  Königssohn  Lud- 
wig mit  den  Getreuen  einen  Verwandten  des  Grafen  bestimmen 
solle,  der  mit  den  Ministerialen  der  Grafschaft  und  dem  Diöcesan- 
bischof  die  Verwaltung  der  Grafschaft  zu  übernehmen  habe,  bis  der 
Tod  des  Grafen  dem  König  gemeldet  sei.  Habe  der  Graf  einen 
noch  unmündigen  Sohn,  so  solle  ein  in  derselben  Weise  bestimmter 
Verwandter  die  Grafschaft  in  derselben  Weise  verwalten,  bis  der 
Tod  des  Grafen  nach  Italien  gemeldet  sei.  Habe  er  keineu  Sohn, 
so  solle  die  Verwaltung  ebenso  durch  den  Königssohn  provisorisch 
geregelt  werden,  bis  Karl  anders  befohlen  habe.  Dann  aber  solle 
keiner  grollen,  wenn  der  König  die  Grafschaft  nach  Belieben  einem 
andern  übertrage,  als  dem,  der  sie  provisorisch  verwaltet  habe. 
Ebenso  solle  es  mit  den  königlichen  Vassallen  gehalten  werden,  und 
ebenso  sollten  es  die  grossen  Senioren  mit  ihren  Vassallen  halten. 

Die  Erbfolge  des  Sohnes  in  der  Grafschaft  und  den  Lehn  wird 
also  hier  nicht  direkt  ausgesprochen  und  garantirt,  sondern  höchstens 
angedeutet.  Anders  die  zweite  Fassung:  sie  sagt  in  den  beiden 
ersten  Abschnitten,  die  provisorische  Verwaltung  solle  dauern,  bis 
der  Tod  des  Grafen  dem  König  gemeldet  sei  „und  dieser  den  Sohn 
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des  Grafen  belehnt  habe.“  Diese  Acndemng  stellt  also  die  Erblich- 
keit der  Grafschaften  als  rechtlich  garantirt  hin. 

Hierher  könnte  man  noch  Folgendes  ziehen.  Die  zweite  Fas- 
sung ändert  nullus  irascatur  in  ille  non  irascatur,  qui  illuin  comi- 
tatuni  praeviderit  und  bezieht  dadurch  den  folgenden  Satz,  welcher 
die  Vergabungsfreiheit  des  Königs  ausspricht,  prüeis  auf  den  Fall, 
dass  kein  Sohn  vorhanden  ist.  Wenn  nun  auch  die  Deutung  aus- 
geschlossen werden  muss,  dass  nach  der  ersten  Fassung  dieser  Satz 
auch  auf  die  Fälle  zu  beziehen  sei,  wo  ein  Sohn  vorhanden  — denn 
dann  hätte  doch  höchstens  der  Sohn  grollen  können,  wenn  er  die 
Grafschaft  nicht  erhalten  hatte  — , so  ist  doch  anzunehmen,  dass  der 
Verfasser  der  zweiten  Fassung  die  vorliegende  Aendcrung  vorge- 
nontmen  habe,  entweder  weil  er  den  Satz  der  Akten  selbst  so  weit- 
gehend inteq>retirt  hat  (Hier  um  einer  solchen  Deutung  für  jeden 
Fall  vorzubeugen.  Indessen  soll  hierauf  nicht  viel  Gewicht  gelegt 
werden,  genügen  doch  für  unsem  Zweck  die  ersterwähnten  tenden- 
ziösen Aenderungen. 

Schon  diese  weisen  nämlich  darauf  hin,  dass  diese  Fassung  der 
Beschlüsse  nicht  von  Karl  herrührt,  der  doch  schwerlich  den  Grossen 
nachträglich  mehr  zugestanden  haben  würde,  als  sie  ihm  auf  dem 
Reichstage  abgerungen  haben.  Unzweifelhaft  aber  wird  dies  Capitel 
als  Fälschung  erwiesen  durch  einen,  vielleicht  absichtlichen,  Inter- 
prctationsfehler.  Im  zweiten  Abschnitt  des  Capitels  bezieht  sich  in 
der  ersten  Fassung  das  „isdem“  auf  einen  in  derselben  Weise,  wie 
oben,  von  Ludwig  eingesetzten  Grafschaftsverwalter;  die  zweite 
Fassung  dagegen  bezieht  es  durch  den  Zusatz  von  „filius  eius“  auf 
den  unmündigen  Sohn  und  setzt  diesen  als  provisorischen  Graf- 
schaftsverwalter ein.  Dies  ist  ein  offenbarer  Fehler,  der  unter  Karls 
Autorisation  nie  hätte  gemacht  werden  können;  aber  auch  er  kann 
von  dem  Fälscher  beabsichtigt  sein  und  würde  dann  derselben  Ten- 
denz seinen  Ursprung  verdanken,  wie  die  erst  betrachteten  Aen- 
derungen,  nur  über  diese  noch  hinausgehen,  indem  er  sogar  auf  die 
provisorische  Verwaltung  das  Erbrecht  ausdehnte,  und  zwar  auch 
dann,  wenn  für  den  provisorischen  Verwalter  erst  wieder  ein  Stell- 
vertreter bestellt  werden  müsste.  Mir  erscheint  das  letztere  doch 
etwas  zu  unwahrscheinlich,  und  ich  bin  deshalb  geneigter,  hierin 
einen  dem  Fälscher  untergelaufenen  Fehler  zu  erblicken.  Dnss 
aber  dies  den  Sinn  verwirrende  filius  eius  nicht  von  Karl  her- 
rühren kann,  ist  klar,  und  daraus  folgt  zweifellos,  dass  wir  es  hier 
mit  einer  Fälschung  zu  tliun  haben,  die  natürlich  von  den 
nach  Erblichkeit  ihrer  Lelm  strebenden  Grossen  ausgegangen  ist. 

Dies  sichere  Resultat  wird  nun  auch  noch  dadurch  bestätigt, 
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(laus  (lies  dritte  Oapitel  uiul  das  folgende  des  Auszuges  in  der  Pa- 
riser Handschrift  des  zehnten  Jahrhunderts,  in  der  die  ersten  bei- 
den Oapitel  und  die  echten  Reichstagsbeschliisse  erhalten  sind,  feh- 
len, wie  Pertz  p.  542  angiebt.  Leider  ist  aber  aus  der  Ausgabe 
nicht  zu  ersehen,  woher  dieselben,  welche  hier  nur  Beluze  nach- 
gedruckt sind,  eigentlich  stammen. 

Natürlich  würde  hieraus  auch  für  c.  4 die  Fälschung  folgen. 
Obgleich  nun  aus  ihm  selbst  nicht  so  schlagende  Beweise  entnom- 
men werden  können,  so  steht  diesem  äussern  Grund  doch  auch 
nichts  entgegen,  er  wird  vielmehr  dadurch  noch  gestützt,  dass  auch 
dies  Oapitel  seiner  Vorlage  gegenüber  starke  Zusätze  enthält,  welche 
bezwecken,  den  nach  der  ersten  Fassung  den  geistlichen  Stiftern 
beim  Tode  ihrer  Vorsteher  zugesicherten  Schutz  auch  auf  die  Be- 
sitzungen der  weltlichen  Grossen  im  Todesfall  des  Besitzers  aus- 
zudehnen, und  somit  derselben  Tendenz,  Schutz  der  Erbfolge,  dienen 
würden  durch  den  Schutz  der  zu  vererbenden  Gebiete. 

Man  wird  also  künftig  unter  Karl  dem  Kahlen  noch  keine  recht- 
liche Anerkennung  der  Erblichkeit  der  Lehn  annehmen  können,  son- 
dern nur  sagen  dürfen,  dass  er  die  Belehnung  des  Sohnes  als  das 
Natürlichste  angedeutet  habe.  Dies  aber  muss  man  zugeben  wegen 
der  ganzen  Fassung  des  Beschlusses  und  deshalb,  weil  der  Fall, 
dass  ein  erwachsener  Sohn  in  der  Hciinath  ist,  gar  nicht  vorgesehen 
wird.  Trotzdem  aber  — und  darauf  kommt  es  an  — hält  Karl  in 
seinem  politischen  Testament  rechtlich  die  Vergabungsfreiheit  noch 
fest,  auf  die  er,  wäre  jene  zweite  Fassung  echt,  verzichtet  haben 
müsste. 
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In  der  vorliegenden  Arbeit  gehe  ich  von  der  Anschauung  aus, 
dass  die  Jjösung  des  Streits,  welcher  noch  heut  über  die  Ent- 
wicklung der  Städte  des  deutschen  Mittelalters  herrscht,  nur  dann 
endgiltig  gefunden  werden  wird,  wenn  die  Rechts-  und  Verfassungs- 
institute einer  jeden  der  in  Betracht  kommenden  Städte  einzeln  und 
für  sich  betrachtet  werden;  erst  wenn  diese  Arbeit  gethan  ist, 
glaube  ich,  ist  cs  Zeit,  eine  Gcsammtgeschichtc  der  sogenannten 
Freistädte,  eine  solche  der  Bischofsstädte,  der  Königsstädte  u.  s.  f. 
zu  schreiben,  und  erst  dann,  wenn  sich  anders  die  Möglichkeit  da- 
zu ergiebt,  eine  Gesaimntgeschichte  der  deutschen  Städte  des  Mit- 
telalters im  Allgemeinen.  Aber  dieser  Weg  bedingt  auch,  dass 
man,  ohne  durch  den  Streit  zwischen  Arnold  und  Nitzsch  befangen 
zu  sein , das  Material  jeder  einzelnen  Stadt  für  sich  prüft  und  des- 
halb zunächst  von  jeder  Analogie  einzelner  Verfassungsinstitute  in 
der  zu  behandelnden  Stadt  mit  ähnlichen  in  anderen  Städten  ab- 
sieht, es  sei  denn,  dass  die  Verhältnisse  durch  solche  Spczialarbeiten 
schon  völlig  klar  und  durchsichtig  geworden  sind.  Gewiss,  dieser 
Weg  ist  weit , mancher  mag  ihn  auch  für  einen  Umweg  halten, 
und  ich  selbst  sehe  sehr  wohl , welch  reichen  Materials  ich  mich 
durch  das  Einschlagen  dieses  Weges  beraube;  aber  gerade  die  Be- 
nutzung der  Analogie  zum  Thcil  ganz  dunkler  und  unklarer  Ver- 
hältnisse hat  der  einen  wie  der  anderen  Anschauung  wie  auch  den 
Mittelgliedern  zwischen  beiden  Beweisstellen  zugeführt,  es  dahin  ge- 
bracht, dass  der  Streit  noch  heut  nicht  ausgetragen  ist.  Erst  wenn 
die  Verfassungs Verhältnisse  jeder  einzelnen  der  hierher  gehörigen 
Städte  durch  die  Bearbeitung  des  für  jede  Stadt  einzeln  vorliegenden 
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Materials  soweit  möglich  klar  gelegt  sind,  scheint  mir  die  Analogie 
zur  Aufklärung  der  dunkel  gebliebenen  Punkte,  deren  sich  noch 
viele  finden  werden,  am  Platze : erst  durch  solche  vorbereitende 
Spezialarbeiten  kann  die  Analogie  fiir  die  städtischen  Dinge 
historisches  Material  werden,  heut  ist  sie  es  noch  nicht.  Bis  dies 
geschehen , halte  ich  daher  den  angedeuteten  Weg  für  den  allein 
gangbaren,  weil  allein  sicher  zum  Ziele  führenden. 

Dass  gerade  Augsburg  hier  gewählt  ist,  wird  Niemand  miss- 
billigen, der  ilie  grossen  Meinungsverschiedenheiten  gerade  über 
die  Verfassung  dieser  Stadt  kennt. 

Es  ist  mir  eine  Ehre,  auch  an  dieser  Stelle  Herrn  Professor 
Dr.  Hrexuluu , auf  dessen  Anregung  die  Arbeit  entstanden  ist,  und 
dessen  Theilnuhme  derselben  stets  fördernd  und  rathend  zur  Seite 
gestanden  hat,  meinen  aufrichtigsten  und  verbindlichsten  Dank  zu 
sagen,  und  nicht  minder  bin  ich  auch  Herrn  Professor  Dr.  (jierke 
für  manchen  Wink  in  Bezug  auf  schärfere  juristische  Präzision  wie 
der  äusseren  Form  zu  lebhaftem  Dank  verpflichtet. 
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Zur  Quellenkritik  und  Literatur. 


1.  Die  Quellen,  aus  denen  die  Betrachtung  der  Verfassungs- 
geschiclite  der  Stadt  Augsburg  bis  zum  Jahre  1276  geschöpft 
werden  muss,  sind  zunächst  eine  Reihe  von  den  in  den  Monuinenta 
Germaniac  veröffentlichten  Scriptores  rerum  Germanicnrum.  Da 
uns  dieselben  jedoch  nur  wenig  Einzelheiten  bieten  — selbst  das 
chronicon  Urspergensc  liefert  nur  eine  interessante  und  wichtige 
Notiz  — so  sind  wir  einer  Kritik  dieser  Schriftsteller  überhoben, 
zumal  der  Werth  derselben  ja  durch  die  Vorreden  zu  den  Publi- 
kationen wie  durch  Wilhelm  Wattenbachs  Buch  „Die  deutschen  Ge- 
schichtsquellen  des  Mittel-Alters“  völlig  bekannt  ist.  Leider  besitzt 
aber  Augsburg  auch  auffallend  wenig  Lokalquellen.  Die  wichtigste 
derselben  ist  die  Vita  sancti  Oudalrici  *),  verfasst  von  einem  jüngeren 
Zeitgenossen  des  Bischof  Ulrich  am  Ende  des  10.  Jahrhunderts, 
die  für  die  Zeit,  welche  sie  behandelt3),  von  hervorragender  Wich- 
tigkeit ist.  Sodann  liefert  uns  für  den  Kampf  zwischen  Staat  und 
Kirche  im  beginnenden  12.  Jahrhundert,  der  sich  in  Augsburg  zu 
einem  sehr  lebhaften  Streit  zwischen  dem  Bischof  und  dem  Abt 
des  Klosters  S.  Ulrich  und  Afra  gestaltet,  die  Arbeit  eines  Mönchs 
Udulschalk  „De  Eginone  et  Hermann«“3)  werthvolles  Material. 

Dagegen  sind  die  beiden  Annalen  werke,  die  in  Augsburg  ent- 
standen sind,  die  Annales  Augustani  maiores4)  und  ininores *)  nur 
von  untergeordneter  Bedeutung,  namentlich  aber  die  letztere  von 

')  ed.  Waitz  M.  G.  SS.  4,  877  ff.  cf.  Wattenbach  a.  a.  O.  I,  291  und  Gieae- 
brecht  Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit  1,  783. 

*)  890  —982. 

5)  ed.  Jafte  SS.  12,  429  ff.  cf.  Wattenbach  a.  a.  O. 

*)  ed.  Pertz  SS.  III,  123  ff.  vgl.  Wattenbach  a.  a.  O.  und  (iienebrecht  a. 
a.  0.  III,  1038. 

s)  SS.  10,  8 — 11  vgl.  Wattenbach  a.  a.  O.  und  Frensdorff  Kinl.  zu  den 
Städte-Chrun.  4. 
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der  iiusserstcn  Dürftigkeit,  und  endlich  die  wenigen  noch  aus  Augs- 
burg stammenden  Biographien,  Heiligen-  und  Wunder- Geschichten 
entbehren  jedes  historischen  Werths. 

Ausser  diesen  gleichzeitigen  Geschichtswerken  haben  wir  aber 
noch  unser  Augenmerk  auf  eine  grössere  historische  Arbeit  des 
IG.  Jahrhunderts,  auf  Achillis  Pirminii  Gassari  Annales  Augstbur- 
genses®),  zu  richten.  Präsumtiv  würde  diese  Arbeit  wohl  schon 
ihrer  Entstehungszeit  wegen  einfach  zu  ignoriren  sein,  da  aber 
Arnold  und  Heusler  durch  Vermittlung  von  Stetten  mehrere  Nach- 
richten über  die  Augsburger  Vogtei  derselben  entnehmen,  Nach- 
richten, die  zudem  den  Anschauungen,  welche  wir  aus  den  gleich- 
zeitigen Quellen  extrahiren  zu  müssen  glauben,  zu  widersprechen 
scheinen,  so  müssen  wir  wenigstens  einige  Andeutungen  über  diese 
Arbeit  geben  und  dadurch  unser  Ignoriren  derselben  zu  rechtfertigen 
suchen. 

Gassar  übersendet  sein  Werk  im  Mai  1576  dem  Augsburger 
Magistrat  mit  einem  Schreiben,  welches  Mencken  ebenfalls  publicirt 
hat.7)  Wir  entnehmen  demselben,  dass  Gassar,  der  ungefähr  seit 


•)  cd.  Mencken  Scriptore»  re  rum  Dermanicarum  etc.  I,  1317— 1952. 

’)  Nähere  Angaben  über  Gassars  Leben  und  Schriften  s.  bei  Mencken 
a.  a.  O.  in  der  praefatio  «ub  No.  XVII. 

Das  erwähnte  Schreiben  findet  sich  bei  Mencken  als  Appendix  zu  dem 
Werk  Gassars  p.  1951  ff.  Da  dasselbe  selbst  die  trefflichste  Kritik  des  Werkes 
giebt,  aber  nicht  gerade  leicht  zugänglich  sein  dürfte,  so  geben  wir  hier  dasselbe 
ganz  wieder  und  begnügen  uns  im  Text  mit  ganz  kurzen  Bemerkungen.  Es 
lautet : 

Magnificis  ac  nobilitate  generis  virtute  honesta  snpientiaque  praestantissi- 
mis  euratoribus,  consulibus  ac  toti  patrum  conscriptorum  reipublicoe  Augstbur- 
gensis  ordini,  dominis  et  patronis  suis  observandissimis  Achilles  Pirminius 
Gassarus  Lindavicnsis  medicus  salutem  plurimam  dicit. 

Cum  professionis  negotiorumque  meorum  aetiones,  viri  amplissimi  et  co- 
lendissimi,  vobis  notae  sint,  statui  etiam  hac  epistola  otii  mei  aliquant  rationem 
loco  praefationis  reddere.  Quod  ne  gravatim  audirc  velitis  plurimum  rogo. 
Anni  iam  triginta  sunt  clapsi,  quo  civis  vestcr  honest o connubio  effectus  tum, 
ac  statim  tune  eruditissimus  vir  Sebastianus  Muensterus,  Basileia  huc  quoque 
veniens,  pro  adomanda  cosmographia  sua  opetn  et  operam  apud  vos  quaesivit. 
Verum  quam  praeter  civitatis  ichnographiam,  senatus  impensis  adeptam,  nemi- 
nem alium  ad  institutum  suurn  vel  faeiliorem  vel  oommodioreni, 
hic  reperiret  pro  inita  inter  nos  amicitia  protinus  mihi  iniunxit,  ut  queinad- 
modum  iam  antea  sibi  in  delineandis  describendisque  patria  mea  Lindoa,  Kehl- 
kirchio  et  curia  Rhetiac  adiacentibusque  territoriis  operam  praestitissem , idem 
nunc  quoque  in  praeclarissima  hac  urbe  facere  non  gravarer  aut  cunctarer.  Ad 
quam  petitionem,  ut  aninto  quidem  paratus  eram,  ita  seilt  iebaiu  onus  id  liume- 
ris  meis  paulo  gravius  futurum,  tumque  elegantia  stili,  quae  cum  pri- 
tnis  ad  tale  opus  requiritur,  mihi  deesset,  tunque  historiae  Augst  bur- 
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1546  als  Arzt  in  Augsburg  lebte,  bevor  er  das  hier  vorliegende 
Werk  verfasste,  für  die  Münstcrsche  Kosmogrephie  einen  Artikel 

genaia  nnlla  ferme  certa  cognitio  praeter  unum  aut  altcrum  ger- 
manice  impresaos  et  eos  non  valde  authenticoa  libelloa  mihi  ad- 
easet.  Vicit  tarnen  novi  domicilii  amor,  illique  gratiücandi  Studium  me  eo 
pertraxit,  ut  tanto  lahori  qualicunque  praeaidio  hilaritcr  me  accinxerim.  Et 
quia  clariaaimua  iureconaultus  vetua  meua  commilito  atque  amicua,  doctor  Clau- 
dius Pius  Peutingerua  anno  tat  iu  nculas  ad  propositum  meum  aervientes  com- 
municando,  atimulum  etiam  current i adderet:  coepi  auccivia  horia  paucula  ea  de 
Augstburgense  civitate  colligere  ac  literia  committere  quac  haud  rnulto  poat  tem- 
pore ipse  Muenaterua  in  cosmographiam  auam  collocare  et  invulgare  non  dubitavit. 

Et  quia  manca  et  admodum  ieiuna  pro  tanta  urbe  sunt  et 
quasi  nil  niai  ecclesiastica  continent,  coactus  pudore  atque  ami- 
corum  hortatu  aum,  eadem  aub  incudem  revocare  et  licet  la- 
borioaum  fuerit,  nequaquam  molestum  ducere,  donec  über  in 
plurimum  augeretur  et  in  immensum,  ita  tarnen  ut  quo  plura  scri- 
berem  et  quae  diaperaa  erant  aub  unum  aapectum  ponere  sat  agerem,  Bemper  tarnen 
plurima  deaiderare  opua  id  animadverterem.  Ibi  neminem  non  auxilium 
et  Consilium  rogare  me  puduit,  quo  tandem  inoeptoa  annalea  [nam  de 
integra  historia  texenda  iam  hast  am  abieceram]  pro  mea  Muaa  plenius  absol- 
vere  possein.  Quo  in  lalinre  Clemens  Venatorius,  publicua  scnatus  mi- 
nister, me  non  parum,  praesertim  in  praefectorum  et  conaulum 
catalngo  iuvit.  Quin  item  postea  nobilis  prudentissimusque  vir  Johannes 
Baptiata  Hainzeliua,  collega  nunc  vester non  poatremua,  ad  opua  illud  per- 
Hciendum  me  non  solum  verbia  incitavit,  aed  etiam  innumeros  de  homi- 
num  veatrorutn  rebua  geatis  libros,  nec  non  quorumcunque  ci vium 
privata  et  domestica  chronica  vetustasque  tabulas  undique  eruen- 
do,  de  facto  adegit  opuaque illud candidc  promovit.  At  quia  maiorea  noatri, 
acquu  ac  omnes  alii  tiermani,  ad  fortia  exercenda  facta  magia  atrenui 
quam  ad  condendas  pro  posteris  historias  diligentes,  aut  etiam 
apti  cxtiterunt,  rnriaaiine  vel  certos  magistratus  vel  temporum 
momenta  nullis  fere  in  rebus  adnotarunt.  Unde  in  parandia  hisce 
annalibua,  iterum  non  parva  mihi  difticultas  incubuit:  vix  enim  ad  CCCC 
retroactos  annos  civilia  geata  aliasque  politicas  res  suo  online 
habere  potui.  Aasidua  tarnen  cura  nec  exiguo  labore  confuaum  anti- 
quissiinorum  maiiuscriptorutn  et  tantum  non  linteorum  libro- 
rum  de  noatria  civibus  chaos,  partim  ex  aliorum  historio- 
graphorutn  chrnnologorumque  additia  lucubrationibua,  qui 
nonnumquam  paucula  de  civitate  veatra  recitant,  partim  ex 
episcoporum,  rcliquo  rumque  ecclesiasticorum,  qui  paulo  atten- 
tina  aua  annotarunt,  fastia  per  diu  evolutia  Augstburgensis  reipublicae 
annalea  bos  inxta  seriem  annoruin  a nativitatc  domini  noatri  et  servatoris 
Christi  ad  llomanorum  imperatoruni  Erancicorutnque  regum,  qui  certe  merum 
et  mixtum  imperium  hisce  in  regionibus  tenuerunt,  tempora  atque  aetatea,  in 
tarn  accuratisaimum  — abait  invidia  dicto  — ordinein  in  noatrum  usque  aevum 
digeasi,  qualem  vix  alium  hactenus  edidiaae,  aptioreque  continuatione  consi- 
gnaase  video.  Eum  itaqne  commentarium  niai  rhapaodiam  aut  centonem  adpel- 
lare  malueritia,  in  eum  uaquc  anuum  abaolutum,  quo  novum  Caeaarem,  novum 
episcopum  ac  novum  civitatis  euratorem  adde  et  consulem  liic  bonia  quod  dici- 

1* 
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über  die  Stadt  Augsburg  geschrieben  hat,  der  ihn  jedoch  wegen 
seiner  Dürftigkeit  so  wenig  befriedigte,  dass  er  sich  entschloss, 

tur  avihus  accepimus:  vobia,  viri  illustres  ac  patres  prudentissimi  summa  ohaer» 
vautia  iam  dedicare  et  qua  possim  reverentia  öftere  volui,  quo  meain  erga  vos, 
tntamque  rempublicam , grat  itudinem  aniiniquc  benevolam  prompt itudinem  et 
Studium  teatarer,  notamque  magis  facerem.  Complexua  vero  vaato  liocce  codiee 
sum,  diligentissime  panier  ac  simplici  orationis  genere  (id  quod  veritas  unice  re- 
quirit)  primo  probatiures  de  loci  et  hahitatiouis  huius  origine,  de  nominis  diver- 
situte  vetustateque  aasignationes  quasdam,  in  quibua  suum  euique  iudicium  liberum 
relinquo.  Deiude  acripsi  situa  urbia  amoenitatem  aedificiorum,  publicorum  am- 
pl itudinem,  templorum  ac  privatarum  aedium  aplendorem,  aliorumque  non  igno- 
bilium  quasdam,  nain  uni  versa«  non  potui,  structuras.  Adhaec  de  indigeuarum 
advenarum  atque  civium  per  omnes  fortunae  casua  rebua  gestis  dictia  et  facti«, 
negotiationum  per  totum  terrarum  ambitum  magnitudine  ncc  non  de  religionum 
mutationibu8,  plurima  praeclara  scituque  digniaaima,  pleraque  item  non  inutilia, 
aut  et  iam  iniucunda  sed  et  levicula  quoque  ac  ridicula,  quae  cum  maiorea  diserte 
adnotasae  non  piguerit,  neque  me  eadein  trausaumere  puduit,  dilucide  quoad  eiua 
tanto  temporia  intervallo  ceterisque  auiinae  accidentibua  ex  diversis  idiotismis, 
obscurisque  aubinde  inferendia  cartulis  tieri  potuit  ad  nullius  ignominiam  auc- 
cincto  deacripsi  calamn,  vel  potiua  ab  aliis  magna  ex  parte  iam  olim  conacripta 
denuo  in  praesens  volumen  aggregata  eollegi.  Poatremo  cum  ad  noatrae  me* 
inoriae  annos  perventum  est,  certe  operam  maximam  adbibui,  ne,  quod  historiae 
lex  unicc  praecipit,  quid  veri  omitterem,  aut  falsi  adderein,  quin  cuncta  tideliter 
et  abaque  fuco  tali  ratione  complecterer,  ut  poateris  clare  conataret,  quam  mille 
artifex  Sathanaa,  coluber  i Ile  antiquus  ac  humanae  salutia  irreconciliahilis  ver- 
autissimusque  hoatia,  aemper  tarn  hello  quam  pnee,  calcaneo  tilii  dei  insidiari. 
omuiaque  recta  et  tranquilla  perturbare  conaueverit.  Id  quod  non  moroso  lec- 
tori  ])erlegendo  evidenter  patebit.  Quia  vero  eiTarc  humatium  est,  egoque 
nihil  humani  a me  alieuum  puto,  facile  tieri  in  tanta  re  rum  varietate  occupati- 
onihusque  aolet,  ut  interdum  me  hallucinatum  esse  peritiores  coinperiant. 
Veruntanem,  cum  id  non  de  industria  et  praeter  animi  voluiitatem  acciderit,  si 
modo  accidit,  vos  viroa  magnificos  pro  vcatra  faoilitate  et  integritate  inaiorcm 
in  modum  oro  atque  rogo  ut  illud  quiequid  fuerit,  certius  ct  cum  iudicio  exac- 
tiore  emendare  atque  in  dubiis  me  plenius  inatruere,  oninia  denique  placide  et 
amice  interpretari  velitis.  Probus  namque  vir  inendacium  diccre  poteat , at 
mentiri  nequaquam  debet.  Ceterum  perfacilc  auguror,  qui  liodie  sunt  hominum 
morea , me  dum  benigniorum  aares  dcmulcere  gestrio,  tetriois  bilem  in  nares 
loquendi  libertate  citurum  esse,  ct  euim  veritas  nusquam  non  odium  parit. 
Sed  quid  facerem?  Dum  maxima,  mediocria  et  minima,  sacra  item  et  profana, 
prout  perpetrata  sunt,  libere  et  oitra  malodicendi  libidinem  receusere  pergo,  non 
potui  non  aliquoa  offendere,  quia  euim  sine  crimine  vivit  ? Ante  oninia  autem  illis 
qui  me  maiorum  aut  etiam  pontificuiu  famam  arroaiase  culpant,  reapondeo , ine 
non  panegyricoa  sed  annales  scripsisae  de  quibua  rectisaime  ('laudianus  poeta 
cccinit:  Anualca  veterum  delicta  loquuntur.  Quod  licet  me  non  raro  fecisse 
in  hoc  opere  non  negem , parentheai  tarnen  id  ita  inclusi,  ut  molliciilus  teneri- 
orque  lector,  si  libuerit,  levi  saltu  trauailire  queat.  Quiequid  itaque  talium  odi- 
osarum  rerum  incidit,  venia  dignum  existimo , cum  nihil  ex  memet  finxerim, 
authoresque  omniurn  habeam.  Veruntamen  ut  rea  se  habeant,  aequum  lectorem 
bortor  atque  rogo,  ut  dum  vel  hanccc  farraginem  mcam  vel  aliorum  hiatoriaa 
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denselben  noch  einmal  unter  den  Ambos  zu  legen  und  ihn  so 
lange  zu  bearbeiten,  bis  aus  demselben  ein  möglichst  dickleibiger 
Foliant  — eben  das  uns  vorliegende  Annalenwerk  — geworden  sei. 

Die  Quellen,  die  Gassar  für  die  Zeit  bis  1276  benutzt  hat,  sind 
nach  diesem  Briefe  nur  Folgende:  1.  die  Mittheilungen  seiner  Zeit- 
genossen, auf  die  heut,  soweit  sie  sieh  auf  die  von  uns  zu  behan- 
delnde Zeit  erstrecken  sollten,  Niemand  Werth  legen  wird.  2.  un- 
zählige Bücher,  Haus-  und  Familienchroniken  einzelner  Bürger, 
aber  über  deren  Entstehungs-Zeit  und  Art  erfahren  wir  Nichts  und 
über  ihren  Inhalt  giebt  Gassar  selbst  an,  dass  sie.  die  Namen  der 
Beamten  sehr  selten,  Thatsachen  jedoch  fast  nie  berichten.  3.  einige 
Historiographen  und  Chronographen,  in  denen  sich  bisweilen  Einiges 
über  die  Stadt  findet.  4.  Kataloge  der  Geistlichen , die  einige  Be- 
merkungen über  die  Kirchengeschichte  der  Stadt  geben. 

Unter  den  alii  historiographi  chronologiquc  mögen  uns  be- 
kannte Schriftsteller  mit  verstanden  sein,  und  in  der  Tliat  erinnert 
wenigstens  hin  und  wieder  eine  Acusserung  an  Lambert  und  an 
Hermann  von  Reichenau;  soweit  uns  unbekannte  Schriftsteller  dar- 
unter zu  verstehen  sind,  kennen  wir  deren  Werth  nicht,  aber  schon 
das  hinzugefügte  additis  lueubrationibus  scheint  sie  zu  verdächtigen, 
wir  wissen  auch  nicht,  welche  Zeit  sie  behandeln,  noch  wann  sic 
entstanden,  und  endlich  zeigt  die  Bemerkung  „qtti  nonnumquam 
paucula  de  civitate  vestra  recitant“,  dass  der  etwaige  Verlust  der- 
selben nicht  schwer  zu  verschmerzen  ist. 

Ferner:  wir  wissen  über  die  ältesten  Zeiten  der  Stadt  wenig, 
wir  beklagen  die  geringe  Anzahl  von  Ijokalquellen,  aber  Gassar, 


evolvit,  semper  Polybii  gravisnimi  historici  seutentiam  ob  oculos  pnnat,  qua 
is  praccipuam  ammlium  utilitatem  esse  iudicat,  ut  Itoni  sui  similium  laudibus 
ad  virtutem  inflammentur,  scclerati  vituperatioue  et  infamia  tcrrcantur,  Jam 
quod  ad  clocutioDem  et  dicendi  ('onus,  atque  ad  germanicas  nnmenclaturas, 
quibu*  libenter  ac  studioso  utor,  attinet,  non  dubito,  nasutuloa  quosdam  me  quo- 
quo  reprehensuroa , ct  si  admitterein,  exagitaturns,  nut  si  queant,  omnino  exsi- 
bilaturos,  vel  co  nomine  esse,  quod  eruditi  nihil  magis  inaipidum  nuda  historia 
ccnseant,  lianc  ipsani  censuram,  existimo  mihi  magis  quam  istis  patrocinari, 
meque  abundc  cxeiiaare,  ubi  mens  exolamationos  mcaque  nonnumquam  inter- 
posita  iudicia,  qui*  accusare  aut  in  crimen  vocare  ausus  fuorit,  tnlium  itaqiic 
vitilitigatonnn  iudicia  tani|uum  licllmn  grammaticale  pro  Achilleo  ingenio,  non 
modo  parvi,  aed  plane  tlocci  facio.  Sufticit  namque  mihi,  si  paucis  bonis  ao 
honest»  placuero  et  )iro  viribus  rt’ipublicac  huius  laudcin  honoremque  etiam 
crassa  Minerva  ebuccinavero.  Quod  ut  bene  ccdat,  faxit  optima«  maximus  dcus, 
in  euius  gratiam  vos  vestramque  civitatem  commendo.  Bene  valcte  viri  augus- 
tissimi  meque  vetcranum  luilitcm  in  lävorc  veatro  porro,  nti  hactenus,  benigne 
complccti  ne  dcilignabimini.  In  urbe  vestra  monse  Ma io  anno  salutia  MDLXXVI. 
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so  viel  er  über  diese  Zeiten  auch  erzählt,  kennt  selbst  dies  Wenige 
nicht,  keine  Spur  deutet  darauf  hin,  dass  er  die  Augsburger  Anna- 
len, oder  eine  der  Vitae  Oudalrici  oder  Udalschalks  Leben  des 
Egino  kennt,  ja  selbst  das  erste  Stadtrecht  kennt  er  nicht,  sondern 
nur  eine  tendenziöse  Bearbeitung  desselben,  oder  er  selbst  hat, 
wenn  er  es  gekannt  hat,  was  allerdings  nicht  wahrscheinlich  ist, 
dasselbe  absichtlich  und  tendenziös  entstellt.  Was  er  kennt,  ist  nur, 
wie  wir  anderwärts  erfahren,  ein  Fragment  einer  Vita  Oudalrici 8)  und 
schon  allein  die  Mittheilung  von  seiner  Freude  über  diesen  Fund 
würde,  wenn  wir  dies  auch  sonst  nicht  sähen,  zeigen  wie  wenig 
er  das  uns  in  den  lokalen  Geschichtswerken  vorliegende  Material 
kennt. 

Positiv  wissen  wir  sodann,  dass  Gassar  bis  zum  Ausgang  des 
11.  Jahrhunderts  gar  kein  urkundliches  Material  hatte.  Von  der 
Zerstörung  der  Stadt  durch  Herzog  Welf  i.  J.  1088  berichtet  näm- 
lich Gassar  selbst®),  die  Feinde  hätten  in  der  Stadt  so  arg  gehaust 
„ut . . . etiam  ex  archivis  rei  publicae  euncta  tarn  civitatis  privilcgi- 
orum  dyplomata  quam  tabularum  publicarum  protccola,  una  cum 
rerum  gestarum  annalibus  instrumentisque  quibuscunque  et  quae 
vocant  registris  aerarii  secum  avexerint.“  Die  Urkunden  seien  später 
auf  die  Burg  Rotenfels  gebracht  und  hätten  dort  zum  Leidwesen 
der  Vorfahren  Jahrhunderte  hindurch  verborgen  gelegen,  bis  endlich 
zu  seiner,  Gassars,  Zeit  der  Magistrat  sie  vom  Grafen  Welf  von 
Montfort  zurückgefordert  hätte,  unglücklicherweise  seien  sie  aber 
kurz  vor  der  Auslieferung  durch  ein  in  der  Burg  ausbrechendes 
Feuer  völlig  vernichtet  worden.  Zweifellos  ist  also,  um  auf  die 
rerum  gestarum  annales  kein  Gewicht  zu  legen,  da  er  diese  auch 
sonst  hätte  erhalten  können,  dass  der  Autor  bis  zum  Ende  des  1 1 . 
Jahrhunderts  hin  kein  anderes  urkundliches  Material  hatte,  als  wir, 
wenn  er  anders  auch  nur  dies  kannte. 

Auch  dürfte  endlich,  um  auch  dies  noch  zu  erwähnen,  kein 
Gewicht  darauf  zu  legen  sein,  dass  Gassar  von  den  benutzten 
Werken  als  tantum  non  lintcorum  librorum,  als  von  noch  nicht 
auf  Linnenpapier  geschriebenen  Büchern  spricht , denn  auf  Perga- 
ment schrieb  man  selbst  noch  zu  Gassars  Zeit.'®) 

Demnach  sind  also  die  Quellen  Gassars  jedenfalls  nur  als  sehr 


*)  De  Odalrico  cpiscopo  nostro  fragmentum  «juod  misisti,  Gasssni  pergra- 
tum  fuit  — schreibt  der  in  Gassars  Schreiben  genannte  Hainzelius  an  einen 
Freund.  Mencken  a.  a.  O.  in  der  praefatio  zu  Gassars  Werk. 

»)  a.  a.  O.  p.  1408. 

••)  vgl.  Wattenbach  Schriftwesen  p.  93  fl'. 
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dürftige  zu  bezeichnen,  und  beachtet  man  hierzu  noch  die  Selbst- 
kritik Gassars,  das  offene  Geständniss  über  seine  Art  zu  arbeiten, 
so  denken  wir,  genügen  diese  Angaben  vollständig,  um  die  Be- 
nutzung diese«  Schriftstellers  für  die  von  uns  zu  behandelnde  Zeit 
als  höchst  bedenklich  erscheinen  zu  lassen,  ja  wir  unsrerseits 
möchten  kaum  Scheu  tragen,  alle  Nachrichten  des  16.  Jahrhunderts 
über  Ereignisse  des  früheren  und  frühesten  Mittelalters  als  historisch 
zu  wenig  gesichert  über  Bord  zu  werfen,  denn  eine  Nachricht  aus 
dem  16.  Jahrhundert  ist  kein  Boden , auf  dem  wir  auch  nur  einen 
Stein  zum  Aufbau  des  früheren  Mittelalters  cinzusetzen  wagen,  und 
selbst  die  Nachrichten,  die  allenfalls  wahr  sein  können,  haben  des- 
halb noch  keinen  Anspruch,  auch  für  wahr  zu  gelten.1“*) 

Bei  der  eminenten  Bedeutung  nber,  die  die  von  Arnold  und 
Heusler  benutzten  Angaben  Gassars  über  die  Vogtei  haben,  müssen 
wir  doch  auf  das  Werk  noch  näher  eingehen.  Dabei  kann  cs  aller- 
dings nicht  unsere  Aufgabe  sein,  dasselbe  vollständig  quellen mässig 
zu  analysiren;  in  dieser  Beziehung  genüge  das  oben  Gesagte.  Es  kann 
auch  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  den  Inhalt  des  Werks  ganz  durch- 
zugehen, zumal  der  grösste  Theil  desselben  für  die  Zeit,  welche  wir 
behandeln,  nur  Rciehsgesehichte  enthält,  und  hier  ein  Blick  genügt, 
um  vor  der  Benutzung  der  unglaublichen  Thorheiten  Gassars  ge- 
radezu abzuschrecken.  Es  kommt  uns  hier  nur  auf  die  Angaben 
über  die  Ijokalgeschichte  an  und  auch  von  ihnen  lassen  wir  den 
grössten  Theil  unbeachtet,  da  derselbe  nur  die  Geschichten  der 
einzelnen  Kirchen  und  Klöster,  wunderbare  Himmelszeichen  und 
andere  Wundergesehichten , die  Gassar  zwar  bisweilen  verspottet, 
aber  doch  in  Rücksicht  vielleicht  auf  das  zu  schaffende  immensum 
Volumen  nufnimmt,  enthält,  für  die  Verfassung  der  Stadt  aber  ganz 
irrelevant  ist.  Uns  interessiren  hier  nur  die  für  die  Verfassung  der 
Stadt  zu  beachtenden  Nachrichten,  speciell  die  über  die  Vogtei. 

Schon  die  Reihenfolge  der  Bischöfe  ist  — um  von  den  durch 
die  kirchliche  Tradition  erfundenen  Bischöfen  vor  Wiktcrp,  deren 
Anführung  wir  unserem  Schriftsteller  nicht  verargen  würden,  ganz 
abzusehen  — auch  in  historischer  Zeit  mehrfach  unrichtig.  So  lässt 
er  p.  6 Nitgar  erst  nach  Udalgerus  (864 — 869)  folgen,  während  wir 
ihn  822  nachweiscn  können,  979  schaltet  er  einen  unbekannten 
Udalmannus  ein,  auf  Heinrich,  den  Nachfolger  des  heiligen  Udal- 
rich  lässt  er  einen  Udalgerus  II.  folgen,  während  die  Vita  Oudal- 
rici  den  Nachfolger  Heinrichs  Wcrnher  nennt,  auf  Diudolf  (f  996) 
folgt  bei  ihm  ein  uns  unbekannter  Walther  II.  (f  998)  und  dessen 
Nachfolger  Gebhard  lässt  er  1003  statt  1000  sterben. 

,0ft)  vgl.  auch  Watte  G.  G.  A.  1855  p.  274  u.  Wattenbach  a.  a.  O. 
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Ucberhaupt  hat  Gassar  ein  grosse«  Interesse  daran,  ununter- 
brochene Kataloge  der  fiir  Augsburg  wichtigen  Gewalthaber  her7.11- 
stellen,  so  ausser  <len  der  Bischöfe  die  der  römischen  Präfekten, 
an  die  sich  die  fränkischen  Könige  unmittelbar  anschliessen,  die  der 
Herzoge  von  Schwaben,  der  advocati  maiorcs  sive  praefecti  provin- 
ciae  Augstburgensis  vulgo  Lnndvögt  dicti,  der  subpraefccti  seu  prac- 
torcs  urbani  qui  vulgo  Stadtvögt  vocantur,  auch  der  Aebte  und 
Aebtissinnen  verschiedener  Klöster  in  der  Stadt. 

Was  die  Herzogsreihe  betrifft,  so  giebt  er  zunächst  für  die  Zeit 
der  von  ihm  erfundenen  fränkischen  Könige  vor  der  Zeit  Karls 
des  Grossen  Dietbrechtus,  Diethaldus,  Hildbrechtus,  Dietbrechtus  II., 
Degobrechtus , Huldrychus  26  Namen  von  Herzogen,  unter  denen 
sich  nur  drei  befinden,  die  in  der  Tliat  einmal  Namen  von  ala- 
mannischen  Herzogen  waren,  Lanfredus  Huntzelinus,  Cuntzo, 
während  wir  aus  denselben  Zeiten  thatsächlich  ungefähr  zehn  an- 
dere von  ihm  nicht  genannte  alamannisehe  Herzoge  kennen. ")  Dass 
aber  das  Land  während  der  ganzen  Zeit  der  karolingischen  Herr- 
schaft durch  königliche  Sendboten  verwaltet  wurde,  Herzoge  über- 
haupt nicht  existirten,  weiss  Gassar  nicht,  sondern  er  lässt  immer 
wieder  Herzoge  sterben,  neue  Herzoge  folgen.  Ferner  dass  Erchanger 
sich  als  Herzog  proklamiren  Hess,  ist  ihm  unbekannt,  dagegen 
schaltet  er  nach  Burchard  (f  926)  noch  einen  Herzog  Ernestus  ein, 
der  den  Bischof  Ulrich  veranlassen  muss,  durch  gütliche  Vermittlung 
einen  von  Gassar  erfundenen  Aufstand  eines  Herzogs  Arnold  von 
Baiem,  den  Gassar  wieder  erfindet,  beizulegen.  So  im  Katalog  und 
im  Text  p.  1377,  während  er  p.  1380  nach  dem  c.  925  erfolgten 
Tod  Herzogs  Burchard  einen  Herzog  Eberhard  durch  König  Hein- 
rich eingesetzt  und  dann  in  der  Folge  durch  Otto  I.  bestätigt  werden 
lässt,  einen  Herzog,  der  wieder  nie  existirt  hat.  Dann  schaltet  er  im 
Katalog  nach  dem  Herzog  Otto,  Liudolfs  Sohn,  (f  983)  und  vor  dem 
Herzog  Konrad,  der  im  September  983  auf  dein  Keichstage  zu 
Verona  das  Herzogthum  erhielt,  einen  Burghardus  II1I.  ein,  im 
Text  dagegen  erwähnt  er  diesen  Herzog  nicht.  Von  Rudolf  von 
Rheinfelden  lässt  er  einen  Gegenherzog  Hermann  ernannt  werden, 
von  dem  wir  zwar  Nichts  wissen,  Gassar  aber  erzählt,  dass  der- 
selbe 1080  — also  zu  einer  Zeit,  in  der  schon  der  Hohenstaufe 
Herzog  war  — in  Augsburg  ein  Touraicr  gefeiert  habe;  Rudolfs 
Sohn  Berthold  dagegen  kennt  er  gar  nicht,  Friedrich,  den  zweiten 
Herzog  aus  dem  hohenstaufischen  Hause,  lässt  er  1118  statt  1105 
das  Herzogthum  übernehmen  — und  so  finden  sich  noch  viele  Un- 

1 1 ) vgl.  .Stalin  Wirtemb.  Geschichte  1965  und  16  I,  ff. 
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rc*relniäfwijikciten.  Für  diese  Dinge  lmt  Gassar  also  nicht  nur  ganz 
schlechte  Quellen  gehabt,  sondern  er  arbeitet  auch  leichtsinnig  und 
ohne  Kummer  um  etwaige  Widersprüche,  — wenn  er  nur  ein  ini- 
mensuni  voluinen  zu  Stande  bringt. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  dom  was  Gassar  über  die  Vögte 
angiebt,  so  ist  es  ganz  unzweifelhaft,  dass  Gassar  von  den  hier 
in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  überhaupt  Nichts  weiss. 
Stadtvögte  von  Augsburg  kennt  er  schon  seit  Anfang  des  8. 
Jahrhunderts  und  zwar  sind  dies  bis  ins  10.  Jahrhundert  hinein  die 
Herzoge  von  Schwaben.  Aber  unter  den  vier  Herzogen,  die  nach 
ihm  auch  die  Augsburger  Vogtei  inne  hatten,  sind  drei  nie  nlainnn- 
nische  Herzoge,  also  auch  nie  Vögte  von  Augsburg  gewesen,  und 
was  von  dem  vierten  Herzog  erzählt  wird,  ist  sicher  falsch.18) 
Fenier  während  Gassar  die  Bannbelehnung  des  Vogts  durch  den 
Kaiser  nie  erwähnt,  also  eine  Verwechslung  der  kaiserlichen  Er- 
nennung und  kaiserlichen  Bannbelehnung  sehr  wohl  vorliegen 
könnte,  herrscht  gerade  in  Betreff  der  Ernennung  der  Vögte  die 
grösste  Konfusion,  bald  lässt  er  sie  durch  den  Kaiser18),  bald  durch 

1 ’)  Die  vier  Fälle  sind:  X.  u.  2.  Pipin  habe  den  Herzog  Gottfried  (dux 
Sucviae  civitatisque  liuins  patronns  scu  ut  nsitato  vocabulo  utar  advocatus) 
wegen  einer  Empörung  vertrieben  und  mit  Ausschluss  der  beiden  Söhne  Gott- 
frieds Ernhold  zum  Herzog  von  Schwaben  und  Vogt  von  Augsburg  eingesetzt. 
Meneken  a.  a.  O.  p.  1355.  Einen  Herzog  Gottfried  von  Alamannicu  hat  ca 
allerdings  gegeben  (+703  oder  709).  was  aber  von  ihm  gesagt  wird,  ist  sicher 
falsch,  vgl.  Stalin  a.  a.  ().  1,  179;  ein  Herzog  Ernhold  dagegen  hat  überhaupt 
nicht  existirt.  3.  Ludwig  der  Deutsche  habe  dem  Berechtmnirus  Herzogthum 
und  Vogtei  koncedirt.  Meneken  a.  a.  ().  p.  1309.  4.  Zur  Zeit  des  Bischof  Hil- 
tine  (910 — 924)  sei  Ernst  , der  letzte  aus  dem  Geschlecht  der  Hiltenbrandincr(V), 
Herzog  von  Schwaben  und  Vogt  des  Augst-Gaues  und  der  Stadt  Augsburg  ge- 
wesen. Meneken  a.  n.  0.  p.  1377.  Auch  diesen  Herzog  und  Vogt  Ernst  kennt  die 
Geschichte  ebensowenig,  wie  jenen  Bereehtmairus.  c.  910—917  hat  Erchangcr 
die  herzogliche  Gewalt  in  Händen,  917 — 926  ist  Burchard  I.  als  Herzog  anerkannt. 

1 ’)  p.  1397  Heinrich  IV.  ernennt  1(08  den  Grafen  Swigger  zum  Vogt.  Dies 
ist  alter  die  einzige  kaiserliche  Ernennung,  die  Gassar  erwähnt.  Arnold  be- 
richtet nur  nach  von  Stetten  Gesell,  der  Stadt  Augsburg,  der  aus  Gassar 
schöpft  und  hier  jedenfalls  ungeunu  erzählt,  vgl.  unten  und  Heusler  p.  71,  der 
sogar  von  vielfachen  kaiserlichen  resp.  herzoglichen  Verleihungen  spricht,  von 
denen  Arnold  berichte,  vgl.  Arnold  I,  107  und  108.  Thatsäehlieh  werden 
übrigens  nicht  unerhebliche  Bedenken  gegen  diese  kaiserliche  Ernennung  zu 
erheben  sein.  Denn  selbst  Arnold  und  Heusler  bezweifeln  nicht,  dass  der 
Bischof  von  Augsburg  auch  das  sog.  ins  comitom  eligendi  erhalten  habe,  nur 
sagen  sie,  de  facto  konnte  er  es  nicht  ausiilien.  Es  muss  doch  aber  ganz  undenk- 
bar erscheinen,  dass  die  Kaiserin  Agnes  — und  sie  handelt  ja  hier  im  Namen 
des  Kaisers  — ihrem  Freund,  dem  Bischof  Heinrich  von  Augsburg,' eins  seiner 
wichtigsten  Beeilte  genommen  haben  soll,  und  das  zu  einer  Zeit,  in  der  das 
Kaiserthum  in  tiefster  Schwäche  damicdcrlag,  die  Macht  der  Fürsten  triumphirte! 
vgl.  unten  Anmerk.  17. 
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den  Herzog14),  bald  durch  den  Bischof1*')  ernannt  werden,  ja  etf 
fehlt  sogar  nicht  an  Bemerkungen,  aus  denen  man  auf  die  Erblich- 
lichkeit  des  Vogt  amt«  schliessen  könnte,10)  wonach  allein  schon 
einleuchtet,  dass  die  von  Arnold  und  Heusler  benutzten  Fälle  gar 
nicht  in  Betracht  kommen  können.  Sodann  lässt  sich  von  einigen 
der  von  Gassar  erwähnten  Vögte  auch  abgesehen  von  jenen  fabel- 
haften Herzogen  und  Vögten  mit  ziemlicher  Sicherheit  sagen,  dass 
sic  niemals  Vögte  von  Augsburg  gewesen  sein  können.17) 

Einen  Unterschied  zwischen  Vogtei  und  Burggrafschaft  kennt 


' •)  p.  13*4  (a.  982  richtiger  983  u.  984)  p.  1386  (a.  697). 

,s)  p.  1410  Bischof  Hermann  (1096 — 1133)  ernennt  Adalgetzus  von  Schwa- 
heck zum  Vogt,  und  dieser  wird  dann  durch  den  Herzog  Friedrich  von  Schwa- 
ben c.  1121  bestätigt!  p.  1415. 

,Ä)  p.  1355  ...  per  Pipinum  ...  exclusis  tilius  (nämlich  des  vertriebenen 
Herzogs  und  Vogts  Gottfried)  Emholdus...  civitatis  Augstburgensis  advocatus 
siibstitutus  est.  p.  1409  Successit  ....  AVernherus  ...  in  Augustanac  tum  pro- 
vinciae  tum  civitatis  maiore  advoeatia  sive  praefectura  (c.  10H0 ).  Dies  ist 
der  von  Arnold  a.  a.  O.  als  zweite  kaiserliche  Vogtsernennung  angeführte 
Fall. 


1 7)  p.  1390  ad  a.  1012  Sub  quo  (sc.  Ernesto  Sucviae  duce)  et  Welfo  II.  Am- 
bronum  et  Lyeatium  apud*  Bojaros  comes,  Augustanac  dioceesis  advocatus  fuit 
factus.  Welf,  der  gefährlichste  Feind  des  Bischofs  und  der  Stadt,  der  Genosse 
Herzogs  Ernst  im  Aufstande  gegen  Konrad  ist  aber  sicher  nie  Vogt  von 
Augsburg  gewesen. 

Im  Katalog  führt  Gassar  Mangold  als  Vogt  an , im  Text  p.  1392  erwähnt 
er  nur  dessen  Antheil  an  der  Niederwerfung  des  Aufstandes  Herzogs  Ernst. 
Auch  kennen  wir  1104  einen  Vogt  Mangold  in  Ausgsburg,  während  jener 
Mangold  1030  fällt. 

Zum  Jahre  1058  l>eriehtet  Gassar  (p.  1397),  wie  oben  bemerkt,  hal>e 
Heinrich  IV.  den  Sachsen  Swigger  von  Baltzhausen  zum  Grafen  in  Schwabeck 
und  zum  Vogt  der  Provinz  und  Stadt  Augsburg  ernannt.  Zweimal  wird 
dieser  Swigger  noch  erwähnt  (vgl.  unten),  beide  Mal  wird  er  aber  nicht  als 
Vogt  bezeichnet,  was  sehr  auffallen  muss,  da  diese  Stellen  eine  solche  Be- 
zeichnung, falls  er  Vogt  gewesen  wäre,  mit  Sicherheit  erwarten  lassen  sollten. 
Ferner  ist  Gassar  gerade  hier  mindestens  ungenau,  denn  noch  zu  Lebzeiten 
dieses  Swigger  (f  1774  s.  unten)  lässt  er  Swigger  II.  Vogt  sein  (p.  1400)  und 
zu  derselben  Zeit  (c.  1071)  ist  dann  noch  der  Graf  Aschuwinus  von  Schwabeck 
Vogt  von  Augsburg.  Wie  sieh  Gassar  die  Chronologie  dieser  drei  Vögte 
denkt,  bleibt  völlig  im  Dunkel;  übrigens  kennen  wir  1104  einen  comes  Asca- 
bim.s  als  A^ogt,  nur  ist  er  nicht  Arogt  von  Augsburg,  sondern  von  Straubingen, 
einem  Gut  des  Domkapitels.  Endlich  aber  linden  wir  im  Jahre  1071  urkund- 
lich einen  Adalgozus  advocatus  fratcr  Wernharii  advocati  (31.  B.  33*  6).  Kei- 
neswegs dürfen  wir  also  jenen  Swigger  auf  guten  Glauben  annehmen. 
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Gaeear  überhaupt  nicht,  der  Name  burggrafiua  kommt  bei  ihm  erst 
im  ernten  Stadtrecht  vor,  sonst  nennt  er  die  Vogtei  advoentia,  prac- 
fectura,  ius  tutelare  u.  ä.,  im  Katalog  kennt  er  nur  eine  Scheidung 
von  Land-  und  Stadtvögten,  während  die  Ijandvügte  doch  erst  eine 
Institution  Rudolfs  von  Hubsburg  nach  dem  Aufhüren  der  herzog- 
lichen Gewalt  in  Schwaben  sind.  Andrerseits  aber  erscheint  es 
aus  der  ganzen  Art  und  Weise,  mit  der  er  von  den  Stadtvögten 
und  dann  vom  burggrafius  spricht,  unzweifelhaft,  dass  seine  Stadt- 
vögte die  Burggrafen  sein  sollen.18)  Dann  aber  ist  zu  bemerken, 
dass  die  von  ihm  namhaft  gemachten  uns  sonst  nie  begegnen, 
wohl  aber  eine  ganze  Reihe  anderer  und  zwar  theilweise  zu  einer 
Zeit,  in  der  jene  ihr  Amt  verwaltet  haben  sollen.1®)  Dazu  mag 
man  denn  auch  noch  beachten,  dass  er  allen,  die  er  Vögte  oder 
Untervögte  sein  lässt,  Familiennamen  giebt,  während  solche  doch 
mit  Ausnahme  für  die  Grafen  erst  im  13.  Jahrhundert  üblich  wer- 
den.*0) Nimmt  man  zu  alledem  dann  noch  die  sonstigen  mannig- 
fachen Wunderlichkeiten,  die  Gassar  in  Betreff  der  städtischen  Ver- 


'")  So  auch  1*.  von  Stetten  Gcsch.  der  etc.  Stadt  Augsburg  passim.  Vgl. 
bes.  den  Bericht  (iassars  über  das  erste  Stadtrecht. 


■*)  Wir  stellen  hier  kurz  die  uns  urkundlich  überlieferten  Namen  der 
Burggrafen  (vgl.  die  betreffenden  Stellen  unten  im  Text)  denen,  welche  Gassar 
nennt,  gegenüber: 


Durch  Urkunden  überliefert  sind 
1067  Hiltcbrant 


1129  — c.  1150  Witigowe 

c.  1126  — 1179  Luipold,  Gcrbolt  und 
Dipoldus. 


(iassar  nennt: 

c.  1085  Friedrich  von  Hiethaima.  Ihm 
succedirt  advueati  autoramento 
— c.  1125  Dielboldua,  welcher  c.  10 
Jahre  das  Amt  verwaltet 
1135  Wernher  a Schwangovia,  vom 
Vogt  eruanut 

c.  1150  war  Wernher  ab  Andloa  I’riitor. 
c.  1162  winl  Konrad  vom  Kaiser  er- 
nannt. 


Zu  licmerken  ist  dabei,  dass  nach  den  urkundlichen  Belägen  (vgl.  Lang.  Reg.  B. 
p.  215  ad  1154  u.  M.  B.  22,  No.  181,  184,  187.  192,  194).  Diepold  erst  seit  c.  1150 
das  Burggrafenamt  zu  verwalten  scheint,  mindestens  die  Chronologie  also  bei 
Gassar  sehr  wahrscheinlich  falsch  ist.  Sicher  unrichtig  ist  dann  auch  dass  Kaiser 
Friedrich  II.  Konrad  zum  Burggrafen  ernannt  habe.  (Vgl.  auch  Wirtemb.  U. 
B.  II  142),  ebenso  werden  die  beiden  Wernher,  da  sic  uns  nie  begegnen,  andere 
Namen  sich  al>er  so  oft  finden,  Phantasiogebildc  sein. 

»•)  Oefter  lassen  sich  übrigens  auch  positiv  falsche  Namen  nachwcisen,  so 
nennt  x.  B.  er  den  Grafen  Mangold,  der  im  Kampf  gegen  Herzog  Ernst  von 
Schwaben  fällt,  ab  Entzberga,  während  derselbe  ein  Graf  von  Nellenbnrg  ist. 
p.  1392  vgl.  Mtälin  a.  a.  O.  I. 
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fassung  berichtet,  wie  «la*»  der  Bischof  Bruno  von  Augsburg  flOOG 
bis  1029)  zuerst  von  allen  Bischöfen  und  Geistlichen  Jagdreehte  er- 
hält und  dann  auch  die  Jurisdiktion  über  die  Stadt,  das  Bisthum 
aber  durch  ihn  zu  einem  Fürstenthum  erhoben  wird,  (imperatoris 
clemcntia  in  principatum  Germanici  imperii  evexit),  dass  dann 
Heinrich  111.  die  Stadt  in  sein  mundeburdium  nimmt,  und  später  für 
das  Gericht  des  Klerus  und  Volks  (praefectis  stertentihus)  auf  die 
umsichtigste  und  liebevollste  Weise  sorgt,  dass  aber  1079  (p.  1403) 
die  Bürger  von  Augsburg,  wie  ausdrücklich  gesagt  wird,  noch  unter 
herzoglich  schwäbischer  Jurisdiktion  stehen,  dagegen  1090  oder  1 1 10  '*) 
„in  violando  dyplomate“  wiederum  vom  Kaiser  die  trefflichsten  Be- 
stimmungen über  die  Jurisdiktion  des  Bischofs,  die  Einkünfte  der 
Kanoniker,  die  Dienste  und  Belohnungen  der  Ministerialen,  das  Amt 
des  Vogts  und  der  Burggrafen  und  die  alten  Privilegien  der  Bür- 
ger in  Betreff  aller  Strafsachen  getroffen  werden,  dass  endlich  die 
Ereignisse  der  Jahre  1104  und  1156  (p.  1409  und  1424)  völlig  un- 
genau und  entstellt  wiedergegeben  sind,  so  meinen  wir,  steht  jeden- 
falls fest,  dass  die  Benutzung  der  Annalen  Gassars  für  die  von 
uns  zu  behandelnde  Zeit  unbedingt  ausgeschlossen  ist. 

II.  Was  sodann  das  urkundliche  Material  betrifft,  so  ist  das 
heut  noch  vorhandene  wohl  vollständig  publicirt,  so  dass  eine  selb- 
ständige Benutzung  des  Augsburger  Archivs  nicht  erforderlich 
schien.  Es  kommen  hier  zunächst  die  Monumenta  Boica,  haupt- 
sächlich Band  33«,  in  dem  die  Monumenta  episcopatus  Augustani 
edirt  sind,  wie  die  bezüglichen  Kaiserurkunden  aus  Band  29«  und 
30«,  wie  noch  hin  und  wieder  ein  oder  der  andere  Band  in  Be- 
tracht. Sodann  das  durch  die  grosse  Liberalität  der  gegenwärtigen 
Augsburgischen  Stadtbehörden  mit  ungemeiner  Eleganz  ausgestattete 
Urkundenbuch  der  Stadt  Augsburg,  herausgegeben  von  Christian 
Mever  (Augsburg  1874  4°),  das  aber  in  Bezug  auf  manches  Regest 
nur  mit  Vorsicht  zu  benutzen  ist  und  das  statt  manchen  Regestes 
wohl  auch  den  vollständigen  Abdruck  der  Urkunde  hätte  bringeu 
dürfen;  auch  sind  die  Angaben,  an  welchen  Stellen  die  nur  registrir- 
ten  Urkunden  gedruckt  zu  finden,  nicht  durchweg  zuverlässig,  die 
Monumenta  Wittelsbaccnsia  sind  z.  B.  gar  nicht  citirt  worden.  Da- 
neben finden  sich  noch  einige  Urkunden  in  dem  ebenfalls  von  dir. 
Meyer  herausgegebenen  Augsburgischen  Stadtbuch  (Augsburg  1872), 

1 ')  Gassar  erwähnt,  dass  andere  Schriftsteller  dies  Jahr  angeben  und  fiijjt 
hinzu  ..nee  omnino  male.“ 
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in  von  Stetten  Geschichte  der  Geschlechter  der  Stadt  Augsburg,  in 
Nagel  Origines  doinus  Boieae,  in  den  Monuuicnta  Wittelsbaccnsia 
(Quellen  und  Forschungen  zur  bairischen  Geschichte  V),  in  Gaupp 
Stadtrechte  des  Mittelalters  II,  und  endlich  ist  für  die  politische 
Geschichte  tler  Stadt  zur  Zeit  Friedrich  1 1.  noch  eine  grosse 
Zahl  von  Urkunden  aus  Huillard- Breholle*  Historia  diplninaticn 
Friilerici  II.  heranzuziehen. 


III  . Von  der  Literatur  zur  Geschichte  und  Verfassung  der 
Studt  ist  anzuführen: 

von  Stetten,  Geschichte  der  ...  Stadt  Augsburg,  2 Tlteile. 
Frankfurt  1743,  58.  4“. 

von  Stetten,  Geschichte  der  Geschlechter  der  Stadt  Augsburg. 
Augsburg  1762.  4°. 

Braun  Geschichte  der  Bischöfe  von  Augsburg,  4 Theilc.  Augs- 
burg 1813,  15.  8°. 

Jäger,  Geschichte  der  Stadt  Augsburg.  Dannstadt  1837.  8°. 

Gebele,  Leben  des  Bischofs  Hermann  von  Augsburg.  Augs- 
burg 1870.  8«. 

■Steichele,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Bisthums  Augsburg,  2 
Theilc.  Augsburg  1850,  52. 

Steichele,  Archiv  für  die  Geschichte  des  Bisthums  Augsburg, 
3 Bände.  Augsburg  1856 — 60. 

Arnold,  Verfassungsgcsehielite  der  deutschen  Freistädtc  I,  107 
ff.  Hamburg  und  Gotha  1854. 

Hegel,  Kieler  Allg.  Monatsschrift  1854  p.  167  ff.  in  der  Anzeige 
des  Arnoldsrhen  Buchs. 

Nitzsch,  Ministcrialität  und  Bürgerthum  p.  284  ff.  Leip- 
zig 1859. 

Gaupp,  Stadtreehte  des  deutschen  Mittelalters  II,  199  ff.  Bres- 
lau 1852. 

Hegel,  Deutsche  Städtechroniken  IV.  Augsburg  herausgegeben 
von  Frensdorff,  in  der  Einleitung. 

Heusler,  der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  p.  76  ff. 
Weimar  1872. 

Chr.  Meyer  Augsburgisches  Stadtbuch.  Augsburg  1872.  Ein- 
leitung. 

Chr.  Meyer  Beiträge  zur  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte 
der  Stadt  Augsburg  in  der  Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für 
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Schwaben  und  Neuburg,  vierter  Jahrgang,  drittes  Heft.  Augs- 
burg 1877. **) 

Dagegen  gehen  die  umfangreicheren  Werke  über  die  Geschichte 
der  Stadt  von  Gulhnann  (6  Bände,  Augsburg  1818)  und  Wangen- 
seil (4  Bände,  Augsburg  1819)  nicht  näher  auf  die  von  uns  zu  be- 
handelnde Zeit  ein. 


li)  Ob  es  angemessen  erscheinen  konnte,  nachdem  der  um  die  Geschichte 
Augsburgs  so  verdiente  Chr.  Meyer  diesen  Aufsatz,  dem  neuerdings  ein  /.weiter 
iilier  die  ältesten  Gewerbe  in  Augsburg  gefolgt  ist,  veröffentlicht  hat,  dirscllien 
Dinge  noch  einmal  zu  behandeln,  muss  ich  dem  Urthcil  der  sachkundigen  Leser 
überlassen ; zu  einer  Kritik  dieses  Aufsatzes  ist  hier  nicht  der  Ort. 
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X.  Period«1. 


Voin  Ende  der  römischen  Herrschaft  bis  zom  ersten  Stadtrecht. 

Abschnitt  I. 

Bis  zur  Kodifikation  des  ersten  Stadtrechts. 

I.  Thcil. 

Aeussere  Geschichte. 


1 )ie  Gründung  der  Stadt  Augsburg  sowie  die  Entwicklung  und 
Geschichte  derselben  während  der  römischen  Herrschaft  übergehen 
wir  hier,  da  uns  einerseits  das  genügende  Material  hierfür  mangelt, 
andrerseits  und  hauptsächlich  aber  heut  kein  Zweifel  mehr  darüber 
sein  kann,  dass  ein  noch  von  Savigny  angenommener  Zusammen- 
hang zwischen  den  Verfassungen  der  deutschen  Städte  des  Mittel- 
alters und  denen  der  römischen  Zeit  in  keiner  Weise  stattfindet.1) 
Wir  wollen  hier  nur  daran  erinnern,  dass  von  Maurer  in  einer 
akademischen  Rede  „Ueber  bairische  Städte  und  ihre  Verfassung 
unter  der  römischen  Herrschaft“  (München  1829  4°)  auf  Grund 
einer  Abhandlung  von  von  Raiser  „Die  römischen  Altcrthümer  zu 
Augsburg  und  andere  Denkwürdigkeiten  des  Donaukreises“  (Augs- 
burg 1820  4°)  naclizuweisen  sucht,  dass  Augsburg  in  der  Zeit  der 
römischen  Herrschaft  eine  — vermuthlich  mit  dem  ius  Italicum  aus- 
gcstattetc — Kolonie  gewesen,  die  eine  selbständige  Verfassung,  einen 
eigenen  Municipalrath  und  eine  eigene  städtische  Gerichtsbarkeit 
hatte. 

Mit  dem  Zusammenbruch  des  alten  Römerreichs,  mit  den  Stür- 
men der  Völkerwanderung  verschwinden  dann  alle  Nachrichten, 
kaum  dass  wir  den  Namen  Augsburg  oder  allenfalls  dann  den  Na- 


*)  Vgl.  z.  B.  Wnitz,  Deutsche  Verfassungsgoschichte  II  230  ff.,  VII  400  ff. 
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men  eines  Bischofs  feststellen  können.  Was  uns  erhalten,  reducirt 
sieh,  soweit  ich  sehe,  auf  folgende  Notizen. 

Zunächst  ist  Augsburg  auf  der  tabula  Peutingcriana  durch  zwei 
Thiinnc  ausgezeichnet.  Einer  gelegentlichen  Notiz  aus  dem  (i.  Jahr- 
hundert entnehmen  wir,  dass  damals  schon  der  Kultus  der  heiligen 
Afra  in  Augsburg  gepflegt  wurde.  *) 

Im  Jahre  739  fordert  Papst  Gregor  III.  die  Bischöfe  Baicrns 
und  Schwabens  Wigo,  Luido,  Ruilolt  und  Vivilo  zum  Gehorsam 
gegen  Bonifaz  auf,  uyd  allgemein  wird  angenommen,  dass  der  erste 
derselben,  Wigo,  Bischof  von  Augsburg  gewesen  sei.®)  In  diesem 
Schreiben  wird  Augsburg  vom  Papst  auch  als  ein  Ort  ins  Auge  ge- 
fasst, in  dem  Bonifaz  ein  Koncil  abhalten  könne.4)  Auf  den  Rath 
dieses  Bischofs  Wigo  oder  Wikterp  sollen  auch  die  Mönche  von 
Bcnediktbcurcn  den  heiligen  Bonifaz  gebeten  haben,  ihre  Kirchen 
und  Klostergebäude  zu  weihen,  und  Wikterp  soll  bei  dieser  Ein- 
weihung zugegen  gewesen  sein.8)  Das  Todesjahr  Wigos  ist  nach 
den  Annalcs  Petaviani, *)  die  von  ihm  besonders  rühmen,  dass  er 
schreiben  konnte,  7öü,  während  das  chronicon  Elwaccnse")  ihn  erst 
im  Jahre  781  den  Bischofsstuhl  besteigen  lässt. 

Zum  Jahre  787  wird  uns  berichtet,  dass  Karl  der  Grosse  auf 
seinem  Zuge  gegen  Thassilo  sich  selbst  mit  einem  Theil  des  Heeres 

’)  Venantius  Fortuuatus  ruft  »einem  Werke  De  vita  8.  Martini  lil>.  IV  zu: 
Pergis  ad  Augustam,  quam  Virdo  Lycusque  tlucntant 
Illic  ossa  snerae  vencrabere  Virginia  Afme. 

Vgl.  Rettlterg,  Kirehongesehiehte  I,  14-4  und  219.  Frensdorf!'  in  Hegel,  Städte- 
chronik  IV,  Eiul.  Uebrigens  mag  hier  auch  folgende  Stelle  aus  einem  Bisehofs- 
katalog aus  dem  12.  Jahrhundert  (Kecard  Corpus  hist,  medii  aevi  II)  erwähnt 
werden..,,  initio  et  in  primordio  Christianac  fidoi.  quae  in  Angusta  teni]>oribus 
Dioeletiani  exorta  e*t 

a)  Vgl.  Jade,  Papstregesten  No.  1731  Episcopis  in  provineia  Uagoariae  et 
Alemantiiae  constitutis  Wigoni  (Augustensi ) Luidoni  (Spirensi)  Rudolf..  (Con- 

stnntiensi)  et  Vivilo (Passaviensi)  praecepit,  ut die  dort  angeführten  bitera- 

turuugubeu,  und  Riezler,  Geschichte  von  Baicm  I,  108. 

')  et  in  quo  vobis  loco  ad  celebranda  eoneilia  convenire  mandaverit.  sivo 
iuxta  Danubium  »ive  in  civitate  Augusta  ....  Vgl.  auch  Itiezler,  Geschichte 
von  Baiern  I,  108. 

*)  Chron.  Benediktb.  Pertz  88.  9,  213 — 15,  230.  Vgl.  auch  deu  betreuen- 
den Abschnitt  bei  Braun,  Geschichte  der  Bischöfe  von  Augsburg. 

‘)  Alter  in  einem  Nachtrage,  von  dein  in  der  Ausgabe  hei  Pertz  SS.  3,  170 
nicht  zu  erkennen  ist,  aus  welcher  Zeit  er  stammt.  Anuo  76(i  anno  ft  reguante 
Pipino  rege  obiit  Wicterhus  cpiscopns  et  abbas  8.  Martini.  Fuit  autoni  Ban- 
goarius  geuere  Heilolviugu»  senex  et  |>lus  quam  octogenarius  usque  ad  id  tein- 
pus  lieebat  et  propria  manu  scribens  libros. 

’)  88.  10,  35. 
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nach  Augsburg  wandte,  um  von  hier  aus  gegen  Thassilo  zu  operi- 
ren.  *)  Ebenso  setzt  Karl  der  Grosse  nach  dem  von  Waitz  als 
glaubhaft  bezeichnten  Theil  der  Translatio  S.  Magni  “)  den  Bischof 
Sindpert  in  Augsburg  ein,  bestätigt  ihm  die  von  Pipin  der  Kirche 
gemachten  Schenkungen  und  fügt  neue  hinzu.10)  Sindport  erbaut 
nach  derselben  Stelle n)  die  Kirche  der  heiligen  Afra  und  erneuert 
das  Kloster  des  heiligen  Magnus  in  einer  fast  dreissigjährigen  Re- 
gierung. •*)  Auf  ihn  folgt  nach  derselben  Translatio  Hanto,  er  hat 
im  Jahre  808  nach  dem  rotul.  hist,  von  Benediktbeuren ls)  die  dem 
Kloster  Benediktbeuren  entzogenen  Güter  demselben  auf  kaiserlichen 
Befehl  wieder  restituirt,  und  ira  Jahre  812  wird  er  von  Karl  zugleich 
mit  dem  Erzbischof  von  Mainz,  den  Bischöfen  von  Worms  und  Würz- 
burg für  die  Ausgleichung  des  Streits  zwischen  dem  Abt  und  den 
Mönchen  von  Fulda  zum  Schiedsrichter  ernannt;14)  eine  Nachricht 
endlich  aus  dem  15.  Jahrhundert  schreibt  ihm  einen  Theil  an  der 
Gründung  des  Klosters  Dissen  zu.15)  Seinen  Nachfolger  Nidgarius 
finden  wir  822  in  einer  Urkunde18)  erwähnt,  von  Lanto  weiss  die 


•)  An.  Bertin.  S.S.  1,  425.  An.  Lauriss.  SS.  1,  170  172.  Tune  üomnus 
rex  Carolus  una  cum  Francis,  videns  iusticiam  saun,  itcr  ooepit  pe rauere  par- 
tibus  Baioariae  cum  exercitu  suo  et  per  »einet  ipsum  veuit  in  loco  uli i Lechveit 
vocatur  super  civitatem  Augustana. 

An.  Einh.  a.  a.  O.  p.  171  173  Ipse  (sc.  Carolus)  cum  exercitu,  quem  secum 
duxerat,  super  Lechum  ftuvium,  qui  Almnaunos  et  Baioarios  dirimit , in  Au- 
gustae  civitatis  suliurhano  consedit.  — Vgl.  Hiezier  a.  a.  O.  I,  108  Anmerk.  1, 
Dümmler  Otto  I.  I,  (19 — 82,  91  ff.,  123  ff.  und  Simson  Ludwig  der  Fromme  II, 
18  ff.,  4ü  ff,  174  ff. 

*)  translationis  historia  ...  fideiu  mereri  videtur  SS.  4,  382. 

'•)  vgl.  auch  Sickel  Acta  Carol.  II,  3G2. 

")  a.  a.  O.  p.  425  construens  hasilicam  sanetae  Afrae  et  restaurans  coeno- 
bium  sancti  Magni. 

1 *)  vgl.  Abel,  Karl  der  Grosse  I,  494  ft'.  ■ — Hirsch,  Jahrbücher  Heinrich  II. 
II,  254  Anmerk.  2 nimmt  Sindpert  auch  als  Erbauer  der  Augsburger  Kathe- 
drale an  (Gass.  An.  Augsb.  bei  Mencken  a.  a.  O.  p.  1366),  jedenfalls  sei  diese  in 
den  letzten  Zeiten  Karls  des  Grossen  erbaut.  Die  Translatio  schweigt  über 
diesen  Bau.  — Die  von  Maurer  benutzte  Notiz  l>ei  Gassar  a.  a.  ü.  p.  1363  über 
eine  Eroberung  der  Stadt  durch  die  Hunnen  und  Avaren  im  Jahre  714,  den 
'Wiederaufbau  und  die  Vcrgrösserung  derselben  durch  Karl  den  Grossen  ist 
nicht  historisch  beglaubigt. 

' »)  SS.  17,  319  ff. 

1 4)  An.  Lauriss.  SS.  1,  121. 

’*)  Notae  Disscnses  SS.  17,  329. 

’*)  Meiehelbeck,  Hist.  Frising  I,  105  u.  I,  2.  247,  Harxheim  Conc.  Germ. 
II , 152.  Die  Urkunde  betrifft  die  Entscheidung  des  königlichen  missus  Hatto 
über  einen  Streit  des  Bischofs  Nitgar  mit  Hitto  von  Freising. 

Berner,  Verfasiongrgerch.  d.  Sudt  Augrlmrg.  2 
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Translatio  S.  Magni,  das»  er  c.  840  von  Ludwig  dem  Deutschen 
zum  Bischof  ernannt  worden  ist,  auch  findet  sieh  sein  Name  unter 
dem  Schreiben,  welches  die  847  in  Mainz  unter  dem  Vorsitz  des 
Erzbischofs  Rhaban  tagende  Provinzialsynodc  an  Ludwig  den  Deut- 
schen erliess. 1?) 

Der  Name  der  Stadt  wird  in  dieser  Zeit  bei  Gelegenheit  des 
Krieges  der  Söhne  Ludwigs  des  Frommen  gegen  den  Vater  zweimal 
genannt,  832  schlägt  Ludwig  seine  Söhne  Ludwig  und  Pipin  bei 
Augsburg,  839  droht  Ludwig  der  Fromme  seinem  Sohne  bei  Augs- 
burg Anfang  September  eine  Schlacht  zu  schlagen.'®). 

Der  Bischof  Widgar  erscheint  vom  2.  Februar  858  bis  8.  Juli 
8ßO  als  Kanzler  Ludwigs  des  Deutschen,  vom  15.  April  bis  13.  Sep- 
tember 877  als  Kanzler  Karls  des  Dieken,'®)  8(58  war  er  auf  der 
Synode  zu  Worms.*0)  Der  Papst  Johann  IIX.  ladet  ihn  persönlich 
durch  ein  Schreiben,  das  sonst  nur  an  die  drei  deutschen  Erzbischöfe 
gerichtet  ist,  ein,  an  den  Verhandlungen  der  Synode  zu  Troyes  Theil 
zu  nehmen;  der  Papst  stellt  also  den  Augsburger  Bischof  den  drei 
Erzbischöfen  an  Bedeutung  zur  Seite.*')  Den  Tod  Widgars  be- 
richtet Regino**)  zum  Jahre  887.  Ihm  folgt  nach  derselben  Stelle 
Adalbero,  nächst  Hatto  gewiss  der  bedeutendste  Staatsmann  seiner 
Zeit.  Aber  so  hervorragend  sein  Einfluss  auf  die  Staatsregierung  sa) 
war,  so  viel  Rühmliches  wir  auch  von  seiner  Gelehrsamkeit  hören,  ®1 * * 4) 
von  seiner  Thütigkeit  für  Augsburg  erfahren  wir  Nichts.  Noch 
weniger  wissen  wir  von  dem  Bischof  Ililtinc;  in  einer  Urkunde 
Ludwigs  des  Kindes  *s)  erscheint  er  als  Intervenient  und  die  Vita 

1 ’)  Harzheim,  Conc.  Germ.  II,  152. 

'*)  Vgl.  Nähere«  bei  Simsen,  Ludwig  der  Fromme  II,  20  und  213,  auch 
I Himmler  a.  a.  O.  und  Riezler  a.  a.  0.  I,  198.  Die  Vita  liludowici  schreibt  den 
Namen  „Hausburg.“ 

*•)  Sickel  in  W.  S.  II.  36,  399  IT.  und  39,  168  ff.  Dümmler,  Ostfr.  Jnhrb. 
II,  293  Anm.  97. 

*•)  Hansiz,  Germ.  Sacra  I,  161 ; aber  die  Unterschriften  geben  nur  die 
Namen,  nicht  die  Diöcesen  der  Bischöfe  an. 

**)  Dümmler  a.  a.  O.  II.  82.  Jaffe  a.  a.  0.  No.  2385  vom  12.  Juli  Luitberto 
Moguntino,Williberto  Coloniensi,  BertulfuTrevirensi  archiepiscopis  etWittccherio 
episcopo. 

**)  SS.  I,  697. 

**)  vgl.  namentlich  Dümmler,  Ostfr.  Jahrb.  II,  400,  486,  lx>s.  490  und  665, 
auch  Waitz,  V.  G.  6,  210. 

**)  vgl.  auch  Wattenbach,  Quellenk. 

,l)  913,  März  12.,  Trouillat  Mon.  de  Bäle  I,  127. 
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Oudalrici  fallt  ein  nicht  gerade  günstiges  Urtheil  über  ihn,*®)  bei 
keinem  für  Schwaben  wichtigen  Ercigniss  jener  Zeit  wird  seiner 
gedacht.*7)  Noch  auffallender  aber  ist  es,  dass  wir  in  den  Berich- 
ten über  die  verheerenden  Züge  der  Ungarn  in  der  ersten  Zeit  dieses 
Jahrhunderts,  an  denen  doch  Schwaben  in  gutem  und  bösen  Sinne 
so  hervorragenden  Antheil  hatte,  — weder  bei  der  grossen  Niederlage 
910  nahe  der  Mündung  des  Lech,  noch  bei  dem  Kampfe  Erchangers 
und  Arnulfs  913,  noch  bei  der  Verwüstung  Schwabens  915,  noch 
endlich  bei  den  letzten  Kämpfen  vor  dem  Waffenstillstand  924,  *s)  — 
dass  wir  bei  all  diesen  Gelegenheiten  von  der  Stadt  Augsburg  nichts 
hören.  Möglich,  dass  dies  wenigstens  theilweise  seinen  Grund  in 
der  Kampfesart  der  Ungarn,  in  der  Unkenntniss  der  Kunst  einer 
regelmässigen  Belagerung  und  der  dadurch  hervorgerufenen  even- 
tuellen Sicherheit  der  Städte  hat.  Nur  einmal  finden  wir  den  Na- 
men der  Stadt  wenigstens  genannt,  **)  bei  der  grossen  Niederlage 
am  Lech  910. 

Etwas  klarer  werden  dann  endlich  die  Verhältnisse  in  der  Ke- 
gierung  des  Bischofs  Udalrich,  namentlich  in  den  späteren  Jahren 
dieses  Bischofs,  da  wir  für  diese  Zeit  in  Gerhards  Biographie  des 
heiligen  Udalrich  eine  vortreffliche  Lokalquellc  haben. 

Gegen  Ende  des  Jahres  924  wurde  Udalrich  auf  den  bischöflichen 
Stuhl  erhoben, au)  geweiht  nach  der  Vita  am  28.  Dezember  924. al) 


J‘)  qui  tarnen  tautae  non  fuit  celsitudinis , ut  suo  se  vellet  applicuisse 
servicio  (sc.  Oudalricus). 

,!)  .Selbst  nicht  l>ci  der  Synode  zu  Althaim  im  J.  916,  Vg  1.  Waitz,  Jahrh. 
I>.  31  und  Hcfele,  Conciliengeseli.  IV,  553  ff.,  Portz,  Logg.  4,  554  ff. 

*•)  Dass  als'r  Augsburg  von  den  Ungamzügen  nicht  verschont  geblieben, 
lehrt  die  Bemerkung  der  Vita  Oudalrici,  dass  beim  Regierungsantritt  Udalrichs 
Wälle  und  Mauern  der  Stadt  zerstört  gewesen  seien  . . . quia  in  his  temporibus 
Ungrorum  sevitia  in  istis  provinciis  morc  demoniorum  crassabatur.  Vgl.  unten. 

,*)  Liutprand  Apod.  II,  cap.  3. SS.  3,  238  ad  a.  910  Rex  Hludowicus  eollecta 
multidudine  Augustam  venerat. 

so)  Der  Herausgeber  der  Vita  erinnert  in  der  Amu.  1 an  einen  von  Welser 
mitgetheilten  Stammbaum  der  Grafen  von  Kiburg,  nach  dem  Udalrich  zu  die- 
sem Geschlecht  gehört.  Die  Vita  sagt  nur  excelsa  prosapia  Alamannorum  ex 
rcligiosis  et  uuhilibus  parentibus  ortus  cap.  24  p.  409.  Vgl.  Herrn.  Aug.  SS.  5, 
11(1  ad  a.  973.  Grafeu  von  Kiburg  existirten  damals  noch  nicht,  Udalrich  stammt 
vielmehr  aus  dem  Geschlecht  der  Grafen  von  Dillingen.  Vgl.  Näheres  l>ei  PI. 
Braun,  Gesch.  der  Grafen  von  Dillingen  und  Kiburg.  Hist.  Ahhandl.  der  Mün- 
chener Akad.  der  Wisseuseh.  5,  379  ff.  und  bei  Ekk.  Casus  S.  Galli,  herausgeg. 
von  Meyer  von  Knonau  in  den  Mitth.  zur  vaterl.  Gesch.  des  histor.  Vereins  in 
St.  Gallen  passim.  — Vgl.  auch  Stiilin,  W.  G.  1,  561  ff.,  bcs.  563  Anm.  11. 

*■)  Wenn  die  An.  Col.  max.  SS.  17,  739  — soweit  ich  sehe  allein  — das 

2* 
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Im  Jahre  926  fand  wahrscheinlich*4)  jener  berühmte  Einfall 
der  Ungarn  statt,  der  die  Zerstörung  des  Klosters  S.  Gallen  herbei- 
führte. Nach  Ekkehard  Casus  S.  Galli38)  soll  damals  auch  Augs- 
burg lange  Zeit  hindurch  von  den  Ungarn  belagert,  endlich  aber 
durch  die  Gebete  des  heiligen  Udalrich  errettet  worden  sein.  Da 
dies  sonst  aber  nirgends  bestätigt  wird,34)  namentlich  aber  die  Vita 
Oudalrici  hierüber  völlig  schweigt,  so  möchten  wir  doch  an  eine 
Verwechslung  mit  der  Belagerung  von  955  denken,  jedenfalls 
diese  Belagerung  von  926  nicht  als  historisch  sicheres  Faktura  be- 
zeichnen. *6) 


J»hr  925  angeben,  so  wird  Mabillon  Acta  V.  wohl  Recht  haben,  wenn  er  diese 
Differenz  auf  die  verschiedene  Berechnung  der  Jahresanfänge  zurückführt.  Wpnn 
Mabillon  auch  den  Tag  der  Weihe,  den  die  Vita  angiebt  (in  die  solemnitatis 
innncentium)  bezweifelt,  weil  dieser  Tag  im  Jahre  924  auf  eine  feria  tertia  fiel, 
die  kanonischen  Regeln  aber  eine  dies  dominica  für  diese  Feier  vorschreiben, 
so  mag  man  dies,  falls  man  nicht  eine  Abweichung  von  den  kanonischen  Regeln 
konstatiren  will,  für  eine  Ungenauigkeit  der  lleberlieferung  ansehen,  sachlich  ist 
die  Frage  für  uns  ohne  Bedeutung. 

’*)  vgl.  Waitz,  Jahrb.  Heinrich  L,  1.  u.  2.  Ausgabe. 

1 J)  Meyer  von  Knonau  a.  a.  0.  cap.  51  p.  193. 

*•)  Der  Bericht  der  An.  Palid.  SS.  16  zum  Jahre  926  verdient  kaum  einer 
Erwähnung.  Zur  Zeit  des  Bischofs  Udalrich,  heisst  es,  sei  nach  einer  Be- 
lagerung der  Stadt  Augsburg  und  einer  völligeu  Niederlage  der  Deutschen,  nicht 
nur  Augsburg,  sondern  ganz  Deutschland  den  Ungarn  tributär  geworden,  Arnulf, 
der  letzte  Karolinger,  und  sein  Nachfolger  Konrad  mussten  den  Ungarn  gehor- 
chen. Das  sind  die  Folgen  einer  Niederlage  im  Jahre  926! 

,l)  W’aitz  behauptet  zwar  in  der  ersten  Ausgabe  der  Jahrbücher  (vgl.  auch 
2.  Ausg.  p.  88  ff.),  Ekkehard  unterscheide  zwischen  beiden  Belagerungen  bestimmt 
genug  und  berufe  sich  für  die  erste  auf  Volkslieder,  aber  wenn  dem  so  auch  sein 
sollte,  (es  heisst  nur  quae  de-  eo  (sc.  Oudalrico)  coneinnantur  vulgo  et  canuntur) 
macht  uns  gerade  die  Berufung  auf  Volkslieder  bei  dem  völligen  Schweigen  der 
Vita  diese  Belagerung  sehr  wenig  probabel.  Auch  Meyer  von  Knonau  a.  a.  O. 
Anm.  662  nimmt  mit  Rücksicht  auf  den  scharfen  Tadel,  den  Ekkehard  (cap.  60 
p.  220)  gegen  die  Verfasser  der  Biographioen  Ulrichs  wegen  ihres  Schweigens 
über  diese  Belagerung  erhebt,  eine  Belagerung  Augsburgs  im  Jahre  926  an. 
glaubt,  dass  Ekkehard  hier  eine  bestimmte  Tradition  vor  sich  gehabt  habe,  weist 
aber  doch  auch  auf  jenen  fabelhaften  Bericht  der  Pöhlder  Annalen  hin.  Ausser- 
dem ist  aber  noch  zu  l>eachten,  dass  Ekkehard  die  Biographen  Ulrichs  ebenso 
tadelt,  weil  sic  die  Wunderthaten  dieses  Bischofs  verschweigen,  und  dass  die 
Stadt  garade  durch  ein  Wunder  — und  zwar  ein  etwas  komisches  — des  Bischofs 
gerettet  wird.  Und  die  Volkslieder,  der  Tadel  gegen  die  Biographen,  besonders 
aber  deren  Schweigen  machen  es  fast  unzweifelhaft,  dass  es  sich  hier  um  eine 
Sage  handelt;  als  historisches  Resultat  der  Angaben  Ekkehards  möchte  ich  nur 
annehmen,  «lass  die  Ungarn  926  bei  Augsburg  vorbeigestiirmt  sind,  ohne  jedoch, 
wie  man  fürchtete , eine  Belagerung  zu  versuchen;  dass  Udalrich  wegen  dieser 
Gefahr  besondere  Gebete  angeorduet  habe,  ist  auch  nicht  zu  bezweifeln,  nur 
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Waitz  a.  a.  O.  p.  92  hält  Udalrichs  Anwesenheit  auf  dem  Reichs- 
tage von  Worms  926  fiir  wahrscheinlich,  weil  derselbe  in  einer 
hierhergehörigen  Urkunde  genannt  werde.3®*) 

Sicher  ist  dagegen  Udalrich  auf  dem  allgemeinen  Concil  zu 
Ingelheim  im  Jahre  948  zur  Beilegung  der  Streitigkeiten  zwischen 
den  Hugonen  und  König  Ludwig,  an  dem  32  oder  34  Bischöfe  theil- 
nahmen,  anwesend.3®) 

Von  besonderem  Interesse  sind  dann  fiir  die  Stadt  die  Kämpfe 
zwischen  Liudolf  und  seinem  Vater,  überhaupt  die  Ereignisse, 
die  sich  nach  Ottos  erstem  italienischen  Zuge  in  Deutschland  ab- 
spielen. Es  ist  bekannt,  dass  Otto  zum  7.  August  952  Reichstag 
und  Koncil  nach  Augsburg  berief,  dass  Berengar  hier  noch  einmal 
in  feierlichster  Form  seine  Unterwerfung  bezeugen  musste,  dass 
hier  für  die  deutsche  wie  die  italienische  Kirche  die  wichtigsten 
Beschlüsse  gefasst  wurden.37)  Und  wenn  auch  die  Gunst  der  hier- 
her führenden  Strassen33)  wohl  fiir  die  Wahl  des  Ortes  mit  ent- 
scheidend war,  so  zeugt  diese  Wahl  andrerseits  doch  gewiss  auch 
für  die  Bedeutung  und  Grösse  der  Stadt  Bekannt3*)  ist  auch, 
dass  als  ganz  Schwaben  und  Baiern  auf  Liudolfs  Seite  trat,  Udal- 
rich allein  mit  zwei  ihm  verwandten  Grafen,  Dietpold  und  Adal- 
bert,10) der  kaiserlichen  Fahne  treu  blieb,  dass  Augsburg  aber 
diese  Treue  des  Bischofs  mit  einer  völligen  Plünderung  durch  den 
Pfalzgrafen  Arnulf  zu  btissen  hatte,  bekannt  ist  die  Belagerung 
Udalrichs  in  Mantahinga11)  durch  Arnulf,  seine  Befreiung  durch 
die  Grafen  Dietpold  und  Adalbert,  bekannt  endlich  ist  die  Bclagc- 

machte  die  Sage  dann  aus  der  Befreiung 'von  der  Furcht  einer  Belagerung,  die 
gewiss  gross  genug  gewesen  ist,  eine  Befreiung  von  der  Belagerung  selbst  und 
schrieb  natürlich,  da  der  Ausgang  derselben  Niemanden  bekannt  war,  diesen 
einem  Wunder  des  Bischofs  zu. 

1 "■ »)  vergleiche  jedoch  Sickel,  Kaiserurkunden  der  Schweiz  p.  24,  Stumpf 
No.  12. 

“)  Flodoard  SS.  III,  395  Cont.  Regin.  ad  a.  94«  SS.  I,  620.  Vgl.  Köpke, 
Jahrb.  Ottos  I.  p.  73  und  Dümmler,  Otto  der  Grosse,  162  fl. 

*’)  Die  Akten  des  Koncils  bei  Pertz,  Legg.  II,  27.  Vgl.  Dümmler  a.  a.  O. 
p.  205  ff. 

**)  Vgl.  unten. 

**)  vgl.  fiir  «das  Folgende  Dünniges  Jahrb.  Ottos  I.,  Giesebrecht  a.  a.  O.  I, 
392  ff. , Dümmler  a.  a.  O.  p.  225  ff.,  Riezler  a.  a.  O.  I,  344  ff., 

'*)  Riezler  a.  a.  O.  p.  315  hält  sie  für  Grafen  von  Dillingen. 

*')  Dümmler  a.  a.  O.  p.  230  hält  Mantahinga  fiir  Schwabmiinchen,  wogegen 
Riezler  a.  a.  O.  344  u.  Ak.  2 erklärt,  es  sei  an  Merching  an  der  oberen  Paar 
oder  an  Merching  an  der  unteren  Paar  zu  denken.  Vgl.  Steichclc,  Geschichte 
des  Bisthums  Augsburg  II,  479. 
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rung  Augsburg  durch  die  Ungarn  im  Jahre  955, 4t)  die  Befreiung 
der  Stadt  wie  ganz  Deutschlands  durch  Ottos  Sieg  auf  dem  Lech- 
felde. Ueber  all  diese  Dinge  und  den  Antheil  Udalrichs  an  ihnen 
äussert  sich  die  Yrita  sehr  ausführlich,  indessen  ist  hier  nicht  der 
Ort  auf  sie  ausführlicher  einzugehen  und  einzelne  Ungenauigkeiten 
der  Ueberlieferung  hervorzuheben  und  zu  berichtigen.48) 

Im  August  961  ist  Otto  wieder  in  Augsburg,  um  von  hier  aus 
seinen  zweiten  italienischen  Zug  anzutreten, 44)  wie  denn  nun  natur- 
gemäss  Augsburg  der  Sammelpunkt  für  fast  alle  italienischen  Züge  wird. 

Die  Vita  giebt  dann  noch  Nachricht  von  dem  Plan  Udalrichs, 
während  seiner  Lebenszeit  die  weltlichen  Geschäfte  seinem  Neffen 
Adalbero  zu  übergeben,  sich  selbst  aber  in  ein  Kloster  zurückzu- 
ziehen, von  Ottos  in  Ravenna  gegebener  Zustimmung  zu  diesem 
Plan,  von  dessen  Scheitern  durch  die  Renitenz  der  deutschen  Bi- 
schöfe, die  auf  der  Synode  zu  Ingelheim  972  ein  solches  Verfahren 
als  gegen  die  kanonischen  Regeln  erklärten,  und  durch  den  plötz- 
lichen Tod  Adalberos  selbst.4'') 

Nach  Udalrichs  Tode  (973  Juli  13)  wusste  die  arnulfingische 
Partei4*)  einem  der  Ihrigen,  dem  Grafen  Heinrich,  einem  Schwester- 
sohn der  Herzogin  Judith  von  Baiern,  einem  Vetter  also  Heinrichs 
des  Zänkers  und  Hedwigs  von  Schwaben  wie  auch  Ottos  II.  das 
augsburger  Bisthum  zu  verschaffen,  und  Heinrich,  der  vollständig 
in  den  Ideen  dos  arnulfingischen  Hauses  lebto,  sprach  zunächst 
den  Neffen  Udalrichs,  des  energischen  Bekümpfers  seines  Hauses, 
Mangold  und  Httpald,  die  seine  milites  genannt  werden,47)  ihre 
Leben  ab  und  zog  sofort,  als  Heinrich  der  Zänker  976  aus  Ingel- 
heim entflohen,  sein  Schwert  gegen  den  Kaiser  für  die  arnulfingische 
Sache.48)  Indessen  die  Haft,  in  die  ihn  Otto  nach  Niederwerfung 
des  Aufstandes  beim  Abt  von  Werden  übergab  und,  wie  angegeben 

**)  Die  Schilderung  dieser  Belagerung  ist  zwar  in  der  Vita  sehr  detaillirt, 
trotzdem  aber  giebt  sic  kein  klares  Bild  von  der  Belagerung.  Vgl.  nueh  Diimin- 
ler  a.  a.  O.  p.  250  ff. 

**)  Man  vergleiche  nur  die  angeführten  Schriften  von  Dünniges,  Oiese- 
b recht,  Diimmler,  Riezler. 

•*)  vgl.  Stumpf,  Reichskanzler  No.  21)5  d.  d.  961,  August  15.,  Ougesbure. 

4i)  Vita  Oud,  a.  a.  ().  cap.  24  , 25.  Vgl.  Denn.  Aug.  SS.  5,  116,  Chron. 
Ottenbur.  SS.  23,  616.  Diimmler  a.  a.  O.  p.  609. 

••)  Die  Vita  rechnet  die  Schuld  dem  greisen  Herzog  Burchard  von  Schwa- 
ben (f  973)  zu.  Vgl.  Riezler  a.  a.  0.  I,  359  u.  60. 

*’)  Offenbar  hatte  ihnen  Udalrich  bischöfliche  Lehen  gegeben. 

*■)  Ob  er  schon  974  bei  der  Verschwörung  Herzogs  Heinrich  und  Abrahams 
von  Freising  thätig  war,  habe  ich  nicht  bestimmen  können,  bestraft  scheint  er 
nicht  zu  sein. 
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wird,  Bedrückungen  von  Seiten  de«  Herzogs  Otto  veranlassten  ihn 
dann  sich  immer  fester  der  kaiserlichen  Politik  anzuschliessen,  bis 
er  diese  mit  seinem  Tode  auf  dem  Schlachtfclde  gegen  die  Araber 
im  Juli  982  40)  besiegelte. 

Von  seiner  Thätigkeit  für  die  Stadt  selbst  ist  aber  noch  her- 
vorzuheben, dass  er  von  der  Stadt  aus  zu  dem  am  jenseitigen  Ufer 
des  Lech  gelegenen  Kloster  S.  Ulrich  und  Afra  eine  Brücke  schla- 
gen liess,  auf  der  zwar  ein  Zoll  erhoben  wurde,60)  der  aber  nur 
zum  Almosengeben  dienen  sollte. 

Aus  der  folgenden  Zeit  hören  wir  wioder  sehr  wenig  von  der 
Stadt  wie  von  ihren  Bischöfen,  auf  die  Reichsangelegenheiten  schei- 
nen diese  keinen  Einfluss  geübt  zu  haben,  kein  Schriftsteller,  keine 
Urkunde  giebt  uns  von  einer  Anwesenheit  des  Königs  in  Augsburg 
Kunde.  Doch  aber  können  die  Bischöfe  keine  unbedeutenden  Leute 
gewesen  sein;  von  Liudolph  hören  wir,  dass  er  993  die  Kanoni- 
sation  Udalrichs  auswirkt,61)  dass  er  von  der  Kaiserin  Adelheid 
die  Mittel  zum  Neubau  der  994  eingestürzten  Kathedrale  erhielt,6*) 
von  Siegfried  I.  (1000 — 1006)  hören  wir,  dass  er  mit  Otto  III. 
nach  Italien  gezogen,  dass  er  bei  dem  Transport  der  Leiche  thätig 
gewesen,  worauf  ein  Theil  der  Gebeine  (interiora)  Ottos  in  Augs- 
burg beigesetzt  sei,  und  die  Augsburger  Kirche  von  Heinrich  II. 
besondere  Geschenke  erhalten  habe,  wir  hören,  dass  Heinrich  II. 
vor  seiner  Wahl  sich  gerado  um  die  Stimme  Siegfrieds  eifrig  be- 
mühte, dass  Siegfried  allein  es  ist  von  allen  Bischöfen,  der  Hein- 
rich in  dieser  Beziehung  eine  bestimmte  Zusage  machte. 

Nach  der  Unterwerfung  des  Gegenkandidaten  Herzogs  Her- 
mann berührt  König  Heinrich  auf  der  Reise  vom  Rhein  (Bruchsal) 
nach  Regensburg  Augsburg.68) 

Von  wio  hervorragender  Bedeutung  das  Bisthum  damals  war, 
zeigt  sich  auch  darin,  dass  nach  Siegfrieds  Tode  (Ende  1006)  Bruno, 
der  bekannte  Bruder  Heinrichs  II.  es  ist,  der  den  bischöflichen  Stuhl 
bestieg.  Aber  so  gross  auch  Brunos  Einfluss  auf  die  Rcichsan- 
gelcgcnheiten  sowohl  unter  Heinrich  II.  wie  unter  Konrad  II.  ist,64) 

•*)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a.  und  an  anderen  Stellen. 

*•)  Vita  Oud.  SS.  4,  417  (Heinricus  episcopus) super  Licum  lluvium 

ail  sanctam  Afram  pimtem  composuit.  et  ut  nullus  ex  fumilia  de  ponte  telnneum 
aut  ullam  redibitionem  acciperct  pracccpit,  sed  in  elemosinam  cius  quicunque 
voluissent,  sine  contradictione  et  occupatione  pergerent. 

*■)  Vita  Oud. 

ll)  An.  Aug.  mai.  a.  li.  a. 

")  vgl.  Stumpf  1327  u.  1328  d.  d.  1002  Oct.  31.  u.  Nov.  1. 

*')  Es  sei  nur  erwähnt,  dass  er  vom  Mai  1005  bis  April  1006  Kanzler 
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so  wenig  hören  wir  von  seiner  Thätigkeit  für  das  Bistlium  oder 
die  Stadt.  Zu  bemerken  ist  nur,  dass  Heinrich  II.  im  Jahre  1021 
sich  in  Augsburg  zu  seinem  dritten  italienischen  Zuge  rüstete , a8) 
dass  sich  Herzog  Ernst  von  Schwaben  in  Augsburg  auf  dem  Reichs- 
tage von  1025  seinem  Stiefvater  unterwerfen  muss,  dass  aber  als 
Konrad  im  Februar 8")  des  folgenden  Jahres  nach  Italien  gezogen, 
und  Bischof  Bruno  ihm  dorthin  gefolgt  war,  nun  auch  Augsburg 
von  dem  neu  ausbrechenden  Aufstande  getroffen  wurde,  dass  Graf 
Welf,  nachdem  er  das  Bisthum  plündernd  durchzogen,  die  Stadt 
selbst  einnahm  und  erst  nach  des  Kaisers  Rückkehr  zur  Unterwer- 
fung und  zur  Leistung  einer  Entschädigung  an  Augsburg  genöthigt 
werden  konnte. 

Bruno  seinerseits  erbaut  in  Augsburg  die  Moritzkirche87)  und 
richtet  an  derselben  ein  Kollegiatstift  ein;  von  besonderer  Bedeu- 
tung aber  war,  dass  er  den  Kanonikern  der  Domkirche  noch  kurz 
vor  seinem  Tode  das  Gut  Straubingen  vermachte,89)  worauf  wir 
noch  zurückkommen. 

Konrad  II.  war  zur  Zeit  Brunos  wie  es  scheint  nur  noch  ein- 
mal in  Augsburg,  Ende  Dezember  1028,  Anfang  Januar  1020,'®) 
dann  als  Bruno  Ende  April  1029  gestorben  war,"")  Bischof  Eber- 
hard ihm  gefolgt  war,  finden  wir  Konrad  noch  einmal,  im  Februar 
1036,  in  Augsburg,"')  Heinrich  III.  im  Januar  1040, *3)  Weihnachten 
1043,  "*)  ira  Februar  1045,  *4)  im  September  1046,  "8)  im  Mai  1047."") 

seines  Bruders  war,  im  Uebrigen  verweisen  wir  in  Bezug  auf  die  grossartige 
Thätigkeit  Brunos  für  und  auch  gegen  das  Keieh  auf  Hirsch,-  Jahrbuch  Hein- 
rich II.  Vgl.  auch  Hiezier  a.  a.  O.  I,  441. 

1 s)  vgl.  auch  Stumpf,  1775  u.  1776.  Rieder  a.  a.  O.  I,  423. 

**)  Stumpf  1902—1904,  d.  d.  1026,  Febr.  14.,  Augsburg. 

SI)  lieber  den  Zwiespalt,  in  den  er  dieses  Baues  wegen  mit  Heinrich  II. 
gekommen  sein  soll,  vgl,  Hirsch,  Jahrh.  II,  261. 

*")  vgl.  die  Urkunde  bei  Nagel,  Orig.  dom.  Boic,  p.  273  IT. 

**)  Stumpf,  1964  d.  d.  Dezember  1(>28,  Bollingen  bei  Augsburg.  Stumpf, 
1985  u.  86.  1028  Dezember  30.  u.  1029  Januar  1.  Augsburg. 

*•)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a. 

*')  An.  Hildesh.  nnd  An.  Saxo  a.  h.  a.  Stumpf,  2072  u.  73. 

**)  id.  und  An.  Alth.  (Illico  dcvenerutit  legati  Italorum  cxpctcntcs  regis 
iudicia).  Stumpf,  2156 — 67  u.  69  Januar  11. — 19. 

•>)  An.  Saxo  SS.  6,  686.  An.  Magdeb.  SS.  16  a.  h.  a. 

••)  An.  Alth.  (Ubi  Langobardorum  conventum  habnit  et  cum  cis  de  illius 
regni  ordinatione  disposuit).  Stumpf,  2270  u.  71  vom  22.  Februar. 

**)  An.  Alth.  (8.  Sept.)  Stumpf  2305—13  vom  7.  September. 

•*)  AVipo  u.  Lambert,  auch  Horm.  Aug.  a.  h.  a.;  An.  Alth.  irrthümlich 
April  14.  Vgl.  die  Anmerk.  SS.  20  p.  00. 
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Vom  Bischof  Eberhard  wissen  wir  nur  sehr  wenig.  Die  Ur- 
kunde in  den  Mon.  Boic.  22,  4 mit  dem  Datum  1031,  durch  die 
derselbe  dem  Kloster  S.  Ulrich  und  Afra  die  Lechbrücke  ausser- 
halb der  Stadt  mit  dem  Zoll  schenkt,  und  der  ein  ausführlicher 
Zolltarif  angehängt  ist,  ist  augenscheinlich  ein  möglichst  unge- 
schicktes Machwerk  frühestens  des  14.  Jahrhunderts.  *’)  Dagegen 
berichtet  uns  der  oben  erwähnte  Bischofs-  und  Abtskatalog  aus 
dem  12.  Jahrhundert  die  Schenkung  selbst  auch  als  Thatsache.  ®8) 

Ferner  wissen  wir,  dass  Eberhard  mit  dem  Bischof  Nitker  von 
Freising  über  einen  gewissen  Decem  einen  Vertrag  schloss.8*) 

Wichtiger  ist,  dass  wir  aus  seiner  Regierungszeit  die  erste 
Kaiserurkundc  für  das  Bisthum  haben,  wenn  auch  dieselbe  nur  von 
untergeordneter  Bedeutung  ist  Heinrich  III.  bestätigt  am  2.  März 
1040  zu  Rotweil  der  Augsburger  Kirche  die  von  Otto  III.  dieser 
gemachte  Schenkung  eines  Gutes  in  villa  Scerdistein  in  pago  Ou- 
nigessundera  in  comitatu  Sigifridis  comitis  situm. :o) 

Während  der  Anwesenheit  Heinrich  III.  — 1047  — in  Augsburg 
stirbt  Eberhard,  und  Heinrich  setzt  sogleich  seinen  Kaplan  Heinrich, 
den  Domprobst  von  Goslar  zum  Bischof  ein,  der  den  Kaiser  so- 
eben als  Kanzler  nach  Italien  begleitet  hatte. n) 

In  den  nächsten  Jahren  hat  das  Bisthum  einige  Fehden  aus- 
zukämpfen.  Zunächst  berichten  die  Annalcs  Augustani  maiores 
zum  Jahr  1055  Augustae  pugna  cum  Babenbergibus,  eine  Nach- 
richt, die  wir  nirgends  einzureihen  wissen.7*) 

Im  Jahre  1059  zogen  die  Grafen  Dietpold  und  Ratpoto  wegen 
einer  dem  Bisthum  urkundlich  überwiesenen  Grafschaft  im  Bunde 
mit  den  Baiern  gegen  den  Bischof  zu  Felde,  belagern  Mantichingen, 
werden  aber  von  den  Augsburgern  (ab  Augustensibus)  geschlagen 
und  endlich,  nachdem  sie  zwar  Mantichingen  und  andere  Orte  ver- 
brannt haben,  durch  die  Kaiserin  Agnes  zum  Frieden  gezwungen.'®) 

Heinrichs  Stellung  zur  Reichsregicrung,  sein  Verhältnis  zur 

•’)  vgl.  auch  Stalin  a.  a.  0.  II,  p.  19. 

*")  Eccard  Corp.  hist.  meil.  acv.  Hic.  (sc.  Ebcrhardus)  dedit  sanctac  Afrae 
pontern  Lici  ct  Harenam. 

**)  Meichelbeck,  Hist.  Frising.  I,  2,  511. 

’•)  M.  B.  29»  69.  Stumpf  2173. 

7 ')  vgl.  Giesebrecht  a.  a.  O.  3,  61. 

”)  Möglich,  «lass  diese  pugna  zu  den  durch  den  abgesetzten  und  exilirten 
Herzog  Konrad  von  Baiern  aus  dein  Hause  der  lothringischen  l’falzgrafeu  von 
Zütphen,  durch  Gebhard  von  Regensburg  und  Herzog  Welf  im  Jahre  1055,  als 
der  Kaiser  in  Italien  weilte,  inscenirten  Unruhen  gehört. 

7I)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a. 
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Kaiserin  Agnes,  sein  Einfluss  auf  die  Wahl  von  Kadalus,  auf  die 
Synoden  von  Basel  (1061)  und  Augsburg  (1062),  endlich  Heinrichs 
Beseitigung  durch  Anno  sind  bekannte  Thatsachcn. 

Während  Heinrichs  Regierung  ist  Heinrich  111.  in  Augsburg 
im  Februar  1051  zugleich  mit  Leo  IX., 7<)  und  Leo  IX.  berührt  im 
Februar  1053  noch  einmal  die  Stadt,  Heinrich  IV.  ist  im  Jahre 

1058  7S)  und  1059  7a)  in  Augsburg.77) 

Von  grösserem  Interesse  ist,  dass  wir  aus  Bischof  Heinrichs 
Regierungszeit  mehrere  Kaiserurkunden  für  das  Bisthum  haben. 

1059  Februar  5 Mogcntiae  giebt  Heinrich  IV.  dem  Bischof  einen, 
wie  es  nach  den  angegebenen  Grenzen  scheint,  sehr  ausgedehnten 
Wildbann,78)  1061  September  21  Langene  und  1062  März  17  Pa- 
derborn eine  Reihe  von  Gütern  und  Weinbergen  und  bestätigt  über- 
dies Schenkungen  seiner  Mutter  an  das  Bisthum. 7B)  Die  interes- 
santeste Urkunde  aber  ist  1061  März  7 Nowrenberg,8®)  denn  sic  ist 
die  einzige  urkundliche  Nachricht,  die  wir  über  die  Verleihung 
eines  königlichen  Regals  an  die  Augsburger  Bischöfe  haben,  eine 
Bestätigung  des  der  Kirche  von  Otto  I.  verliehenen  Münzrcgals. 

Im  September  1063  stirbt  der  Bischof  Heinrich,  Einbriko,  ein 
Mainzer  Präpositus  wird  sein  Nachfolger. 81) 

Die  furchtbaren  Wirren  unter  Heinrich  IV.,  der  Streit  zwischen 
Kaiser  und  Pabst,  wie  die  gräuclvollen  Parteiungen  und  Kämpfe 
im  Innern  Deutschlands  berühren  in  der  ersten  Zeit  Erabrikos 
Augsburg  nur  wenig,  später,  als  Embriko  hervortritt,  zeigt  er  eine 
durchaus  königliche  Gesinnung,  bewährt  sich  als  einer  der  beson- 
nensten aber  auch  entschiedensten  Anhänger  Heinrich  IV. 

Bis  zu  diesem  Zeitpunkt  können  wir  nur  die  Anwesenheiten 
des  Königs  in  Augsburg  konstatiren.  1064  Anfang  Februar,8*) 
1065  Pfingsten,88)  1066, 84)  um  den  Herzog  Gottfried  zu  erwarten, 

’•)  Herrn.  Aug.  SS.  5,  Wiberti  Vita  I.eonis  SS.  9,  Harzheim  C'onc.  Gcrni. 
III,  117. 

")  An.  Alth.,  Stumpf  2251  — 57. 

’•)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a. 

”)  Uraun  führt  noch  zwei  Schenkungsurkunden  <les  Bischofs  Heinrich  an  <lie 
Homkirche  aus  dem  Augsburger  Stadtarchiv  an,  die  mir  aber  nicht  zugänglich  sind. 

»«)  31.  B.  29»  142.  Stumpf  2568. 

’*)  31.  B.  29»  154  u.  156,  Stumpf  2596  u.  2606. 

"•)  31.  B.  29»  150,  Stumpf  2593,  vgl.  uuten. 

* 1 ) An.  Aug.  mai.  und  Lambert  a.  h.  a. 

•*)  An.  Aug.  mai.  (2.  Febr.),  Stumpf  2640,  41  vom  4.  u.  8.  Februar. 

"*)  An.  Aug.  mai.,  Stumpf  2665 — 67  vom  20.  Mai. 

*')  Chrom  Casin.  SS.  3,  222  ff.;  in  den  An.  Aug.  mai.  fehlt  dies  Jahr. 
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1067  Ende  Januar,  um  den  Römerzug  anzutreten,  der  dann,  weil 
Herzog  Gottfried  nicht  erschien,  unterblieb,8*)  1068  Anfang  Sep- 
tember8*) 1070  wieder  zu  Mariä  Reinigung87)  und  1071  im  Mai.88) 

AU  Heinrich  IV.  bei  Beginn  des  Jahres  1074  von  den  Fürsten 
genöthigt  wurde,  vom  Kampfe  gegen  die  Sachsen  abzustehen  und 
sich  in  Unterhandlungen  mit  diesen  einzulassen,  gehörte  wahrschein- 
lich auch  Einbriko  zu  den  vier  Bischöfen,  die  Heinrich  als  Gesandte 
in  das  sächsische  Lager  schickte,  um  die  Verhandlungen  einzuleiten, 
oder  wenigstens  zu  den  fünfzehn  Bischöfen,  die  dann  diese  Ver- 
handlungen in  dem  Gcrstunger  Vertrage  znm  Abschluss  brachten.8*) 
Ebenso  als  umgekehrt  sich  die  Sachsen  im  Oktober  des  folgenden 
Jahres  veranlasst  sahen,  lieber  mit  Heinrich  zu  paktiren,  als  es  auf 
eine  Schlacht  ankommen  zu  lassen  und  sie  durch  Gesandte  dem 
Könige  fünf  Männer  bezeichnen,  die  sie  zu  Unterhändlern  wünschen 
— qtiod  hos  constantissimae  fidei  et  veritatis  esse  compererant,  et 
quiequid  hi  spopondissent  rat  um  foro  haud  dubio  credebant  — • be- 
findet sich  auch  Embriko  unter  diesen. 

Schon  im  Dezember  1074  war  Embriko  durch  jenes  Schreiben 
Gregors *w)  wie  so  viele  deutsche  Bischöfe,  als  der  Simonie  ver- 


Äl)  An.  Aug.  mai.  (ante  pnrificationem  Mariae). 

*•)  An.  Aug.  mai.  in  nativitate  Mariae  d.  i.  am  8.  September.  Die  An. 
Alth.  geben  Mariä  Reinigung  an,  was  der  Herausgeber  in  einer  Anmerkung  für 
eine  Verwechslung  mit  1067  erklärt. 

•T)  An.  Aug.  mai. 

*•)  An.  Aug.  mai. 

•*)  Es  könnte  zweifelhaft  erscheinen,  ob  Embriko  bei  dieser  Gesandtschaft 
betheiligt  war,  da  Lambert  und  Bert  hold  nur  sagen,  vier  und  dann  fünfzehn 
Bischöfe  waren  Gesandte,  ohne  die  Namen  zu  nennen,  wohl  aber  1075  Embriko 
persönlich  erwähnen,  die  Augsburger  Annalen  dagegen,  die  einzige  Quelle,  die 
von  der  Gesandtschaft  Embriko«  im  Jahre  1074  weis«,  von  einer  solchen  im 
Jahre  1075  nichts  berichten.  Indessen  einmal  geben  die  Augsburger  Annalen 
das  richtige  Datum  des  Gerstunger  Vertrages  (2.  Februar)  und  zweitens  ist  die 
Form,  in  der  dieselben  die  Gesandtschaft  vom  .Jahre  1074  berichten  — Fayeute 
Deo  per  Embriconem  Augustensem  pontificem  in  purificatione  sanctae  Mariae 
cum  rege  idem  Saxones  et  multi  eoniuratiunis  eiusdem  auctores  vix  pacifican- 
tur  — eine  solche,  dass  sie  wohl  auf  die  Zeit  des  den  König  so  demüthigenden 
Gerstunger  Vertrages,  schwerlich  aber  auf  das  Jahr  1075,  da  die  Sachsen  durch 
die  völlige  Unmöglichkeit  den  Krieg  fortzusetzen,  zur  bedingungslosen  Unter- 
werfung gezwungen  waren,  zu  beziehen  sein  wird.  Endlich  aber  berichten  auch 
die  An.  Aug.  mai.  zum  Jahr  1075:  Saxonica  gen»  infula  et  rebclli«  a rege  et 
a Randolfo  duce  prostemitur,  fugatur,  plurimi  ex  nostris  interficiuntur.  Des- 
halb erachten  wir  die  Theilnahmo  Embriko«  an  den  Gesandtschaften  im  Jahre 
1074  für  wahrscheinlich. 

••)  Reg.  II,  28,  29.  Jaffe  II,  141. 
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dächtig,  geladen,  sich  auf  der  nächstjährigen  Fastensynode  in  Rom 
zu  stellen.  Ob  er  diesem  Befehle  Folge  geleistet,  wissen  wir  nicht, 
denn  während  wir  nach  dem  Beispiel  der  anderen  vorgeladenen 
Bischöfe  präsumiren  möchten,  er  sei  nicht  nach  Rom  gegangen, 
haben  wir  in  den  Annales  Augustani  maiores  zum  Jahr  1075  die 
Notiz  Embrico  episcopus  a Longobardis  capitur,  wonach  also  Em- 
briko  jedenfalls  die  Reise  angetreten  haben  müsste.  Auch  dürfte 
wohl  kaum  an  eine  etwaige  Verwechslung  der  Annalen  mit  dem 
Jahre  1077  gedacht  werden.  Embriko  nämlich  begleitete  Heinrich  IV. 
auf  der  Fahrt  nach  Kanossa,  wurde  aber  von  Gregor  nicht  absol- 
virt,  sondern  ergriff  heimlich  von  Kanossa  aus  die  Flucht.  •*)  Da 
aber  Embriko  schon  vor  Rudolfs  Erscheinen  in  Augsburg  im  April 
1077  dort  anwesend  war,  jedenfalls  mit  Rudolf  zusammen,  während 
er  im  Jahre  1075  erst  im  Oktober  wieder  auftritt,  so  möchten  wir 
die  einzige  Nachricht  über  das  Ereigniss  im  Jahre  1075  nicht  Uber 
Bord  werfen,  die  Motive  der  Gefangenschaft,  die  Art  der  Frei- 
lassung bleiben  freilich  dunkel.  Die  Flucht  Embrikos  aber  von 
Kanossa,  der  Widerwille  Gregors,  ihn  vom  Bann  zu  lösen,  bleiben 
ein  beredtes  Zeugniss  für  Embrikos  entschiedenes  Auftreten  zu 
Gunsten  der  deutschen  Staatsgewalt. 

Dieselbe  Gesinnung  bethätigt  er  auch  bei  Rudolfs  Anwesenheit 
in  Augsburg,  denn  trotz  der  grossen  Gefahr  der  unmittelbaren  Nähe 
Rudolfs  und  seiner  Anhänger,  denkt  Embriko  zunächst  nicht  daran, 
ihn  anzuerkennen,  nur  das  zur  Hofhaltung  Nöthige  lässt  er  ihm 
reichen,  im  Uebrigen  will  er  ihn  nicht  einmal  sehen.“*)  Dann  aber 
musste  er  doch,  von  der  Gewalt  bedrängt,  Rudolf  anerkennen;  kaum 
aber  hatte  Heinrich  den  deutschen  Boden  wieder  betreten,  Rudolf 
Augsburg  verlassen,  als  Embriko  zu  Heinrich  nach  Augsburg  eilte  und 
hier  öffentlich  vor  allem  Volk  zum  Zeugniss,  dass  Heinrichs  Sache 
die  gerechte  sei,  das  Abendmahl  nahm.  Bald  darauf  am  30.  Juli 
1077  starb  jedoch  Embriko,  und  seine  Feinde  versäumten  natürlich 
nicht,  den  plötzlichen  Tod  als  das  gerechte  Strafgericht  Gottes  zu 
preisen.  •*) 

Dieses  energische  Festhalten  des  Bischofs  au  der  Sache  der 
königlichen  Gewalt  zeigt  aber  jedenfalls,  dass  der  Bischof  der  festen 

”)  Berthold  SS.  ö,  290:  Ex  quibus  Augustcnsis  episcopus  absque  licentia 
nocin  inde  clandestina  fujra  non  roconciliatus  evaserat. 

**)  Casus  mon.  Petersli.  SS.  20:  .. . set  Imbrico  eiusdem  urbis  (sc.  Augustae) 
episcopus  noluit  eum  ncc  videre  nec  salutare,  set  quae  necessaria  crant,  iussit 
abundanter  ministrarc. 

>5)  Berth.  SS.  5,  295  u.  96. 
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Zustimmung  und  des  lebhaften  Beifalls  der  Augsburger  Bürger  zu 
dieser  Politik  völlig  sicher  gewesen  ist,  dass  auch  die  Stadt  unbe- 
dingt der  Fahne  Heinrichs  folgte,  worauf  wir  noch  zurüekkommeo.®4) 

Hervorzuheben  ist  endlich  von  Embriko  die  grosse  Mühe,  die 
er  auf  den  Bau  von  Kirchen  in  seiner  Residenz  verwandte.  So 
fing  er  im  Jahre  1064  einen  vollständigen  Neubau  der  Kirche  S.  Ul- 
rich und  Afra  an  und  beendete  ihn  im  Jahre  1071  *5),  in  demselben 
Jahr  weiht  er  die  Kirche  S.  Gertrud*“),  restaurirt  und  erbaut  dann 
die  Kirche  S.  Stephan,  S.  Martin  wie  auch  andere  Kirchen-  und 
Klostergebäude,  hinterliess  auch  sonst  durch  Stiftungen  und  Almosen 
ein  gutes  Andenken  *’),  so  dass  während  die  Augsburger  Annalen 
(zum  Jahre  1063)  ihn  nur  einführen  als  vir  ad  id  temporis  adinodum 
religiöses,  selbst  das  Urtheil  Lamberts  sehr  anerkennend  lautet  — 
er  nennt  ihn  vir  pontiücalis  modestiae  et  gravitatis. 

Nach  Erabrikos  Tode  wurde  die  Stadt  ganz  und  gar  in  den 
Streit  zwischen  Königthum  und  Papstthum  hineingezogen,  und  wenn 
die  Treue  der  Stadt  Worms  gegen  Heinrich  so  hoch  gerühmt  wird, 
Augsburg  war  nicht  minder  treu,  nur  waren  die  Bürger  hier  nicht 
genöthigt  gegen  ihren  rechtmässigen  Bischof  zu  Felde  zu  ziehen, 
wohl  aber  gegen  einen  von  der  autikaiserlichen  Partei  aufgcstellten 
Gegenbischof. 

Es  ist  bekannt,  dass  Heinrich,  als  er  im  September  1077  in  Augs- 
burg war,  seinen  Kaplan  Siegfried  zum  Bischof  einsetzte*“),  dass 
dagegen  die  Heinrich  feindlich  gosinute  Partei  unter  den  Kanonikern 
einen  ihrer  Brüder,  Wigold,  zum  Bischof  wählte.**)  VVigold  wird 


*•)  vgl.  auch  Gieacbrecht  III,  438. 

** ) An.  Aug.  mai.  ad  hos  annos. 

’•)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a.  und  Urkunde  d.  d.  1071,  November  23.,  M.  B.  33»  18. 

”)  Embrico  praesul  keatae  memoriae  plenus  operibus  bonis  et  elemnsinis 
S.  Oudalrici,  S.  Afrae,  S.  Stephani.  S.  Martini,  S.  Gertrudi»  eccleeii»  a funda- 
mento  constructi»  aliarum  vero  aeditioiis  et  claustris  restauratis  et  tribus  adiec- 
tia  vocationu  felici  3.  Kal.  Augusti  inigravit  ad  Dominum.  An.  Aug.  mai.  ad 
a.  1077. 

*•)  Berthold  setzt  dieser  Nachricht  hinzu:  „non  ut  aecclesiam  regeret  (sc. 
8igefridus)  »cd  ut  sibi  ad  ingruentia  bella  ope  individua  praesidio  assisteret. 
Quod  deinceps  ita  res  probavit.“  Es  ist  derselbe,  den  Heinrich  1073  im  August  nach 
Bruno  mit  dem  Herzog  Berthold  als  Gesandten  zu  den  Sachsen  geschickt  hatte. 

**)  Berthold»  Bericht,  Wigold  — venerabilis  multum  et  bene  litteratus 
clericus  — sei  gewählt  „ revera  primum  canonice  a clero  et  a populo  et  a 
meliori  et  maiori  jiarte  aecclesiasticae  militiae“,  wird  gewiss  nicht  als  zutreffend 
erachtet  werden  können,  wenn  man  bedenkt,  (auch  Ekk.  SS.  G,  207)  dass  weder 
im  Bischofskatalog  noch  im  Nekrolog  des  Domkapitels  sein  Name  genannt  wird, 
und  dass  in  der  Reihe  der  Bischofsbilder  im  Dom  sein  Bild  fehlt. 
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auch  Ostern  1078  vom  Erzbischof  Siegfried  geweiht  und  kurz  da- 
rauf von  Rudolf  investirt,  während  dem  Bischof  Siegfried  und  seinen 
Anhängern  mit  der  Exkommunikation  gedroht  wird,  falls  sie  nicht 
Wigold  anerkennen  wollen.  In  der  That  aber  muss  Wigold  vor 
Siegfried  weichen  und  sich  auf  ein  welfisches  Kastell  bei  Füssen 
zurückzichcn,  wo  er  aber  doch  noch  allerlei  Bedrückungen  und  Be- 
lästigungen durch  die  Bürger  zu  ertragen  hat,  bis  endlich  Herzog 
Welf,  auf  dessen  Betreiben  Wigold  gewählt  war,  energisch  für 
seinen  Schützling  auftritt.  Im  Jahre  1080,  als  Heinrich  in  Sachsen 
weilt,  durchzieht  er  plündernd  und  sengend  Schwaben,  verwüstet  und 
verbrennt  die  Augsburger  Vorstädte.100)  Im  folgenden  Jahr  rückt 
sogar  der  neue  Gegenkönig  Hermann  vor  die  Stadt,  muss  aber  nach 
einer  Belagerung  von  drei  Wochen  und  nachdem  auch  er  die  Vorstädte 
angezündet,  die  Umgegend  geplündert  hat,  in  Verhandlungen  mit 
der  Stadt  treten  und  dann  ohne  Erfolg  abziehen.101)  Herzog  Welf 
aber  setzt  seine  Züge  gegen  die  Augsburger,  so  gut  er  ver- 
mochte, fort;  im  Jahre  1082  hören  wir,  dass  er  einige  Leute, 
die  der  Augsburger  Kirche  angehören,  aus  einem  Hinterhalt  her- 
vorbrechend aufgriff,  die  einen  tödtete,  die  anderen  gefangen  fort- 
schleppte, 1083  wird  Schwaben  aufs  Neue  verheert,  ganze  Ortschaf- 
ten werden  verbrannt,  selbst  der  Kirchen  wird  nicht  geschont,  und 
im  Jahre  1084  gelingt  es  endlich  durch  Verrath 10*),  Augsburg 
selbst  zu  nehmen;  durch  Nachschlüssel,  heisst  es,  hätten  Verräther 
die  Thoro  den  Feinden  geöffnet.  Die  furchtbarste  Verwüstung  folgt 
natürlich,  kaum  dass  man  den  Bürgern  das  nackte  Leben  lässt, 
die  Gebäude  der  Kanoniker,  drei  Kirchen,  S.  Michael,  S.  Peter, 
S.  Laurentius,  alle  drei  in  eurte  episcopali  gelegen,  wie  der 
bischöfliche  Palast  selbst  werden  ein  Raub  der  Flammen. los) 


'•")  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a.  An.  Mcllic.  SS.  9,  499. 

'•')  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a.  Herimannus  a Sucvia  rox  constitutum  cum 
marcliioue  Liupalilo  et  aliis  nequitiae  eorum  fautoribua  Auguatam  invadons  |K-r 
tres  hebdomaüaa  obaedit,  suburbana  »uccendit  loca  vicina  vastat  et  incendit, 
nihilque  proficiens  cum  pactionc  fraudulenta  diacedit  rnultis  ad  depulsinnein 
fautorum  illius  confluentibua. 

1 •*)  Dolis  quorundam  fraudulentorum  urba  Auguata  civibus  nichil  timenli- 
bua  hoatibua  anguato  introitu  clavis  udulterinis  aperitur. 

'•»)  Victorcs  ingressi  victis  praeter  miaeram  animam  nil  reliqui  t'ecerunt, 
hostili  rapacitate  cuncta  vaatantur  et  diripiuntur,  clauatrum  canonicorum  . . . 
deapoliaverunt  . . . . In  curte  epiacopali  trea  eccleaiae  S.  Micdiaelia,  S.  Petri, 
S.  Laurentii  cum  palatio  aliiaque  aediticiis  concrematae  aunt.  An.  Aug.  mai. 
ad  a.  1084,  während  Ekkehard  dies  und  die  Rückkehr  Wigolds  zum  Jahre  1083 
berichtet. 
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Wigold  selbst  kam  nun  nach  Augsburg,  um  endlich  seinen  bi- 
schöflichen Stuhl  in  Besitz  zu  nehmen  und  trefflich  weiss  er  die 
Zeit  seiner  Herrschaft  zu  benutzen;  schrecklich  soll  er  gehaust 
haben,  selbst  den  Schatz,  den  Embriko  den  Kanonikern  hintcrlassen 
und  den  anzutasten  er  bei  Strafe  des  Anathems  verboten  haben 
soll,  verwendet  er  für  sich.104)  Doch  schon  nickt  Heinrich  IV. 
aus  Italien  über  Regensburg  heran,  am  Lech  wird  er  zwar  durch 
ein  vorgeschobenes  Korps  vierzehn  Tage  aufgehalten,  aber  in  der 
Nacht  vor  dem  Tage  der  heiligen  Afra  d.  h.  dem  7.  August  giebt 
sowohl  dieses  Korps  wie  die  Besatzung  von  Augsburg  selbst,  ohne 
dass  ein  Grund  hierfür  zu  erkennen  wäre,105)  ihre  Positionen  auf, 
und  ohne  Schwertstreich  zieht  Heinrich  von  dem  Jubel  der  Bürger 
begrüsst  in  Augsburg  ein.  Nunmehr  wird  auch  Siegfried  endlich 
und  zwar  durch  den  von  Heinrich  ernannten  Gegenerzbischof 
Werner  von  Mainz  am  2.  Februar  1085  geweiht.106) 

Es  folgen  die  weiteren  Bürgerkriege  in  Deutschland,  1087  wird 
— wiederum  mit  verrätherischer  Hülfe  — ein  Schlag  gegen  Augsburg 
versucht,  aber  die  Tapferkeit  der  Bürger  weiss  denselben  zurück- 
zuschlagen.107) Im  April  des  folgenden  Jahres  dagegen  gelingt  es 
den  Feinden  — wieder  aber  nur  durch  Verrath  — in  einer  hellen 
Mondnacht  die  Mauern  der  Stadt  mit  Leitern  zu  erklimmen,  die  Stadt 
aufs  Neue  zu  verwüsten,  Siegfried  gefangen  abzuführen,  Wigold 
wieder  einzusetzen.  Doch  war  nun  die  Verwüstung  eine  zu  grosse, 
so  dass  Wigold  nichts  inehr  zu  erpressen  hoffen  konnte,  oder  war 
die  Furcht  vor  der  Rache  der  Bürger  zu  lebendig  in  ihm:  er  ver- 
liess  die  Stadt  und  zog  sich  wieder  nach  Füssen  zurück,  wo  er 
kurz  darauf  starb. los)  Zweimal  stellte  ihm  die  antikaiserliche 
Partei  noch  einen  Nachfolger  auf,  Werner  und  dann  deu  Abt  Ek- 
kehard von  Reichenau,  beide  aber  starben  kurz  nach  einander  und 
sind  ohne  Bedeutung.  Vielmehr  gab  Welf  1090  den  Bischof  Sieg- 
fried gegen  ein  bedeutendes  Lösegeld  frei,  und  dieser  kehrte  nach 
Augsburg  zurück,  trotzdem  Urban  V.  schon  im  April  1089  seinem 


1 "‘)  An.  Aug.  miii. 

1 *s)  „ex  divino  nutu  et  miaerationc  subitaneo  quodatn  tremore  et  metu 
agitati  et  mente  consternati“  sagen  die  An.  Aug.  mai. 

'**)  An.  Aug.  mai.,  An.  Magdeb.  SH.  16  a.  h.  a. 

'•’)  Augustamcx  quibusdam  perfidis  proditam  atque  promissam  adversarii, 
invadentes  civibus  rcpuguantibua  frustrati  discesserunt.  An.  Aug.  mai. 

'•*)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a.  Ekk.  SS.  (5,  207  a.  li.  a.  Bernold  SS.  5,  p.  455 
Hits.  Welfor.  SS.  21,  p.  461. 
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neuen  Legaten  Gebhard  von  Konstanz  die  anderweitige  Besetzung 
des  Augsburger  Bischofstuhles  übertragen  hatte. lu®) 

Iin  Jahre  1093  überfallen  die  Baiern  aufs  Neue  die  Stadt,  und 
so  eilig  sieh  auch  die  Bürger  bei  der  Kathedrale  sammeln,  so 
werden  sie  doch  theils  niedergehauen,  theils  in  die  Flucht  getrieben, 
und  Welf  behauptet  die  Stadt.  Auch  der  italienische  Kanzler  Hein- 
richs, der  Bischof  Oger  von  Ivrea,  den  Heinrich,  um  hier  einzu- 
greifen, über  die  Alpen  sendet,  vermag  nichts  zu  ändern,  da  er 
schon  in  den  Alpenpässen  von  dein  neuen  Gegenbischof,  dem  früheren 
Abt  Eberhard  von  Kempten,  gefangen  genommen  wird.”0)  Auch 
dieser  Gegenbischof  stirbt  übrigens  wieder  kurz  nach  seiner  Wahl 
noch  im  Jahre  1094. 11 J) 

Im  Jahre  1094  fand  nach  den  An.  Aug.  mai.  auch  eine  Zu- 
sammenkunft der  Schwaben  in  Augsburg  Statt,  deren  Grund  ich 
nicht  sicher  bestimmen  kann. 11  s) 

1095  berichten  die  Augsburger  Annalen  wieder  von  einem  fast 
vollständigen  Abbrennen  der  Vorstädte  und  Kirchen,  ohne  jedoch 
dessen  Ursachen  anzugeben. 

Siegfried  stirbt  im  December  1096  "*),  und  wenn  man  auch 
manche  Uebertreibungen  in  dem  Bericht  der  Augsburger  Annalen 
Uber  seine  Regierungszeit  wird  zugestchen  müssen,  so  ist  doch  nicht 
zu  verkennen,  dass  der  Bischof  sowohl  wie  die  Stadt  der  Sache 
des  deutschen  Königthums  mit  hervorragender  Treue  und  ohne 
vor  den  schwersten  Opfern  zurückzuschrecken  zur  Seite  gestanden 
haben. 

Der  Nachfolger  Siegfried  II.,  Hermann,  tritt  uns  in  einem  ganz 
anderen  Lichte  entgegen,  und  wir  würden  uns  bei  der  interessanten 
Rolle,  die  Hermann  in  den  Wirren  der  folgenden  Zeit  spielte,  des 
Näheren  mit  ihm  zu  beschäftigen  haben,  namentlich  da  wir  über  einen 
Theil  seiner  Regierungszeit  in  Udalschalks  „De  Eginone  abbat«;“  11 4) 
eine  zwar  im  höchsten  Maasse  gegen  Hermann  eingenommene, 
doch  aber  sehr  instruktive  Lokalquelle  besitzen.  Indessen  hat  der 


'••)  vgl.  den  Brief  Urbans  an  Gebhard  vom  18.  April  1089  bei  Bern u ld 
SS.  5,  448.  Harzheini  Conc.  Herrn.  Braun  a.  a.  O.  II,  ld. 

"•)  vgl.  auch  Giesebrecht  III,  654  ff.  u.  p.  1170,  Riozler  a.  a.  O.  p.  555. 

' 1 ')  An.  Aug.  mai.  a.  li.  a. 

1 '*)  Colloquium  Suevorum  in  Augusts  circa  festum  S.  Galli  — vielleicht 
in  Zusammenhang  mit  dem  zu  Ulm  im  November  1093  aufgerichteten  schwä- 
bischen Landfrieden. 

1 '*)  An.  Aug.  mai  a.  h.  a. 

1 1 *)  s.  oben  pag.  2. 
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Benediktinerpriester  Gebele  in  Augsburg  in  seiner  Schrift  „das 
Leben  und  Wirken  des  Bischofs  Hermann  von  Augsburg  vom 
Jahre  109G — 1133.“  Augsburg  1870,  eine  so  ausführliche  Darstel- 
lung dieser  Regierungszeit  gegeben,  dass  wir  auf  sie  verweisen 
dürfen.  Wir  deuten  hier  nur  an,  dass  wenn  irgend  ein  Bischof, 
so  Hermann  durch  Siinouie  auf  den  bischötiichen  Stuhl  gekommen 
ist,  dass  er  fast  wie  Siegfried  von  Mainz,  nur  vielleicht  mit  etwas 
redlicherem  Willen  aber  um  so  grösserer  Kurzsichtigkeit  und  Be- 
schränktheit, — bald  die  vollste  Ergebenheit  für  den  Papst  und 
die  kirchlichen  Reformen  zeigte,  bald  wieder  ganz  auf  kaiserlicher 
Seite  stand;  ein  Bischof,  wie  ihn  das  Schisma  wohl  erzeugen  musste; 
dass  er  bei  diesem  Schwanken  fast  in  fortwährendem  Streit  mit 
seinem  Domkapitel,  noch  mehr  aber  mit  dem  Abt  des  Klosters  S. 
Ulrich  und  Afra,  der  mit  der  äussersten  Energie  die  päpstlichen 
Forderungen  begünstigte,  verwickelt  war,  dass  dieser  Streit  vor- 
nehmlich dadurch  von  Interesse  ist,  als  er  ein  entschiedenes  Auf- 
treten der  Mehrzahl  der  Bürger  zu  Gunsten  des  Königs  zeigt, 
wenn  auch  etliche  derselben,  sei  es  aus  Hass  gegen  Hermann  sei 
es  aus  Dankbarkeit  gegen  das  Kloster,  dieses  gegen  den  Bischof 
unterstützten  und  ihrerseits  einen  Putsch,  wenn  man  so  sagen  darf, 
gegen  Bischof  Hermann  auszuführen  versuchten  — wobei  aber 
natürlich  nur  an  eine  eventuelle  Erhebung  gegen  die  Person  Her- 
manns, nicht  gegen  die  episkopale  Gewalt  als  solche,  zu  denken  ist. 

Nach  Heinrich  V.  Tode  trat  Hermann  auf  die  Seite  Lothars, 
während  die  Bürger  den  Staufen  treu  blieben,  daher  denn  Lothar, 
da  die  Bürger  sogar  noch  den  zu  ihm  reisenden  päpstlichen  Le- 
gaten Azo  von  Acqui  ausgeplündert  hatten,  bei  seiner  Anwesen- 
heit in  Augsburg  einen  an  sich  unbedeutenden  Zwist  zwischen 
seinem  Gefolge  und  den  Bürgern  benutzte,  um  über  seine  Gegner 
ein  allgemeines  und  furchtbares  Strafgericht  zu  üben  und  jenes 
entsetzliche  Gemetzel,  jene  gräuelvolle  Zerstörung  der  Stadt  be- 
fahl.118) 

Bischof  Hermann  starb  kurz  nach  dieser  Katastrophe  am 
19.  März  1133,  ihm  folgt  Bischof  Walther,  der  am  8.  September 
auf  dem  Reichstag  zu  Würzburg  von  Lothar  bestätigt  wird.114) 

1 1 *)  vgl.  Gebele  a.  a.  O.  p.  100  ff.  Nit  zach  a.  a.  <).  p.  253.  Giesebrecht  4, 
76,  ff.  Jaffe,  Gesch.  des  deutschen  Reichs  unter  Lothar  dem  Sachsen  122  ff. 
An.  Hildesh.  SS.  3,  115,  Erphesf.  SS.  6 , 539.  Can.  NVisigrad.  Cont.  Cosmae 
SS.  9,  138,  Honorii  Summa  SS.  10  und  Vita  Nortb.  archicp.  Magdeb.  SS.  12. 
Bischof  N’ortbcrt  soll  übrigens  dies  Ereigniss  vorhergesagt  haben. 

1 ’*)  vgl.  Gebele  a.  a.  O.  p.  106.  An.  Saxo  SS.  6,  768.  Au.  Magdeb.  SS.  16 
a.  h.  a.  Chronogr.  Hcimonis  SS.  10  a.  li.  a. 

Berner,  Yerfaiaungsgeach.  d.  Stadt  Augsburg.  3 


Digitized  by  Google 


34 


Aus  den  folgenden  zwanzig  Jahren  dieser  Periode  sind  nur 
noch  folgende  Einzelheiten  zu  erwähnen. 

Als  die  Leiche  Lothars  von  Tyrol  nach  Königslutter  gebracht 
wurde,  kam  der  Zug  auch  durch  Augsburg.117) 

Im  Jahre  1138  bestimmte  Konrad  III.  Augsburg  als  Ort,  wo 
er  mit  Heinrich  dem  Stolzen  verhandeln  wollte.11®) 

Im  Jahre  1151  fand  zu  Augsburg  unter  dem  Vorsitz  des  Kar- 
dinals Oktavian  und  des  Bischofs  Walther  eine  Synode  statt.118) 

Im  folgenden  Jahre  legt  Bischof  Walther  — nimio  confectus 
senio  — sein  Amt  nieder  und  der  bisherige  Diakon  in  Konstanz, 
Konrad,  tritt  an  seine  Stelle  und  wird  auch  vom  Papst,  zu  dem 
er  sich  nach  Rom  begiebt,  anerkannt.1*0) 

Im  Uebrigen  ist  nur  noch  eine  mehrfache  Anwesenheit  Kaiser 
Friedrichs  in  Augsburg  zu  konstatiren,  so  im  Oktober  11521*1),  im 
Juli  1153,  um  zum  Römerzuge  zu  rüsten  und  1155  auf  dein 
Zuge  von  Trient  nach  Regensburg  zur  curia  generalis. 


1 1 ’)  Ott.  Kris.  Cliron.  lib.  7,  21. 

1 1 *)  vgl.  (riesebrecht  4,  176. 

"’)  An.  Isengrim.  mai  SS.  17  a.  h.  a.:  Fnctns  est  Augustac  conventus 
clericorum  sub  cardinali  Octaviano  ct  Waltlicro  eiusdem  civitatis  episcopo,  ubi 
(le  suspensione  officiorum  ct  beneiieiorum  subdiaconorum  diaconorum  et  pres- 
byterorum  eoncubinas  babontium  ct  de  filiis  sacerdotum  contirmata  sunt  deereta. 

1 ,0)  An.  Isengr.  mai.  SS.  17  a.  b.  a.  An.  ßencdictoh.  SS.  17  a.  b.  a. 

1 *')  nach  Stumpf  im  Juli,  das  Weitere  s.  unten. 
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II.  Theil. 

Zur  Verfassung  der  Stadt. 


Kapitel  I. 

Bis  zn r ottonlschen  Zeit. 

Gemäss  dem  uns  vorliegenden  lückenhaften  Material,  ist  auch 
unsere  Erkcnntniss  von  der  Verfassung  der  Stadt  bis  zu  den  Ottonen 
hin  nur  eine  höchst  dürftige. 

Die  Gründung  des  Bisthums  ist  chronologisch  nicht  mehr  zu 
fixiren,  die  kirchliche  Tradition  kennt  zwar  schon  im  4.  Jahrhundert 
im  Anschluss  an  das  Martyrium  der  heiligen  Afra  einen  Bischof 
Dionysius,  den  Oheim  der  heiligen  Afra,  der  bevor  er  den  bischöf- 
lichen Stuhl  bestieg,  den  Namen  Zosimus  geführt  haben  soll1), 
allein  der  erste  historisch  beglaubigte  Bischof  ist  jedenfalls,  wie  wir 
sahen,  erst  Wiggo  c.-  740.  Möglich  ist,  dass  wie  Frensdorff  will 
und  wie  auch  in  den  Jahrbüchern  Heinrich  II.  angenommen  wird, 
der  Kultus  der  heiligen  Afra  den  Keim  des  Bisthums  bildete4), 


')  vgl.  Catn!,  episc.  Aug.  bei  Ecc.  Corp.  II  No.  22  nach  der  Translatio 
S.  Magni,  Mabillon  Acta  V.,  vgl.  auch  Brnun  n.  a.  0.  I,  p.  59  ff. 

*)  Städtechron.  4,  Einl.  und  .lahrb.  Heinrich  II.  II,  254.  Wurzel  und  für 
lange  Zeit  der  Mittelpunkt  des  Bisthums,  heisst  cs  in  den  Jahrbüchern,  war 
die  Stiftung  von  S.  Afra,  und  zwar  stützt  sich  diese  Ansicht  auf  die  Erzählung 
in  dem  Bischofs-  und  Abts -Katalog  bei  Eccard,  von  dem  zwar  anerkannt  wird, 
dass  er  aus  den  fabelhaften  Akten  der  Vita  S.  Magni  geschöpft  sei,  in  dem  es 
aber  doch  von  der  Zeit  Pipins  sicher  mit  Recht  heisse : . . . . agnosci  potest  sedem 
episcopalem  tarn  ad  8.  Afram  <piam  ad  S.  Mariam  tune  temporis  fuisse,  — die 
Stifter  zu  S.  Maria  und  zu  S.  Afra,  heisst  es,  scheinen  ein  (lanzes  zu  bilden, 
bis  sieh  der  lange  andauernde  (legensatz  zwischen  Kloster  und  Bisthum  ent- 
wickelte, der  erst  durch  Bischof  Bruno,  der  die  letzten  Mönche  als  Kanoniker 
aufnahm  und  das  Kloster  mit  Mönchen  aus  Tegernsee  besetzte,  beigelcgt  wurde. 
Vgl.  auch  Hiezier,  der  a.  a.  O.  I,  109  u.  284  ganz  analoge  Verhältnisse  bei  Salz- 

3* 
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aber  ein  nicht  unwichtiges  Motiv  für  die  Gründung  des  Bisthums 
darf  inan  vielleicht  in  der  ausserordentlich  günstigen  Lage  der 
Stadt  sehen,  denn  hier  kreuzten  sich  die  drei  bekannten  römischen 
Militürstrassen  — von  Vindonissa  nach  Regensburg,  von  Oomo, 
Ohiavenna,  Thur,  Bregenz  nach  Augsburg,  von  Trient  über  Botzen, 
den  Brenner,  Inspruck  nach  Augsburg.  In  der  hierdurch  bedingten 
Bedeutung  der  Stadt,  die  sich  während  des  ganzen  früheren  Mittel- 
alters erhält,  möchte  ich  viel  eher  ein  Motiv  zur  Gründung  des 
Bisthums  erkennen,  als  in  dem  Kult  der  heiligen  Afra,  wenngleich 
zweifellos  das  Bisthuiu  an  diesem  zunächst  Stütze  und  Anknüpfung 
gesucht  und  gefunden  haben  wird. 

So  dürftig  nun  aber  unsere  Quellen  aus  jener  Zeit  über  Augs- 
burg sind,  so  giebt  dies  doch  keinen  Grund  auf  die  geringere  Be- 
deutung des  Bisthums  zu  schliessen.  Der  Grundbesitz  der  Kirche 
zunächst  scheint  recht  bedeutend  gewesen  zu  sein,  denn  wenn  auch 
die  in  der  Translatio  S.  Magni  erwähnten  Güterschenkungen  Pipins 
Fabeleien  sind,  berichten  doch  die  beneficiorum  fiscorumquc  regalium 
describendorum  formulae8),  das  Augsburger  Urbar,  wie  Nitzsch  sagt, 
über  Augsburg  „Restant  enim  de  ipso  episcopatu  curtes  7,  de  quibus 
hic  breviatum  non  est,  sed  in  summa  totum  continetur.  Habet  quippe 
summa  Augustensis  episcopatus  mansos  ingenuiles  vestitos  1006  absos 
35  serviles  vero  vestitos  421  absos  45.  Inter  ingenuiles  autem  et 
serviles  vestitos  1427  absos  80.“  Auch  haben  wir  eine  Urkunde  des 
Bischofs  Adalbero 4)  in  welcher  er  seine  Kirche  auf  das  Reichlichste, 
mit  sieben  genannten,  ihm  von  Arnulf  übergebenen  Ortschaften  be- 
schenkt. Ebenso  spricht  für  die  Bedeutung  Augsburgs  auch  der 
Umstand,  dass  unter  den  wenigen  nachweisbaren  Bischöfen  der  Zeit 
zwei  von  so  hervorragender  Bedeutung  für  den  Staat  waren  wie 
Widgar  und  Adalbero.  Auffallend  dagegen  bleibt  es,  dass  wir  nicht 
nur  keine  kaiserliche  Urkunde  für  Augsburg  aus  dieser  Zeit  haben, 
sondern  auch  nur  zwei,  die  in  Augsburg  ausgestellt  sind,  eine 


bürg,  Regensburg,  Freising  schildert.  Doch  glauben  wir  daran  erinnern  zu 
müssen,  dass  es  ein  Mönch  von  S.  Afra  ist,  der  jenen  Bischofskatalog  verfasst 
hat,  und  dass  man  das  Bisthum  der  Mutter  Gottes  weihte,  also  in  entschiedenem 
Gegensatz  zu  dem  Kloster  handelte,  Acusserlich  hat  das  Bisthum  aber  wohl 
sicher  an  S.  Afra  angeknüpft,  denn  dns  werden  wir  wohl  der  Tradition  glau- 
ben dürfen,  dass  das  Bisthum  vor  dem  Bau  der  Kathedrale,  der  erst  im  7.  oder 
8.  Jahrhundert  erfolgt  zu  sein  scheint,  gegründet  wurde. 

*)  Pertz,  Legg.  I,  175  ff. 

*)  Chron.  Lauresh.  SS.  21,  381  aus  den  Jahren  895—909,  Mai  20. 
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Ludwig  des  Deutschen  vom  Februar  874*)  und  eine  Arnulfs  für 
das  Hochstift  Eichstädt  vom  8.  Dezember  889.*) 

Ucber  den  Umfang  und  die  Grösse  der  Stadt  lässt  sich  in  dieser 
Periode  Nichts  feststellen,  den  Namen  civitas  giobt  ihr  schon  Ein- 
hard, den  deutschen  Namen  Augustburg  finde  ich  zuerst  in  der 
Vita  Hludowici 7),  urkundlich  bezeugt  ist  derselbe  schon  in  der  eben 
angeführten  Urkunde  Ludwig  des  Deutschen  von  874. 

Was  die  Verwaltung  betrifft,  so  ist  in  merowingischer  und 
karolingischer  Zeit  weder  an  eine  selbständige  kommunale  Verwal- 
tung*) noch  eine  selbständige  Gerichtsbarkeit*)  zu  denken.  Dio 
Städte  waren  eben  damals  noch  nicht  aus  dem  allgemeinen  Vcr- 
waltungskörpcr  ausgeschieden,  sondern  unterstanden  wie  das  flache 
Land  der  Gaueintheilung,  Augsburg  dem  Augstgau.  Dass  Augsburg 
späterhin  mit  seiner  unmittelbaren  Umgebung  einen  eigenen  Graf- 
schaftsbezirk gebildet  habe,  wie  es  bei  andern  Städten  der  Fall  ist, 
lässt  sich  nicht  nachweiscn.  Der  Augstgau,  der  für  uns  hier  kein 
Interesse  erweckt,  da  er  für  die  Entwicklung  der  städtischen  Ver- 
fassung kein  erkennbares  Motiv  abgegeben  hat,  wird  zuweilen  or- 
wühnt.  *°)  Ein  Burggraf  wird  in  dieser  Periode  noch  nicht  genannt, 
cs  muss  also  dahingestellt  bleiben,  ob  es  damals  schon  einen  Augs- 
burger Burggrafen  gab,  oder  nicht,  ebenso  ob,  wenn  es  einen  gab, 
derselbe  königlicher  oder  bischöflicher  Beamter  war  und  welche 
Funktionen  derselbe  zu  versehen  hatte.  Wohl  aber  wird  ein  Vogt 
genannt  In  der  schon  erwähnten  Urkunde11)  vom  31.  August  823, 
durch  die  der  Streit  zwischen  Hitto  von  Freising  und  Nitkar  von 
Augsburg  über  die  Kirche  zu  Chenperc  durch  den  missus  dominicus 

*)  Böhmer,  Heg.  Karol.  No.  840.  Sickel,  W.  8.  B.  39,  176.  Keg.  Lud. 
d.  Deutschen  No.  126.  Kied.  Cod.  dipl.  Katisb.  I,  ä3:  Actum  August buru  ... 

‘)  Böhmer,  No.  1075.  Schütz,  Corp.  I,  22.  — Augusta  civitatc. 

’)  88.  2,  634.  8.  oben  p.  18  Anm.  18. 

*)  vgl.  die  oben  genannte  Schrift  von  Maurers  nnd  Waitz  V.  ü.  II, 
330-333. 

’)  Maurer  behauptet  a.  a.  ().,  dass  schon  in  dieser  Zeit  der  Burggraf  in 
Augsburg  öffentliche  Cicrichtsversammlungen  gehalten  habe  und  zieht  zum  Be- 
weise eine  Urkunde  vom  .Tahrc  871  bei  Kied,  Cod.  dipl.  Katisb.  I,  53  heran. 
Dies  muss  aber  auf  einem  Irrthum  beruhen,  denn  dio  allegirtc  Urkunde  ist  nur 
die  Bestätigung  eines  Vergleichs  zwischen  dem  Bischof  Eugilmar  von  Kegens- 
burg  und  dem  Diakon  Engilmar  durch  Ludwig  den  Deutschen. 

■■)  Urk.  vom  Jahre  888  M.  B.  28»  83:  Uroseshusa  in  Pago  Ogasgouwac 
in  comitatu  Kudolti  comitis. 

1 *)  Meichelbeck,  Hist.  Fris.  I,  2,  247. 


Digitized  by  Google 


38 


Hitto  und  dem  iudex  publicus  '-)  Kysahardus  zu  Gunsten  des  ersteren 
in  plaeito  publieo  entschieden  wird,  vertheidigt  Anthugi,  defensor 
cius  (sc.  Nitkeri)  die  Rechte  des  Augsburgischcn  Bischofs.  Ebenso 
tradirt  Adalbero  in  der  auch  schon  erwähnten  Urkunde  **)  seine  Be- 
sitzungen cum  manu  advocati  mei  Herigeri.  Wir  treffen  also  schon 
im  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  zu  Augsburg  einen  Vogt  und  zwar 
lediglich  als  Rcehtsbeistaud  des  Bischofs,  und  Niemand  wird  folglich 
in  dem  Augsburger  Vogt  einen  ursprünglich  königlichen  Beamten 
sehen  wollen. 


Kapitel  II. 

Die  ottonisebe  Zeit. 

Für  diese  Zeit  erhalten  wir  zwar  durch  die  Vita  Oudalrici  einen 
etwas  genaueren  Einblick  in  die  Verfassungsverhältnisse  der  Stadt, 
indessen  einen  Ersatz  für  die  fehlenden  Oerichtsurkunden  oder  gar 
für  die  ebenfalls  fehlenden  Immunitätsurkunden  giebt  sic  uns  nicht. 

Zunächst  das  Aeussere  der  Stadt.  Beim  Regierungsantritt  Udal- 
richs  war  Augsburg  nur  von  unzureichenden  kleinen  Wällen  und 
morschen  Pallisaden  von  Holz  umgeben,  die  Kirchen  und  Häuser 
waren  verfallen  oder  ganz  zerstört.  Udalrieh  ruft  deshalb  Architek- 
ten herbei,  zieht  die  zerstreuten  Hörigen  zur  Dienstleistung  heran 
und  baut  Kirchen  und  Häuser  wieder  auf.  Dann  aber  fasst  er  auch 
den  Plan,  die  Stadt  mit  Mauern  zu  umgeben,  energisch  in’s  Auge.14) 
Zwar  fohlen  noch,  als  die  Ungarn  955  heranstürmen,  die  nothweu- 
digen  Bcfestigungsthürnic  und  die  Stadt  an  sich  ist  dem  Anprall 
der  Ungarn  nicht  gewachsen,  aber  mit  Hülfe  der  in  grosser  Zahl 
herbeigezogenen  Vassallcn  gelingt  es  doch,  die  Stadt  bis  zu  Ottos 
Ankunft  zu  halten,11')  und  wenn  Herzog  Arnulf  so  schnell  die  Stadt 


1 *)  Vgl.  über  den  iudex  publicus  jetzt  auch  Riezler  a.  a.  O.  I,  262. 

1 *)  Chron.  Lauresh.  SS.  21,  381. 

••)  Otio  inani,  sagt  Udalrieh«  Biograph,  nulle  tempore  animum  luum 
subiaccre  paliebatur,  nisi  aliquod  utilitatis  exeogitaret  aut  perpetraret  ...  et 
qualiter  civitatcm,  quam  ineptis  valliculis  et  lignis  putridis  circumdatam  inveuit, 
muris  eiligere  valuisset,  quia  in  bis  temporibus  (Jugrorum  sevitia  in  istis  pro- 
vinciis  morc  demoniorum  crassabatur. 

1 *)  quae  (sc.  Augusla  civitas)  tune  imi«  sine  turribus  circumdata  muris 
firma  ex  semet  ipsa  nun  fuit.  Sanctus  aulcm  antistes  magnam  valdc  multitu- 
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erobern  konnte,  so  hatte  dies  eben  darin  seinen  Grund,  dass  Udal- 
rich  fast  die  ganze  kriegerische  Mannschaft  nach  Mantahinga  gezogen 
hatte.  Ueberdem  werden  bei  der  Belagerung  durch  die  Ungarn 
auch  schon  aussen  liegende  Befestigungen,  Forts,1")  erwähnt  und 
ebenso  auch  zwei  Thore,  die  porta  ubi  maximus  aditus  intrandi 
nianebat  und  die  porta  orientalis  plagac,  undc  itur  ad  aquam  d.  h. 
zum  Lech.  Vielleicht  können  wir  in  dieser  ersten  Periode  auch 
noch  ein  drittes  Thor,  um  dies  gleich  hier  zu  erwähnen,  nachweiscn, 
wenn  in  der  Urkunde,  d.  d.  1143,  September  24.,  Augustae*7)  ein 
Marquart  de  porta  aquilonari  genannt  wird,  und  uns  dann  noch 
sehr  oft  ein  Geschlecht  de  porta  oder  iuxta  portam  civitatis  oder  mit 
ähnlichen  Bezeichnungen  entgegentritt,  so  dass  man  hier  versucht 
ist,  au  eine  porta  xar'  i^ox ijv  zu  denken;  indessen  lässt  sich  nicht 
entscheiden,  ob  dies  eins  der  genannten  zwei  Thore,  oder  ein  drittes 
Thor  ist,  oder  ob  diese  Geschlechter  jene  Bezeichnung  in  Folge  der 
Bewachung  der  Stadtthorc  überhaupt  führten. 

Das  Bild,  das  uns  die  Vita  sodann  für  die  Verwaltung  der 
Stadt  bietet,  leidet  scheinbar  darunter,  dass  dieselbe  zwischen  der 
Verwaltung  der  Stadt  und  der  des  ßisthums  keinen  Unterschied 
macht,  aber  gerade  dieser  Umstand  giebt  schon  das  wesentlich  be- 
stimmende Element  der  Verwaltung,  zeigt  schon,  dass  die  Stadt- 
verwaltung noch  nicht  von  der  bischöflichen  Territorialverwaltung 
getrennt  war.  Denn  das  geht  zweifellos  aus  der  Vita  hervor:  der 
Bischof  ist  unbedingt  allein  der  Herr  in  der  Stadt,  nicht  anders  als 
auf  dem  flachen  Lande,  der  Bischof  allein  treibt  Politik,  er  ist  der 
Herr  über  Krieg  und  Frieden,  die  Stadt  gehorcht,  der  Bischof  ist 
Kommandant  der  Stadt,  seine  Vassallen  vertheidigen  die  Stadt,  er 
befiehlt  die  Art  der  Verteidigung,  den  Wiederaufbau  der  um- 
gestürzten Befestigungswcrkc.  Ebenso  als  Udalrich  dem  König 
wider  Liudolf  zu  Hübe  zieht,  lässt  er  sieh  von  einem  Theil  seiner 
Vassallen  begleiten,  einen  anderen  Theil  lässt  er  in  Augsburg  zum 
Schutz  der  Stadt  zurück,  Arnulf  führt  nach  der  Eroberung  nur 
quosdam  milites  episcopi  fort,  nach  Münchingen  zieht  sich  Udalrich 
mit  seinen  Vassallcn  zurück,  die  herbeigerufene  familia  muss  den 
Ort  auf  seinen  Befehl  befestigen.  Man  sicht,  der  Bischof  ist  un- 
bedingt Herr  der  Stadt,  die  Gewalt  ruht  allein  in  seinen  Händen, 
die  Bürger,  als  solche,  werden  als  Verteidiger  gar  nicht  genannt, 

dinem  optimonwi  militum  socum  inlra  septa  civitatis  collocatam  liabcbat,  ox 
ijuorum  agilitatc  ct  atidacia  fortitcr  Hrniata  Deo  iurantc  cousislebat. 

••)  doinus  belli  in  circuitu  civitatis. 

”)  31.  B.  33»  22. 
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und  doch  ist  es  gewiss  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  sie  als 
solche  sehr  entschieden  in  Betracht  kamen,  nur  stehen  sie  ganz 
unter  dem  Oberbefehl  des  Bischofs,  werden  als  zur  familia  gehörig, 
als  Mannschaften  des  Bischofs  angesehen.  Ebenso  werden  die  Bür- 
ger, als  solche,  auch  völlig  ignorirt,  als  Udalrich  mit  kaiserlicher 
Genehmigung  seinem  Neffen  Adalbero  die  weltlichen  Regierungs- 
rechte überträgt;  Adalbero  lässt  sich  wohl  von  den  versammelten 
inilites  und  der  familia  den  Fidelitätseid  schwören,  von  einer  Hul- 
digung der  Bürger  wird  aber  nichts  gesagt  trotz  der  gerühmten 
allgemeinen  Freude,  mit  der  Udalrich  und  Adalbero  damals  auf- 
genommen werden. 

Zu  welcher  Kraft  und  Bedeutung  aber  der  Augsburgischc 
Bischofsstuhl  in  der  Zeit  der  Ottonen  gelangt  ist,  davon  geben  uns, 
auch  von  den  Berichten  aus  der  Zeit  Udalrichs  abgesehen,  die 
Numeri  loricatorum  a principibus  partim  mittendorum  partim  du- 
cendorum '*),  die  der  Herausgeber  wohl  mit  Recht  in  das  Jahr  980 
setzt,  beredtes  Zeugniss.  Augsburg  steht  hier  mit  Mainz,  Köln  und 
Strassburg  auf  der  ersten  Stufe,  Trier,  Regensburg,  Worms,  Kon- 
stanz erscheinen  viel  weniger  bedeutend,  Augsburg  wird  allein  mit 
Mainz,  Köln,  Strassburg  auf  100  loricati  veranschlagt,  während 
Trier,  Salzburg,  Regensburg  nur  je  70,  Würzburg  und  Verdun  nur 
je  60,  Konstanz  und  Worms  gar  nur  40  loricati  stellen. 

An  seiner  Seite  hat  der  Bischof  — abgesehen  von  einem 
Rath  für  die  geistlichen  Angelegenheiten  des  Bisthums,  auch  Rath- 
geber für  die  weltlichen  Regierungsgeschäfte.  Diese  nimmt  er  aber 
aus  seinen  Vassallen,  die  er  jedoch  offenbar  nur  nach  ecincth  Be- 
lieben und  je  nach  Bedürfniss  heranzieht;  insofern  aber,  als  es 
ausdrücklich  heisst,  solche  Rathgeber  hätten  den  Bischof  beständig 
umgeben,  darf  inan  doch  vielleicht  von  einem  feststehenden  Rath 
sprechen,  wenn  auch  deren  Mitglieder  durchaus  nach  Belieben  des 
Bischofs  wechselten.'*) 

Von  den  beiden  Beamten  aber,  die  vorwiegend  unser  Interesse 
erregen,  hören  wir  in  der  ottonisehen  Zeit  fast  Nichts.  Nur  der 
Vogt  wird  wenigstens  einige  Male  erwähnt,  und  zwar  wird  er  vom 
Bischof  herangezogen,  als  dieser  eine  Güterschenkung  an  das  Kloster 

'•)  .Taffe,  Bibi.  V,  471. 

”)  Similiter  et  de  vassallis  suis  semper  secum  alii|Uos  sapientissimos  habere 
voluit,  si  ei  aliquod  negotium  de  aecclcsiasticis  rebus  vcl  de  secularibu*  ad 
tractandum  deveniret,  ut  eorum  consilio  caute  tractare  et  regere  semper  para- 
tus  esset.  Auch  sonst  wird  noch  erwähnt,  dass  Udalrich  prudeutiores  ct  vera- 
ciores  zur  Bcrathung  beranzieht,  indessen  dies  bezieht  sich  nur  auf  die  Visi- 
tationsreisen des  Bischofs,  ist  also  für  die  Verfassung  der  Stadt  ohne  Bedeutung. 


Digitized  by  Google 


41 


Kempten  macht,  Udalrich  schenkt  adiuncta  manu  Salechon is  advo- 
cati.40)  Ferner  heisst  es  in  der  Vita, S1)  nach  dem  Tode  Udalrichs 
seien  einige  Kleriker  mit  dem  Vogt  und  anderen  Ministerialen  zum 
Kaiser  gezogen,  um  von  diesem  die  Einsetzung  eines  neuen  Bischofs 
zu  erbitten.44)  Danach  steht  über  den  Vogt  wenigstens  so  viel  fest, 
dass  er  ein  bischöflicher  Ministcrial  war  und  als  Rechtsbeistand 
des  Bischofs  fungirte. 

Höchst  bedauerlich  und  sehr  auflallend  bleibt  es  dagegen,  dass 
wir  auch  in  dieser  Zeit  niemals  einen  Burggrafen  in  Augsburg  er- 
wähnt Anden,  während  doch  gerade  die  ottonische  Zeit  diejenige 
sein  soll,  in  der  das  burggräfliche  Amt  in  seiner  BlUthe  steht43), 
mag  man  nun  mit  Nitzsch  der  Meinung  sein,  der  Burggraf  sei  ur- 
sprünglich der  vom  König  zur  Vertheidigung  der  Burg  und  zur  Ver- 
waltung der  aus  den  Pfalzen  fliessenden  königlichen  Einkünfte  ein- 
gesetzte Beamte  gewesen,  oder  mag  man  in  ihm  mit  Arnold  und 
Heuslcr  den  für  das  Stadtgebiet  vom  König  eingesetzten  Gaugrafen, 
den  Richter  für  die  Freien  in  der  Stadt  sehen.  Denn  gerade  an  mili- 
tärischen Erzählungen  ist  die  Vita  Oudalrici,  wie  wir  sahen,  sehr  reich 
und  doch  erwähnt  sie  nie  den  Burggrafen,  so  detaillirt  die  Kämpfe 
mit  den  Ungarn  und  den  Aufständischen  im  Reich  auch  geschildert 
werden.  Ferner  hören  wir  gerade  in  dieser  Zeit  zweimal 44)  von 

*•)  Vita  Oud.  SS.  4,  412  Ak.  62  und  M.  B.  33*  2.  Die  Vita  berichtet 
a.  a.  <).  j>.  418  in  einer  mitgethcilten  Urkunde  noch,  dass  Bischof  Heinrich  c.  980 
sein  Gut  Geisenhausen  den  Kanonikern  in  nianum  IVerenharii  advocati  ge- 
schenkt habe,  und  derselbe  Vogt  Wernhcr  wird  als  erster  in  der  Zeugenreihe 
der  Urkunde  unter  den  Isti  de  provincia  Alamannorum  mit  der  Bemerkung 
qui  hanc  traditionem  accepit  genannt.  Da  wir  aber  in  späterer  Zeit  besondere 
Vögte  des  Domkapitels  treffen,  so  lässt  sich  hier  nicht  mit  Gewissheit  sagen, 
ob  Wcrnher  zugleich  Vogt  des  Bischofs  oder  nur  Vogt  des  Domkapitels  war. 

»')  Vita  Oud.  SS.  4,  418. 

**)  Quidam  clerici  advocato  et  aliis  quibusdam  militibus  de  codem  opisco- 
patu  secum  comitantibus  ad  curtem  imperialem  baculum  episcopalem  ferendo 
iter  agere  coeperunt. 

”)  vgl.  Nitzseh  a.  a.  O.  z.  B.  p.  152, 153,  „. . dass  der  Burggraf  als  städtischer 
Beamter  am  bedeutendsten  in  der  ottonisehen  Periode  erscheint.“  Hcuslera.  a.0. 
z.  B.  p.  54  „..  vom  9. — 11.  Jahrhundert,  also  gerade  zu  der  Zeit,  da  das  Burg- 
grafenamt entsteht  und  blüht...“ 

14)  962,  Pebr.  21.  Kiana  Stumpf  301.  Brcsslau  Centum  diplom.  p.  11.  Otto  I. 
schenkt  der  Konstanzer  Kirche  ein  Gut,  damit  sio  dasselbe  so  besitzen  solle  ut 
ipso  prenominatus  habere  videbatur  Guntrammus  antequam  in  nostrum  regium 
ius  in  nostro  pnlacio  Augustburg  iudicata  fuissent  pro  ipsius  commissu  ...  und 
972,  November  1,  Strassburg  M.  B.  31 » 211,  Otto  I.  befreit  Ottenbcuren  vom 
Herren-  und  Hofdienst  und  bestimmt  eine  Abgabe,  die  a venatoribus  regis  ad 
orcs  aule  in  Lima  vel  ad  Augustensis  curio  portam  erhoben  werden  soll. 
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der  Existenz  einer  königlichen  Pfalz  in  Augsburg,  und  die  zweite 
Stelle  bandelt  gerade  von  der  königlichen  Finanzverwaltung  in  der 
Stadt , diese  übt  aber  nicht  ein  Burggraf,  sondern  venatores  regis. 
Gab  es  also  damals  schon  einen  Burggrafen  in  Augsburg,  so  muss 
es  doch  als  höchst  unwahrscheinlich  bezeichnet  werden,  dass  er 
dann  ein  königlicher  militärischer  Burgbeamter  war,  der  zugleich  die 
königlichen  Finanzen  in  der  Stadt  zu  verwalten  hatte.  Ebenso  we- 
nig aber  werden  wir  berechtigt  sein,  in  dem  Augsburger  Burggrafen 
ursprünglich  einen  für  das  Stadtgebiet  bestellten  Gaugrafen  zu 
sehen.  Denn  wenn  man  auch  annehmen  möchte,  aus  den  fehlenden 
Gerichtsurkunden  würde  sich  dies  ergeben,  so  werden  wir  doch 
sehen,  dass  in  späterer  Zeit  es  nicht  der  Burggraf  ist,  welcher  die 
hohe  Gerichtsbarkeit  in  Händen  hatte,  sondern  der  Vogt,  und  wir 
sind  jedenfalls  nicht  berechtigt,  einer  blossen  Theorie  wegen  zu 
sagen,  es  ist  im  Laufe  der  Zeit  oder  auch  mit  Bewusstsein  eine 
solche  Veränderung  mit  beiden  Aemtem  vor  sich  gegangen,  und 
darnus  dann  weitere  Folgen  zu  ziehen,  sondern  wir  müssen  uns  be- 
scheiden, den  Ursprung  der  Augsburger  Burggrafen  nicht  zu 
kennen. 

Ob  es  überhaupt  eine  sogenannte  „altfreie  Gemeinde“  in  Augs- 
burg gab,  lässt  sich  zwar  nicht  mit  Sicherheit  nach  weisen,  doch 
aber  wird  an  der  Existenz  einer  solchen  kaum  zu  zweifeln  sein, 
denn,  um  von  den  allgemeinen,  von  Arnold  und  Heusler  angeführten 
Gründen,  deren  Beweiskraft  doch  nicht  geleugnet  werden  kann, 
ganz  abzusehen,  so  folgt  meines  Erachtens,  wenn  Gerhard  in  der 
Vita  den  späteren  Bischof  zum  Papst15)  sagen  lässt,  De  provincia 
Alamannia  et  de  civitate  Augusta  oriundus  «um,  und  Udalrichs 
freie  Geburt  unzweifelhaft  feststeht,  dass,  selbst  wenn  man  die  An- 
gabe für  thatsächlicb  unrichtig  halten  will,  Gerhard  die  Geburt 
eines  freien  Mannes  in  Augsburg  für  möglich,  ja  selbstverständlich 
hielt,  dass  also  auch  freie  Geschlechter  in  Augsburg  ihren  Wohn- 
sitz hatten. 

Viel  mehr  treten  in  der  Vita  natürlich  die  Kleriker,  die  Mini- 
sterialen (milites)  und  die  familia  des  Bischofs  hervor,  ohne  dass 
wir  indessen  etwas  Genaueres  über  ihre  Stellung  erführen.  Censu- 
nlcn  und  Dageskalken  sind  in  der  Vita  nicht  getrennt,  sie  werden 
kurz  als  familia  bezeichnet.  Für  sie  *•)  sorgt  der  Bischof  mit 

1S)  Welcher  Papst  cs  gewesen,  ist  für  uns  indifferent. 

*•)  Laici  autem  sua  dominationo  subiccti  semper  cum  eo  omni  honore  et 
laetitia  commemorabautur , nullam  deceptionis  fraudem  ab  illo  fieri  timentes, 
H'd  firmiter  credentes  at<|uc  certe  sciontca:  quiequid  eis  promisorat,  hoc 
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grosser  Treue.  Wer  von  derselben  sich  bei  dem  Bischof  beklagte 
über  ungerechte  Bedrückungen  durch  seinen  Herrn  oder  Mitsklaven 
oder  andere,  dem  verschaffte  der  Bischof  Recht  und  Hülfe,  das 
herkömmliche  Recht  der  familia  hält  er  energisch  aufrecht,  beson- 
ders sorgt  er  dafür,  dass  seine  Diener  nicht  mehr  als  den  recht- 
mässigen Census  von  der  familia  erhoben.47) 

Neben  dieser  bischöflichen  familia  wird  es  dann  endlich  auch 
eine  königliche  Palatialgemeinde  gegeben  haben,  ob  sic  indessen 
von  Bedeutung  auch  nur  der  Zahl  nach  war,  muss  billig  bezweifelt 
werden,  da  wir  ausser  den  beiden  oben  angeführten  Stellen  gar 
nichts  mehr  von  der  Pfalz  des  Königs  hören,  dieselbe  also  wohl 
thatsächlich  für  die  Verfassung  der  Stadt  nur  von  untergeordneter 
Bedeutung  war. 

Der  Name  cives,  den  schon  die  Vita  benutzt48),  ist  zweifellos 
die  allgemeine  Bezeichnung  für  die  Einwohner  der  Stadt. 

dornino  nnnuente  compendiose  perfecerat.  De  familia  autem  ei  commissa 
quicunquc  autc  eum  venerat,  sc  exelamando  iniustc  esse  oppressum  vcl  exspo- 
liatum  aut  aliquo  moilo  iniuriatum  de  domino  proprio,  cui  in  bcneficium  con- 
cessus  erat,  sive  de  conaervo  cius  vel  de  alio  aliquo,  ad  rationem  eins  cautc 
auaeultavit;  et  ubi  cognovit,  iniustc  contra  eum  factum  fuisse,  firmitcr  confestim 
praecepit,  utiuiquitas  ci  facta  cito  emendaretur,  et  non  omisit,  donoc  pcrfiecrc- 
tur.  Legitimem  vero  ius  totius  familiac  quo  pro  anteecssoribus  suis  utebatur, 
firmitcr  eam  conccssit  et  nullius  potestatis  homiuem  sub  suo  regimine  degentem 
hoc  ci  tollere  permisit,  et  non  nisi  rectum  censum  de  Omnibus  locis  aliquem 
suorum  ministrorum  ab  ea  exigerc  consensit.  p.  390. 

**)  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  sieh  in  den  Miracula  sancti  Oudalrici  epis- 
copi  SS.  4 p.  430  unter  No.  10  ox  familia  episcopi  Hcinrici  ein  similiarius, 
d.  h.  ein  Weizcnmehlbäckcr,  unter  No.  14  quidam  faber  Herevunt  vocatus  findet 
und  in  No.  15  ein  Razo  qui  tune  potens  episcopi  minister  fuit,  der  sieh  sehr 
ungläubig  gegen  die  Wunder  zeigt  und  deshalb  sofort  in  göttliche  Strafe  fällt; 
ob  mit  diesem  Ausdruck  aber  ein  Amtscharaktcr,  und  wenn,  so  welcher  aus- 
gedrückt  werden  soll,  habe  ich  nicht  erkennen  können. 

*■)  . . . civihus  qui  in  civitate  remanserant  . . si  iungcro  volucrunt  cap.  4 
p.  391  heisst  es  bei  der  Beschreibung  der  von  Udalrich  abgehaltenen  Proecssionen. 
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Kapitel  III. 

Die  Zelt  der  fränkischen  Könige. 

§ 1.  Der  Bischof  nnd  sein  Verhältniss  zur  Stadt. 

Aus  den  Kämpfen  zur  Zeit  des  Schisma  dürfte  trotz  des  auch 
in  dieser  Periode  noch  höchst  ungünstigen  Materials  zunächst  das 
hervorgehen,  dass  wenn  auch  der  Bischof  ganz  unzweifelhaft  der 
Herr  der  Stadt  bleibt,  und  wenn  auch  die  immer  erneuten  Plün- 
derungen und  Verwüstungen  der  Stadt  einer  ruhigen  Entwicklung 
der  Verfassung  Eintrag  thun  mussten,  andrerseits  gerade  durch 
diese  Kämpfe  das  Interesse  der  Bürger  am  öffentlichen  Leben  in 
hohem  Grade  geweckt  werden,  und  gerade  durch  diese  Kämpfe  der 
Entwicklung  zu  einer  freien  Verfassung  Vorschub  geleistet  werden 
musste.  Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  auf  Folgendes  hingewiesen. 

Wenn  in  den  Kämpfen  in  und  um  Augsburg  zur  Zeit  Udalrichs 
allein  die  Ministerialen  und  — in  untergeordneter  Stellung  — die 
episkopale  familia  als  die  Vertheidiger  der  Stadt  uns  entgegentreten, 
die  Bürger  gar  nicht  erwähnt  werden,  so  sind  umgekehrt  in  den 
Kämpfen  im  1 1.  Jahrhundert  nach  den  grösseren  Augsburger  An- 
nalen, also  auch  einer  Arbeit  von  geistlicher  Hand,  allein  die  Bür- 
ger die  Vertheidiger  der  Stadt,  und  der  Vassallen  und  Ministerialen 
als  solcher  wird  nicht  gedacht.  So  wird  1084  die  Stadt  von  den 
Feinden  überrumpelt  civibus  nichil  timentibus,  1087  ein  Angriff  auf 
die  Stadt  civibus  repugnantibus  abgeschlagen,  und  ebenso  1089  ci- 
vibus pro  copia  temporis  coniluentibus  et  prope  basilicam  S.  Ma- 
riae collectis.  So  erzählt  auch  Udalschalk  in  der  Biographie  des 
Abtes  Egino,  dass  als  bei  der  Einweihung  einer  Kirche  plötzlich 
der  Ruf  erscholl  „die  Feinde  kommen“,  die  suburbani  zu  den 
Waffen  stürzen  und  auf  den  Kampfplatz  eilen.**)  So  erschienen 
endlich  auch  in  dem  Aufstande  gegen  Lothar  1032  nur  Bürger  im 
Kampfe  gegen  die  homines  regis,  von  irgend  einem  Eingreifen 
bischöflicher  Truppen  hören  wir  nichts,  nur  bittend  und  flehend 
sucht  Bischof  Hermann  — und  auch  das  vergeblich  — seinen  Ein- 
fluss geltend  zu  machen. 

Auf  der  andern  Seite  aber  hat  trotz  dieses  unleugbaren  Fort- 
schritts zwischen  der  Vita  und  den  Quellen  dieses  Zeitraums  Nitzsch 
doch  unzweifelhaft  Recht,  wenn  er  behauptet80)  „die  An.  Aug.  mai., 

*’)  Der  „locus  certaminis“  ist  nacli  dem  Zusamenhang  wohl  auch  hier  der 
Platz  an  der  Kathedrale.  *•)  Ministcrialität  und  Bürgerthum  pag.  293. 
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allerdings  eine  Arbeit  der  Augsburger  canonici,  stellen  die  Stadt 
immer  als  ganz  bischöflich  dar“.  Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
worfen sein,  dass  diese  Darstellung  dem  thatsächlichen  Zustand 
durchaus  entspricht,  denn  abgesehen  davon,  dass  wir  im  ersten 
Stadtrecht  die  nachdrücklichste  Bestätigung  hierfür  finden,  erfahren 
wir  nicht  das  Geringste  von  einer  Opposition  der  Bürger  gegen 
den  Bischof,  als  den  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt.  Der  Kampf 
gegen  Wigold  ist  die  Unterstützung  des  rechtmässigen  Bischofs 
und  des  Kaisers  gegen  einen  Afterbischof  und  die  antikaiserliche 
Partei,  das  Auftreten  gegen  Hermann  ist  eine  von  der  streng  kirch- 
lichen Partei  hervorgerufene  Auflehnung  einiger  Bürger  gegen  ein- 
zelne Regierungshandlungen  des  Bischofs  ohne  jede  principielle 
Basis,  und  endlich  die  wider  Hermanns  Willen  gegen  Lothar  aus- 
brechende Revolte  hat  gewiss  nichts  mit  der  Frage  der  öffentlichen 
Gewalt  in  der  Stadt  zu  thun.  Nirgend  finden  wir  auch  nur  eine 
Spur  von  einer  Bewegung  der  Bürger,  zum  Zweck  einen  Anthcil 
am  Stadtregiment  zu  erlangen  oder  auch  nur  die  Abänderung  einer 
bischöflichen  Massregel  in  Betreff  der  städtischen  Verwaltung  herbei- 
zuführen. Von  einem  Streben  nach  bürgerlicher  Selbständigkeit, 
wie  in  Köln,  ist  demnach  soweit  wir  urtheilen  können,  in  Augsburg 
zu  dieser  Zeit  noch  nicht  die  Rede,  die  Stadt  untersteht  vielmehr 
völlig  der  episkopalen  Gewalt. 

Demnach  wird  es  auch  kaum  in  Frage  zu  stellen  sein,  ob  die 
Augsburger  Bischöfe  die  Immunität  besessen  haben.  Wir  besitzen 
freilich,  wie  bemerkt,  weder  eine  Urkunde,  durch  die  dieselben  die 
eigentliche  — merowingisch-karolingische  — Immunität  erhalten  haben, 
noch  auch  ein  sog.  ottonisches  Privileg  für  Augsburg,  noch  endlich 
irgend  eine  Gerichtsurkunde  oder  auch  nur  eine  einigermassen 
greifbare  Notiz  über  die  Thätigkeit  des  Vogts  oder  des  Burggrafen, 
aus  der  wir  einen  Schluss  auf  diese  Verhältnisse  ziehen  könnten, 
aber  man  wird  andrerseits  in  Rücksicht  auf  die  ganze  Politik 
Ottos  I.  in  Betreff  der  Immunitäten,  auf  die  angesehene  Stellung, 
die  Udalrich  bei  Otto  einnahm,  auf  die  Thatsache,  dass  Bischof 
Ulrich  zuerst  von  allen  deutschen  Kirchenfürsten  das  Münzregal 
ausübt,  auf  die  thatsächliche  Machtstellung,  in  der  uns  der  Augs- 
burger Bischof  später  — im  ersten  Stadtrecht  — entgegentritt,  kaum 
zweifeln  dürfen,  dass  auch  die  Augsburger  Bischöfe  die  Immunität 
wie  das  ins  comitcm  eligendi  erhalten  haben  — und  das  letztere 
sohr  wahrscheinlich  von  Otto  I.  selbst.31)  Da  sich  jedoch  im  wei- 

Jl)  Wir  erwähnen  hierbei  Folgendes.  Den  Kampf  den  Bischof  Heinrich 
1059  mit  den  Grafen  Dictpald  und  liadpoto  zu  bestehen  hatte,  und  dessen  wir 
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teren  Verlauf  der  Arbeit  keine  Gelegenheit  findet,  auf  diese  Frage 
zurückzukommen,  so  erscheint  es  rathsatn,  hier  die  sich  später  etwa 
findenden  Stellen  über  die  Immunität  und  das  ius  cotnitem  eligendi 
zusammenzustellcn;  es  sind,  soweit  ich  sehe,  nur  folgende  zwei, 
beido  aus  dem  13.  Jahrhundert.  1264  Februar  6.  Augustae8*)  ver- 
sprechen Konradin  und  der  Pfalzgraf  Ludwig,  Herzog  von  Baiern, 
der  Stadt  unter  Anderem  ....  et  eidem  civitati  extunc  omnia  iura 
seu  immunitates  sibi  a nostris  progenitoribus  competentes  dato  sibi 
super  hoc  privilegio  nostro  conservabiraus  illibatas ....  und  1266  Ok- 
tober Singradibus  ecclesiae  Augustensis  8!l),  durch  welche  Urkunde 
der  Bischof  Hartmann  Konradin  zum  Vogt  ernennt,  lautet  der  erste 
Artikel  der  Verpflichtungen,  die  Konradin  übernehmen  muss:  Primo 
videlicet  (sc.  Conradus  permittit)  ut  libertas  antiqua  et  approbata 
nobis  et  capitulo  nostro  ac  ministerialibus  nostris  totique  clero  civi- 
tatis in  ecclesiis,  monasteriis,  officialibus  personisque  eorum  fainiliis, 
rebus  curiarum  et  domorum  emunitatibus  conservetur,  curie  quoque 
et  doraus  in  Herbergas  hospitibus  non  tradentur,  nee  in  eis  preco- 
num  et  iudicum  seculiarium  iudiciis  vel  edictis  ac  captivatione 
hominum  perturbentur  — eine  Stelle,  die  namentlich  im  Zusam- 
menhänge mit  dem  Zweck  der  Urkunde  überhaupt  — eine  Vogts- 
ernennung durch  den  Bischof  — zeigt,  dass  derselbe  im  vollsten 
Besitz  der  Immunität  war. 

Die  Frage,  welche  Regalien  die  Augsburger  Bischöfe  bcsassen, 
ist  wie  oben  bemerkt,  nur  dahin  zu  beantworten,  dass  Heinrich  IV.84) 
dem  Bischof  das  Münzregal,  das  seine  Kirche  seit  der  Zeit  des 


oben  (p.  25)  gedachten,  führen  die  An.  Augsb.  mai.  ein  mit  den  Worten:  Se- 
ditio  inter  Heinricum  Augustae  episcopum  et  Dietpaldum  comitem  pro  comi- 
tatu  ad  altare  sanctae  Mariae  per  cartae  firinitatem  tradito.  Vielleicht  mochte 
man  hier  praesumiren,  wenn  der  Augsburger  Annalist  von  comitatus  schlecht- 
weg spricht,  so  meine  er  diejenige  Grafschaft  in  der  Augsburg  selbst  Hegt,  das 
ius  comitem  eligendi  sei  folglich  — denn  anders  sei  der  Kampf  der  Grafen 
Dietpald  und  Ratpoto  nicht  zu  verstehen  — erst  kurz  vor  1059  den  Augsburger 
Bischöfen  übertragen.  Indessen  gegenüber  der  hohen  Wahrscheinlichkeit,  dass 
die  Bischöfe  von  Augsburg  die  vollen  Grafschaftsrechte  schon  frülier  erhalten 
haben,  bleibt  jene  Annahme  doch  eine  zu  schwache  Basis  auch  nur  zu  irgend 
einer  Vermuthung;  wie  auch  sonst  Bischöfe  ganze  Grafschaften  vom  Kaiser 
erhalten  haben , so  wird  auch  Agnes  dein  Bischof  Heinrich  eine  Grafschaft 
— wir  wissen  nicht  näher  welche  — übertragen  haben,  weitere  Folgerungen  aus 
dieser  Stelle  müssen,  soweit  ich  urtheilen  kann,  der  that sächlichen  Bedeutung 
des  Augsburger  Bisthnms  wie  der  Stellung  der  ottonisehen  Politik  zur  Frage 
der  Immunität  gegenüber  blasse  Vermuthungen  bleiben. 

**)  M.  B.  30*  337.  ”)  M.  B.  30*  344. 

*•)  10B1  März  7 Novrenberg.  M.  B.  29»  150  Stumpf  2593. 
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heiligen  Udalrich  besessen  habe,  bestätigt,  und  die  noch  erhaltenen 
Mtinzeu  uns  die  Ausübung  dieses  Rechts  schon  durch  den  Bischof 
Udalrich,  als  des  ersten  unter  allen  deutschen  Kirchenftirsten, 
zeigen.35) 


§ 2.  Die  Beamten. 

I.  Der  Vogt.  In  Bezug  auf  die  für  die  V' erfassungsfragen  wich- 
tigen Beamten  kommen  wir  auch  in  dieser  Periode  zu  keinen  be- 
stimmteren Resultaten  als  in  den  früheren.  Sowohl  der  Vogt  wie 
namentlich  der  Burggraf  werden  zwar  häufig  erwähnt,  aber  in  so 
unbestimmter  Weise,  dass  über  den  Charakter  beider,  wie  über  ihre 
Punktionen  kaum  Etwas  zu  schliessen  ist. 

Der  Vogt  zunächst  erscheint  als  Zeuge  bei  Güterübertragungen 
in  Urkunden  nller  Art38)  besonders  aber  auch  in  dem  bisher  wenig 
beachteten,  im  zwei  und  zwanzigsten  Bande  der  Monumenta  Boica 
edirten  Traditionskodex  von  S.  Ulrich  und  Afra. 37  38)  Während  aber 

,s)  vgl.  Dannenberg  Die  deutschen  Münzen  der  sächsischen  und  fränkischen 
Kaiserzeit  p.  379  ff.,  der  des  Weiteren  ausführt,  dass  Augsburg  numismatisch  nicht 
zu  Schwaben,  sondern  zu  Baiem  gehöre,  dass  Bischof  Ulrich  zuerst  von  allen 
Kirchenfürsten  Münzen  geprägt  hal>e,  dass  die  Augsburgischen  Münzen  sich 
durch  ihre  gute  Prägung  und  deutlichen  Inschriften  auszeichnen,  auch,  was 
sonst  in  Deutschland  ausser  Baiem  eine  Seltenheit  ist,  den  Münzmeister  nennen 
und  endlich  eine  genaue  Beschreibung  der  erhaltenen  bischöflichen,  (vom  heiligen 
Udalrich  allein  zwölf  No.  1018,  1019,  1019a — h,  1020,  1021)  kaiserlichen  und  her- 
zoglich schwäbischen  wie  herzoglich  bairischen  (vgl.  No.  1041,  1041a  u.  b,  1042) 
aus  Augsburg  stammenden  Münzen  aus  der  Zeit  der  sächsischen  und  fränkischen 
Bischöfe  giebt. 

*•)  So  1046  M.  B.  33»  ö Adalgozo  tune  temjjoris  ecclesiae  advocato,  1071 
November  23  (Embriconis  fundatio  ecclesiae  S.  Oertrudis  — M.  ß.  33»  8)  Adal- 
goz  advocatus  frater  Wernharii  ndvoeati,  1154  August  11  (Konrad  für  das 
Kloster  Steingaden  — M.  B.  6 , 483)  Adalgoz  advocatus  ecclesiae  Augustensis, 
1130  Februar  6 (Lang.  Reg.  Boic.  131,  vgl.  Braun  a.  a.  O.  II,  73)  erwähnt 
Bischof  Hermann,  dass  Wernherus  Augustensis  advocatus,  der  Stifter  des 
Klosters  Ursperg  dieses  der  Augsburger  Kirche  übertrage. 

*’)  Obwohl  dieser  die  Jahre  1126 — 1179  umfasst,  also  über  die  Kodifikation 
des  ersten  Stadtrecht«  hinausgeht,  musste  es  doch  als  richtig  erscheinen,  den- 
sellien  auch  hier  schon  in  Betracht  zu  ziehen,  besonders  weil  in  den  aus  ihm 
zu  entlehnenden  Urkunden  ein  Einfluss  der  Bestimmungen  des  ersten  Stadt- 
rechts  nicht  zu  erkennen  ist  und  weil  für  die  weitaus  meisten  Fälle  die  Chro- 
nologie der  Urkunden  nicht  mit  Sicherheit  zu  bestimmen  ist. 

**)  So  No.  7 Wernherus  advocatus  Augustensis  eiusdem  ecclesiae  (sc.  S. 
Oudalrici  et  S.  Afrae),  No.  22  Wernherus  advocatus  Augustensis,  No.  19  Advo- 
ratus  Werinherus  qui  ante  altaro  S.  Oudalrici  predictum  praedium  suscepit,  No. 
31  Wernherus  advocatus,  No.  44  Hoc  autem  predium  Wernherus  advocatus  in 
eodem  loco  cum  Eginone  ahbatc  accepit,  No.  47  Luitpolt  advocatus,  No.  58Adal- 
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acbon  jene  Stellen  über  die  Amtsthätigkcit  des  Vogts  gar  keinen 
Aufschluss  gaben,  ist  es  bei  den  Angaben  im  Traditionskodex  sogar 
sehr  zweifelhaft,  ob  Vögte  des  Bisthums  oder  des  Klosters  gemeint 
sind,  oder  ob  etwa  zeitweilig  beide  Vogteien  vielleicht  in  Personal- 
union stehen.  Doch  wie  dem  auch  sein  mag,  so  rcsultirt  aus  all 
diesen  Stellen  nur,  was  wir  schon  in  der  früheren  Zeit  konstatiren 
konnten,  dass  der  Vogt  als  Rechtsbeistand  des  Bischofs  fungirt  und 
der  bischöflichen  Ministeriulitiit  angehürt. 

Zum  weiteren  Aufschluss  ist  jedoch  von  Gaupp,  Arnold,  auch 
Nitzsch  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1004  benützt  worden,  und 
wir  haben  daher  dieselbe  näher  in  Betracht  zu  ziehen. 

In  dem  Abschnitt  über  die  äussere  Geschichte  der  Stadt  haben 
wir  in  Rücksicht  auf  die  Schrift  von  Gebele  es  unterlassen,  auf  die 
Streitigkeiten  des  Bischofs  Hermann  mit  dem  Domkapitel  näher  ein- 
zugehen, wir  haben  aber  hier  daran  zu  erinnern,  dass  die  Kanoniker, 
um  die  endgiltige  Restitution  der  ihnen  vom  Bischof  Hermann  ent- 
zogenen Güter  zu  bewirken,  im  Anfang  des  Jahres  1104  zwei  ihrer 
Genossen,  Konrad  und  Walther,  denen  sich  eine  grosse  Zahl  an- 
derer Kanoniker  anschloss,  als  Gesandte  an  Heinrich  IV.  zum 
Reichstage  nach  Regensburg  schickten,  und  dass  diese  Gesandt- 
schaft ihren  Zweck  auch  erlangte,  wie  die  Urkunde  d.  d.  1104 
Januar  14  in  civitate  Ratispona  *•)  beweist.  Gleichzeitig  aber 
wurde  auf  Betrieb  derselben  Gesandtschaft  eine  andere  Urkunde  für 
das  Augsburger  Domkapitel  ausgestellt  — mit  dem  Datum  1104 
indictionc  XII  in  civitate  Ratispona  presente  et  decernente  Hein- 
rieo  imperatore  tercio  rege  vero  quarto.40)  Diese  Urkunde  handelt 


gerus  advocatus , qui  hoc  itlcm  praedium  suscepit,  No.  SO  124  (a.  1147)  142, 
147,  1Ö6  AdalgeruB  nur  als  Zeuge  genannt,  No.  77  Adalgozus  advocatus,  qui 
idem  praedium  suscepit,  ebenso  No.  82,  jedoch  ohne  den  Zusatz  advocatus,  No. 
llti  Heinrich  advocatus,  186  Purchart  advocatus,  188  Waltherus  advocatus. 

*•)  Hin  Regest  derselben  in  der  Jl.  B.  33*  p.  13  No.  14,  völlig  abgedruekt 
ex  apographo  coaevo  vel  suppari  bei  Nagel  Orig.  dom.  Boic.,  p.  276  uml  hier- 
nach bei  Gaupp  Deutsche  Stadtrecbte  des  Mittelalters  II,  p.  200  Anmk.  1. 

**)  Obwohl  diese  Urkunde  in  den  M,  B.  33»  p.13  No.  15  vollständig  abgedruekt 
ist,  so  kennen  sie  doch  Oaupp  und  Chr.  Meyer  nur  in  der  Gestalt,  wie  sie  in 
das  erste  Stadtrecht  aufgenommen  ist,  und  selbst  Stumpf  scheint  sie  nicht  ge- 
sehen zu  haben,  denn  No.  2968,  wo  er  ein  Regest  derselben  giebt,  datirt  er  die- 
selbe vom  14.  Januar  und  giebt  als  Editionsstelle  auch  Nagel  Or.  dom.  Boic.  p. 
276  an;  vom  14.  Januar  ist  aber  nur  die  Urkunde  über  die  Güterrestitution 
datirt  und  bei  Nagel  findet  sich  ebenfalls  nur  die  Urkunde  über  die  Güter- 
restitution abgedruckt.  Ebenso  giebt  Stumpf  No.  3747  — das  Regest  des  ersten 
Augsburger  Stadtrechts  — an,  der  erste  Thcil  desselben  sei  nur  eine  Bestätigung 
der  von  Heinrich  IV.  am  14.  Januar  gegebenen  Urkunde  d.  h.  der  über  die 
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über  die  Amtsbefugnisse  der  Vögte  des  Augsburger  Domkapitels 
und  wurde  bei  der  Kodifikation  des  ersten  Stadtrechts  mit  in  das- 
selbe aufgenotninen.  Der  Inhalt  derselben  ist  kurz  folgender : 

Die  Augsburger  Kanoniker  Konrad  und  Walther,  Männer  von 
gutem  Rufe,  heisst  es,  seien  als  Gesandte  ihrer  Mitbrüder  nach 
Regensburg  gekommen,  um  die  Freiheiten  und  Rechte  ihrer  Brüder 
zu  wahren ,s)  — sie  hätten  Klage  geführt  über  die  Bedrückungen 
des  Bischofs  Hermann  und  der  Vögte  der  Augsburger  Kirche,  hätten 
den  Kaiser  gebeten,  durch  seine  Macht  diesen  Bedrückungen  ein 
Ende  zu  machen  und  die  Vogteibefugnisse,  welche  Manegold  in 
Augsburg,  der  Graf  Aschabinus  in  Strubingen,  Erich  in  Gysen- 
hausen  auszuüben  berechtigt  seien,  fest  zu  bestimmen  und  zu  be- 
gränzen.1*)  Darauf  folgt  die  Bestimmung,  dass  alle  Dingsassen 
irgend  eines  1S)  Augsburger  Vogts  nur  einmal  im  Jahre,  wann  es  be- 
fohlen wird1*)  an  bestimmten  Dingstätten  — nämlich  in  Aitingen, 
Strubingen  und  Geisenhausen  sich  versammeln  sollen,  dass  die 
Vögte  auf  diesen  Dingen  nicht  mehr  zu  fordern  haben,  als  zwei 
Mass  Weizen,  zwei  Schweine,  drei  Mass  Wein  und  Meth,  zehn 
Mass  Bier  und  fünf  Mass  Hafer.  Auch  gebührt  ihnen  der  dritte 
Theil  des  Bannes,  die  Busse  für  den  Frevel  nach  Abzug  des  Scha- 
dens, den  die  Kanoniker  durch  den  Frevel  erlitten  haben,  wogegen 
das  ganze  Wergeid  allein  den  Kanonikern  zusteht  und  mancipium 
pro  raancipio.  Ausserdem  kann  der  Vogt  vom  Dompropst  oder  den 
Kanonikern  zur  Abhaltung  besonderer  Gerichtstage  aufgefordert 
werden,  hat  sich  bei  diesen  aber  mit  den  ihm  freiwillig  gebotenen 
Gaben  zu  begnügen. 

Soweit  der  Inhalt  der  Urkunde.  Was  folgt  nun  aus  derselben 
für  die  Betrachtung  der  Vogtei?  Doch  nur,  dass  neben  dem  Vogt 
der  Stadt  Augsburg  und  neben  dem  zu  vermuthenden  Klostervogt 
noch  verschiedene  Vögte  des  Domkapitels  vorhanden  waren,  in  der 
That  aber  für  den  eigentlichen  Stadtvogt  gar  nichts,  von  diesem 


Oüterrestitution,  während  thatsächlich  hier  die  Urkunde  über  die  Funktionen 
der  Vögte  inserirt  ist,  welche  keine  Angabe  über  Tag  und  Monat  der  Aus- 
stellung hat.  Dies  Missverständniss  hat  auch  auf  die  Erklärung  des  ersten 
Stadtrechts  schädigend  eingewirkt. 

**)  pro  obtineuda  iuris  sui  libertate. 

'*)  missi  sunt....  ut  episcopi  et  advocatorum  prefate  (sc.  Augustcnsis) 
ecclesie  diu  seviens  in  predia  fratrum  iniuria  regia  potestate  principumque 
auctoritate  sedaretur,  ipsisque  advocatia,  quam  Manegoldus  in  Augusta  et  comes 
Aschabinus  in  Strubingen  et  Erich  in  Gysenhusen  habuit,  determinaretur. 

'*)  cuiuslibet  Angustensis  advocati. 

'*)  quando  praeceptum  fuerit. 

Berner,  Verfstaungsgetcb.  d.  Stadt  Augsburg.  4 
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wird  hier  gar  nicht  gehandelt,  und  mit  Unrecht  ist  daher  diese,  die 
Rechte  der  Stiftsvögte  behandelnde,  Urkunde  fiir  den  Vogt  der  Stadt 
benutzt  worden.  Denn  zunächst  ist  zu  konstatiren,  dass  die 
hier  genannten  Vögte  im  guten  Einvernehmen  mit  dem  Bischöfe 
handeln,  sodann  dass  nicht  ein  Vogt,  sondern  drei  Vögte  und  zwar 
mit  ihren  Namen  als  advocati  Augustenses  aufgeführt  werden, 
dass  wir  auch  nicht  in  einem  derselben,  etwa  in  Manegold,  den 
eigentlichen  Stadtvogt  und  in  den  beiden  andern  etwa  Untervögte 
sehen  dürfen,  denn  die  Dingstätte  des  erstcren  liegt  nicht  in 
Augsburg  sondern  in  Eitingen11),  und  die  beiden  anderen  er- 
scheinen mit  diesem  in  durchaus  paralleler  Stellung  mit  gleichen 
Rechten,  gleichen  Pflichten.  Ferner  die  Kanoniker,  nicht  die  Bürger, 
klagen  gegen  den  Vogt,  die  Kanoniker  vertheidigen  ihre  Rechte, 
ihnen  gehören  die  Güter,  auf  denen  die  Vögte  ihr  Amt  ausüben18), 
die  Bürger  stehen  der  Verhandlung  völlig  indifferent  gegenüber. 
Vor  allen  Dingen  aber  kommt  die  Inserirung  in  das  erste  Stadt- 
recht und  der  Umstand  in  Betracht,  dass  sich  in  diesem  ein  be- 
sonderer Abschnitt  über  den  Vogt  findet,  der  Bestimmungen  trifft, 
die  den  unseren  ganz  diametral  entgegengesetzt  sind.  Hier  werden 
die  Vögte  auf  einen  Gerichtstag  im  Jahre  beschränkt,  dort  sind  ihm 
die  tria  placita  legitima  vollständig  gewahrt,  diese  haben  ihre  Ding- 
stätten in  fremden  Ortschaften,  nicht  in  Augsburg,  jener  in  Augs- 
burg, hier  hat  der  Vogt  bestimmten  Anthoil  an  den  Strafgeldern,  dort 
wird  darüber  wenigstens  nichts  gesagt,  hier  bestehen  die  Abgaben 
an  den  Vogt  nur  in  Naturalien,  dort  nur  in  Geld,  hier  zahlen  offen- 
bar alle  Dingsassen,  dort  nur  bestimmte  Leute,  die  Gesammtheit 
hat  nur  eine  indirekte  Steuer  aufzubringen.  Kurz  man  sieht  Be- 
stimmungen, die  einander  ganz  entgegengesetzt  sind,  einander  völlig 
aufheben.  Ueber  ein  Amt  aber  können  sich  in  einer  Urkunde  ge- 
wiss nicht  so  verschiedene  Bestimmungen  finden,  sondern  es  müssen 
zwei  Aemter  sein,  und  zwar  ist  es  dort  die  Vogtei  der  Stadt  Augs- 


IT)  Auch  ist  cs  zweifellos,  dass  der  Kaiser  Heinrich  IV.  die  Dingstätte 
der  Augsburger  nicht  ausserhalb  der  Stadt,  nach  Eitingen,  verlegt  hat,  denn 
noch  1156  z.  B.  ist  dieselbe  in  Augsburg;  vielmehr  bezieht  sieh  diese  advocatia 
offenbar  auf  die  in  Augsburg  wohnenden  Kolonen  des  Domkapitels,  die  viel- 
leicht schon  ihrer  geringeren  Anzahl  wegen  oder  auch  um  den  Vogt  dem  Ein- 
flüsse des  ihn  gegen  das  Kapitel  unterstützenden  Bischofs  zu  entziehen,  mit  den 
Kolonen  zu  Eitingen  gerichtlich  als  eine  Gemeinde  behandelt  wurden. 

■*)  vgl.  z.  B.  die  Bestätigung  der  Güter  des  Domkapitels,  unter  denen 
auch  die  hier  genannten  aufgezählt  werden,  durch  den  Papst  Cölestin  II.  1143 
November  2l>  Laterani  HL  B.  33*  24. 
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bürg,  hier,  wie  aus  dem  Inhalt  klar  ersichtlich  ist,  sind  es  die  Vog- 
teien  des  Domkapitels,  über  die  verfügt  wird.1®) 

Dass  diese  Vögte  sodann  nicht,  wie  Nitzsch  ineint,  bischöfliche 
Vögte40)  sind,  ergiebt  sich  unsers  Erachtens  nach  schon  aus  der 
Urkunde  d.  d.  1209  Juli  c.  24  Augustae  -'),  durch  die  Otto  IV.  auf 
das  Recht  der  Vogtei  in  Eitingen  verzichtet,  dasselbe  auf  die 
Augsburger  Kanoniker  überträgt,  und  wenn  der  Bischof  hierzu 
seinen  Konsens  ertheilt,  so  ist  dies  nicht  eine  Verzichtleistung  seiner- 
seits auf  ein  Recht,  sondern  nur  die  formelle  Genehmigung  des 
geistlichen  Oberhirten  zu  einem  Erwerb  seiner  Untergebenen,  wie 
dies  auch  sonst  bei  Schenkungen  Dritter  an  das  Kapitel  üblich  ist. 

Demnach  sind  wir  hier  in  der  eigenthüralichen  Lage,  Ge- 
naueres “wohl  über  die  Vögte  des  Domkapitels,  dagegen  so  gut  wie 
Nichts  über  den  eigentlichen  Stadtvogt  zu  wissen. 

II.  Ihr  Burggraf.  Auch  Uber  den  Burggrafen  lässt  sich  wenig 
mehr  als  in  der  ottonischen  Zeit  sagen;  aber  wir  treffen  ihn 
doch  jetzt  als  Zeugen34)  und  erfahren,  dass  er  zur  bischöflichen 

■*)  Arnold  a.  a.  ü.  I,  109  sagt:  „Die  Urkunde“  (nämlich  das  Stadtrecht) 
„enthält  zuerst  die  auf  dem  Reichstage  zu  Regensburg  i.  J.  1101  neu  erlassene 
Bestimmung  über  die  Rechte  dos  Vogtes,  namentlich  über  dessen  Autheil  an 
den  Gerichtsgefällen , und  sodann  das  erste  Stadtrecht  selbst.  Es  handelt  in 
vier  Kapiteln  von  der  Gerechtigkeit  der  Stadt,  des  Bischofs,  des  Vogtes  und 
des  Burggrafen.“  Den  Gegensatz  zwischen  beiden  Bestimmungen  übersieht 
Arnold  ganz.  Gaupp  a.  a.  O.  lf,  194  ff.  meint,  die  Gerichtsbarkeit  des  Vogts 
beschränke  sich  nicht  auf  die  Stadt,  sondern  auch  ausBcrhalb  derselben  hatte 
der  Vogt  au  verschiedenen  Ortschaften  das  hohe  Gericht,  dort  dreimal  im 
.Jahr,  hier  jährlich  einmal  und  zwar,  wie  er  nun  konsequent  vermuthet,  für 
die  ausserstädtischen  Dingsasseu. 

*•)  vgl.  a.  a.  O.  p.  201. 

3 1 ) M.  B.  29»  553.  (id.  33»  52  Regest)  Augustae  . . . . preposito  et  cano- 
nicis  ciusdem  ecclcsiac  omne  ius  advocatie  nostre  in  universo  predio  corum  ln 
Aitingen  in  perpetuum  eis  pacificc  possidendum  recognovimus  et  auctoritate 
regalis  nostre  munifieentie  pleno  inre  contradidimus  accedente  consensu  ac  pe- 
ticione  Sifridi  tune  temporis  eiusdem  ecclesie  episcopi,  qui  tune  episcopali 
auctoritate  hoc  ipsum  eis  ius  recognovit  et  privilegio  suo  confirmavit,  ita  quidem 
ut  nullus  offieialis  noster  vel  suecessorum  nostrorum  aliquam  sibi  disponendi 
exigendi  vel  aliquid  ibi  faeiendi  vendicet  potestatem,  sed  quicunque  per  suc- 
cessionem  in  ccclesia  Augustensi  fuerit  prepositus  cum  canonicis  eiusdem  ec- 
clesie nobis  et  nostris  in  eadem  advocatia  successoribus  statutaui  frumenti  et 
ab  antiquo  determinatam  persolvat. 

1 *)  1067  Juni  29  M.  B.  33»  6 Hiltebrant  urbis  praefectus  in  der  Urkunde 
des  Bischofs  Embriko  über  die  Schenkung  des  Grafen  Swigger  an  S.  Peter, 
und  zwar  keineswegs  in  bevorzugter  Stelle,  sondern  unter  der  allgemeinen  Be- 
zeichnung asscripto  etiam  tidelium  nostrorum  nobiliumque  virorum,  nec  non 
servientium  nostrorum  testimonio  folgt  der  Burggraf  erst  als  zwölfter  nach  den 
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Ministerialität  gehört.4*)  Nur  eine  Bemerkung  scheint  aus  den  Er- 
wähnungen des  Burggrafen  gefolgert  werden  zu  müssen. 

In  der  Urkunde  M.  B.  22,  N.  185  schenkt  nämlich  Ruonradus 
urbis  prefectus  dem  Kloster  ein  Gut  und  einer  der  ersten  Zeugen 
der  Tradition  ist  Diepaldus  prefectus.  Wir  treffen  hier  also  in 
Augsburg  ganz  unzweifelhaft  gleichzeitig  zwei  Burggrafen44)  und 


Zeugen,  die  offenbar  die  nobiles  viri  darstellen  — sie  fuhren  alle  neben  dem 
Vornamen  noch  eine  weitere  Bezeichnung  mit  de  — und  es  folgen  auf  ihn  nur 
Swigger,  Herpolt  et  iterum  Herbolt,  Sigeboto,  Steuen  et  alii  quam  plurimi. 
Dies  ist  die  erste  Erwähnung  des  Augsburger  Burggrafen.  Am  häutigsten 
treffen  wir  die  Burggrafen  Witigowe  und  Konrad,  Witigowe:  1129  Juli  2t» 
31.  B.  10,  452  als  ersten  Zeugen  unter  der  Klasse  ex  ecclesiae  ministerialibus 
nach  der  Klasse  ex  ecclesiae  militihus  Witigowe  urbis  praefeetus.  1130  Fe- 
bruar 16  Augustae  in  einer  Urkunde  Bischof  Hermanns,  die  ich  nur  nach  dem 
Regest  bei  Lang  N.  131  und  nach  dem  deutschen  Auszug  bei  Braun  a.  a.  O.  II. 
73  kenne,  Witigowe  Präfekt  als  ersten  unter  den  von  Braun  als  Dienstmänner 
der  Kirche  den  „Adelichen“  gegenüber  bezeichnten  Zeugen.  1135  Oktober  1 
in  einer  Urkunde  Bischof  Walthers  für  das  Kloster  Kaisheim  als  ersten  unter 
den  Dienstleuten  Witegou  Praefect  T.ang  1311  Braun  II,  92.  1143  Sept.  24 
Augustae  31.  B.  33»  22  (Walther  bestätigt  eine  Schenkung  als  erster  unter  den 
Ministerialen)  Witigowe  prefectus,  endlich  M.  B.  22  Ko.  60,  61,  71.  86,  97,  98, 
108,  137,  145,  152,  161  — also  zwischen  1126  und  1179  — und  zwar  mit  Aus- 
nahme von  No.  60,  wo  er  mitten  unter  den  übrigen  Zeugen  steht,  jedesmal  als 
ersten  Zeugen.  Konrad  6nden  wir  c.  1150  in  einer  Urkunde  des  Bischofs 
Konrad  für  das  Kloster  S.  Georg  — Lang  K.  199,  Braun  II,  107,  — c.  1154  in 
einer  Urkunde  Konrads  fiir  den  Prnpositus  von  Steingaden  — 31.  B.  6,  482  — als 
ersten  Zeugen  nach  den  Geistlichen  und  31.  B.  22  No.  88,  92,  115,  147,  149, 
154,  156  (a.  1150  — 1167),  165,  173,  176,  aber  nur  in  No.  149,  165,  173,  176  als 
ersten  der  Zeugen.  No.  88  und  114  allerdings  gleich  nach  demjenigen  Zeugen 
qui  idem  prnedium  delegavit,  sonst  aber  keineswegs  an  hervorragender  Stelle. 
Daneben  treffen  wir  noch  31.  B.  22  N.  47  als  Zeugen  Heinrich  urbis  praefeetus 
an  erster  Stelle  vor  Liutpold  advocatus,  No.  77  Gerboldus  urbis  praefeetus  in 
letzter  Stelle  weit  nach  Adelgozus  advocatus  und  endlich  Diepoldus  urbis  praefec- 
tus  in  31.  B.  22  No.  181,  184  (185),  187,  192,  194  und  zwar  181  und  187  au  erster 
Stelle,  sonst  mitten  zwischen  den  übrigen  Zeugen,  und  denselben  Dyeboldus 
urbis  praefeetus  1154  bei  Lang  p.  215  als  einzigen  Zeugen  in  einer  Urkunde 
des  cellerarius  für  das  Kloster  S.  Georg. 

1 3 ) cf.  z.  B.  die  Urkunde  vom  26.  Juli  1129  M.  B.  10,  452  und  31.  B.  22, 
185  Konradus  urbis  praefeetus  predium  suum  et  ecclesiam  in  Flien  presentibus 
et  adiuvantibus  cum  in  id  ipsum  concivibus  suis  ministerialibus  sancte  Augusten- 
sis  ecclesie  .... 

*•)  vgl.  auch  die  in  das  Jahr  1154  gesetzten  Urkunden  31.  B.  6,  482  un<l 
Lang  pag.  215. 

Vielleicht  würde  man  zur  Erklärung  dieser  überraschenden  Thatsache  auf 
Folgendes  hinweisen  wollen.  31.  B.  22,  144  heisst  es  Konradus  tilius  praefccti, 
N.  69  Witegou  et  tilius  urbis  praefecti,  ferner  finden  wir  in  No.  147,  149,  156 
gleich  nach  Konradus  urbis  praefeetus  einen  Diepoldus  iuvenis  (oder  puer  149) 
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erhalten  überdem  auch  im  ersten  Stadtrecht  die  Bestimmung,  dass 
der  Bischof  auf  Verlangen  der  Ministerialen,  der  Bürger  und  des 
ganzen  Volks  nur  einen  Burggrafen  einsetzen  soll.25)  Die 
Thatsache,  dass  gleichzeitig  mehrere  Burggrafen  in  Augsburg 
fungirten,  wird  also  nicht  zu  bezweifeln  sein,  nur  wird  man  nach 
dem  Wortlaut  im  ersten  Stadtrecht  sagen  dürfen,  es  war  ein  Miss- 
brauch und  wurde  als  solcher  vom  Volk  wohl  empfunden. 

Was  endlich  den  Charakter  des  Burggrafen  anbetrifft,  so  sind 
wir,  da  er  zur  bischöflichen  Minisferialität  gehört,  wohl  zu  der 
Vcrmuthung  berechtigt,  er  sei  ein  bischöflicher  Beamter,  eine  Ver- 
muthung,  die  durch  das  erste  Stadtrecht  ihre  volle  Bestätigung  er- 
hält. Ueber  den  Ursprung  der  burggräflichen  Gewalt  flndet  sich 
dagegen  auch  in  fränkischer  Zeit  kein  Indicium. 

111.  Ferner  treffen  wir  in  dem  Traditionskodex  noch  mehrere 
Male  einen  Schultheissen,  so  No.  42  u.  83  einen  Marchwardus  scult- 
heizze  und  ebenso  No.  95  Marchwardus  de  Husen  scultheizze. 
Indessen  glauben  wir  in  ihm  nicht  einen  städtischen,  sondern  einen 
auswärtigen  gaugräflichen  Beamten  sehen  zu  sollen,  denn  No.  95 
tradirt  nobilis  quidam  de  Bawaria  Adalbertus  nomine  corani  duce 
Norieorum  et  Saxonum  ein  Gut  an  das  Kloster.  Da  das  Gut  aber2®) 
in  der  Grafschaft  Bertholds  von  Andechs  lag,  so  sollte  es  noch  ein- 
mal in  Gegenwart  des  Grafen  oder  seines  Stellvertreters,  des  Schult- 
heissen, Namens  Marchward,  und  der  Schöffen  jener  Grafschaft  tra- 
dirt werden.  Ebenso  wird  No.  8 bei  der  Besitzeinweisung  des 
Abts  in  ein  ihm  vom  Kaiser  Konrad  III.  geschenktes  Gut  in  Buten- 
ais Zeugen  aufgeführt.  Eine  Möglichkeit  ist  es,  in  diesem  Diepoldus  den  daun 
so  oft  genannten  Burggrafen  zu  sehen,  möglich  ist  es  auch,  in  Witigowe,  Kon- 
rad, Diepold  Vater,  Sohn  und  Enkel  zu  sehen,  und  dann  möchte  man  vielleicht 
sagen : entweder  wie  es  hei  Herzogen  und  Pfalzgrafen  Sitte  wurde,  den  Söhnen, 
auch  wenn  der  Vater  das  Amt  verwaltete,  den  Titel,  der  nur  dem  Vater  zu- 
kam, bcizulegen,  so  mag  es  auch  hier  gewesen  sein,  Diepold  sei  nur  Burggraf 
genannt,  weil  es  sein  Vater  war,  zumal  wenn  man  etwa  aunehmen  will,  man 
konnte  damals  präsumiren , Diepold  würde  dem  Vater  im  Amt  einst  folgen  — 
oder  man  kann  vielleicht  sogar  sagen,  der  Titel  Burggraf  sei  hier  schon  Fa- 
milienname geworden.  Indessen  ist  die  Basis  dieser  Vermutlmngcn  eine  so 
schwache,  dass  sie  der  Bestimmung  des  Stadtrechts  gegenüber  nicht  in  Betracht 
kommen  kann. 

**)  Stadtrecht  von  1156  art.  3 § 2 Episcopus  ministerialium  urbanorum 
et  totius  populi  civitatis  peticione  praefectum  unum  tan  tum  dare  dcliet. 

**)  Sed  quia  hoc  idem  prnedium  in  coraitatu  Bertholdi  de  Audehsen 
situm  cst,  placuit,  ut  hec  eadem  delegatio  que  ante  ducem  acta  est,  etiam  coram 
ipso  comite  vel  eo  presente,  qui  vicem  eius  tenerct  sculthcizcn  nomine  March- 
wardo  presentibusque  iudicibus  illius  comitatus,  qui  vulgo  scephen  vocantur, 
publice  contirmaretur,  quod  et  factum  cst. 
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hausen  erwähnt  (illo)  qui  vicem  comitis  tenebat  sculthcizzcn  nomine 
Marchwardo.  Es  wird  also  kein  Zweifel  sein,  dass  dieser  Sehult- 
heiss  nicht  ein  städtischer,  sondern  ein  auswärtiger  gaugräfliclicr 
Beamter  war. 

IV.  Endlich  finden  wir  hier  und  da  noch  einige  andere 
Beamtentitel,  so  namentlich  den  monetarius  M.  B.  22,  78  Rudolf 
filius  monetarii,  156  Gerbolt  monetarius,  163  und  169  Luipolt  mo- 
netarius als  Zeugen  mitten  unter  Leuten,  die  wir  wohl  als  Bürger 
anzusehen  haben,  so  auch  1162  März  23  -')  Gozwin  monetarius 
unter  den  cives.  Möglich  dass  auch  der  in  der  Zeugenreihe  der 
Urkunde  von  1046  S8)  unter  den  laici  als  erster  genannte  Wigolt 
quaestor  ein  bischöflicher  Münzbeamtcr  war,  da  — abgesehen  von 
dem  Namen  — auch  im  zweiten  Stadtrecht  von  1276  a.  8 § 3 der 
quetzaer  als  zur  Münze  gehörig  aufgeführt  wird. 

Wir  treffen  ferner  in  M.  B.  22  No.  12 2 einen  Friderichus  pontena- 
rius  und  146  einen  Oudalricus  pontenarius.  Darf  man  aber  aus  der 
unechten  Urkunde  von  1031  und  der  oben  angeführten  Stelle  des 
Bischof-  und  Abtskatologes  aus  dem  12.  Jahrhundert  entnehmen, 
dass  das  Faktum  der  Briickenschenkung  an  das  Kloster  im  12. 
Jahrhundert  bereits  vollzogen  ist,  so  wird  der  pontenarius  nicht  ein 
Beamter  des  Bischofs  sondern  des  Klosters  gewesen  sein,  ln  M.  B. 
22  No.  108  finden  wir  unter  den  letzten  Zeugen  Pertholt  waibel 
und  in  der  Urkunde  d.  d.  1162  März  23 SB)  Pertholt  der  waibel 
unter  der  Rubrik  der  cives  im  Gegensatz  zu  den  Ministerialen; 
vielleicht  darf  man  in  ihm  den  später  unter  diesem  Namen  vor- 
kommenden Unterbeamten  des  Burggrafen  scheu.  Einen  thclonc- 
arius  finden  wir  dann  wohl  M.  B.  22,  209  aber  erst  in  einem  aus 
dem  Jahre  1204  herrührenden  Schenkungsakt,  und  in  No.  55,  aber 
hier  unter  den  ministeriales  regis.*0) 

§ 3.  Die  Bevölkerungsklassen. 

Wenden  wir  uns  nun  von  den  Regierenden  zu  den  Regierten, 
zu  den  Bevölkerungsklassen,  so  sind  wir  hier  in  der  glücklichen 
Lage,  in  dem  Kodex  von  S.  Ulrich  und  Afra  aus  den  Jahren 
1126 — 1179  in  mehr  als  zweihundert  Nummern  eine  fast  überreiche 
Nomenklatur  von  wohl  2 — 3000  Namen  zu  besitzen81),  aber  der- 
selbe verliert  dadurch  au  Werth  leider  ganz  ausserordentlich,  dass 

*’)  M.  B.  33»  42.  »*)  M.  B.  33»  5.  »»)  M.  B.  33»,  42. 

»■)  Aus  Opportuuitätsrücksicliteu  lassen  wir  die  Besprechung  der  Frage, 
ob  sich  bereits  in  dieser  Periode  Keime  des  späteren  Kaths  zeigen,  der  über 
die  Bevölkernngsklassen  folgen. 

»')  M.B.  22,  p.  2.  ff. 
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er  fast  niemals  den  Stand  der  genannten  Leute,  besonders  nicht 
den  der  Zeugen  angiebt.  Zur  Ergänzung  dienen  natürlich  die 
wenigen  uns  aus  dieser  Zeit  überlieferten  bischöflichen  Urkunden, 
zu  denen  wir  jedoch  noch  einige  aus  der  nächsten  Zeit  nach  der 
Kodifikation  des  ersten  Stadtrechts  glauben  mit  heranziehen  zu 
dürfen,  da  wir  einmal  auch  bei  dem  Kodex  in  den  weitaus  moisten 
Fällen  nicht  im  Stande  sind,  anzugeben,  ob  die  bezüglichen  Akten 
sich  auf  Schenkungen  vor  oder  nach  dem  Jahre  1156  beziehen, 
und  da  andererseits  die  Bevölkerungsverhältnisse  zu  konstante  sind, 
als  dass  sie  in  wenigen  Jahrzehnten  eine  wesentliche  Umgestaltung 
erfahren  haben  sollten. 

I.  Freie.  Sehen  wir  uns  zunächst  nach  Freien  in  Augsburg  um, 
so  nennt  uns  zwar  der  Kodex  sowohl  als  Schenkende,  wie  als  Zeugen 
mehrfach  nobiles  viri,  aber  niemals  wird  einem  solchen  die  Bezeichnung 
de  Augusta  gegeben,  sondern  immer  de  mit  einer  anderen  Ortsbe- 
zeichnung, und  wir  haben  daher  das  Domicil  dieser  Leute  nicht  in 
Augsburg  zu  suchen,  im  Gegentheil  muss  im  Gegensatz  zu  Arnold 3‘) 
betont  werden,  dass  diese  Namen,  welche  dem  Vornamen  mit  einem 
de  hinzugefügt  werden,  keineswegs  Familiennamen  Augsburger 
Bürger  sind,  wie  Arnold  für  Regensburg  annimmt;  sic  bezeichnen 
noch  lediglich  die  Herkunft  oder  das  Domicil,  wie  dies  schon  her- 
vorgeht aus  dem  häufigen  Zusatz  de  codem  loco33),  oder  noch 
mehr  daraus,  dass  der  Sohn  nicht  selten  einen  anderen  Zunamen 
führt  als  der  Vater34),  und  ebenso  Brüder  verschiedene  Zunamen 
tragen. 31  *•) 

Dor  Kodex  bezeichnet  uns  also  Freie  in  Augsburg  nicht  mit 
ausdrücklichen  Worten,  und  wir  werden  uns  solche  auch  nicht 

»>)  a.  a.  O.  II,  199. 

J1)  7-  ii.  No.  5 Walther  de  Snaitpacli,  Engilmar  de  eodem  No.  36  Hcin- 
rieus  et  frater  eins  Oudalricus  de  Gnozzesheim,  Dietricus  de  eodem  loco,  N.  41 
Routpertus  do  Stainbach,  Kounr.  de  eodem  loco,  N.  42  Magonsone  de  Riete 
Heinrico  de  eodem,  N.  61  Gcnsicus  de  Turginvelt,  Routpertus  et  frater  eiua 
Pero  de  eodem  loco,  N.  63  dieselben,  N.  58  Testes  predii  quod  dedit.  Sigcwinus 
de  Asaheim  per  manum  Riwini  de  eodem  loco,  N.  73  Harthmann  de  Inningen, 
Wcrinhcr  iuvenis  de  eodem  loco  u.  s.  f. 

1 ')  z.  B.  No.  47  Ratwin  et  itxor  eius  Hiltegunt  de  Waleshoven,  ihr  Sohn 
ist  Bcrthold  de  Husen,  No.  73  Testes  predii  quod  dedit  Wcrinhcr  de  Pureh- 
perch  pro  Klio  buo  Harthmann  de  Inningen,  No.  148  Gerhart  do  Stetten  et 
filius  eius  Werinher  do  Celle.  Auch  No.  192  matrona  Maethilt  nomine  de 
Ainlingen  pro  remedio  nnimi  viri  sui  Oudalrici  de  Husen  ist  zu  beachten. 

1 *)  z.  B.  No.  101  Dicpoldus  de  Scovcnhusen,  Oudalricus  frater  eius  de 
Aergisingen. 

’*)  Vielleicht  kann  man,  wenn  aus  Bezeichnungen  wie  de  Althaim,  do 
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konstruiren  dürfen  etwa  aus  der  Stellung,  die  der  eine  oder  der 
andere  in  den  Zeugenreihen  einnimmt,  denn  leider  zeigt  eine  der 
wenigen  Urkunden,  die  den  Stand  der  Genannten  erkennen  lässt, 
dass  man  die  Zeugen  nicht  eben  immer  genau  nach  dem  Ansehen 
der  Stände  geordnet  hat.37)  Wir  dürfen  ferner  auch  nicht  sagen: 
da  nur  Freie  Eigengut  haben  können,  so  sind  alle  diejenigen,  die 
dem  Kloster  ein  Gut  schenken,  Freie,  es  sei  also  zu  versuchen,  ob 
man  für  einzelne  derselben  das  Domicil  in  Augsburg  uachweiscn 
könne,  denn  abgesehen  von  der  Notiz  in  No.  124,  nach  der  der 
Herzog  Welf  von  Baiern  seinen  Ministerialen  die  Erlaubniss  giebt, 
Güter  an  das  Kloster  zu  schenken,  finden  wir  thatsächlich  im  Kodex 
eine  ganze  Reihe  von  Schenkungen  solcher  Leute,  deren  Zuge- 
hörigkeit zur  Ministerialität  wir  noch  zu  beweisen  hoffen. 39) 

Sehen  wir  uns  nach  anderem  Material  um,  so  nennt  allerdings 
eine  Urkunde  Bischof  Walthers  d.  d.  1145  November  28“)  unter 
den  Zeugen:  ex  liberis  Dietrich  et  fratcr  eius  Eberhart  de  Buen- 
burc,  Marquart  de  Chissingen  et  Alhoh,  Walthere  de  Juoben,  Kuono 
de  Hagele  und  1067  Juni  29 40)  schenkt  Swigger  ein  Gut  per  ma- 
num  liberi  cuiusdam  Herimanni  — aber  zunächst  ist  wieder  anzu- 
nehmen, dass  diese  Leute  nicht  in  Augsburg  sesshaft  seien.  Nur 
einen  von  ihnen  treffen  wir  — abgesehen  von  dem  Namen  Heri- 
mann,  der  ja  nicht  in  Betracht  kommen  kann  — in  unserem  Kodex 
wieder,  nämlich  Marchwardus  de  Kissingen  und  diesen  so  häufig41), 
dass  für  ihn  allerdings  die  Präsumtion,  aber  nicht  der  Beweis 
vorliegt,  er  habe  in  Augsburg  selbst  gewohnt,  denn  cs  würde  aller- 
dings auffallend  sein,  wie  man  ihn  so  oft  als  Zeugen  heranziehen 
konnte,  wenn  er  nicht  in  Augsburg  selbst  heimisch  und  daher 
oft  zur  Hand  war. 

Erringen,  <le  Inningen  ein  Althaimer,  Erringcr,  Inninger  wird,  hier  das  Auf- 
kommen von  Familiennamen  vermuthen. 

J1)  N.  42  folgt  Marchwardus  de  Kissingen  viel  später  als  Adalhoh  de 
Sulzcbach,  und  jener  ist,  wie  wir  sehen  werden,  ein  Freier,  dieser  ein  Mi- 
nisteriale. 

’•)  z.  B.  71  Marchwardus  de  Porta,  3ö  Oudalricus  Gruobcr,  86  Werinher 
de  Inningen,  !X)  Marchwardus  Fabianus,  146  de  Androna,  176  Wimar  de  Alt- 
heim,  besonders  aber  56  Wimt,  der  N.  55  unter  den  ministeriales  regis  genannt 
wird,  N.  153  und  171  sogar  Marchwardus  camerarius,  185  Kuonradus  urbis 
praefectus  und  204  endlich  noch  quidam  hoino  munastcrii. 

M.  B.  33»  p.  25. 

*•)  M.  B.  33»  6. 

4I)  z.  B.  No.  29,  32,  37,  42,  62,  65,  140  u.  s.  w.,  aber  freilich  immer  mit 
Fortlassung  des  et  de  Alhoh  und  nicht  Chissingen,  sondern  Kissingen. 
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Bei  dieser  Sachlage  werden  wir  uns  also  bescheiden  müssen, 
Augsburg  nicht  in  den  Kreis  derjenigen  Städte  zu  ziehen,  aus 
denen  wir  auf  die  Zahl  der  Freien  und  den  etwaigen  Einfluss  der- 
selben auf  die  Gestaltung  der  städtischen  Verfassung  einen  Schluss 
ziehen  könneu,  vielmehr  müssen  meines  Erachtens  nach  die  Augs- 
burgischen  Verhältnisse  in  dieser  Frage  ausser  Acht  gelassen  werden, 
da  das  Material  doch  nur  als  ein  höchst  ungenügendes  bezeichnet 
werden  kann. 

II.  Die  Ministerialen.  Im  Gegensatz  zu  den  Freien  können  wir 
zwar  eine  ziemlich  grosse  Zahl  von  Ministerialen  nachweisen,  aber 
bei  vielen  von  ihnen  bleibt  es  doch  zweifelhaft,  ob  sie  in  Augsburg 
sesshaft  sind,  auch  lässt  es  sich  nicht  immer  mit  Gewissheit  ent- 
scheiden, ob  sie  Ministerialen  des  Bischofs  oder  des  Klosters42)  sind 
und  endlich  Uber  die  rechtliche  »Stellung  der  Ministerialen  oder 
gar  deren  Bedeutung  für  das  Verfassungsleben  der  Stadt  erhalten 
wir  keinen  Aufschluss.  Die  folgende  Besprechung  des  uns  vor- 
liegenden Materials  wird  hierfür  den  Beweis  liefern. 

Die  in  M.  B.  22  No.  55  als  Zeugen  aufgefuhrten  ministeriales 
regis  sind  wohl  ausser  Acht  zu  lassen,  da  sie  uns  nur  noch  in  No.  56, 
welche  Nummer  von  der  Schenkung  eines  der  in  No.  55  als  Königs- 
ministerialen Genannten  Zeugniss  giebt,  wieder  begegnen,  und  wir 
daher  gar  keinen  Grund  haben,  die  Sesshaftigkeit  dieser  Leute  in 
Augsburg  zu  suchen. 

Abgesehen  vom  Kodex  werden  uns  nun  folgende  Ministerialen 
genannt: 

1.  In  einer  Schenkungsurkunde  des  Augsburger  Kanonikers 
Uelmbert  an  die  Kirche  S.  Maria  vom  Jahre  1121 4*):  De  mini- 
sterialibus  vero  aderant  Adalbcrtus  dapifer  de  Liutrehcshoven, 
Marquardus  camcrarius,  Wernherus  de  Inningen  et  frater  eius  Hart- 
mannus, Erchenbolt  de  Rechenriet  et  filii  eius  duo  Magiens  et  Hcitt- 
ricus  Adalhoch  et  Liutfrit  de  Sulzebach,  Willehalm  et  Rudinc  de 
Wczzinescella. 

2.  In  einer  Urkunde  des  Bischofs  Hermann,  d.  d.  1129  März 
13 44):  Ex  ministcrialibus  Vodalrich  de  Husen,  Udalrich  de  Althaim, 
Sygevolch,  Marquart  camerarius,  Marquart  de  Oberndorf. 

3.  ln  einer  Urkunde  des  Bischofs  Hermann  für  Kloster  Scheyern 

•*)  I)ass  das  Kloster  solche  gehabt,  ergiobt  sich  z.  B.  schon  aus  11.  B.  22, 
N.  11,  wonach  Uto  de  Starchandeshoven  dein  Kloster  mehrere  mancipia  tradirt 
eo  temire,  ut  ea  lege  fruantur,  tjuam  cctcri  eiusdem  altaris  ministeriales. 

«*)  M.  B.  33*  16. 

*•)  31.  B.  33»  17. 
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d.  d.  1129  Juli  26 4&):  Ex  ministerialibus4*)  VVitigowe  urbis  prae- 
fectus,  Diotpold,  Hermann,  Udalrich,  Marquart  camci*ariu8,  Adal- 
precht,  Sigevolch. 

4.  In  einer  Urkunde  d.  d.  1143  September  24 47)  bestätigt  Bi- 
schof Walther  die  Schenkung,  welche  quidain  ministerialis  ecclesie 
nostre  Diepolt  videlicet  et  raater  sua  Luizila  nomine  per  manum 
cuiusdam  ministerialis  nostri  Ebonis  de  meridionali  porta  civitatis 
ad  baptismalem  ecclcsiam  in  minori  Offingen  sitam  gemacht  haben, 
und  als  Zeugen  werden  dann  nach  den  Klerikern  genannt:  Ex  mini- 
sterialibus Witigowe  urbis  prefectus,  Arnolt  camerarius,  Wimar 
castinarius,  Heinric.,  dapifer,  Marquart  de  porta  aquilonari,  Chunrat 
maior  villicus,  Algoz. 

5.  In  einer  Urkunde  d.  d.  1162  März  23 4S)  durch  welche  der 
miles  Pillungus  de  Katericheshoven  zu  Gunsten  der  Kirche  S. 
Maria  in  Gunzenburch  auf  einen  Ccnsualen  Namens  Hunold  Ver- 
zicht leistet,  werden  im  Gegensatz  zu  den  canonici  und  den  cives 

als  Zeugen  genannt:  Ministeriales  Arnolfus  camerarius et 

Marquardus  filius  eins,  Cunradus  prefectus,  Cunradus  de  Hurncnloch. 

Im  Kodex  wird  die  Bezeichnung  ministerialis  nur  dreimal  an- 
gewandt. No.  145  (Kuonradus  de  Erringen  schenkt  dem  Kloster 
ein  Gut  in  Böbingen)  beginnt  die  Zeugenreihe  Adalger  advocatus, 
Heinr.  fratcr  prcdicti  Kuonradi,  qui  hoc  idem  predium  corara  ad- 
vocato  suo  et  ceteris  ministerialibus  subscriptis  post  mortem  fratris 
sui  eisdem  sanctis  donavit.  Man  wird  also  die  folgenden  Namen 
für  solche  von  Ministerialen  anzusehen  haben,  es  sind  Sigefrid  de 
Donnersperch,  Kuonrad  urbis  prefectus,  Dicpoldus  invenis,  Wortwin 
de  Emersachcrn,  Arnold  camerarius,  Ruodolph  de  Porta,  Witegou  de 
Ribelingon,  Oudalr.  de  Androna,  Wimar  pcchstain,  Adalger  caste- 
narius  et  filius  eins  Werinherus,  Pcrtbold  de  Inningen,  Willihalm 
et  frater  eius  ad  Strazza,  Liupolt  fratcr  Liutfridi,  Heinr.  Jachintin 
Ruodiger,  Marchw.  Marchw.  filius  Adaiberonis,  Oudalr.  Rufus, 
Werinherus  prepositus  eiusdem  K.4B) 

No.  135  schenkt  Kuonradus  urbis  prefectus  presentibus  et  ad- 


•»)  M.  B.  10,  452. 

*•)  Und  zwar  im  (regensatz  zu  den  ecclesiae  milites,  die  vor  den  Mini- 
sterialen genannt  werden. 

*»)  M.  B.  33»  22. 

•*)  M.  B.  33»  42.  Wenn  auch  der  Aussteller  der  Urkunde  nicht  genannt 
ist,  so  kann  doch  kein  Zweifel  sein,  dass  sie  im  Namen  des  Bischofs  ausgestellt 
wird. 

•*)  Kuonradi  (i). 
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iuvantibus  cum  in  id  ipsmn  concivibu»  suis  ministerialibus  sanctc 
Auguatcnsis  ecclesic  ein  Gut.  Danach  sind  also  Ministerialen  Sige- 
fridus  de  Donerspcrch,  der  als  mediator  genannt  wird,  und  die 
Zeugen  Diepoldus  prefectus,  Wortwin  de  Emersachern,  Liutoldus, 
Ruodolfus  de  Porta50),  Heribort  de  Ostendorf,  Luodewich  de  Westen- 
dorf, Hainprecht  de  Biberbach,  Heinr.  Buochalar,  et  filius  eius 
Adalprecht,  Heinricus  Grille  et  fratres  sui  Sigcfridus  et  Witegou, 
Heinricus  Albus,  Kuonradus  Hardera. 

Endlich  wird  in  No.  204,  die  sich  freilich  erst  auf  eine 
Handlungaus  den  Jahren  1190 — 1200  bezieht,  Adilbertus  ministeri- 
alis  in  Erringen  erwähnt. 

Die  meisten  dieser  Namen  treffen  wir  in  unserm  Kodex  wieder, 
viele  von  ihnen  sogar  sehr  oft,  sowohl  von  denjenigen  die  einen 
Zunamen  mit  de5’)  wie  von  denjenigen  die  einen  solchen  ohne  An- 
knüpfung mit  de5*)  führen.  Wenn  wir  dann  wenigstens  im  Allge- 
meinen von  der  sonst  gültigen  Reihenfolge  der  Zeugen  soviel  an- 
nehmen dürfen,  dass  die  Ministerialenreihe  nicht  durch  Freie  oder 
Cci>8ualcn  unterbrochen  sein  werden,  und  dass  auch  die  Söhne  im 
Allgemeinen  dem  Stande  des  Vaters  folgen,  so  können  wir  aus  dem 
Kodex  noch  eine  sehr  stattliche  Reihe  von  Ministerialen  rekonstru- 
iren.53)  Nur  wird  es  namentlich  wieder  bei  denjenigen,  deren  Zu- 
namen mit  de  angeknüpfl  sind,  oft  fraglich  bleiben,  ob  sie  zur  Ein- 

s*)  Wir  dürfen  also  nicht  mit  Nitzseh  a.  a.  O.  p.  298  nach  Jäger  Augs- 
burg p.  16  sagen,  dass  die  Pförtner  in  Augsburg  ihren  Namen  von  dem  Dienst 
in  der  königlichen  Pfalz  hatten,  oder  gar  einen  Schluss  auf  das  königliche  oder 
bischöfliche  Hofreclit  machen.  — Denn  auch  abgesehen  davon,  dass  wir  den 
Bischof  als  Herrn  der  Stadt  oben  nachgewiesen  zu  haben  glauben,  wird  Ruo- 
dolfus de  Porta  hier  ausdrücklich  unter  den  ministeriales  sancte  Augustensis 
ecclesie  genannt,  woraus  man  nur  umgekehrt  einen  Schluss  auf  das  absolute 
Dominat  des  Bischofs  ziehen  könnte,  da  seine  Ministerialen  die  Thorc  bewachen. 

41 ) So  Adalbert  de  Liutricheshoven  z.  B.  No.  8,  29,  44,  47,  63,  77,  78, 
90.  Werinher,  Hartmann  oder  Pertholt  de  Inningen  z.  B.  46,  62,  67,  73,  75,  82, 
87  u.  s.  f.  Adalhoch  de  Sulzebach  z.  B.  8.  12,  33,  42  , 54.  96  u.  s.  f.,  Ebo  de 
Porta  z.  B.  45,  56,  69,  71,  79,  84,  86,  87,  98,  138,  181,  Roudolfus  de  Porta  z.  B. 
88,  98,  125,  147,  149,  185,  194,  Marquardus  de  Porta  (ohne  aquilonari)  71,  73, 
76,  87,  Ondalrich  de  Husen  z.  B.  60,  63,  70,  71,  75,  77,  78,  92  u.  s.  w.  Wortwin 
de  Emersachern  z.  B.  38,  71,  79,  84,  Willehalm  oder  Fridericus  ad  Strnzza  85, 
88,  90  u.  s.  w. 

*•)  So  z.  B.Wimar  Pechstein  z.  B.  108,  147,156,168,  179.  Heinr.  Jachint  in 
z.  B.  147,  154. 156.  157,  162, 163, 169, 175,  176,  Oudalricus  Rufus  besonders  oft  z,  B. 
58,  89.  90,  92.  »4.  95,  10!*,  116,  119,  120,  128,  146,  147,  149,  152,  153,  154,  156, 
162,  163,  164,  167  u.  s.  w.  Heinricus  Albus  17,  177,  183,  185,  186,  189,  191,  194. 

**)  So  z.  B.  die  verschiedenen  de  Aergisingcn,  Androna,  Briderichingen, 
Erringen,  Uruonhartcsboven,  Heppingen,  lluscn,  Inningen,  Murbach,  Suaitbach, 
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wohnerschaft  der  Stadt  gehören,  schon  wegen  des  auch  hier  sehr 
oft  vorkommenden  Zusatzes  de  eodem  loco  und  weil,  wie  wir  gleich 
sehen  werden,  sehr  viele  andere  Namen  den  Zusatz  de  Augusta 
oder  Augustensis  führen.  Bei  denjenigen  allerdings,  die  sehr  oft 
Vorkommen  — und  gerade  sie  sind  naturgeraäss  in  den  Anmer- 
kungen berücksichtigt  — wird  aus  dem  oben  angeführten  Grunde 
die  Präsumtion  für  die  Annahme  ihrer  Sesshaftigkeit  in  Augsburg 
sprechen,  und  bei  denen  die  in  M.  B.  22  N.  185  angeführt  sind, 
wird  das  Augsburger  Domicil  durch  das  concivibus  bewiesen,  und 
wenn  dies  durch  dieselbe  Urkunde  für  Rudolf  de  Porta  bewiesen 
ist,  so  folgt  dasselbe  unseres  Erachtens  nach  ganz  zweifellos  auch 
für  diejenigen,  welche  denselben  oder  einen  ähnlichen  Namen  führen, 
so  namentlich  für  den  so  oft  erwähnten  Ebo  de  Porta,  als  dessen 
Sohn  Rudolf  N.  57  und  86  angegeben  wird®4),  für  Werinher  de 

Stainbach,  Stuophen,  Wolleibeshuscn  u.  A.,  die  immer  wieder  als  Zeugen  auf- 
treten.  So  ferner  von  den  vielen  Leuten,  die  einen  Zunamen  ohne  Anknüpfung 
mit  de  führen,  wie  Diepolt  BaRemer  No.  SH,  Marquart  Boning  64,  71,  72.  78 
(und  1159  Mai  2ö  M.  B.  33»  40),  siegeboto  Cloeher  145,  175,  Heinr.  Ciehe  120, 
Otto  Cignus  1169  M.  B.  22,  p.  179,  Hartwich  Crembil  126,  Otto  ('risauerer  156, 
Marchwardus  Fabianu»  74,  83.  H6,  87,  92,  108.  109,  112,  115,  126.  184,  141.  146, 
152,  153,  156,  162,  173,  178,  180,  182,  186,  188,  192  u.s.w.  Oudalricus  Gruober 
76,  85,  93,  149,  167,  Heinrieus  Holle  121,  126,  153,  154,  169,  176,  178,  179,  183, 
194,  Parthott  Helbelineh  91.  121,  122,  156,  162.  163.  165,  168,  182,  Dietpoldus 
«ulcr  Herimannus  Longus  44,  47,  77,  177,  181,  182,  187,  190,  191,  193.  199.  Kuonra- 
dus  Lupus  110,  Marehwardus  Mille  65,  75,  Diopoldus  Pucr  1157,  M.  B.  33  * 39, 
1159  Mai  25  M.  B.  33»  40,  M.  ß.  22  h.  149.  Kuonr.  Sacho  125,  Heinr.  oder 
Kuonr.  Semeler  125,  186,  H.  der  Spinnelare  z.  B.  156  und  1162  März  23  M.  B. 
33»  42,  Heinr.  Suluan  64,  6~,  Wortwin  Tonmmaier  oder  Tumaier  63,  77,  Heinrich 
Tobizize  z.  B.  158,  162,  189,  Siegfried  und  Keinboto  Wilde  90,  154.  119,  12t*, 
121,  153,  Oudalricus  Wiltwercher  91,  93,  u.s.w.  u.  s.  w.  — : auch  von  diesen 
Leuten  würden  sich  viele  alB  Ministerialen  nachwciscn  lassen , so  Marchward 
Boning,  der  z.  B.  71 , zwischen  dem  Burggrafen  und  Ebo  und  Rudolf  de  Porta 
steht,  Marehwardus  Fabianus,  der  z.  B.  No.  86  zwar  nach  dem  Burggrafen  und 
dem  Kämmerer,  aber  auch  vor  Ebo  und  Rudolf  de  Porta  und  vor  Hartmann 
de  Inningen  erscheint,  Pertholdus  Helbelineh.  der  z.  B.  No.  91  als  erster  Zeuge, 
deren  Reihe  mit  Oudalricus  Rufus  sehliesst,  aufgeführt  wird,  von  Heinr.  Hollo, 
der  z.  B.  No.  154  vor  Heinr.  Jachint.  und  Oud.  Rufus  genannt  wird,  von  Iliepoldus 
Longus . der  z.  B.  No.  29  zwischen  Ailalb.  de  Liutricheshovcn  und  Ebo  iuxta 
portam  steht,  von  Wortwin Toummaier,  der  z.  B.  No.  77  neben  Adalbcrtus  de 
Liutricheshoven  am  Anfang  einer  Zeugenreihe  sich  findet,  die  der  Burggraf 
sehliesst.  Solche  Beispiele  könnten  wir  noch  mehr  anführen,  auch  die  Präsum- 
tion für  die  Oenannten  durch  weitere  Nummern  erhöhen,  doch  glaube  ich,  folgt 
hieraus  schon,  dass  wir  wenigstens  keinen  Grund  haben  für  die  anderen  Leute, 
die  einen  solchen  Namen  führen,  einen  anderen  Stand  als  den  der  Ministerialen 
zu  vermuthen. 

••)  Ebo  de  Porta  meridionali  1143  September  24  M.  B.  33»  22,  Ebo  iuxta 
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Porta55)  und  Marchwardus  de  Porta5*),  der  wollt  mit  dem  in  der 
Urkunde  d.  d.  1143  September  24 •'■)  genannten  Murquart  de  Porta 
aquilonari  identisch  ist,  für  Waltherus  de  Porta  civitatis58),  für 
Burchwardus  ante  Portam  oder  Porticum5*),  für  Kuouradus  ante 
Portam*0),  für  Dietpold*1),  Reinhart**),  Ludevicus*8)  ante  Portam. 

Ebenso  werden  wir  bei  denjenigen,  die  den  Namen  de  lapidca 
domo  führen,  allein  aus  dem  Namen  schliesseu  dürfen,  ihr  Wohn- 
sitz sei  in  Augsburg*4)  und  wohl  auch  bei  denen,  die  als  de  gra- 
dibus  oder  ante  gradus  *5)  vielleicht  auch  als  supra  valle  bezeichnet 
werden.  Dass  ferner  diejenigen  Leute,  deren  Zunamen  ohne  ein 
de  angeknüpft  sind,  Augsburger  Bürger  sind,  beweist  mir  — ab- 
gesehen von  dem  häufigen  Vorkommen  einer  Reihe  derselben  — der 
Umstand,  dass  bei  ihnen  jede  Ortsangabe  fehlt,  einen  Oudalricus 
Rufus,  einen  Diepoldus  Longus  u.  s.  w.  mochte  es  überall  geben, 
nannte  mau  aber  in  Augsburg  einen  solchen  ohne  weitere  Bezeich- 
nung, so  war  er  eben  Jedermann  bekannt,  lebte  in  Augsburg,  ja 
wir  haben  sogar  mehrere  Beispiele  im  Kodex,  in  denen  trotz  der 
Angabe  des  Vor-  und  Zunamens  noch  das  Domicil  genannt  wird**), 
und  endlich  für  die  in  No.  185  genannten  11.  Buochalar  et  filius 
eius  Adalpreht,  Heinr.  Grille  et  fratres  sui  Sigifridus  et  Witegou, 
Heinr.  Albus,  Kuonr.  Hardera  ist  die  Eigenschaft  als  Augsburger 
Bürger  durch  das  concivibus  wieder  bewiesen. 


Portam  civitatis  (M.  B.  22  No.  29),  Ebo  (et  filius  eius)  ad  Portam  (M.  B.  22, 
No.  152)  ist  wolil  derselbe  Ebo. 

”)  z.  B.  id.  No.  31,  44. 

“)  z.  B.  id.  No.  71.  73,  76.  87. 

»’)  M.  B.  33*  22. 

»•)  1169  M.  B.  22,  p.  179. 

**)  id.  No.  87  resp.  69. 

••)  id.  No.  118,  120,  157. 

“)  id.  No.  141,  144. 

«»)  id.  No.  119,  133. 

**)  id.  No.  125,  133. 

• •)  So  Marchwardus  z.  B.  id.  No.  149,  187,  192,  Oudalricus  1156  M.  B.  22 
p.  172  uml  1169  id.  p.  179.  Für  das  Aeussere  der  Stadt  folgt  übrigens  aus 
diesem  Namen,  dass  Häuser  von  Stein  damals  noch  zu  den  Seltenheiten  in 
Augsburg  gehörten. 

«»)  So  Ludevicus  89,  93,  146,  156,  168,  Kounradus  89,  93,  146,  149,  166, 
174,  175,  176  u.  s.  w. 

**)  z.  B.  id.  No.  66  Marchw.  Senden  de  (endom)  Gunzeburch  und  March w. 
et  Oudalrich  Holder  et  Hilteboldus  Turso  de  Gunzeburch,  No.  81  Oudalrich 
Ungcr  de  Hage,  Hcritnan  Kcvergrave  de  Celle,  ücrolt  Chruotanc  do  Dachowe. 
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Drittens  aber  trafen  wir  oben  in  der  Urkunde  Bischof  Her- 
manns d.  d.  1129  März  13  unter  den  Ministerialen  noch  einfache 
Namen  ohne  einen  weiteren  Zusatz  nämlich  Dietpolt,  Heriman, 
Uodalrich,  Adalpreht,  Sigevolcb,  und  ebenso  war  in  der  Urkunde 
Walthers  d.  d.  1443  September  24  quidam  ministerialis  ecclesie 
nostre  Diepolt  genannt.  Solche  einfache  Namen  linden  sich  nun  im 
Kodex  noch  in  ungemein  grosser  Anzahl,  fast  bei  jedem  Akt  werden 
etliche  erwähnt;  in  den  meisten  Fällen  aber  haben  sie  hier  den 
Zusatz  de  Augusta  oder  Augustensis,  so  dass  bei  ihnen  wenigstens 
unbedingt  feststeht,  dass  sie  Einwohner  von  Augsburg  sind.  Aber 
Uber  den  Stand  dieser  Leute  haben  wir  keine  Notiz;  nur  kann 
man  vielleicht  sagen:  da  uns  Ministerialen  mit  einfachen  Namen  als 
solche  bezeichnet  werden  und  da  sich  im  Kodex  diese  Namen  sehr 
oft  eingestreut  unter  Ministerialen  finden87),  andere  am  Ende  der 
Zeugenreihen  stehen , so  werden  jene  wohl  Ministerialen  sein ; aber 
mehr  als  eine  solche  Vermuthung  wird  man  nicht  aussprechen 
dürfen,  namentlich  nicht  einmal  die  Vermuthung,  die  letzteren  seien 
Censualen,  denn  dafür  würde  es  jedes  positiven  Anhalts  ermangeln. 
Wenn  ferner  zuweilen  einfache  Namen  die  Zeugenreihe  beginnen, 
so  wäre  es  nach  dem  Beispiel  des  oben  genannten  Hermann  •*) , 
eine  Möglichkeit  in  ihnen  Freie  zu  sehen,  aber  auch  hier  würde 
jede  Spur  eines  Beweises  fehlen. 

Als  Anhang  zu  den  Ministerialen  ist  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dass  auch  milites  des  Burggrafen  8“),  des  Kämmerers70),  dann 
auch  anderer  Personen 7J)  erwähnt  werden.  Dass  wir  in  ihnen 
Ministerialen  des  betreffenden  Herrn,  vielleicht  Aftervassallen  des 
Bischofs  zu  sehen  haben,  wird  kaum  zu  bezweifeln  sein,  ungewiss 
dagegen  bleibt  es,  ob  diese  Leute  in  Augsburg  ihr  Domicil  haben, 
für  die  milites  des  Burggrafen  und  mehr  noch  des  Kämmerers 
spricht  vielleicht  eine  Vermuthung. 

III.  Censualen.  Solche  werden  uns  weder  in  unserm  Kodex 
noch  in  den  gleichzeitigen  Urkunden  mit  Namen  bezeichnet,-  dage- 
gen erhalten  wir,  was  wir  bei  den  Freien  und  Ministerialen  so 
schmerzlich  vermissen,  doch  mehrere  Notizen  über  die  rechtliche 


‘»)  So  z.  B.  id.  No.  60,  61,  62,  63,  66,  68,  69,  74,  78,  83,  96,  98,  99,  102, 
114,  136,  137,  138,  142,  145,  161,  177  u.  a.  w. 

“)  1067  Juni  29  M.  B.  33»  6 über  quidam  Heriman. 

•*)  z.  B.  22  No.  108  Wolfram  et  Ludewicus  milites  urbis  praefecti  Witigowe. 
,0)  No.  125  Arnoldus  eamerarius  et  miles  auus  Kuono. 

")  z.  B.  No.  156  Heinricus  de  Ubingen  et  miles  cius  Hartlleib.  No.  164 
Siogoboto  filius  Arlalgcri  et  miles  cius  Gcrungus. 
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Stellung  dieser  Klasse,  und  gewiss  sind  uns  diese  weit  willkoramner, 
als  jene  langen  Zeugenlisten. 

Zunächst  finden  wir  vielfach , dass  Jemand  dem  Kloster  eine 
Schenkung  auf  den  Todesfall  macht  und  sich  zugleich  verpflichtet, 
dem  Kloster  eine  bestimmte  jährliche  Abgabe  zu  zahlen,  oft 
auch  mit  der  Bestimmung,  dass  mit  dem  Tode  erst  der  nächsten 
Erben  oder  gar  erst  der  Erben  dieser  Erben  das  Gut,  von  dem  die 
Abgabe  zu  leisten  ist,  in  das  Eigenthum  des  Klosters  übergehen, 
oder  auch,  dass  dies  schon  dann  eintroten  soll,  wenn  die  Erben  der 
ihnen  auferlegten  Verpflichtung,  die  jährliche  Abgabe  dem  Kloster 
zu  leisten,  nicht  regelmässig  nachkommen  — kurz  Schenkungen 
allgemein  bekannter  Art.  Die  so  Verpflichteten  sind  Censualeu, 
aber  gewiss  sind  dieselben  für  persönlich  freie  Leute  zu  halten, 
nur  ist  ihrem  Besitzthum,  wenn  wir  so  sagen  dürfen,  eine  ideelle 
Hypothek  auferlegt,  sie  zahlen  Zinsen,  ohne  ein  Capital  erhalten 
zu  haben,  wenn  man  nicht  den  geistlichen  Schutz,  der  allerdings 
nie  besonders  erwähnt  wird,  als  solches  ansehen  will,  die  Nicht- 
zahlung dieser  Zinsen  aber  zieht  den  Sequester  nach  sich.  Wenn 
daher  direkt  Oensualen  als  solche  verschenkt  werden  — nicht  ein 
Gut,  um  den  Eigentümer  zum  Censuaten  zu  machen  — so  wird 
der  Stand  derselben  dadurch  in  keiner  Weise  afficirt,  sie  haben 
vielmehr  nur  die  Abgabe  an  einen  anderen  Herrn  (hier  das  Kloster) 
zu  zahlen,  und  es  ist  nicht  ein  Verfügen  über  die  Leute  selbst  und 
ihren  socialen  Stand,  sondern  nur  ein  Cediren  einer  Forderung 
Seitens  des  Herrn  oder  Gläubigers,  ja  umgekehrt  ist  die  Erhebung 
eines  Hörigen  in  den  Stand  der  Censualen  eine  Art  der  Freilassung. Ti) 

Der  Census  scheint  in  der  Regel  nur  einen  Denar  betragen  zu 
haben  T*),  doch  kommen  auch  andere  Summen  wie  M.  B.  22,  No.  95 
quattuor  nummos,  und  auch  noch  reine  Naturallieferungen,  wie 
No.  156  duos  modios  tridici  vel  quattuor  modios  siliginis  in  Betracht. 

IV.  Die  Hörigen.  Oefter  werden  uns  ferner  im  Kodex  Hand- 


**)  M.  B.  33*  5 Urkunde  vom  Jahre  1046  Xotuin  sit . . . . qualiter  Lantu- 
vin  et  filius  eiu»  Hiltewie  petitione  coniugis  suae  Wolfindo  de  pmprietatis  suae 
fsmitia  nerv  um  nomine  Rnthardum,  et  ancillam  Engilhilt  dictani  Ricerade, 
filios  pro  animarum  »uarutn  absolutione  sine  omni  contradictione  ad  altaru 
sanctae  Mariae  contradiderunt,  ea  videlicet  pactione,  quatenus  post  obitum 
eiusdem  Lantuvini  et  uxoris  suae  praefatae  Wolfindo  lege  censualium  tarn  ipsi 
quam  posteri  eorum  indissolubiliter  fungentes  annis  singulia  denarium  unum 
pro  requie  animarum  eorum  in  testimonium  manumissionis  suae  ad 
idem  altare  persolvant. 

’*)  r.  B.  If.  B.  22  No.  197,  2(U  und  die  Stelle  aus  Anmerkung  1. 
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werker  genannt  '*),  aber  es  fehlt  jede  Bezeichnung  über  den  socialen 
Stand  derselben,  es  fehlt  vor  allen  Dingen  jede  Beziehung  der- 
selben zum  Burggrafen,  doch  wird  man  wohl  nicht  fehl  gehen, 
nach  dem  aus  anderen  Städten  Feststehenden  in  ihnen  nicht  mehr 
Censualen,  sondern  Hörige,  wirklich  Unfreie  zu  sehen.  Als  solche 
völlig  Unfreie  sind  jedenfalls  die  mancipia  zu  betrachten,  die  ohne 
Rücksicht  auf  ihr  künftiges  Geschick  von  ihrem  bisherigen  Herrn 
dem  Kloster  geschenkt  werden,  und  wenn  dieselben  mit  einfachen 
Namen  ohne  nähere  Angabe  ihres  Wohnsitzes  vom  Bischof  ver- 
schenkt werden7“),  so  werden  wir  auch  annehmen  dürfen,  dass 
dieselben  in  Augsburg  sesshaft  seien.  Sie  gelten  nicht  mehr  als 
Personen,  sondern  schlechthin  als  Sachen,  als  glebae  adscripti,  die 
mit  dem  Gut  veräussert  werden7“),  oder  sie  haften  nicht  einmal  an 
Grund  und  Boden,  sind  lediglich  Leibeigene,  nur  veräusserliche 
Sachen. 77) 

’ •)  So  162  M.  fl.  33»  42  Anshalm  pellifex,  Oudalr.  aurifex  und  M.  ß.  22, 
197,  coci  No. 95,  116,  152,  153,  154,  156,  161,  165,  168,  182,  piscatores  94,  pi- 
stores  89,  90,  116,  156,  168,  176  u.  8.  w.  sutores  87,  95,  118,  121,  152.  164,  165, 
166,  168,  176;  vielleicht  gehören  hierher  auch  Oud.  (91,  93)  und  Pertolt  (156) 
Wiltwarcher,  Gozelin  ot  filius  eius  Walcher,  Oud.  SilherHoch  166,  Kounr. 
Sateler  161. 

’>)  z.  B.  M.  B.  22,  188. 

1 fc)  So  z.  B.  No.  95  wird  das  Out  veräussert  cum  Omnibus  appendiciis, 
utriusijue  sexus  mancipiis,  areis,  aedificiis  u.  s.  w.  in  der  üblichen  Formel. 

T1)  So  tradirt  No.  188  und  200  der  Bischof  Hart  wich  nur  mancipia  und 
ebenso  199  derselbe  zur  Zeit,  als  er  noch  nicht  Bischof  war.  Hierbei  glauben 
wir  auf  die  mancipia  in  No.  95  besonders  aufmerksam  macheu  zu  sollen.  Ab- 
gesehen nämlich  von  der  schon  au  sich  bemerkenswert  heil  Thatsaclie,  dass  hier 
11  Männer  dagegen  23  Fraueu  genannt  werden,  erscheint  es  doch  sehr  auffallend, 
dass  bei  den  11  Männern  niemals  die  gleichzeitige  Schenkung  von  Kindern 
erwähnt  wird,  dass  dies  dagegen  von  den  23  Frauen  bei  11  geschieht.  Auch 
sonst  finden  wir  nur  einmal  bei  einem  Manne  die  gleichzeitige  Schenkung  von 
Kindern  erwähnt  (No.  126  Kuonr.  villicus  et  filius  eius  Kuonr.  und  vielleicht 
noch  No.  188  Kuonr.  Marquart,  Oerunc,  Alberich,  Adelheit,  Gertrud,  Irmingart 
cum  omni  posteritate),  bei  Frauen  dagegen  abgesehen  von  diesen  Fällen  noch 
No.  188  Azila  cum  filiia  suis  und  199  Hilteburch  cum  filiis  suis.  Andere  Ver- 
wandtschaftsgrade finden  sich  nur  noch  in  No.  126  Keinpreht  et  Kounegunt 
uxor  sua  et  soror  eius  Maehtilt  filii  ipsius  Pertholt,  Otto,  Udalr.,  soror  eorum 
Kuneg.  Maethilt  Winbirga.  Bei  diesem  Verhültniss  wird  man  sich  nicht  dem 
Eindruck  entziehen  können,  dass  die  Frauen,  die  mit  ihren  Kindern  veräussert 
werden,  diese  von  einem  Manne  besseren  Standes  hatten,  dass  also  auch  hier 
der  Grundsatz  galt,  die  Kinder  folgen  der  ärgeren  Hund,  oder  dass  die  Väter 
dieser  Kinder  zu  den  mancipia  anderer  Herren  gehörten,  und  also  der  Herr 
der  die  Kinder  gebärenden  Frau  diese  als  sein  Eigenthum  anzusprechen  hatte. 
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In  diese  Klasse  der  Hörigen  gehören  schliesslich  noch  ein  ser- 
vus  caincrarii  oder  audere  ähnliche  Personen,  die  zuweilen  erwähnt 
werden.107) 

V.  Der  Begriff  cives  scheint  in  dieser  Zeit  noch  kein  festge- 
schlosscner  zu  sein,  man  scheint  noch  nicht  zur  Klarheit  darüber 
gekommeu  zu  sein,  ob  allein  die  urbani  — nach  dem  Ausdruck 
des  Stadtrechts  von  1156  — oder  ob  auch  die  ministeriales  zu  den 
cives  zu  rechnen  seien.  Wenn  in  M.  B.  22  No.  195  der  Burggraf 
Konrad  ein  Gut  preseutibus  et  adiuvantibus  cum  in  id  ipsum  con- 
civibus  suis  ministerialibus  sanctae  Augustensis  ecclcsie  schenkt,  so 
wird  man  unbedenklich  die  Ministerialen  zu  den  cives  rechnen. 
Dagegen  wird  in  der  Zeugenreihe  der  Urkunde  Bischofs  Hermann 
d.  d.  1129  März  13 los)  der  Rubrik  ex  ministerialibus  eine  Rubrik 
ex  concivibus  entgegengestellt  mit  nur  einfachen  Namen  ohne  jeg- 
lichen Zusatz.  Ebenso  werden  in  der  Urkunde  von  1162  März  23,#*) 
den  als  ministeriales  bezeichnetcn  Zeugen  die  als  concives  bczeich- 
neten  gegenübergestcllt,  unter  jenen  der  Burggraf,  Kämmerer  und 
Conradus  de  Hurucnlock  genannt,  unter  diesen  aber  wieder  kein 
Zeuge,  dessen  Namen  mit  de  angeknüpft  wäre,  sondern  es  sind 
die  Namen  Heinrich  Fluche,  Pertholdus  Helbilinch,  Heinrich  der 
Spinnelare,  Dietrich  von  Berne,  Pertholt  der  waibel,  Udalricus  Ur- 
inan,  Gozwin  mouetarius,  Anshalm  pellifex. 

Diese  entschiedene  Gegenüberstellung  der  cives  und  ministeri- 
alcs  zeigt  sicher,  dass  mau  thatsäcldich  einen  Unterschied  fühlt, 
sich  des  Gegensatzes  bewusst  wird,  während  die  Notiz  aus  dem 
Kodex  denselben  vollständig  verwischt,  die  Ministerialen  als  cives 
bezeichnet.  Man  wird  demnach  das  Verhältniss  zwischen  beiden 
nur  als  ein  noch  nicht  fertiges  ausehen  können,  und  den  Begriff 
cives  als  einen  noch  ziemlich  vagen  auffassen,  der  bald  die  gesammtc 
Einwohnerschaft  umfasste,  bald  nur  diejenigen  Einwohner,  welche 
daun  später  die  Bürgerschaft  bildeten. 

So  haben  wir  zwar  für  die  Bevölkerung  Augsburgs  im  12. 
Jahrhundert  ein  scheinbar  reiches  Material,  in  der  That  aber  bietet 
uns  dasselbe  nur  ein  höchst  mangelhaftes  und  ungenügendes  Resul- 
tat; was  wir  erfahren,  sind  fast  nur  einzelne  abgerissene  Notizen 
ohne  festen  inneren  Zusammenhang.  Wir  glauben  aber  noch  ein- 

1 •*)  Dio  Urkunde  d.  d.  1067  Juli  29  M.  B.  33»  j>. 6 ff.,  durch  welche  der 
Graf  Swigger  von  Baltzhuuseu  uud  Schwabeck  der  Kirche  8.  Peter  in  Perlaich 
bei  Augsburg  mehrere  Güter  und  servi  schenkt,  bietet  für  die  Erkenntnis« 
der  Augsburger  Bevölkerung  kein  neues  Material. 

'»*)  41.  B.  33»  17. 

'•»)  M.  B.  33»  42. 

Berner,  Verl*»auug4tfüi*ch.  d.  Stadt  Augsburg.  5 
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mal  darauf  aufmerksam  machen  zu  sollen,  dass  aus  dem  so  häufigen 
Vorkommen  vieler  Zeugen  in  unserem  Kodex  mit  der  grössten 
Wahrscheinlichkeit  auf  deren  Sesshaftigkeit  in  Augsburg  selbst 
geschlossen  werden  muss;  dann  aber  wird  es  auch  nahe  liegen  aus 
dem  Namen  der  Zeugen  zu  folgern,  dass  auch  hier  jenes  massen- 
hafte Hineindrängen  der  bisherigen  Landbewohner  in  die  Stadt 
stattfand,  sei  es  nun,  um  in  der  bischöflichen  Ministerialität  Kar- 
riere zu  machen,  sei  es,  um  an  dem  Handel  der  Stadt110)  thcilzu- 
nehmen,  oder  sonst  in  der  Stadt  die  materielle  Lage  zu  heben,  und 
dies  würde  uns  dann  auch,  ganz  abgesehen  von  der  äusseren  Ge- 
schichte Augsburgs  und  von  dem  Zustandekommen  des  ersten  Stadt- 
rechts, das,  wie  sich  zeigen  wird,  schon  ein  lebhaftes  Bewusstsein 
der  Bürgerschaft  von  ihrer  Macht  voraussetzt,  ein  deutlicher  Finger- 
zeig sein,  ein  wie  lebhaftes  Treiben,  ein  wie  reger  Verkehr  und 
ein  wie  schnell  pulsirendes  Leben  damals  in  Augsburg  zu  suchen  ist. 


§ 4.  Ueber  den  Ursprung  des  späteren  Raths. 

Wenn  wir  nunmehr  die  Frage  aufwerfen,  ob  sich  in  dieser  Zeit 
in  Augsburg  schon  Keime  des  späteren  bürgerlichen  Raths  finden,  so 
leuchtet  nach  dem  Gesagten  schon  so  viel  a priori  ein,  dass  sich  ein 
exakter  Beweis  für  das  Vorhandensein  eines  solchen  nicht  führen 
lässt.  Aber  die  Anschauung,  welche  den  Keim  des  späteren  Raths 
in  einem  bischöflichen  Gemeinderath  sieht,  der  aus  Männern  be- 
stand, welche  der  Bischof  zunächst  nach  seinem  Belieben  zur  An- 
hörung ihrer  Ansichten  über  Fragen  der  städtischen  Verwaltung 
zusammenrief,  welche  dann  in  diesen  Männern  die  Gerichtsschöffen, 
als  die  am  meisten  hierzu  geeigneten  Personen,  sieht,  und  welche 
endlich  aus  den  Namen  ohne  Titel,  die  sich  in  den  Zeugenreihen  der 
bischöflichen  Urkunden  finden,  dieselben  Männer  erkennen  will : diese 
Anschauung  hat  doch  soviel  Gewicht,  dass  wir  den  Spuren,  welche 
dieselbe  auch  für  Augsburg  rechtfertigen  können,  nachgehen  müssen. 

I,°)  Vom  Handel  hören  wir'  leider,  da  jeno  Urkunde  über  den  Zoll 
der  Lechbrückc  erst  in  das  14.  .Jahrhundert  zu  setzen  ist,  gar  Nichts;  nur 
dass  in  der  erwähnten  Urkunde  von  1162  die  Zeugen  durch  den  Zusatz  ven- 
dentes  fenum  näher  bezeichnet  werden,  und  dass  in  der  Vita  Eginonis  cap.  29 
von  einigen  Mönchen,  die  dem  verbannten  Abt  Egino  nachziehen  wollen,  be- 
richtet wird,  sie  hätten  diesen  Vorsatz  durch  den  Anschluss  an  Kaufleute  aus- 
geführt — alii  quoquo  fratres  monachi  habitu  deposito  negotiatoribus  iunguntur. 
Danach  müssen  wir  auf  eine  auch  nur  annähernde  Kcnntniss  des  Handels  der 
Stadt  verzichten. 
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1.  In  der  Urkunde  vom  Jahre  1046 nl)  erscheinen  als  Zeugen 
nach  den  Geistlichen  unter  dem  Rubrum  Nomina  laicorum  Wigolt 
quaestor,  Tucco,  Mnnegolt,  Pucco,  Winizo,  Udalrich,  Wolizzo, 
Ozzo,  Adalmot. 

2.  In  der  Urkunde  Embrikos  vom  Jahre  1067  " 4)  sind  Hiltebrant 
urbia  praefcctus,  Swigger,  Herpolt  et  iterum  Herbolt,  Sigeboto,  Steven 
(et  alii  quam  piurini)  die  letzten  Zeugen,  und  da  die  vorhergehenden 
Zeugen  sämmtlich  einen  Zunamen  mit  do  fuhren,  die  Zeugenlistc 
aber  mit  den  Worten  Asscripto  etiam  fideliura  nostrorum  nobüium- 
que  virorum  nec  non  servientium  nostrorum  cingeleitet  wird,  so  sind 
aus  den  genannten  Namen  ohne  Zweifel  die  servientes  zu  erkennen.11*) 

3.  In  der  bischöflichen  Fundationsurkunde  für  das  Kloster  S. 
Gertrud  11 4)  vom  Jahre  1071  worden  nach  den  Geistlichen  und  nach 
dem  Vogt  genannt  Wolfdrigel,  Godebolt,  Seurit,  Gebeno,  Gerpolt, 
Marc  wart,  Sigepodo,  Merepodo  Wezell  et  alii  plures. 

4.  Die  Urkunde  Bischofs  Hermann  für  den  Kustos  der  Dom- 
kirche von  1099 115)  schreibt...  hanc  traditionem  confirmavit  astan- 
tibus  et  collaudantibus . . . (folgen  Kleriker)  Laicis  vero  Werenhario, 
Richardo,  Ililteboldo. 

5.  Im  J.  1121 11#)  stellt  der  Augsburger  Kanoniker  Helmbart 
Herimanno  venerabili  cpiscopo  astauto  nec  non  praesenti  pagina 
conflrmante  eine  Urkunde  aus,  unter  deren  Zeugen  der  Ministeriale 
Sigemar  genannt  wird. 

6.  Die  schon  genannte  Urkunde  Hermanns  vom  Jahre  1129 


11 ')  M.  B.  33»  5.  Wenn  es  auch  nicht  völlig  zweifellos  ist,  ob  die  Ur- 
kunde vom  Bischof  selbst  ausgestellt  ist,  so  bezieht  sich  dieselbe  doch,  wie 
schon  oben  bemerkt,  gewiss  auf  Augsburger  Verhältnisse,  da  die  Schenkenden 
nur  als  Lantuvin  et  filius  eius  Hiltevic  bezeichnet  werden.  Dagegen  bieten 
uns  die  beiden  Urkunden  aus  der  früheren  Zeit,  die  überhaupt  in  Betracht 
kommen  könnten,  für  die  vorliegende  Frage  kein  Material,  da  die  eine  vom 
Jahre  960  (M.  B.  22,  1)  eine  Schenkung  des  Edlen  Reinhart  von  {teinhartshoven 
ist,  und  die  andere  vom  Jahre  982  (Nagel  Or.  dom.  Boic.)  ihre  Zeugen  in  isti 
de  provincia  Noricorum  und  isti  de  provincia  Alamannorum  theilt,  so  dass 
wir  in  beiden  Fällen  nicht  sicher  sind,  ob  die  betreffenden  Zeugen  in  Augs- 
burg ihren  Sitz  haben. 

"*)  M.  ß.  33»  G. 

>'  *)  Die  nobiles  reichen  bis  zum  Burggrafen,  mit  diesem  beginnen  die 
■ervientes,  fidcles  nnstri  ist  trotz  der  Verbindung  mit  ....  que  und  nec  non 
die  allgemeine  Bezeichnung,  die  natürlich  kein  Untcrthanonvcrhültniss  andeutet, 
sondern  nur  soviel  wie  die  uns  Ergebenen  besagt. 

'“)  M.  B.  A3»  8. 

" «)  M.  B.  33»  12. 

"•)  M.  B.  33»  IG. 

6* 


Digitized  by  Google 


für  die  Dotnkirche117)  nennt  nach  den  Geistlichen  und  Ministerialen 
als  Zeugen  ex  eoncivibus  Marti,  Ruotperht,  Hezil,  Adalbero,  Adal- 
goz,  Perhtolt. 

7.  In  der  Urkunde  Hermanns  für  das  Kloster  Scheyern  d.  d. 
1129  Juli  26 ns)  lautet  der  Schluss  der  Zeugenreihe  ex  ministeriali- 
bus  Witigowe  urbis  praefectus,  Dietpolt,  Heriman,  Udalrich,  Marquart 
camerarius,  Adalprecht,  Sigevolch. 

8.  In  der  Urkunde  Bischofs  Walther  d.  d.  1143  September  24u*) 
erscheint  als  letzter  Zeuge  der  als  Ministcriale  bezeichnete  Algoz. 

9.  Die  Urkunde  des  Bischofs  Konrad  d.  d.  1 153  September  7 ,lu) 
für  die  Aebtissin  in  Chubach  nennt  nach  den  Geistlichen  Merboto 
laicus. 

10.  Die  Urkunde  Kourads  d.  d.  1156  Mai  291*’)  schliesst  die 
Zeugenreihe  March  ward  Fabianus,  Oudalricus  de  lapidea  domo, 
Eberhard. 

Hierzu  kommen  nun  noch  aus  dem  Traditionskodex  diejenigen 
Zeugen,  bei  denen  der  Wohnsitz  in  Augsburg  bewiesen  ist,  da  es 
einleuchtet,  dass  auch  zu  den  dem  Kloster  gemachten  Schenkungen 
nicht  solche  Zeugen  genommen  werden  konnten,  die  etwa  der  Bischof 
principiell  als  solche  ausschloss,  wie  dies  übrigens  auch  durch  das 
Vorkommen  der  im  Kodex  genannten  Zeugen  in  den  bischöflichen 
Urkunden  erwiesen  ist,  dagegen  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass 
in  den  citirten  Urkunden  sich  nie  Wiederholungen  von  Namen 
Anden,  indessen  ist  der  zeitliche  Abstand  dieser  Urkunden  von 
einander  so  gross,  die  Zahl  derselben  überhaupt  so  gering,  dass 
hierauf  gewiss  kein  Gewicht  zu  legen  ist. 

Dürfen  wir  nun  aber  in  diesen  Zeugen  auch  Rathgeber  des 
Bischofs  sehen?  In  nur  zwei  der  allegirten  Urkunden  wird  ein 
Herbeiziehen  von  Laien  zur  Berathung  ausdrücklich  erwähnt:  die 

Fundation  für  S.  Gertrud  vollzieht  der  Bischof  ex  coinmuni  famili- 
arium  nostsorum  consensu  et  concilio,  und  die  Entscheidung  iür 
die  Aebtissin  in  Chubach  trifft  der  Bischof  (nos)  in  generali  capi- 
tulo  residentes  cum  choro  maioris  ecclesie  et  celebri  spiritualium 
patruin  presentia  ac  iunumera  multitudine  reliquorum  saccrdotutn 

"’)  31.  B.  33»  17. 

«'»)  31.  B.  10  452. 

1 1 •)  31.  B.  33»  22.  — Bei  den  übrigen  Urkunden  Walthers  lässt  sich  we- 
nigstens nicht  mit  Sicherheit  entscheiden,  ob  die  angeführten  Zeugen  Heist  liehe 
oder  Laien  sind. 

'*»)  31.  B.  33»  35. 

* *'3  31.  B.  22,  p.  173. 
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atquc  clericorum  vcltM)  magna  nobilium  atquc  illustrium  virorum.153) 
Aber  diese  beiden  Stellen  genügen  auch  unserer  Auffassung  nach, 
um,  zumal  da  die  Urkunden  sogar  rein  geistliche  Dinge  betreffen, 
cs  als  feststehend  betrachten  zu  dürfen,  dass  der  Bischof  auch  Lai- 
en als  Rathgcbcr  annahm,  und  dies  um  so  mehr,  als  schon  die  Vita 
Oudalrici  angab,  dass  der  Bischof  stets  einige  seiner  Vassallen  zur 
Bcrathung  um  sich  hatte. 

Weiter  aber  haben  wir  uns  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob 
wir  in  den  Zeugen  diese  weltlichen  Rathgeber  erkennen  dürfen, 
über  den  Stand  derselben  klar  zu  machen.  Dass  zunächst  Freie 
und  Ministerialen  zu  diesen  Rathgebern  gehörten,  ist  aus  den  aus- 
drücklichen Worten  der  citirten  Zeugenlisten  erwiesen.  Wenn  aber 
die  Urkunde  von  1067  das  concilium  familiarium  nostrorum  erwähnt, 
so  können  als  dessen  Mitglieder  sowohl  Ministerialen  wie  Censualen 
ja  auch  Hörige  gemeint  sein,  denn  wenn  z.  B.  im  Traditionskodex 
so  vielfach  einfache  Namen  oder  nur  mit  der  Bezeichnung  de 
Augusta  genannt  sind,  so  glauben  wir  oben  mit  Recht  gesagt  zu 
haben,  dass  kein  Grund  vorlicgt,  aus  diesen  nur  Ministerialen  er- 
kennen zu  wollen,  wenn  aber  der  Traditionskodex  auch  Hand- 
werker, ja  einen  servus  camerarii  u.  a.,  also  Hörige  in  grosser  Zahl 
als  Zeugen  nennt  und  nicht  angenommen  werden  kann,  dass  hier 
Leute,  die  für  bischöfliche  Rechtsakte  nicht  als  zeugnissfähig  ange- 
sehen wurden,  als  Zeugen  benutzt  sind,  so  müssen  wir  behaupten, 
dass  der  Bischof  aus  allen  Klassen  der  Gesellschaft  seine  Zeugen 
berief,  wen  er  gerade  im  betreffenden  Falle  für  geeignet  hielt. 

Ist  dies  aber  der  Fall,  so  wollen  wir  zwar  nicht  leugnon,  dass 
der  Bischof  die  Gerichtsschöffen,  weil  diese  gewiss  die  vcrhältniss- 
mässig  grösste  Erfahrung  hatten,  in  erster  Linie  als  Zeugen  heran- 
gezogen haben  wird,  im  Gegentheil  haben  wir  sogar  im  Traditions- 
kodex immerhin  solche  Fälle,  in  denen  die  iudiccs  oder  scabini  der 
Grafschaft,  in  der  das  geschenkte  Gut  liegt,  die  Schenkung  be- 
zeugen'S4):  wir  müssen  aber  doch  zugcstchen,  dass  es  nicht  allein 
die  Gerichts8ehöffen  waren,  welche  zum  Zcugnissablegcn  geoignet 
erschienen,  da  ja  Unfreie  niemals  Gerichtsschöffen  waren,  so  dass 
danach  sieh  folgende  Alternative  herausstcllt:  Entweder  mau  sieht 


'»*)  sic! 

'**)  Einmal  wird  dann  noch  eine  peticio  von  Laien  erwähnt,  nämlich  in 
der  Urkunde  von  1129  durch  die  der  Bischof  Hermann  dem  Domkapitel  eine 
Kapelle  übergiebt,  indessen  diese  Laien  sind  die  (irtinder  der  Kirche,  und  die 
Kcchtshandlung  selbst  vollzieht  der  Bischof  iuxta  eeclesio  noslrc  Consilium. 

'»•)  z.  B.  Jl.  B.  22,  No.  8 und  42. 
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in  den  Schöffen  den  Kern,  um  den  sich  der  spätere  Rath  »«gesetzt 
hat  und  lässt  den  Bischof  seine  Rathgeber  nur  aus  dem  Schöffen- 
kolleg  rekrutiren,  dann  muss  man  aber  sagen,  die  einfachen  Zeugen- 
namen sind  nicht  unbedingt  zur  Herstellung  des  bischöflichen  Raths 
zu  verwenden,  da  sich  unter  diesen  auch  Hörige  befinden,  oder 
man  verwerthet  die  Zeugenlisten  zur  Herstellung  des  bischöflichen 
Raths,  dann  muss  man  aber  von  der  Meinung  abstehen,  dass  der 
Bischof  seine  Rathgeber  nur  aus  dem  Schöffenkolleg  nahm. 

Hier  zu  entscheiden,  ist  uns  nach  der  Lage  der  Ueberlieferung 
unmöglich,  und  wir  glauben  deshalb  sagen  zu  müssen,  da  der 
bischöfliche  Laienrath  uns  in  seiner  Zusammensetzung  nicht  klar 
vor  die  Augen  tritt,  oder  da  er  wirklich  auch  Hörige  in  sich 
schlicsst,  so  ist,  um  die  früheren  Spuren  des  späteren  Augsburger 
Raths,  der  völlig  frei  von  hörigen  Elementen  ist,  aufzufinden,  auf 
denselben  gar  nicht  zu  rekurrircn;  vielmehr  wird  man,  wenn  man 
in  früheren  Institutionen  Keime  des  Raths  finden  will,  sich  lediglich 
an  das  Schöffenkolleg  halten  dürfen.  Und  in  der  That  ist  dies  auch 
viel  ansprechender,  denn  wenn  einerseits  es  unbedingt  fest  steht, 
dass  der  bischöfliche  Laienrath  zunächst  nur  nach  dem  Willen  des 
Bischofs  ohne  jegliche  Organisation  besteht  und  andererseits  doch 
nicht  geleugnet  werden  kann,  dass  der  Bischof  in  diesem  Rath  auch 
oder  vielleicht  sogar  in  erster  Linie  Mitglieder  des  in  sich  fest 
organisirten  Schöffenkollegs  berief,  und  also  die  Schöffen  auch  Ver- 
waltungsangelegenheiton  zu  berathen  und  mit  zu  entscheiden  hatten, 
so  sehen  wir  bei  einem  später  etwa  eintretenden  Zwiespalt  zwischen 
Bischof  und  Bürgerschaft  die  Möglichkeit  einer  Opposition  des 
Raths  gegen  den  Bischof  gegeben,  während  eine  solche  bei  dem 
völlig  unorganisirten  und  vom  Bischof  abhängigen  Rath  ganz  aus- 
geschlossen erscheinen  muss.  Trotzdem  aber  sind  wir  durch  die  wohl 
als  Beweis  geltende  Annahme  der  Zuziehung  der  Schöffen  zum 
bischöflichen  Laienrath  nicht  in  die  Lage  versetzt,  eine  bisher  ganz 
unbekannte,  nur  zum  Zweck  der  Opposition  gegen  den  Bischof  ein- 
gesetzte Institution  plötzlich  auftauchen  zu  sehen,  vielmehr  meinen 
wir,  dass  die  Schöffen  durch  die  Heranziehung  zum  bischöflichen 
Laienrath  an  die  Erledigung  von  Verwaltungsgeschäften  gewöhnt, 
dnreh  den  Bischof  selbst  für  diese  erzogen,  in  den  Stand  gesetzt 
wurden,  nunmehr  auch  selbständig  in  ihrem  Schöffenkolleg  zu  be- 
rathen und  damit  dann  auch  Opposition  zu  machen. 

Doch  Heusler  hat  gewiss  Recht,  wenn  er  behauptet,  die  ganze 
Frage  sei  nicht  von  der  Bedeutung,  zu  der  sie  leicht  aufgebauscht 
wird.  Der  Grund,  auf  dem  die  Stadt  ihre  spätere  Selbständigkeit 
aufgebaut  hat,  ist  weder  der  bischöfliche  Laienrath  noch  auch  das 


litized  by  Google 


71 


Schöffenkolleg,  Bondern,  wie  sich  zeigen  wird,  ein  ganz  anderer, 
und  unser  luteresse  fiir  den  Rath  liegt  weniger  in  seinem  Ursprung, 
als  in  der  Macht  und  den  Kompetenzen,  die  er  dann  ausübt.  Bi- 
schöflicher Rath  und  Schöffenkolleg  sind  höchstens  äussere  Punkte, 
an  die  sich  der  spätere  Rath  ansetzt,  aber  nicht  das  treibende  Mo- 
tiv zur  Entwickelung  der  städtischen  Verfassung,  und  aus  ihnen 
resultirt  gewiss  nicht  die  spätere  Stellung  des  Raths.  Der  weitere 
Verlauf  unserer  Betrachtung  wird  diese  Verhältnisse  weiter  ver- 
deutlichen. 
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Abschnitt  IL 

Das  erste  Stadtrecht. 

A.  Vorbemerkungen  zur  äusseren  Geschichte  des 
ersten  Stadtrechts. 

Die  Echtheit  der  ersten  Kodifikation  des  in  Augsburg  geltenden 
Rechts  *)  ist  zwar  von  dem  Herausgeber  der  Monunientn  Boica 
und  auch  von  Lang*)  in  seinen  Regesten  einigermassen  bezweifelt 
worden,  indessen  hat  Niemand,  der  die  Urkunde  benutzt  hat,  diese 
Zweifel  gctheilt:  Hormayr,  Gaupp,  Arnold,  Nitzsch,  Hegel,3) 
Stumpf,4)  Ficker3)  und  Meyer  haben  die  Urkunde  entweder  un- 
bedenklich benutzt  oder  ihre  Echtheit  fiir  positiv  feststehend  erklärt. 


')  Gedruckt  bei  Hormayr  lieber  die  Mon.  Boic.  Vorlesung  in  der  Mün- 
chener Akademie  1830  p.  50  Anmerk.  12;  dann  in  den  Mon.  Boic.  20  p.  327, 
wonach  Gaupp  dasselbe  noch  einmal  in  den  Stadtrechten  des  deutschen  Mittel- 
alters (1851)  II  p.  IÜ9  ff.  abgedruckt  und  es  in  Art  ikel  und  Paragraphen  getheilt 
hat.  Endlich  hat  Meyer  dasselbe  in  seiner  Ausgabe  des  Stadtbuchs  von  Augs- 
burg (1872)  p.  30!)  ff.  mit  der  Gauppschen  Eintheilung,  und  ohne  diese  zuletzt 
noch  in  seinem  genannten  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  des  hist.  Vereins  fiir 
Schwaben  und  Neuburg  edirt  , und  zwar  direkt  nach  dem  in  München  befind- 
lichen Original,  indessen  sind  die  Abweichungen  vom  Text  der  Mon.  Boic.  und 
von  Gaupp  völlig  untergeordneter  Art,  so  dass  wir  ohne  Bedenken  nach  der 
bequemen  Eintheilung  Gnupps  eitiren  werden,  wenn  auch  diese,  wie  auch  Waitz 
V.  G.  7,  410  bemerkt,  nicht  gerade  glücklich  gemacht  ist.  Zu  erwähnen  ist  noch 
eine  schlechte  deutsche  Uebersetzung  aus  späterer  Zeit  bei  Lori  Geschichte  des 
Lcchrains  II  p.  2 ff.  Regesten  finden  sich  bei  Lang.  Reg.  Boic. , Böhmer  Reg. 
Fried.  I,  No.  2361,  Stumpf  3747. 

2)  Er  fugt  seinem  Regest  das  bescheidene  non  suspicione  maior  hinzu. 

*)  passim  in  den  genannten  Schriften. 

*)  In  dem  Regest  giebt  Stumpf  an,  dass  nach  seiner  im  Herbst  1857  vor- 
genommenen  Prüfung  die  Echtheit  der  Urkunde  unzweifelhaft  sei. 

l)  Rainald  von  Dassel  Reg.  No.  17.  Urkundenlehro  I § 164,  272,  453. 
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Anders  dagegen  steht  cs  mit  der  Frage  der  Kompilation  tind 
der  Entstehung  der  Urkunde,  sie  ist  weder  durch  Gaupp  noch  durch 
Meyer  ausgetrngcn  worden,  und  zwar  zum  Theil  deshalb  nicht, 
weil  sie,  wie  oben  erwähnt,  nicht  das  gcsammte  Material  benutzt 
haben. 

Die  Urkunde  trägt  zunächst  das  Datum:  Datum  Nurenberc  XI. 
Kal.  Julii  Indictione  V anno  dom.  incamutionis  MCLVT  regnante 
domno  Friederico  Komanorum  imperatore  invictissimo  Anno  rcgni 
eins  VI.  impcrii  vcro  III.  Ausserdem  giebt  die  Narratio  der  Ur- 
kunde an,  dass  die  die  Abfassung  der  Urkunde  vorbereitenden 
Ereignisse  im  .7.  1152  geschehen  seien  und  endlich  werden  durch 
die  Bemerkung,  dass  das  auf  dem  Regensburger  Reichstage  bestä- 
tigte Recht  gegeben  werden  solle  und  durch  die  Thatsache  der 
Inserining  der  Urkunde  von  1104  über  die  Vögte  auch  die  Ereig- 
nisse des  Jahres  1104  mit  in  die  Betrachtung  zu  ziehen  sein. 

Gaupp  und  auch  Meyer  sind  der  Meinung,  dass  die  uns  als 
ältestes  Stadtrecht  von  Augsburg  vorliegende  Urkunde  nur  die  Be- 
stätigung einer  im  Jahre  1 104  auf  dem  Reichstage  zu  Regensburg 
von  Heinrich  IV.  gegebenen  Urkunde  durch  Friedrich  I.  sei,  dass 
daher  in  dem  uns  vorliegenden  Statut  Nichts  als  das  Eingangs- 
protokoll und  die  Narratio  d.  h.  art.  1 und  die  Schlussformeln 
(nach  art.  6)  von  Friedrich  I.  herrühren,  alles  Andere  von  Hein- 
rich IV.  Mit  diesen  beiden  Forschem  stimmen  mit  mehr  oder 
minder  starken  Einschränkungen  fast  sämmtlichc  anderen  überein. 
Hormnyr*)  hält  es  für  einen  grossen  Schreibfehler,  wenn  die  Urkunde 
die  im  art.  1 erzählten  Ereignisse  ins  Jahr  1152  statt  1104  setze. 
Die  Monumenta  Boica  wollen  ebenfalls  1152  in  1104  verbessert  sehen. 
Hegel5)  setzt  die  Entstehung  der  Urkunde  ins  Jahr  1104  und  lässt 
sie  1152  von  Friedrich  I.  bestätigt  werden.  Stumpf  registrirt:  Frie- 
drich l.  erneuert  die  Verordnung  Heinrich  IV.  von  1104  Januar 
14.  Waitz  drückt  sich  wohl  etwas  unbestimmt  aus,  wenn  er")  sagt: 
„Sic  gehört  ohne  Zweifel  erst  in  die  Zeit  Friedrich  I.“  und  dann 
„die  sogenannte  iusticia  Augustensis  gehört  offenbar  erst  ins  Jahr 
1152,  wenn  sie  sich  auch  auf  ältere  Vorgänge  bezieht.“  Arnold®) 
endlich  und  vor  ihm  schon  Braun 1M)  nehmen  das  von  der  Urkunde 


*)  a.  a.  O.  p.  50. 

’)  Kieler  Allg.  Monatsschrift  1864  p.  167. 
*)  V.  G.  7,  409  Ak.  7. 

»)  a.  a.  O.  p.  109  Ak.  2. 

'*)  a.  a.  O.  p.  127. 
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gegebene  Datum  1156  an,  Arnold  verbessert  sogar  die  in  der  Nar- 
rst io  gegebene  Jahreszahl  AI  GLU  in  MCLVI. 

In  der  Datirungsfonnel  der  Urkunde  ist  zunächst  mindestens 
ein  Fehler,  wenn  die  Inkarnationsjahrc  auf  1156  angegeben  werden, 
während  die  Indiktion,  die  königlichen  und  kaiserlichen  Regierungs- 
jahre nur -für  den  Juni  1157  passen.  Da  nun  nach  den  Fickerschen 
Untersuchungen  kein  zu  grosses  Gewicht  auf  den  Umstand  gelegt 
werden  darf,  dass  Friedrich  im  Juni  1157  in  »Sachsen  und  nicht  in 
Nürnberg  weilte,  da  ferner  Friedrich  im  Juni  1156  allerdings  wohl 
in  Nürnberg  nachweisbar  ist,  Ficker  aber  die  sehr  verdächtigende 
Angabe  macht,  das  XI  Kal.  Julii  sei  auf  Rasur  geschrieben,  so 
werden  wir  es  wohl  unentschieden  lassen  müssen,  ob  die  formelle 
kaiserliche  Bestätigung  im  Jahre  1156  oder  1157  vollzogen  ist. 

Fragen  wir  nun  weiter,  was  von  der  uns  vorliegenden  Urkunde 
ins  Jahr  1104  gehört,  so  halten  wir  die  Ansicht,  dass  die  gesammte 
Urkunde  aus  dem  Jahr  1 104  stamme,  für  durchaus  unrichtig.  Das 
einzige  Moment,  welches  die  Entstehung  der  Urkunde  i.  J.  1104 
wahrscheinlich  machen  könnte,  hat  schon  Gaupp  vorgebracht,  wenn 
er  sagt,  der  Artikel  1 erkläre  ausdrücklich,  auch  das  Recht  der 
Vögte,  Burggrafen,  Bürger  und  aller  Stände  solle  in  Folgendem 
angegeben  werden,  wie  es  auf  dem  Reichstage  in  Regensburg  be- 
stätigt sei1*),  und  die  Worte  lauteten  so,  dass  dabei  nicht  nur  an 
eine  in  Regensburg  erfolgte  Bestätigung  des  ungeschriebenen  Rechts 
der  Stadt  Augsburg  gedacht  werden  könne,  vielmehr  seien  die  ein- 
zelnen Gegenstände  dieses  Augsburger  Rechts  so  genau  hervor- 
gehoben, dass  eine  schon  1104  vorgenommene  Aufzeichnung  desselben 
kaum  zu  bezweifeln  sei.  Wir  bezweifeln  dies  nicht  nur,  sondern 
sind  vielmehr  der  Meinung,  dass  in  das  Jahr  1104  nur  art.  2 d.  h. 
die  oben  besprochene  Urkunde  über  die  Stiftsvögte  gehöre,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Wir  besitzen  aus  dem  Jahre  1104  den  art.  2 unserer  Ur- 
kunde als  eine  selbständige  Kaiserurkunde,  die  Gaupp  wie  Meyer 
und  auch  Stumpf  nur  soweit  berücksichtigen,  als  sic  in  unser  Statut 
aufgenommen  ist,  obwohl  sie  sich  durch  die  Art  der  Inserirung  als 
eine  selbständige  Urkunde  auch  nach  Gaupps  und  Stumpfs  Meinung 
manifestirt.1®)  Dagegen  besitzen  wir  kein  Dokument  aus  dem  Jahre 
1104  über  art.  2 — 6 und  gewiss  liegt  gar  keine  Berechtigung  vor, 
dasselbe  für  verloren  zu  halten. 

1 ■)  „und  dass  eben  nur  dieses  schon  damals  bestätigte  Recht  jetzt  auch 
durch  König  Friedrich  von  neuem  bekräftigt  sei“  trägt  Gaupp  dagegen  nur 
hinein,  im  Text  steht  Nichts  davon. 

**)  cf.  oben. 
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2.  Wenn  i.  J.  1 156  rcsp.  1 157  eine  Urkunde  auch  für  art.  2 — 6 aus 
dem  Jahre  1104  vorhanden  war,  so  ist  es  sehr  auffallend,  dass  man 
die  Urkunde  über  die  Stiftsvögte  mit  dem  gesammten  Formelapparat 
aufnahm,  dagegen  die  über  das  eigentliche  Stadtrecht,  die  jene  an 
Bedeutung  unendlich  überbot,  ganz  ohne  denselben,  dass  uns  ferner 
in  dem  Statut  von  1156  resp.  1157  sowohl  die  Erzählung  von  dem 
Zustandekommen  der  Urkunde  über  die  Stiftsvögte  wie  des  Statuts 
von  1 156  mitgetheilt  ist , dagegen  die  über  die  Aufzeichnung  des 
fingirten  Stadtrechts  von  1104  nicht.  Gewiss  eine  sehr  auffallende 
Inkonsequenz,  die  aber  durch  die  völlig  verschiedene  Fassung  beider 
Urkunden  noch  eklatanter  gemacht  wird,  cs  als  sehr  wahrscheinlich 
erscheinen  lässt,  dass  die  Urkunden  nicht  zu  gleicher  Zeit  redigirt 
worden  sind.13) 

3.  Die  Narratio  des  Statuts,  der  Tenor  des  art.  1,  zeigt  aufs 
Evidenteste,  dass  wir  hier  nicht  die  Bestätigung  einer  Urkunde 
haben,  sondern  die  Kodifikation  eines  1152  von  den  Augsburgern 
promulgirten  Weisthums,  die  Kodifikation  eines  bisher  geltenden 
Gewohnheitsrechtes.  Die  Besprechung  der  Narratio  wird  uns  den 
Beweis  liefern. 

a)  Tandem  . . . pio  imperatore  Friderico  manum  consolationis 
porrigente  . . . iubare  glorios!  iuris  est  illustrata.  (sc.  Augusta 
civitas.)  Endlich  wurde  Augsburg  durch  Kaiser  Friedrich  mit 
dem  Glanze  eines  herrlichen  Rechts  geziert:  eine  solche  Aeusserung 
zeigt,  meinen  wir,  klar,  dass  dies  herrliche  Recht  etwas  Neues  ist, 
dass  Augsburg  zur  Zeit  Friedrichs  noch  keine  schriftliche  Gesetz- 
gebung hatte. 

b)  ....  Cuonradus  episcopus  cum  universo  eiusdem  civitatis  clero 
et  populo  se  ei  (sc.  imperatori)  repraesentaret,  et  lacrimabilem 
querimoniam  super  hoc  inoveret,  quod  civitas  nullo  certo 
iuris  ordine  vel  termino  fungeretur.  Also  Bischof,  Klerus  und 
Volk  erklären  dem  Kaiser  übereinstimmend,  dass  sie  keine  fest- 
stehende Rechtsordnung  haben,  denn  unter  nullo  certo  iuris  ordine 
vel  termino  fungi  nur  thatsächliche  Zuwiderhandlungen  und  Ueber- 


1 ’)  Wir  machen  in  dieser  Beziehung  nur  darauf  aufmerksam,  dass  im 
art.  2 d.  h.  in  der  uns  aus  dem  Jahre  1104  erhaltenen  Urkunde  stets  für  die 
Leistungen,  die  der  Vogt  oder  die  Dingsassen  zu  machen  haben,  der  Coniunktiv 
Praesentis  gebraucht  ist  (conveniant,  exigant,  rcstituantur,  sint,  exigant,  acci- 
piant),  dagegen  in  art.  2 — 6 stets  der  Indikativ  Futuri  oder  debet  zuwoilon 
auch  das  Gerundivum , ganz  zu  schweigen  von  den  höchst  eigenthUmlicbcn  Aus- 
drücken wie  Iusticia  Augustensis  civitatis  haec  est,  Nunc  de  moncta  dicamus 
etc.  — alles  Dinge,  die  bei  einer  gleichzeitigen  Aufzeichnung  beider  Urkunden 
sehr  auffallend  wären. 
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schreitungcn  eine»  Kaisergesetzes  verstehen,  heigst  den  gegebcnenWor- 
ten  den  grössten  Zwang  anthun,  und  ist  schon  deshalb  gewiss  unrichtig. 
Weiter  aber  bliebe  es  völlig  unbegreiflich,  warum  dann  die  Augs- 
burger nicht,  wie  wir  cs  ja  in  so  unendlich  vielen  Fällen  kaiserlicher 
Bestätigungen  sehen,  den  Kaiser  um  die  Bestätigung  des  alten 
Kaisergesetzes  ersuchen,  sondern  den  Kaiser  zu  einem  ganz  anderen 
Verfahren  nöthigen. 

c)  Proinde  pius  et  catholicus  imperator  ....  eos  (sc.  episco- 
pum,  clerum,  populum)  ex  conununi  consilio,  f[UO  iure  ex  antiqua 
et  lcgali  institutione  gubeniari  deberent,  pronunciarc  praecepit. 
In  diesem  nach  abgehaltenen  Rath  erlassenen  Befehl  des  Kaisers 
liegt  zweifellos  auch  von  kaiserlicher  Seite  die  Anerkennung,  dass 
ein  kodiiieirtes  Recht  bisher  in  Augsburg  noch  nicht  existirte,  sonst 
hätte  der  Kaiser  nur  die  Vorlegung  desselben  Behufs  Durchsicht 
und  Bestätigung,  nicht  aber  die  Promulgation  eines  Weisthums 
befohlen. 

d)  At  illi  nichil  novitatis  exeogitantes , nichil  antiquac  institu- 
tioni  attentes  (addentes)  ius  advocatorum,  urbis  pracfecti,  civitaten- 
sium,  omnium  ordinum  tocius  civitatis  Adelgozo  advocato  et  Cuon- 
rado  praefecto  praesentibus  et  nichil  contradicentibus,  in  curia 
Ratisponac  conflrmntum,  ut  haec  subscrij)ta  pagina  testatur,  promul- 
gabant  et  rex  id  ipsum  auctoritate  sui  privilegii  confirmabat.  Wir 
ziehen  hier  aus  dieser  Stelle  nur  die  Bemerkung,  dass  cs  unmöglich 
ist  zu  sagen,  jene  erdachten  sich  nichts  Neues,  noch  fügten  sie  dem 
alten  Recht  etwas  Neues  hinzu,  wenn  sie  nur  eine  alte  Urkunde 
vorzulesen  hatten,  denn  ein  Blick  in  diese  hätte  sie  sofort,  wenn  sie 
es  gegen  den  kaiserlichen  Befehl  gewagt  hätten , der  Schuld  über- 
führt, und  es  ist  ebenso  unmöglich  zu  sagen,  jene  promulgirten  das 
alte  Recht,  wenn  sie  nur  eine  alte  Urkunde  vorzulcsen  hatten. 
Wäre  dein  Kaiser  nur  eine  alte  Urkunde  zur  Bestätigung  vorgelegt, 
so  hätte  man  dies  vcrmuthlich  in  der  Narratio  gesagt,  sicherlich 
aber  nicht  das  Gegentheil. 

e)  Was  nun  den  von  Gaupp  aus  den  Worten  in  curia  Ratis- 
pona  conflrmatum  hergcleitcten  Einwand  betrifft,  so  könnten  wir 
zunächst  Gaupp  ja  zugeben,  dass  das  Statut  auf  einem  Regensburger 
Reichstag  bestätigt  worden  ist,  warum  es  aber  auf  dem  Reichstage 
von  1104  geschehen  sein  soll,  giebt  Gaupp  nicht  an,  das  Statut 
widerspricht  dieser  Auffassung  geradezu.  Denn,  um  von  dem  schon 
Gesagten  abzusehen,  so  ist  erstens  auf  dem  Reichstage  zu  Regens- 
burg 1104  die  Urkunde  über  die  Stiftsvögte  (art.  2)  nicht  vom  Kai- 
ser bestätigt,  sondern  damals  überhaupt  erst  gegeben  worden. 
Zweitens  aber,  wenn  man  das  in  curia  Ratispona  confinnatum  auf 
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da»  iu»  advocatorum , urbi»  praefecti  etc.  beziehen  will,  »o  muss 
man  e»  natürlich  auch  auf  da»  schon  äusserlich  dicht  neben  dem- 
selben stehende  — Adelgotzo  advocato  et  Cuonrado  praefecto  prae- 
sentibu»  et  nichil  contradicentibus  beziehen.  Nun  aber  können  wir 
i.  J.  1104  weder  einen  Vogt  Adalgoz  noch  einen  Burggrafen  Kon- 
rad  nachweisen,  merkwürdiger  Weise  aber  beide  iu  den  fünfziger 
Jahren  de»  Jahrhundert».14)  Dritten»  bezieht  man  da»  in  curia 
Katispona  confirmutum  in  dieser  Weise,  so  bleibt  es  völlig  unbe- 
greiflich, warum  unter  den  proinulgirtcn  iura,  nicht  auch  die  iusticia 
domni  episcopi  angegeben  ist,  während  sie  doch  gewiss  einer  der 
wichtigsten  Theile  des  Stadtrechts  ist.15)  Viertens  muss  man  dann 
zum  mindesten  einen  Fehler  des  Redaktors  annehmen , denn  da» 
ist  ja  klar  ersichtlich  und  wird  von  keiner  Seite  bezweifelt,  dass 
wenn  art.  3 — 6 i.  J.  1104  aufgezeichnet  ist,  dies  in  einem  von  der 
in  art.  2 ruitgetheilten  Urkunde  getrennten  Statut  geschehen  sein 
muss.  Dann  handelt  es  »ich  also  nicht  um  eine,  sondern  um  zwei 
Urkunden  und  es  dürfte  nicht  heissen  ut  haec  subseripta  pagina  tes- 
tatur,  sondern  ut  hae  subscriptae  paginae  testantur,  da  das  Folgende 
nicht  bezeugen  soll,  dass  jene  promulgirt  haben,  sondern  das  von 
jenen  Promulgirtc  selbst  geben  soll.  Endlich  aber  bliebe  die  Ver- 
schiedenheit in  der  Aufnahme  der  Formelapparate  völlig  uner- 
klärlich. 

Danach  wird  es  also  sicher  sein,  dass  art.  3 — 6 nicht  auf  dem 
Regensburger  Reichstage  i.  J.  1104  verzeichnet  ist,  es  wird  ferner 
höchst  wahrscheinlich  sein,  dass  wir  das  in  curia  Ratispona  contir- 
inatum  überhaupt  nicht  auf  art.  3 — 6 beziehen  können,  denn  der 
einzige  Regensburger  Reichstag,  an  den  man  nach  dem  Gesagten 
allenfalls  noch  denken  könnte,  wäre  der  i.  J.  1152  abgehaltene. 
Friedrich  urkundet  aber  noch  am  18.  Mai  1152  in  Merseburg16), 
dann  vom  29.  Juni  bis  5.  Juli  in  Regensburg  ”),  am  28.  Juli  in  Ulm, 
aus  Augsburg  dagegen  haben  wir  erst  eine  mit  Idus  Octobris  da- 
tirtc  Urkunde,  das  Stumpf  in  Idus  Julii  ändert.  Danach  darf 
man  jedenfalls,  selbst  wenn  die  Emendation  von  Stumpf  richtig  ist, 
nicht  annehmen,  dass  der  Kaiser  auf  dem  Wege  nach  Regensburg 
Augsburg  berührt  habe,  sondern  die  in  der  narratio  des  Status  er- 
zählten Vorgänge  Bpielen  sich  erst  nach  dem  Regensburger  Reichs- 


l4)  cf.  oben  pag.  47  Ak.  10  und  p.  51  Ak.  22. 

> s)  Wenn  dieselbe  bei  Uaupp  nicht  einen  besonderen  Artikel,  sondern 
S$  8 art.  3 bildet,  so  ist  das  eben  ein  Fehler  Oaupps. 

'«)  Stumpf  3626,  3627. 

' >)  Stumpf  3635  ft 
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tage  ab,  und  das  in  curia  Ratispona  confirmatum  ist  nicht  auf  art. 
3 — 6 zu  beziehen. 

Freiheit  müssen  wir  dann  auch  zugestehen,  dass  die  Urkunde 
nicht  sehr  genau  und  sorgfältig  kompilirt  ist,  aber  namentlich  in 
Rücksicht  auf  das  Adelgotzo  advocato  et  Cuonrado  praefecto  prac- 
sentibus,  in  Rücksicht  auf  die  mancherlei  Ungenauigkeiten  der 
Kompilation  überhaupt  und  auf  die  keineswegs  systematische  An- 
ordnung des  Stoffs 18)  werden  wir  auch  diese  Ungenauigkeit  hin- 
ncltmen  müssen. 

Liegt  demnach  kein  Grund  vor,  der  die  Aufzeichnung  des 
Stadtrechts  i.  J.  1104  auch  nur  möglich  macht,  liegen  aber  gewich- 
tige Gründe  vor,  welche  die  Annahme  der  Entstehung  von  art.  2 — 6 
für  die  Jahre  1152 — 1 156  gebieterisch  fordern,  — wir  erinnern  noch 
einmal  nur  daran,  dass  wir  wohl  art.  2 als  eine  besondere  Urkunde 
aus  dem  Jahre  1104  besitzen,  aber  keinerlei  Aufzeichnungen  von 
art.  2 — 6,  dass  Bischof,  Klerus  und  Volk  gemeinsam  dem  Kaiser 
klagen,  sie  hätten  keine  feste  Rechtsordnung,  dass  der  Kaiser  diesen 
befiehlt,  ein  Weisthum  zu  proinulgiren,  und  dass  dieses  in  Gegen- 
wart des  Vogts  Adalgoz  und  des  Burggrafen  Konrad  geschieht,  — 
so  werden  wir  die  Entstehung  des  Stadtrechts  auch  unbedenklich 
in  die  Jahre  1152 — 1156  resp.  1157  zu  setzen  haben. 

Wenn  dieser  Zeitraum  für  die  Entstehung  des  Stadtrechts 
etwas  lang  erscheint,  so  ist  daran  zu  crinnen,  das  Bischof,  Klerus 
und  Volk  gemeinsam  die  Klage  erheben,  dass  sie  gemeinsam  das 
Gewohnheitsrecht  angeben  sollen,  dass  cs  sich  also  um  eine  Aus- 
einandersetzung zwischen  diesen  drei  Faktoren  über  Rechte,  die 
sie  theils  über  theils  unter  einander  haben,  handelte,  dass  Friedrich, 
der  wohl  wissen  musste,  wie  oft  schon  die  Städte  in  der  hohen  Po- 
litik den  Ausschlag  gegeben,  Augsburg  aber  gerade  für  die  Kämpfe 
in  Italien  wie  für  den  ganzen  Süden  Deutschlands  von  eminenter 
Bedeutung  war,  das  lebhafteste  Interesse  daran  haben  musste,  gerade 
hier  die  öffentliche  Gewalt  in  möglichst  zuverlässigen  Händen  zu 
wissen,  so  dass  es  sehr  wohl  denkbar  erscheint,  dass  sich  die  Pro- 
mulgation i.  J.  1152  nur  auf  allgemeine  Grundzüge  beschränkte, 
dass  Friedrich  nur  solche  sanktionirte  mit  dem  Versprechen  auch 
einem  auf  Grund  dieser  allgemeinen  Principien  ausgearbeiteten 
Verfassungsgesetz  die  kaiserliche  Genehmigung  zu  ertheilen.  Diese 
Ausarbeitung  mag  dann  bei  den  Betheiligten  auf  Schwierigkeiten 
ttnd  Hindernisse  gestossen  sein,  Friedrich  mag  im  Sturm  und  Drang 
der  Reichspolitik  keine  Müsse  für  die  Ordnung  der  municipalen 


'*)  vgl.  unten  pag.  79  ff. 
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Angelegenheiten  gefunden  haben,  oder  was  sonst  die  Gründe  ge- 
wesen sein  mögen:  die  kaiserliche  Ratifikation  erfolgte,  wofür  eich 
ja  auch  sonst  Beispiele  finden,1*)  erst  mehrere  Jahre  später. 

Diese  Anschauung  von  der  Entstehung  der  Urkunde  führt 
allerdings  dahin  anzunehmen,  dieselbe  sei  nicht  in  der  königlichen 
Kanzlei  redigirt  worden,  sondern  von  den  Petenten  selbst,  die  kö- 
nigliche Kanzlei  habe  nur  die  Bestätigung  hinzugefiigt.  Dass  dies 
aber  thataächlich  der  Pall  ist,  dafür  liefert  uns  die  Urkunde  selbst 
den  unbedingten  Beweis,  wenn  sie  allem  Kanzleigebrauch  des  Mit- 
telalters entgegen  vom  Kaiser  nicht  in  der  ersten,  sondern  durch- 
gehende in  der  dritten  Person  spricht,  ja  sogar  von  anderen  Personen, 
den  Augsburgern,  in  der  ersten  Person:  eine  Abnormität,  für  die 
sich  unsere  Wissens  aus  sämmtlichen  Kaiserurkunden  schlechter- 
dings kein  Analogon  finden  lassen  wird,  eine  Abnormität,  die  wohl 
den  Herausgeber  der  Monumenta  Boica  und  Lang  zu  begründeten 
Zweifeln  an  der  Echtheit  Veranlassung  sein  musste.  Aber  wir 
haben  in  dem  Statut  eben  nicht  eine  Kaiserurkunde  i.  e.  S.,  sondern 
ein  vom  Kaiser  genehmigtes  und  dadurch  Gesetz  gewordenes  Weis- 
thum  des  Augsburger  Klents  und  Bürgerstandes,  und  eben  weil 
dieses  erst  mit  der  kaiserlichen  Ratifikation  volle  Gesetzeskraft  er- 
hält, ist  es  auch  erst  von  dieser  zu  datiren. 

Da  die  Urkunde  aber  auch  den  Anspruch  erhebt,  nur  das  von 
Alters  her  geltende  Gewohnheitsrecht  zu  geben,  so  werden  wir  bei 
der  sachlichen  Besprechung  immer  im  Auge  zu  behalten  haben, 
dass  das  hier  Festgesetzte  auch  schon  früher  in  Augsburg  galt, 
wenn  auch  durch  Missbrauche  oft  verdunkelt,  und  darum  erschien 
cs  auch  angemessen,  mit  diesem  Stadtrecht  die  erste  Periode  zu 
schliessen,  nicht  die  zweite  zu  beginnen. 


B.  Der  materielle  Inhalt  des  Stadtrechts. 


Von  der  Besprechung  des  materiellen  Inhalts  des  Statuts  von 
1156  resp.  1157  scheiden  wir  zunächst  art.  2 aus,  da  derselbe,  als 
in  das  Jahr  1104  gehörig,  schon  oben  berücksichtigt  ist.*0)  Das 
übrig  bleibende  Statut  zerfällt  bei  Gaupp  in  die  Artikel  3,  4,  5 und 


'•)  z.  B.  Stumpf  3762. 
**)  vgl.  oben  pag.  48  f. 
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6,  indessen  diese  Eintheilung  ist,  wie  wir  schon  sahen,  willkürlich 
und  steht  nicht  in  strengem  Anschluss  an  die  Urkunde.  Diese  be- 
handelt zunächst  unter  dem  Rubrum  lusticia  Augustensis  civitatis 
haec  est  einige  Hauptpunkte  des  öffentlichen  Rechts:  den  Stadt- 
frieden und  die  Einsetzung  einiger  Beamten,  dann  die  Münzverhält- 
nisse unter  dem  Rubrum  Nunc  de  moneta  dicamus,  die  dem  Bischof 
zustehenden  Abgaben  und  Gefälle  und  ein  ihm  gebührendes  Recht 
unter  dem  Rubrum  Nunc  de  iusticia  domni  episcopi,  sodann  giebt 
sie  unter  einem  vierten  Rubrum  Et  haec  est  urbana  iusticia  einen 
Theil  des  in  Augsburg  geltenden  Privatrechts  speeiell  Personenrechts, 
behandelt  unter  einem  fünften  Rubrum  — De  iusticia  advocati  die 
Ausübung  der  vogteilichen  Gerichtsbarkeit  und  der  daraus  resul- 
tirenden  Rechte  und  Pflichten  zwischen  Vogt  und  Dingsassen  und 
in  einem  sechsten  endlich  — Nunc  etiam  de  praefecti  iusticia  dice- 
mus  das  Jurisdiktionsrecht  des  Burggrafen  und  das  Verhältniss 
zwischen  diesem  und  den  Handwerkern,  und  hieran  schliesst  sich 
in  einem  Annex  noch  die  Regulirung  einiger  weiterer  Fragen, 
nämlich  des  Gefängnisswesens , der  bischöflichen  Gastwirtlischaft, 
der  bischöflichen  Hof-  und  Heerfahrt,  der  Reise  des  Bischofs  nach 
Rom  zur  Konsekration,  der  Disciplinargewalt  über  Vogt  und  Burg- 
graf und  der  Bestrafung  von  Verbrechen,  die'  im  Auslande  an  einem 
Augsburger  Bürger  von  einem  Ausländer  verübt  worden  sind. 

Wie  man  sieht,  ist  also  hier  keine  sachliche  Eintheilung  durch- 
geführt, und  wir  behandeln  daher  wie  bisher  erst  die  Regierung 
und  ihre  Organe,  dann  die  Regierten,  das  Volk. 
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I.  Theil. 

Die  Regierung  und  ihre  Organe. 

I.  Kapitel. 

Der  Bischof. 

§ 1.  Als  Herr  der  Stadt  erscheint  in  unserm  Statut  ganz  un- 
zweifelhaft der  Bischof.  Gleich  der  erste  Satz  des  Statuts  giebt 
ihm  eine  Machtstellung,  wie  sie  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts 
wohl  nur  noch  wenigen  Bischöfen  gegönnt  war.1)  Denn  wenn  es 
heisst,  wer  den  Frieden  der  Stadt  bricht,  hat  die  Busse  in  Geld- 
oder LeibesBtrafe  dem  Bischof  zu  geben*),  so  ist,  da  ja  jedes  Ver- 
brechen einen  Friedbruch  involvirt,  der  Bischof  als  der  Vertreter 
und  Inhaber  der  öffentlichen  Gewalt  anerkannt,  und  ebenso  ist  er 
als  solcher  anerkannt,  wenn  ihm  jede  aus  Civilprocessen  fällige  Busse 
zugesprochen  wird.3)  Wenn  dann  aber  bei  dieser  Stelle  hinzugefugt 
wird:  excepta  temeritate  et  iniusticia  et  his  etiam  exceptis,  qui  morte 
plectendi  sunt  vel  truncandi,  so  wird  uns  auch  dies  nicht  in  der 
Meinung  irre  machen,  dass  der  Bischof  oberster  Gerichtsherr,  der 
höchste  Bewahrer  der  Ruhe  und  Ordnung  sei,  denn  wenn  irgend 
ein  Verbrechen  eine  violatio  pacis  ist,  so  ist  es  gewiss  das  mit  dem 
Tode  zu  bestrafende,  und  einen  so  entschiedenen  Widerspruch  in 
einer  Urkunde,  zu  deren  Konception  vier  Jahre  gebraucht  sind, 
kann  man  unmöglich  den  Redaktoren  Zutrauen;  vielmehr  ist  diese 
Ausnahme  nur  ein  Ausdruck  für  die  allgemeine  Theorie4),  dass  ein 
Geistlicher  nicht  den  Blutbann  haben  kann,  dass  auch,  wenn  der 


')  vgl.  z.  B.  Heusler  a.  a.  0.  p.  181. 

*)  art.  3 § 1 Quicunque  violator  urbanac  pacis  exstiterit,  domno  episcopo 
X talentis  satisfacerc  debet,  quae  si  non  liabuerit,  corio  et  crinibus  punieedus 
est. 

*)  art.  3 § 13  Preterea  oranis  satisfactio  in  civitate  bonis  redimenda  ad 
episcopi  iusticiam  pertinet. 

•)  vgl.  z.  B.  Strassburger  Stadtrecht  XI  bei  Gaupp  I p.  51. 
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Bischof  die  Richter  ganz  nach  seinem  Ermessen  ernennt,  diese  doch 
nur  vom  Kaiser  den  ßlutbann  erhalten  können,  aber  auch  erhalten 
müssen.  Thatsächlich  aber  wird  sich  bei  den  weiteren  Betrachtungen 
zeigen“),  dass  auch  die  Bussen  für  jene  Verbrechen  in  letzter 
Instanz  dem  Bischof  zu  Gut  kamen,  dass  es  seine  Beamten  waren, 
denen  sie  zustanden,  so  dass  hier  also  an  einen  Widerspruch  gar 
nicht  zu  denken  ist. 

§ 2.  Wenn  ferner  dem  Bischof  das  Gcleitsrecht  zugesprochen 
wird®),  so  ist  der  Bischof  wie  der  Bewahrer  des  Stadtfriedens  im 
Allgemeinen  zunächst  auch  der  Bewahrer  des  Marktfriedens,  der 
Beschützer  der  Fremden  d.  h.  vornehmlich  natürlich  der  fremden 
Kaufleute,  und  in  seinen  Händen  ruht  damit  der  Schutz  für  den 
Handel,  für  das  Emporwachsen  der  Stadt  überhaupt.  Zweitens  aber 
folgt  aus  dem  Geleitsrecht,  dass  der  Bischof  auch  die  Thore  der 
Stadt  in  seiner  Gewillt  hat7),  — denn  ohne  dies  wäre  das  Gelcitsrecht 
völlig  illusorisch,  — dass  dann  aber  neben  der  bischöflichen  keine 
andere  militärische  Macht  in  der  Stadt  Raum  hatte,  dass  alle  di- 
sponiblen militärischen  Kräfte  unter  dem  Kommando  des  Bischofs 
standen,  der  Bischof  also  der  höchste  Kriegsherr  in  der  Stadt  war. 

Dagegen  werden  die  Bürger,  als  solche,  dem  Bischof  nicht  zu 
persönlichen  militärischen  Leistungen  verpflichtet  sein,  sie  werden 
sehr  wahrscheinlich  als  Soldaten  nur,  im  Fall  die  Stadt  selbst  zu 
vertheidigen  war,  herangezogen  sein.  Feststeht  jedoch  allerdings 
nur  soviel,  dass  der  Bischof,  wenn  er  vom  Kaiser  zu  einer  Heer- 
fahrt über  Berg  entboten  wird,  sich  bittweise  an  die  Bürger  um 
Hülfe  und  Unterstützung  zu  wenden  hat"),  also  nur  das  Recht  hat, 
mit  den  Bürgern  über  die  Aufbringung  einer  Heersteuer  zu  ver- 
handeln, die  Höhe  derselben  bestimmt  aber  die  Bürgerschaft. 

§ 3.  Ferner  ist  der  Bischof  — und  das  zeigt  unserer  Meinung 
nach  in  der  charakteristischsten  Weise  seine  oberherrliche  Macht- 
stellung — der  oberste  Grundherr  der  Stadt,  denn  noch  sind  süiumt- 

*)  vgl.  unten  pag.  99. 

*)  art.  3 g 10  Episeopus  ducatum  ingredientibus  egredientibusquo  dabit. 

’)  Wie  wir  auch  schon  oben  durch  die  Zugehörigkeit  des  Geschlechts 
de  Porta  zur  bischöflichen  lliniRterialität  sahen. 

*)  art.  3 § 11  ...  et  quando  ltomam  ibit  in  expeditionem  (vel  ad  suam 
consecrationem),  tune  iustum  est,  quod  civitatenses  praebeant  ei  subsidium  prout 
apud  cos  peticione  poterit  obtinere.  Der  Wortlaut,  die  Stellung  des  quod... 
subsidium  (gleich  „was  an  Hülfe“),  und  "die  Gleichstellung  der  Heerfahrt  über 
Berg  mit  der  Fahrt  nach  Rom  zur  Konsekration  lässt  uns  nicht  daran  zweifeln, 
dass  diese  Unterstützung  der  Bürger  nur  in  Geld  und  Kriegsbedarf,  in  Subsi- 
dien  aller  Art,  aber  nicht  in  [>ersönlichem  Dienst  als  Kriegsknechto  bestand. 
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liehe  Höfe  pflichtig,  ihm  jährlich  zu  Michaelis  eine  fest  auf  vier 
Talente  bestimmte  Grundsteuer  zu  zahlen.®)  Heusler  will  zwar10) 
in  dem  Martinszins,  in  der  von  jeder  Hofstatt  dem  Bischof  zu 
entrichtenden  Steuer  eine  Abgabe  sehen,  die  dem  Bischof  nicht 
kraft  seines  Grundeigenthums,  sondern  in  recognitionem  seiner 
Vogtei  gezahlt  werde,  denn  er  ruhe  auch  auf  dem  Eigen  der  Bürger. 
Dagegen  möchten  wir  doch  mit  Waitz11)  betonen,  dass  der  von 
den  Häusern  und  Höfen  dem  Herrn  der  Stadt  gezahlte  Grund- 
zins voraussetzt,  dass  der  Grund  und  Boden  — auch  des  soge- 
nannten Freiguts  — im  Eigenthum  des  Herrn  stand. 

§ 4.  Das  Münzregal  befindet  sich  noch  in  den  Händen  des 
Bischofs,  aber  hier  sind  doch  schon  Beschränkungen  mancherlei 
Art  eingetreten.  Der  Bischof  ist  zwar  noch  oberster  Münzherr, 
denn  noch  setzt  er  den  Münzmeister  ein,  Münzdefraudationen  des 
Münzmeisters  ziehen  — von  der  kriminellen  Bestrafung  abgesehen  — 
die  Konfiskation  seines  gesammten  Vermögens  zu  Gunsten  des 
Bischofs  nach  sich,  die  Münze  steht  unter  dem  besonderen  Frieden 
des  Bischofs,  und  wer  das  zu  Recht  bestehende  Asylrecht  der 
Münze  verletzt,  gewaltsam  in  dieselbe  einbricht,  verliert  die  Gnade 
des  Bischofs  und  ebenso,  wer  innerhalb  derselben  jemanden  ver- 
letzt, oder  jemanden  gewaltsam  aus  derselben  entfernt,  bricht,  wie 
es  heisst,  die  Kammer  des  Bischofs  d.  h.  auch  die  Bussen  für  diese 
Verbrechen  stehen  dem  Bischof  zu;  wer  endlich  ohne  Erlaubniss 
des  Münzmeisters  Silber  wechselt  — mit  Ausnahme  der  nach  Köln 
Handel  Treibenden,  denen  bis  zur  Höhe  von  zehn  Mark  zu  wechseln 
gestattet  ist, — bricht  ebenfalls  das  Recht  der  bischöflichen  Kammer18), 
d.  h.  auch  die  Bussen  für  diese  Verbrechen  stehen  dem  Bischof  zu. 

Dagegen  steht  aber  den  Ministerialen,  Bürgern  wie  allen  Ein- 
wohnern der  Stadt  bei  der  Ernennung  des  Münzmeisters  insofern 
schon  eine  gewisse  Mitwirkung  zu,  als  ihnen  ausdrücklich  das  Recht 
zugesprochen  wird,  bei  dem  Bischof  um  eine  solche  Ernennung  zu 
petitioniren,  und  als  der  Bischof  auf  diese  Petition  hin  einen  Münz- 
meister ernennen  muss.1*) 

*)  art.  3 § 9 De  curtilibus  episcopo  ad  festivitatem  sancti  Michaelis  II II 
talenta  dabuntur. 

' •)  p.  101  a.  a.  O. 

")  V.  CI.  5,  p.  3Ö6.  Vgl.  auch  die  Beispiele  in  Anmk.  3 und  4.  Auch 
Oaupp  a.  a.  O.  p.  190  ff.  sieht  hierin  einen  wahren  Grundzins , zu  welchem  die 
einzelnen  Häuser  und  Höfe  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  Grösse  steuern 
mussten,  ohno  dass  die  Art  der  Vertheilung  angegeben  wird. 

1 *)  art.  3 § 6 und  ö. 

1 *)  art.  3 § 2 Episeopus  minist erialium , urbanonim  et  totius  populi  civi- 

C’ 
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Das  nähere  Verhältniss  zwischen  dem  Bischof  und  dem  Münz- 
meister erscheint  jedoch  nicht  mit  voller  Klarheit.  Denn  wenn  der 
Münzmeister  aus  der  bischöflichen  Kasse  zehn  Mark  erhalten,  selbst 
aber  jährlich  dem  Bischof  zehn  Talente  und  dem  Kaplan  des  Bi- 
schofs fünf  solidi  zahlen  soll14),  so  ist  der  Rechtsgrund  der  Zahlung 
des  Münzmeisters  nicht  klar  ersichtlich,  vielleicht  darf  man  aber 
auf  Folgendes  hinweisen.  Aus  einer  Urkunde  d.  d.  1274  März  l15) 
erhellt,  dass  damals  die  Mark  Silber  und  das  Talent  in  Augsburg 
ziemlich  gleichwerthig  waren , es  wäre  nun  recht  wohl  denkbar, 
wenn  man,  was  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  das  „singulis  annis“  auch 
auf  die  bischöfliche  Zahlung  zu  beziehen  hat,  dass  der  Bischof  dem 
Münzmeister  jährlich  zehn  Mark  Silber  zum  Ausprägen  in  Augs- 
burgische  Pfunde  gegeben  hat,  und  dioser  die  Ausprägung  dieser 
Barren  für  den  Bischof  ohne  Schlagschatz  zu  leisten  hatte,  während 
z.  B.  in  Strassburg 1#)  der  Münzer,  auch  wenn  der  Bischof  prägen 
lässt,  von  jeder  Mark  zwei  pfundige  Denare  als  .Schlagschatz  oder 
Prägelohn *’)  zurückbehielt.  Lässt  aber  der  Bischof  in  einem  Jahr 
mehr  als  zehn  Mark  ausprägen,  so  hat  er  vermuthlich  denselben 
Schlagschatz  zu  zahlen  wie  jeder  Privatmann,  der  münzen  lässt. 
Diese  Erklärung  würde  allerdings  voraussetzen,  dass  der  Münzer, 
wenn  auch  unter  obrigkeitlichem  Schutz  des  Bischofs  und  im  Auf- 
träge des  Bischofs,  so  doch  zu  eigenem  Nutzen  und  auf  eigene  Ge- 
fahr die  Münze  verwaltet,  indessen  würde  sich  gegen  diese  Annahme 
wohl  Nichts  einwenden  lassen,  fraglich  bliebe  nur  die  gleichzeitige 


tatis  peticione  . . . monetarium  ilare  debet.  Ob  aus  diesem  „debet“  Schlüsse  fiir 
das  Verhalten  des  Bischofs  in  früherer  Zeit  zu  ziehen  sind,  muss  dahingestellt 
bleiben. 

■*)  art.  3 §4  Ex  eamera  episcopi  monetario  X maree  dabunt  ur  et  econ- 
tra  monetarius  singulis  annis  episcopo  X talcnta  dahit  et  rapcllario  i|iiin<|ue 
solides. 

■ s)  M.  ö.  33»  131.  Auf  diese  Thatsache  hat  schon  Zeumer  Deutache 
.Städtesteuern  in  Schmoller  Staats-  und  social  wissenschaftliche  Forschungen  I, 
1 p.  141  aufmerksam  gemacht,  vgl.  unten. 

1 •)  Strassburger  Stadtrecht  c.  70  Gaupp  a.  a.  O.  I,  60. 

1 ■*)  Waitz  V.  G.  8,  340  Ak.  3 erhebt  Einspruch  gegen  den  von  Hegel 
Städtechron.  II,  388  gebrauchten  Ausdruck  Seldagschatz,  da  ein  Schlagschatz, 
wenn  der  Herr  der  Münze  prägte,  wegfallen  musste.  Die  Münze  wird  eben 
nicht  mehr  in  vollem  Eigenthum  des  Strassburger  Bischofs  gestanden  haben, 
denn  sonst  sehe  ich  keinen  Grund  zur  Zahlung  der  beiden  Denare  an  den 
Münzer,  ich  kann  mir  nur  denken,  dass  es  ein  Prägelohn,  Ersatz  für  die 
Fabrikationskosten  und  den  durch  das  Prägen  erhöhten  Werth  der  Metalle, 
also  ein  Schlagsatz  ist. 
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Abgabe  des  Münzers  an  den  Kaplan  und  die  Gleichstellung  des 
Münzfusses  von  1274  mit  dein  von  1156. 

§5.  Ucber  den  Zoll  erfahren  wir  nur,  dass  dem  Bischof  von 
demselben  sechs  Pfund,  einige  Gewandstücke  und  seinem  Kaplan 
40  Denare18)  gegeben  werden  sollen.  Bei  diesem  Wortlaut  scheint 
es  fast  unmöglich,  den  Zoll  für  bischöflich  zu  halten,  man  könnte 
höchstens  ein  Verhältniss  wie  bei  dem  Münzer  voraussetzen,  dass  also 
der  Zöllner  vom  Bischof  ernannt  wird,  das  Amt  aber  zu  eigenem 
Nutzen  verwaltet,  dem  Bischof  nur  diese  bestimmte  Abgabe  schul- 
dig ist.  Dies  ist  auch  die  Ansicht  Frensdorffs,  der  dann  noch  hin- 
zufügt, der  Bischof  habe  noch  in  späterer  Zeit  das  Zollrccht  be- 
sessen.1*) Diess  letztere  muss  jedoch  ein  Irrthum  sein;  auch  in 
späterer  Zeit  lässt  sich  nicht  mehr  als  ein  Antheil  des  Bischofs  am 
Zoll  nachweisen,  und  ich  sehe  daher  keinen  Grund,  ein  solches 
Verhältniss  anzunehmen,  denn  der  Münzer  zahlt  unserer  Anschauung 
nach  auch  nicht  eine  Abgabe,  und  wenn  der  Zoll  bischöflich  war, 
so  ist  nicht  abzusehen,  warum  man  die  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  Bischof  und  seinem  Zöllner  nicht  den  Betheiligten  überliess, 
noch  welches  Interesse  die  Stadt  daran  haben  konnte,  wieviel  der 
bischöfliche  Zöllner  seinem  Herrn  von  der  Zolleinnahme  zu  ent- 
richten hatte,  viel  eher  würde  man  dann  gewiss  eine  Bestimmung 
über  die  Höhe  des  Zolls  erwarten. 

Dass  aber  der  Zoll  etwa  königlich  sei,  ist  trotz  dos  im  Tradi- 
tionskodex unter  den  Königsministerialen  aufgeführten  Bertholdus 
thelonearius  gewiss  nicht  anzunehmen,  denn  für  diese  Annahme 
müsste  man  ein  ganz  singuläres  kaiserliches  Privileg  fingiren,  nach 


'*)  art.  3 § 8 De  thelonco  VI  talenta  dabuntur  episcopo  et  quociens 
Auguste  balncaverit  duo  cingula  et  ad  mandatum  vestiri  debcntXII  pauperes 
et  capellario  XL  denarii.  — Hierbei  ist  zu  bemerken,  dass  das  quociens 
Auguste  balncaverit  nicht  wie  Gaupp  und  FrensdorfT  wollen  mit  „so  oft  er  in 
Augsburg  ein  Bad  nimmt“  resp.  „badet“  zu  übersetzen  ist,  sondern  dass  balnearo 
auch  hier  wie  gewöhnlich  — vgl.  Du  Cange  s.  h.  v.  — verbum  transitivuni  ist, 
bei  dem  sich  das  Object  der  Natur  der  Sache  nach  ganz  von  selbst  verstand, 
nämlich  pauperes  oder  genauer  pedes  pauperum,  zumal  die  pauperes  ja  sofort 
genannt  werden.  Aus  der  Vita  Oiulalrici  (cf.  SS.  4,  391  und  392  und  Urkunde 
von  980  SS.  4,  417)  wissen  wir,  dass  der  heilige  Udalrich  nach  dem  Beispiel 
Christi  und  des  Papstes  in  der  Fastenzeit  zwölf  Armeu  die  Füsse  wusch  und  sic 
dann  neu  einkleiden  liess.  Wohl  möglich  daher,  dass  die  Augsburger  Bischöfe 
dieses  von  ihrem  heilig  gesprochenen  Vorgängor  eingeführte  Zeichen  christ- 
licher Demuth  heibehielten,  und  dann  ist  es  wenigstens  nichts  Absonderliches, 
wenn  sie  die  Bekleidung  der  Armen  von  sich  auf  die  Schultern  der  Bürger, 
auf  den  Zoll,  abgewälzt  haben. 

'*)  Städtcchron.  IV.  p.  XX  und  Aumk. 
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dem  der  Kaiser  dem  Augsburger  Bischof  nur  eine  gewisse  Abgabe 
vom  Zoll  zugesteht,  den  Grundstock  des  Zolls  aber  sich  vorbehält; 
übordem  aber  ist  es  ja  völlig  unbekannt,  wo  Berthold  das  Amt 
eines  königlichen  Zöllners  versah. 

Ob  man  vielleicht  jetzt  schon  an  einen  Uebergang  des  Zolls 
vom  Bischof  an  die  Stadt  denken  darf?  So  würde  sich  die  Abgabe 
des  Zöllners  an  den  Bischof  als  ein  von  diesem  sich  gerettetes 
Reservatrecht  erklären,  und  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  in 
das  Stadtrecht  wäre  motivirt.  Auch  Gaupp  sagt,  die  Abgabe  vom 
Zoll  könnte  zu  der  Vermuthung  fuhren,  dass  die  Zölle  der  Stadt 
gehörten,  welche  aber  davon  dem  Bischof  die  genannte  Summe  ab- 
zuzahlen hätte.  Auch  sei  es  bemerken s werth,  dass  ein  bischöflicher 
thelonearius  unter  den  Beamten  nicht  erwähnt  werde.  Dieser  Um- 
stand ist  allerdings  umsomehr  zu  beachten,  als  man  bei  den  Ab- 
gaben in  Gewandstücken  doch  kaum  daran  denken  wird,  sie 
seien  von  einem  königlichen  oder  bischöflichen  Beamten  zu  leisten 
— gerade  sie  könnten  beim  Uebergang  des  Zolls  an  die  Stadt  festge- 
setzt sein  — und  als  uns  auch  abgesehen  vom  Stadtrecht  nie  ein 
thelonearius  genannt  wird.80) 

Allein  mehr  als  dass  die  Abgabe  vom  Zoll  an  den  Bischof  zur 
Vermuthung  fuhren  kann,  der  Zoll  sei  städtisch,  werden  wir  nicht 
sagen  dürfen,  zumal  wir  Bedenken  tragen,  Stellen  aus  späterer 
Zeit 81),  wenn  diese  auch  dafür  zu  sprechen  scheinen,  dass  der  Zoll 
schon  jetzt  zur  städtischen  Verwaltung  gehöre,  heranzuziehen,  da 
zwischen  ihnen  und  unserem  Statut  der  gewaltige  Kampf  um  die 
öffentliche  Gewalt  zwischen  Bischof  und  Bürgerschaft  liegt. 

§ 6.  Endlich  hat  der  Bischof  noch  bei  jeder  Hoffahrt,  die 
er  auf  Befehl  des  Königs  oder  im  Interesse  seiner  Kirche  antritt, 
von  den  Bürgern  eine  auf  10  Pfund  fest  normirtc  Steuer  zu  erheben, 
bei  seiner  Reise  nach  Rom  dagegen  zur  Einholung  der  päpstlichen 
Konsekration  bestimmen  wie  bei  der  Heerfahrt  die  Bürger  die  Höhe 
der  zu  bewilligenden  Steuer. 

Ein  sehr  wichtiges  Recht  besteht  sodann  in  seinem  Oberaufsichts- 
recht über  Mass  und  Gewicht.  Wer  wissentlich  falsche  Gewichte 
hat,  oder  bei  wem  solche  auch  nur  gefunden  werden,  beraubt  die 

,0)  Bertholt  kommt  nicht  in  Betracht,  da  er  mindestens  nicht  als  Augs- 
burger Zöllner  nachzuweisen  ist. 

*')  Urkunde  d.  d.  1254  Mai  4 — Augsb.  Urk.-Buch  p.  12  — das  vom 
Bischof  und  den  Burgern  eingesetzte  Schiedsgericht  habo  entschieden:  quud 
nos  (sc.  episcopus)  non  debemus  accipcrc  thelouium  in  civitate  vel  extra,  nisi 
quod  episcopi  Augustcnses  consueverunt  ab  antiquo. 
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bischöfliche  Kammer  und  hat  dem  Bischof  15  solidi  zu  zahlen; 
auch  hier  tritt  uns  also  der  Bischof  ganz  entschieden  als  der  In- 
haber der  öffentlichen  Gewalt  in  der  Stadt  entgegen;  durch  welchen 
Beamten  aber  der  Bischof  dies  Recht  ausübt,  ist  nicht  angegeben, 
vielleicht  durch  den  Burggrafen,  da  diesem  dia  Bestrafung  der 
Gastwirthe,  die  Unrechtes  Mass  führen,  obliegt. 

Ueber  die  Gastwirthe  hat  der  Bischof  auch  noch  besondere 
Rechte:  von  der  Steuer,  die  sie  zu  zahlen  haben,  gebühren  ihm 
zwei  Drittel,  ja  der  Bischof  hält  selbst  noch  eine  Gastwirthschalt, 
die  er  für  jährlich  30  solidi  und  wöchentlich  oin  Mass  Bier  zu 
verpachten  scheint. 

Die  vorzüglichsten  Rechte,  die  das  Statut  dem  Bischof  zuweist, 
die  Ernennung  des  Burggrafen,  das  Absetzungsrecht  des  Vogts 
und  des  Burggrafen,  können  erst  später  behandelt  werden. 


Kapitel  II. 

Der  Vogt. 

§ 1.  Wir  betrachten  zweitens  den  Vogt  und  fragen  zunächst 
nach  der  Quelle  seines  Rechts,  suchen  also  zu  bestimmen,  ob  er 
ein  königlicher  oder  bischöflicher  Beamter  war,  und  geben  zunächst 
die  bisher  hierüber  aufgestellten  Ansichten  wieder. 

Arnold2®)  behauptet,  dass  es  keinen  Unterschied  mache,  ob  der 
oberste  Vogt  von  dem  Bischöfe  oder  Herzoge  ernannt  wurde,  da 
derselbe  thatsächlich,  wie  man  bei  anderen  Städten  sähe,  ein  könig- 
licher Beamter  blieb,  und  er  fügt  dann  zwei  Vogtsernennuiigen 
Seitens  Heinrich  IV.  aus  den  Jahren  1058  und  1090  an,  die  aber 
gewiss  nicht  als  historisch  irgendwie  beglaubigt  für  uns  gelten 
werden.  ®3) 

Auch  Nitzsch®4)  hält,  weil  der  Vogt  nach  Jägers  Geschichte 
der  Stadt  Augsburg  p.  36  u.  89  noch  am  Schlüsse  des  15.  Jahrh. 
aktiv  als  Vogt  des  Königs  auftritt,  daran  fest,  „dass  der  Augs- 
burger Vogt  immerdar  nicht  ein  vom  König  bclichcner  bischöflicher, 
sondern  durchaus  ein  unmittelbar  königlicher  Vogt  war“  und  p. 
237  nimmt  Nitzsch  sogar  eine  Angabe  von  Stettens  auf,  nach  der  cs 

”)  a.  a.  O.  I,  107  und  108. 

**)  vgl.  oben  pag.  9 Ak.  13  und  p.  10  Ak.  17. 

»‘)  a.  a.  O.  p.  288. 
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in  Augsburg  einen  Königshof  gab,  der  mit  den»  Königethurm  Sitz 
des  Stadtvogts  war.  Aber  da  sowohl  bei  Stetten  wie  bei  Jäger 
jeder  Quellenbcweis  fehlt,  da  es  uns  überdies  sehr  zweifelhaft  er- 
scheint, von  welcher  Zeit  Stetten  an  der  Stelle  spricht,  da  ferner 
noch  im  Jahre  1184,  als  das  officielle  Verlobungsfest  Heinrichs  mit 
Konstanze  in  Augsburg  gefeiert  wird,  dies  nicht  in  der  königlichen, 
sondern  merkwürdiger  Weise  in  der  bischöflichen  Pfalz  geschah48), 
endlich  aber,  doch  zwischen  unserer  Zeit  und  dem  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  die  ganze  Reihe  von  Kämpfen  zwischen  Bürgern  und 
Bischof,  dann  zwischen  Geschlechtern  und  Zünften  liegt,  bei  denen, 
wie  wir  sehen  werden,  auch  der  Charakter  der  Vogtei  die  grössten 
Veränderungen  und  Erschütterungen  erlitt,  da  endlich  auch  gerade 
im  15.  Jahrhundert  die  Frage  nach  dem  Herrn  der  Vogtei  in  Augs- 
burg eine  im  höchsten  Mass  bestrittene  war,  so  dass  der  Bischof 
sogar  päpstliche  Hülfe  zur  Behauptung  seines  Rechts  in  Anspruch 
nahm,  so  werden  wir  uns  nicht  für  berechtigt  halten  dürfen,  aus 
dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  auf  unsere  Zeit  einen  Rückschluss 
zu  machen. 

Hegel  **)  spricht  sich  ebenfalls  fiir  die  königliche  Eigenschaft 
der  Vögte  aus,  freilich  ohne  näher  auf  die  Frage  cinzugehcn  „An 
die  Stelle  des  früheren  Grafen“,  sagt  er  „kamen  hier  vielmehr  die 
vom  Kaiser  ernannten  Schirmvögte,  welche  Stadtvögte  von  Augsburg 
zu  Stellvertretern  hatten.“ 

Auch  Frcnsdorff*7)  vermuthet,  dass  die  Vogtei,  soweit  sie  sich 
auf  die  Stadt  bezog,  ursprünglich  eine  königliche  Beamtung  war,  und 
nimmt  auch  für  unsere  Zeit  diese  noch  in  Anspruch,  denn  die  ganze 
Urkunde  verrathe  die  Tendenz,  die  Gewalt  des  Vogts  einzuengen, 
und  dies  wäre  um  so  mehr  geboten  gewesen,  da  die  Vogtei  in  dem 
Bischöfe  unerreichbaren  festen  Händen  ruhte;  hätte  dem  Bischof  das 
Recht  der  Vogtei  zugestanden,  oder  beigelegt  werden  sollen,  dies  Recht 
wäre  nicht  unerwähnt  geblieben;  doch  aber  habe  sich  die  Vogtei 
schon  mindestens  ein  Jahrhundert  lang  in  den  Händen  eines  be- 
nachbarten Herrcngeschlcehts,  derer  von  Schwabeck,  befunden  und 
den  Charakter  eines  Lehens  angenommen.  Dieser  Anschauung 
schliesst  sich  auch  Meyer  in  dem  dem  Stadtbuch  vorgedruckten 
Aufsatz ,s)  an,  doch  ohne  für  dieselbe  einen  Beweis  zu  bringen, 
nur  reducirt  er  das  Jahrhundert  auf  mehrere  Jahrzehnte. 

**)  An.  Aug.  mai.  a.  h.  a. 

*•)  Kieler  Allg.  Monatssehr.  1854  p.  167. 

»’)  a.  a.  O.  p.  XXI. 

**)  a.  a.  O.  p.  XVU. 
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Dagegen  hat  nun  schon  Gaupp  ’“)  ans  allgemeinen,  aber  nicht 
namhaft  gemachten  Gründen,  und  weil  dem  Bischof  das  Recht  zu- 
stehe, den  Vogt  abzusetzen,  den  Vogt  für  einen  bischöflichen  Beam- 
ten erklärt,  jedoch  ist  ihm  in  dieser  Anschauung  nur  Walter  in 
seiner  Deutschen  Rechtsgeschichte80)  gefolgt. 

Gewissermassen  zwisohen  beiden  Ansichten  steht  die  von  Heus- 
ler  vertretene.  Auch  Heusler81)  lässt  sich  wie  Arnold  durch  die 
von  von  Stetten  aus  Gassar  angeführten  kaiserlichen  zwei  Ernen- 
nungen eines  Vogts  täuschen  und  sucht  dann  das  Absetzungsrecht 
des  Bischofs  mit  dem  Ernennungsrecht  des  Kaisers  dadurch  zu- 
sammen zu  reimen,  dass  er  sagt,  auch  in  Augsburg  sei  die  hohe 
Gerichtsbarkeit  d.  h.  das  ius  comitem  eligendi  zwar  auf  den  Bischof 
übergegangen,  aber  der  letztere  habe  dies  nicht  in  vollem  Umfange 
verwirklichen  können,  sondern  der  Herzog  von  Schwaben,  später 
der  König,  habe  mit  der  Bannbelehnung  auch  das  Emennungsrecht 
verbunden,  weshalb  der  Vogt  hier  nicht  wie  anderwärts  reiner 
bischöflicher  Beamte  wurde,  sondern  in  einen  Gegensatz  zur 
bischöflichen  Herrschaft  trat. 

Demnach  meinen  wir,  dass  die  Frage  nach  der  Quelle,  aus  der 
der  Vogt  sein  Recht  ableitet,  noch  keineswegs  ausgetragen  ist: 
alle  Meinungen  mit  Ausnahme  der  Gaupps  gehen  davon  aus,  dass, 
da  der  Burggraf  unbestritten  ein  bischöflicher  Beamter  ist,  der 
Vogt  ein  königlicher,  ob  nun  de  iure  oder  de  facto  sein  müsse. 
Von  solchen,  ans  der  Allgemeinheit,  aus  der  Analogie  mit  anderen 
Bischofsstädten  geschöpften  Anschauungen  müssen  wir  uns  jedoch 
vollständig  emancipiren  und  uns  lediglich  an  die  uns  für  Augsburg 
speciell  glaubwürdig  überlieferten  Nachrichten  halten;  dann  kann 
aber  unserer  Anschauung  nach  über  die  bischöfliche  Beamtung  des 
Vogts  gar  kein  Zweifel  sein.  Um  die  Frage  jedoch  genauer  zu 
präcisircn , ist  es  nothwendig  zu  sagen , dass  wir  allein  die  Ernen- 
nung des  Vogts  im  Auge  haben;  während  wir,  wenn  wir  es  auch 
für  Augsburg  nicht  speciell  nachweisen  können,  doch  als  principa- 
liter  feststehend  ansehen,  dass  der  Vogt  vom  König  den  Bann  er- 
hielt, in  letzter  Instanz  also  der  König  die  Quelle  seines  Rechts 
war,  da  der  Bischof  ja  den  Blutbann  weder  erhalten  noch  ertheilcn 
konnte.  Es  handelt  sich  also  lediglich  um  die  Frage,  wer  ernennt 
den  Vogt,  und  das  ist  unserer  Ansicht  nach  der  Bischof.  Beweis: 

1.  art  VI  § 10  lautet:  Si  universalis  querimonia  domino  epis- 

*»)  a.  a.  O.  p.  191.  »•)  p.  233  Ak.  24. 

*')  a.  a.  O.  p.  76  ff.  Die  oben  pag.  10  Ak.  15  aus  (lassar  angeführte 
bischöfliche  Vogtsernennung  ist  von  Arnold  und  Heusler  übersehen. 
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copo  fuerit  facta  ex  culpa  de  advocato  vel  etiani  de  praefecto  et 
post  legitimus  inducias  satisfacere  neglexerint,  potestate  sua  illos 
privabit.  Also  der  Bischof  hat  das  Recht,  den  Vogt  abzusetzen, 
er  ist  der  Richter  über  den  Vogt.  Ja  der  Bischof  inacht  sogar  den 
Augsburger  Bürgern  die  Koncession,  ihre  allgemeine  Klage  gegen 
einen  Vogt  soweit  zu  berücksichtigen,  dass  er  denselben  auf  eine 
solche  hin,  falls  der  Vogt  eine  ihm  zu  bewilligende  Frist  nicht  zur 
Genugthuung  benutzt,  absetzen  wird.  Dass  der  Bischof  mithin 
allein  die  oberherrliche  Gewalt  über  den  Vogt  hat,  und  die  Vogtei 
keineswegs  in  „dem  Bischöfe  unerreichbaren,  festen  Händen  ruhte“, 
noch  der  Vogt  etwa  faktisch  vom  Bischof  unabhängig  war,  ist  ganz 
unzweifelhaft.  Weiter  aber  zeigt  diese  von  den  Bürgern  durch- 
gesetzte Koncession  des  Bischofs  auch  deutlich,  dass  dies  die  ein- 
zige Möglichkeit  war,  durch  die  die  Bürger  ihrem  Widerwillen 
gegen  einen  Vogt  ^tatsächlichen  Ausdruck  zu  geben  vermochten, 
hätte  ihnen  eine  andere  Rekursinstanz  zu  Gebote  gestanden,  so 
wäre  diese  mehr  oder  minder  überflüssig  gewesen,  hätte  also 
etwa  der  Kaiser  den  Vogt  eingesetzt,  so  konnte  er  ihn  auch  ebenso 
gut  absetzen.  Aber  gerade  das  bischöfliche  Absetzungsrecht  zeigt 
mit  unabweislicher  Gewissheit  auch  sein  Einsetzungsrecht,  und  es 
ist  völlig  undenkbar,  dass  der  Kaiser  selbst  einem  Dritten  und 
namentlich  einem  Bischof  das  Recht  eingeräumt  habe,  den  von 
ihm  eingesetzten  kaiserlichen  Beamten  abzusetzen.  Ein  solches 
Verhältniss  besonders  zwischen  Kaiser  und  Bischof  gleich  nach 
und  noch  in  der  Zeit  der  furchtbarsten  Kämpfe  zwischen  Staat 
und  Kirche,  ist  undenkbar  und  hätte  nur  zu  den  grössten  Un- 
gereimtheiten führen  müssen.  Wir  kennen  wenigstens  kein  ein- 
ziges Analogon  fiir  ein  solches  Verhältniss  aus  der  Verfassungsge- 
schichte des  Mittelalters  und  halten  daher  darau  fest,  dass  — wenig- 
stens präsumtiv  — das  Absetzungsrecht  das  Einsetzungsrecht  in 
sich  schliesst.  Wenn  man  aber  sagt,  das  Absetzungsrecht  des 
Bischofs  bezog  sich  nur  auf  den  vom  Schirm-  oder  Obervogt  er- 
nannten Untervogt,  so  unterstellt  man  der  Urkunde  Begriffe,  die 
sie  nicht  kennt,  denn  die  Urkunde  spricht  lediglich  vom  advocatus; 
mit  welchem  Recht  man  dies  in  ein  subadvocatus  verwandeln,  es 
mit  „Untervogt“  übersetzen  will,  bleibt  uns  völlig  unerfindlich,  zu- 
mal wir  von  einem  Obervogt  gar  Nichts,  von  einem  Untervogt 
wenigstens  auch  nichts  Sicheres  hören. 

Aber  selbst  wenn  diese  Uebersetzung  möglich  wäre,  der  sach- 
liche Widerspruch  bleibt  bestehen:  dass  der  Kaiser  einem  Bischöfe 
das  Recht  gegeben  habe,  auch  nur  einen  Unterbcamtcn  seines  kaiser- 
lichen Beamten  abzusetzen,  scheint  uns  eine  unmögliche  Behauptung. 


Digitized  by  Google 


91 


Will  man  aber  aus  dem  Schweigen  der  Urkunde  über  die 
Ernennung  des  Vogts  das  Recht  des  Bischofs  verneinen,  dagegen 
das  Recht  des  Königs  deduciren,  so  ist  dies  sicher  kein  überzeu- 
gender Beweis.  Denn  wenn  Frensdorff  zur  Erklärung  hinzusetzt, 
die  ganze  Urkunde  verrathe  die  Tendenz,  die  Gewalt  des  Vogts 
einzuengen,  und  man  hätte  deshalb  gewiss  ein  Ernennungsrecht 
dos  Bischofs  ausdrücklich  angegeben,  so  wäre  einmal  erst  zu  be- 
weisen, dass  in  der  Ernennung  des  Vogts  durch  den  Bischof 
im  Jahre  1156  überhaupt  eine  Einschränkung  der  vogteilichen 
Befugnisse  gelegen,  also  etwa  der  Bischof  auch  vorher  nicht  das 
Ernennungsrecht  gehabt,  und  sodann,  dass  bei  der  Aufstellung  des 
Statuts  zunächst  der  Bischof  das  Interesse  gehabt,  die  vogteilichen 
Befugnisse  einzuschränken,  während  doch  offenbar  an  dem  Zustande- 
kommen desselben  Bischof,  Klerus  und  Bürger  ein  ganz  gleich 
grosses  Interesse  haben.3*)  Will  inan  dann  eine  weitere  Bekräftigung 
dieses  argumentum  e silentio  darin  sehen,  -dass  die  Einsetzungsbe- 
fugniss  des  Burggrafen  und  Münzmeisters  in  der  Urkunde  besonders 
hervorgeboben  ist,  die  des  Vogts  dagegen  verschwiegen,  so  können 
wir  auch  dies  nicht  als  beweiskräftig  anerkennen.  Will  man  aus 
der  Stelle33)  überhaupt  Etwas  über  die  Einsetzung  des  Vogts  folgern, 
was  wir  nicht  für  richtig  halten,  so  folgt  daraus  doch  höchstens, 
dass  bei  der  Einsetzung  des  Vogts  die  peticio  der  Ministerialen,  der 
Bürger  und  des  Volks  ausgeschlossen  ist,  dass  der  Bischof  durch 
die  peticio  dieser  Leute  wohl  zur  Einsetzung  eines  Burggrafen  und 
Münzmeisters,  nicht  aber  eines  Vogts  gezwungen  werden  konnte ; cs 
folgt  aber  gewiss  nicht  daraus:  also  hat  nicht  der  Bischof,  sondern 
der  König  das  Recht,  einen  anderen  Beamten  — nämlich  den  Vogt  — 
einzusetzen.  Im  Gegentheil  will  man  einem  argumentum  c silentio 
überhaupt  Beweiskraft  zugestehen,  so  musste  unserer  Meinung  nach, 
da  das  Absetzungsrecht  des  Bischofs  ausdrücklich  angegeben  wird, 
hinzugesetzt  werden:  aber  das  Ernennungsrecht  steht  nicht  dem 
Bischöfe,  sondern  dem  Könige  zu.  Wir  bleiben  daher  dabei  stehen: 
das  Absetzungsrecht  schliesst  das  Ernennungsrecht  oin,  das  eino 
Recht  ohne  das  andere  wäre  ein  Unding,  wäre  ein  faktisch  un- 
möglicher Zustand. 

2.  Man  legt,  wie  wir  sahen,  grosses  Gewicht  auf  den  Untervogt, 
ja  will  sogar  das  Absetzungsrecht  des  Bischofs  auf  ihn  allein  be- 
ziehen. Was  wir  über  einen  Untervogt  wissen,  reducirt  sich  nun 


**)  vgl.  oben  pag.  76  ff. 

>•)  art.  3 § 2 Episcopus  ministcrialinm , urbsnorum  ct  totins  populi  civi- 
tatis peticione  praefectum  uuum  tantum  et  monetärem)  ciarc  «lobet. 
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aber  darauf,  dass,  wie  oben  bemerkt,  in  einer  Urkuude  d.  d.  1162 
März  23  Ä4)  als  erster  Zeuge  unter  den  Ministerialen  Amolfus 
camerarius  qui  tune  temporis  fuit  in  vice  advocati  genannt 
wird.  Uns  erscheint  es  zunächst  allerdings  ungewiss,  ob  wir  in 
diesem  einen  Untervogt  erkennen  sollen,  oder  aber  einen  Stellver- 
treter des  Vogts,  der,  sei  es  nun  einer  augenblicklichen  Verhinderung 
des  Vogts  wegen,  sei  es,  weil  das  Amt  augenblicklich  nicht  besetzt 
war,  zeitweilig  als  Vogt  fungirt.  Doch  wie  dem  auch  sei,  so  darf 
man  doch  nicht  vergessen,  wer  als  solcher  erscheint : Der  Kämmerer 
Arnolf,  dessen  Stellung  als  Ministeriale  des  Bischofs  unbedingt  fest- 
steht. Nun  denke  man  sich,  der  König,  oder  der  königliche  Vogt, 
oder  auch  der  Vogt,  der  die  Vogtei  zu  eigenem  Recht  besass  und 
der  deshalb  vom  Bischof  in  möglichst  enge  Schranken  gewiesen 
wird,  ernennt  einen  bischöflichen  Ministerialen,  ja  sogar  den  bischöf- 
lichen Kämmerer  zu  seinem  Untervogt  oder  zu  seinem  Stellvertreter! 
Wir  meinen,  wenn  irgend  etwas  den  bischöflichen  Charakter  der 
Vogtei  dokumentiren  kann,  so  ist  es  dieser  Umstand,  dass  wir  einen 
Unterbeamten  oder  Stellvertreter  des  Vogts  aus  den  Reihen  der 
bischöflichen  Ministerialen  nachweisen  können,  und  dies  zu  einer 
Zeit  unmittelbar  nach  der  Edition  des  Stadtrechts. 

3.  Durch  diese  beiden  Punkte  halten  wir  den  bischöflichen 
Charakter  der  Vogtei  für  evident  bewiesen,  machen  jedoch  noch 
darauf  aufmerksam,  dass  nach  art.  5 § 3 ausser  der  indirekten 
Steuer,  die  alle  Bürger  dem  Vogt  zu  entrichten  haben,  gewisse 
Handwerker,  nämlich  die  Bäcker,  Schlächter,  Gastwirthe  d.  h.  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  ein  Theil  der  bischöflichen  Hörigen  dem 
Vogt  noch  besondere  Abgaben  schuldet,  und  dass  ein  solches  Ver- 
hältniss  gewiss  auch  darauf  hindeutet,  dass  der  Vogt  ein  vom 
Bischof  ernannter  Beamter  ist,  denn  bei  einem  vom  König  ernannten 
Vogt  wären  solche  Abgaben  völlig  unmotivirt. 

4.  Wir  haben  uns  schliesslich  noch  die  von  Arnold,  Frcnsdorff 
und  Meyer  vorgetragene  Behauptung,  die  Vogtei  sei  schon  seit 
einem  Jahrhundert  oder  seit  mehreren  Jahrzehnten,  erblich  im 
Hause  der  Grafen  von  Sehwabeck  gewesen,  klar  zu  machen.  Die 
Beweise  für  diese  Ansicht,  die  Ausgangspunkte,  die  zu  dieser 
Meinung  geführt  haben , werden  wir  uns  selbst  aufsuchen  müssen, 
denn  weder  Frensdorff  noch  Meyer  geben  sie  an,  und  Arnold  ver- 
weist nur  auf  die  von  Stetten  angeführten  königlichen  Vogtser- 
nennungen. Aber  selbst  wenn  wir  von  der  unsicheren  historischen 
Basis  dieser  Angaben  absehen  wollten,  beweist  eine  dreimalige,  und 

’•)  M.  B.  33»  42. 
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in  so  grossen  Zwischenräumen  erfolgte,  Ernennung  gewiss  nicht 
Erblichkeit! 

Man  sagt  vielleicht  weiter:  da  wir  im  Jahre  1064  einen  Adal- 
gozus  ecclesiac  advocatus,  1071  einen  Adalgozus  advocatus  (frater 
Wernharii  advocati),  1154  einen  Adalgozus  advocatus  ecclesiae, 
gefunden  haben,  da  auch  unser  Statut  den  Vogt  Adalgoz  nennt, 
und  ebenso  endlich  auch  der  Ursperger  Chronist  in  einer  gleich 
näher  zu  besprechenden  Stelle  zum  Jahre  1168  einen  Vogt  dieses 
Namens  erwähnt,  so  ist  zu  präsumiren  dass  — ähnlich  wie  man 
z.  B.  bei  den  Vornamen  Emicho  auf  die  Grafen  von  Leiningen 
schliessen  kann  — alle  diese  Leute  einer  Familie  angehörten, 
und  zwar  den  Grafen  von  Schwabeck,  denn  diesen  Zunamen  giebt 
der  Ursperger  Chronist  seinem  Vogt  Adalgoz.  Aber  zunächst 
wird  der  Name  Adalgoz  in  dem  Traditionskodex  von  S.  Ulrich 
und  Afra  so  häufig  erwähnt,  dass  gewiss  kein  Grund  vorliegt,  aus 
ihm  auf  eine  bestimmte  Familie  zu  schliessen. 

Sodann  aber  trafen  wir  1130  Fcbr.  16  einen  Wcrnherus  advo- 
catus, und  dieser  ist  vermuthlich  auch  ein  Graf  von  Schwabeck,  denn 
im  Chron.  Ottenbur.35)  werden  in  den  Jahren  von  1130 — 1145 
Güterschenkungen  an  das  Kloster  Seitens  eines  Wernherus  advo- 
catus de  Swabegge  erwähnt.  Ferner  publicirt  der  Bischof  Embriko, 
wie  schon  erwähnt,  in  der  Urkunde  d.  d.  1067  Juni  29  88)  gewisse 
Schenkungen  eines  Swigger  an  die  Kirche  S.  Peter,  und  von 
diesem  Swigger  steht  es  fest,  dass  er  ein  Graf  von  Schwabeck  war.87) 
Embriko  nennt  ihn  aber  nicht  advocatus,  was,  -wenn  derselbe  wirk- 
lich Vogt  von  Augsburg  war,  gewiss  auffällig  ist,  und  Praschius 
giebt  in  seiner  Epitaphia  Augustana88)  eine  Inschrift  aus  derselben 
Kirche  S.  Peter  an,  nach  der  diese  Kirche  i.  J.  1074  gegründet 
wurde  per  nobiletn  dominum  Scliwigkerum  comitem  de  Baltzhausen 
residentem  in  Schwabegk,  qui  obiit  anno  domini  MLXXTIII  II.  Id. 
Apr.,  cuius  ossa  in  hec  sunt  recondita  fossa:  die  Identität  dieser 
beiden  Personen  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein,  und  auf  dem  Grab- 
stein eines  Grafen  von  Schwabeck  wird  derselbe  also  wohl  als  Graf 
von  Schwabeck,  aber  nicht  als  Vogt  von  Augsburg  bezeichnet,  und 
dies  in  einer  in  der  unmittelbaren  Nähe  von  Augsburg  gelegenen 
Kirche,  deren  Gründer  derselbe  Graf  war.  Wir  hätten  demnach 
nur  eine  ganz  sichere  Nachricht,  dass  ein  Graf  Adalgoz  von  Schwa- 


>‘)  SS  23  p.  618. 

>«)  M.  B.  33*  6. 

* 1 ) vgl.  auch  die  Ak.  1 der  Mon.  Boic. 
••)  (d.  a.  1624)  I,  p.  55. 
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beck  Vogt  von  Augsburg  war8®),  dagegen  eine  eben  so  bestimmte 
Nachricht,  dass  ein  Graf  Schwabeck  nicht  Adalgoz  sondern  Swigger 
hiess  und  die  bestimmte  Vermuthung,  dass  dieser  nicht  Vogt  von 
Augsburg  war.  Da  wir  sonst  aber  keine  Nachrichten  haben,  dass 
ein  Schwabeck  Vogt  von  Augsburg  war,  noch  überhaupt  über  die 
Grafen  von  Schwabeck  Weiteres  hören,  und  da  endlich  und  vor 
allen  Dingen  dem  Bischof  das  Absetzungsrecht  des  Vogts  aus- 
drücklich zugesprochen  wird,  so  lehnen  wir  jede  Vermuthung,  dass 
in  dieser  Familie  die  Vogtei  erblich  gewesen  sei , als  nicht  hin- 
reichend gesichert  ab. 

5.  Endlich  vermuthen  wir,  dass  man  für  die  Erblichkeit  der 
Vogtei  die  erwähnte  Stelle  aus  dem  Ursperger  Chronisten  herange- 
zogen hat.  Doch  glauben  wir,  aus  derselben  folgt  nur  ein  neuer 
Beweis,  dass  die  Vogtei  nicht  königlich  sei,  sondern  — da  wir 
dafür,  dass  die  Grafen  von  Schwabeck  sie  zu  eigenen  Recht  be- 
sassen,  gar  keinen  positiven  Anhalt  haben  — dass  sie  bischöflich 
gewesen  sei. 

Die  Stelle  lautet  ad  a.  1 168 40)  Jisdem  quoque  temporibus, 
mortuo  Adclgozo  de  Suabegge  sine  herede,  qui  fuit  advocatus 
Augustae,  ipse  imperator  tarn  advocatiam  quam  alia  predia  ipsius  sihi 
vendicavit  sive  ex  concessione  episcopi,  qui  tune  erat,  sive  succes- 
sione  flscali  aut  hereditaria.  Zunächst  müssen  wir  es  ganz  entschie- 
den ab  weisen,  das  sine  herede  vorzüglich  auf  die  Vogtei  zu  beziehen, 
ja,  der  Umstand,  dass  das  Amt  als  Vogt  nur  in  einem  Relativsatz 
angegeben  ist,  „welcher  Vogt  von  Augsburg  gewesen“  könnte  zwei- 
felhaft machen,  ob  der  Chronist  das  sine  herede  überhaupt  auf  die 
Vogtei  bezog;  jedenfalls  ist  der  Ausdruck  durch  die  Gütereinziehung 
vollständig  motivirt.  Ferner  sagt  die  Stelle  ausdrücklich,  Friedrich  I. 
habe  nach  dem  Tode  eines  Vogts  die  von  diesem  verwaltete  Vogtei 
an  sich  gerissen,  bis  dahin  also  hat  der  Kaiser  die  Vogtei  nicht 
besessen,  sie  hat  in  anderen  und  zwar  nach  unseren  Beweisen  ad  1 
und  2 in  bischöflichen  Händen  geruht.  Nur  über  den  Rechtsgrund, 
auf  den  Friedrich  es  that,  könnte  man  aus  der  Stelle  einen  Zweifel 
ziehen;  doch  würde  es  uns  nicht  irre  machen  können,  wenn  ein 
Mönch  fünfzig  Jahre  nach  einer  That  die  staatsrechtliche  Grund- 
lage derselben  nicht  genau  kennt.  Wir  glauben  aber  gar  nicht, 
dass  der  Mönch  zweifelt , sondern  vielmehr  dass  er  sive  — sive 
als  „thcils  — theils“  angesehen,  dass  er  das  erste  sive  ex  conces- 
sione episcopi  auf  das  erste  tarn  advocatiam,  das  zweite  sive  ex  iure 
fiscali  aut  hereditaria  auf  das  zweite  quam  alia  predia  bezieht,  und 

*’)  chron.  Ursperg.  *•)  Sep.  Ausg.  pag.  49. 
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da«  flscali  aut  hereditaria  unterstützt  diese  Erklärung.  Dann  zog 
also  Friedrich  nach  den»  Ursperger  Chronisten  die  Vogtei  mit  der 
Zustimmung  des  Bischofs  ein.  Und  wörtlich  dasselbe  sagt  weiter 
eine  Stelle  aus  dem  Chartularium  decanat.  Aug. 41),  über  dessen 
Ursprung  wir  freilich  nichts  Sicheres  wissen.  Hiernach  wäre  also 
die  Vogtei  1167  noch  bischöflich  gewesen.  Nimmt  man  hierzu 
nun  noch,  dass  wir  aus  der  Vita  Oudalrici  die  Vogtei  als  bischöflich 
kennen,  dass  auch,  wie  wir  sehen  werden,  die  Bischöfe  sich  im  13. 
Jahrh.  der  Vogtei  wieder  unterwinden,  nimmt  man  endlich  hinzu, 
dass  diese  Einziehung  einen  — freilich  in  der  Nähe  von  Augsburg 
schreibenden  — Chronisten  der  Reichsgeschichte  unter  Friedrich 
von  solcher  Wichtigkeit  schien,  dass  er  sie  in  diese  Geschichte  auf- 
nahm, während  er  sonst  von  Augsburg  nur  Fabeleien  aus  der 
Römerzeit  zu  erzählen  weiss,  dass  endlich  die  Einziehung  von  Leh- 
nen (und  das  konnte  die  Vogtei  für  die  Grafen  von  Schwabeck 
doch  nur  sein)  und  Gütern  eines  kinderlos  sterbenden  Edlen  gewiss 
nicht  Absonderliches  war,  dass  dagegen  die  Einziehung  einer  bischöf- 
lichen Vogtei  freilich  ein  enormes  Aufsehen  erregen  musste,  denn 
das  hiess  die  ottonischen  Privilegien  kassiren,  und  dem  Bischof  das 
Recht  der  hohen  Gerichtsbarkeit  nehmen;  erinnert  man  eich  alles 
dessen,  so  kann  unserer  Meinung  nach  gar  kein  Zweifel  darüber 
sein,  dass  der  Bischof  das  Recht  hat,  den  Vogt  zu  ernennen,  und 
dass  also  die  Vogtei  eine  bischöfliche  Beamtung  war. 

§ 2.  Wob  nun  die  Kompetenzen  des  Vogts  anbetrifft,  so  ist 
zunächst  zu  konstatiren,  dass  derselbe  nicht  in  Augsburg  selbst 
seinen  Sitz  hat,  sondern  ausserhalb  der  Stadt  wohnt4*),  das  Gericht 
dagegen  in  Augsburg  selbst  abzuhalten  hat;  die  Gerichtseinge- 
sessenen der  Stadtvogtei  haben  nicht  etwa,  wie  die  Dingsassen  des 
Domvogts  nach  Eitingen,  sich  nach  einem  anderen  Orte  zu  begeben, 
sondern  in  Augsburg  selbst,  unter  dem  Schutz  ihrer  Mauern  und 
umgeben,  wir  möchten  fast  sagen,  bewacht  von  ihren  Mitbürgern 
haben  sie  Recht  zu  geben  und  Recht  zu  nehmen.  Weiter  ist  das 
Vogtding  beschränkt  der  Zeit  nach:  nur  dreimal  im  Jahre  darf  der 
Vogt  in  Augsburg  Gericht  abhalten,  nur  die  tria  placita  legitima 
sind  ihm  gestattet,  sonst  darf  er  nur  auf  speciellen  Ruf  nach  Augs- 
burg kommen  und  Gericht  halten.4*) 

")  Nach  Braun  a.  a.  ().  II,  141  aus  Khamm  Hierarchia  Augustana  III, 
welcher  Band  mir  nicht  zu  Gesicht  gekommen  ist.  Hic  (sei licet  epiacopus 
Hartwicua)  primus  ailvocatiam  Friderico  imperatori  at  fiüis  suis  Friderico  duci 
Sueviae  Conrado  et  Philippo  concessit. 

••)  et  numquam....  August  am  veniet  art.  5 § I. 

•*)  art.  5 § 1 Advocatus  tria  legitima  placita  Augustae  in  omni  anno 
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Das  Gesetz,  nach  dem  er  sich  zu  richten,  ist  lediglich  die 
urbanorum  iusticia  d.  h.  das  in  der  Stadt  geltende  Recht  Ohne 
Frage  ist  er  aber  auch  nur  Vorsitzender  des  Gerichts,  die  Urtheil- 
finder  werden,  wie  im  gesammten  deutschen  Mittelalter  die  Schöffen 
sein,  und  so  mag  Meyer44)  auch  den  Beisitz  der  Schöffen  mit  unter 
urbanorum  iusticia  verstehen,  in  erster  Linie  aber  bedeutet  es  gewiss 
das  städtische  materielle  Gewohnheitsrecht , von  dem  einzelne 
Funkte  ja  auch  in  unserm  Stadtrecht  kodificirt  sind  unter  dem 
Kapitel  et  haec  est  urbana  iusticia. 

Die  Straf  fälle,  für  die  das  Gericht  des  Vogts  kompetent  ist, 
werden  dagegen  genau  angegeben  art.  V § 2 Ad  iusticiam  advocati 
pertinet  teineritas,  iniusticia,  monomachia.  Man  kann  nicht  sagen, 
dass  über  diese  Ausdrücke,  über  die  Verbrechen,  die  sie  bezeichnen 
sollen,  besonderer  Streit  herrscht;  man  begnügt  sich  hier  vielmehr 
mit  einem  non  liquet,  oder  mit  Erklärungen  für  die  man  auch  nicht 
einmal  einen  Beweis  versucht.  Viel  weiter  kommen  wir  freilich 
auch  nicht. 

Zunächst  den  letzten  Ausdruck  monomachia  erklärt  Arnold  für 
gerichtlichen  Zweikampf  und,  Gaupp  und  Meyer  sind  ebenfalls  der 
Meinung,  dass  der  Ausdruck  alle  diejenigen  Verbrechen  bezeichne, 
bei  denen  der  Beweise  durch  gerichtlichen  Zweikampf  zu  führen 
war.  Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Tendenz  der  Städte  schon 
damals  dahin  ging,  sich  von  dem  gerichtlichen  Zweikampfe  mög- 
lichst zu  befreien48),  so  ist  der  gerichtliche  Zweikampf  doch  kein 
Verbrechen,  sondern  ein  Beweismittel,  und  bei  der  prägnanten 
Kürze  und  Knappheit  der  Bestimmung  ist  doch  kaum  daran  zu 
zweifeln,  dass  drei  Verbrechen,  nicht  zwei  Verbrechen  und  ein  Beweis- 
mittel genannt  werden  sollen.  Sodann  ist  der  Zweikampf  aber  auch 
nur  ein  sekundäres  Beweismittel,  es  hätte  danach  der  Prozess  erst 
vor  den  Vogt  kommen  können,  wenn  von  einem  anderen  Gericht 
erkannt  worden  wäre,  dass  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  durch  Eid 
und  Zeugen  die  Schuld  oder  Unschuld  des  Beklagten  sich  nicht 
erweisen  lasse.  Ausserdem  konnte  aber  umgekehrt  auf  gerichtlichen 
Zweikampf  auch  durch  Gerichte  ohne  Königsbann  erkannt  werden4®); 


habere  liebet,  et  tune  nullum  (lebet  facere  iudicium  niai  urbanorum  iusticia  et 
uumquam  iudicandi  causa  Augustam  veniet,  nisi  vocatus,  exceptis  suis  tribus 
placitis  legitimis. 

")  Stadtb.  XV. 

“)  vgL  z.  B.  Walter,  Deutsche  Hechtsgesch.  § 62C  § 216,  Anmk.  30  § 218, 
Anmk.  13. 

*•)  vgl.  Walter  a.  a.  0.  § 628. 
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der  Zweikampf  hätte  also  gar  kein  Kriterium  für  das  Vogtsgericht 
abgegeben,  wie  ja  auch  art.  VI  § 8 dem  Burggrafen  das  Recht 
giebt,  ein  Gottesurtheil  zu  verhängen.  Ferner  würde  monumachia 
in  der  Bedeutung  gerichtlicher  Zweikampf  eben  nur  das  Gottes- 
urtheil durch  Kampf  angeben,  alle  anderen  Gottesurtheile  würden 
bei  der  Kürze  unserer  drei  Angaben  vom  Vogtsgericht  ausgeschlossen 
sein.  Wir  müssten  also  auch , da  zum  gerichtlichen  Zweikampf  ja 
nur  Freie  zugelassen  wurden,  die  Konsequenz  ziehen,  dass  Hörige 
für  alle  Verbrechen,  die  nur  durch  Gottesurtheil  zu  beweisen  mög- 
lich war,  vor  dem  Vogt  nicht  dingpflichtig  waren,  wozu  wir  ge- 
wiss nicht  berechtigt  sind.47)  Demnach  können  wir  zwar  unter 
inonoinachia  nicht  die  durch  einen  gerichtlichen  Zweikampf  zu  er- 
weisenden Verbrechen  sehen , müssen  .aber  auch  eingestehen,  selbst 
keine  ausreichende  Erklärung  geben  zu  können,  denn  wie  vorge- 
schlagen ist,  monomachia  nur  für  Schlägereien  oder  Raufereien  anzu- 
seheu,  scheint  uns  deshalb  schon  nicht  richtig,  weil  für  solche 
Dinge  die  drei  jährlichen  Gerichtstage  des  Vogts  doch  kaum  aus- 
gereicht hätten.  Jedenfalls  wird  aber  a.  3 § 13  hcranzuziehen  sein 
da  wir  glauben,  hier  dieselbe  Dreitheilung 4®)  wie  dort  sehen  zu 
sollen,  und  danach  wird  die  Vermuthung  nahe  liegen,  monomachia 
als  die  Verbrechen,  die  mit  der  Torles-  oder  Leibesstrafe  zu  belegen 
sind,  anzusehen,  also  nicht  als  „kampfwürdige  Verbrechen“,  sondern 
als  Handlungen  die  mit  Kämpfen  verbunden  sind,  und  eben  dadurch 
zu  Verbrechen  werden,  der  Specialname  monomachia  würde  also 
eine  generelle  Bedeutung  erhalten  haben.  Uns  erscheint  diese  Er- 
klärung, gegen  welche  sich  sachlich  wohl  nichts  einwenden  lassen 
wird,  wenigstens  ansprechender  als  jene,  ohne  dass  wir  freilich  einen 
Anspruch  auf  unbedingte  Richtigkeit  machen  wollen. 

Noch  übler  aber  steht  es  mit  der  temeritas  und  der  iniusticia. 
Gaupp  bespricht  sie  gar  nicht,  Arnold  sagt,  „die  schweren  Ver- 
brechen“, Frensdorff  „Gewalt  und  Ungericht“,  Osenbrüggen49)  da- 
gegen hält  temeritas  für  die  lateinische  Uebersctzung  von  „Frevel“  *#), 
worunter  er  leichtere  Verbrechen  versteht,  und  iniusticia  sei  vielleicht 
gleichbedeutend  mit  „Ungericht“,  der  Bezeichnung  für  schwere 
Verbrechen.  Diese  Bestimmungen  erklären  freilich  die  Ausdrücke 


•’)  vgl.  unten. 

4*)  art.  3 § 18  Omni»  satisfactio  in  civitate  bonis  rcdimenda  ad  episcopi 
iusticiam  pertinet  exceptis  temeritate  et  iniusticia  et  his  etiam  exceptis  qui 
morte  plectendi  sunt  vel  truncandi. 

•’)  Alamann.  Strafrecht  p.  19ß  ff. 

»•)  Waitz,  Verfass.  VIII  ©4  scheint  sich  hier  Osenbrüggen  auzuschliessen. 
Berner,  Verfetaongageich.  J.  Stadl  Augaburg.  7 
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nicht,  falsch  scheint  uns  aber  jedenfalls  die  Osenbrüggensche  Ueber- 
setzung  von  temerita«  mit  Frevel,  denn  für  leichtere  Verbrechen 
war  ein  dreimaliger  Gerichtstag  im  Jahre  gewiss  nicht  ausreichend, 
sondern  schwere  Verbrechen  sind  ohne  Zweifel  mit  allen  drei  Aus- 
drücken bezeichnet.  Auch  wir  müssen  uns  mit  einem  non  liquet 
begnügen,  vielleicht  aber  dürfen  wir  wenigstens  auf  Folgendes  auf- 
merksam machen : 

1.  Es  ist  eine  bekannte  Sache,  für  die  jedes  Urkundenbuch 
die  Belege  liefert,  dass  in  den  Poenalformeln  sowohl  kaiserlicher, 
wie  päpstlicher  und  bischöflicher  Urkunden  sehr  oft  gesagt  wird, 
wer  die  getroffene  Bestimmung  temerarie  verletzt,  den  soll  die 
Strafe  der  kaiserlichen  Ungnade,  oft  auch  eine  hohe  Geldstrafe 
resp.  ewiges  Anathem  und  Verdammniss  d.  h.  die  Strafendes  Hoch- 
verraths  treffen,  üb  man  an  diesen  oder  etwas  Aehnliches  bei 
der  temeritas  wird  denken  dürfen?  Oder  ob  temeritas,  was  sehr 
nahe  liegt,  wofür  ich  aber  keine  Beweise  bringen  kann,  vielleicht 
Nothzucht  ist? 

2.  Der  Gegensatz  zu  iniusticia  ist  offenbar  iusticia,  und  dies 
ist  in  unserm  Stadtrecht  der  Ausdruck  für  das  vor  Gericht  geltende 
Recht;  ob  also  der  Gegensatz  die  Verweigerung  des  vor  Gericht 
geltenden  Rechts,  Rechtsverweigerung,  Rechtsverzögerung  bedeuten 
kann?  Danach  wäre  allerdings  der  Vogt  eine  Art  höherer  Instanz, 
oder  er  hätte  eine  mit  anderen  Gerichten  konkurrirende  Gerichts- 
barkeit, indessen  dies  Institut  ist  dem  deutschen  Recht  ja  überhaupt 
sehr  geläufig,  und  die  Stellung  des  Vogts  im  zweiten  Stadtrecht  ist 
eine  ähnliche. 

Doch,  wie  gesagt,  wir  müssen  uns  bescheiden,  die  Verbrechen, 
die  vor  dem  Vogt  abzuurtheilen  sind,  nicht  genau  bestimmen  zu 
können.  Das  aber  macht  unserer  Ansicht  nach  die  Festsetzung  auf 
nur  drei  Vogtdinge  im  Jahre  unzweifelhaft,  dass  es  nur  Verbrechen 
schwerer  Art,  Verbrechen  i.  e.  S.  sein  können. 

Die  Abgaben,  die  dem  Vogt  zu  zahlen  sind,  sind  fest  fixirt: 
— jeder  Fleischer  zahlt  zwei  Denare,  jeder  Bäcker  einen  Denar, 
von  der  von  den  Gastwirthen  zu  zahlenden  Steuer  erhält  der  Vogt 
ein  Drittel  zu  den  drei  Gerichtstagen,  ebenso  erhält  er  von  jedem 
Mass  Salz  einen  halben  Denar81);  dies  letzte  ist  also  die  einzige 
Abgabe  der  Bürger  an  den  Vogt  und  auch  sie  ist  nur  eine  in- 

“)  art.  5 § 8 Kt  ml  tria  placita  illa  quilibet  carnifex  ail  Scrvitium  advo 
cati  duos  tantum  denarios  dabit,  ct  quilibet  panifex  unum  denarium  tantum. 
Bannorum  tabernariorum  duae  partes  episcopo,  tercia  autem  pars  advocatu  erit 
ad  illa  tria  placita  et  de  quolibet  mudio,  in  quibus  est  sal,  dimidiam  deuariatam 
habebit  ad  servicium  advoeati. 
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directe.  Sie  scheint  allerdings  kolossal  hoch  zu  sein,  indessen 
das  „ad  tria  illa  placita“  macht  es  doch  sehr  wahrscheinlich,  dass  auch 
sie  nur  während  der  einzelnen  Gerichtssessionen  zu  zahlen  ist.  Die 
Art  dieser  Abgaben  zeigt  sodann  deutlich,  dass  der  Vogt  in  früherer 
Zeit  während  der  Gerichtstage  nur  die  Verpflegung  in  Anspruch 
zu  nehmen  hatte,  dass  man  es  aber  für  gut  befunden  hat-,  dieselbe 
nun  in  Geld  umzusetzen  — vermuthlich  weil  der  Vogt  und  sein 
Gefolge,  so  lange  die  Abgaben  in  Naturalien,  in  der  Verpflegung, 
bestanden,  dieselben  ins  Unermessliche  steigern  konnte.  Ob  aber 
der  Vogt  die  in  seinem  Gericht  auferlegten  Bussen  oder  einen 
Theil  derselben  zu  beziehen  hat,  wird  nicht  angegeben.  Wenn 
jedoch  in  der  schon  öfter  citirten  Stelle  a.  3 § 13  dem  Bischöfe  omnis 
satisfactio  in  bonis  redimenda  zugesprochen  wird,  exceptis  temeritate 
et  iniusticia  et  hie  ctiam  exceptis  qui  mortc  plectendi  sunt  vel  trun- 
candi,  und  wenn  wir  in  diesen  Verbrechen  gerade  die  vom  Vogt 
abzuurtheilenden  Verbrechen  zu  sehen  haben,  und  sonst  absolut 
nicht  wüssten,  wer  diese  Bussen  erhalten  haben  sollte,  so  ist  es 
allerdings  sehr  wahrscheinlich,  dass  dem  Vogt  auch  diese  Bussen  — 
und  dann  ganz  zustanden. 

Auf  die  Frage,  wer  die  Dingsassen  des  Vogts  sind,  welche 
Stände  vor  seinem  Gericht  zu  erscheinen  pflichtig  sind,  wird  uns  eben- 
falls keine  direkte  Antwort  gegeben.  Eben  weil  aber  hierüber  Nichts 
gesagt  wird,  wohl  aber  die  Verbrechen,  über  die  der  Vogt  zu  urtheilen 
hat,  genau  angegeben  werden,  Verbrechen,  welche  von  Leuten  jedes 
Standes  begangen  werden  können,  weil  wir  überhaupt  keinen  be- 
sonderen Gerichtsstand  der  Bürger  erwähnt  finden,  ist  es  undenk- 
bar, dass  die  Aburtheilung  der  im  Allgemeinen  dem  Vogt  zuge- 
wiesenen Verbrechen  je  nach  Ständen  vor  einem  verschiedenen 
Forum  erfolgt  sein  sollte.  Namentlich  aber  erscheint  es  uns  auch 
weiter  undenkbar,  dass  die  Bürger,  nachdem  ihnen  auf  ihre  Klage 
über  den  schlechten  Rechtszustand  die  Aufzeichnung  dieses  Sta- 
tuts gestattet  ist,  dies  trotz  der  vierjährigen  Frist  und  trotz  der 
bestimmten  Erklärung,  dus  ius  omnium  ordinum  tocius  civitatis 
angeben  zu  wollen,  so  nachlässig  gethan  haben  sollten,  dass  sie  in 
Betreff  des  Gerichtsstandes  nur  für  einige  oder  eine,  vielleicht  gar 
nur  eine  der  niederen  Klassen  eine  Bestimmung  getroffen  haben 
sollten.  Wir  glauben,  hier  ist  der  Beweis  e silentio  in  der  That 
zwingend  und  nehmen  daher  die  Dingpflichtigkeit  sämmtlicher 
Einwohner  im  Vogtsgericht  an,  können  daher  auch  Nitzsch  a.  a.  O. 
p.  219  nicht  zustimmen,  wenn  er  den  Vogt  als  einen  einfachen  ad- 
vocatus  für  die  Censualen  ansieht.  Aus  der  von  Nitzsch  angeführten 
Stelle  folgt  unserer  Anschauung  nach  nur,  dass  auch  die  Censualen 

7* 
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Dingsassen  des  Vogts  sind,  worüber  noch  weiter  unten  zu  handeln 
sein  wird. 


Kapitel  III. 

Der  Burggraf. 

§ 1.  Der  Charakter  des  burggräfiichen  Amts  ist  durch  das 
Stadtrecht  selbst  festgesetzt,  es  ressortirt  allein  vom  Bischof.  Der 
Bischof  setzt  den  Burggrafen  ein,  übt  die  Disciplinargewalt  Uber 
den  Burggrafen,  und  setzt  den  Burggrafen  ab.  Doch  aber  ist  der 
Bischof  in  gewisser  Beziehung  sowohl  bei  der  Einsetzung,  wie  bei 
der  Absetzung  beschränkt,  von  der  letzten  gilt  dasselbe  wie  vom 
Vogt:  auf  eine  allgemeine  Klage  gegen  den  Burggrafen  wird  der 
Bischof  auch  ihn  vom  Amte  entfernen,  dagegen  muss  der  Bischof 
auch  auf  die  petitio  der  Ministerialen,  Bürger  und  des  ganzen 
Volks  hin,  einen  und  zwar  nur  einen  Burggrafen  ernennen &i)  und 
fast  legt  uns  die  Form  dieser  Bestimmung  die  Vermuthung  nahe, 
dass  das  Recht  dieser  allgemeinen  peticio  weniger  auf  die  Er- 
nennung des  Burggrafen  überhaupt  als  vielmehr  darauf,  dass  der 
Bischof  nur  einen  Burggrafen  ernennen  soll,  zu  beziehen  sei.  Doch 
ob  der  peticio  auch  die  Kraft  der  Ernennung  eines  Burggrafen 
überhaupt  zuzuschreiben  ist:  jedenfalls  zeigt  das  „unum  tantum“, 
dass  zu  gleicher  Zeit  in  Augsburg  zuweilen  mehrere  Burggrafen 
waren,  und  dass  die  Bürger  und  Ministerialen  hierin  einen  Miss- 
brauch Seitens  des  Bischofs  sahen. 

§ 2.  Unter  den  Funktionen  des  Burggrafen  ist  zunächst  ge- 
wiss als  die  vorzüglichste  die  anzusehen,  dass  er  täglich  Gericht  zu 
halten  hat  und  zwar  auch  allein  nach  der  urbanorum  iusticia.&s) 
Welche  Rechtsverletzungen  er  abzuurtheilen  hat,  wird  allerdings 
nicht  speciell  angegeben,  da  aber,  wie  bemerkt,  kein  exemter  Ge- 
richtsstand für  die  Bürger  vorhanden  ist,  da  der  Vogt  nur  dreimal 
im  Jahre  Gericht  hält,  und  seine  Kompetenzen  in  Bezug  aufVer- 
brechen  streng  festgestellt  sind,  da  endlich  der  Burggraf  täglich 
Gericht  halten  muss,  so  tragen  wir  kein  Bedenken,  ihm  ausser  der 
monomachia,  temeritas  und  iniusticia  säramtliche  übrige  Processe 
zuzutheilen,  also  die  geringen  Delikte,  die  Vergehen  überhaupt,  vor 

**)  Episcopus  ministerialium,  urbanorum  et  totius  jiopul i civitatis  peti- 
cione  praefectum  unum  tantum  et  monetarium  dare  debet.  Vgl.  oben  p.  52  Ak.  24. 

sl)  art.  6 § 1 ...  Urbis  praefectus  cottidie  in  iudicio  sedere  debet  seeun- 
dum  urbanorum  iusticiam. 
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allen  Dingen  aber  sämmtliche  Civilklagcn  und  die  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Die  Bussen,  auf  die  im  burggräflichen 
Gericht  erkannt  wird,  gehören  nicht  dem  Burggrafen,  sondern  dem 
Bischof  als  dem  obersten  Gerichtsherrn.54) 

Auf  die  Frage,  wer  im  burggräflichen  Gericht  dingpflichtig 
ist,  können  wir,  da  die  Verhältnisse  hier  ganz  dieselben  wie  beim 
Vogte  sind,  auch  nur  dieselbe  Antwort  geben:  Der  Präsumtion 
nach  werden  es  alle  Einwohner  der  Stadt  sein. 

Einkünfte  scheint  der  Burggraf  nur  aus  seiner  zweiten  Amts- 
funktion, aus  seiner  Thätigkeit  als  oberster  Polizeibeamter  der  Stadt 
bezogen  zu  haben.  Als  solcher  tritt  uns  der  Burggraf  wenigstens 
in  seinem  Verhältnisse  zu  den  Handwerkern  entgegen,  denn  über 
diese  übt  er  namentlich  soweit  es  sich  um  die  Zubereitung  der  Lebens- 
mittel handelt,  ein  weitgehendes  Aufsichtsrecht  aus  und  empfängt 
von  diesen  dafür  eine  Reihe  von  Abgaben,  während  er  selbst  um- 
gekehrt auch  ihnen  wieder  gewisse  Abgaben,  um  diesen  Ausdruck 
zunächst  einmal  zu  gebrauchen,  entrichtet. 

Gehen  wir  näher  ins  Detail,  so  treffen  wir  zunächst  die  sonder- 
bare Bestimmung,  dass  der  Burggraf  in  jedem  Monat  befehlen  soll, 
panes  probaticii  secundum  iudicium  frigide  aque  zu  backen,  und 
dass  der  Bäcker,  der  diese  Brote  schlecht  backt,  im  ersten  und 
zweiten  Fall  dem  Burggrafen  fünf  solidi  Strafe  zahlen  muss,  im 
dritten ' dagegen  an  Haut  und  Haar  und  durch  die  Entziehung  der 
Gewerbekonzession  bestraft  wird.  Wir  können  dieser  Bestimmung 
nur  das  mit  Sicherheit  entnehmen,  dass  hier  nicht  das  gewöhnliche 
Brot  gemeint  sein  kann,  da  der  Burggraf  das  Backen  desselben  in 
jedem  Monat  zu  befehlen  hat,  dass  also  an  eine  besondere,  zu 
irgend  einem  bestimmten  Gebrauch  gebackene  Art  von  Broten  zu 
denken  ist,  dass  dieser  Gebrauch  aber  einen  ziemlich  grossen  Um- 
fang gehabt  haben  muss,  und  endlich  dass  das  Backen  dieser  Brote 
in  irgend  einer  Beziehung  zum  iudicium  frigidae  aquac  gestanden 
haben  muss,  vielleicht  der,  dass  dem  angcklagten  Bäcker  im 
äussersten  Fall  der  Beweis  seiner  Unschuld  durch  die  Kaltwasser- 
probe zugestanden  war.65) 

“)  art.  3 § 13. 

**)  art.  6 § 1 ...  .et  semper  in  unoquoque  mense  prnecipiet  (sc.  urbis  prac- 
foctus)  decoqui  probat icios  panes  secundum  iudicium  frigide  aque,  ct  quicun- 
que  panifex  hos  panes  vilicaverit,  praefecto  quinque  solides  diibit,  ct  si  sccundo 
lccerit,  iterum  praefecto  quinque  solidos,  et  si  tcrcio,  urbanorum  iusticia  cute 
ct  crinibus  punictur  et  tune  abiurabit  penitus,  decoqui  panes  in  civitatc. 

Gaupp  schlägt  vor,  an  ein  gemeinschaftliches  Mahl  aller  bei  dem  erwähnten 
(fottesurtheil  der  Kaltwasserprobc  betheiligten  Personen  zu  denken,  welches 
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Jeder  Bäcker  hat  dem  Burggrafen  sodann  zu  Weihnachten 
und  Ostern  je  vier  Denare,  zur  Fastenzeit  (in  depositione  carnium) 

nsch  dem  glücklichen  Ansgange  des  Gottesurtbeils  eingenommen  wurde;  allein 
abgesehen  davon,  dass  wir  von  einer  solchen  Sitte  Nichts  wissen,  erklärt  dies 
doch  keineswegs,  wie  (taupp  meint,  den  Verbrauch  der  grossen  Quantität 
Brote,  den  die  Stelle  zweifellos  voraussetzt. 

Osenbrüggen  — a.  a.  0.  p.  348  — erklärt  diese  Ansicht  für  Phantasie- 
schwung von  (taupp,  der  gegenüber  sich  seine  Erklärung  sehr  prosaisch  aus- 
nehme. Er  übersetzt  nämlich  panes  probaticii  nicht  wie  Gaupp  mit  „Beweis- 
brot“ sondern  mit  „bewärt  Brot“  und  meint  dann,  dass  die  probatio  sich  nicht 
auf  das  Gewicht  der  Brote,  sondern  auf  das  Garsein  derselben  beziehe,  und 
dies  habe  man  daran  erkannt,  dass  man  das  zu  prüfende  Brot  in  Wasser  warf, 
worin  dann  das  schlecht  gebackene  Brot,  weil  schwerer,  leichter  unterging 
als  das  gut  ausgebackene.  Allein  einmal  ist  gewiss  nicht  zu  glauben,  dass 
wenn  der  Burggraf  den  Bäckern  befiehlt , Brot  zu  backen,  damit  er  es  prüfe, 
die  Bäcker  dies  Brot  nicht  probemässig  angefertigt  haben  werden,  noch  dass 
der  Burggraf  überhaupt  einen  solchen  Befehl  ertheilt,  sodann  aber  sind  wir 
gewiss  nicht  berechtigt,  einer  im  Mittelalter  als  technischen  Ausdruck  so  fest- 
stehenden Bezeichnung,  wie  iudicium  frigidae  aquae  ist,  eine  derartig  abgcblasste 
Bedeutung  beizulegcn. 

Der  Herausgeber  dieser  Untersuchungen,  Herr  Professor  Dr.  Gicrke,  hat 
die  Geneigtheit  gehabt,  mir  folgende  Interpretation,  mit  der  Erlauhniss,  dieselbe 
mitzutheilcn,  zuzusenden.  „Der  Burggraf  wird  — wie  er  überhaupt  die  Ge- 
werbepolizei handhabt  — monatlich  Vorschriften  über  das  Backen  probehaltiger 
Brote  erlassen,  d.  h.  Gewicht  und  Gehalt  des  zu  einem  bestimmten  Preise  zu 
liefernden  Gebäcks  festsetzen.  Diese  Anordnungen  erfolgen  nach  dem  Recht 
des  Wasserurtels  d.  h.  die  wegen  Uebcrvortbeilung  angeschuldigten  Bäcker 
haben  (wenn  das  Brot  bereits  verzehrt  ist)  als  letztes  Reinigungsmittel  das 
Gottesurtheil  der  kalten  Wasscrprobc.  (Vgl.  auch  Maurer  Stadtr.  III  S.  726 
No.  13.)  Den  schuldigen  Bäcker  treffen  im  ersten  und  zweiten  Fall  Geldstrafen, 
im  dritten  Fall  Strafe  an  Haut  und  Haar  und  Verlust  des  Gewerberechts.  Für 
diese  Auslegung  spricht  neben  der  Analogie  der  unmittelbar  sich  anschliessen- 
den Bestimmungen  anderer  Gewerbe  die  Fassung  des  späteren  Stadtbucha  (bei 
Meyer  S.  197  § 10).  Hier  werden  betrügerische  Bäcker  mit  der  „Sohuphen“ 
bedroht.  Die  „schuphc“,  noch  im  16.  .Tahrh.  in  Augsburg  auf  Bäcker  angewandt, 
ist  eine  eigenthiimliche  Strafe,  bei  welcher  der  Schuldige  ins  Wasser  geschnellt 
oder  gestossen  wird.  (ib.  S.  52  No.  1.)  Sehr  häufig  haben  untergegangene 
Wasserurtel  in  Wasserstrafen  fortgelebt.  (Beispiele  von  schlagender  Evidenz,  bei 
Maurer  a.  a.  O.  III  S.  728 — 729.)  Es  ist  daher  in  hohem  Grade  wahrscheinlich, 
dass  die  schuphc,  nachdem  inzwischen  die  Gottesurtel  in  Augsburg  ausser  Ge- 
brauch gekommen,  an  die  Stello  des  iudicium  aquae  frigidae  getreten  ist.  Viel- 
leicht liessc  sich  auch  an  andern  Orten  eine  ähnliche  Herkunft  dieser  selt- 
samen Strafe  nachweisen:  bemerkenswerth  ist  hierfür  jedenfalls , dass  die- 
selbe gerade  bei  ehemals  hörigen  Gewerken  sich  findet.“ 

Wir  glaubten  diese  Stelle  des  zweiten  Stadtrechts  nicht  zur  Erklärung 
heranziehen  zu  sollen  und  können  auch  jetzt  noch  einige  Zweifel  an  der  Rich- 
tigkeit dieser  Erklärung  nicht  unterdrücken.  Zuvörderst  ist  uns  die  Ueber- 
setzung  des  praecipict  dccoqui  panes  probaticios  mit  „Vorschriften  erlassen 
über  das  Backen  des  Brotes“  statt  „befehlen,  dass  Brot  gebacken  werde“  nicht 
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eine  Henne  zu  geben.  Von  den  Fleischern  erhält  er  Martini  Rind- 
fleisch im  Werthe  von  32  Denaren  und  Weihnachten  von  jedem 
Fleischer  zwei  Schulterblftter  eines  Rindes,  endlich  von  jedem 
Wurstmacher  Martini  6 Rindsköpfe.  Diese  wenigen  Abgaben  stellen 
die  ganze  Einnahme  des  Burggrafen  dar;  nur  einige  Handwerker 
sind  ihm  zu  Leistungen  verbunden,  die  Bürger,  als  solche,  dagegen 
nicht. 

Ferner  hat  der  Burggraf  auch  die  Aufsicht  zu  führen  über  die 
Wirthe:  wer  von  ihnen  schlechtes  Bier  braut,  oder  zu  geringes 
Mass  giebt,  wird  in  derselben  Weise,  wie  der  Bäcker,  der  die 
panes  probaticii  nicht  ordnungsmässig  bäckt,  bestraft,  in  den  beiden 
ersten  Fällen  mit  fünf  solidi,  im  dritten  an  Haut  und  Haar  und  mit 


unbedenklich.  Sodann  sehen  wir  auch  keinen  Grund,  warum  der  Burggraf  in 
jedem  Monat  besondere  Vorschriften  über  das  Backen  des  Brotes  geben  soll; 
im  zweiten  Stadtrecht  werden  solche  einmal  im  Jahre,  zu  Jakobi,  nach  der 
Erndte  erlassen.  Berner  die  Analogie,  dass  den  Brauer,  der  schlechtes  Bier 
braut,  genau  dieselben  Strafen  treffen,  ist,  glauben  wir,  auch  nicht  heranzu- 
ziehen, da  hier  gerade  dio  beiden  auffallenden  Umstande,  der  allmonatliche 
Befehl  zur  Herstellung  der  zu  prüfenden  Gegenstände  und  das  iudicium  frigi- 
dae  aquac  fehlt.  Es  ist  dann  auch  auffallend,  dass  nur  die  Strafen  für 
schlechtes  Backen  der  „probehaltigcn  Brote“  angegeben  wird,  w'ährend  die 
Bäcker  bei  diesem  sich  doch  gewiss  vor  Betrug  möglichst  gehütet  haben  werden. 

Wenn  wir  auch  daher  das  decoqui . . . . secundum  iudicium  frigide  aquo  so 
auffasscu  wollen,  dass  dem  angeklagten  Bäcker  als  letztes  Reinigungsmittel  die 
Kaltwasserprolm  zugestanden  wird,  so  können  wir  doch  nur  die  sehuphe  auf 
diese  zuriickfiihren  und  hier  einen  weiteren  Beweis  lür  den  Uebergang  dor 
Wasserurtheilo  in  Wassorstrafen  sehen,  aber  die  drastische  Strafe  des  schuphens 
erklärt  unsere  Stelle  doch  noch  nicht,  erklärt  namentlich  nicht  den  allmonat- 
lichen Befehl  des  Burggrafen  zum  Backen  der  Brote,  vielmehr  zwingt  uns  dieser, 
die  pancB  probaticii  als  eino  besondere  Art  von  Brot,  und  nicht  als  dns  zum 
gewöhnlichen  Gebrauch  bestimmte  Brot  zu  betrachten. 

Vielleicht  darf  wenigstens  der  Vorschlag  gemacht  werden,  unter  den  panes 
probaticii  Hostien  d.  h.  Brot,  welches  die  Unschuld  vor  Gott  oder  dio  Ver- 
söhnung mit  Gott  beweisen  soll,  zu  verstehen.  Die  Beziehung  zum  iudicium 
frigidae  aquae  würde  hier  durch  die  Gierkesehu  Erklärung  gerechtfertigt  sein, 
der  Verbrauch  der  grösseren  (Quantität  dadurch,  dass  wie  wir  aus  den  Akten  dor 
Synode  de  villis  aus  der  Zeit  des  heiligen  Ulrich  — vgl.  Braun  a.  a.  O.  I,  266 
und  dessen  A ngaben  — wissen,  dass  in  Augsburg  an  allen  Sonn-  und  Festtagen 
das  Abendmahl  vcrtheilt  wurde,  und  endlich  der  specielle  Befehl  des  Burggrafen 
vielleicht  dadurch,  dass  dies  Brot  getrennt  von  dem  zum  gewöhnlichen  Gebrauch 
bestimmten,  auch  wohl  von  besonderem  Mehl  und  dgl,  gebacken  werden  musste. 

Oder  aber  ob  man,  was  gewiss  zur  Vergleichung  sehr  nahe  liegt,  wofür 
mir  aber  die  weiteren  Kenntnisse  fehlen,  an  das  „bernbrot“  des  — zeitlich  von 
unserem  Statut  nur  wenig  getrennten  — Strassburger  Stadtrechts,  also  an  zu 
einer  Abgabe  bestimmtes  Brot  denken  darf?  (Gaupp  I p.  62  art.  55,  vgl.  Lexncr 
Mitt.-hochdeutsch.  Lexikon  s,  h.  v.) 
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Verlust  der  Wirthschaftskoncession ; das  schlechte  Bier  oder  das  in 
zu  geringen  Massen  verschenkte  Bier  wird  überdem  unbrauchbar  ge- 
macht, oder  den  Armen  gegeben.  Dagegen  erhält  der  Burggraf  von 
den  Gastwirthen  keine  besonderen  Abgaben,  sondern  nur  der 
Bischof  und  der  Vogt,  und  zwar  erhält  jener  zwei  Drittel,  dieser 
ein  Drittel  dieser  Abgaben,  deren  Höhe  nicht  angegeben  ist. 

Ferner  zeigt  sich  auch  die  Handel  treibende  Bevölkerung  in 
einer  gewissen  Abhängigkeit  vom  Burggrafen. 

§ 4 lautet  nämlich:  Et  de  quolibet  potu  empticio  pracfecto  de- 
nariata  dabitur,  et  praeconibus  potus  cervisiae.  Bei  diesem  potus 
empticio  liegt  der  Ton  jedenfalls  nicht  auf  dem  Substantiv,  son- 
dern dem  Adjectiv,  und  es  ist  nicht  von  einer  Leistung  der  Gast- 
wirthe  die  Rede,  denn  diese  wäre  unerschwinglich,  sondern  jeden- 
falls von  einem  Kauf  vor  Zeugen,  die  dann  auf  der  Trinkstube 
in  der  auch  sonst  üblichen  Weise  vom  Käufer  bewirthet  werden, 
von  einem  solchen  öffentlichen  Geschäft  bezieht  der  Burggraf  einen 
Denar.  Möglich,  dass  früher  diejenigen  Geschäfte,  welche  man 
öffentlich  zu  schliessen  wünschte,  nur  vor  Gericht  geschlossen 
werden  konnten,  und  als  dann  der  Kauf  vor  Zeugen  in  Gebrauch 
kam,  der  Burggraf  in  dieser  Weise  sich  seine  Sporteln  ersetzen  liess. 

Dagegen  hat  der  Burggraf  nun  noch  selbst  eine  Reihe  von 
Zahlungen  zu  leisten.  So  hat  er  zunächst  dem  Bischof,  sobald 
derselbe  sich  zu  einer  Hof-  oder  Heerfahrt  oder  zur  Reise  nach 
Rom  begiebt,  um  die  Weihe  einzuholen,  zwei  Handschuhe  und  einen 
Hut  zu  liefern  et  insuper  suum  subsidium.  Dies  subsidium  besteht 
aber  wohl  nicht  in  eigener  kriegerischer  Hülfsleistung  des  Burggrafen, 
da  dasselbe  ja  auch  ftir  die  Reise  ad  curiam  und  ad  cousecrationem 
zu  geben  ist,  und  der  Burggraf  ja  täglich  zu  Gericht  sitzen  musste, 
sondern  wohl  in  Hülfsleistungen  bei  der  Verpflegung  und  Ausrüstung 
des  bischöflichen  Gefolges,  vielleicht  ist  auch  der  Burggraf  der 
bischöfliche  Commissar,  der  den  Bürgern  die  peticio  des  Bischofs 
wegen  der  städtischen  Beisteuer  zu  den  Reisen  ad  expeditionem 
und  ad  consecrationem  überbringt  und  die  diesbezüglichen  Ver- 
handlungen mit  den  Bürgern  leitet,  oder  endlich  es  ist  nur  seine 
Quote  des  allgemein  zu  entrichtenden  subsidium  gemeint. 

Sehr  auffallend  ist  cs  dagegen,  dass  der  Burggraf  an  zwei 
Fleischer  zu  Michaelis  26  Denare,  an  jeden  salsuciarius  6 nummi 
zu  geben  hat,  während  die  sämmtlichen  Fleischer  ihm  doch  gleich 
nach  Michaelis,  zu  Martini,  Fleisch  im  Werthe  von  32  Denaren, 
und  die  salsuciarii,  die  Wurstmacher,  zu  Michaelis  selbst  eex  bovina 
capita  cum  omni  iure  zu  geben  haben.  Worauf  basirten  diese 
Leistungen  des  Burggrafen,  und  warum  kompensirte  man  sie  nicht 
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mit  den  ihm  zu  leistenden  Abgaben?  So  viel  ist,  glaube  ich,  sicher, 
das»  diese  burggräflichen  Leistungen,  wie  auch  Gaupp  annimmt, 
ein  Aequivalent  bilden  für  besondere  von  den  beiden  carnifices  und 
jedem  salsuciarius  im  öffentlichen  Interesse  zu  leistenden  Dienste. 
Auch  giebt  das  Statut  von  den  salsuciarii  solche  an,  indem  es 
ihnen  die  Bewachung  sämmtlicher  Gefangenen  überträgt,  die 
Leistungen  der  Fleischer  werden  uns  dagegen  nicht  angegeben.8®) 
Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  auch  ein  pracco  er- 
erwähnt  wird,  in  dem  wir  wohl  einen  Unterbeamten  des  Burggrafen, 
einen  Frohnboten  oder  Schergen  zu  sehen  haben  ®7),  da  auch  ihm 
wie  dem  Burggrafen  eine  Einnahme  an  dem  Kaufgeschäft  vor 
Zeugen  zugesprochen  wird.8®) 


Capitel  IV. 

Der  Rath. 

Ein  Rath  wird  in  unserm  Statut  mit  keinem  Wort  genannt, 
und  an  einen  Rath  mit  selbstständigen  politischen  Rechten  ist  auch, 
da  der  Bischof  und  seine  Beamten  als  die  Herren  der  Stadt  er- 
scheinen, gewiss  nicht  zu  denken.  Dagegen  wird  es  doch  der 
Mühe  lohnen,  zu  untersuchen,  ob  sich  nicht  Andeutungen  in  dem 
Stadtrecht  finden,  die  auf  einen  kollegialischen  Ausschuss  der 
Bürger  hinweisen,  ob  sich  Bestimmungen  in  demselben  finden,  die 
einen  solchen  zur  Voraussetzung  haben. 

Wenn  wir  lesen,  dass  der  Bischof  mit  dem  gesammten  Klerus 
und  Volk  dem  Kaiser  entgegenzieht,  um  ihm  den  trostlosen  Rechts- 
zustand der  Stadt  zu  klagen,  so  haben  wir  hier  gewiss  nicht  an 
eine  Vertretung  des  Volks,  sondern  vielmehr  an  das  gesammte 
Volk  zu  denken.  Wenn  dann  gesagt  wird,  es  seien  dem  Bischöfe, 
so  oft  er  die  Fusswaschung  der  Armen  vornimmt,  zwei  Gürtel  zu 
reichen,  seinem  Kaplan  40  Denare  zu  geben  und  auf  seinen  Befehl 
12  Arme  einzukleiden,  es  seien  ihm,  wenn  er  eine  Hoffahrt  unter- 


*•)  srt.  6 § 7 Et  si  alitjuis  in  civitate  capitis  fuerit  vel  pro  pace  violata 
vel  etiam  si  cuiquam  redderc  (lebet,  salsuciari  cum  custodiri  debent.  Auch  im 
Stadtrecht  von  1276  art.  92  sind  noch  die  sulzer  die  Hüter  der  in  den  Stock 
gelegten  Leute. 

»’)  Waitz  V.  G.  8,  49. 

**)  vgl.  pag.  104. 
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nimmt,  zehn  Taleute  zu  steuern,  so  lässt  sich  denken,  dass  die 
Quotisirung  dieser  Abgaben  durch  die  Beamten  oder  Ministerialen 
des  Bischofs  erfolgt.  Wenn  es  ferner  heisst,  dass  der  Bischof  pe- 
ticione  ministerialium  urbanorum  et  tocius  populi  civitatis  einen 
Burggrafen  und  einen  Mänzmeister  ernennen  und  auf  Grund  einer 
uni versal is  querimonia  Vogt  und  Burggrafen  absetzen  soll,  so  sind 
wir  auch  hier  noch  nicht  berechtigt,  den  Gedanken  an  eine  allge- 
meine Volksversammlung,  die  die  peticio  oder  querimonia  vor  den 
Bischof  bringt,  auszuschliessen.  Ebenso  Hesse  es  sich  endUch 
denken,  dass  die  Steuern,  die  dem  Bischof  zu  Heer-  oder  Weihe- 
fahrten, wenn  der  Ausdruck  gestattet  ist,  zu  leisten  sind,  und  deren 
Höhe  die  Bürgerschaft  auf  Grund  einer  bischöflichen  peticio  fest- 
setzt, in  einer  allgemeinen  Volksversammlung  berathen  und  normirt 
wurden,  obgleich  das  Unpraktische  dieser  Einrichtung  bald  in  die 
Augen  springen  musste.  Aber  es  lässt  sich  auch  andererseits  nicht 
verkennen,  dass  solche  Volksversammlungen  ohne  irgend  eine  Organi- 
sation nicht  denkbar  sind,  es  lässt  sich  ferner  nicht  verkennen,  dass 
diese  Organisation  nicht  in  den  Händen  des  Bischofs  liegen  kann, 
denn  in  einein  Fall  erscheint  er  als  der  mit  den  Bürgern  paktirende, 
von  ihnen  etwas  fordernde  Theil,  in  dem  andern  ist  er  derjenige, 
dem  die  Bürgerschaft  mit  einer  Forderung  gegenüber  tritt,  in  beiden 
Fällen  sind  also  Bischof  und  Volk  selbständige  Faktoron.  Auch 
lag  nicht  einmal  die  Einberufung  einer  solchen  Versammlung  in 
den  Händen  des  Bischofs  und  seiner  Beamten,  denn  der  Bischof 
wird  nicht  eine  Versammlung  berufen,  die  eine  Forderung  an  ihn 
stellen  will,  die  er  dann  auch  wider  seinen  Willen  erfüllen  muss. 

Sodann  bedingt  das  Zustandekommen  des  ganzen  Statuts  un- 
serer Meinung  nach  nothwendig  die  Existenz  eines  wenn  auch  nur 
auf  eine  Zeit  eingesetzten  Ausschusses  der  Bürger.  Es  ist  zwar  denk- 
bar, dass  bei  der  Klage  vor  dem  Kaiser  sich  das  ganze  Volk  be- 
theiligt, aber  es  ist  nicht  denkbar,  dass  der  ganzen  Gemeinde  die 
Mittheilung  des  Gewohnheitsrechts  übertragen  ist,  es  ist  nicht  denk- 
bar, dass  die  Verhandlungen  zwischen  dem  Volk  und  dem  Bischof 
und  seinen  Beamten  von  der  gesummten  Gemeinde  geführt  sind, 
cs  ist  endlich  nicht  denkbar,  dass  in  der  gesummten  Gemeinde  die 
Aufzeichnung  des  Statuts  vollzogen  ist.  Hier  ist  ohne  Zweifel  das 
Vorhandensein  eines  Ausschusses  der  Bürger  wenn  auch  nur  ad  hoc 
anzunehmen. 

Nimmt  man  hierzu  noch  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Bürger, 
so  setzt  dies  doch  einen  schon  völlig  erzogenen  Gesammtwillen 
voraus,  cs  setzt  voraus,  dass  die  Bürger  angeleitet  waren,  etwas  zu 
wollen,  diesem  Willen  Ausdruck  zu  geben  und  ihn  dann  durch- 
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zukämpfen.  Dies  Steuerbewilligungsrecht  inacht  es  sodann  auch  höchst 
wahrscheinlich,  dass  auch  Quotisirung  und  Erhebung  dieser  Steuer 
Sache  der  Bürger  war,  und  welchen  wohlgeschulten  Verwaltungs- 
apparat setzt  dies  voraus!  Ist  dies  aber  so  gewesen  — und  wir 
glauben  hier  in  der  That  nicht,  mit  blossen  Vermuthungen  zu  ope- 
riren,  sondern  nur  die  reale  Basis  herzustellen,  auf  der  das  Zustande- 
kommen unseres  Statuts  überhaupt  erst  möglich  war  — so  gewinnt 
auch  Gaupps  Vcrmuthung,  der  Zoll  sei,  da  an  seinem  bischöflichen 
Charakter  zu  zweifeln,  städtisch,  neues  Licht.  Jedenfalls  aber  ist 
das  sicher,  dass  eine  Organisation  der  Bürger  vorhanden  war, 
welche  in  finanzieller  Beziehung  zu  thun  hatte,  und  welche  die 
Volksversammlungen,  wenn  wir  denn  solche  annehmen  wollen,  be- 
rief und  leitete,  die  allgemeine  peticio  wie  querimonia  dem  Bischof 
überbrachte,  überhaupt  die  verschiedenen  Verhandlungen  der  Bürger- 
schaft mit  dem  Bischof  leitete. 

Selbstverständlich  ist  dies  aber  noch  kein  Rath  im  späteren 
Sinne  mit  politischen  Rechten,  eine  aus  der  Bürgerschaft  hervorge- 
gangene Regierungsbehörde  — denn  der  Bischof,  sahen  wir,  ist 
noch  vollständig  der  Herr  der  Stadt  — was  wir  annehmen  müssen,  ist 
vielmehr  nur  ein  Ausschuss  der  Bürger  zur  Wahrnehmung  kommu- 
naler Interesen,  zur  Vertretung  der  Bürgerschaft  vor  und  auch  ge- 
gen den  Herrn  der  Stadt,  mit  der  Aussenwelt  hat  ein  solcher  Bür- 
gerausschuss  nicht  das  Mindeste  zu  thun,  die  Vertretung  der  Stadt 
nach  Aussen  hin  ist  selbstverständlich  Sache  des  Herrn  d.  h.  des 
Bischofs. 

Dass  es  uns  als  sehr  wahrscheinlich  gilt,  dass  die  Mitglieder 
dieses  Ausschusses  sich  aus  dem  Schöffenkolleg  rekrutirten,  haben 
wir  oben  auszufiihren  gesucht,  während  andererseits  aus  dem  hier 
Gesagten  unsere  obigen  Bemerkungen  zu  ergänzen  und  zu  erweitern 
sind  — wie  ja  sämratlichc  Punkte  des  ersten  Stadtrechts  ihr  rück- 
strahlendes  Licht  auf  die  frühere  Zeit  werfen. 
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IL  Theil. 

Die  Einwohnerklassen. 

Ueber  die  ständischen  Verhältnisse  giebt  uns  das  Statut  von 
1156  fast  gar  keinen  Aufschluss,  nur  in  Betreff  der  Censualen  wird 
für  einen  speciellen  Fall  nähere  Bestimmung  getroffen,  und  die  In- 
serirung  der  Urkunde  über  die  Stiftsvogte  belehrt  uns,  dass  auch 
damals  noch  ein  Theil  der  Einwohner  Augsburgs  dem  Domkapitel 
unterstand.  Sonst  fuhrt  das  Statut  für  uns  nur  möglichst  undeut- 
liche Gattungsnamen  an:  auser  dem  Klerus  und  den  Ministerialen 
werden  genannt  urbani,  civitatenses  und  totus  oder  universus  po- 
pulus  civitatis,  sodann  censuales,  einige  institutores  (institores)  und 
Handwerker.  Die  Hauptfrage  wird  hier  wieder  die  sein,  welche 
Stände  zählen  zu  der  eigentlichen  Bürgerschaft,  unter  welcher  der 
genannten  Bezeichnungen,  ob  unter  urbani  oder  civitatenses  haben 
wir  diese  zu  suchen,  und  damit  im  Zusammenhang,  was  ist  das 
ius  civitatis  und  wie  erlangt  man  dies,  namentlich  da  Hegel  a.  a.  O. 
p.  168  sagt,  das  besondere  Recht  des  Bürgerstandes,  als  durch  den 
Eintritt  in  das  Stadtrecht  erworben,  sei  hier  am  deutlichsten  aus- 
gesprochen. 

Zunächst  verweisen  wir  vorzugsweise  auf  unsere  obigen  Aus- 
führungen, namentlich  da  das  dort  benutzte  Material  seiner  Natur 
nach  für  die  Zeit  des  Stadtrechts  vollkommen  in  Geltung  ist,  wir 
können  nur  die  wenigen  positiven  Nachrichten  zur  Ergänzung  des 
oben  Gesagten  anfiihren. 

Als  einzige  positive  Nachricht  über  die  Ministerialen  ist  das 
Recht  derselben  angeführt,  sich  an  der  peticio  der  urbani  und  des 
totus  populus  civitatis  an  den  Bischof  um  Einsetzung  eines  Burg- 
grafen oder  Münzmeisters  zu  betheiligen  und  daraus  folgt  wohl  auch 
dasselbe  Recht  bei  der  universalis  querimonia  um  Absetzung  des 
Vogts  oder  Burggrafen.  Hier  treten  also  die  ministeriales  neben 
die  urbani.  Wenn  es  dagegen  keine  Frage  ist,  dass  der  Theil  der 
Ministerialen,  welcher  nicht  ritterliche  oder  höfische  Dienste  leistete, 
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sondern  etwas  Handel  trieb,  jedenfalls  bei  der  Heersteuer  mit  ver- 
anlagt wurde,  wenn  die  Ministerialen  jedenfalls  sowohl  im  Vogt- 
wie  im  Burggrafengericht  dingpflichtig  waren,  und  ein  so  inniger 
Zusammenhang  zwischen  Gericht  und  Steuerleistung  bestand,  wie 
ihn  Zeuroer ')  nachweist,  wenn  wir  ferner  bedenken,  dass,  trotzdem 
das  ius  civitatensium,  omnium  ordiuum  tocius  civitatis  kodiflcirt 
werden  soll,  keinerlei  Vorrechte  eines  Standes  angegeben  werden, 
dass  vielmehr  die  angegebenen  Rechte  der  urbani  und  der  mi- 
nisteriales  dieselben  sind,  und  dass  endlich,  wie  wir  oben  sehen,  die 
Urkunde  M.  B.  22  No.  175  den  Burggrafen  Konrad  und  andere  Mi- 
nisterialen der  Kirche  als  cives  bezeichnet:  so  wird  kein  Zweifel 
sein,  dass,  wenn  man  sich  auch  des  Unterschiedes  von  urbaui  und 
ministerialcs  völlig  bewusst  war,  man  unter  den  civitatenses,  welche 
das  Steucrbewilligungsrecht  haben,  doch  die  Ministerialen  mit  verstand, 
sie  also  im  allgemeinen  Sinne  des  Wortes  auch  zur  Bürgerschaft 
zählte. 

Die  zweite  positive  Nachricht  betrifft,  wie  bemerkt,  die  Cen- 
sualen,  sie  ist  etwas  ausführlicher  und  hat  daher  auch  schon  mehr- 
fach Besprechung  gefunden.  Wir  geben  zunächst  den  Text  selbst: 
art.  IV  § 3 Item  si  censualis  talem  habet  uxorem,  quod  filii  eius 
aecclesiae  sunt,  et  censualera  nummum  dederit,  et  ad  tria  lcgitima 
placita  advocati  venerit,  ultra  non  est  iniuriandus,  uisi  quod  in  fine 
vitae  suae  ad  curiam  Optimum  iumentum  dabit  et  vestimenta,  in 
quibus  operari  solebat,  praeconi  suo.  Et  quisquis  ei  hanc  iusticiain 
infringet,  episcopus  eius  defensor  erit,  et  ubicunque  census  deciderit, 
totum  quod  habet  in  episcopi  potestate  erit. 

Nitzseh4)  erklärt,  um  nachzuweisen , dass  die  königliche  Ge- 
walt deshalb  an  Stelle  des  Burggrafenthum  die  Vogtei,  zum  Theil 
mit  Eigenschaften,  die  ursprünglich  dem  Burggrafenthum  zukamen, 
schuf,  weil  das  Hofrecht  der  alten  Pfalzstadt  in  zwei  Hälften  zer- 
legt sei,  deren  eine,  die  censualische,  dem  Könige  verblieben,  die 
andere,  die  eigentlich  hörige,  dem  Bischof  zugefallen  sei,  diese  Cen- 
sualen  für  königliche  Censualen,  und  versteht  die  Stelle  so:  Ein 

Censuale,  der  so  verheirathet  ist,  dass  seine  Kinder  an  die  Kirche 
fallen,  hat  seinem  eigenen  Herrn,  also  nicht  der  Kirche,  den  Zins, 
die  drei  Dinge,  das  Besthaupt,  ausserdem  seine  Arbeitskleidung  dem 
praeco  zu  leisten;  kann  er  den  Zins  nicht  zahlen,  oder  giebt  er 
selbst  sein  Verhältniss  als  Censualis  auf,  so  könne  weder  im  ersten 
Ealle  sein  Herr  in  seine  Habe  greifen,  noch  im  letzteren  er  selbst 

')  Deutsche  Städte« teuem  p.  47  ff. 

*)  a.  a.  O.  p.  989. 
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ein  neues -Recht  eingehen,  sondern  sein  ganzes  Vermögen  fällt  an 
den  Bischof,  der  auch  sein  berechtigter  defensor  ist,  wenn  ihm 
Jemand  sein  Recht  bricht.  Es  sei  also  klar,  dass  diese  Censualen- 
scliuft  nicht  der  Kirche  gehöre,  sondern,  da  das  Stadtrecht  gleich 
von  dem  königlichen  Vogt  fortfahre,  dem  Könige,  und  endlich  sei 
die  curia,  an  die  das  Besthaupt  dieser  Censualen  falle,  nicht  der 
Hof  des  Bischofs,  sondern  des  Königs,  ihr  praeco  sei  ein  oflficiulis 
des  Königs,  wie  denn  ja  auch  Conradin  12663)  solche  als  seine 
ofüciales  erwähne. 

Dem  gegenüber  müssen  wir  doch  mit  Frensdorff,  Heusler  und 
auch  Meyer  entschieden  daran  festhalten,  dass  diese  Censualen  nicht 
königlich,  sondern  bischöflich  sind,  schon  deshalb,  weil  wir  den 
Vogt  trotz  des  öffentlichen  Charakters,  den  er  durch  die  Bann- 
belehnung Seitens  des  Königs  erhält,  für  einen  vom  Bischof  ernann- 
ten und  also  bischöflichen  Beamten  halten  müssen.4) 

Sodann  ist  gar  nicht  abzusehen,  warum  der  Bischof  einen  in 
seinem  Recht  gekränkten  königlichen  Censualen  vertheidigen  soll, 
im  Gegentheil  würde  wahrscheinlich  Niemand  geneigter  gewesen 
sein,  das  Recht  eines  königlichen  Censualen,  der  eine  Frau  aus  der 
bischöflichen  familia  geheirathet,  diese  also  geschädigt  hat,  zu 
verletzen,  als  gerade  der  Bischof.  Ganz  unerklärlich  bliebe  uns 
endlich,  warum  der  König  dafür,  dass  ihn  sein  Censuale  durch 
Nichtentrichtung  der  schuldigen  Abgaben  schädigt,  selbst  bestraft 
werden  soll,  warum  bei  Insolvenz  eines  königlichen  Censualen  das 
Gut  desselben,  das  doch  des  Königs  ist,  dem  bischöflichen  Fiskus 
zufallen  solle.  Ln  Gegentheil  diese  beiden  Punkte:  die  eventuelle 
Vertheidigung  der  Censualen  durch  den  Bischof  und  der  eventuelle 
Heimfall  des  censualischen  Gutes  an  den  Bischof  zwingen  uns  dazu, 
in  diesen  Leuten  Censualen  des  Bischofs  zu  sehen.  Die  eigentliche 
■Schwierigkeit  der  Stelle  scheint  uns  vielmehr  in  den  Eingangsworten 
si  censualis  talcin  habet  uxoretn,  quod  ftlii  eius  aecclesiae  sunt  zu 
liegen.  Ist  hier  noch  ein  censuales  zu  ergänzen,  heisst  es  also: 
Ist  ein  bischöflicher  Censuale  mit  einer  bischöflichen  Censualin  ver- 
heirathet,  und  werden  mithin  seine  Kinder  wieder  bischöfliche  Cen- 
sualen? oder  heisst  es:  Ist  ein  bischöflicher  Censuale  mit  einer 

bischöflichen  Hörigen  verheirathet,  werden  also  seine  Kinder  Hörige 
der  Kirche?  Ist  also  hier  nur  ganz  im  Allgemeinen  von  den  Ver- 

»)  M.  B.  22,  p.  221. 

•)  Braun  übersetzt  übrigens  quod  filii  eius  mit  „ihre  Kinder“  und  aeccle- 
siae sunt  mit  dass  „ihre“  (d.  h.  der  Frau)  Kinder  Hörige  „einer“  Kirche  wer- 
den — denkt  also  an  nndere  Augsburger  Kirchen  als  die  Kathedrale. 
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pflichtungen  der  Censualen  die  Rede  oder  von  einem  besonderen 
Kall?  Wir  sind  geneigt  das  Letztere  für  die  richtige  Erklärung 
zu  halten.  Sprachlich  zunächst  glauben  wir,  kann  man  das  quod  filii 
eius  aecclesiae  sunt  sehr  wohl  übersetzen,  „dass  seine  Kinder  Hörige 
der  Kirche  sind.“  Uebersetzen  wir  es  dagegen,  „dass  seine  Kinder 
Censualen  der  Kirche  sind,“  so  hätten  wir  hier  den  Kall,  der  in 
Augsburg  wie  aller  Orten  der  gewöhnliche  ist,  dass  die  Kinder  dem 
Stande  ihrer  Eltern  folgen,  und  die  Bestimmung  würde  sich  auf 
alle  Censualen  beziehen,  es  wären  nur  im  Allgemeinen  die  Rechte 
und  Verpflichtungen  der  Censualität  angegeben.5)  Warum  dann 
aber  die  gewiss  überflüssige  Einleitung  „Wenn  ein  Censuale  eine 
solche  Krau  hat,  dass  seine  Kinder  wieder  Censualen  werden“? 
Warum  ist  nicht  einfach  gesagt,  „das  Recht  der  Censualen  ist  der 
Schutz  durch  den  Bischof,  die  Verpflichtung  derselben  aber  die 
Leistung  des  census  und  des  mortuarium“?  Das  wäre  doch  in 
diesem  Kalle  das  einzig  Denkbare,  aber  die  Leistungen  der  Cen- 
sualen waren  eben,  wie  mir  scheint,  überhaupt  nicht  zweifelhaft; 
was  zweifelhaft  war  und  was  jetzt  entschieden  werden  soll,  ist  viel- 
mehr, wie  mir  die  Einführungsworte  censualis  si  talem  uxorem  habet 
klar  zu  sagen  scheinen,  das  für  Mischehen  geltende  Recht,  und  da 
die  bischöfliche  Censualität  des  Mannes  feststeht,  die  Kinder  aber 
an  die  Kirche  fallen,  so  kann  meiner  Anschauung  nach  bei  seiner 
Krau  nur  an  bischöfliche  Hörigkeit  gedacht  sein.  Die  Heirath  eines 
Kreien  mit  einer  Unfreien  würde  also  in  Augsburg  nicht,  wie  sonst  so 
oft,  für  jenen  den  Verlust  der  Freiheit  nach  sich  ziehen,  sondern 
der  ihn  treffende  Rechtsnachtheil  würde  nur  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  des  mortuarium,  — des  Bcsthaupts  an  den  Bischof,  der 
Arbeitskleidung  an  den  Frohnboten  — sein.  Wenn  sonst  die  Zahlung 
des  Besthaupts  eine  in  jener  Zeit  fast  überall  allen  Censualen  ob- 
liegende Verpflichtung  ist,  so  würde  ein  solcher  Analogieschluss  uns 
noch  keinen  sicheren  Gegenbeweis  liefern,  und  vielleicht  dürfen  wir 
zur  Unterstützung  unserer  Ansicht  noch  daran  erinnern,  dass  auch 
nach  der  Vita  üudalrici  die  episkopale  fainilia  nicht  mehr  als  den 
rectus  census  zu  zahlen  hat®)  und  dass  unter  den  Traditionsurkun- 
den an  das  Kloster  St.  Ulrich  und  Afra  sich  sehr  viel  Beispiele 
finden,  dass  sich  Freie  in  die  Censualität  des  Klosters  begeben, 
nirgends  aber  zugleich  das  mortuarium  koncedirt  wird.  Ob  man 
auch  hieraus  wird  schliessen  dürfen:  die  Censualen  im  Allgemeinen 

*)  Auch  scheint  Waitz,  V.  ö.  7,  411,  die  Bestimmung  für  eine  alle 
Censualen  gleichmässig  umfassende  zu  halten. 

*)  VgL  oben  pag.  43,  Ak.  27. 
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waren  in  Augsburg  von  der  Abgabe  des  mortuarium  befreit,  und 
nur  deijenige  Censuaie  zahlte  dasselbe,  der  durch  die  Heirath  mit 
einer  Hörigen  den  Bischof  thatsächlich  in  seinem  Vermögen  schä- 
digte V Doch  wie  dem  auch  sei,  immerhin  nüthig  ist  uns  die  Ein- 
führung der  Bestimmung  „Wenn  ein  Censuaie  eine  Frau  von  dieser 
Art  hat  “ dazu,  hier  eine  Spczialbestimmung  über  censualische  Ver- 
hältnisse zu  erwarten,  und  wenn  man  dagegen  anfuhrt,  dass  die 
auch  hier  getroffene  Bestimmung,  bei  Insolvenz  der  Censualen  falle 
das  Gut  an  den  Herrn  zurUck,  für  alle  Censualen  gelte,  so  ist  das 
zweifellos  richtig,  da  aber  gerade  ein  Censuaie  durch  die  Heirath 
mit  einer  Hörigen,  also  mit  einer  vermögenslosen  Frau  viel  leichter 
in  Insolvenz  gerathen  konnte  als  sein  Genosse,  der  sich  wieder  mit 
einer  Censualin  verheirathete , da  ferner  der  Censuaie,  dessen  Kin- 
der Hörige  der  Kirche  wurden,  also  das  censualische  Gut  des  Va- 
ters nicht  erbten,  an  der  Melioration  und  Instandhaltung  des  Guts 
kaum  noch  ein  Interesse  haben  konnte,  also  die  Gefahr  der  Insol- 
venz hier  sehr  nahe  lag,  so  ist  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung 
sehr  erklärlich.  Der  Kern  der  Verfügung  liegt  demnach  darin, 
dass  in  Augsburg  nicht  das  „Trittst  du  mein  Huhn,  wirst  du  mein 
Hahn“  gilt,  dass  die  Heirath  mit  einer  Unfreien  für  den  Freien 
nicht  den  Verlust  der  Freiheit  nach  sich  zieht,  wohl  aber,  dass  der 
Grundsatz  gilt,  die  Kinder  aus  gemischten  Ehen  folgen  der  ärgeren 
Hand. 

Daher  werden  wir  es  also  auch  für  falsch  halten  müssen,  wenn 
Nitzsch :)  die  Stellung  der  Censualen  noch  auf  der  niedrigsten  Stufe 
der  Entwicklung  findet,  wenn  Frensdorff8)  die  Stellung  der  Cen- 
sualen schlechter  als  die  der  Handwerker  findet,  wenn  endlich  auch 
Meyer*)  den  Censualen  ihren  Platz  „zu  unterst“  anweist.  Was  wir 
allgemein  für  die  Censualen  der  Urkunde  entnehmen  können,  ist 
nur,  dass  dieselben  zur  Zahlung  eines  census  und  zur  Gestellung 
vor  dem  Vogtsgericht  pflichtig  sind. 

Ueber  die  Handwerker  giebt  das  Statut  keinen  weitern  Auf- 
schluss. Es  spricht  überhaupt  nur  von  einigen  Handwerkern  und 
von  diesen  erfahren  wir  nur,  wie  bemerkt,  dass  sie  zu  besonderen 
Abgaben  an  den  Vogt  und  den  Burggrafen  verpflichtet  sind,  event. 
auch  Dienste  im  öffentlichen  Interesse  zu  leisten  haben.  Für  diese 
letzteren  ist  jedenfalls  hofrechtlicher  Ursprung  anzunehmen;  ob  diese 
Handwerker  aber  noch  z.  Z.  des  Statuts  Unfreie  sind,  lässt  sich 

’)  a.  a.  O.  p.  292. 

«)  a.  a.  O.  Kinl.  p.  XXIII. 

*)  Stadtb.  p.  XV. 
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nicht  mit  absoluter  Sicherheit  erkennen,  da  man  das  Schweigen  der 
Urkunde  über  etwa  täglich  zu  leistende  Dienste  sowohl  auf  den 
Wegfall  derselben,  als  auch  darauf,  dass  sie  sich  von  selbst  ver- 
stehen, deuten  kann. 

Endlich  ist  noch  art.  4 § 2 zu  erwähnen,  nach  dem  Jeder,  der 
einmal  das  Bürgerrecht  erlangt  hat,  von  seinem  Herrn  nur  nach 
dem  in  der  Stadt  geltenden  Recht  angesprochen  werden  darf,  eine 
Bestimmung ,0),  wie  sie  sich  ähnlich  so  oft  findet  und  die  den  Zu- 
zug in  die  Stadt  erleichtern  sollte. 1 *)  Dass  das  ius  civitatis  eben 
die  uns  vorliegende  Augustcnsis  iusticia  mit  dem  übrigen  nicht 
kodificirten  Recht  der  Stadt  ist,  leuchtet  ein;  wie  dagegen  das  ius 
civitatis  erlangt  wird,  wer  es  ertheilt15),  und  welche  Fragen  sich 
sonst  noch  an  das  ius  civitatis  knüpfen:  auf  diese  Fragen  erhalten 
wir  keine  Antwort. 


'*)  Hei  der  alter  zu  beachten  ist,  dass  nicht,  wie  sonst  wohl  üblich,  eine 
gewisse  Zeit  festgesetzt  ist,  während  welcher  man  in  der  Stadt  gelebt  haben 
muss,  uin  vor  den  Requisitionen  des  früheren  Herrn  geschützt  zu  sein. 

1 ')  Item  quicunque  ius  civitatis  nactus  est,  nullus  eum  impetcre  debet  de 
iure  proprietatis  vel  beneficii  nisi  secundum  nrbanorum  iusticiam. 

1 *)  Wodurch  Hegel  zu  seiner  oben  erwähnten  Behauptung,  dass  hier  das 
durch  den  Kintritt  in  das  Stadtrecht  erworbene  Recht  des  Bürgerstandes  be- 
sonders deutlich  hervortritt,  veranlasst  wurde,  sehe  ich  nicht. 


Berner,  Verfsssungsgescli.  d.  Stadt  Augsburg. 
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Einzelne  Bestimmungen  des  Statuts. 

Wir  bringen  in  diesem  Abschnitt  noch  die  wenigen  Notizen, 
die  uns  das  Stadtrecht  sonst  noch  giebt:  Notizen,  die  sachlich  von 
hohem  Interesse  sind,  die  aber  doch  zu  abgerissen  und  knapp  sind, 
um  in  einen  systematischen  Zusammenhang  gebracht  werden  zu 
können. 

1.  Der  letzte  § des  Stntuts  bringt,  wie  oben  angegeben,  eine 
Bestimmung  über  das  in  Augsburg  geltende  Strafrecht:  Verbrechen 
eines  Ausländers,  im  Auslande  an  einem  Inländer  begangen,  wer- 
den eventuell  nach  dem  im  Inlandc  geltenden  Recht  bestraft.1) 

2.  Von  dem  gesammten  Privatreeht  findet  sich  im  Statut  nur 
eine  Bestimmung,  was  aber  nicht  auffallen  kann,  da  ja  die  Bürger 
das  Schüffenkolleg  bildeten,  ihnen  also  auch  die  Anwendung  und 
Ausbildung  des  Privatrechts  völlig  und  unbeschränkt  freistand. 
Die  Bestimmung  ist  die5),  dass  derjenige,  der  während  Jahr  und 
Tag  ohne  rechte  „Widerspräche“  eine  Hofstiittc  besitzt,  gegen  jede 
Anfechtung  Dritter  geschützt  ist,  nur  für  Unmündige  und  für  mit 
Grund  Abwesende  läuft  die  Präklusionsfrist  erst  vom  Tage  der 
Mündigkeit  resp.  der  Rückkehr  an,  wir  haben  also  hier  in  Augs- 
burg das  Institut  der  „rechten  Gcwerc“  in  voller  Ausbildung. 


')  Si  aliquis  Auguatcnsiuin  civium  spnliatus  fuerit  extra  civitatem,  spo- 
liator  si  civitatem  intraverit,  secundum  urbanorum  iusticiam  antequam  exoat, 
satisfaerre  debet. 

’)  Si  quis  curtile  annum  ct  dicm  Bine  contradietione  possederit,  quod  de 
cetero  nullius  impeticioni  respondeat,  nisi  hoc  impetitor  pmhaverit,  quod  causa 
hostilis  necessitatis  vel  inopiae  absens  proclamare  non  potuerit  vel  quod  non- 
dum  annos  diseretionis  habuerit. 
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II.  Periode. 

Die  Zeit  vom  ersten  bis  znm  zweiten  Stadtrecht 
(1156-1276). 


I.  TheiL 

Die  äussere  Geschichte  der  Stadt. 

Die  üusaere  Geschichte  der  Stadt  Augsburg  in  dieser  Periode 
ist  zum  grössten  Theil  so  innig  mit  dein  Verfassungsleben  der  Stadt 
verwachsen,  dass  wir,  uni  Wiederholungen  zu  vermeiden,  uns  hier 
meist  mit  möglichst  knappen  Andeutungen  begnügen  müssen. 

Aus  der  Zeit  Friedrich  I.,  die  durch  die  Kodifikation  des 
Stadtrechts  und  die  Einziehung  der  Vogtei  Seitens  des  Kaisers  für 
die  Stadt  von  so  hervorragender  Bedeutung  war,  ist  noch  nach- 
zutragen, dass  Friedrich  i.  J.  1158  in  Augsburg  zum  Römerzug 
rüstet1),  und  der  Bischof  Konrad  den  Kaiser  auf  diesem  begleitet*); 
auch  wurde  Konrad  während  des  Römerzuges  i.  J.  1162  — wie 
es  scheint  erst  im  Mai,  nach  der  Eroberung  Mailands,  — vom 
Kaiser  aufgefordert*),  des  Schisma  wegen  nach  S.  Jean  de  Losne 
zu  kommen.  Endlich  berichtet  die  äistoria  Welforum  noch  auf- 

•)  Urk.  d.  d.  1158  Juni  14  Stumpf  3802.  lieber  Kagewins  Nachricht,  die 
päpstlichen  Gesandten  Heinrich  und  Hyazinth  hätten  den  Kaiser  noch  in 
Augsburg  getroffen,  vgl.  Ficker,  Rainald  von  Dassel  p.  25  Ak.  5.  Otto  Fris. 
et  Ragcw.  Gesta  Frid.  imp.  III,  17. 

*)  Wenigstens  ist  Konrad  uach  Vineenz  von  Prag  — SS.  17  ad  a.  1158  — 
bei  der  Belagerung  von  Mailand  (5.  August  bis  8.  September)  gegenwärtig 
und  Ragewin  IV,  2 bemerkt  Konrads  Anwesenheit  auf  dem  Ronkalischen 
Reichstag  (Nov.). 

*)  Stumpf  3948.  Stumpf  vermuthet,  dass  das  Schreiben  aus  dem  Mai 
herriihre.  Ob  der  Bischof  Konrad  dem  Kanzler  Rainald  im  September  nach 
S.  Jean  de  I.osne  zu  der  Unterredung  mit  König  Ludwig  gefolgt  ist,  ob  er 
den  Reichstag  in  Dole,  der  noch  einmal  die  Anerkennung  Victors  und  den 
Bann  ül>er  Alexander  aussprnch,  besuchte,  wissen  wir  nicht. 

8* 
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fallender  Weise  von  Konrad,  dass  er  auf  der  Seite  des  Herzogs 
Welf  stand,  als  dieser  i.  J.  1164  jenen  unglücklichen  Zug  gegen 
den  Grafen  von  Tübingen  und  Herzog  Friedrich  von  Schwaben 
unternahm. 

Vom  Kaiser  dagegen  wissen  wir  noch,  dass  er  auch  später 
öfter  in  Augsburg  gewesen  ist,  wenigstens  urkundet  er  hier  noch 
ziemlich  oft4)  und  ein  Thcil  dieser  Urkunden  betrifft  auch  Augs- 
burger Verhältnisse  aber  nur  in  untergeordneter  Art;  es  sind  Schen- 
kungen an  das  Kloster  S.  Ulrich  und  Afra,  die  wohl  mit  dem 
Brande  des  Klosters1')  und  den  darauf  erfolgten  Neubau  desselben*) 
— und  zwar  jetzt  innerhalb  der  Stadtmauern  — Zusammenhängen. 
Bei  der  Einweihung  des  neuen  Klosters  und  der  damit  verbundenen 
pomphaften  Translation  der  Gebeine  des  heiligen  Udnlrich  soll  auch 
der  Kaiser  mit  seinen  Söhnen  zugegen  gewesen  sein  und  sich  selbst 
an  der  Translation  betheiligt  haben 7),  endlich  beging  Friedrich  in 
Augsburg  auch  «las  feierliche  Fest  der  Verlobung  seines  Sohnes 
Heinrich  mit  Konstanze  von  Sicilien*). 

Heinrich  II.  scheint  dagegen  als  Kaiser  nie  in  Augsburg  ge- 
wesen zu  sein,  keine  seiner  Urkuuden  ist  aus  Augsburg  «latirt, 
keine  seiner  Urkuntlen  betrifft  die  Stadt,  un«l  nur  die  Nachricht 
haben  wir  aus  seiner  Zeit,  dass  sein  Bruder  Philipp  1187  hier  sein 
Hochzeitsfest  begeht  *),  und  diese  Nachricht  scheint  gewiss  für  ein 
zwischen  dem  Kaiser  und  der  Stadt  fortdauernd  gutes  Verhältniss 
zu  sprechen.  Dasselbe  bezeugt  auch  eine  weitere  kleine  Notiz,  die 
wir  endlich  über  die  Bischöfe  — von  denen  wir  sonst  nur  die  Ke- 
gierungszeit  angehen  können ,0)  — erhalten.  Wenn  es  nämlich 
zweifelhaft  bleibt,  ob  Bischof  Uodalschalk  gleich,  als  Philipp  sich 


')  Stumpf  3980,  4076,  4126,  4291,  4292,  4279,  4476. 

*)  J.  J.  1177.  An.  Scheftlar.  SS.  17  a.  h.  a. 

*)  An.  SS.  Udalr.  et  Afrae  — SS.  17  p.  428  ff.  (aus  der  zweiten  Hälfte 
iles  14.  .fahrh.!)  ad  a.  1187  Eodem  anno  dedicatio  monasterii  sanctorum  Udal- 
rici  et  Afrc  infra  muros  civitatis  Auguste  sub  praefato  liuius  loci  venerabili 
abbat«  Heinrico  III). 

’)  Vgl.  z.  B.  Braun  a.  a.  O.  II,  150.  Stumpf  4476. 

*)  An.  Argent.  — Böhmer  Fontes  III,  81  — und  An.  August,  min.  be- 
richten dies  Fest  zum  Jahr  1185,  Abel  Philipp  der  Hohenstaufe  p.  298  No.  9 
hält  jedoch  an  der  Angabe  der  An.  Murbac.  1184  fest. 

*)  (Uiron.  Ursp.  ad  a.  1197  (Separ.  Ausg.  p.  70)  Sequenti  quoqut*  anno  in 
tempore  pascali  . . . festum  nuptiarum  cclebravit ....  apud  Augustam  in  campo 
magno  qui  dicitur  Conscio  legis.  An.  Adtnunt.  Cont.  SS.  9,  588. 

'*)  Bischof  Konrad  starb  1167,  auf  ihn  war  Hartwig  und  diesem  im 
Januar  1184  Uodalschalk  gefolgt.  Vgl.  Braun  a.  a.  U.  II  137  und  155  ff. 
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gcnöthigt  null,  um  «einem  Neffen  die  Krone  zu  erhalten,  selbst  nach 
dieser  zu  greifen,  auf  Philipps  Seite  trat,  so  Unterzeichnete  er  doch 
jene  zwei  geharnischten  Briefe  der  deutschen  — geistlichen  und 
weltlichen  — Fürsten  an  den  Papst  Innocenz 11 ),  als  dieser  sofort 
nach  seiner  Wahl  den  Staufern  feindlich  gegenüber  trat. 

Daher  bezeugte  Innocenz,  als  nach  Uodalschalks  Tode  1202 
wieder  ein  gut  staufischer  Bischof,  Hartwig,  gew'ählt  worden  war, 
auch  sehr  wenig  Neigung,  diesen  zu  bestätigen,  beauftragte  viel- 
mehr den  Erzbischof  von  Mainz,  den  Bischof  von  Würzburg 
und  den  Abt  von  Salem  die  Wahl  zu  prüfen,  da  zwar  Alter, 
Kenntnisse  und  Begabung  Hartwigs  den  kanonischen  Vorschriften 
entsprächen,  nicht  aber  dessen  uneheliche  Geburt1*).  Im  Herbst  des 
folgenden  Jahres  erst  erfolgte  die  päpstliche  Bestätigung1*),  ohne 
dass  wir  jedoch  sagen  könnten,  ob  dieselbe  als  Lockspeise  für  den 
vorzunehmenden  oder  als  Preis  für  den  erfolgten  Uebertritt  Hart- 
wigs zu  König  Otto  anzusehen  ist,  wenn  auch  die  Verhältnisse  an 
der  Grcnzseheide  der  Jahre  1203  und  1204  es  nicht  unwahrscheinlich 
erscheinen  lassen,  dass  Hartwig  den  Welfen  wenigstens  keine  Oppo- 
sition machte;  jedoch  traute  Philipp  der  Stadt,  als  seine  Macht  sich 
von  Neuem  hob,  wieder  vollständig  und  hielt  i.  J.  1206 14)  und 
1207  ,R)  hier  die  Reichstage  ab. 

Sonst  ist  von  Hartwig  nur  zu  melden,  dass  er  in  einer  kaiser- 
lichen Urkunde18),  in  einer  Urkunde  des  Herzogs  Ludwig  von 
Baiern17)  und  in  einer  des  Bcrthold  von  Habechisberg18)  als  Zeuge 
erwähnt  wird,  und  dass  er  selbst  zwei  Urkunden  ausstcllt 1#). 

")  Mon.  (.terra.  Logg.  II,  201,  vgl.  Abel  Philipp  p.  102  und  139  nebst  den 
bezüglichen  Anmerkungen  und  Ficker  Urkundcnlehre  p.  5,  wo  von  einem  sicheren 
Ergebnis«  gesprochen  wird. 

**)  Böhmer  Reg.  Innoc.  No.  107.  Potthast  1750  Brequigny  Innocentii 
III.  cpistolac  II,  I,  169. 

•*)  Schreiben  des  Papstes  an  das  Augsburger  Kapitel  d.  d.  1203  Oktober 
13  Anagnio  bei  Böhmer  Reg.  138,  Potthast,  2008.  Breq.  II,  I,  359  und  ein 
päpstliches  Schreiben  an  den  Erzbischof  von  Mainz  bei  Böhmer  139,  Potthast 
2014  (noch  ungedruckt). 

1 •)  Vgl.  über  den  Zeitpunkt  — ob  im  August  oder  September  't  — Abel 
a,  a.  O.  p.  192  und  202. 

“)  An.  Ool.  max.  SS.  17  ad  a.  1207  November  30  curia  in  Augusta  in 
(legenwart  der  päpstlichen  Legaten  de  pacc  et  compositionc  regni  intcr  papam 
et  reges. 

1 •)  1204  August  24  Or.  Guelf.  III  p.  631. 

•’)  M.  B.  22  p.  204. 

1 *)  Herbert  Hist.  Nigr.  Silv.  III,  117,  Herrgott  (leneal.  dipl.  II,  207. 

••)  1202  Juni  20  M.  B.  10,  47  und  1205,  Chartul.  deean.  p.  114  nach  Braun 
a.  a.  O. 
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Nach  Hartwigs  — am  30.  März  1208 10)  eingetretenen  Tode 
wurde  Bischof  Siegfried  III.  aus  dem  Geschlecht  der  staufischen 
Ministerialen  de  Rechbcrg  *‘)  gewählt,  so  dass,  da  Philipp  am 
22.  Juni  ermordet  wurde,  und  es  nicht  wahrscheinlich  ist,  dass  zur 
Zeit  als  die  Staufen  völlig  damiederlagen,  ein  staufischer  Ministeriale 
den  Augsburger  Bischofsstuhl  unangefochten  besteigen  konnte, 
Philipp  aber  gerade  in  der  letzten  Zeit  seines  Lebens  auf  der  Höhe 
seiner  Macht  stand,  die  Wahl  Siegfrieds  im  April  oder  Mai  erfolgt 
sein  wird.  Auch  hat  Siegfried  zunächst  jedenfalls  auch  nach 
Philipps  Tode  noch  seine  staufischc  Gesinnung  bezeugt,  denn  noch 
zum  Jahre  1209  berichtet  der  Ursperger  Chronist**),  dass  der 
Bischof  die  Burg  Schwabeck  wegen  der  von  den  urbani  den  Gütern 
seiner  Kirche  in  Menchingen  und  anderen  Orten  zugefügten 
Schäden  vollständig  zerstört  habe,  weshalb  er,  der  seine  wahren 
Herren,  die  Staufer,  mehr  als  den  Kaiser  liebte,  diesen  immer 
fürchtete.  Zunächst  ist  hierbei  jedoch  zu  bemerken,  dass  dies 
Ereigniss  noch  im  Jahre  1208  geschehen  sein  muss**),  da  sich 
Siegfried  spätestens  Ende  1208  oder  im  Anfang  1209  mit  Otto 
ausgesöhnt  hat,  denn  Weihnachten  1208  kam  Otto  schon  persön- 
lich nach  Augsburg,  hielt  in  den  ersten  Tagen  des  folgenden 
Jahres  hier  einen  Reichstag *4)  ab,  auf  dein  die  Mörder  Philipps 
zum  zweiten  Mal  geächtet  wurden,  im  Mai  1209  ist  Siegfried  da- 
gegen auf  dein  von  Otto  zu  Wiirzburg  abgehaltenen  Reichstage**), 
im  Juni  ist  Otto  wieder  in  Augsburg,  rüstet  hier  zur  Romfahrt, 
lässt  hier  die  Weihe  der  neuen  Königin,  zu  der  auch  Siegfried  be- 
fohlen wird,  vollziehen  und  zieht  dann,  von  Siegfried  begleitet, 
über  Insbruck,  den  Brenner,  die  Veroneser  Klause  nach  Italien’*). 

Die  weiteren  Fragen  aber,  die  diese  Notiz  anregt  — ob  Otto 
etwa  Schwabcck  eingezogen  hatte,  ob  als  kaiserliches  Lehen  oder 


*•)  vgl.  Braun  a.  a.  O.  nach  dem  Nekrolog  des  Domkapitels. 

*')  Vgl.  die  folgende  Anmerkung. 

»*)  Separ.  Au'g.  p.  89.  Ko  tempore  Sifridus  Augustensis  episcopus  murni 
castri  in  Swabccka  dciccit  et  ipsuni  castrum  destruxit  propter  insolentias,  quas 
urbani  in  prediis  ecelesiae  suae  in  Menebingin  et  alibi  consuevcrunt  oxorcere. 
Undc  ipse  postmodum  semper  timuit  imperatorem,  et  quin  suos  veros  dominos 
plus  dilexit,  erat  enim  ralffistcrialis  I'hilippi  de  Kuchbcrc  oriundus. 

**)  Auch  der  Herausgeber  setzt  1208  f.  an  den  Band  des  Textes. 

*•)  Vgl.  Chron  (Jrsp.  p.  90  u.  a. 

,s)  Am.  Chron.  Slavor.  HS.  21. 

*•)  Am.  Chron.  Slavor.  cap.  17,  19.  Cont.  Admunt.  SS.  9.  Otto  Fris. 
cap.  52  (SS.  20)  vgl.  Abel  Otto  IV.  und  Friedrich  11.  p.  35  ff.  und  p.  122  No.  9 
und  Winkclmann  Otto  IV. 
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als  ehemals  städtische*  Besitzthum,  wer  die  urbani  sind,  ob  die 
Bewohner  von  Sehwabeek  oder  ob  dem  Ursperger  Chronisten  ur- 
bani schlechtweg  die  Augsburger  Bürger  sind,  ob  diese  etwa  mit 
der  Wahl  Siegfrieds  unzufrieden  waren,  ob  sie  die  welfische  Partei 
begünstigten:  diese  Fragen  lassen  sich  nicht  beantworten. 

Auf  «lern  Römerzuge  i.  J.  1209  hätte  Siegfried,  wie  das  chron. 
Ursp.37)  meldet,  übrigens  sehr  leicht  seinen  Tod  linden  können,  da 
er,  während  der  Kaiser  mit  dem  Heere  vor  Rom  lag,  aus  Uebcr- 
muth  und  um  die  Stadt  zu  sehen,  mit  wenigen  Begleitern  eich  in 
dieselbe  begab,  die  Römer  aber  einen  Theil  derselben  und  nament- 
lich mehrere  Ministerialen  der  Augsburger  Kirche  erschlugen. 

Otto  scheint  übrigens  auffallender  Weise  wirklich  geglaubt  zu 
halten,  die  Stadt  Augsburg  und  ihr  Bischof  würden  ihm  trotz  der 
früheren  Anhänglichkeit  an  die  Staufer  treu  bleiben.  Denn  in  dem 
Vertrage,  den  er  nach  der  1211  erfolgten  Wahl  des  jungen  Frie- 
drich durch  die  deutschen  Fürsten  am  20.  März  1212  mit  dem 
Herzog  Ludwig  von  Baiern  schlicsst,  trifft  er  mit  diesem  die  Verab- 
redung38), der  Herzog  solle,  falls  er  seinen  Schwur  bricht,  zwölf 
seiner  Dienstleute  in  Augsburg  Einlager  halten  lassen,  während 
doch  vorauszusehen  war,  dass  die  Stadt  Augsburg  mindestens  nach 
dem  Uebertritt  des  mächtigen  Baiernherzogs  zur  staufischen  Partei 
sich  für  diese  erklären  würde,  wie  Augsburg  ja  in  Wirklichkeit 
auch  sofort,  als  Friedrich  in  Deutschland  einrückte,  für  diesen  Partei 
nahm,  und  Friedrich  schon  ein  Jahr  nach  jenem  Vertrage  und 
dann  bis  zu  seinem  ersten  Römerzuge  so  sehr  oft  in  Augsburg 
geurkundet  hat33)  und  umgekehrt  Bischof  Siegfried  fast  beständig 

1 7)  Chron.  Ursp.  Scp.  Ausg.  p.  91  Cumque  exercilus  imperatoris  maueret 
extra  civitatem,  quidam  milites  et  alii  lascivientes  gratia  speetandi  deereverunt 
venire  in  civitatem,  cum  quibus  erat  etiam  domnus  Sil'ridus  Augustensis  epis- 
eopus.  Ast  occasione  ncscio  qua  nacta  eives  iusurrexeruut  contra  illos  inter- 
fectique  sunt  quidam  ministeriales  nobilcs  de  Augustcnsi  dioccesi  et  plurimi 
vulnerati.  Hcinricus  quoque  de  Böbingen  ministcrialis  vulneratus  dumum  quidem 
rediit,  sed  post  in  brevi  vitam  flnivit  et  curias  quasdam  in  loco  qui  dicitur 
Super  Egge  ecclesiae  nostrac  contradidit. 

3“)  Vgl.  Schirrmachcr  fcaiser  Friedrich  II.  I,  73. 

**)  1213  März  22  Huillard-Bröholles  Historia  diplomatiea  Fridcrici  11. 
I p.  255,  256,  914.  1214  Febr.  14  ib.  p.  285,  Febr.  19  Augustac  in  curia 

solemni  ib.  p.  286,  Febr.  19  ib.  p.  288,  Febr.  20  ib.  p.  289,  Febr.  22  apud 
Augustam  in  curia  generali  ib.  p.  289,  1215  April  2 ib.  p.  366,  April  5 ib.  p. 
367;  1217  Mai  25  ib.  p.  511,  Juni  8 ib.  pp.  513,  1218  September  27  ib.  p.  566, 
1219  Mai  ib.  p.  631,  1219  Dezember  29  ib.  p.  711,  Dezember  31  ib.  p.  713,  1219 
Februar  28  ib.  p.  713.  1220  Juli  27  ib.  p.  806,  Juli  28  ib.  p.  809,  Juli  30  ib. 

p.  809,  Juli  31  ib.  p.  811,  Juli  7 ib.  p.  812,  August  3 ib.  p.  814,  August  5,  7,  17, 
ib.  p.  816,  817,  818. 
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bei  Friedrich  gewesen  zu  sein  und  in  gutem  Ansehen  gestanden 
zu  haben  scheint,  wie  die  vielen  Erwähnungen  Siegfrieds  in  kaiser- 
lichen Urkunden30)  bezeugen.  Auch  auf  dem  Römerzuge,  den 
Friedrich  im  August  1220  aus  Augsburg  über  den  Brenner  an- 
trat3I),  begleitet  Siegfried  den  König  und  bleibt  bis  nach  der 
Kaiserkrönung  (20.  November)  bei  ihm34),  geht  dann  aber  im 
Aufträge  des  Kaisers  mit  Herzog  Ludwig  nach  Aegypten  zum 
Kreuzheer33),  welches  damals  vor  Damiette  stand,  und  erst  im  Mai 
1222  treffen  wir  ihn  wieder  in  Deutschland,  und  zwar  erscheint  er 
hier  nun  wieder  ziemlich  oft  in  Urkunden  Königs  Heinrich3*), 
während  dieser  nur  seltener  selbst  nach  Augsburg  kam 3S),  Siegfried 
jedoch  noch  mehrere  Male  nach  Italien  zu  Friedrich  zog,  so  im 
Januar  12233*),  im  Sommer  122537)  und  122  6 38),  ja  1227  noch 
einmal  sich  zur  Theilnahme  am  Kreuzzuge  rüstete,  aber  noch  vor 
der  Einschiffung  in  Apulien  starb3*). 

Von  Siegfrieds  Nachfolger  Siboto40)  und  seiner  Zeit  können 


'•)  1213  im  März  Huill.  - Breh.  I p.  257,  253,  259,  261,  im  April  ib.  p. 
263;  1214  (s.  <1.  c.  1.)  ib.  p.  305,  im  .September  p.  313;  1215  im  April  ib.  p.  364 
366,  367,  im  Juni  ib.  p.  388,  im  Juli  ib.  p.  402;  1216  im  Januar  ib.  p.  438,  im 
Mai  ib.  p.  453,  461,  4<>3,  im  Juli  ib.  p.  477,  im  Dezember  ib.  p.  490;  1217  im 
Januar  (?)  ib.  p.  493,  495,  im  Februar  ib.  p.  197,  49!*,  917,  im  Mai  ib.  p.  510, 
512,  im  Dezember  ib.  p.  528;  1219  im  November  ib.  p.  695,  697,  700;  1220  im 
Februar  ib.  p.  736,  im  Juli  ib.  p.  806,  809,  812,  im  August  ib.  p.  817,  818. 

*')  Huill. -Breh.  I p.  818. 

1 1 ) Im  September  Huill.-Brch.  p.  828,  833,  836,  847,  849,  855,  im  Oktober 
ib.  p.  861,  864,  865,  867,  874,  im  November  ib.  II,  p.  17,  19,  23,  32,  36,  40,  50, 
52,  56,  57,  64,  66. 

*’)  Chron.  Ursp.  p.  110. 

’*)  1222  im  Mai  Huill. -Breh.  II,  741,  746,  im  Juni  ib.  p.  748,  1223  im 
März  ib.  754.  im  Mai  ib.  758,  1224  im  April  ib.  794,  im  Mai  ib.  796,  797,  im 
Juli  ib.  799,  802,  803,  im  Dezember  ib.  819,  820,  1225  im  Januar  ib.  828,  830. 
im  Dezember  ib.  866,  867,  1226  im  Juni  ib.  877,  im  August  ib.  879,  883,  im 
Oktober  ib.  886,  im  November  894,  8.17,  899,  901,  im  Dezember  — vgl.  ib.  901 
die  Anmerkung,  1227  im  April  ib.  910,  im  Juni  ib.  905. 

**)  1223  März  16  Huill. -Breh.  II  p.  754,  1224  Juli  23  ib.  p.  800,  1225 
Februar  11  ib.  p.  832,  1226  November  13  ib.  p.  888,  1227  März  20  ib.  p.  909. 

*•)  Huill.-Brch.  II  p.  294. 

”)  Im  Juni  ib.  p.  488. 

*•)  Im  Juni  ib.  p.  610. 

,4)  An.  Rudb.  Salisb.  SS.  9,  Chron.  Elwac.  aus  An.  Nercsheim. 

*")  Möglich  ist,  dass  nach  Siegfrieds  Tode  eine  üoppelwahl  stattfand; 
es  findet  sich  nämlich  in  einer  Urkunde  des  Königs  Heinrich  d.  d.  1227  De- 
zember 20  (Huill.-Breh.  III,  364)  als  Zeuge  Heinrieus  Augustensis  und  in  dem 
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wir  nur  melden , dass  Heinrich  öfter  au«  Augsburg  urkundet“)  und 
umgekehrt  Siboto  öfter  als  Zeuge  in  Heinrich»  Urkunden  er- 
scheint4*). 

Auch  schreibt  König  Heinrich,  wie  die  An.  Scheftlar.  zum 
Jahre  1231  melden,  zur  Unterdrückung  der  Raub-  und  Plünderungs- 
züge  der  schwäbischen  Edlen,  von  denen  Augsburg  gewiss  auch  zu 
leiden  hatte,  nach  Augsburg  einen  Fürstentag  aus. 

Besonders  zu  bedauern  ist,  dass  wir  über  das  Verhalten  des 
Bischofs  und  der  Stadt  bei  dem  Aufstande  Heinrichs  gegen  seinen 
Vater  nichts  Näheres4®)  wissen,  für  die  Theilnahme  des  Bischofs 
wenigstens  scheinen  Indicien  vorzuliegen.  Schon  dass  Heinrich  den 
Aufstand  mit  einer  bei  Augsburg  abgehaltenen  Musterung  beginnt, 
von  hier  aus  zunächst  gegen  den  treusten  Anhänger  seine»  Vaters, 
Herzog  Otto  von  Baiern,  zog44),  ist  nicht  unbedenklich.  Ferner 
aber  liegen  uns  zwei  Schreiben  des  Papstes  Gregor  vor,  eins  vom 
13.  März  12354®)  an  den  Bischof  von  Regensburg  und  eins  vom 
24.  September  1235  **)  an  diesen  und  den  Bischof  von  Hildesheim, 
in  welchen  er  die  Adressaten  beauftragt,  gegen  mehrere  Bischöfe, 
unter  denen  auch  Siboto  genannt  wird,  die  Untersuchung  zu  er- 
öffnen , ob  dieselben  in  der  That  die  Empörung  Heinrichs  be- 
günstigt hätten,  und  falls  sich  dies  heraussteilen  sollte,  die  an- 
gcschuldigten  Bischöfe  nach  Rom  zu  senden.  Dagegen  haben  wir 


in  der  Urkunde  Heinrichs  für  die  Mainzer  Kirche  vom  Juli  1228  Nürnberg 
— ib.  p.  378  — genannten  Zeugen  Hcinricus  maioris  ecclesiae  Augustcnsis  prae- 
positus  et  protonotarius  imperialis  aulac  vermuthet  der  Herausgeber  auch  diesen 
erwählten  Bischof  von  Augsburg.  Vgl.  aber  auch  die  Urkunde  Heinrichs 
a.  a.  O.  p.  350  vom  1.  Oktober  1227  und  p.  351  nnd  353  vom  10.  Oktober  1227. 
Braun  a.  a.  O.  II,  243  folgert  übrigens  wohl  mit  Unrecht  aus  einer  Urkunde 
Sibotos,  in  der  derselbe  von  einem  fratruclis  nostcr  de  Sevclt  spricht,  der 
Bischof  stamme  aus  der  Familie  de  Sevclt,  jedenfalls  hat  das  Chron.  Elwac.  zum 
Jahre  1227  bei  der  Erwähnung  Sibotos  — ich  weis»  nicht  woher?  — die  Be- 
merkung ut  puta  de  Clundelfingen  natus. 

*')  1231  Oktober  19  Huill.-Breh.  111  ööfi,  November  11  ib.  p.  557  (cf.  950 X 
1232  Februar  25,  März  17,  April  18  p.  503— 508. 

**)  1228  Mai  14,  1231  April  29  und  30,  Mai  1 (zwei  Urkunden),  August.  9 
(zwei  Urkunden),  Huill.-Breh.  III  452,  454,  459,  4ti0,  472,  475. 

•*)  Schirrmacher  Kaiser  Friedrich  II.  berührt  diesen  Punkt  nicht. 

44)  An.  Col.  max.  SS.  17.  In  campis  itaque  Lici  secus  Augustain  fere  sex 
milia,  militum  in  exercitu  regio  sunt  inventa.  Jude  profcclus  brevi  tempore 
subiugit  et  ducem  in  deditionem  rccepit. 

•‘)  Huill.-Breh.  IV,  531. 

••)  ib.  p.  577. 
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allerdings  keine  Nachricht,  dass  Sibotn  bestraft  werden  ist47),  Frie- 
drich hält  vielmehr,  als  er  zur  Unterdrückung  des  Aufstandes  nach 
Deutschland  zurückkehrt,  in  Augsburg  einen  Fürstentag  ab,  urkun- 
det von  hier  aus  vom  25.  Oktober  bis  Ende  November48),  und 
Siboto  erscheint  schon  in  den  aus  dem  Oktober  datirten  Urkunden 
als  Zeuge4*),  so  dass  er,  wenn  auch  sein  Benehmen  nieht  frei  von 
Tadel  gewesen  sein  mag,  doch  im  Oktober  schon 80)  mit  dem  Kai- 
ser seinen  Frieden  gemacht  haben  muss. 

Friedrich  ist  dann  im  Juni  1236M)  in  Augsburg,  um  zutn 
Römerzuge  zu  rüsten,  und  zugleich  die  Acht  gegen  den  dreimal 
vergeblich  — einmal  auch  nach  Augsburg  — vorgeladenen  Herzog 
Friedrich  von  Oesterreich  auszusprechen  und  ebenso  berührt  er  im 
August  1237  5*),  nachdem  er  bei  Beginn  des  Jahres  aus  Italien 
zurückgekehrt  war,  die  Stadt.  Siboto,  der  schon  im  Mai  in  einer 
aus  Ulm  datirten  Urkunde  als  Zeuge  auftritt,  bezeugt  auch  die 
beiden  im  August  vom  Kaiser  aus  Augsburg  datirten  Urkunden. 

Sehr  charakteristisch  ist  eine  Aeusserung,  die  das  chron.  Ro- 
landini  Patavini  zum  Jahre  1235  macht48),  indem  dasselbe  der 

4’)  Vgl.  Raumer  Gesell.  (1er  Hohenstaufen  111,  374,  nach  den  An.  Wormat, 
und  der  Hist.  dipl.  IV,  2,  731,  946  seien  nur  die  Bischöfe  von  Worms,  Spcier 
und  Würzburg  bestraft. 

'")  Huill-Breh.  IV  p.  783  ff.  Hie  Angabe  der  An.  S.  Ruodb.  Salisb.  SS.  9, 
dass  Friedrich  seine  Hochzeit  mit  Isabella  von  England  in  Augsburg  gefeiert 
habe,  wird  den  An.  Wurmat.-Böhmer  Fontes  2,  164  — und  den  An.  Col.  max., 
die  dieselbe  nach  Worms  verlegen,  gegenüber  doch  nicht  aufrecht  zu  halten  sein. 

'*)  Vgl.  wieder  Huill.-Breh.  IV  p.  783  ff. 

*■)  Vgl.  die  Anmerk.  Huill-Breh.  IV  p.  786. 

41 ) Vgl.  An.  Sclieftlar.,  An.  Col.  max.  und  den  Brief  Friedrichs  an  den 
Grafen  Gaboard  de  Harnesten  in  den  An.  Placent.  Gibell.  SS.  18,  474  (Data 
apud  Augustam  11.  Julii  indictione  9.  1236).  In  einem  Brief  aus  dem  Mai 
1236  — An.  Placent.  Qibell.  SS,  18,  473  — an  den  Bischof  von  Kumä  giebt 
Friedrich  an:  Nos  ....  in  fcsto  sancti  Johannis  proxime  venturo  . . . signa  uostra 
movebimus  ab  AugustB.  Noch  am  23.  Juli  urkundet  er  jedoch  in  castris  in 
praediis  Augustae.  Huill.-Breh.  IV,  883 — 895. 

sl)  In  einem  Brief  des  Deutschmeisters  an  den  Patriarchen  von  Aquilcja 
und  den  Erzbischof  von  Mizina,  den  auch  die  An.  Placent.  Gibell.  mittheilen, 
heisst  cs:  quod  dominus  serenissimus  imperator  iam  versus  partes  Auguste  se 
eontulit,  ut  deindc  cum  victorioso  repetat  Lombardiam.  Chron.  Salisb.  Im- 
perator in  partibus  superioribus  milite  collecto  premisaa  imperatricc  Lombar- 
diam impetravit.  Vgl.  Huill.-Breh.  V p.  28,  p.  1Ü2  und  110  (hier  in  castris 
apud  Augustam  aus  dem  September). 

**)  Chron.  Roland,  l’atav.  lib.  III,  9 (SS.  19)  Tiso  germanus  Ecclini  de  Ro- 
mano habe  mehrere  Gesandten  mit  Briefen  ubgeschickt  et  crcdiderunt  quidara, 
quod  ivit  personaliter  ad  Augustam,  civitatem  scilicet  imperatoris  in  Alemanniam 
et  semper  imperii  mansionem. 
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Stadt  Augsburg  die  Bezeichnung  civitas  scilicet  imperatoris  in 
Alemannia  et  scmper  imperii  mansio  giebt,  der  Italiener  sieht  also 
Augsburg  fast  als  die  Residenz  der  deutschen  Kaiser  an. 

Sonst  sind  nur  noch  einige  von  Konrad  IV.  aus  Augsburg 
datirte  Urkunden M)  zu  erwähnen,  während  wir,  wie  über  so  Vieles, 
so  auch  nicht  einmal  über  die  Stellung  Sibotos  oder  der  Stadt  zur 
"Wahl  Heinrich  Raspes  Etwas  erfahren  und  nur  bemerken  können, 
dass  weder  Siboto  unter  den  Fürsten,  die  die  Wahl  des  Pfaffen- 
königs  (am  22.  Mai  1246  zu  Veits  Hüchhcim  bei  Würzburg)  zu 
Stande  bringen,  genannt  wird,  noch  auch  die  Stadt  unter  den 
Städten,  welche  ihren  zu  Heinrich  Raspe  abgefallenen  Bischöfen 
Opposition  machten. 

Im  Mni  1248  resignirte  Bischof  Siboto  und  es  wurde  nun 
Graf  Hartmann  von  Dilingen  zum  Bischof  gewählt,  der  jedoch  erst 
acht  Jahr  später  — wir  wissen  nicht,  ob  etwa  seiner  staufischen 
Gesinnung  wegen,  oder  wie  Braun  will,  weil  Siboto  trotz  der  Re- 
signation noch  einzelne  Funktionen  ausübte  — die  Weihe  erhalten 
zu  haben  scheint;  erst  im  Dezember  1256  nennt  er  sich,  soweit  wir 
sehen,  Hartmanus  dei  gratia  ecclesic  Augustcnsis  cpiscopus Rls). 

Mit  der  Regierung  dieses  Bischofs  erhält  die  Geschichte  der 
Stadt  nun  ein  ganz  anderes  Gepräge,  denn  während  wir  bisher  gar 
Nichts  über  die  innere  Politik  der  Bischöfe,  noch  über  die  Ent- 
wicklung der  Stadt  selbst  erfahren  und  daraus  fast  schliesscn 
möchten,  dass  sich  in  Augsburg  auf  der  Grundlage  des  Stadtrechts 
von  1156  eine  ruhige  und  gleichmässige  Entwicklung  des  Verfassungs- 
lebens  vollzogen  habe,  finden  wir  gleich  nach  der  Wahl  Hartmanns 
die  lebhafteste  Gährung  unter  den  Bürgern,  und  bald  schlägt  diese 
in  den  erbittertsten  Kampf  zwischen  Bürgern  und  Bischof  um,  und 
je  später  hier  der  Kampf  im  Verhältniss  zu  anderen  Städten  be- 
ginnt, um  so  gewaltiger  und  energischer  wird  er  geführt,  von  den 
Bürgern  mit  immer  neuen  Prätensionen,  immer  neuen  Forderungen, 
von  dem  Bischof  mit  immer  rücksichtsloserer  Energie,  immer  festerer 
Zähigkeit,  aber  der  Strom  der  Zeit  hatte  die  Bürger  so  mächtig 
ergriffen,  das  Gefühl  ihrer  Kraft  und  Bedeutung  so  lebhaft  geweckt, 
dass  alles  Ankämpfen  des  Bischofs  vergeblich  war,  die  Bürger  end- 
lich triumphirten. 

*•)  1246  Mai  Huill.-Breh.  VI  861,  vier  Urkunden  aus  dem  August  und 
September  1246  ib.  873  ff.,  eine  vom  10.  Mai  1248  und  eine  vom  März  1250. 

4l)  Noch  1254  Mai 4.  — Augsb.  Urk.-Buch  p.  12  — nennt  er  sich  nur  clectus 
et  confirmatus  ecclcsiac  Augustcnsis  cpiscopus.  Urkunde  d.  d.  1256  Dezember  8 
in  den  Mon.  Boic.  33»-  82. 
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Indexgen  können  wir  den  Gang  diese«  Kampfe«  hier  nicht  im 
Einzelnen  schildern  und  zwar  weniger  des  freilich  auch  hier  höchst 
lückenhaften  Materials  wegen,  sondern  weil  die  einzelnen  Momente 
der  Friedensinstrumente,  wenn  wir  diesen  Ausdruck  für  die  Ver- 
gleiche zwischen  Bischof  und  Bürgern  gebrauchen  dürfen,  die  zu- 
gleich fast  die  alleinige  Quelle  unsrer  Kenntnis«  dieser  Dinge  bil- 
den, in  die  Besprechung  der  Verfassung  der  Stadt  gehören,  und 
wir  uns  daher  hier  besser  mit  mehr  summarischen  Angaben  be- 
gnügen. 

Wir  möchten  bei  diesem  Kampf  zwei  Perioden  unterscheiden, 
die  sich  dadurch  von  einander  unterscheiden,  dass  in  der  ersten 
Bischof  und  Bürger  allein  ihre  Sachen  ausmachen,  in  der  zweiten 
dagegen,  wie  cs  scheint,  beide  Theilc  die  Hülfe  auswärtiger  Mächte 
in  Anspruch  zu  nehmen  suchen.  In  der  ersten  (bis  1226)  suchen 
die  Bürger  durch  Unruhen  und  Revolten  Privilegien,  oder  die  An- 
erkennung ihrer  Prätensionen  zu  erreichen,  der  Bischof  aber  sucht 
seinen  Geldmangel  durch  immer  neue  Verpfändungen  der  gewag- 
testen Art  zu  heben,  denn  gerade  dieser  Geldmangel  ist,  wie  wir 
sehen  werden,  der  getreueste  Bundesgenosse  der  Bürger1**).  Gleich 


**)  Da  wir  auf  diesen  Geldmangel  dos  Bischofs  im  Verlauf  unserer  Be- 
trachtung nicht  näher  uingchcn  können,  andrerseits  eine  Zusammenstellung 
namentlich  der  vom  Bischof  kontrahirten  Schulden  doch  vielleicht  von  Interesse 
ist,  so  geben  wir  hier  eine  solche; 

Im  August  1253  (M.  B.  38»-  81)  verpfändet  er  für  (theilweise  schon  vom 
Bischof  Siboto  aufgenommene)  150  Pfund  an  Heinrich  Schongnuer  eine  bischöf- 
liche Muhle  und  einen  halben  mansus,  aus  einer  Urkunde  vom  8.  December 
1256  ersehen  wir,  dass  er  für  225  Mark  Silber  dem  Albert  de  Sumcrowc  die 
Patronatsrechte  und  den  Besitz  der  Kirche  in  Seege  verpfändet  hat,  am 
2.  Januar  1259  (M.  B.  33*-  90  u.  92)  verpfändet  er  an  Heinrich  Schongnuer  den 
pons  Vindelioe  mit  den  zugehörigen  .Einkünften  und  einem  Meierhof  für 
270  Pfund,  ausserdem  den  ihm  am  Zoll  von  Altershcr  zustchenden  Antheil  für 
100  Pfund,  1202  für  250  Pfund  das  Burggrafenamt  an  Heinrich  Schongauer 
auf  12  Jahre,  1263  Mai  13  (M.  B.  33»-  101)  bis  zur  Zahlung  von  — schon  von 
seinem  Vater  aufgenommenen!  — 450  Mark  Silber  Güter  in  Nereshoim  an  den 
Grafen  Ludwig  von  Octtingon,  1204  Juli  21  (M.  B.  33»-  104)  für  40  Pfund  dem 
indes  Heinricus  de  Schepacb  Gütereinkünfte  in  Screzheim  und  Husen,  1264 
November  28  pro  eertu  summa  peeuuie  . . . recepta  wieder  das  Burggrafenamt 
auf  weiter  vier  Jahre  an  die  Söhne  Heinrichs  Schongauer.  Besonders  kost- 
spielig war  dann  der  Krieg  mit  Herzog  Ludwig  von  Baiern  (1268 — 1270),  denn 
ganz  abgesehen  von  den  Seitens  der  Bürger  hierfür  verwandten  Summen  ge- 
stattet der  Bischof  volentes  nos  et  ecclesiam  nostram  ab  onere  debitorum  tem- 
pore belli  novissime  contractorum  die  Erhebung  eines  Ungolds  auf  fünf  Jahre, 
und  die  Ucberlassung  des  Judenschutzes  für  jährlich  10  Pfund  und  des  Hiinz- 
rcgals  sind  wohl  auch  als  Folgen  dieser  Schulden  anzuschen,  und  doch  ist  der 
Bischof  1274  nicht  einmal  im  Stande  die  Kosten  einer  Hofreise  zu  tragen,  son- 
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bei  Antritt  des  Episkopat»  muss  Hartmann  (len  Bürgern  ein  Privi- 
leg47) geben,  im  Mai  1251,  durch  neue  Unruhen  in  Bedrängnis» 
gekommen,  sehr  bedeutende  Koncessionen  machen,  ihnen  namentlich 
die  Bewachung  der  Stadtthore  und  damit,  wie  oben  ausgeführt, 
die  militärische  Macht  in  der  Stadt  überlassen,  nur  sollen  die  Geist- 
lichen wie  die  bischöfliche  familia  die  Thore  ungehindert  passiren 
dürfen49),  ähnlich  wiederum  im  Mai  1254,  während  hier  auch  um- 
gekehrt die  Bürger  sehr  viel  nachgeben  müssen,  im  Jahre  1257 
muss  aber  der  Bischof  den  Bürgern  wieder  Zugeständnisse  der  de- 
müthigendsten  Art  machen,  12(10  dagegen  sind  offenbar  wieder  die 
Bürger  im  Nachtheil4*).  Vielleicht  steigert  sich  dieser  im  Laufe 
der  nächsten  Jahre  noch  so,  dass  gerade  dadurch  zunächst  die 
Bürger  veranlasst  werden,  1264  mit  Konradin  und  dem  Herzog 
Ludwig  von  Baiem  einen  Vertrag  zu  schliessen,  dessen  Spitze  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  gegen  den  Bischof  allein  gerichtet  ist,  wo- 


dern  Bürger  und  Kapitel  müssen  wenig® ens  die  vorläufige  Deckung  derselben 
übernehmen,  auch  schuldet  der  Bischof  aus  jenem  Kriege  noch  seinem  Bundes- 
genossen, dem  Markgrafen  von  Burgau,  Geld  und  muss  diesem  (1274  Marx  1 
31.  B.  :-£!*•  131)  die  bischöflichen  Güter  in  Teigenhausen  und  Gunzcburch  ver- 
pfänden. 

Zu  diesen  Angaben  ist  dann  noch  das  unten  über  die  Steuern  und  Zölle 
der  Stadt  Mitgctheilte  zu  vergleichen. 

*’)  Von  diesem  wissen  wir  allerdings  nur  aus  der  Bemerkung  Hartmanns 

in  der  Urkunde  d.  d.  1254  Mai  4 — A.  U.  B.  p,  12 quod  nos  ratum  ha- 

heamus  privilegium  quod  nos  civibus  ipsis  in  prineipio  introitus  nostri  con- 
tulimus  non  obstante  quod  nos  praeposuimus  qnandoque,  quod  multis  de  capi- 
tulo  nostro  absentibus  iecimus  id  coacti. 

*") ut  vidclicet  ipsi  cives  portas  urbis  seu  civitatis  nostrae  universas 

constructas  et  construcndas  in  sua  potestate  tencant  in  futurum  et  de  nostra 
enncessione  sihi  a nobis  facta  eas  pro  nobis  et  se  ipsis  fideliter  custodiant  et 
observent,  taliter  provisuri  ne  nobis  aut  nostris  seu  clericis  quibuslibet  et 
claustralibus  nec  non  et  familiae  ipsorum  per  eas  intrare  et  exire  volentibus 
ab  ipsis  civibus  malitiose  aliquo  tempore  precludentur. 

1 •)  A.  U.  B.  12:  Der  Bischof  entscheidet — habito  consilio  capituli  nostri  — 
einen  Streit  der  Bürger  mit  dem  Peterskloster  über  eine  bei  der  dornus  civium 
gelegene  area.  Nach  dieser  Entscheidung  erhalten  die  Bürger  nur  einen  Zu- 
gang zu  der  dornus  civium,  dürfen  auf  der  area  nur  mit  Zustimmung  des  Klosters 
bauen,  das  Kloster  hingegen  an  diesem  Zugang  und  an  dein  Graben,  an  dem 
früher  das  praetorium  stand,  ganz  nach  Belieben.  Die  vier  Verkaufsstellen  am 
Kloster  sollen  aber  von  Niemand  entfernt  werden,  und  die  beweglichen  mit 
Leinwand  bedeckten  Verkaufsbuden,  wie  bisher  vom  Donnerstag  bis  Sonntag 
zum  Nutzen  des  Klosters  ohne  Widerspruch  der  Bürger  aufgcschlagen  werden, 
und  ausserdem  haben  die  Bürger  noch  dem  Kloster  eine  jährliche  Abgalie  zu 
entrichten. 


Digitized  by  Google 


126 


gegen  denn  der  Bischof  wieder  die  Verhältnisse  zu  benutzen,  Kon- 
raditi  von  dem  Bündniss  mit  der  Stadt  abzuziehen  und  durch  einen 
Vertrag  im  Jahre  1266  auf  seine  Seite  zu  locken  weiss. 

Obgleich  der  Bischof  aber  um  dieselbe  Zeit  in  einen  Streit  mit 
dem  miles  de  Mindelbcreh  geräth,  der  für  ihn  so  unglücklich  ab- 
lief, dass  nicht  nur  seine  Burg  Strazberch  erobert  und  verwüstet 
wurde,  sondern  er  selbst  sogar  in  die  Gefangenschaft  des  Mindel- 
berch  gericth  und  er  sowohl  wie  das  Kapitel  in  dem  endlich  durch 
Vermittelung  des  Bischofs  von  Konstanz  und  des  Abts  von  St.  Gal- 
len abgeschlossenen  Vertrage  auf  jede  Vergeltung  verzichten  müs- 
sen*0), so  finden  wir  doch  nicht,  dass  sich  die  Bürger  an  diesem 
Kampfe  irgendwie  betheiligt  hätten,  oder  Nutzen  aus  ihm  zu  ziehen 
versucht  hätten:  im  Gegentheil  schlicssen  Bischof  und  Bürger  im 
Oktober  1267  einen  Vertrag,  in  dem  diese  die  Rechte  des  Bischofs 
völlig  anerkennen,  der  Bischof  aber  der  Stadt  das  Recht  koncedirt, 
ihrerseits  selbständig  mit  anderen  Potenzen  Verträge  zu  Schutz  und 
Trutz  zu  schlicssen,  ja  als  Kontydin  entgegen  der  mit  dem  Bischof 
getroffenen  Verabredung  die  ihm  von  Konradin  übertragene  Vogtei 
an  Herzog  Ludwig  von  Baicrn  verpfändete,  und  hierüber 91 ) nach 
Ludwigs  Rückkehr  ein  Kampf  zwischen  diesem  und  dem  Bischof 
entbrennt,  (1268),  steht  die  Stadt  als  solche  — nur  wenige  Bürger, 
die  namentlich  aufgeführt  werden,  gehen  zu  Ludwig  über,  — auf 
der  Seite  des  Bischofs,  schliessen  mit  diesem  ein  Bündniss,  und  die 
einzige  Schlacht,  von  der  wir  aus  diesem  Kriege  wissen,  bei  Hamei 
an  der  Schmutter**),  muss  für  den  Bischof  und  die  Stadt  sehr 
günstig  ausgefallen  sein,  denn  in  dem  Friedensinstruiuent  vom  Jahre 
1270  verzichtet  Ludwig**)  auf  alle  seine  Rechte  und  erlangt  da- 


*•)  1266  Oktober  24  Augustae  — U.  B.  33»-  111.  — Vgl.  über  «len  Ver- 
lauf des  Kampfes  besonders  die  Bemerkung  ....  quod  idem  (sc.  S.  iunior  de 
Mindelberch)  cum  suis  eomplioibus  eundem  episeopum  Augustensem  non  sine 
manuum  inioctionc  violenta  eaplivarat  et  captivatuin  alü|uamdiu  detinuerat, 
ea8trumcjuc  suum  in  Strazberch  bostiliter  irruens  incendio  devastarat 

*')  cf.  auch  An.  Scheftlar.  in  SS.  17  ad  a.  1268.  Item  eodem  anno  maxima 
gwerra  fuit  inter  Hartmannum  episeopum  Augustensem  et  Ludovicum  dueem 
Bavariae. 

**) occisione  concivium  suorum  apud  Hamei  perpelrata 

**)  1270  Mürz  81  apud  Augustam  — 11.  B.  33»-  118,  viel  besser  jedoch  in  den 
Hon.  Wit.tclsbac.  in  Quellen  und  Forschungen  zur  bair.  Gesch.  V.  1,  p.  238, 
welcher  Abdruck  bei  dem  ungenügenden  Regest  im  Augsb.  Urkb.  nicht  an- 
gegeben ist.  Wir  fiihren,  um  zu  zeigen,  wie  völlig  Ludwig  besiegt  war,  hier 
die  wichtigsten  Bestimmungen,  aut  die  wir  nicht  zurückkommen,  an.  Beide 
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gegen  nur  Verzeihung  für  jene  zu  ihm  übergetretenen  Bürger. 
Zweifellos  zeigt  dieser  Kampf,  in  dem  Bischof  und  Stadt  allerdings 
noch  durch  den  Burggrafen  von  Burgau  unterstützt  sind,  die  grosse 
Bedeutung  der  Stadt,  denn  Ludwig  war  jedenfalls  damals  der  erste 
Fürst  im  ganzen  Süden,  andrerseits  hat  der  Kampf  aber  dem  Bischof 
wie  der  Stadt  bedeutende  Geldmittel  gekostet,  und  dennoch  zeugen 
die  Massnahmen,  diese  wieder  zu  ersetzen,  zweifellos  gleichzeitig 
von  dem  lebhaften  Handel,  den  die  Stadt  trotz  des  herrschenden 
Interregnums  und  all  seiner  Folgen  pflegt  und  zu  mehren  sucht. 
Noch  in  demselben  Jahr  muss  der  Bischof  der  Stadt  die  Erhebung 
eines  Ungelds  von  allen  Waaren,  die  in  die  Stadt  gebracht  werden, 
auf  fünf  Jahre  gestatten,  und  ferner  die  Juden  in  der  Stadt  von 
allen  Diensten  bis  Martini  1272  befreien  gegen  eine  Abgabe  von 
jährlich  10  Pfund  Seitens  der  Bürger:  eine  Abgabe,  die,  da  die 
Urkunde  auf  den  besonderen  Wunsch  der  Stadt  ausgestellt  wird, 
die  Vermuthung  hervorruft,  dass  die  Bürger  durch  die  Juden  und 
zwar  wohl  durch  den  Handel  derselben  Vortheil  zu  erlangen  hoff- 


Parteicn,  von  denen  eine  ziemlich  grosse  Zahl  einzeln  mit  Namen  angeführt 
wird,  sichern  sich  zunächst  völlige  Freundschaft  und  vollständiges  Verzeihen 
aller  einander  im  Kriege  zugefügten  Unbilden  und  Schäden  zu,  vor  dem  Be- 
ginn des  Krieges  dagegen  von  den  Herzoglichen  dem  Kapitel  zugofügten  Schä- 
den sollen  nach  dem  von  Hartmann  und  Herzog  Heinrich  von  Baiern,  der  den 
Frieden  vermittelt,  zu  treffenden  Schiedsspruch  gebiisst  werden.  Alle  gegen- 
seitigen Streitigkeiten  über  Güter  und  Lehen  wolle  man  nach  Recht  und  Billig- 
keit entscheiden.  Die  Gefangenen  sollen  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  vor 
diesem  Friedensschluss  in  die  Hände  eines  andern  als  desjenigen,  der  sie  ge- 
fangen hat,  ein  liesonderes  Gelübniss  abgelegt  halten,  gegenseitig  ausgeliefert, 
ebenso  auch  alle  Sachen,  die  man  vom  Gegner  noch  besitzt,  zurückgegeben 
werden.  Die  Bürger  aber,  denen  wegen  ihres  Uehertritts  zu  Herzog  Ludwig 
vom  Bischof  verziehen  wird,  sollen  weder  gerichtlich  belangt  noch  auch  nur 
mit  Hass  verfolgt  werden,  vielmehr  sollen  sie  in  alle  ihre  Besitzungen,  Rechte 
und  Ehren  wieder  eingesetzt  werden,  und  nur  für  den  Fall,  dass  sich  jemand 
von  ihnen  wegen  eines  Todschlages  nicht  reinigen  kann  ( — d.  li.  also  wohl,  man 
hat  den  Krieg  auch  zur  Verfolgung  von  Privatrache  benutzt,  und  es  ist  hier 
an  Mordanfall  zu  denken  — ) soll  den  nächsten  Verwandten  das  Recht  der  Blut- 
rache — man  beachte,  dass  diese  hier  also  noch  sanctionirt  wird!  — respective 
der  gerichtlichen  Verfolgung  offen  stehen.  Auch  sollen  diese  Bürger  von  dem 
Eide,  den  sie  gezwungen  dem  Bischof  und  der  Stadt  geleistet  haben,  frei  sein. 
Dagegen  verzichtet  Ludwig  nun  auf  die  ihm  durch  Konradin  übertragenen 
Rechte  an  der  Vogtei  und  verspricht  ausserdem,  die  Bürger  auch  wegen  ihres 
Salzlagers  bei  Friedberg  in  keiner  Weise  zu  belästigen,  ihnen  vielmehr  densel- 
ben Schutz  wie  andern  Kaufleuten  in  seinem  Gebiet  zu  gewähren,  wie  auch 
die  bairischen  Unterthanen  im  Augsburger  Diöeesansprcngel  durch  den  Bischof 
geschützt  werden  sollen. 


Digitized  by  Google 


128 


ten.84)  Weiter  überlässt  der  Bischof  im  Jahre  1272  8li)  den  Bürgern 
auf  drei  Jahre  die  Ausübung  des  Münzregals  zum  gemeinen  Besten 
und  zwar  so,  dass  die  Denare  bis  zum  24.  April  1273  in  der  alten 
Weise  sub  eodem  ferro  et  eadem  forma  monete  geprägt  werden  sol- 
len, während  für  die  beiden  übrigen  Jahre  die  Bürger  ganz  frei 
über  die  Münze  verfügen  dürfen,  der  Bischof  sich  nur  seinen  Rath 
vorbehält. 

Wie  sehr  die  Bürger,  begünstigt  offenbar  durch  solche  Privi- 
legien, den  Handel  ihrer  Stadt  gehoben  haben,  zeigt  der  Y’ertrag, 
den  Herzog  Ludwig  von  Baiern  im  Herbst  1272**)  durch  seine 


**)  A.  Statltb.  p.  336.  Der  Bischof  stellt  die  Urkunde  aus  „auf  heger  und 
aus  lieb  unserer  geliebten  und  getrewen  burger  zu  Augspurg.“  Auch  befiehlt 
er  die  .luden  in  den  Schutz  seines  Vogts,  des  Bürgermeisters,  des  Raths  und 
der  ganzen  Gemeinde,  Klagen  gegen  die  .luden  sollen  nur  nach  den  allgemein 
geltenden  Grundsätzen  angebracht  werden,  und  besonders  soll  Niemand  den 
Juden  todte  Körper  in  die  Höfe  oder  Häuser  werfen,  ein  Schimpf,  der  den 
Juden,  um  sie  zu  verunreinigen,  bekanntlich  oft  angethan  wurde.  Ob  Meyer 
Reeht  hat,  wenn  er  hier  den  Uebergang  des  Judenregals  vom  König  auf  den 
Bischof  konstatirt  sieht  und  diesen  Uebergang  in  Verbindung  mit  den  Streitig- 
keiten über  die  Vogtei  bringt,  muss  dahingestellt  bleil>en,  schon  weil  wir  ül>er 
das  Verhältnis»  der  Augsburger  Juden  nur  aus  dem  Jahre  1266  eine  Nachricht 
haben,  und  diese  wenigstens  noch  die  Ausübung  des  Judenregals  in  die  Hand 
des  Königs  legt.  Am  30.  November  1266  — M.  B.  30*-  356  — nämlich  befreit 
Konradin  die  in  der  Stadt  wohnenden  Juden  bis  auf  Oeorgi  über  lunf  Jahr 
von  allen  schuldigen  Diensten  gegen  eine  Zahlung  von  30  Pfund  Augsburgisch 
für  das  erste  und  eine  Zahlung  von  10  Pfund  für  jedes  folgende  Jahr,  befiehlt 
ausserdem  sie  und  alle  etwa  zuziehenden  Juden  auf  den  gedachten  Zeitraum 
in  den  Schutz  seines  Vogts,  des  Bürgermeisters,  des  Raths  und  der  ganzen 

Bürgerschaft  ( Judcos  in  Augusta  residentes  et  illuc  venientes ad- 

vocato  nostro,  magistro  civium,  consulibus  et  communitati  totius  civitatis 
Auguste  commisimus)  und  trifft  endlich  die  Bestimmung,  dass  die  Dienste  und 
Abgaben,  die  ihm  neu  zuziehende  Juden  während  dieser  Zeit  schuldig  sein 
sollen,  durch  einen  Beschluss  der  Bürger  G'huonrad  dictus  Hurnloher  und  Ulrieus 
dictus  Claindienst  wie  der  Juden  Davyd  und  Liebennann  festgesetzt  werden 
sollen.  Immerhin  könnte  demnach  jene  Urkunde  Hartmanns  auch  eine  Folge 
der  kaiserlosen  Zeit  und  Rudolf  in  die  alten  Rechte  der  königlichen  Macht 
auch  hier  wieder  eingetreten  sein.  Wenn  wir  übrigens  im  Text  äusserten,  die 
Bürgen  würden  vcrmuthlich  aus  Handclsinteressen  jene  Abgaben  zu  Dunsten 
der  Juden  übernommen  haben,  so  geschah  dies,  weil  wir  sonst  absolut  keinen 
Grund  hierfür  sehen  können,  es  ist  aber  daran  zu  erinnern,  dass  1266  die  Ju- 
den selbst  die  bezügliche  Summe  haben  zahlen  müssen  (..,  Judei  ....  persol- 

verunt  et component  ...)  und  dass  die  Juden  auch  1272  jedenfalls  haben 

mit  der  Stadt  „heben  und  legen“  müssen,  also  auch  jene  Abgabe  mindestens 
theilweise  selbst  aufbringen  mussten. 

“)  M.  B.  33»-  126. 

“)  1272  Oktober  17  — A.  U.  B.  p.  32. 
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Kommissare,  den  Präpositus  Albert  von  Ilmonster,  Hermann  von 
Hagenherg,  YVinhard  von  Rorbaeb  und  Arnold  von  Messenhausen, 
mit  der  Stadt  auf  zwei  Jahre  gchliesst.  Zwar  miiggen  die  Bürger 
dem  Herzoge  eine  Summe  von  400  Pfund  für  diesen  Vertrag  in 
zwei  Raten  zahlen,  aber  der  Herzog  verspricht  ihnen  dagegen, 
namentlich  aber  denjenigen  von  ihnen,  die  nach  Baiern  Handel  trei- 
ben, seinen  Schutz,  verpflichtet  sich,  die  Rechte  der  Augsburger 
ebenso  zu  wahren  wie  die  der  Münchener  Bürger,  ja  auch  ein  auf 
nicht  bairischem  (iebict  den  Bürgern,  sei  cs  persönlich,  sei  es  an 
ihren  Waarcn,  zugefügtes  Unrecht  zu  rächen®7),  wogegen  denn  die 
Bürger  sich  zur  Hülfeleistung  für  alles  bairischen  Unterthanen  oder 
deren  Gütern  zugefügtes  Unrecht,  wie  überhaupt  für  alle  Kriege 
Ludwigs  bereit' erklären  und  dem  Herzog  demgemäss  jederzeit  den 
Eintritt  in  ihre  Stadt  und  die  Verpflegung  seiner  Leute  in  Augsburg 
gegen  Bezahlung  gestatten  wollen.**)  Auch  wird  ein  Modus  zur 
Beilegung  etwaiger  Streitigkeiten  zwischen  den  Bürgern  und  bai- 
rischen Unterthanen  festgesetzt,  das  gegenseitige  Schuldverfahren 
geregelt  und  endlich  namentlich  den  Bürgern  zugesichert,  dass  sie 
für  die  von  ihrem  Bischof  bei  bairischen  Unterthanen  kontrahirten 
Schulden  nicht  haftbar  sein  und  von  den  bairischen  Schuldnern  des 
Bischofs  nicht  gepfändet  werden  sollen.®*) 

Damit  ist  das  schon  1264  angebahnte,  durch  den  Krieg  von 
1268 — 1270  unterbrochene,  gute  Verhältnis  der  Stadt  mit  dem 


*’) quod  eosdem  cives in  nostram  tuitionem  recepimus  et 

erotiam  specialem  et  eosdem,  ubicunquc  in  nostro  doininio,  ubi  nostra  potestas 
extonditur,  enin  suis  mercimoniis  vel  in  neffotiis  aliis  processerint  in  aquia  et 
in  strati«  nnstris  debeinu«  defendere  et  tueri  ac  ipsorum  iura  conservarc  sic 
tideliter  sie  sincere  contra  qnoscunque  ipsorum  offensores  nobis  subiectos  quem- 
ailmoilum  de  Monaco  et  alios  nostrarum  in  Bawaria  cives  protueri  consuevimus 

civitatum Insuper  si  quid  damni  vcl  gravaminis  extra  dominium  nostrum 

ipsis  civibus  in  persona  illatum  fuerit  vel  in  rebus,  id  secundum  quod  ipsorum 
iuri  competit  emendare,  promisimus  bona  tide  et  ad  emendam  corum  damno- 
ruin  sic  solicite  intendere  ac  si  nobis  inferatur  dainna  eadem  sive  nostris. 

*’)  Adiectum  est  ctiam  quod  si  forte  per  nostros  emulos  qualcscunque 
in  terra  aut  in  bominibus  nostris  atque  bonis  impugnacionem  aliquam  vcl  dain- 
num  sustinuerimus,  dicti  cives  in  hoc  nobis  cooperare  debebunt  secundum  quod 
ipsorum  honestatis  ac  sue  fidei  eondeeet  pietatem,  et  in  quocunque  casu  in- 
troitum  et  exitum  sue  civitatis  nobis  pandere  et  disponere,  qui  ad  educendum 
et  emendum  nobis  dentur  in  ipsa  civitate  absque  impedimento  quolibet  res 
venales. 

*•)  ....  nec  etiam  consentire,  quod  per  nostros  fidelcs  sive  ministeriales 
racione  pignoris  in  bonis  suis  damuiticentur  ob  aliquant  causam  seu  impeticioncin. 
si  quam  Forte  ipsi  nostri  tideles  et  ministeriales  contra  ipsorum  dominum  epis- 
copum  liabcnt  proponere  aut  liabebunt. 

Herner,  Mittelalterl.  (iesimle- Kochtsverhültnisse.  9 
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Herzog  und  ein  sicherer  Handelsverkehr  zwischen  Augsburg  und 
Baiern  wieder  hergestellt,  und  da  der  Bischof  unter  den  Zeugen 
dieses  Vertrages  erscheint,  so  wird  man  annehmen  dürfen,  dass 
auch  er  mit  demselben  einverstanden  war,  wie  denn  auch  ein  gutes 
Einvernehmen  zwischen  Stadt  und  Bischof  noch  im  April  1274 
herrscht,  da  damals  die  Bürger  gemeinsam  mit  dem  Domkapitel 
die  vorläufige  Bezahlung  der  von  dem  Bischof  Behufs  einer  Reise 
zum  Hof  Rudolfs  gemachten  Auslagen  übernehmen.70) 

Trotz  dieser  Anzeichen  eines  guten  Einvernehmens  zwischen 
Stadt  und  Bischof  wird  andererseits  doch  kein  Zweifel  sein,  dass 
immer  wieder  Kompetenzstreitigkeiten  und  Konflikte  aller  Art  vor- 
kamen, und  dass  sowohl  in  Folge  der  keineswegs  immer  klaren 
•Festsetzungen  zwischen  beiden  Parteien  wie  auch  ift  Folge  der  all- 
gemeinen damaligen  Zustände  in  Deutschland  überhaupt  noch  immer 
mannigfach  Rechtsunsicherheit  und  ein  verworrenes  Schwanken  der 
Kompetenzen  beider  Parteien  herrschte,  nur  hat  der  bisherige  Kampf 
die  Geister  soweit  abgekühlt,  dass  nicht  mehr  die  Geisscl  des  Bürger- 
krieges den  Frieden  erzwingen  musste,  sondern  zunächst  beginnen 
die  Bürger  selbständig  Theile  des  Rechts  wie  gerichtliche  Urtheile 
zu  kodificircn,  und  ein  Streit  über  ein  nicht  genanntes  Privileg  des 
Bischofs  an  die  Bürger  giebt  diesen  dann  Veranlassung,  die  Sach- 
lage dem  Könige  bei  dessen  Anwesenheit  im  März  1276  vorzutra- 
gen. Der  König  entscheidet,  da  der  Bischof  wie  das  Kapitel  an- 
erkennen müssen,  dass  jenes  Privileg  zu  Recht  bestehe,  zunächst  zu 
Gunsten  der  Bürger,  gewährte  ausserdem  den  Bürgern  gegen  Zah- 
lung von  400  Pfund  eine  mehrjährige  Steuerbefreiung,  vor  allen 
Dingen  aber  sanktionirte  er  die  bisherigen  rechtlichen  Aufzeichnun- 
gen der  Bürger  durch  seine  königliche  Approbation,  erlaubte  ihnen, 
mit  diesen  Aufzeichnungen  fortzufahren  und  sicherte  ihnen  auch 
hierfür  seine  königliche  Sanktion  zu.  So  entstand  das  zweite,  das 
grosse  Augsburger  Stadtrecht  vom  Jahre  1276.71) 


»•)  1274  April  5 M.  B.  33«-  132,  A.  U.  B.  36. 

”)  Vgl.  über  die  letzten  Angaben  die  drei  Urkunden  Rudolfs  für  die 
8tadt  d.  d.  1276  März  9 im  Augsb.  Urkb.  p.  36,  37,  38. 

Ueber  das  Verhältnis»  des  Augsburger  Stadt  recht  8 zum  Schwabenspiegel 
vgl.  die  bekannten  Aufsätze  von  Rockinger  in  den  Abhandl.  der  Münchener 
Akademie  vom  Jahre  1867  ff.  und  Ficker  W.  8.  B.  23,  281  und  besonders  77,  796. 
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Zweiter  Theil. 

Zur  Verfassungsgeschichte. 


Kapitel  I. 

Der  Vogt. 

§ 1.  Der  Charakter  der  Vogtei. 

Die  Vogtei  ist,  wie  schon  bemerkt,  mit  Beginn  dieser  Periode 
durch  Friedrich  I.  ein  königliches  Amt  geworden,  auch  haben  wir 
noch  eine,  von  dem  Herausgeber  in  die  Jahre  1167 — 1191  gesetzte 
Urkunde1),  die  es  sehr  wahrscheinlich  macht,  dass  damals  Herzog 
Friedrich  von  Schwaben  die  Vogtei  in  Händen  hatte.  Derselbe 
fordert  hier  nämlich  die  dilecti  urbani  sui  in  Augusta  auf,  die 
Brüder  von  S.  Georg  in  dem  ruhigen  Besitz  des  ihnen  seit  der 
Zeit  der  letzten  drei  Bischöfe  und  Vögte  am  pons  Vindelice  zu- 
stehenden Antheils  nicht  zu  stören,  und  der  Ausdruck  „etioiu  sub  me  et 
per  me“  in  Verbindung  mit  dem  „tribus  advocatis“  (sc.  ultimis)  macht 
es,  denke  ich,  fast  zweifellos,  dass  Friedrich  damals  Vogt  von  Augs- 
burg war. 

Aber  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhun- 
derts scheint  die  Vogtei  wieder  ein  bischöfliches  Amt  geworden 
zu  sein.  In  einer  Urkunde“)  des  Bischofs  Siboto  nämlich  von 

')  Augsb.  Urk.-B.  p.  1. 

*)  quod  fratres  de  sancto  (reorgio  quiequid  a ponte  Vindelice  superius  in 
latum  et  in  longum  sub  tribus  episcopis  et  tribus  advocatis  usque  ad  inea  t em- 
pöre quiete  possederunt,  etiam  sub  me  et  per  me  de  cctero  possideant. 

3)  Wenn  in  der  Urkunde  von  1241  — Jion.  Boic.  33»-  fi7  — durch  die 
der  Augsburger  Arehidiakon  Ulrich  in  (iegenwart  des  Bischofs  Siboto  dem 
Nonnenkloster  in  Meinharteshoven  eine  Schenkung  macht,  die  Burg  Schwabeck 
als  castrum  regium  liezeiclmet  wird,  so  ist  daraus  gewiss  für  die  Vogtei  Nichts 

9* 
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1237 4)  erscheinen  als  Zeugen  Heinrieus  Gula,  Heinricus  filius  cius 
advocatus  Augustensis,  ebenso  in  einer  Urkunde  des  oben  erwähnten 
Swigger  de  Mindelbcrc  vom  Jahre  124G5)  Heinrieus  Gula  advocatua 
Auguatensia  und  zwar  nicht  an  bevorzugter  Stelle  sondern  nach 
drei,  je  als  über  bezeiehneten  Personen  — und  eben  dieser  Hein- 
ricus Gula  wird  dann  in  einer  bischöflichen  Urkunde  vom  13.  März 
1250  als  bischöflicher  Dienstmann  bezeichnet.®)  Obgleich  es  unter 
den  anomalen  Verhältnissen  um  1250  noch  eher  als  zur  Zeit  Frie- 
drich I.  denkbar  wäre,  so  wird  es  doch  immer  im  höchsten  Grude 
auffallend  sein,  einen  bischöflichen  Ministerialen  in  einem  königlichen 
Amt  zu  sehen.  Die  Präsumtion  — und  cs  fehlt  jeder  Anhalt  für 
das  Gegentheil  — spricht  viel  eher  dafür,  dass  das  Amt  seinen 
Gharakter  geändert  habe,  und  die  Vogtei  wieder  bischöflich  gewor- 
den sei. 

Weiteren  Aufschluss  über  die  Vogtei  erhalten  wir  in  der  Ur- 
kunde vom  Jahre  1257. 7)  Wie  an  anderen  Orten  so  scheint  es 
auch  hier  zu  einer  Erhebung  des  Vogtes  gegen  den  Bischof  gekom- 
men zu  sein,  bei  der  der  Vogt  die  energische  Hülfe  der  Bürger 
fand,  während  hier  der  Hauptkämpfer  des  Bischofs  sein  Kämmerer, 
Heinrich  von  Wellenburg,  ist.  Je  lebhafter  aber  dieser  den  Kampf 
geführt  zu  haben  scheint,  um  so  unglücklicher  für  ihn  und  seinen 
Herrn,  um  so  glücklicher  für  die  Bürger  endete  derselbe.  Denn 
der  Bischof  wird  gezwungen,  den  Kämmerer  an  die  Bürger  gefan- 
gen auszuliefern9),  damit  diese  die  Sühne  bestimmen,  welche  der 
Kämmerer  dom  Vogt  und  den  Bürgern  zu  leisten  hat  und  zwnr 
sowohl  für  den  geschehenen  Schaden  wie  auch  ftir  das  Unrecht,  das 
etwa  vom  Kämmerer  in  Zukunft  den  Bürgern  zugefügt  werden  sollte; 
und  vollauf  wissen  die  Bürger  nun  diese  Snchlage  zu  benutzen. 
Zur  Sicherheit  für  genügende  Sntisfaktion  für  ein  vom  Kämmerer 


zu  folgern;  denn  dasB  diese  Burg  eine  Pertincnz  der  Vogtei  sei,  dürfen  wir 
keineswegs  annehmen,  sondern  sie  gehörte  zu  den  alia  praedia  der  Grafen 
von  Schw-abeck.  was  daraus,  dass  die  Grafen  nach  dieser  Burg  sich  nannten, 
deutlich  erhellt. 

*)  11.  B.  6,  682. 

»)  Huill.-Breh.  6. 

*)  Braun  II,  328  ff.  eitirt  diese  Urkunde  nach  einem  Manuskript,  ein  Ab- 
druck ist  mir  nicht  bekannt.  Bischof  Hartmann  verschenkt  hier  ein  Gut,  das 
früher  Kigenthum  seines  Dienstmannes  Heinricus  Gula  gewesen  sei. 

')  Augsb.  Urk.-B.  p.  15. 

8)  quoll episcopus  ....  dominum  Heinricum  camerarium  de  Wellen- 

burc  nohis  civibus  Augustcnsibus  personaliter  captum  nostre  custodie  com- 
miaerit  . . . 
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der  Stadt  oder  dem  Vogt  zugctiigten  Schaden  sollen,  falls  derselbe 
weniger  als  zehn  Pfund  beträgt,  vier  Ministerialen,  beträgt  der 
Schaden  aber  zehn  oder  mehr  Pfund,  zehn  genannte  Ministerialen, 
Verwandte  des  Kämmerers,  binnen  14  Tagen,  nachdem  der  Schaden 
geschehen  ist,  in  Augsburg  Einlager  halten,  bis  dass  die  Satisfaktion, 
welche  zwar  von  zwei  Bürgern  und  zwei  Leuten  des  Kämmerers 
festzusetzen  ist,  doch  so,  dass  die  Meinung  der  Bürger  jedenfalls 
entscheidend  ist,  geschehen  ist®);  leistet  der  Kämmerer  aber  diese 
nicht,  so  wird  er  als  meineidig  „elose  undc  rehtlosc“. ,0)  Charakte- 
ristisch ist  dann  noch  die  Festsetzung  einer  besonderen  Strafsumme 
für  einen  durch  die  Schuld  des  Kämmerers  am  V’ogt  oder  dessen 
Leuten  oder  an  einem  Bürger  verübten  Todtschlag. u)  So  feindlich 
war  also  schon  die  Stimmung,  dass  man  selbst  die  Möglichkeit 
eines  Todtschlagcs  berücksichtigen  musste. 

Obwohl  demnach  der  Vogt  ein  bischöflicher  Beamter  ist 1J), 

*)  Item  dicti  fideiussores  monendi  sunt,  ut  infra  spurium  quält uorderim 
dierum  pro  dicto  dampno  illato  sc  rccipiant  Auguste,  numquam  abumlc  nisi  prius 
plene  safisfacerint,  rcccssuri.  Quod  si  hoc  adiraplere  neglexerint,  poriuri  mane- 
hunt,  et  tarnen  ah  ipsis  quam  a camerario  tainquam  a veris  debitoribus  nostris 
oranc  dampnuni  noatruni  plenarie  requiremus.  Und  ferner:  Item  statutum  est, 
quod  si  dampnum  uliquod  infra  numerum  deccm  librarum  Spannagelo  aut  nobis 
ex  parte  ca  me  rar  ii  fuit  illatum,  pro  eo  satisfacicndum  hos  posuit  tideiussores : 
Wcrnhcrum  de  Bazinhovcn,  Marquardum  de  Bazinhoven,  Sifridum  de  Liutrichis- 
hoven  ct  lleinricum  de  Clichirshoven  milites,  ita  tarnen,  ut  sccundum  estima- 
cionem  horum  duoruin  civium  scilicet  Sibotonis  Curialis  Cervi  et  Volcwini  et 
duonim  hominum  camerarii  scilicet  Wernheri  de  Bazzenliovin  et  Sifridi  de  Liu- 
triebishovin  milites  ad  hoc  clecti,  idem  dampnum  persolvatur.  Si  vero  homines 
camerarii  cum  hiis  duobus  civibus  in  taxatione  dampni  non  fuerint  concordes, 
predicti  duo  cives,  prout  ipsi  dampnum  tune  taxaverint,  id  ipsum  a fideiussoribus 
certo  citius  est  solvendum.  Sciendum  est  etiam,  quod  hii  duo  cives  singulis 
annis  vel  quocumque  tempore  placuerit,  sunt  cum  duobus  nliis  variandi. 

,0)  ...  tamquam  fractor  voti  ad  oranes  actus  legitimes  inahilis  ct  des- 
pectus  quod  vulgariter  subintelligendum  est  elose  undc  rehtlosc. 

")  Si  eamerarius  ex  culpa  sua  in  Spannagdum  aut  suos  hoinicidium 
commiaerit,  si  de  hoc  sententialiter  fuerit  convictus,  quingentas  marcas  argenti 
solvit  heredi  interfecti.  Quod  si  vero  in  aliquem  civium  nostrorum  hoinicidium 
perpetraverit,  similiter  tiet  debitor  quingentarum  marcarum  argenti  heredibus 
mortui  et  civitati.  Verum  quod  si  eamerarius  pro  homicidio  commisso,  ut 
dictum  est,  pccuniam  illam  darc  recusaverit,  mouendi  sunt  tideiussores  ut  infra 
spacium  quattuordecim  dierum  Augustam  veniant,  ibi  tarn  diu  mauentrs  quousque 
cadem  pccunia  totaliter  persolvatur. 

'*)  Dass  der  Vogt  noch  bischöflicher  Beamter  ist,  wird  uns  übrigens  zum 
Ucberlluss  auch  noch  dadurch  bewiesen,  dass  Konrad  Spannagol  in  der  einen 
Stelle,  in  der  er  sonst  noch  genannt  wird,  nämlich  in  der  Urkunde  d.  d.  1246 
März  18  Augustac  (M.  B.  33*-  71)  als  bischöflicher  Ministeriale  oder  genauer  als 
niiles  bezeichnet  wird.  Sonst  wird  er  noch  erwähnt,  ohne  dass  etwas  zu  folgern 
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steht  derselbe  doch  in  dem  entschiedensten  Gegensatz  zu  dem  Bischof, 
und  die  Bürger  haben  — wohl  gerade  mit  Hülfe  dieser  Feind- 
seligkeit — den  weitgreifendsten  Einfluss  auf  die  Vogtei  errungen, 
der  Vogt,  offiziell  der  höchste  Beamte  des  Bischofs,  ist  der  Schütz- 
ling der  Bürger  geworden,  und  der  Bischof,  statt  seine  Rechte  gegen 
seinen  rebellischen  Beamten  wahren  zu  können,  muss  sich  dem 
Spruch  der  Bürger  über  eben  diesen  seinen  Beamten  fügen. 

Ferner  erkennen  wir  diesen  Einfluss  der  Bürger  auoh  daran, 
dass  in  dieser  Zeit  die  Vogtei  selbst  von  Bürgern  der  Stadt  ver- 
sehen wurde,  so  1253,  1260,  1263  — 12651*).  Noch  mehr  aber 
wächst  der  Einfluss  der  Bürger  auf  die  Vogtei,  als  Konradin  und 
Herzog  Ludwig  von  Baiem  1264  gegen  eine  jährliche  Zahlung 
von  300  Pfund  Augsburgisch  die  Stadt  in  ihren  Schutz  nehmen 
und  hierbei  neben  anderen  Zusagen  den  Bürgern  folgendes  Ver- 
sprechen geben:  Item  quod  si  de  advocatia  ipsius  civitatis  iudicio 
principum,  quos  ad  hoc  curia  edicta  solempniter  cvocari  consuetum 
est,  intromittcre  nos  contingat,  nulluni  eidem  advocacie  vice  nostra 
donec  ad  festum  beati  Georii  sequens  proximum  proponemus  et 
eidem  civitati  extunc  omnia  iura  scu  immunitates  sibi  a nostris  pro- 
genitoribus  conipetentes  dato  sibi  super  hoc  privilegio  nostro  conscr- 
vabimus  illibatas  deputaturi  eisdem  nichilominus  tres  defensores, 
duos  in  Bawaria  et  unum  in  Swcwia,  qui  in  absentia  nostra  vices 
nostras  subpleant  in  predictis  cum  de  hoc  fuerint  requisiti. 

Aus  diesem  Versprechen  erhellt  jedenfalls,  dass  Konradin,  als 
er  die  Regierung  über  Schwaben  antrat,  auch  die  an  dasselbe  von 
Reichswegen  geknüpften  Ansprüche  auf  die  Augsburger  Vogtei 
wieder  geltend  zu  machen  suchte,  und  Herzog  Ludwig  unterstützte 
ihn  darin,  wie  er  — wohl  in  Rücksicht  auf  die  ihm  schon  damals 


wäre,  1241  M.  B.  33»-  67  und  1246  April  15  M.  11.  33»-  73.  Ucbrigens  linden 
wir  auch  Bchon  1183  (M.  B.  6,  492)  einen  Konrad  Spannagel. 

' *)  1253  August  — M.  B.  33»-  81  — Otto  advocatus  Auguatensis  als  erster 
der  als  cives  Augustenses  bczeiehneteu  Zeugen.  1260  Juni  29  — von  Stetten 
Geschichte  der  Geschlechter  von  Augsburg  p.  366  — Lcupoldus  Curialis  Ccr- 
vus  tune  advocatus  civitatis  nostre,  1260  — A.  U.  B.  p.  19  — dom.  L.  advocatus 
Aug.  nach  dein  Burggrafen,  1260  — A.  Stadtb.  p.  324  Lcupoldus  (. . . . Curialis 
Ccrvus),  wenn  wir  mit  dem  Herausgeber  in  diesem  denselben  Vogt  sehen  dürfen, 
auch  ohne  dass  er  als  solcher  ausdrücklich  bezeichnet  ist;  1263  — von  Stetten 
Gcsch.  d.  Geschl.  v.  A.  p.  367  — Siboto  tune  advocatus  Auguatensis,  1263 
Oktober  23  — A.  U.  B.  p.  22  — Siboto  tune  advocatus  Augustcnsis,  1264 
Oktober  7 — A.  U.  B.  p.  23  — Siboto  Curialis  CV.rvus  advocatus  Auguatensis 
1264  Oktober  25  — A.  U.  B.  p.  25  — Siboto  Curialis  Ccrvus  tune  temporis 
advocatus  Auguatensis,  1265  — A.  Stdtb.  p.  323  — Siboto  Curialis  Ccrvus  advo- 
catus. 


Digitized  by  Google 


135 


von  Konnulin  urkundlich  gegebene  Versicherung  der  eventuellen 
Erbfolge  in  siiinnitlichc  staufische  Besitzungen  — in  jener  Zeit  über- 
haupt die  Sache  seines  Neffen  verfechten  zu  wollen  schien.  Der 
Bischof  seinerseits  erkannte  zunächst  diese  Ansprüche  noch  keines- 
wegs an,  vielmehr  sprechen  die  Herzoge  in  der  Urkunde  ausdrücklich 
von  den  „quaestiones,  quas  cum  dilecto  nostro  vencrabili  patre  domino 
Hartmanno  Augustcnsi  episcopo  ad  presens  habemus“.1 * * * * * * * * * * * * 14)  Aber 
auch  die  Bürger  sind  durchaus  nicht  zur  vollen  Anerkennung  dieser 
Ansprüche  bereit,  und  bei  der  Schwäche  Konradins  und  der  Bosheit 
Ludwigs  gewiss  nicht  mit  Unrecht,  sondern  nur  soviel  koncediren 
sie,  dass  über  die  Frage,  von  welcher  Gewalt,  ob  vom  Reich  d.  h. 
im  vorliegenden  Falle,  dem  Herzog  Konradin,  oder  ob  vom  Bischof, 
die  Vogtei  über  ihre  Stadt  ressortire,  auf  einer  curia  berathen  werden 
solle,  bedingen  sich  aber  gleichzeitig  für  den  Fall  einer  für  die 
Ansprüche  Konradins  günstigen  Entscheidung  dieser  curia  die 
strikte  Beobachtung  aller  ihrer  Privilegien  und  für  den  Fall  der 
Abwesenheit  der  Herzoge  die  Ernennung  besonderer  Schirm- 
vögte aus. 

Natürlich  aber,  dass  der  Bischof  diesen  Einfluss  der  Bürger 
auf  die  Vogtei  zu  untergraben  und  der  Gefahr  der  Entscheidung 
eines  Fürstentages  über  den  Charakter  der  Vogtei  vorzubeugen 
suchte.  Im  Oktober  1266  schliesst  er  mit  Konradin  einen  Vergleich, 
in  den»  den  Ansprüchen  Konradins  allerdings  nachgegeben,  der 
bischöfliche  Charakter  der  Vogtei  aber  doch  völlig  gewahrt  wird. 
Hartmann  erklärt  in  der  Urkunde  vom  3.  Oktober  126615),  dass 
er  auf  den  Rath  und  mit  Zustimmung  des  Kapitels  und  der  Mini- 
sterialen Konradin  zum  Vogt  über  die  Stadt,  den  dazu  gehörigen 
Gehöften  und  anderen  Annexen  erwählt  und  als  solchen  belehnt 
habe,  aber  mit  dem  ausdrücklichen  Zusatz,  dass  er  nur  der  Person 

1 •)  Danach  erscheint  es  wenig  wahrscheinlich,  dass  wie  von  Ranmcr  Ge- 

schichte der  Hohenstaufen  IV  p.  351  nach  von  Stetten  a.  a.  O.  I 75  anluhrt, 

Hartmann  schon  damals  von  dem  jungen  Konradin  Geschenke  und  Privilegien 

angenommen  und  sich  für  die  hohenstautischc  Sache  erklärt  habe.  Auch  Schirr- 

machcr,  Die  letzten  Hohenstaufen,  fuhrt  keinerlei  Beziehungen  zwischen  Konradin 

und  Hartmann  an;  nur  die  beiden  Testamente  Konradins,  wenn  wir  so  sagen 

dürfen,  sind  aus  Augsburg  datirt  — 1265  Oktober  24  — Quellen  und  Erörte- 

rungen zur  bair.  Gesell.  Hon.  Wittelsb.  V,  219  — und  1266  Oktober  24  — M. 

B.  31*-  354.  — Erst  im  Oktober  1266  treten  sich  Konradin  und  Hartmann  nach- 

weislich einander  näher.  Vgl.  unten. 

' ‘)  Ausgestellt  in  gradibus  ccclesiac  Augustcnsis  — M.  B.  30«-  344  — 

vom  Herzog  Konradin,  thatsächlich  jedoch  rühren  von  Konradin  nur  die  Ein- 

gangs- und  Schlussformeln  her,  im  Uchrigen  nimmt  Konradin  nur  eine  Urkunde 

Hartmanus  und  zwar  mit  dem  gesammten  Formelapparat  auf. 
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Konradinw,  nicht  aber  der  königlichen  oder  einer  anderen  Würde 
Konradin«  dies  Amt  übertrage1®)  und  mit  dem  ferneren  Zusatz, 
dass  .später  die  Vogtei  nur  an  die  legitimen  Söhne  Konradins  fallen 
solle.17) 

Damit  ist  nun  jedenfalls  erreicht,  was  Hartmann  zunächst  nur 
erstreben  mochte:  der  bischöfliche  Charakter  der  Vogtei  ist  voll- 
ständig hergestellt,  der  Herzog  von  Schwaben,  ja  der  präsumtive  künf- 
tige König  hat  denselben  durchaus  anerkannt  und  sich  selbst  mit  der 
Vogtei  vom  Bischof  belehnen  lassen.  Kapitel  und  Ministerialen 
sind  selbstverständlich  mit  dieser  Politik  ihres  Oberhauptes  einver- 
standen, zumal  sie  zunächst  jedenfalls  in  der  Person  des  schwachen 
Konradin  den  Vogt  nicht  zu  furchten  hatten.  Dass  dagegen  die 
Bürger  schon  jetzt  konsentirt  hätten,  glauben  wir,  ist  um  so  mehr 
zu  bezweifeln,  als  eine  solche  Zustimmung  in  der  Urkunde  nicht 
erwähnt  ist.  Indessen  auch  diese  Zustimmung  erfolgte,  als  Kon- 
radin trotz  des  dem  Bischof  gegebenen  Versprechens  die  Vogtei 
an  Herzog  Ludwig  von  Baiem  für  2000  oder  3000  Pfund  verpfän- 
dete1*) und  dieser  sich  gewaltsam  in  den  Besitz  derselben  zu  setzeu 
suchte.  Damals  treten,  wie  oben  bemerkt,  die  Bürger  auf  die  Seite 
des  Bischofs,  geloben1*)  ihm  eidlich  ihre  Hülfe  zur  Aufrecht- 
erhaltung des  bischöflichen  Charakters  der  Vogtei,  die  der  Bischof 
hier  als  „advocatia  ecclcsic  nostre  tarn  in  civitate  quam  extra  nobis 

1 ‘)  ....  Cuonradum  ....  nobis  cligimu*  lulvocatum  personc  dumtaxat 
ipsius  domini  Cuonradi,  non  regie  vcl  cuiquam  alii  suc  dignitati  advuuatiam 
nostre  civitatis  ct  villarum  cum  suis  attinentiis  eidoin  advocatic  pertinencium 
in  feudum  confercntes. 

,T)  Ipsa  quoque  advocatia  ad  nultnm  nisi  ad  ipsius  domini  Cuonradi  legales 
filios,  qui  per  cum  progeniti  fuerint,  devolvatur. 

1 *)  12ti8  danuar  10.  Ka  sind  zwei  Urkunden  vorhanden,  von  denen  die 
eine  — M.  B.  30*-  365  — die  Verpfändungssumme  auf  2000  Mark,  die  andere 
von  dem  Herausgeber  der  Mon.  Boic.  als  weniger  klare  bezeiehnete,  auf 
3000  Mark  angiebt.  Dagegen  drucken  die  Mon.  Wittclsbac.  in  Quellen  und 
Forschungen  zur  bair.  Gesell.  V'  p.  224  nur  diese  letztere  Urkunde  ab.  Wenn 
übrigens  diese  Urkunde  vom  Jahr  1207  datirt  ist,  so  erklärt  sich  diese  Differenz 
natürlich  wie  schon  bemerkt  ist,  dadurch , dass  hier  nach  italienischer  Sitte 
der  Jahresanfang  erst  vom  25.  Miirz  gerechnet  ist. 

1 ’)  1269  Oktober  24  — M.  B.  33»-  16«.  Im  Augsb.  Urkb.  p.  30  nur  ein  unvoll- 
ständiges Hegest,  obwohl  der  Abdruck  der  Mon.  Boic.  in  keiner  Weise  genügen 
kann.  Die  betreffende  Stelle  lautet:  Cives  quoque  tarn  ecclesio  nostre  quam 

sua  coinmoda  affectantes  primum  per  tideles  uostros ac  deinde  per 

consulcs  alios  quodquod  habeant  pro  sc  et  Universität«  civium  et  deinde  ipsa 
Universitas,  ut  nobis  super  premissis  dent  tidcle  consilium,  auxilium  ct 
favorem  armatonnn,  verum  ct  personarum  oxpositionc,  tideiussionc,  obligalione 
seu  qualibet  alia  subventionu  adhereaut  et  intendant,  iuramento  corporaliter 
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vacan»  et  pertinent»“  bezeichnet,  erkennen  ausdrücklich  dcir  Bischof 
als  ihren  Herrn  und  die  Vogtei  als  bischöfliches  Amt  an  und  ver- 
pflichten sich  trotzdem,  wie  es  heisst ä0),  dem  Bischof  die  gewohnten 
Abgaben  und  Dienste  zu  leisten,  wogegen  der  Bischof  ihnen  die 
Zusage  macht,  die  Vogtei  an  Niemand  als  an  den  auch  vom  Papste 
anerkannten  römischen  Kaiser  oder  König  zu  veräussern. 

Bis  zur  Zeit  Rudolfs  bleibt  dann  die  Vogtei  auch  bischöflich, 
die  Ansprüche  des  Baiemherzogs  sind  durch  dessen  Besiegung 
völlig  beseitigt,  und  noch  i.  J.  1272  haben  wir  das  ausdrück- 
lichste Zeugniss  für  die  Anerkennung  des  bischöflichen  Charakters 
Seitens  der  Bürger.  „Pura  etiam“  heisst  es  in  der  Urkunde,  d.  d. 
1272  Februar  27  Augustae 2I),  durch  die  der  Bischof  den  Bürgern 
die  Ausübung  des  Münzregals  überlässt,  „tide  duxinius  promittendum 
quod  advocatiam  civitatis  nostre  ab  instante  festo  pcntccostcs  ad 
unum  unnunt  null!  extraneo  locabimus,  nisi  alicui  de  maturu  con- 
silio  de  civibus  castellanis  vel  familia  nostra,  qui  nomine  nostro 
praesidcat  et  ad  caineram  nostram  cottidie  serviat  de  eadem“ : ein 
Ausdruck,  der  da  er  in  einem  Privileg  für  die  Bürger  steht,  deren  Zu- 
stimmung implicitc  in  sich  trägt  und  der  den  bischöflichen  Charakter 
der  Vogtei  auf  das  Entschiedenste  betont. 

Wenn  also  auch  in  der  ersten  Hälfte  dieser  Periode  die  Vogtei 


prestito  sc  firmitcr  et  fidclitcr  astrinxeruut.  I)ic  premissa  it.  li.  der  bisherige 
Inhalt  der  Urkunde  ist  der,  dass  der  Bischof  den  Bürgern  verspricht,  die  Vogtei 
nur  au  den  auch  vom  l’apst  anerkannten  römischen  König  und  auch  dies  nur 
mit  ihrer,  des  Kapitels  und  der  Ministerialen  Zustimmung  zu  veräussern  (.  . . . 
ut  advocatiam  ecclesie  nostre  tarn  in  civitate  quam  extra  nobis  et  ccclcsie  nostre 
vacantem  nulli  omnino  homiuum  donemus  impignoremus  vel  in  fcodum  con- 
feranuis,  aut  alio  quolibet  alienationis  modo  in  personam  aliam  transferamus, 
nisi  forte  imperatori  vel  regi  Romano  potenti,  Sedis  apostolice  gratiain  habend 
de  capituli  nostri  ministerialium  ac  civium  nostro  rum  pociorum  consilio  ct 
assensu  . . .)  zur  Bekräftigung  dieses  Versprechens  einen  körperlichen  Eid 
leistet  (tactis  sanctis  evangeliis  eorporale  prestitimus  sacramentum),  und  ebenso 
das  Kapitel,  welches  ebenfalls  die  Oberherrlichkeit  über  die  Vogtei  in  Händen 
des  Bischofs  wissen  will  (.  . . . idem  capitulum  ferventer  aspirat,  ipsam  advo- 
catiam  aput  ecclcsiam  remanere),  dem  Bischöfe  jegliche  Hülfe  für  diescu 
Zweck  (ad  cuius  advocatie  nostre,  ut  aput  nos  et  ecclesiam  nostram  remancat, 
defensionem  et  obtentum)  eidlich  zusichert,  ja  ihm  eventuell  (si  pro  obtentu 
eiusdem  advocatie  nostre  nobis  contentio,  adversitas,  seu  queeuuque  ueccssitas 
imminebit)  die  Verfügung  über  das  gesammte  Vermögen  der  Korporation  wie 
der  einzelnen  Mitglieder  überlässt. 

*•)  Cetcrum  civcs  nostri  nos  dominum  et  advocatum  suum  recognoscere 
debent  et  nobis  tamquam  domino  et  advocato  |>arcre  tideliter  ct  intendere  et 
nichilominus  consueta  ac  debita  servitia  exhibere. 

*')  M.  B.  33».  126. 
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ein  königlichen  Amt  war,  so  ist  dieselbe  doch  seit  der  zweiten 
Hälfte  erst  faktisch,  dann  auch  theoretisch  durchaus  wieder  zu 
einem  bischöflichen  Amt  geworden  und  die  Gerichtsherrlichkeit,  die 
so  lange  zwischen  Bischof  und  König  zweifelhaft  war,  ist  nun  ohne 
Zweifel  wieder  bischöflich,  denn  der  Vogt  übt  das  richterliche  Amt 
im  Namen  des  Bischofs  und  schuldet  dem  Bischof  tägliche  Abgaben. 
Dagegen  hat  die  Bürgerschaft  — offenbar  begünstigt  durch  jenes 
schwankende  Verhältniss  — doch  unzweifelhaft  sowohl  auf  die  Gc- 
richtsherrlichkcit  wie  auf  das  richterliche  Amt  Einfluss  gewonnen. 
Hinsichtlich  der  Gerichtsherrlichkeit  greift  sic  oft  entscheidend  in 
die  Verhältnisse  zwischen  König  und  Bischof  ein  und  erzielt  zuletzt 
vom  Bischof  das  Versprechen,  dieselbe  an  Niemand  als  den  König 
zu  veräussern,  und  hinsichtlich  der  Besetzung  und  Verwaltung  des 
Amts  greift  ihr  Einfluss  so  weit,  dass  endlich  fast  regelmässig  ein 
Bürger  das  Amt  versieht,  jedenfalls  aber  dasselbe  nach  ihrem 
Willen  gehaudhabt  wird. 


§ 2.  Die  Kompetenzen  des  Vogts. 

Im  ersten  Stadtrecht  war,  wie  wir  sahen,  ausdrücklich  wenig- 
stens dem  Vogt  nur  die  Gerichtsbarkeit  über  temeritas,  iniusticia 
und  monomachia  an  drei  in  Augsburg  abzuhaltendcn  Gerichtstagen 
zugewiesen.  Nur  wenige  Urkunden  dieser  Periode  geben  weiteren 
Aufschluss.  Der  Vogt  erscheint  fast  nur  als  Zeuge,  oder  es  wird 
auch  gesagt,  er  solle  sich  seines  Hechts  bedienen.  i!)  Nur  in  fünf 
Urkunden  erscheint  der  Vogt  selbst  handelnd,  und  von  diesen  fünf 
ist  noch  eine  in  Abzug  zu  bringen,  da  der  Vogt  hier  nicht  als 
solcher,  sondern  als  Privatmann  auftritt.  *3)  Drei  von  den  übrigen 
vier  Urkunden  stellt  der  Vogt  gemeinsam  mit  den  Konsuln  und 
der  gesummten  Bürgerschaft  aus:  in  der  ersten24)  publicircn  Siboto 
Ourialis  f'ervus  adoveatus  consules  et  universi  civcs  Augustenscs 
einen  Vergleich  zwischen  dem  Domkapitel,  dem  S.  Katharinenkloster 
und  dem  Kloster  zum  heiligen  Geist  über  eine  Kloakcnleitung  und 
beide,  Vogt  und  Stadt,  besiegeln  die  Urkunde;  in  der  zweiten ,A) 


*’)  vgl.  den  Schiedsspruch  von  1254  . . . utetur  iure  suo. 

,J)  1204  Oktober  25  — A.  U.  li.  p.  25  — Der  Vogt  verzichtet  auf  Rechte, 
die  ihm  etwa  an  einem  Gut  vor  den  Mauern  Augsburgs  in  der  Ortschaft  Musel, 
mit  dom  ein  Heinricns  de  Scvelt  einen  Weber  (textor)  Hcinricus  I’auwarus 
und  dessen  Lehnserben  belehnt,  zustehen. 

*•)  1204  Oktober  7 A.  U.  B.  p.  23. 

1265  A.  Stdtb.  p.  323. 
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verkünden  wieder  Siboto  Curialis  Cervus  advocatus  eonsules  et 
universi  civus  Augustcnscs  ein  Urthcil,  durch  welches  einer  Wittwe 
die  derselben  von  ihrem  Schwager  angefochtenc,  in  Grundeigenthum 
bestehende,  Morgengabe  des  verstorbenen  Gatten  zugesprochen  wird, 
und  ebenso  genehmigen  in  der  dritten9®)  Urkunde  Fridericus  dictus 
Burcgravius  i7)  advocatus  eonsules  et  universi  cives  Augustenses  den 
Verkauf  eines  vor  dem  Gögginger  Thore  gelegenen  Gutes  Seitens 
eines  Bürgers,  H.  de  Wilhaim,  an  dessen  Enkel  Siboto  Curialis 
Cervus.  In  der  vierten 9S)  endlich  publiciren  der  Propst  Ludwig, 
der  Dekan  Siboto  eine  von  Fr.  nunc  advocatus  ceterique  eonsules 
civitatis  Augustensis  gemeinsam  vollzogene  Schenkung  von  zwei 
Mansen  an  S.  Georg,  die  sie  zu  diesem  Zweck  ftir  48  Pfund  Augs- 
burger Denare  von  Siboto98)  Curialis  Cervus  gekauft  haben  zur 
Gonugthuung  für  einen  von  ihnen  den  Kanonikern  gemeinsam  zu- 
gefugten, nicht  näher  bezeichneten  Schaden. 

Demnach  handelt  hier  der  Vogt  jedesmal  gemeinsam  mit  der 
Bürgerschaft,  er  und  die  universi  cives  erscheinen  als  die  für  eine 
Veränderung  des  Grundeigenthums  kompetente  Behörde,  sowohl  für 
die  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wie  für  das  streitige 
Grundeigenthum,  und  zwar  ist  der  Vogt,  wie  auch  durch  seine  Stelle, 
in  den  Namen  und  Titeln  der  die  Urkunde  Publicirendcn  ersicht- 
lich ist,  jedesmal  der  Vorsitzende  des  betreffenden  Gerichts30). 

Wenn  wir  später  zwar  schon  werden,  dass  diese  Gerichtsbar- 
keit auch  ohne  den  Vogt  ausgeübt  werden  kann,  so  ist  doch  da- 
durch die  Stellung  des  Vogts  eine  ganz  andere  geworden,  denn 
nicht  nur,  dass  wir  ihn  als  Vorsitzenden  des  Forums  für  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  und  Grundeigenthum  nachwciscn  können,  sondern 
gerade  aus  der  Ausübung  dieser  Funktionen  folgt,  dass  der  Vogt 
jetzt  auch  ständig  in  Augsburg  selbst  wohnen  muss,  wie  dies  auch 
dadurch  bestätigt  wird,  dass  wir  Bürger  der  Stadt  als  Vögte  finden, 
und  namentlich  auch  durch  den  Zusatz  in  der  Urkunde  Uartmanns 
d.  d.  1272  Februar  2 Augustae  „qui  (sc.  advocatus)  nomine  nostro 
pracsidcat  et  ad  camcram  nostrain  cottidic  serviat  de  eadem.“  Der 


»«)  1268  August  A.  U.  B.  p.  211. 

*’)  cf.  unten. 

*")  31.  B.  33».  114. 

»•)  S.  = Siboto? 

’“)  Auf  die  Bedeutung  des  Vogts  für  die  Ausübung  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit deutet  übrigens  gewiss  auch,  was  wohl  nicht  übersehen  werden 
darf,  der  Umstand,  dass  der  Vogt  so  häufig  in  solchen  Urkunden  als  Zeuge 
erwähnt  wird. 
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Richter  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  das  streitige  Grund- 
eigeuthuin,  der  Beamte  des  Bischofs,  der  demselben  täglich  Abgaben 
zu  entrichten  hat®1),  muss  selbstverständlich  in  der  Stadt  rosidiren. 

Dass  ferner  zu  diesen  vogteiliehen  Funktionen  auch  nach  wie 
vor  das  Gericht  über  die  iniusticia,  temeritas  und  monomachia  ge- 
hört, ist,  wenn  auch  nieht  ausdrücklich  bezougt,  so  doch  um 
so  weniger  zu  bezweifeln,  als  wir  von  einer  Abzweigung  dieser 
Funktionen  Nichts  hören,  und  andrerseits  kein  anderes  besser 
geeignetes  Gericht  für  diese  Verbrechen  in  Augsburg  nachweislich 
ist,  und  endlich  der  Vogt  auch  nach  dem  zweiten  Stadtrecht  der 
Inhaber  der  hohen  Kriminalgerichtsbarkeit  ist.®3) 

Besonders  hervorzuheben  ist  noch  die  innige  Verknüpfung,  in 
der  der  Vogt,  der  Beamte  des  Bischofs,  gerade  in  der  letzten  Zeit 
der  Periode  mit  den  Bürgern  erscheint.  Die  Bezeichnung  advocatus 
ceteri  <[iie  consulcs  lässt  auch  den  Vogt  als  einen  der  Konsuln  erken- 
nen, er  und  die  Konsuln  repräsentiren  zusammen  die  Stadtgemeinde, 
und  auch  faktisch  sind  beide  offenbar  nur  ein  Rechtssubject,  denn 
ganz  abgesehen  von  jener  Bezeichnung  macht  die  Urkunde  vom 
7.  März  1269  cs  wenigstens  sehr  wahrscheinlich,  dass  der  Vogt  und 
die  übrigen  Konsuln  eine  gemeinsame  Finanzvcrwaltung  haben: 
da  sie  miteinander,  wie  die  Urkunde  berichtet,  den  Kanonikern  Un- 
recht gethan  haben,  so  kaufen  sie  gemeinsam  für  48  Pfund  von 
Siboto  Curialis  Ccrvus  ein  Gut  und  schenken  dies  gemeinsam  den 
Kanonikern  als  Satisfaktion. 

Endlich  aber  sind  zur  Bestimmung  der  vogteiliehen  Kompetenzen 
auch  die  Zusicherungen,  die  Konradin,  als  er  vom  Bischof  mit  der 
Vogtei  belehnt  wird,  diesem  geben  muss,  zu  beachten,  während  die 
Versprechungen  Konradins  und  Herzogs  Ludwig  an  die  Stadt  sich 
nur  auf  die  Beobachtung  der  städtischen  Privilegien  im  Allgemeinen 
beziehen,  und  die  zwischen  dem  Bischof  und  der  Stadt  getroffene 
Vereinbarung  nur  die  Person  des  Vogtes  im  Auge  haben. 

Konradin  verpflichtet  sich  namentlich  die  Immunität44),  die  dem 
Bischof  am  Zoll,  an  der  Münze,  am  Burggrafenamt,  an  der  Gast- 
wirthschaft  und  am  Burgfrieden  zustehenden  Rechte  nieht  zu  ver- 
letzen35), so  dass  also  die  Vermuthung  nahe  liegt,  dass  die  Vögte 

* 1 ) So  ist  wohl  das  ad  camcrtm  uostram  servire  zu  verstehen. 

«*)  cf.  z.  11.  art.  ü. 

s>)  M.  B.  33*-  114.  Auch  betheiligt  sich  noch  ein  l’ricstcr  Eberhard  an 
der  Schenkung. 

*•)  Vgl.  oben  pag.  46. 

*s)  ....  proiuisit,  ut  ofHuiis  thulonei,  moncte,  prefecturc,  caupouc,  quod 
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ihre  Uebergriffe  auch  namentlich  auf  diese  wichtigsten  bischöflichen 
Rechte  ausgedehnt  haben.  Wenn  dann  Konradin  weiter  erklärt3®), 
die  ausserhalb  der  Stadt  auf  Kirchengütern,  die  noch  zur  Vogtei 
gehören,  wohnenden  Kolonen,  Inquilinen  und  Censualen  durch  keiner- 
lei neue  Steuern  oder  Dienstleistungen  zu  bedrücken,  sondern  sich 
mit  dem  von  Altersher  dem  Vogt  schuldigen  Abgaben  und  Leistun- 
gen zu  begnügen,  so  sind  also  auch  diese  Leute  dem  Vogt  zu  ge- 
wissen Leistungen  verpflichtet,  und  auch  hier  haben  die  Vögte 
Uebergriffe  versucht,  so  dass  der  Bischof  fürchtet,  auch  Konradin 
könne  mit  Hülfe  der  königlichen  Macht  solche  versuchen  und  wohl 
durchsetzen. 

Dagegen  bleibt  es  zweifelhaft,  wie  weit  dem  Vogt  die  in  seinem 
Gericht  verhängten  Straf-  und  Bussgelder  Zufällen,  das  „ad  cameram 
nostram  cottidie  servire“  macht  es  wenigstens  nicht  wahrscheinlich, 
dass  sie  ihm  voll  und  ganz  zustchen,  sondern  auch  der  Bischof  von 
diesen  einen  Theil  bezieht. 


§ 3.  Der  sogenannte  Untervogt. 

Einen  Untervogt  im  Sinne  eines  Unterbeamten  des  Inhabers 
der  Vogtei,  der  auf  Spczialbefehl  des  Vogts  diese  oder  jene  Funk- 
tion des  Vogts  ausübt,  also  dem  Vogt  unterstellt  und  diesem  ver- 
antwortlich ist,  können  wir  auch  jetzt  nicht  nachweisen,  wohl  aber 
einen  Stellvertreter  des  Vogts  oder  einen  vom  Vogt  wieder  mit  der 
Vogtei  Belehnten.  Wenn  die  Herzoge  von  Schwaben  und  Baiern 

iin  Februar  1204  versprechen  „quod  si  de  advocatia nulluin 

eidetu  advocacie  vice  nostra  douec  ad  festuin  beati  Georii  sequens 
proximum  proponemus“,  so  folgt  daraus  nur,  dass  sie  eventuell  nach 
dem  genannten  Termin  das  Recht  haben,  an  ihrer  Statt  eine  andere 
Persönlichkeit  als  Vogt  vorzuschlagen,  nicht  aber  einmal  zu  cr- 


tliaverne  nuncapatur,  paeis  urbane,  que  Burefriede  dicitur  et  in  aliis  ecclcsiam 
nostram  contingentibus  nobis  iura  dcliita  consorventur. 

**)  Item  ut  extra  civitatein  in  curiis  villicalibus  ofticiis  dothariis  posses- 
sionihus  tarn  nnstre  quam  aliis  ecclesiis  pertinentibus,  hominibus  quoque  colonis, 
inquilinis,  censualibus  in  ipsius  advocatie  districtu  residentibus  pretor  ius  ad- 
vocaticium  antiquuin  et  debitum,  quo  eontentus  esse  debet,  exactiones 
nulle  baut , nee  eis  per  ipsius  domini  regis  officiale*  et  nuncios  inennsuete  an- 
garie  et  ouorosa  servicia  imponantur.  l’elier  das  V'ersprechen  Knnradins,  die 
Hälfte  aller  auf  Grund  welches  Kechtstitels  auch  immer  zu  erhelH*mlen  Steuern 
dem  Bischof  überlassen  zu  wollen,  ist  auf  die  spätere  Darstellung  der  Steuern 
zu  verweisen,  nur  dies  sei  schon  hier  bemerkt,  dass  wir  zweifeln,  ob  diese 
Steuern  wirklich  für  vogteiliehe  zu  halten  sind. 
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nennen,  von  einem  Unterbeamten  der  Herzoge  als  der  Iuhaber  der 
Vogtei  ist  aber  nicht  die  Rede.  Wenn  es  ferner  in  der  Urkunde 
über  die  Belehnung  Konradins  mit  der  Vogtei  aus  dem  Jahre  13Gfi 
heisst:  „Item  ordinatum  est,  ut  advoeatia  prcdicta  per  prefatum  domi- 
num Cuonradum  neque  in  toto  neque  in  parte  nec  in  civitate  nee 
extra  feudi  pignoris  seu  alio  quovis  alienationis  titulo  ad  manus 
alias  transferatur;  nec  cuiquutn  alii  nisi  ministeriali  ipsius  domini 
regis  vel  ecclesic  Augustensis  aut  civi  dicte  civitatis  committatur, 
nisi  forte  dominum  regem  ad  terras  lunginquas  transire  contigerit. 
Tune  cuicunque  terram  suam  a tergo  gubernandam  eomraiserit,  po- 
tent et  advocatum  predictum  sub  dictis  observanciis  usque  ad  re- 
ditum  comraendare,“  so  ist  hier  auch  nur  das  Verbot  ausgesprochen, 
das  vom  Bischof  übertragene  Recht  über  die  Vogtei  auf  irgend 
eine  Weise  zu  veräussern,  denn  dadurch  wäre  eben  das  bischöfliche 
Recht  über  die  Amtshoheit  verletzt  worden,  es  sei  denn  fiir  den 
Fall  der  Abwesenheit  Konradins,  in  welchem  derjenige,  der  den 
Herzog  in  seinem  Lande  vertreten  soll,  auch  in  dieser  Beziehung 
des  Herzogs  Stellvertreter  sein  darf,  es  ist  ferner  bestimmt,  dass 
der  Herzog  das  Amt,  das  er  selbst  nicht  wohl  verwalten  konnte87), 
nur  einem  Ministerialen  des  Königs,  des  Bischofs  oder  einem  Bür- 
ger übertragen  solle;  von  der  Bestellung  eines  vogteilichen  Unter- 
beamten ist  aber  auch  hier  nicht  die  Rede,  sondern  der  vom  Herzog 
Kommittirte  übt  die  Amtsfunktionen  nur  vice  advocati,  nicht  aber 
als  subadvocatu8.  Wenn  die  Urkunde  dann  weiter  bestimmt:  „Ce- 
tcrum  cum  ecclcsia  nostra  in  premissis  tarn  in  civitate  quam  extra 
unum  advocatum  habere  velit  et  debeat  ipse  dominus  rex  prefatam 
advocatiam  in  partibus  suis  et  horainibus  ccnsualibus  distractam, 
impignoratam  seu  quoque  modo  alienatam  tenetur  in  integrum  pro 
viribus  revocare,  ut  in  unius  advocati  regiminc  gubernetur,“  so 
folgt  unserer  Anschauung  nach  daraus  nur,  dass  eine  theilweise 
Veräusserung  der  Vogtei  schon  früher  erfolgt  war,  und  man  die 
Möglichkeit,  solche  Zersplitterung  zu  verhüten,  in  der  Hand  be- 
halten wollte.  Es  ist  hier  nur  eine  besondere  Art  der  an  sich  schon 
verbotenen  Veräusserung  der  Vogtei,  jedoch  nicht  die  Bestellung 
eines  Untervogts  ins  Auge  gefasst,  nur  darf  Konradin,  so  lange 
nicht  das  Gegentheil  erfordert  wird,  mehrere  mit  seiner  Stellver- 
tretung beauftragen.38) 

*’)  Daher  spricht  Konradin  z.  B.  in  der  Urkunde  d.  d.  1266  November  30 
— M.  B.  30»-  366  — von  advocatus  nostor.  Vgl.  oben. 

•*)  Vielleicht  darf  man  an  besondere  Vogteien  „ Augsburg  Stadt“  und  „Augs- 
burg Land“  denken,  auch  gab  es  vielleicht  auf  den  verschiedenen  bischöflichen 
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So  kann  man  wohl  von  einem  Stellvertreter  oder  auch  einem 
Afterlehnsmann  bei  der  Vogtei  sprechen,  aber  über  einen  Unter- 
beamten, der  etwa  die  niedrigeren  Dienste  ira  Vogtsgericht  übt  oder 
sonst  dem  Vogt,  als  seinem  Vorgesetzten,  zu  Dienstleistungen  ver- 
pflichtet ist,  erfahren  wir  ebenso  wenig  Etwas,  wie  wir  früher  Etwas 
über  den  Centenar  hörten. 


§ 4.  Die  Vogtei  des  Domkapitels. 

Ueber  die  Vogtei  des  Domkapitels  wissen  wir  ausser  der  oben39) 
besprochenen  Urkunde  von  1104  und  der  dort  gleichfalls  schon  er- 
wähnten Schenkung  der  Vogtei  zu  Aitingcn  durch  Otto  IV.  im 
Jahre  1209 4#)  und  des  bischöflichen  Konsenses  zu  derselben41), 
dass  Friedrich  II.  dem  Domkapitel  dieselbe  Schenkung  macht4*), 
und  Heinrich  VII.  dieselbe  zweimal  bestätigt43),  Friedrich  sowohl 
aber  wie  Heinrich  beziehen  sich  dabei  nicht  auf  die  Schenkung 
Ottos  IV.,  sondern  auf  eine  uns  unbekannte  Urkunde  König  Philipps 
desselben  Inhalts.44) 

Das  Wesen  dieses  den  Kanonikern  geschenkten  ius  ndvocatic 
ist  nach  der  ottonischen  Urkunde  die  Bestimmung43),  dass  weder 
er  noch  seine  Nachfolger  die  Macht  haben  sollen,  in  dem  Vogtei- 
gebiet irgend  eine  Anordnung  zu  treffen,  eine  Steuer  einzutreiben 
noch  überhaupt  irgend  Etwas  zu  thun,  sondern  sich  mit  der  Er- 
hebung der  in  alter  Zeit  bestimmten  Getreideabgaben4*)  begnügen 
sollen;  der  König  überträgt  also  gegen  eine  geringe  Abgabe  das 
Recht  den  Vogt  zu  ernennen,  d.  h.  die  Gerichtsherrlichkeit  auf  die 


Gütern  besondere  Vogteien.  Vgl.  auch  das  ius  advocaticium,  das  die  Kolonen, 
Inquilinen  und  Oensualen,  die  ausserhalb  der  Stadt  aber  noch  innerhalb  der 
Vogtei  auf  Kirchengütern  sassen.  zu  entrichten  hatten. 

*»)  p.  61. 

••)  M.  B.  29*-  533. 

••)  M.  B.  33s-  52. 

41)  1220  Mai  18  apud  Hagenowc  M.  B.  30»-  100. 

* ’)  1220  September  1 Ulmae  M.  B.  30».  105  und  1222  Mai  29  M.  ß.  30»-  110. 

•*)  Ob  dies  etwa  darauf  hindeutet,  dass  man  die  Hechtsakte  Ottos  IV.  zu 
ignoriren  suchte,  als  nicht  zu  Hecht  bestehend? 

*s)  Vgl.  oben  p.  51  Ak.  21.  Der  in  der  ottonischen  Urkunde  unklare 
Ausdruck  statutam  frumenti  et  ah  antiquo  determinatam  persolvat  wird  in  dem 
Konsens  des  Bischofs  durch  den  Zusatz  pensionem  erklärt. 

**)  Also  die  1 101  noch  bestehenden  Abgaben  an  Getränken  und  Schweinen 
sind  auch  fortgefallen. 
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Kanoniker,  und  diese  mögen  nun  die  Vogtei  nach  ihrem  Gutdünken 
verwalten  lassen.  Wenn  nun  aber  der  Bischof  in  seinem  Konsens 
sagt,  er  wolle  nur  denjenigen  mit  der  Vogtei  belehnen,  der  das  jetzt 
stipulirte  Verhältniss  respektire47),  so  können  wir  dies  allein  so  er- 
klären, dass  der  Bischof  der  oberste  Lehnsherr  auch  dieser  Vogtei 
ist,  dass  Otto  IV.  und  die  späteren  Kaiser  diese  Vogtei  vom  Bischof 
zu  Lehen  getragen  haben,  und  der  Bischof  verspricht,  nunmehr  nur 
noch  die  so  beschränkte  Vogtei  d.  h.  thatsäehlich  nur  die  Abgaben 
zu  verleimen,  die  eigentliche  Gerichtsherrlichkeit  aber  wie  die  Aus- 
übung der  vogteilichcn  Funktionen  dem  Propst  und  dem  von  die- 
sem eingesetzten  Vogt  zu  überlassen.  Dass  dieses  aber  in  Wirk- 
lichkeit auch  so  wurde,  zeigen  die  Urkunden  Friedrichs4*)  und 
Heinrichs. 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  Friedrichs  Urkunde  von  den  ad- 
vocatie  de  Aitingen  spricht  und  Heinrichs  Urkunden  diesen  Aus- 
druck erklären  durch  den  Zusatz  advocacie  utriusque  ville  Aitingen; 
es  wird  also,  wie  es  zwei  Ortschaften  dieses  Namens,  Gross-  und 
Klein- Aitingen,  gab,  auch  die  Vogtei  in  zwei  Aemter  gespalten 
sein.  Da  ferner,  so  oft  uns  ein  solcher  Vogt  namentlich  genannt 
wird,  dieser  der  König  und  zugleich  Herzog  von  Schwaben  ist,  so 
ist  wenigstens  die  Vermuthung  auszusprechen,  dass  der  Bischof  vor- 
nehmlich diesen  und  wahrscheinlich  in  der  letzteren  Eigenschaft 
mit  der  Vogtei  belehnte.  Endlich  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  Bischof  Siegfried  1220  Juni  G „propter  graves  oppressiones 
pariterque  indebitas  advocatorum  exactiones“  dem  Kapitel  alle  alten 
Rechte,  Gewohnheiten  und  Kirchen  bestätigen  muss,  also,  auch  das 
dein  Kapitel  so  oft  koncedirte  Recht,  selbst  den  Vogt  zu  ernennen, 
wenn  anders  es  überhaupt  beachtet  wurde,  doch  nicht  vor  den  immer 
wieder  beklagten  vogteilichen  Erpressungen  schützte. 


•7)  ...  ut  (si  predicta  advo)catia  vacare  contigerit  neque  noB  neque  aliquis 
suecessorum  noHtrorum  illam  infeudare  cuiquam  presuinat , nisi  primo  in*  eiua-  # 
dem  advocatie  canonici»  recognoscat  quemadmodum  in  privilegio  Bupradicto  ei» 
indultum  repperitur  . . . 

4B)  .....  quod  nos  dilecto  capellano  nostro  K(apotoni)  maioris  Augusteims 
ecclesie  preposito  et  ciusdem  eccleaie  canonicis  dilectis  fidel ibus  nostris  pro 
salute  nostra  et  ob  remedium  animarum  progenitorum  nostrorum  conceBsimus 
et  habendas  dimUimus  advocatias  de  Aitingen  sub  ea  pensione,  qua  eas  a rege 
Philippo  instite  recordationis  patruo  nostro  et  postmodum  etiam  iam  dicti  pre- 
po*iti  antecessores  habuerunt.  (Juapropter  mandamuB  sub  intenninacione  gratie 
nostre  d ist  riete  precipiente«,  ut  nullus  sit,  qui  de  eisdein  advocatiis  aliquatenus 
8<*  int r> »mit  tat  vel  memorato  preposito  aut  ecclesie  Augustensi  ammodo  in  ipais 
dampnum  inferat  vel  gravamen. 
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Kapitel  II. 

Der  Burggraf. 

Das  Bnrggrafenamt  bleibt  auch  in  dieser  Periode,  so  weit  wir 
sehen  können,  zunächst  durchaus  ein  lediglich  vom  Bischof  ab- 
hängiges Amt,  jedenfalls  ist  der  Burggraf  zunächst  immer  ein  bischöf- 
licher Ministerialc4“),  und  schon  dadurch  wird  es  unwahrscheinlich, 
dass  im  Verhältniss  des  Burggrafen  zum  Bischof  besonders  in  der  Be- 
fugnis» des  letzteren,  den  Burggrafen  ein-  und  abzusetzen,  eine  Aen- 
derung  eingetreten  sein  sollte.  Wie  unumschränkt  aber  der  Bischof 
über  das  Amt  verfügen  konnte,  beweisen  vor  allen  anderen  jene  bei- 
den Urkunden,  in  denen  Hartmann  dem  Bürger  Heinrich  Schongauer 
und  dessen  Söhnen  gegen  eine  Zahlung  von  500  Pfund  Denaren 
das  Burggrafenamt  auf  zwölf  Jahre  überlässt,  und  dann  gegen  eine 
neue  Summe  diese  Zeit  auf  weitere  vier  Jahre  verlängert.50) 

Damit  ist  also  auch  die  Verwaltung  des  zweiten  Amts  in  die 
Hände  eines  Bürgers  übergegangen,  tuid  zwar  nicht  nur  mit  dem 
Rath  und  der  Zustimmung  des  Kapitels  und  bischöflicher  Mi- 
nisterialen51), sondern  auch  unter  deren  ausdrücklicher  Garantie, 
ja  der  Bischof  erklärt  sich  und  seine  Kirche  zur  Aufrechthaltung 
der  getroffenen  Verabredungen  für  in  solidum  verpflichtet,  stellt  das 
Kapitel  wie  den  Kämmerer  Heinrich  von  Wellenburg,  den  Dapifer 
Heinrich  und  die  Marschälle  Siegfried  und  Heinrich  von  Donners- 
berg als  ebenfalls  in  solidum  haftende  Bürgen  auf5*)  mit  der  Ver- 

*’)  Als  Zeugen  begegnen  uns  in  dieser  Zeit:  1231  — M.  B.  33»-  62  — und 
1233  — 11.  B.  22,  208  — Luipoldus  puregrsvius,  1258  Dezember  20  — 41.  B. 
33»'  88  — Otto  puregrsvius  Augustensis,  in  den  drei  Urkunden  vom  2.  Januar 
1259  — M.  1$.  88«-  00,  92,  94  — in  der  vom  5.  Juli  — M.  B.  33»-  95  — und 
vom  28.  Juni  1260  — von  Stetton,  (losch,  der  (ieschlechter  von  A. , p.  366  — 
derselbe  Otto  puregrsvius  jedesmal  unter  den  milites. 

*•)  1262  Juli  26  und  1264  November  28  — 11.  B.  33»-  97  und  106. 

Sl)  ....  quod  nos  deliberacione  matura  tocius  eapituli  nostri  et  quorun- 
<lam  eeelesie  nostre  ministerialium  accedentc  eonsilio  et  assensu  Heinrico  Sehon- 

gowario  ciui  nostro  nee  non  Hainrieo  et.  Sibotoni  et  Johanni  filiis  eius 

officium  prefeeture  nostre  civitatis  pleno  iure  sub  omni  utilitate  et  honore  qui- 
bus  idem  officium  prefecti  seu  burgravii  Augustensis  hactenus  tenebant,  con- 
tulimus  et  eonferimus libere  an  paoifice  possidendum. 

**)  Ut  igitur  hec  mnnia  prefätis  personis  et  corura  sueeossoribus  ürma 
et  stal>ilia  conserventur , nos  et  ecclesiam  nostram  ipsis  in  solidum  obligamus, 
eisque  capitulum  nostrum,  Hainricum  camerarium  de  Wellenbure,  Hainricum 
dapiferum,  Sifridum  et  Hainricum  marscalcos  de  Donristpero  in  solidum  tideius- 
sores  constituimus,  qui  fide  vice  sacrainenti  praest  ita  servare  fideiussionem 
Berner,  VerfasnimRsgetnli  <1.  Stadt  Augaburg.  10 
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pflichtung,  sobald  vom  Bischof  oder  seinen  Nachfolgern  die  über- 
tragenen Rechte  in  irgend  einer  Weise  verletzt  werden,  sofort  in  von 
Heinrich  Schongauer  zu  bestimmenden  Häusern  der  Stadt  Einlager 
zu  halten  bis  zum  völligen  Schadensersatz  durch  den  Bischof.  Und 
diese  Rechte  Heinrichs  Schongauer  sind  im  höchsten  Müsse  umfang- 
reich. Denn  nicht  nur,  dass  Heinrich  Schongauer  das  Amt  nach 
seinem  Belieben  verwalten  und  gemessen  darf,  darf  er  es  vielmehr 
vermiethen  oder  verkaufen,  und  — was  uns  am  meisten  intercssirt  — 
darf  sich  einen  Substitutus,  einen  Unterburggrafen,  ernennen,  nur  soll 
dieser  dann  nicht  ein  liorao  maioris  condicionis  sein,  hingegen  solle 
die  Ernennung  dieses  Substituten  auch  Geltung  haben  ohne  Rück- 
sicht auf  die  — wie  wir  hier  erfahren  — alte  Observanz,  wonach 
die  Ernennung  des  Burggrafen  nur  auf  die  Regierungszeit  des  er- 
nennenden Bischofs  erfolgt,  und  das  Amt  auch  bei  einer  eventuellen 
Statusveränderung  des  ernannten  Burggrafen  an  die  Kirche  zu  neuer 
Besetzung  zurückfiel ■'a).  Nur  für  den  Fall,  dass  eine  Vernachläs- 
sigung des  Amts  durch  den  Substitutus  ganz  klar  erwiesen  ist,  soll 
Heinrich  Schongauer  einen  anderen  an  dessen  Stelle  setzen14). 

Bei  dieser  Gelegenheit  erfahren  wir  dann  noch,  dass  die  Thütig- 
keit  des  Burggrafen  — wenigstens  vornehmlich  — in  iudiciis  fa- 
eiendis  et  penis  sutnendis  debitis  besteht,  denn  aus  einer  Vernachläs- 
sigung dieser  Pflichten  durch  den  Viceprütekten  solle  weder  diesem 
noch  Heinrich  Schongauer  ein  Schaden  oder  Präjudiz  entstehen111)  — 

huiusmodi  promiserunt.  ({und  si  premissa  in  toto  vel  in  parte  per  nos  vel 
quemlibet  suceessorum  liostrum  aut  rapitulum  prefatum  non  fuerint  observata, 
extonc  requisiti  omnes,  qui  pro  tempore  de  eapitulo  presentes  fuerint  et  dicti 
ministeriales  suli  detiito  fidei  prestite  intrahunt  A neuste  domos  aliquas . que  a 
predietis  sibi  denominate  fuerint,  expeusas  de  bonis  episcopaiilius  faeturi  et 
a civitnte  non  exituri.  quousque  premissa  omnia  observata  fuerint  et  ilanqxia 
secuta  ex  eis  integraliter  resarcita. 

**)  Dans  eis  ius  utendi,  fruendi,  locandi,  substit uendi , vendendi  scu  quo- 
vis  alio  modo  ordinandi  de  ipso  officio  quod  voluerint  tarn  in  mortc  quam  in 
vita  nostra  usque  ad  dictum  tenninum  liberam  potestatem  dummodn  idem  of- 
tieium  maioris  condicionis  hnminibua  non  tradetur,  non  obstante  quocunque 
casu  de  noliis  emergente  seu  quod  idem  officium  tarn  ex  morte  quam  inulacione 
Status  tarn  conferentia  quam  recipientis  illud  ex  antiqua  et  approbata  con- 
suetudine  ad  ecclesie  nostre  redire  consuevcrit  lil>ertatem.  Kine  mutacio  Status 
des  Bischofs  kann  wohl  nur  eine  eventuelle  Resignation  des  Bischofs  bedeu- 
ten, wählend  das  Erlöschen  des  Amts  l»ei  einer  Statusvernnderung  des  Burg- 
grafen recht  deutlich  zeigt,  dass  bisher  nur  Ministerialen  zu  Burggrafen  ernannt 
wurden. 

*•)  Med  tantum  probate  vel  constante  eius  negligentia,  alium  substituant 
ydoneum  et  probatum. 

Ceterum  adicimus  concedentes  quod  si  vicepraefectus  in  faciendis  iudi- 
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abgesehen  natürlich  von  eklatanten  Fällen,  in  denen  der  Burggraf 
einen  neuen  Substitutus  ernennt.  Der  Burggraf  erscheint  also  noch 
als  der  Inhaber  einer  richterlichen  lind  einer  exekutiven  Gewalt, 
ohne  dass  wir  jedoch  ausser  den  Bestimmungen  im  ersten  Stadt- 
recht näher  sagen  könnten,  worauf  sich  dieselben  erstrecken. 

Uebrigens  glauben  wir  aus  der  Erklärung  des  Bischofs,  für 
eine  Nachlässigkeit  des  Burggrafen  im  Urtheilsprechen  oder  Strafe- 
einziehen demselben  keinen  Schaden  zufiigen  zu  wollen,  schlieasen 
zu  sollen,  dass  wenigstens  ein  Theil  dieser  Strafgelder  in  die  bischöf- 
liche Kasse  floss,  da  nur  so  eine  hier  doch  vorausgesetzte  Schädigung 
des  Bischofs  durch  den  Burggrafen  in  der  genannten  Richtung  denk- 
bar erscheint. 

Endlich  aber  glauben  wir,  noch  einen  Funkt,  der  einen  Schluss 
auf  die  allgemeine  Stellung  des  Burggrafen  zulässt,  hervorheben  zu 
sollen.  Wenn  nämlich  bestimmt  wird,  dass  für  den  Fall  des  Ab- 
sterbens  Heinrichs  Schongauer  und  seiner  drei  Söhne,  ohne  dass 
von  denselben  testamentarisch  über  das  Amt  verfügt  wäre,  dasselbe 
wie  jedes  andere  (unterlassene  Gut  auf  ihre  nächsten  Erben  über- 
gehen solleRa),  so  zeigt  uns  dies  zunächst,  wie  wir  beiläufig  wohl 
erwähnen  dürfen,  dass  damals  auch  in  Augsburg  die  Anfertigung 
von  Testamenten  — in  welcher  Form  auch  immer  — ganz  üblich 
war,  dass  aber  auch  die  Intestaterbfolge  und  eine  Intestaterbfolge- 
ordnung gewohnheit8inüssig  feststand.  Dagegen  glauben  wir  aus  die- 
ser Angabe  noch  nicht  auf  Erblichkeit  des  Burggrafenamts  schliessen 
zu  dürfen,  da  der  Hauptinhalt  der  Urkunde,  die  Uebertragung  des 
Amts  auf  Heinrich  Schongauer  das  Gegentheil  indicirt,  und  die  hier 
getroffenen  Bestimmungen  doch  zunächst  nur  auf  zwölf  Jahre  Gül- 
tigkeit haben.  Andrerseits  ist  aber  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  Fridcricus  dictus  Burcgravius  advocatus,  consules  et 
universi  civcs  im  August  12061'7)  den  Verkauf  eines  Gutes  genehmi- 
gen, und  dass  in  dem  Vergleich  zwischen  dem  Bischof  und  dom 
Herzog  Ludwig  vom  31.  März  1270'")  unter  denjenigen  Bürgern, 
die  der  Bischof,  obwohl  sie  zu  Herzog  Ludwig  gehalten  hatten, 

eiis  et  penis  sumendis  debitis  negligetis  fuorit  et  remissus,  nulluin  ex  hoc  eis 
vel  viceprael'ecto  dampnum  seu  preiudieium  generetur. 

s*)  Man  sieht  übrigens  besonders  aus  dieser  liest  immune,  wie  vorsichtig 
Heinrich  Schongauer  dem  Bischof  gegenüber  glaubt  sein  zu  müssen,  denn  wie 
unwahrscheinlich  musste  der  Kall  erscheinen,  dass  der  Vater  und  drei  Söhne 
innerhalb  1'2  Jahren  sterben  werden! 

s’)  A.  U.  ß.  p.  29 

»*)  M.  B.  33*  llö 

10* 
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wieder  in  Gnaden  annehmcn  will,  Fridericus  et  Johannes  dicti 
Burggravii  genannt  werden. 

An  eine  Vereinigung  der  Aeinter  des  Vogts  und  des  Burggrafen 
haben  wir  ira  ersten  Falle  gewiss  nicht  zu  denken,  jener  Friedrich 
wird  damals  Vogt  gewesen  sein,  Burcgravius  kann  hier  nur  Name 
sein;  das  zeigt  schon  das  dictus,  und  das  dicti  im  zweiten  Falle 
lässt  diesen  Namen  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  sogar  als  Familien- 
namen erscheinen.  Darauf  deutet  ferner  der  Umstand,  dass  damals 
ja  Heinrich  Sehongaucr  das  Burggrafenamt  verwaltete,  und  auch 
1273  dessen  Sohn  Heinrich  als  Inhaber  des  Amts  genannt  wird, 
jener  Friedrich  also  Substitut  des  Burggrafen  gewesen  sein  müsste, 
was,  da  derselbe  doch  muthmasslich  zu  den  homines  tnaioris  eon- 
dicionis  zu  zählen  ist,  nicht  wohl  angenommen  werden  darf. 

Ist  nun  aber  diese  Bezeichnung  Familienname  geworden,  so 
schliesst  dies  eine  genauere  Zugehörigkeit  dieser  Familie  zum  Burg- 
grafenamt in  sich,  und  damit  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  wenigstens 
faktisch  die  Burggrafen  aus  dieser  Familie  ernannt  worden  sind. 4  5 * *“) 
Dass  aber  das  Amt  auch  rechtlich  erblich  wurde,  verhinderte  schon 
der  oben  konstatirte  Umstand,  wonach  die  Ernennung  des  Burg- 
grafen höchstens  auf  die  Lebensdauer  des  Burggrafen  Gültigkeit  hat. 

Endlich  ist  auch  das  Versprechen  des  Bischofs,  etwa  zwischen 
ihm  und  der  Bürgerschaft  ausbrechende  Streitigkeiten  nicht  zum 
Schaden  Heinrichs  Schongauer  benutzen  zu  wollen*“),  insofern  zu 
beachten,  als  dies  auf  irgend  ein  näheres  Verhültniss  des  Burggra- 
fen zur  Stadt  deutet,  ohne  dass  wir  zu  sagen  wüssten,  welcher  Art 
dies  gewesen  sein  kann;  vielleicht,  dass  der  Burggraf  ähnlich  wie 
der  Vogt8')  von  der  Freundschaft  der  Bürger  mehr  Vortheil  erwartete 
als  von  der  des  Bischofs,  und  namentlich  Heinrich  Schongauer  war, 
da  er  gleichzeitig,  wie  wir  sehen  werden,  das  Amt  eines  Bürger- 
meisters versah,  bei  solchen  Streitigkeiten  allerdings  in  übler  Lage 
und  hielt  muthmasslich  eher  zu  den  Bürgern  als  zum  Bischof. 

Die  Verlängerung  des  Burggrafenamts  für  die  Söhne  Heinrichs 
Schongauer  auf  weitere  vier  Jahre  bringt  uns  keine  weitere  An- 
gaben über  das  Amt  selbst,  und  die  letzte  Notiz,  die  wir  noch  an- 
zufUhren  haben,  nennt  uns  nur  den  Namen  Sigeprcht  tune  pur- 


4’)  Vgl.  auch  die  Indicien  der  früheren  Periode. 

**)  Et  inimicieias  si  que  inter  nos  et  cives  ac  rivitatem  nnstram,  quod  ah- 

sit,  emerserint,  ei»  non  imputahimus,  nee  ex  illis  contra  eos  occasionem  su- 

memus  eis  in  dicto  officio  limlignandi. 

*')  Man  denke  an  Konrad  Spannagel. 
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gravius  Augustensi»  85),  ohne  dass  wir  sagen  könnten,  ob  derselbe  ein 
Viceprät'ckt  Heinrichs  Schougaucr  war,  oder  ob  dieser  etwa  in  dem 
ruhigen  Besitz  der  Burggrafaohalt  gestört  worden,  und  Sigebreeht 
also  ein  Gegenburggrat  war.**) 


Kapitel  III. 

Der  Rath. 

Wir  stellen  zunächst  wieder  diejenigen  Urkunden  zusammen, 
aus  deren  Zougenreihcn  inan  etwa  auf  Bürger  sehliessen  kann,  die 
der  Bisehof  zu  seinem  Rath  herangezogen  hat. 

1.  In  der  Urkunde  1157*4)  werden  nach  den  Ministerialen 
Sigefrit  de  Donresbereh,  Counrat  de  Erringin,  Dicbaldus  Euer, 
Witegou  de  Riehen  et  filius  cius  Witcgou,  Otto  de  Bobingen  als 
Zeugen  genannt:  Herman,  Wernher,  Siboto,  Heinrich,  Siebolt. 

2.  ln  einer  Urkunde  dos  Bischofs  Siboto  vom  Jahre  1231  “*) 
betreffend  die  Schenkung  einer  curia  in  Gugcnricth  Seitens  des 
Cunradus  de  Erringin  treten  neben  vielen  anderen  als  Zeugen  auf: 
Koppo  und  Bertoldus  Ubellin,  in  der  Urkunde,  welche  Bischof 
Siboto  über  die  schiedsrichterliche  Entscheidung  zwischen  den 
Plebnncn  von  Rote  und  von  Babenhausen  publicirt*8),  unter  vielen 
anderen:  Ilainricus  Auca,  Ilainricus  Ruotmunt,  Rudolfus  Vogclwic, 
in  der  Urkunde  der  Ita  uxor  Uonradi  iunioris  de  Massensiez  von 
1246  März  18  Augustae87)  nach  einer  Reihe  von  Geistlichen  und 
milites  noch  Ilainricus  de  Schongov  c^vis  Augustensis. 

Ferner  in  Urkunden  des  Bischofs  Hartmann  erseheinen  zunächst 
in  dem  ersten  Privileg88),  das  wir  von  ihm  für  die  Bürger  haben,  als 
Zeugen  nach  den  Klerikern:  Chounrado  Cervo  seniore,  Chounrado 

*J)  Urkunde  von  1265  A.  JStadtli.  p.  323. 

*•)  Bezüglich  der  Kompetenzen  des  Burggrafen,  über  die  wir  in  dieser 
Periode  nichts  Näheres  erfahren,  ist  noch  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
1262  dieselben  wohl  ganz  unzweifelhaft  waren,  da  sonst  der  vorsichtige  Hein- 
rich Schongauer  wohl  Bestimmungen  über  diese  in  seine  Verpfändungsurkunde 
hätte  aufnehmen  lassen. 

*•)  II.  B.  33»-  39.  I)ie  Urkunde  ist  zwar  nicht  vom  Bischof  selbst  aus- 
gestellt, sondern  von  einem  Privatmann,  der  nur  durch  ein  H.  bezeichnet  ist, 
aber  dieser  lässt  die  Urkunde  durch  das  Siegel  der  Kirche  bestätigen. 

“)  II.  B..33»-  62. 

•*)  M.  B.  33»-  63. 

«>)  M.  B.  33»-  71. 

*•)  A.  U.  B.  9.  1251  Mai  9 Augustac. 
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Barba,  Hainrieo  de  VVilhaim,  Hainrieo  de  Wizzcnhoru , Volkwino, 
Hartmnnno  Notkouf,  Chounrado  Cervu  hmiorc,  Sibotone  Cervo, 
Hcinrico  Noringenge,  Hainrieo  Sparrario  eivibus  Augustensibus,  in 
der  Urkunde  von  demselben  Tage,  durch  die  das  Domkapitel  seinen 
Verzieht  auf  ihm  etwa  gegen  die  Bürger  zustehenden  Klagrechte 
erklärt **),  sehliesst  die  Zeugenreihe  mit  den  Worten : eivibus  autem 
eiusdem  civitatis  Ulrico  Fundano,  Chuonrado  Cervo  seniorc,  Chuon- 
rado  Barba,  Hainrieo  de  Wilhaim  et  aliis  quam  pluribus  honestis 
viris  ad  hoc  presentibus  et  rogatis.  Die  Urkunde  Hartmanns  über 
die  Verpfandung  einer  bischöflichen  Mühle  bei  Augsburg'10)  bezeugen 
ausser  dem  Vogt  Otto:  Ulricus  Fundanus,  Counradus  Curialis  Cervus, 
Conradus  senior  Barba,  Hainrieus  de  Wilhoim,  Wernherus  can- 
eeltarius,  Volquinus  cives  Augustcnses  et  alii  quatn  plures,  die 
Urkunde,  durch  die  Hartmaun  den  Zoll  an  der  Wertachbrüeko  an 
Heinrich  Schougauer  verpfändet 7I)  ausser  Geistlichen  und  iniiites: 
Ulricus  Fundanus,  Conradus  senior  et  Conradus  tilius  eius.  Die- 
selben Zeugen,  auch  in  derselben  Reihenfolge,  tindcu  wir  wieder 
in  der  Urkunde  von  demselben  Tage,  in  der  Hartmann  seinen  Au- 
theil  am  Zoll  der  Stadt  verpfändet72),  während  in  dem  Konsens 
des  Kapitels  zu  diesen  beiden  Verpfändungen 7rl)  kein  Bürger  als 
Zeuge  erscheint.  Dagegen  erscheinen  in  der  Schenkungsurkunde 
Hartmauns  vom  5.  Juli  desselben  Jahres74)  wieder  Ulricus  Funda- 
nus, Conradus  Cervus,  Conradus  Barba  iunior,  cives  Augustcnses 
et  alii  plures,  ebenso  in  der  Urkunde,  welche  die  bischöfliche  Knt- 
schcidung  über  den  Streit  zwischen  den  Bürgern  und  dem  Pctors- 
kloster  giebt 7!>),  dominus  Ulricus  Fundanus,  dominus  Siboto  Cervus 
et  duo  trat  res  ipsius,  dominus  Cunradus  et  dominus  Heinricus, 
Volcwinus,  dominus  C.  Barba,  dominus  canzellarius  et  alii  quam 
plures  und  in  der  bischöflichen  Bestätigung  einer  Schenkung  des 
Vogts  Luipoldus  Curialis  Cervus  an  die  Kirche  S.  Maria  von 
1260 7*)  nach  einer  Anzahl  von  Geistlichen  und  einigen  Ministcrialcu: 
Heinrich  Sehongoven,  Siboto  Curialis  Cervus,  Heinricus  Caupo  et 
Heinricus  fllius  eius.  Die  Ucbcrtraguugaurkunde  des  Burggrafen- 

«»)  M.  ö.  33*-  7!). 

’")  M.  ü.  33»-  81.  1253  August. 

»•)  M.  B.  83».  <JÜ.  125!)  Januar  2. 

”)  M.  B.  33»-  92. 

’J)  id.  91. 

’*)  31.  B.  33».  95. 

’»)  A.  U.  B.  19.  1260. 

,s)  von  Stetten  Uetchl.  von  A.  p.  306. 
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amt»  dagegen  bezeugen  wieder  keine  Bürger,  die  Schenkungs- 
urkunde Hurlmanns  aber  für  Petrissa,  rclicta  Hetwici  dicti  Dymen 
zu  Regensburg  ,7)  wieder  Ilcinricus  Schongaweriu»,  Ulricus  Fundanus, 
Chunradus  Uttcntaler,  Ulricus  Bruggehaige,  Hainricus  llaerphacrius 
at  alii  quam  plures. 

Zunächst  darf  es  bei  diesen  Zeugenreiheu  nicht  aufTallcn,  dass 
wir  in  dem  weitem  Zeitraum  von  1260 — 1273  keine  von  Bürgern 
bezeugte  bischöfliche  Urkunde  haben,  da  sich  dieser  Umstand  leicht 
dadurch  erklärt,  dass  dies  gerade  die  Zeit  des  schlimmsten  Kon- 
flikts zwischen  Bischof  und  Bürgern  war,  in  welcher  der  Bischof  keine 
Neigung  haben  konnte,  die  Bürger  zur  Bezeugung  oder  gar  zur 
Bcrathung  seiner  Rechtshandlungen  heranzuziehen.  Derselbe  Grund 
mag  auch  bei  der  Ausstellung  der  Uebertragungsurkunde  des  burg- 
gräflichen  Amts  mitgewirkt  haben. 

Dagegen  finden  wir  in  den  Urkunden,  die  durch  Bürger  be- 
zeugt werden,  auch  dieselben  Namen  zu  wiederholten  Malen,  so 
dass  es  unzweifelhaft  ist,  dass  der  Bischof  die  Bürger  zur  Be- 
zeugung seiner  Urkunden  heranzog  und  zwar,  wie  leicht  zu  ver- 
muthen  ist,  mit  Vorliebe  möglichst  dieselben  Personen,  und  da  mag 
cs  dann  auch,  wie  wir  obeu  ausführten,  ansprechend  sein,  in  diesen 
Personen  vornehmlich  Schöffen  zu  sehen.  Ob  wir  dagegen  deshalb 
in  ihnen  bischöfliche  Rathgeber  sehen  dürfen  und  weiter  den  Keim 
zur  städtischen  Rathsbehörde,  oder  zu  dieser  Zeit  vielmehr  diese 
selbst,  da  eine  solche  schon  i.  J.  1156  sicher  bestanden  hat,  ist 
schon  deshalb  zu  bezweifeln,  weil  die  Rathsbehörde,  die  wir  i.  J. 
1156  annchmen  zu  müssen  glaubten,  im  Gegensatz  zum  Bischof 
handelt,  und  weil  in  allen  hier  in  Betracht  kommenden  bischöflichen 
Urkunden  vom  Jahre  1156  an  niemals  der  Beirath  von  Bürgern,  als 
solcher  erwähnt  wird,  wohl  aber  der  Beirath  und  die  Zustimmung 
von  Kapitel  und  Ministerialen  fast  in  allen  wichtigeren  Urkunden78). 


”)  M.  B.  33»-  127.  1273  Mai  16. 

7 ")  So  1159  Mai  25  — M.  B.  33»-  40  communicat«  ministcrialium  consilio, 
1197  — M.  B.  6,  504  — 1209  Juli  24  — M.  B.  33»-  49  — consilio  et  coniventia 
nostri  capituli  et  ministcrialium  1259  Januar  2 — M.  B.  33»-  90  acccdente  ma- 
turo  capituli  nostri  assensu  und  de  communi  et  bona  nostri  capituli  voluntate, 
1262  Juli  26  — M.  B.  33»-  97  — deliberacione  matura  tocius  capituli  nostri  et 
quorundam  ccclcsie  nostre  ministerialium  acccdente  consilio  et  assensu,  1264 
November  26  — M.  B.  33»-  106  — de  capituli  nostri  consilio  et  assensu,  1266 
Oktober  3 — M.  B.  30»-  344  — in  der  in  Konradins  Urkunde  inserirten  bischöf- 
lichen Urkunde  maturo  capituli  nostri  ministcrialiumquc  nostrorum  acccdente 
consilio  et  assensu,  1272  Februar  27  — M.  B.  33»-  126  — capituli  nostri  consilio 
acccdente,  1273  Mai  16  — M.  B.  33»-  127  — de  communi  capituli  nottri  assensu 
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Da  wir  nun  aber  jene  als  Zeugen  aufgeflihrteu  Pcrsoueu  als 
Mitglieder  des  städtischen  Raths  wiedertinden  und  nach  der  richter- 
lichen Thätigkcit,  die  der  Rath  übt,  es  nicht  zweifelhaft  sein  kann, 
dass  die  Mitglieder  des  Raths  aus  dem  Schöffenkolleg  hervorgehen, 
so  kommen  wir  zu  unserer  schon  oben  ausgeführten  Ansicht  zurück, 
nach  der  wir  in  dem  bischöflichen  Laienrath  nicht  den  eigentlichen 
Kern  sehen,  um  den  sich  der  spätere  Rath  gebildet,  sondern  höch- 
stens eine  Schule,  in  der  die  Schöffen  thatsächlich  auch  zur  Erle- 
digung von  Verwaltuugs-  und  Regierungsgeschäften  erzogen  wurden. 

Die  Thätigkcit  dieses  Raths  ist  zunächst  eine  richterliche,  die 
sich  sowohl  auf  die  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  wie 
auf  den  bürgerlichen  Proccss  erstreckt  und  gemeinsam  vom  Vogt 
und  dem  Rath  ausgeübt  wird,  während  die  Bürger  als  Gerichts- 
umstand selbstverständlich  Zutritt  zu  diesem  Gericht  haben.  So 
beurkunden  z.  B.  1239 T®)  Hainricus  dietus  Vraz  advocatus  omnesque 
burgenses  et  populus  Augustcnsis  die  Schenkung  eines  Augsburger 
Kanonikers  und  eines  Edlen  an  das  Nonnenkloster  zum  heiligen 
Geist  bei  Augsburg,  als  Zeugen  erscheinen:  Heinrieus  dietus  Vraz, 
Liupoldus  burggravius,  Conradus  Koppe,  Ebirhardus  de  Wizzingen, 
Kudolfus  de  Sundcrhaim,  Ulrieus  Fundanus,  Conradus  Barba,  Hain- 
ricus Schogoarc  cancellarius,  Hesse,  Ulrieus  de  Stainkirchc,  und 
besiegelt  ist  die  Urkunde  vom  Vogt  und  von  der  Stadt.80)  Dass  also 
die  bürgerliche  Rathsbehördc  es  ist,  welche  mit  dem  Vogt  den 
Gerichtshof  für  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  bildet,  unterliegt  hier- 
nach um  so  weniger  einem  Zweifel,  als  das  „sigillo  advocati  et  nostro“ 
zeigt,  dass  die  bürgerliche  Behörde  selbst  die  Urkunde  ausstcllt. 
Denselben  Gerichtshof  treffen  wir  in  der  Urkunde  vom  August 
l2(iS81),  welche  Fridericus  dietus  burggravius  advocatus,  consulcs 

Allerdings  finden  wir  in  dem  Bündnisse  Hartmauus  mit  der  Stadt  von 
1269  Oktober  24  das  Versprechen  des  Bischof»,  die  Vogtei  nur  zu  vergeben  de 
eapituli  nostri  ministcrialinm  ac  civium  noatronim  pociorum  consilio  ct  assensu, 
hier  liegt  aber  eine  bischöHiclic  Koiieession  für  einen  einzelnen  Fall  vor.  was 
gewiss  nicht  auf  ein  reguläres  Hinzuziehen  der  Bürger  zum  Rath  des  Bischofs, 
sondern  eher  auf  das  ticgentheil  deutet.  Ausserdem  wird  in  dem  bischölliehen 
Privileg  für  die  Bürger  der  Ausdruck  gebraucht  consilio  et  bona  voluntate 
eapituli  nostri  et  aliorum  prudentum  virorum;  eben  weil  es  aber  ein  Privileg 
für  die  Bürger  ist,  wird  man  in  diesen  prudentca  viri  kaum  Bürger  aehen 
wollen,  noch  weniger  aber  werden  wir  in  den  prudentes  viri,  nach  deren  Rath 
der  Bischof  den  Streit  zwischen  den  Plcbaucn  von  Rote  und  Babenhusen,  also 
zwischen  Geistlichen  schlichtet,  Bürger  sehen  dürfen. 

’»)  A.  U.  B.  2. 

**)  ....  hano  literam  sigillo  advocati  ct  nostro  eis  dedimus  communitam. 

■')  A.  U.  B.  29. 
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et  univcrsi  cives  ausstellen.  llainricus  de  Wilhaim  noster  concivis 
hat,  wie  die  Urkunde  atigicbt,  vor  mehreren  Jahren  die  ihm  ge- 
hörenden Zinslehen  vor  dem  Gögginger  Tliorc  auf  seinen  Todfall 
d.  h.  also  testamentarisch  verschrieben,  sieht  sieh  jedoch  jetzt  durch 
Noth  gedrängt,  diese  zu  verkaufen  und  wendet  sich  deshalb  an 
da«  bürgerliche  Gericht84)  mit  der  Bitte,  die  frühere  Bestimmung 
zu  kassiren.  Dies  geschieht  durch  die  vorliegende  Urkunde,  deren 
Zeugenreihe  uns  die  bekannten  Namen  giebt,  die  aber  dadurch  ein 
besonderes  Interesse  erhält,  dass  sie  uns,  wovon  wir  sonst  Nichts 
wissen,  einen  besonderen  städtischen  Siegelbewahrer  und  einen  be- 
sonderen städtischen  Notar  nennt.83) 

Sodann  haben  wir  noch  drei  weitere  Urkunden  über  die  Aus- 
übung der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  die  augenscheinlich  vom 
publicum  iudicium  ausgestellt  werden,  aber  eine  Anwesenheit  oder 
Theilnahme  des  Vogts  am  Gericht  nicht  voraussetzen,  so  dass  wir 
die  Anwesenheit  des  Vogts  bei  der  Ausübung  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit nicht  für  absolut  erforderlich,  sondern  mehr  für  ge- 
legentlich halten  und  die  bürgerliche  Behördo  auch  allein  tür 
competent  in  Fragen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ansehen. 

Die  drei  Urkunden  sind  nun  folgende: 

Die  erste  aus  dem  Februar  1236  8I)  nennt  allerdings  den  Aus- 
steller nicht  ausdrücklich,  derselbe  ist  aber  nicht  zu  verkennen. 
Ilcinricus  Gicnger  verkauft  nämlich  in  publico  iudicio  coram  civibus 
curiatn  et  hospitium  quod  ipse  inhahitat  euin  horrco  ct  domum 
amatoris  et  omnes  pertinentias  et  iura  totius  curic  für  22  Pfund  an 
die  Kirche  S.  Moriz  und  empfängt  das  Kaufobjekt  gegen  eine  halb- 
jährliche Abgabe  von  einem  Pfund  als  Zinslchen  von  der  Kirche 
zurück,  es  handelt  sich  also  um  den  llcbertritt  eines  Freien  in  die 
Ccnsualität.  Besiegelt  ist  die  Urkunde  mit  dem  Siegel  der  Moriz- 
kirchc  und  der  Stadt88),  so  dass  die  Vornahme  der  Rechtshandlung 
vor  der  städtischen  Behörde  keinem  Zweifel  unterliegt,  eine  Status- 
veränderung also  die  Sanktion  der  Bürgerschaft  haben  muss. 

Sodann  haben  wir  eine  Urkundo  aus  dem  Jahre  1273 8*),  durch 
welche  Marquart  der  Baiers  son  auf  das  Gut  seiner  Eltern  even- 

*s)  ad  iudicium  veniens  in  presentiam  nostram. 

* ")  Testes  vero  sunt  hii:  Volcuinus,  Conradus,  Siboto  Curiales  Cervi, 
Liupoldus  sartnr,  Conradus  Hollo,  qui  tune  temporis  habuit  sigillum  civitatis, 
Conradus  notarius  civitatis  ct  Conradu9  Ulumtalcr. 

"•)  A.  St.  B.  320. 

* *)  sigilla  ccclesie  suncti  Mauricii  et  civitatum  (sic!)  sunt  appensa. 

■«)  A.  U.  B.  35. 
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gestellt *'),  aber  cs  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  auch  diese  Ver- 
fügung erst  durch  die  Zustimmung  der  Bürger  rechtskräftig  wird,  denn 
diese  sucht  Marquart  nach  und  lässt  die  Urkunde  zum  Beweise 
der  erfolgten  Zustimmung  mit  dem  Siegel  der  Stadt  versehen,  wie 
auch  die  angeführten  Zeugen  jedenfalls  Mitglieder  des  Raths  sind”8). 

Die  dritte  Urkundo8")  endlich  ist  von  den  consulcs  et  universi 
cives  Augustcnses  seihst  ohne  Mitwirkung  des  Vogts  ausgestellt,  ja 
wenn  wir,  wie  gesagt,  in  dem  neben  anderen  (Juriales  Uervi  als 
Zeugen  aufgeführten  Lcupoldus  den  in  einer  bischöflichen  Urkunde 
desselben  Jahres®0)  genannten  Lcupoldus  Curialis  Ccrvus  tune 
advocatvis  sehen  dürfen,  so  zeigt  das  Verschweigen  des  Vogts  in 
der  Angabe  der  die  Urkunde  Publicirenden  und  der  Umstand,  dass 
er  auch  in  der  Zeugenreihe  nicht  als  Vogt,  sondern  als  Privatmann 
auftritt,  gewiss  evident,  dass  seine  Anwesenheit  zur  Ausübung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  nicht  unbedingt  erforderlich  ist,  obwohl 
er  auch  diesem  Gericht  präsidiren  kann,  wie  denn  auch  die  Ur- 
kunde nur  von  der  Stadt  gesiegelt  ist®1)  und  als  Zeuge  ausser  den 
erwähnten  Siboto,  Lcupoldus,  Uunradus,  Huinricus  Curiales  Cervi 
nur  noch  Volquinus  fratcr  Uunradus  de  Schonenveit  erscheint. 

Uebcr  die  eigentlich  gerichtliche  Thätigkeit  der  Bürger  wie 
des  Vogts  erfahren  wir  dagegen  nur  wenig.  Kriminalfällc  sind  uns 
gar  nicht  erhalten,  Civilfulle  auch  nur  zwei.  Die  erste  von  diesen 
ist  die  schon  erwähnte  Verzichtleistung  des  iniles  de  Kateriehes- 
hoven®2) auf  die  Ansprüche,  die  er  unrechtmässiger  Weise  an  einen 
Ccnsualcn  der  Kirche  S.  Maria  in  Gunzcburg,  Namens  Hunold, 
gestellt  hat.  Diesen  Verzicht  nun  leistet  Pillung  benigne  coratn 

"D  Ich  Marquart  Uns  Baiers  son  gruzc  alle  die  die  disen  Brief  lesen 

**)  Da/,  miucu  vater  unde  miner  nulter  unde  auch  mir  allez  daz  staete 
Beliebe,  alz  ez  darvor  gceriben  ist  unde  betutet,  unde  niman  zerbrechen  muge, 
so  hau  ich  in  disen  Brief  geben  unde  in  beten  gevestent  mit  der  stat  yesigcl,  daz 
daran  gehangen  ist.  Und  des  sind  auch  geziuge:  lierre  Hainrich  der  Schon- 
gower  buregraeve  unde  burgaermaister,  herre  Volkwin  der  alte,  herre  Liupolt 
der  Sehrotaer,  herre  Bertolt  der  Hurnloehcr  des  Laugen  tochtcrinan,  Conrat 
der  Lange,  Otto  der  Lange.  Ulr.  der  iunge  wirt,  lliltcprant  der  Hitzpacher 
unde  ander  erbaer  lute  genüge.  — Urich  der  iunge  wirt  ist  vermuthlich  der 
oben  genannte  Oanpo. 

**)  1 260.  A.  U.  B.  324.  Die  Urkunde  betrifft  übrigens  die  Schenkung 
einos  Schusters  (ccrdo)  Keingozus  an  das  Cisterzienscrklostcr  zu  Ober-Schönfeld 
für  den  Fall,  dass  dieser  selbst,  seine  Gattin  und  sein  Enkel  gestorben  sind. 

,#)  von  Stetten  Geschlechter  von  Augsburg  p.  366. 

*')  sigillo  nostrao  civitatis  corrobore  dedimus  ....  solidatum. 

• »)  1162  März  23.  M.  B.  33*-  42.  cf.  oben  p.  ö«  Ak.  4«. 
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multis  Augustensium  civibus  legitime,  also  zweifellos  im  bürgerlichen 
Gericht,  zumal  auch  die  Zeugenreihe  nur  aus  zwei  Kanonikern  und 
vier  Ministerialen,  dagegen  aus  siebzehn  Bürgern  besteht"’).  Hier 
also  schon  erscheint  die  bürgerliche  Behörde  für  Fälle  kompetent”4), 
die  die  Kirche  intcressiren,  Fälle,  die  der  Bischof  doch  gewiss,  wenn 
es  rechtlich  möglich  gewesen  wäre,  vor  sein  Forum  gezogen  hätte. 

Der  zweite  Fall  aus  dem  Jahre  1265  "”)  ist  auch  schon  oben  er- 
wähnt, Vogt  und  Bürger  entscheiden  über  die  einer  YVittwo  be- 
strittene Morgengabe®®).  Wir  haben  also  auch  hier  einen  Fall,  den 
der  Rath  mit  dem  Vogt  entscheidet  und  einen,  bei  dem  dieser  nur 
unter  den  videutes  et  audientes  teste»  erscheint,  so  dass  also  der 
Rath  auch  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  sei  cs  nun  mit  dem 
Vogt,  sei  es  ohne  denselben,  als  die  kompetente  Behörde  erscheint. 
Demnach  scheint  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  ebenso  die 
civilrcchtlichon  Streitigkeiten,  bei  denen  die  Parteien  zum 
Vergleich  geneigt  sind,  vom  Gericht  auf  den  Rath  übergegangen 
zu  sein,  die  Theilnahme  de»  ursprünglichen  Richters,  des  Vogts,  an 
der  Ausübung  derselben  nur  noch  insofern  stattzutindon,  als  der 
Vogt  dem  Rath,  der  Verwaltungsbehörde  präsidirt,  und  es  zeigt 
sieh  auch  hier,  wie  die  Stellung  des  Richters  mehr  und  mehr  die 
Bedeutung  des  eigentlich  obrigkeitlichen  Amts  verliert,  dagegen  eine 
Verwaltungsbehörde,  der  Rath,  Obrigkeit  wird. 

Dass  aber  die  Bürger  aueh  die  Leitung  der  Kriminal- 
gerichtsbarkeit in  Händen  hatten,  wird,  obwohl  uns  kein  speeieller 
Fall  vorliegt,  nicht  auzunclnncn  sein;  hier  wird  der  Rath  nur  wie 
die  Bürger  überhaupt,  als  Schöffen,  als  Urthcilfinder,  futigirt  haben. 
Die  einzige  Notiz,  die  wir  in  Bezug  auf  diese  Justiz  haben,  giebt 
uns  über  die  Leitung  dieses  Gerichts  keinen  Aufschluss.  Denn 
wenn  in  dem  Fricdensinstruraent  zwischen  Hartmann  und  dem  Herzog 

**)  vgl.  oben. 

•*)  vgl.  auch  das  legitime  bei  den  im  Text  eitirten  Worten. 

*‘)  A.  Stadtb.  p.  323. 

’*)  eoram  nobis  (sc.  Sibotoni  Curiati  Ccrvo  advocato  consulibus  et  uni- 
versis  civibus  Augustensibus)  in  publieo  iudicio. 

Von  Interesse  ist,  dass  der  Kläger,  der  Bruder  des  verstorbenen  (iatten, 
nicht  selbst  seine  Klage  führen  kann,  sondern  sich  hierzu  einen  l’atron  au- 
nehmen  muss  (patrono  assumpto),  über  dessen  Eigenschaften  wir  zwar  Nichts 
wissen,  der  aber  vielleicht  nur  Augsburger  Bürger  zu  sein  brauchte,  da  schon 
aus  dem  Namen  des  Klägers  C'ounradus  lilius  Counradi  Cinccrlin  de  Lougingin 
und  ans  der  besonderen  Hervorhebung,  dass  die  Beklagte  Tochter  eines  Augs- 
burger Bürgers  sei,  es  wahrscheinlich  wird,  dass  er  selbst  nicht  Augsburger 
Bürger  gewesen  sei. 
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Ludwig  von  den  Bürgern,  die  auf  de»  Herzog«  Seite  gestanden 
haben  und  denen  der  Bisehof  die«  verzeihen  «oll,  gesagt  wird : nee 
ab  ipso  episcopo  vel  universitate  eivium  trahentur  in  causam  invidie 
vel  iudiciaric  potestatis  pro  occisiono  eoneivium  suorum  apud  Hamei 
perpetrata ...  so  erfahren  wir  mit  Sicherheit  doch  nur,  dass  Bischof 
wie  Bürgerschaft  Kläger  sein  können,  das  Forum  für  die  Klage 
kann  aber  sowohl  jenes  Rathsgericht  sein,  wie  ein  rein  vogteiliches, 
an  dem  die  Bürger  nur  als  Schöffen  theilnehmen,  der  Rath  aber 
nicht  Gcrichtsherr  ist.  — 

Ein  anderes  Feld,  auf  das  sieh  die  Thätigkeit  des  Raths  erstreckt, 
ist  das  der  Finanzen,  und  wir  glauben  hier  am  zweckmässigsten 
das  uns  über  die  Finanzen  der  Stadt  überhaupt  vorliegende  Ma- 
terial zu  betrachten. 

Die  erste  Stelle,  die  wir  über  städtische  Steuern  haben,  ist  in 
der  Urkunde  Heinrich  (Vll.)  d.  d.  1231  November  22  apud  Ulmam®;), 
in  welcher  es  heisst  ....  quod  no«  (sc.  Heinricus)  rccognoscimus 
ecclcsie  Augustensi  mcdictatem  precariarum  seit  collcetarum,  quas 
a civibus  Augustensibus  dcinceps  duxerimus  exigendas,  volentcs,  ut 
dilectus  princeps  nostcr  Siboto  Augustensis  ecclcsie  episcopus  et 
quilibet  successorum  suorum  in  ipso  episcopatu  medietatem  recipiat 
«ine.  maliciosa  diminucionc.  Statuimus  etiam  et  sub  intertninacionc 
gratie  nostre  inhibemus,  ne  quis  officiatorum  nostrum  in  premissa 
rccognitionc  impedire  audeat  seu  molestare.  Quod  cum  de  iure  sit 
ipsius  ecclesic  nobiscuin  precarias  sive  collectas  proporcionaliter  a 
premissis  civibus  recipere,  ipsam  medietatem  ipsi  ecclcsie  et  epis- 
copis  ibidem  constitutis  confirmamus. 

Zeumer“8)  sieht  in  dieser  Steuer  eine  Heinrich  dem  VII.,  als  Vogt, 
zustehendc  Steuer,  die  dann  die  Basis  für  die  spätere  regelmässige 
Rcich8steuer  der  Stadt  gebildet  habe,  und  hält  es  für  sehr  wahr- 
scheinlich®"), dass  diese  Steuer,  welcho  bis  zur  Zeit  Rudolfs  zur 
Hälfte  an  die  königliche  Vogtei  zur  Hälfte  an  den  Bischof  ge- 
zahlt wurde,  schon  um  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  eine 
wesentlich  feste  d.  h.  fest  normirte  Jahresstouer  der  Stadt  an  das 
Reich  geworden  sei. 

Hiergegen  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass  es  zunächst  keineswegs 
fcststcht,  dass  Heinrich  (VII.)  Vogt  von  Augsburg  war.  Denn  wenn 
auch  Herzog  Friedrich  von  Schwaben  am  Ende  des  12.  Jahr- 


»»)  M.  B.  30*-  180. 

*•)  Deutsche  Städtosteucrn  iu  Gustav  Sehmoller  Staats-  und  socialwisscn- 
ichaft  liehe  Forschungen  I,  2 p.  30  ff. 

’•)  id.  p.  28. 
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hundert»  noch  Vogt  von  Augsburg  gewesen  ist,  wenn  auch  Kon- 
radin  vom  Bischof  mit  der  Vogtei  belehnt  wird  und  bei  dieser 
Belehnung  genau  dasselbe  Versprechen  wie  hier  Heinrich  (VII.)  ' 
geben  muss 10#),  wenn  auch  der  Bischof  den  Bürgern  die  Zusicherung 
ertheilt,  die  Vogtei  an  Niemand  als  an  den  auch  vom  Papst  aner- 
kannten römischen  König  zu  verleimen,  wenn  mau  auch  endlich  mit 
Zeumcr  aus  dem  in  dem  Defcnsivbündniss  der  Stadt  mit  den  Her- 
zogen Ludwig  und  Konradin  gebrauchten  Ausdruck  „ratione  huius- 
modi  defensionis“  eine  Art  von  vogteilichem  Schutzverhältniss  heraus- 
lesen wollte:  so  ist  damit  doch  noch  nicht  ein  so  inniger  Zusammen- 
hang zwischen  der  Vogtei  über  die  Stadt  Augsburg  und  dem 
Königthum  dargetlian,  dass  man  unbedenklich  annehmen  dürfte, 
Heinrich  (VII.)  sei  Vogt  von  Augsburg  gewesen,  zumal  Heinrich 
die  Urkunde  nur  als  „divina  favente  clementia  rex  et  semper 
augustus“  ausstellt,  in  keiner  Weise  andeutet,  dass,  er  Vogt  der 
Stadt  sei,  oder  dass  er  diese  Steuerbestimmung  als  Vogt  treffe,  zu- 
mal endlich  auch,  wie  wir  sahen,  sehr  bald  nach  dieser  Zeit  die 
Vogtei  wieder  bischöflich  war. 

Aber  selbst  den  Fall  angenommen,  Heinrich  sei  Vogt  von 
Augsburg  gewesen  und  habe  namentlich  vorliegende  Urkunde  nicht, 
wie  er  angiebt,  qua  König,  sondern  trotz  seines  Schweigens  darüber 
qua  Vogt  ausgestellt,  so  steht  doch  soviel  fest,  dass  noch  im  Jahre 
1156  und  den  Festsetzungen  des  ersten  Stadtrechts  zufolge  der 
Vogt  keineswegs  berechtigt  war,  Steuern  aufzuerlegen,  dass  wir 
auch  sonst  keinen  strikten  Beweis  für  das  Besteuerungsrecht  des 
Vogts  haben,  die  Steuern  also,  die  Heinrich  jetzt  eventuell  ins  Auge 
fasst,  nur  zu  jenen  so  oft  und  schwer  beklagten  „iniquac  atque  inde- 
bitae  exnetiones“  der  Vögte  gehören  könnten,  und  der  Bischof  dies 
dann  allerdings  sonderbare  Abkommen  mit  dem  Vogt  getroffen 
hätte,  um  sich  wenigstens  einen  Antheil  an  dem  unredlichen  Gewinn 
zu  sichern. 


■••)  Item  ut  quocunque  modo  seu  nomine  publice  bcu  privatim  precarie 
sive  stiure  imponantur,  medietas  cedat  episcopo  Augustensi.  Da  sich  diese  Stelle 
in  der  Urkunde  findet,  durch  die  Konradin  vom  Bischof  mit  der  Vogtei  belehnt 
wird,  so  könnte  gerade  sie  am  meisten  herangezogen  werden,  um  diese  Steuer 
als  eine  vogteiliehe  zu  beweisen.  Da  aber  Konradin  hier  zweifellos  Ver- 
sprechungen theils  in  seiner  Eigenschaft  als  Vogt,  theils  in  der  als  König 
macht  und  trotz  der  ausdrücklichen  Erklärung  des  Bischofs,  nur  der  Person 
Konrads  nicht  seiner  königlichen  oder  anderen  Würde  die  Vogtei  zu  über- 
tragen, doch  die  Kompetenzen  beider,  dea  Königsthums  und  der  Vogtei,  wie 
es  ja  auch  durchaus  natürlich  ist,  verwischt  sind,  so  halten  wir  es  nicht  für 
richtig,  zu  grosses  Gewicht  hierauf  zu  legen,  sondern  lassen  die  Entscheidung 
dahingestellt. 
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Vielmehr  sollen  wir  im  Gegentheil  erwarten,  das.«  der  Bisehof 
die  von  seinem  Vogt  zu  erhebenden  Steuern  und  die  ihm  selbst 
von  diesen  schuldigen  Abgaben  fest  normirt.  Dies  ist  aber  trotz 
der  von  Zeumer  aufgestellten  Beweise  keineswegs  der  Fall,  da- 
gegen sprechen  Ausdrücke  wie  ....  preeariarum  seit  eollectanim, 
(|uns  ....  duxerimus  cxigctulns  und  <|uocunque  modo  seit 
nomine  publice  seu  privatim  preearie  sive  stiure  iinponantur 
zu  bestimmt.  An  eine  jährliche  und  fest  norinirte  Steuer  zu  denken, 
ist  hier  doch  unmöglich,  und  wenn  die  Bürger  1254  dem  Bischof 
versprechen,  ihm  jährlich  zu  Johannis  100  Pfund  Augsburgiseh  zu 
zahlen,  es  sei  denn  dass  der  König  selbst  in  der  Stadt  sei,  in 
welchem  Fall  der  König  wie  der  Bischof  sich  seines  Rechtes  bei 
der  Erhebung  der  Steuer  bedienen  soll ,01),  so  sind  diese  100  Pfund 
doch  nur  eine  jetzt  „provida  deliberatione“  festgesetzte  Summe,  wäh- 
rend ausdrücklich  gesagt  ist,  dass  auch  der  König  seinerseits  Steuern 
erhob , und  wir  doch  nicht,  während  nur  vom  rex  die  Rede  ist, 
schliessen  dürfen,  derselbe  erhob  die  Steuern  nicht  epta  König,  son- 
dern qua  Vogt.  Einen  Zusammenhang  dieser  100  Pfund  mit  jener 
Steuer  können  wir  daher  nicht  konstatirt  sehen  und  dürfen  mithin 
auch  nicht  annchtncn,  weil  damals  Konrad  IV.  gerade  in  Italien 
war,  also  jene  Steuer  nicht  erhoben  werden  konnte,  so  werden  jene 
100  Pfund  die  Hälfte  dieser  Steuer  sein,  und  also  diese  im  Ganzen 
2<XJ  Plund  betragen  haben ; vielmehr  liegt  hier  nur  eine  wohl  auch 
nur  zeitweise  Fixirung  der  dem  Bischof  schuldigen  Steuer  vor 
und  neben  dieser  läuft  die  Reichssteucr. 

Ebenso  irrt  Zeumer  unserer  Anschauung  nncli,  wenn  er  meint, 
die  in  dem  Traktat  zwischen  den  Bürgern  und  den  Herzogen  Lud- 
wig und  Konradin  stipulirte  Summe  entspreche  ebenfalls  jenen 
100  Pfund,  als  der  medietas  preeariarum  seu  eollectanim.  Denn 
zunächst  liegt  hier  nur  ein  Biindniss  der  Stadt  mit  den  Herzogen 
vor,  nicht  die  Uebertragung  der  Vogtei  an  die  Herzoge,  zu  der  die 
Stadt  doch  auch  in  keiner  Weise  berechtigt  war.  Sodann  aber 
muss  der  Abdruck  der  Urkunde  bei  Hugo  Mediatisining,  nach  dem 
Zeumer  eitirt,  wohl  eine  Ungenauigkeit  enthalten,  wenigstens  heisst 
cs  in  dem  Abdruck  der  Monumenta  Boica ll>*)  sehr  bestimmt:  pro- 
minentes insuper  pensionem  trecentarum  librarum  Augustensium, 

"")  quoadusque  (Inminus  rex  personaliter  veniat  ct  tune  non  teneantur 
(sc.  cives)  aunuimm  »olvere  pretaxatain  seil  utrique  vidclieet  tarn  nos  quam  do- 
minus rex  in  perceptione  eollecte  utetur  iure  suo.  Danach  erheben  also  der 
Bischof  wie  der  König  selbständig  Steuern. 

'•»)  id.  30»-  H37. 
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quam  nobis  rationc  huiusmodi  defensionis  singulis  annis  trium  pre- 
dictorum  ultrn  ae  promiaerunt  et  spontance  soluturos  quoeunque 
easu  emcrgante  medio  tempore  non  augere.  Et*  werden  also  nicht, 
wie  Zenmer  angiebt,  jährlich  mir  100,  sondern  jährlich  300  Pfund 
an  die  Herzoge  gezahlt,  ja  die  Bürger  fürchten  sogar  noch  eine 
Erhöhung  auch  dieser  Summe;  es  ist  also  auch  die  hier  getroffene 
Bestimmung  für  die  Fixirung  der  städtischen  Steuern  nicht  in  Be- 
tracht zu  ziehen. 

Endlich  scheint  es  uns  auch  unrichtig,  wenn  Zenmer  aus  der 
Urkunde  Rudolfs  vom  10.  März  1270 ,us)  über  die  Steuerbefreiung 
der  Stadt  wieder  einen  Beweis  zu  ziehen  sucht 104),  dass  die  Steuer 
der  Stadt  fest  normirt  sei,  da  sie  noch  zu  Rudolfs  Zeiten  ebensoviel 
betragen  habe,  wie  zu  jener  Zeit,  als  sie  zur  Hälfte  an  den  Bischof, 
zur  Hälfte  an  den  königlichen  Vogt  fiel.  Rudolf  befreit  nämlich 
die  Stadt  für  Zahlung  einer  Summe  von  400  Pfund  Augsburgisch 
auf  ein  .fahr,  dagegen  für  die  Kassirung  einer  Schuld  des  Königs 
an  die  Stadt  von  350  Mark  Silber  nebst  den  aufgelaufenen  Zinsen 
auf  zwei  Jahre  von  jeder  Steuer  wie  von  jedem  servitiuin. 

Denn  wenn  wir  auch  die  Annahme  Zentners,  die  Schuld  werde 
von  Rudolf  bei  Gelegenheit  des  Augsburger  Reichstages  im  Mai 
1275  kontrahirt  sein,  als  möglich  zugeben  wollen,  wenn  wir  uns 
auch  mit  dem  von  Zeumer  angenommenen  Zinsfuss  von  7%  ein- 
verstanden erklären  wollen,  es  auch  für  fast  gesichert  aneehen,  dass 
die  Mark  Silber  damals  dem  Augsburgisehen  Pfund  ziemlich  gleich 
an  Werth  war 105),  so  erscheint  es  qns  zunächst  doch  unzulässig  mit 
Zeumer  stillschweigend  zu  präsumiren,  die  Schuld  sei  von  der  Stadt 
zwar  im  März  1270  erlassen,  Rudolf  aber  zur  Zinszahlung  bis  zum 
Termin  der  Steuerbefreiung  d.  h.  bis  zum  24.  April  1277  ver- 
pflichtet gewesen,  denn  zu  einer  solchen  Vcrmuthung  können  wir 
gar  keine  Berechtigung  erkennen,  und  sonach  würde  uns  der  von 
Zeumer  angenommene  zweijährige  Zeitraum  zur  Zinsberechnung 
fehlen,  die  Zinsen  nlso  nicht  etwa  50  Mark,  und  das  von  der  Stadt 
geschenkte  Geld  nicht  400  Mark  oder  Pfund  betragen  haben  und  die 
darauf  gebaute  Annahme,  die  von  der  Stadt  dem  Könige  jährlich 
schuldige  Steuer  sei  200  Pfund  und  somit  wieder  die  dem  Bischof 
zugesprochene  Hälfte  der  Steuer  100  Pfund  hoch  gewesen,  also  die 
ganze  Steuer  schon  1231  als  eine  fest  normirtc  anzusehen,  hinfällig 
sein.  Vor  allen  Dingen  aber  ist  doch  bei  dieser  Urkunde  nicht  zu 

'"*)  A.  U.  B.  9. 

'“•)  a.  a,  <>.  p.  140  ff. 

,oi)  vgl.  oben  pag.  B4. 
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übersehen,  dass  die  Stadt  auch  abgesehen  von  der  Steuer  noch  von 
jedem  scrvitium  befreit  wird,  und  ferner,  um  für  das  erste  der  drei 
Jnlire  Steuerfreiheit  zu  erhalten,  nicht  nur  200  sondern  4<X)  Pfund 
hat  zahlen  müssen,  also  die  doppelte  Summe;  dass  dies  aber  wie 
Zeumer  annimmt,  die  Steuer  von  zwei  Jahren,  nicht  von  einem 
Jahre  sei,  dürfen  wir  um  so  weniger  annehmen,  als  Rudolf  am 
4.  November  1289  die  Bürger  für  eine  Zahlung  von  300  Mark 
Silber  auf  zwei  Jahre  von  jeder  Steuer  befreit,  und  Zeumer  selbst 
nachweist , dass  wir  es  hier  nicht  etwa  mit  einer  Extrasteuer,  son- 
dern mit  der  gewöhnlichen  Steuer  zu  thun  haben,  die  Bürger  also 
pro  anno  hier  150  Mark  oder  Pfund  zahlen,  und  als  ferner  vom 
Jahre  1301  gerade  die  Zahlung  von  400  Pfund  die  regelmässige 
Jahressteuer  der  Stadt  an  das  Reich  wird.  Sonach  glauben  wir 
bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  die  Steuer  noch  nicht  als  fixirt  mi- 
schen zu  dürfen  und  zweifeln  auch  deshalb,  ob  hier  die  Reichs- 
Steuer  wirklich  in  der  Vogtssteuer  ihren  Ursprung  habe. 

Die  Erhebung  dieser  Steuern  geschieht  1231  noch,  wie  aus  der 
Bemerkung  ne  tjuis  offieiatorum  ....  episcopum  ....  in  premissa  re- 
cognitione  impedire  audeat  ecu  molestare  hervorzugehen  scheint, 
durch  die  Beamten  des  Königs.  Indessen  könnte  das  impedire  der 
officiuti  des  Königs  auch  nur  auf  die  Auszahlung  der  bischöflichen 
Hälfte  der  dem  Könige  schon  übermittelten  Gesammtsutnine  sich 
beziehen,  die  Erhebung  aber  selbst  schon  damals  durch  die  Rath- 
geber der  Stadt  erfolgt  sein.  Späterhin  zur  Zeit  Konradins  sind  es 
unzweifelhaft  die  consules  der  Stadt,  welche  und  zwar  zunächst  ge- 
meinsam mit  einigen  bischöflichen  Räthcn  Umlage  und  Erhebung 
der  Steuer  besorgen ,oa),  im  zweiten  Stadtrecht  ist  dann  aber  auch 
von  einer  Mitwirkung  bischöflicher  Beamten  nicht  mehr  die  Rede. 

Ob  diese  Steuer  übrigens  als  Gesnimntsteuer  aufcrlegt  wurde, 
oder  ob  noch  einzelne  der  Bürger  hin  und  wieder  allein  besteuert 
wurden,  lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen;  die  Bemerkung 
„quoquo  modo  seu  nomine,  publice  seu  privatim“  deutet  wohl  noch 
das  letztere  Verhältnis  an. 

Dass  aber  der  Bischof  thatsächlich  auch  noch  bis  zu  Rudolfs 
Zeiten  ausser  der  ihm  zugesprochenen  Hälfte  selbständig  Steuern 
durch  seine  Beamten  zu  erpressen  suchte  und  den  Bürgern  oft  wohl 

■•*)  Que  prccaric  sive  stiure  sunt  de  consilio  eiusdem  episcopi  Augustensis, 
<|ui  pro  tempore  fuerit,  per  ipsius  domini  ('uonrudi  rejfis  consules  ecclesie  nostre 
consilinriis  presentibus  sine  dolo  et  fraude  qualibet  imponende.  In  der  He- 
zeichnung  consules  regis  glauben  wir  übrigens  nicht  mit  Zeumer  einen  Hinweis 
aut  „direkte  Abhängigkeit“,  sondern  nur  eine  Hezeiehnung  wie  etwa  fideles  regis 
suchen  zu  sollen;  wie  auch  das  ofiiciati  regis  vielleicht  nur  dies  besagt. 


Digitized  by  Google 


161 


auch  zur  Strafe  ihrer  Renitenz  und  Opposition  Exaktionen  aller  Art 
auferlegte,  ist  uns  ganz  unzweifelhaft,  und  zum  Ueberfluss  haben 
wir  dafür  noch  besondere  Zeugnisse,  wenn  Konradin,  als  er  mit  der 
Vogtei  belehnt  wird,  versprechen  muss,  keine  der  vom  Bischof  in 
der  Stadt  oder  ausserhalb  derselben  von  Juden  oder  Christen  er- 
hobenen Steuem  rückgängig  zu  machen  ,03)  und  Konradin  und  Lud- 
wig der  Stadt 10li)  die  Aufhebung  aller  neuen  vom  Bischof  oder 
anderen  auferlegten  Steuem  verheissen  müssen. 

Ferner  aber  legt  auch  der  Rath  unzweifelhaft  selbständig  den 
Bürgern  Steuern  auf,  und  der  Bischof  seinerseits  muss  dies  Be- 
steuerungsrecht völlig  anerkennen,  nur  dass  er  sich,  seine  familia 
und  die  gesummte  Geistlichkeit  von  der  Pflicht,  der  Stadt  zu 
steuern,  zu  eximiren  sucht.  In  der  Urkunde  vom  9.  Mai  1251  10*) 
schreibt  Hartmann  den  Bürgern  vor,  dass  die  Ministerialen  und 
Freien  (?)  keine  anderen  kommunalen  Lasten  als  die  Bürger  tragen 
dürfen 1,w),  und  von  den  in  Augsburg  wohnenden  Geistlichen  und 
milites1")  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  sie  dem  bürgerlichen 
Gemeinwesen  keine  Abgaben  schuldig  sind114),  ebenso  sollen  die 
bischöflichen  Beamten,  die  bischöfliche  familia  wie  die  der  Ka- 
noniker von  der  Stadt  nicht  besteuert  werden,  es  sei  denn,  dass  sie 
etwa  Handel  treiben "*),  endlich  sollen  auch  die  Besitzungen  und 

l*1)  Adiectum  est  ettiam  et  promissuni,  ut  quiequid  per  nos  vel  alios 
nomine  vel  iussu  nostro  in  civitate  vel  extra  a tidelibus  vel  iudeis  exactum  est 
vel  receptum  nec  restitutionis  beneficio  nec  alio  quoquo  modo  in  ure  (sie!)  vel 
extra  repetatur.  — Ure  ist  wohl  nur  ein  Druckfehler  für  urlie,  oder  vielleicht 
hat  sich  auch  der  Herausgeber  verlesen  und  es  steht  in  der  Urkunde,  oder  sollte 
vielleicht  dort  stehen,  nrä,  nostra  (sc.  civitate);  der  Sinn  kann  jedenfalls  nicht 
zweifelhaft  sein. 

I "*)  Tollentes  omnes  iniquas  exactiones  que  vulgo  dicuntur  ungelt  per 
supradictum  episcopum  vel  alium  queincunque  de  novo  in  ipsius  civitatis  pre- 
iudicium  institutas;  nichil  etiam  talium  ab  eis  per  noa  ipsos  aliquatenua 
exacturi. 

'•»)  A.  U.  B.  9. 

I I •)  Circa  ministeriales  vero  et  liberas  personas  hec  volumus  observari,  ut 
nichil  aliud  peraolvant,  quam  eeteri  cives  persolvere  eonsueverunt  in  communi. 

1 ")  Milites  = unfreie  Ritter,  vgl.  Otto  von  Zallinger  Ministeriales  und 
milites,  Innsbruck  1878. 

1 '*)  de  quibus  nichil  ad  cives  pertinet. 

"*)  Idem  volumus  circa  ofticiales  nostros  et  faniiliam  nec  non  canoni- 
corum  nec  claustralium  quorumlibet  ipsius  civitatis  inviolabiliter  observari,  adeo 
ut  nec  stiuram  ullam  peraolvant,  nisi  forte  tales  fucrint,  qui  negotiationes  cou- 
sueverint  exercere.  Diese  Ausnahme  zeigt  übrigens,  wie  uhb  deucht,  auch  hier 
den  öfter  nachweisbaren  Missbrauch,  dass  sich  Personen,  nur  um,  ohne  die 
Steuern  der  Stadt  zu  zahlen,  Handel  treiben  zu  können,  in  die  Ceusualität  oder 

Berner,  Verfaasungageseh.  d.  Stadt  Augsburg. 
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«las  Vermögen  des  Bischofs,  der  Kanoniker  und  der  Klosterleute 
von  jeder  Steuer  und  Bedrückung  frei  »ein. 

Diese  sorgfältige  und  genaue  Aufzählung  der  Steuerexemtionen 
zeigt  aufs  Evidenteste,  dass  die  Stadt  selbst  Steuern  auferlegte,  und 
der  Bischof  dies  Recht  der  Stadt  völlig  anerkennen  musste,  nur  die 
res  et  personae  circa  sacra  gelingt  es  jhm  von  der  Steuer  zu 
exitniren. 

Welcher  Art  diese  Steuern  sind,  wird  uns  zwar  nicht  gesagt, 
zu  ihnen  gehörte  aber  jedenfalls  auch  das  theloneiun  und  das 
Ungclt.  Ueber  diese  Abgabe  oder  Abgaben  haben  wir  nun  folgende 
Bestimmungen. 

Zunächst  bestimmt  das  zur  Beilegung  der  Streitigkeiten  zwischen 
Bischof  und  Bürgern  1254  eingesetzte  Schiedsgericht ...  quod  nos 
(sc.  episcopus)  non  debemus  acciperc  thelonium  in  civitate  vel 
extra,  nisi  quod  cpiscopi  Augustense»  consueverunt  reciperc  ab  nn- 
tiquo.  Et  quod  nos  cives  ipso»  in  peroeptionc  thelonei  quod  vul- 
gnriter  ungelt  dicitnr,  non  debeamus  ad  decein  annos  a primo  die 
nostri  introitus  impedire. 

Am  2.  Januar  1259  belehnt  Harttnann  Heinrich  Schongauer 
und  dessen  Söhne  gegen  Zahlung  von  270  Pfund  Augsburgisch 
mit  dem  pons  Vindelice  und  den  von  demselben  ihm  zustehenden 
Einnahmen  und  einer  curia  villicalis,  und  an  demselben  Tage  über- 
lässt er  ihnen  gegen  eine  weitere  Zahlung  von  100  Pfund  Augs- 
burger Denaren  und  ein  jährlich  am  Gründonnerstage  den  Armen 
zu  gebendes  Almosen  von  drei  Pfund  thelonium  nostre  civitatis 
ecclesie  nostre  pertinens  ah  antiquo  aber  mit  dem  für  uns  heut  nicht 
mehr  klaren  Zusatz  salvo  per  omnia  iure  dicto  civi  (sc.  Heinrico 
Schongawerio  pntri),  quod  in  eodetn  thdonio  sibi  dudnm  apud  nos 
requisivit  sicut  in  instrumento  inde  confecto  plenins  est  expressuin."4) 

Ferner  gehört  hierher  das  Versprechen  der  Herzoge  Ludwig 
und  Konradin  an  die  Stadt,  alle  unbilligen  vom  Bischof  oder  an- 
deren der  Stadt  neu  auferlegten  Ungelt  genannten  Exaktionen,  auf- 
zuheben  ,'1')  und  endlich  die  vom  Bischof  der  Stadt  zur  Ablösung118) 
der  von  ihm  im  Kriege  mit  Ludwig  von  Baiern  kontrahirten  Schul- 
in ein  anderes  Verlmltniss  zu  einer  Kirche  begaben.  gegen  welchen  Missbrauch 
die  Bürger  hier  einen  Kiegel  vor/.uschiehen  suchen. 

,l*)  I)a  wir  diese  Urkunde  nicht  mehr  besitzen,  so  kennen  wir  auch  diese 
Rechte  Heinrichs  Schongauer  Bin  Zoll  nicht. 

1 ,l)  omnes  inii|uas  exactioncs.  que  vulgo  dicuntur  ungelt  per  supradictum 
episcopum  vel  alium  quemeunque  de  novo  in  ipsius  civitatis  preiudicium  iusti- 
tutas 

"■)  1270  Mai  30.  M.  B.  33*-  121. 
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den  ertheilte  Erlaubnis«:  indebituni  <|uud  uugelt  dicitur  singularum 
portaruni  civitatis  nostrc  vini  et  mcrciuiu  quaruincunque  in  sub- 
vcntionein  civitatis  nostrc  de  maturu  consilio  nunc  impositum  in 
solutioneni  iiredicturuin  debitorum  colligcnduin  ct  recipiendum  provida 
deliberatione  duximus  connnittcndum,  ita  ut  a festo  sancti  Gcorii  nuper 
trunsactu  ad  quinque  annos,  nisi  forte  iuxta  eorum  tidei  pretiuni  breviori 
spatio  id  fieri  possit,  a dictis  debitis  integralitcr  nos  ct  sc  ahsolvant, 
et  si  quid  insolutuni  remanserit,  nostrc  gratie  consistat,  ct  premissa 
omnia  nullo  iinpediente  obstaculo  ad  antiquum  libertatis  statuni  ab 
otnnibus  dimittuntur  salvis  etiani  nobis  ct  ccclcsie  nostrc  iuribus 
aliis  ct  instruincutis  pro  nobis  ct  i]>sa  ccclcsia  conscriptis  ct  cou- 
fectis. 

Zunächst  wird  cs  sich  fragen,  ob  unter  den  liier  gebrauchten 
Ausdrücken  thcloncum  und  ungelt  nur  eine  oder  zwei  Abgaben  zu 
verstehen  sind,  und  ob  dieselben  wirklich  von  der  Stadt  auferlegt 
sind.  Wenn  der  Bischof  1251  sich  mit  seinem  Antheil  am  Zoll  be- 
gnügt, wenn  dies  in  einem  Schiedsspruch  zwischen  Bürgern  und 
Bischof  geschieht , also  auch  eine  Koncessiou  der  Bürger  in  sich 
schlicsst,  wenn  der  Bischof  1251'  den  Söhnen  Heinrichs  Schongauer 
wieder  nur  seinen  Antheil  am  Zoll  verpfändet,  so  dürfen  wir  wohl 
den  Zoll  als  eine  städtische  Abgabe  hier  konstatirt  sehen. 

Wenn  ferner  der  Bischof  1254"")  den  Bürgern  verspricht,  sie 
in  der  Erhebung  des  Ungelt  genannten  Zolles  während  zehn  Jahre 
nicht  zu  stören,  wenn  in  dem  Defensivvertrag  der  Stadt  mit  dun 
Herzogen  von  Baicrn  und  Schwaben  „iniquae  exactiones  que  vulgo 
dicuntur  ungelt“  gesagt  wird,  und  ebenso  in  der  Urkunde  Hartmanns 
„in  de  bi  tu  in  quod  ungelt  dicitur“,  das  Ungelt  also  als  eine  mit  Un- 
recht erhobene  Abgabe  bezeichnet  wird,  der  Zoll  aber  doch  jeder- 
zeit als  eine  an  sieh  rechtmässige  Abgabe  betrachtet  ist,  wenn  ferner 
der  Bischof  die  Erhebung  des  Ungclts  1254  auf  zc'hn  Jahre  und 
1270  wieder  auf  fünf  Jahre  gestattet,  während  der  Zoll  höchst 
wahrscheinlich  schon  1156  städtisch  war,  so  werden  wir  das  ungelt 
doch  als  eine  von  dem  theloneuni  verschiedene  Abgabe  anzusehen 
haben.  Dass  es  aber  in  der  That  doch  auch  ein  Zoll  ist,  zeigt  schon 
der  Ausdruck  . . . „thelonei  quod  vulgariter  ungelt  dicitur“  und  die 
ausdrückliche  Erklärung  in  der  Urkunde  von  1270,  dass  es  die  an 
den  einzelnen  Stadtthoren  von  Wein  und  Viktualicn  erhobene  Ah- 
gabe  ist;  wir  werden  also  besonders  auch  in  Rücksicht  auf  das 


’")  Et  quo«l  nos  uives  ipsos  in  pcrccptionc  tbelonei  quod  vuljraritcr 
ungult  dicitur.  non  debcamus  ml  dccum  annos  a priino  die  n-  d i-c  ittis 
impedire. 

II' 
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indebitum  und  die  iniquac  cxactioneg  in  dem  ungelt  einen  ausser- 
ordentlichen und  ungewöhnlichen  Zuschlag  zum  Zoll  zu  sehen  haben11®), 
und  ee  wäre  erklärlich,  wenn  der  Rath,  um  einen  solchen  Zuschlag 
zu  erheben,  die  Erlaubnis  des  Bischofs  einholen  musste,  aber  auf 
der  anderen  Seite  ist  es  auch  sehr  wohl  möglich,  dass  der  Ruth 
dies  nur  that,  um,  da  ja  die  Einführung  jeder  neuen  Steuer  miss- 
liebig ist,  wenigstens  von  bischöflicher  Seite  vor  Opposition  ge- 
sichert zu  sein  und,  durch  die  Zustimmung  des  Bischofs  im  Rücken 
gedeckt,  die  Bürgerschaft  leichter  zur  Zuhlung  bewegen  konnte. 

Noch  eine  Steuer  wird  endlich  zweimal  erwähnt,  ohne  dass  mit 
Sicherheit  zu  sagen  wäre,  ob  dieselbe  eine  bischöfliche  oder  kom- 
munale sei.  ln  einer  Urkunde  von  1246  UB)  ist  von  einem  eventuellen 
Gutsverkauf  die  Rede,  der  geschehen  soll  secundum  ins  commune 
Auguste  quod  vulgariter  dicitur  burchrecht  vidclicet  due  auee 
annuatim  in  fcsto  sancti  Michaelis,  und  1260  lart)  wird  der  jährlich 
zu  Pfingsten  fällige  Zins,  der  von  dem  Besitzer  eines  in  das  Eigen- 
thum  des  Nonnenklosters  der  Cisterzienser  zu  Ober-Schönfeld  über- 
gegangenen  Gutes  festgesetzt  auf  ein  Pfund  Augsburger  Denare  „et 
sex“,  wie  es  weiter  heisst,  „denarios  pro  ccnsu  scu  iuris  eivily  quod 
volgariter  dicitur  burchrecht.“  Vielleicht  steht  dieser  Burgrechtszins 
in  Beziehung  zu  dem  noch  1156  dem  Bischof  zustehenden  Michaelis- 
grundzins, vielleicht  stand  auch  der  Grundbesitz  in  der  Stadt  in 
näherer  Beziehung  zum  Bürgerrecht,  oder  auch  der  Michaelis- 
grundzins war  in  städtisches  Eigenthum  übergegangen , jedenfalls 
ist  nicht  an  eine  einfache  censualischc,  sondern  an  eine  im  öffent- 
lichen Interesse  zu  leistende  Abgabe  zu  denken. 

So  gross  nun  aber  auch  die  Einnahmen  aus  dieser  indirekten 
Verkchrsstcucr  gewesen  sein  mögen,  so  können  dieselben  doch  zur 

1 1 *)  Somit  stimmen  wir  hier  mit  Zennier  pag.  511  ff.  überein,  tler  ebenfalls 
in  ilem  Ungelt  einen  unregelmässigen  Zuschlag  zu  dem  alten  Zoll  sieht ; nur 
dass  wir  diesen  in  Augsburg  weder  für  königlich  noch  für  bischöflich,  sondern 
für  städtisch  halten,  also  auch  vom  ungelt  nicht  die  Verwendung  für  der  Stadt 
Bestes  als  charakteristisch  hervorheben  können,  denn  dazu  diente  unserer  An- 
schauung nach  auch  der  alte  Zoll,  wenn  dieser  auch  durch  den  bischöflichen 
Antheil  eine  Einbusse  erlitt.  Das  Charakteristische  des  Ungelts  scheint  uns  viel- 
mehr nur  das  indebitum,  die  unregelmässige,  durch  liesondere  Umstände  ver- 
anlasste  Erhebung  zu  sein.  Auch  die  Urkunde  von  1270  deutet  keineswegs  an. 
dass  der  Bischof  selbständig  ein  ungelt  auferlegen  kann,  sondern  es  geschieht 
nur  im  vollsten  Einverständnis  mit  dem  Katli,  und  der  Bath  selbst  erhebt 
dasselbe  ja  allein,  und  verwendet  die  aus  der  Erhebung  desselben  Hiessenden 
Einnahmen. 

" »)  A.  U.  B.  ö. 

1 *•)  A.  Stadtb.  p.  324. 
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Deckung  «1er  städtischen  Ausgaben  namentlich  in  Kriegszeiten  in 
keiner  Weise  genügt  haben.  Dies  zeigt  schon  ein  Klick  nur  auf 
die  uns  thatsüchlich  überlieferten  Ausgaben  der  Stadt1*'),  und  auf 
die  vom  Bischof  1251  so  genau  festgesetzten  Steuerexetntionen,  beide 

1,1 ) Wie  gross  die  städtischen  Ausgaben  sind,  zeigen  uns  die  aus  den 
letzten  zwanzig  Jahren  dieser  Periode , überlieferten  Nachrichten:  Im  Jahre 
1257  verpflichten  sich  die  Bürger  zu  sofortiger  Zahlung  der  von  einer  Kom- 
mission ihnen  eventuell  auferlegtcn  Summe.  Wenn  die  Abgaben  vom  pons 
Vindclice,  welche  an  Heinrich  Schongauer  (1251t  Januar  2)  verpfändet  werden, 
anl  52  Hass  Weizen  und  sechs  Pfund  Augsburger  Denare  normirt  sind,  so  ist 
eine  solche  Zahlung  vom  Zoll  der  Brücke  an  den  Pfandgläubiger  nur  aus  einer 
gemeinschaftlichen  städtischen  Kasse,  nicht  aber  durch  Zahlung  der  einzelnen 
Pflichtigen,  etwa  der  die  Brücke  Passirendcn  denkbar.  Ferner  verbinden  sich 
die  Bürger  1260  bei  der  Beilegung  ihrer  Streitigkeiten  mit  dem  Petcrskloster 
diesem  für  den  Konsens  zn  diesem  Vergleich  jährlich  15  solidos  Augustensis 
monete  et  unam  lihram  sepi  maioris  ponderis  quod  vulgariter  dicitur  wage  (?) 
am  S.  Gnllustage  zu  zahlen.  In  dem  Defensivtraktat  der  Stadt  mit  den 
Herzogen  von  Baiern  und  Schwaben  (1264)  verpflichtet  sich  die  Stadt  jährlich 
bis  1267  diesen  900  Pfund  zn  zahlen.  Im  J.  1267  kaufen  der  Vogt  und  die 
übrigen  Konsuln  ein  Gut  für  4M  Pfund  und  verschenken  dann  dasselbe.  Wenn 
die  Bürger  1261t  f)  k t < jber  24  sich  verpflichten  ut  . . . . dont  tidele  Consilium 
auxilium  et  favorem  armatorum,  rerum  et  personarum  expositione,  fideiussione, 
obligationc  seu  qualihet  alia  subventione  adliereant  et  intendant  und  wenn  sie 
die  Bestimmung  über  die  Art  und  Weise  der  im  gegebenen  Fall  zu  prästirenden 
Hülfe  einer  hierfür  eingesetzten  Kommission  überlassen,  so  setzt  auch  dies  die  Mög- 
lichkeit, bedeutende  Summen  aus  dem  Stadtseckel  zu  zahlen,  voraus.  Wieviel  aber 
der  Kampf  mit  Herzog  Ludwig  der  Stadt  in  Wirklichkeit  gekostet  hat,  lasst 
sich  nicht  mehr  bestimmen,  spätere  Urkunden,  die  sich  auf  Finanzverhältnisse 
der  »Stadt  beziehen,  werfen  nur  ein  unklares  Lieht  hierauf  zurück.  Jedenfalls 
haben  die  Steuern  der  Stadt  nicht  zur  Deckung  der  Kriegskosten  ausgereieht, 
sondern  hier  hat  die  Stadt  schon  Anlehen  aufnehmen  müssen,  und  zur  Subven- 
tion für  die  Abzahlung  dieser  »Schulden  wird  ihr  vom  Bischof  die  Erhebung 
eines  Eingangszoll  von  sämmtlichen  in  die  »Stadt  kommenden  Waaren  gestattet. 
Im  J.  1271  verpflichten  sich  (A.  Stadtb.  p.  336)  die  Bürger  dem  Bischof  für  die 
Befreiung  der  «luden  auf  fast  zwei  Jahre  von  allen  Diensten  zweimal  (am 
24.  April  1271  und  1272)  zehn  Pfund  zu  zahlen.  Auch  wenn  Hartmann  1272 
Februar  27  den  Bürgern  auf  drei  Jahre  das  Münzrecht  überlässt,  so  geschieht 
dies  nicht,  nur,  uin  den  Bürgern  die  Abzahlung  der  Kriegssehuhlen  zu  erleich- 
tern, sondern  es  bedingt  auch  das  Vorhandensein  einer  regelmässigen  städtischen 
Finanzvcrwaltung.  Trotz  dieser  Verlegenheiten  übernimmt  aber  die  »Stadt  doch 
noch  i.  «T.  1272  die  Verpflichtung,  dem  Herzog  von  Baiern  4<X)  Pfund  in  zwei 
Baten  (Martini  1272  und  1273)  zu  zahlen  und  ausserdem  ihm  eventuell  krie- 
gerische Hülfsleistung  zu  stellen  (secundum  quod  ipsorum  honestatis  ac  suc 
fldei  eondecet  pictatem)  und  endlich  übernehmen  die  Bürger  1274  April  f> 
(M.  B.  33*  130)  gemeinsam  mit  dem  Domkapitel  die  Bezahlung  der  dem  Bischof 
durch  seine  Hotfahrt  zum  König  Rudolf  entstandenen  Kosten. 

Einen  Ueberblick  über  den  städtischen  Ausgabeetat  ermöglichen  uns 
diese  Angaben  allerdings  noch  nicht,  nur  soviel  erhellt,  dass  derselbe  schon 
sehr  bedeutend  gewesen  sein  muss. 
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bedingen  ganz  unzweifelhaft  «las  [[tatsächliche  Vorhandensein  einer 
gewiss  nicht  geringen  direkten,  vom  Rath  selbständig  für  die  Be- 
dürfnisse der  Stadt  erhobenen  und  verwalteten  Steuer. 

In  welcher  Weise  jedoch  diese  Verwaltung  g«!Übt  wurde,  ist 
uns  nicht  überliefert;  nur  soviel  ist  aus  der  gelegentlichen  Be- 
merkung,  eine  Summe  solle  eventuell  sofort  durch  die  Konsuln  gezahlt 
werden ***),  ersichtlich,  dass  der' Rath  selbst  die  Finanz  Verwaltung 
führte,  und  wenn  es  von  der  den  Herzogen  Ludwig  und  Konradiu 
zu  zahlenden  Summe  heisst,  ihre  Höhe  sei  „<le  voto  com  in  uni“  be- 
stimmt worden , so  wird  man  auch  der  gesammten  Bürgerschaft 
eine  gewisse  Einwirkung  auf  diese  Verwaltung  nicht  absprechen 
können. 

In  Betreff  der  übrigen  Thätigkeit  des  Raths  verweisen  wir  auf 
das  bei  der  äusseren  Geschichte  Gesagte,  aus  dem  klar  hervorgeht 
— wir  erinnern  nur  noch  einmal  daran , dass  der  Rath  durch  die 
Ucbertragung  der  Bewachung  aller  Thore  im  Mai  1251  Seitens  des 
Bischofs  die  militärische  Macht  in  seine  Hände  bekam  und  dass 
der  Rath  sowohl  mit  dem  Bischof  wie  mit  auswärtigen  Mächten 
Krieg  führt  und  Frieden  sehliesst  — dass  die  Stadt  die  episkopale 
Herrschaft  vollständig  abgeworfen  und  diese  auf  ihren  Rath  über- 
tragen hat,  dass  somit  also  nicht  mehr  der  Bischof  und  seine 
Beamten,  sondern  die  städtische  Verwaltungsbehörde,  der  Rath,  die 
städtische  Obrigkeit  bildet.  Es  erübrigt  daher  nur  noch  ein  Wort 
über  die  Zusammensetzung  des  Raths  zu  sagen. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Raths  betrug  1269  jedenfalls  mehr 
als  sechs,  wie  die  Urkunde  vom  24.  Oktober  1269  zeigt,  in  der  die 
Bürger  dem  Bischof  eidliche  Zusicherungen  geben  und  zwar 
zunächst  durch  sechs  vom  Bischof  als  fideles  nostri  bezciehnetc 
Lcute,ä:l)  „ac  deindc  per  consulcs  alios.“  Jedenfalls  also  gab  cs 
damals  mehr  als  sechs  Konsuln  in  Augsburg,  vielleicht  war  auch, 
wenn  man  das  per  alios  consulcs  als  „ilic  anderen  Konsuln“  auf- 
tässen  darf,  ihre  Zahl  bestimmt,  und  dann  liegt  es  nahe,  an  die 
Bestimmung  des  grossen  Stadtrechts  zu  denken,  wonach  mindestens 
zwölf  Konsuln  sein  mussten. 

Durch  welchen  Modus  aber  dieser  Rath  zusammengesetzt  wurde, 
oh  durch  Wahl  der  Bürger  oder  durch  Kooptation  Seitens  des  be- 
stehenden Rathes  wird  uns  nicht  überliefert,  doch  scheint  aus  dem 


1 1 2)  12Ö7  — A.  U.  9.  15 prout  ipsi  «lampnum  taxaverint,  id  ipsum 

n consulibus  certo  cit ins  persolvatur. 

'**)  H.  Schungaucr,  Ulr.  Fundamts,  Volkwin,  Bcrthold  Vaclmannus,  I.iu- 
pold  Schrotaer,  Konrad  Hollo. 
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in  der  eben  genannten  Urkunde  gebrauchten  Ausdruck  a s sumendi 
eonsules'44)  auf  tlen  letzteren  Walilmodus  mit  ziemlicher  Sicherheit 
geschlossen  werden  zu  können.  Zu  welcher  Zeit  aber  diese 
Kooptation  geschah,  heim  Ableben  eines  Mitgliedes,  oder  ob  die 
Rathsmitglieder  nur  zeitweise  ihr  Amt  bekleideten , zu  einer  ge- 
wissen Zeit  etwa  ein  Theil  des  Raths  ausschied  und  der  übrige 
Theil  dann  neue  Mitglieder  ernannte,  ist  eine  Frage,  auf  die  wir 
keinerlei  Antwort  erhalten. 

An  der  Spitze  des  Raths  steht  zweifellos  ein  magister  civiuni, 
ein  Bürgermeister:  1266  werden  die  Juden  von  Konradin  und  1270 
vom  Bischof  namentlich  auch  dem  Schutz  des  Bürgermeisters 
empfohlen,  ebenso  wird  1266  Oktober  23 ,4S)  das  Kloster  S.  Ulrich 
und  Afra  durch  Konradin  namentlich  auch  von  der  Jurisdiktion 
des  Bürgermeisters  befreit,  und  in  der  Urkunde  Marquard  des 
Baiern  erscheint  der  Bürgermeister  als  Zeuge.  Seine  Bedeutung  für 
die  Stadt  hängt  natürlich  ganz  von  dem  Wachsen  des  Raths  uh, 
je  mehr  der  Rath  den  Vogt  verdrängt,  um  so  mehr  bisher  vogtei- 
liehe Funktionen  übt  dann  der  Bürgermeister. lta) 

Schliesslich  erinnern  wir  noch  einmal  an  den  lebhaften  Einfluss, 
den  die  Bürger  in  dieser  Periode  auf  die  Vogtei  gewonnen  haben, 
und  an  den  dadurch  hervorgerufenen  Konnex  zwischen  Vogt  und 
Rath  und  endlich  auch  daran,  dass  uns  sow  ohl  ein  canecllarius  wie 
ein  notarius  civitatis  in  dieser  Periode  begegnet  ist. 

'**) et  assumemli  consules  in  futurum promissa  et  iuranienta 

servare,  sub  iuramentn  »imili  astringnntur,  während  die  neu  erwählten  Bischöfe 
in  eorum  electione  und  ebenso  die  eligendi  canonici  dasselbe  schwören 
sollen. 

'“)  M.  B.  22,  223. 

• **>  vgl.  oben.  Auch  scheint  in  Augsburg  schon  früh  ein  Knthhaus  ge- 
wesen zu  sein,  jedenfalls  wird  in  der  Urkunde  von  1 2ö0  — A.  IT.  B.  p.  19  — 
schon  ein  altes  praetorium  genannt,  das  bei  einem  (traben  stand,  an  dessen 
Stolle  jetzt  eine  in  der  Nähe  des  l’eterskloster  gelegene  domus  civiuni  erbaut 
zu  sein  scheint.  Auch  wird  liier  ein  besonderer  domus  procurator  erwähnt, 
vielleicht  ist  dieser  einer  der  Konsuln,  da  die  von  der  Stadt  dem  Petersklostcr 
schuldige  Abgabe  durch  ihn  dem  Kloster  ausgezahlt  werden  soll. 
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Zu  den  genauen  Angaben  Menekens  über  das  Leben  und  die 
Schriften  Gassars  sei  uns  gestattet , liier  noch  eines  Briefes  zu  er- 
wähnen, den  der  Kurfürst  Johann  Friedrich  der  Grossmiithige  an 
Gassar  geschrieben  hat  und  der  von  dem  bedeutenden  Ruf,  in  dem 
Gassar  seiner  Gelehrsamkeit  wegen  stand,  Zettgniss  giebt. 

Dieser  Brief,  dessen  Original  im  Augsburger  Stadtarchiv  be- 
ruhen soll,  ist  im  17.  Jahrhundert  von  Gottlieb  Spitzel  publieirt 
unter  dem  Titel:  „Fürstliche  Helden -Schrifft,  Oder  Abt  ruck  eines 

hochbedeneklichen  Brieffes,  Welchen  pp.  Johann  Friederieh  der 
Grossmiithige,  pp.  Churfurst  zu  Sachsen  pp.  Aus  Inssbruck  pp.  an 
den  Hochgelehrten  Herrn  D.  Aehillem  Gassern  Seel.  Augspur- 
gischen  Medieum  geschrieben  pp.  Nun  zum  ersten  mahl  auss  dem 
Original  an  den  Tag  gegeben,  und  mit  noth wendigen  anmerckun- 
gen  versehen.  Gedruckt  zu  Augspurg  bey  Johann  Schuhes.  Im 
Jahr  16G5.“  Der  Brief  ist  datirt:  „Datum  Insbruck  27.  Januarii 
Anno  Domini  M.  D.  und  CH.“  und  adressirt:  „Dem  Hochgelahrten 
unserm  lieben  besondem  Achilles  Gasser  Doctor  zu  Augspurg.“ 
Der  Kurfürst  übersendet  mittelst  dieses  Briefes  an  Gassar  „ein 
Schreiben,  so  ein  Doctor  über  unser  nativitet  gemachet“  und  obwohl 
er  auf  solche  Dinge  nichts  halte,  vielmehr  „solches  vor  Sachen,  die 
vor  einen  Heydnischen  Philosophume  wol,  aber  wenig  vor  einen 
Christen  dienen“  achte,  „derhalben  wir  uns  auch  die  Zeit  unserer 
Regierung  und  Lehens  nie  keine  nntivitet  buben  wollen  machen 
lassen“,  so  begehre  er  doch,  da  ihm  diese  ohne  sein  begehrung  zu- 
gekommen sei,  Gassar  solle  dieselbe  fleissig  übersehen  und  bewegen 
„wofür  sie  euch  euer  Kunst  nach  ansehen  thut,  und  uns  dasselbige 
zu  erkennen  gehen,  und  uns  mit  inliegender  Schrifft  überscbicken.“ 
Die  Antwort  Gassurs  kenne  ich  nicht. 

Aus  den  Anmerkungen  Spitzels  wäre  zu  Menckens  Angaben 
etwa  noch  naehzutrngen,  dass  ein  kleiner  Theil  der  Annalen  Gassars 
durch  Wolflgang  Hart  mann  in  deutscher  Sprache  publieirt  worden 
ist;  das  Jahr  der  Edition  ist  nicht  angegeben. 
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Monographische  Darstellungen  des  mittelalterlichen  Gesinde- 
rcelitH  sind  nicht  vorhanden.  Die  älteren  Arbeiten  über  Gesinde 
und  Gesindereeht,  die  zahlreichen  Schriften  der  Juristen  des  vori- 
gen Jahrhunderts,  gehen  das  geltende  Recht  der  einzelnen  Terri- 
torien, ohne  nach  einer  geschichtlichen  Grundlage  zu  suchen. 
Einzelnen  Seiten  des  Verhältnisses  zwischen  Herrschaft  und  Ge- 
sinde ist  in  neuerer  Zeit  eine  mehr  oder  weniger  erschöpfende 
Behandlung  zu  Theil  geworden,  so  namentlich  durch  Stobbe, 
Lüning,  Sickel. 

Stobbe,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Vertragsrechts,  1855. 

I sinnig.  Der  Vertragsbruch  im  deutschen  Recht,  1876. 

Sickel,  Die  Bestrafung  des  Vertragsbruches  und  analoger  Rechts- 
verletzungen in  Deutschland,  1876. 

Auch  auf  den  dritten  Band  des  Stobbe'schen  Handbuches 
konnte  hier  und  da  verwiesen  werden. 

Die  vorliegende  Arbeit,  durch  ein  Preis  - Ausschreiben  der 
juristischen  Fncultät  der  Universität  Breslau  veranlasst,  stellt  die 
Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes  dnr,  wie  dieselben  in  den 
Quellen  des  mittelalterlichen  Rechts  seit  dem  13.  Jahrhundert  sich 
nusgebildet  finden.  Der  Ursprung  und  die  Entwickelung  des  Ge- 
sindewesens sollen,  so  weit  sie  sich  verfolgen  lassen,  Gegenstand 
eigener  Untersuchungen  werden. 

Die  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Untersuchung  erstreckt  werden 
durfte,  war  durch  die  gestellte  Aufgabe  gegeben.  Es  sind  benutzt 
worden  die  Quellen  des  späteren  mittelalterlichen  Rechts  bis  gegen 
die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts.  Die  grösseren  Kodifikationen  der 
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zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  die  Reformationen,  Landes- 
und Pülizeiordnungen,  werden  nur  vereinzelt  zur  Vergleichung  her- 
angezogen. 

Es  sei  mir  an  dieser  Stelle  erlaubt,  meinem  hoch  verehrten 
Lehrer  dem  Herrn  Professor  Dr.  Otto  Gierke  den  sehuldigen  Dank 
für  vielfache  Förderung  in  meinen  beginnenden  Studien  auszuspre- 
chen.  Als  ein  Zeichen  ehrfurchtsvoller  Verehrung  und  tiefer  Dank- 
barkeit möge  Er  diesen  meinen  ersten  literarischen  Versuch  ent' 
gegennehmen. 
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llaan  Heltema  — Het  Fivelingoer  en  Oldenampster  Landregt,  1 K4 1 . 

Hänselmtinn  — Urkundenbuch  der  Stadt  Braunschweig,  1878. 

Keyserrecht  — • Das  Keyserrecht  nach  der  Handschrift  von  1872,  herausg.  von 
Kndemann,  1848. 

Kothing  — Das  Landhuch  von  Schwyz,  1850. 

Kuthiny,  Hechtst/uellen  — der  Bezirke  des  Kantons  Schwyz,  1853. 

Kraut  — Das  alte  Stadtrecht  von  Lüneburg.  1810. 

Kulm.  Hecht  — Das  alte  Kultnische  Recht,  herausg.  von  Letnan.  1838. 

I ai p p enber y — Hamhurgische  Rechtsalterthürner,  1845. 

Maytl.  Blume  — Die  Blume  von  Magdeburg,  herausg.  von  Boehlau,  1808. 

Magi.  - Breslau  — Gaupp,  Das  alte  Mageburgische  und  Hallische  Recht,  1820. 
Maytl.  Frayen  — Behrend,  Die  Magdeburger  Fragen,  18ti5. 

Maytl.  - Görlitz  — Gaupp,  Das  alte  Magdehurgische  und  Hallische  Recht. 

Meyer  — Das  Stadtrecht  von  Augsburg.  1872. 

Michehen  — Rechtsdenkmale  aus  Thüringen,  1803. 

Michelsten  — Sammlung  altdithmarscher  Rechtsquellen,  1842. 

Michnay  - Lichner  — Das  Ofner  Stadtrecht  von  1244 — 1421,  1845. 

Mnne  — Zeitschrift  für  die  Beschichte  des  Uberrheins. 

Mylius  — Corpus  eonstitutionum  Marchiearum  V,  1742. 

Xiesert  — Miinsterische  Urkundensammlung  III,  1829. 

Oelrichs  — Sammlung  alter  und  neuer  ßesezbücher  der  Stadt  Bremen.  1771. 
Ortloff  — Sammlung  deutscher  Recht squelleu  I 1830,  11  1800. 

Ottfr.  Lantlr.  — Das  Ostfriesische  Landrecht,  herausg.  von  Wicht,  1740. 
Pufendarf  — Observationes  juris  universi,  IV  Bände,  1744—70. 

PwgoldU  Hhuch  — (s.  Ortloff  II). 

Hauch  — Rerum  Austriacarum  scriptores  111,  1794. 

Bechtsth.  mich  Distinct.  — (s.  Ortloff  I). 

Heyttcher  — Sammlung  altwürttembergischer  Statutarrechte.  1834. 
r.  Hichthn/en  — Friesische  Rcchtsqucllen,  1840. 

Fichtst.  lAimlr.  — Der  Richtsteig  Landrechts,  herausg.  von  Homeyer,  1857. 
Hnchinycr  — Sitzungsberichte  der  philos.-philolngischen  und  historischen  Klasse 
der  König!  Akademie  der  Wissenschaften  zu  München  TU.  1873. 

Hiissler  — Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren  I 1845,  11  1852. 

II  i/V/.  Jmmlyebr.  — Wendisch -Riigianischer  Landgebrauch,  herausg.  von  Gade- 

buscli,  1774. 

Rujirechts  Hhuch  — v.  Maurer,  Das  Stadt-  und  Landrechtsbuch  Ruprechts  von 
Freysing,  1839. 

Schauhery  — Zeitschrift  für  schweizerische  Rechtsquellen. 

Schmitl  — Die  (Jesetze  der  Angelsachsen,  1858. 

Schmitl  l 11.  — I'rkundenbuch  in  der  Geschichte  der  Pfalzgrafen  von  Tübingen. 
Schutt  — Sammlung  zu  den  deutschen  Land-  und  Stadtrechten , 111  Theile, 
1772—75. 

Schuster  — Das  Wiener  Stadtrechts-  oder  Weichbildbuch,  1873. 

Seestem-Pauly  — Die  Neumünstcrschen  Kirchspiels-  und  Bonlesholmischen 
Amtsgebräuche,  1829. 

Seihert:  — I'rkundenbuch  zur  Landes-  uud  Rechtsgescliichte  Westfalens  11, 
1843. 

Sieheniees  — Bcyträge  zum  (putschen  Recht,  1786. 

Siegel  • Totnasehel'  Die  Salzburger  Taidinge,  1870. 

Sentenlierg  — Visiones  diversac  de  collectionilius  legum  germanicarutn,  1705. 
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Ssp.  — Sachsenspiegel,  herausg.  von  Homeyer,  1861. 

Steffenhngen  — Weiohhildreeht  (in  der  Zeitsehr.  für  Kg.  XII,  1876). 

Sirup.  — Schwahenspiegel.  herausg.  von  Lassberg,  1840. 

Sgstem.  Schiiffenr.  — Labaud,  Das  Magdeburg  - Breslauer  systematische  Schöffen- 
recht,  1863. 

Totppen  — Acten  der  Ständetage  I’reuasens  unter  der  Herrachaft  des  deutschen 
Ordens  1233—1435,  Band  I,  1878. 

Tomasehelc  — Deutsches  Hecht  in  Oestreich,  1857. 

Tnmasckel,  Oherhof  — Der  Oberhof  Iglau  und  Beine  Schöflensprüche,  1868. 
Walch  — Vermischte  Beiträge  au  dem  deutschen  Recht,  1771 — 93. 
Wassersehlehen  — Sammlung  deutscher  Hechtsquellen,  1860. 

Westenrieiler  — Beiträge  zur  vaterländischen  Historie  VII,  1803. 

Wulff  l'll.  — I'rkundenbuch  in  der  Geschichte  der  Stadt  Duderstadt. 

Wuttle  — Städtebuch  des  Landes  Posen,  1801. 

Zeitschr.  für  sehr.  Hecht,  Band  I — XI. 

r.  Zingerle-r.  Innma  Sternegg  — Die  Tirolischen  Weisthümer,  1875 — 77. 

Znepfl  — Bamherger  Hecht,  1830. 
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Erster  Abschnitt. 


Eingehung  des  Dienstverhältnisses. 


8 l. 

Gesinde  und  Gesindevertrag. 

Gesinde’)  nennen  die  Rechtsquellen  des  späteren  Mittelalters 
freie  Personen,  welche  unter  Eintritt  in  den  Hausverband  die  eon- 
tinuirliche  Leistung  ländlicher  oder  häuslicher  Arbeiten  für  eine 
längere  contructlich  bestimmte  Zeit  gegen  Entlohnung  übernehmen. 

Dem  Verhältnisse  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  liegt  zu 
Grunde  einerseits  ein  obligatorischer,  auf  Arbeit  gegen  Lohn  gerich- 
teter Vertrag,  andererseits  ein  über  den  obligatorischen  Nexus  hinaus- 
ragendes, die  Persönlichkeit  der  Contrahenten  unmittelbar  ergreifen- 
des Moment:  die  Gemeinschaft  des  Hauses,  der  gemeinsame  Herd. 
Rechte  und  Pflichten  eigener  Art  — Treue  und  Ergebenheit,  Schutz 
und  Gewalt  — sind  nothwendige  und  unmittelbare  Ausflüsse  der 
begrifflich  und  ökonomisch  postulirten  Verbindung  durch  Haus  und 
Herd. 

Für  die  {Stellung  des  Gesinderechts  im  Systeme  ist  der  obliga- 


')  Andere  in  den  (Quellen  vorkommende  Namen:  denst,  thianst,  denstvolck, 
dinst  boten;  brütete  re,  brotess,  brotpot;  ehelialte  (Siiddeutschland) ; volste  (Dith- 
marschen); machet  — kneclit;  diern  — knccht;  diener  — dienerinn ; knapa  — 
fanna  (Friesland) ; servus,  serviens,  servitor,  ancilla,  famulus,  mercenarius.  Vgl. 
weiter  die  Noton  4 und  IG.  • — (Jeher  die  Ableitung  des  Wortes  „gesinde“  und 
die  Bedeutung,  in  welcher  es  in  den  (Quellen  der  fränkischen  Periode  gebraucht 
wird,  vgl.  (1  raff,  althochdeutscher  Sprachschatz  VI  231  ff.,  (trimm,  Rechtsalter- 
thümer,  S.  318;  I>u  (lange,  III  490;  Lexer,  mittelhochd.  Würterb.  1 S.  914; 
Waitz,  VerfasBuugsgescbichtc  II  S.  175  N.  1,  IV  S.  206  N.  3. 
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torische  Gehalt  des  Institutes  bestimmend.  Arbeit  gegen  Lohn, 
Leistung  gegen  Leistung,  ist  wie  Grund  und  Zweck  der  gegenseitigen 
Verpflichtung,  so  principaler  Inhalt  des  begründeten  Verhältnisses. 
Der  Gesinde  vertrag  ist  ein  eigen  gearteter  Arbeitsvertrag.  J) 

Im  Einzelnen  ist  als  characteristisch  hervorzuheben: 

1.  Die  Arbeiten  werden  von  freien  Personen  vertragsmässig 
übernommen.  Die  Stellung  des  Gesindes  der  Herrschaft  wie  Dritten 
gegenüber  unterscheidet  der  obligatorische  Gehalt  des  Verhältnisses 
wesentlich  von  der  der  Leibeigenen  und  der  zum  Zwangsdienste 
verpflichteten  Hörigen.  Freie  und  unfreie  Diener  werden  einander 
in  den  Quellen  ausdrücklich  gegenüber  gestellt,  Umschreibungen 
zur  Bezeichnung  der  einen  und  der  anderen  gebraucht,  welche  die 
rechtliche  Natur  der  Verbindung  im  concreten  Falle  anzudeuten 
bestimmt  sind. 

So  unterscheidet  die  Ssp.  Glosse  II  32  § 1 : 

Nun  solt  du  wissen  — das  knechte  sein  ztreyerley:  eygentlichen 
zu  sprechen,  so  heyssen  knechte,  die  eygen  sein;  die  andern 
heyssen  dyener  vnd  seind  frei  lewte  die  vns  dienen. 

So  ferner  die  Glosse  zum  Sächs.  Weichbildr.  Art.  77: 

Ir  sollit  wissin:  wy  lange  cyn  fryknecht  vns  dynet,  domit  wirt 
er  nicht  vnser  eygen,  vnd  darvmme  spricht  er:  eyn  fryer  knechl. 

Keyserrecht  II.  28: 

Ein  iglich  man,  dem  got  hat  beschert,  daz  er  hat  gesindc  — 
der  en  hat  kein  recht  eher  sie  <lan  alz  vil  alz  im  ir  dienst  yeneilet 
um  einen  Ion.  8)  4) 

2.  Der  Vertrag  wird  für  eine  bestimmte  Zeit  eingegangen: 

Die  knechte  (die  diencr  heyssen)  die  dienen  vmb  Ion  tzu  eyner 
zeit  tzu  der  ander.  (Ssp.  Glosse  II  32  § 1.) 

Die  Bestimmung  der  Vertragsdauer  ist  im  Allgemeinen  der 
Normirung  der  Contrahentcn  überlassen.  Sehr  kurze  Micthtcrminc 
sind  durch  die  wirtschaftliche  Natur  des  Vertrages  ausgeschlossen, 
werden  hier  und  da  unter  Androhung  von  Strafen  ausdrücklich  ver- 
boten. So  verbieten  die  Poscner  Statuten  von  1462  die  Dingung 
des  Gesindes  auf  Wochen  (Wuttke  S.  154): 

*)  Vgl.  Stobbe,  Handbuch  III  S.  268  f. 

*)  Vgl.  noch  : Richtst.  Landr.  cap.  41  $ ö,  Iglaucr  Schöffenspruch  (Toma- 
schek  No.  41,  8.  65). 

*)  Hierher  gehörige  unterscheidende  Zusätze:  fryer  knecht,  gedinget  knecht, 
gemiette  boten,  knechte  dy  vns  dinen  vm  Ion,  tzu  cyner  zeit  tzu  der  ander, 
mcrcenariua,  servus  conductitius,  serviens  pro  precio  u,  A. 
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Item  nullus  civis  aliquem  famulum  aut  ancillam  servile«  sepli- 
manatum  autleat  eonvenire  sub  pena  unitu  marce,  «cd  super  certum 
tempus,  videlicet  annum  vel  medium. 

In  Frankenhausen  (Michelsen,  Bechtsdcnkmale,  8.  480)  hat  der 
Rath  in  Erfahrung  gebracht,  „das  etliche  muthwillige  din«tge«inde 
sich  nicht  anderst  wan  auf  eine  wochcn  vnd  vmb  wochenlon  ver- 
miethen  wollen,“  und  verordnet  1534  bei  Strafe: 

das  hinfurder  sich  keiner  vnther  einem  halben  jar  vermiethen  sal.  ®) 

Auf  der  anderen  Seite  werden  Vermiethungen  für  die  Lebens- 
zeit, weil  die  persönliche  Freiheit  gefährdend,  für  unzulässig  erklärt: 
Nun  möchst  du  fragen,  ob  einer  sein  erbeit  moege  vormyten 
ewiglich?  Ich  gleub,  neyn.  Wenn  so  dis  wer,  so  wer  eynen  sein 
freyheil  vnnütz  (Ssp.  Glosse  II.  33). 

Regelmässig  wird  der  Vertrag  für  ein  Jahr  eingegangen,  so 
dass  die  Quellen  fast  durchweg,  anstatt  von  der  Verpflichtung,  die 
vertragsmässige  Zeit  auszudienen,  von  der  Verpflichtung,  das  „Jahr“ 
auszuhaltcn,  nicht  aus  dem  „Jahr“  zu  gehen,  sprechen.®) 

Kündigungsfristen  begegnen  selten,  gehören  da,  wo  sic  sich 
linden,  der  späteren  mittelalterlichen  Rcchtsbildung  an. 7) 

3.  Die  Dienstleistungen  werden  gegen  Entlohnung  übernommen. 
Die  Entlohnung  besteht  in  Geld,  welches  regelmässig  nach  Ablauf 


s)  Vgl.  weiter:  Stämletag  zu  Marienburg  1998,  Landcswillkür  von  1420 
(Toeppen  No.  40  S.  6t»,  No.  286  S.  352).  — Vgl.  auch  § 3.  — Das  mittelalter- 
liche Hecht  stellt  fremdes  Gesinde,  welches  in  Diensten  der  Stadtbürger  steht, 
für  die  Zeit  dieser  Dienste  den  Bürgern  gleich;  es  gewährt  den  erhöhten  Rechts- 
schutz aber  nur  dem  Gesinde , welches  in  bleibenden  Diensten  von  einer  be- 
stimmten Dauer  sich  befindet:  Stadtreobt  von  Brilon  Art.  13  (Uebersetzung 
der  lateinischen  Rodact  ion  von  1290,  Seibertz  I S.  532):  Vort  incr  haue  wy 
gesath,  dat  rnegede  — de  in  eynen  cnstalen  denste  synt,  also  dat  sc  de  eyne  wile 
dem  eynen  deynet , ind  de  anderen  tyt  dem  anderen  — ile  en  sullen  nicht  ge- 
brühten des  vurgeschr.  stades  rechten .“  Statuten  von  Nordhausen  (Förstemann  I 
Art.  126  mit  II  Art.  47):  „Swaz  busze  ein  bürgere  an  dem  anderen  vorwirkit, 
daz  vorwirkit  he  an  eins  burgers  gesinde  — also  daz  su  or  brol  ezin  sin  vnd « 
gernit  ein  virteil  iuris  edir  me.4* 

•)  Hierauf  ist  es  zurückzuführen,  dass  der  Lohnforderung  der  Dienstboten 
nur  in  Höhe  eines  Jahrlohnes  eine  exceptionelle  Stellung  im  Prooesse  ein- 
geräumt, nur  in  dieser  Höhe  eine  schnellere  und  gesichertere  Beitreibung  ge- 
währt, nur  bis  zu  diesem  Betrage  bei  Concurrenz  mit  anderen  Forderungen 
eine  Bevorzugung  zugestanden  wird.  Näheres  12  u.  13. 

’)  Vgl.  § 10  Note  2. 
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tler  contractlichen  Zeit  zu  entrichten  ist,  und  Gewährung  von  Kost 
und  Kleidung.  *)  *) 

Die  Entgegennahme  von  Lohn  für  geleistete  Dienste  wird  nicht 
selten  als  das  die  Stellung  der  Person  im  Hause  wio  Dritten  gegen- 
über entscheidende  Moment  angesehen.10) 

Die  Bestimmung  der  Lohnhöhe  ist  der  freien  Vereinbarung  der 
Contrahenten  überlassen.  Obrigkeitlich  normirte  Lohntaxen,  deren 
Ueberschreitung  die  Bestrafung  der  Herrschaft  wie  des  Gesindes 
zur  Folge  hatte,  begegnen  in  den  Quellen  des  mittelalterlichen 
Rechts  nur  selten,  werden  erst  mit  der  nachmittelalterliehcu  Rechts- 
bildung allgemein  herrschend.11) 

*)  Zahlreiche  Einträge  in  dem  Zinsbuche  der  Teutschherren  zu  Weinheim 
aus  dem  Anfänge  des  16.  Jahrhunderts  (Mono  I S.  101  Hg.).  Ich  lasse  einige 
derselben  hier  folgen:  „Die  kochin  Margaruth  gedingt  für  1J  pf.  4 schilt,  für 
alle  ding;  schuhe,  schlcwer,  leybath  (Leinwand),  alt  conventrock.“  „Anno  1516 
ist  gedingt  Peter  der  hauszknccht  ein  iar  6 |)f. , 2 paar  hoszen,  1 willens  vnd 
1 leinen»,  2 hembder,  1 par  sehu  vnd  die  geliiemelt  vnd  ein  gippen  (Wamms).“  — 
Man  sieht,  Grimm’s  Worte  (ltechtsalterthiiiner  8.  357)  — „noch  im  Mittelalter 
war  alles  Hausgesinde  nach  unserm  heutigen  Massstab  ausserst  wohlfeil.  Der 
Lohn  war  die  Kost,  jährlich  ein  Hemd  oder  schlechtes  Kleid  und  einige  Schil- 
linge Geld“  — sind  für  diese  Zeit  nicht  mehr  ganz  zutreffend. 

’)  Die  Kleider  sollen  durch  den  Dienst  „verdient“  werden.  Sie  gehen 
nicht  sofort  mit  der  Uebergabe  in  das  Eigenthum  des  Gesindes  Uber.  Die 
Quellen  gewähren  dem  Dienstherrn  ein  Vindicatioiisrccht  gegen  dritte  Per- 
sonen, an  welche  die  „unverdienten“  Kleidungsstücke  durch  eigenmächtige 
Veräusscrungen  des  Gesindes  gelangt  waren.  So  das  Augsburger  Stadtrecht 
Art.  130  (Meyer  8.  215):  „Verspilt  ein  ehaltc  sin  gewant,  das  er  umbe  sin 
herseha/t  nieht  renUenl  hat  — daz  sol  man  dem  hemm  wider  geben,  ob  er  be- 
reit, duz  erz  umbe  in  niehl  verdinet  bube.“ 

■•)  Vgl.  weiter  unten. 

1 ')  Landesordnung  der  Herzoge  Ernst  und  Albrecht  zu  .Sachsen  1482 
(Liinig,  Codex  Augusteus,  S.  5 — 6):  „So  aber  jemand  — mit  mehr  geloben 
vnd  geben  überfahren  — der  soll  seinem  herreu  vor  einen  yroseken,  ilen  er  mehr 
yeyeben , einen  yulden  yeben;  rnd  der  dinstbote , der  das  empfanyen , soll  ulsdann 
demselben  Herren  sein  jahrlnhn  verlohn n haben.“  Stadtrecht  von  Zittau  (Schott  I 
S.  131):  „Es  soll  auch  niemand  unterstehen  der  dienstbothen  lohn  zu  erhoehn  — 
bey  straff  eyns  ir.  schoris.“  Vgl.  weiter:  R.  P.  O.  von  1530  XXXI  § 2;  Aus- 
schreibcn  des  Kurfürsten  Moritz  und  Herzogs  August  zu  Sachsen  von  1550 
(Codex  Augnstcus  S.  35):  Polizeiordnung  der  Mark  Brandenburg  von  1550 
(Mylius  V cap.  1,  No.  2 S.  21);  Mecklenburgische  Policey-  und  Landcsordnung 
von  1562,  S.  114 — 115.  — Obrigkeitliche  Eixirungen  der  Lohnsätze  werden 
herrschend  mit  der  Ausbildung  eines  eigenen  Gesindestandes  und  seiner  Unter- 
stellung unter  öffentlich- polizeiliche  Controle.  Aus  früherer  Zeit  lassen  sich 
nur  vereinzelte  Quellenzeugnisse  anführen.  Die  ersten  Versuche  obrigkeitlicher 
Einwirkung  gehören  der  Mitte  des  14.  und  dem  Anfänge  des  15.  Jahrhundorts 
au:  Statut  der  Salzbccrbtcn  zu  Sassondorf  von  1350  (Scibcrtz  11  S.  410  Art.  17): 
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Der  Lohnbetrag  brauchte  nicht  von  vornherein  fixirt  zu  «ein; 
er  konnte  in  die  „gnade“,  da«  billige  Ermessen  der  Herrschaft  ge- 
stellt werden.1*) 

Die  Lohnforderung  war  nach  verschiedenen  Seiten  bevorzugt; 
sie  erscheint  „im  rechten  hocher  dan  andre  ginein  schuldt  gefryet. 1S) 

4.  Der  Vertrag  ist  nicht  auf  einzelne  verabredete  Leistungen 
gerichtet.  Volle  Hingabe  der  Arbeitskraft  für  die  Förderung  der 
Interessen  der  Dienstherrschaft  entspricht  allein  dem  zu  Grunde 
liegenden  wirtschaftlichen  Gedanken.  Der  Dienstbote  „vormytet 
nicht  «ein  erbeit“  — wird  die  Natur  des  Vertrages  treffend 
characterisirt  — , sondern  er  „vormytet  sich  selber.“  „Nach  seiner 
hoechsten  vormocglichkeit“  soll  er  den  Interessen  der  Herrschaft 
dienen,  „ihren  schaden  wenden  vnd  ihren  nuz  förderen  als  wer  es 
sein  aigne  such.“14) 

In  grösseren  Haushaltungen  ist  es  natürlich,  dass  den  einzelnen 
Personen  engere  Wirkungskreise,  der  Gattung  nach  bestimmte 
Dienste  angewiesen  werden.  Aber  auch  dann  ist  nicht  die  Meinung, 
dass  lediglich  die  Verrichtung  der  Dienste  der  genannten  Art  über- 
nommen werden  sollte. ls) 

„Vortmer  so  en  sali  neyn  bur  seynen  salterkneehtcn  anders  geyn  Ion  offte  vor- 
mede  geven,  den  dey  etjn  ulee  dey  andere.“  (Vgl.  das.  Art.  18,  Art.  62,  S.  418. 
423).  Ständetag  zu  Marienburg  von  1418  (Toeppen  S.  317):  „Man  sal  keynem 
dinst  boten  — yroezer  Ion  geben  liy  dem  nuwen  gclde  denne  man  oliir  acht  adir 
czehen  jaren  gegeben  hat;  wer  darobir  groszer  Ion  nympt,  der  sal  der  hirsehaft 
cyn  iar  umbesust  dynen.“  Detaillirtc  Lohnsätze  stellen  fest  die  Verordnung  von 
1406,  der  Stündetag  zu  Marienburg  von  1420,  die  Landeswillkür  von  1420 
(Toeppen  8.  105,  343,  359)  wohl  die  ältesten  Beispiele  gesetzlicher  Taxen.  In- 
dessen scheinen  die  Festsetzungen  nicht  von  Erfolg  gewesen  zu  sein,  wie  die 
wiederholten  Klagen  der  Stände  beweisen:  „Item  so  clagen  alle  erharr  luthe, 
frycn  und  gebuwer,  vmb  dinstboten,  den  man  grosz  Ion  tnus  geben,  — so  sint 
dinstbote  so  tuwer,  — sol  das  ezugeen,  das  also  dy  dinstbothen  das  laut  sollen 
twingen,  so  wirt  das  latid  groslieh  vorterbet.“  (Bericht  des  Comthurs  zu  Balga 
an  den  Hochmeister  über  die  Klagen  des  Landes  und  der  Städte  von  1425, 
Klagen  der  Gewerke  der  Neustadt  Thorn  von  1425,  Landesordnung  der  Nieder- 
lande von  1427,  Toeppen  S.  439,  442,  469). 

'*)  Vgl.  § 10  No.  3. 

")  Vgl.  § 13. 

'*)  Ehehaltenordnung  zu  Thierhaupten  (Grimm  VI  8.  200  (j  1);  Kloster- 
ordnung zu  Blaubeuren  von  1558  (Reyscher  S.  332  Art.  12). 

1 *)  Gesindeordnung  zu  Kiinigsbriiek  (15.  .lahrh.,  Mono  I 8.  188  § 50): 
„die  knechte  sollen  auch  thun  iree  man  eie  hebst,  mul  eich  keiner  arbeit  entelagen, 
die  gebürlich  zu  thun  ist,  vnd  nit  sagen,  er  si  nit  zu  diszem  oder  dem  gedingt, 
sondern  nach  einem  rermbgen  dae  beet  thun.“  Ehchaltenordnung  zu  Thierhaupten 
1475  (Grimm  VI  8.  200  tj  4):  „Ein  iedliehcr  ehalt  soll  willig  thucn,  was  er 
gehaiszcu  wirt,  eich  nit  entechlagen,  .sprechend,  man  hat  mich  nit  darzue  gedingt.“  — 
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Die  Arbeiten  müssen,  da  die  Persönlichkeit  des  Arbeitenden 
in  erster  Linie  in  Betracht  kommt,  von  ihm  selbst  verrichtet  wer- 
den. Es  steht  dem  Gesinde  nicht  das  Recht  zu,  durch  Stellung 
anderer  Personen  sich  von  der  übernommenen  Verbindlichkeit  zu 
befreien. 

Ssp.  Glosse  II  33: 

Vnterscheyde  diss:  entzwer  cvner  vormytet  sich  selber  oder  sein 
erbeit.  Vormict  ehr  sein  erbeyt  — do  magk  er  cyncn  anderen 
zuschickcn.  Vormyet  ehr  eich  selber  — so  en  darß  er  es  by  p/Ueht 
nicht  thun. 

5.  Mit  dem  Eintritt  in  das  Dicnstverhältniss  und  für  die  Dauer 
desselben  büsst  der  Dienstbote  die  volle  Selbständigkeit  seiner  Per- 
son ein.  Dem  häuslichen  Verbände  des  Brodhcrm  angchörend, 
wird  er  von  ihm  nach  aussen  vertreten  und  geschützt,  ist  er  nach 
innen  seiner  hausherrlichen  Gewalt  unterworfen. 

Frevberger  Stadtr.  1294  cap.  49,  5 (Schott  I S.  281): 

Hat  ein  man  gesinde,  is  si  knecht  oder  mait,  di  in  sinem  brote 
sin,  he  habe  si  gemictit  oder  vngemietit:  di  heissen  sin  gewalt,  also 
dasz  her  cor  si  klagen  vml  anttcerten  nute. 

Rechtsbrief  für  Passau  1300  (Gcngler  S.  352  § 42): 

Wirt  eins  burger  knecht  — gefangen  des  nachtes  auf  der  strasse 
an  liecht:  den  sol  man  füren  an  seines  herren  tür,  und  so  sol  er 
in  zu  recht  stellen. 

Gesetze  des  Marktes  Grösten  (Archiv  XXV  S.  103  § 34): 
Schlecht  jemand  sein  knecht  oder  diern  mit  rueten:  den  sol  der 
richter  nicht  richten,  wann  niemand  mag  gewissen,  was  inner  haus  ein 
ledert  mit  seinen  gesinil  zu  schaßen  hat. 

Absorbirt  auch  das  Unterwerfungsverhältniss , in  welchem  der 
freie  Diener  steht,  seine  Persönlichkeit  nicht  in  dem  Masse,  wie 
dies  dem  unfreien  Knechte  gegenüber  der  Fall  war,  so  afficirt  sie 
doch  dieselbe  für  die  Dauer  des  contractlichen  Bandes  in  mannig- 
fachen und  wichtigen  Beziehungen.  Wir  werden  sehen,  dass  der 
Hausherr  zur  gerichtlichen  Vertretung  des  Gesindes  aus  eigenem 
Rechte  berechtigt,  dass  er  für  die  Handlungen  des  Gesindes  unter 
gewissen  Voraussetzungen  einzustehen  verpflichtet  ist.  Wir  werden 


Der  Verpflichtung.  Dienste  jeder  Art  zu  leisten,  wird  heim  Abschlüsse  der  Ver- 
träge häutig  ausdrücklich  gedacht.  Aus  dem  Zinsbuche  der  Teutschherrcn  zu 
Weinheim  (Mone  I S.  191):  „den  Josten  Francken  zu  eynem  furkneoht  gedingt 
für  13  pf.  heller  — für  alle  ding:  vnd  soll,  so  er  von  holtz  kompt,  andere  ar- 
beit  tun,  icesz  man  in  anricht.“  „Die  feiste  Anc  kocliin  von  Hcydclbcrg  gedingt 
für  5}  gülden  für  alle  ding."  „Leonharten  Cappan  zu  eynem  wingartknccht  — ■ 
Vlld  ander  arbeiten,  wir  zu  man  in  anricht.“ 
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als  Folge  der  häuslichen  Gemeinschaft  wie  die  Ausschliessung  vom 
Zeugnisse  zu  Gunsten  der  Herrschaft,  so  die  Befreiung  von  der 
Zcugnisspflicht  wider  die  Herrschaft  betrachten  dürfen.  Wir  wer- 
den in  der  häuslichen  Gemeinschaft  den  Grund  für  die  herrschaft- 
liche Strafgewalt  zu  suchen  haben. 1#) 

Ja,  die  Unterwerfung  unter  fremde  Gewalt  war  nicht  allein  für 
das  Verhältnis«  zur  Dienstherrschaft  bestimmend:  sie  beeinflusste 
und  verrückte  auch  die  Stellung  der  Person  Dritten  und  der  Ge- 
meinde gegenüber,  indem  sie  den  Werth  der  Persönlichkeit  bald 
erhöhte,  bald  erniedrigte.  So  wird  in  zahlreichen  Stadtrcchtcn 
fremdem  Gesinde,  welches  sich  in  Diensten  der  Stadtbürger  befindet, 
für  die  Zeit  dieser  Dienste  bald  unbedingt,  bald  Nichtbürgcni  ge- 
genüber der  gleiche  Rechtsschutz  wie  den  Bürgern  zu  Theil.  Die 
gegen  sie  begangenen  Verletzungen  sind  zu  sühnen,  wie  wenn  sie 
gegen  Bürger  verübt  worden  wären. 

Statuten  von  Nordhausen  (Förstemann  I Art.  126): 

Stcaz  bnsze  ein  bürgere  an  dem  andern  voncirldt , daz  eorteirkil  he 
an  eins  burgers  gesinde. 

Weisthum  von  Hofheim  (Grimm  VI  S.  96  § 26): 

Eines  ieden  hausgenosz  sohn,  tochter  — knecht  oder  magd  haben 
alle  freiung,  die  ein  gelobter  hausgenosz  hat. 

Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  4 (Lappenberg  S.  48): 

So  welk  knapc  au  unser  borghere  denste  is  vndc  syu  knecht  heuet 
gewesen,  worde  he  wundet  ofte  dot  geslagen,  de  wile  he  in  sines 
heren  denste  were,  buten  desser  stad:  rüde  ne  teere  de  knecht  neu 
borghere,  id  teere  doch  an  liken  sieden  ofte  he  borghere  teere,  de  teile 
dat  he  vnserem  borghere  denede . *’) 

Die  Uebcrnahme  von  Gesindediensten  gegen  Lohn  mindert  an- 
dererseits den  Werth  der  Person,  setzt  auch  den  Bürger,  den  Ver- 
wandten, welche  in  ein  Dienstverhältnis«  treten,  dem  unabhängigen 
Bürger  gegenüber  auf  die  Stufe  des  Gastes,  des  Fremden  herab. 


'*)  Ausdrücke,  welche  die  Verbindung  durch  Haus  und  Herd  andeuten: 
brodedc  ghesinde,  gesinde,  di  in  sinem  brode  sin,  sinem  degeliken  brode,  de 
by  ihm  isset,  trinket  und  slalet,  syn  brud  esset  und  mit  yni  in  seiner  ynnungc 
tag  und  nacht  wonet;  paneus  servus,  servus  commensalis,  familiaris  domestieus, 
familia,  quac  panc  (alicujus)  vescitur  u.  A. 

•’)  Vgl.  weiter:  Goslarische  Statuten  (Göschen  S.  49  ff.,  84  f.);  Ham- 
burger Stadtr.  1292  K.  4,  1497  F.  fi,  auch  1292  N.  10  ( Lappetiberg  S.  141,  2iU, 
154);  Bremer  , Statuten  von  1303  Ord.  8t>  (mit  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  4 
übereinstimmemlt,  1428  Art.  43  (Oclrichs  S.  117,  340);  Stat.  von  Stade  VIII.  4, 
von  Verden  124  (Pufendorf  I App.  S.  218,  S.  117). 
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Bremer  Statuten  von  1303  (Oclrichs  S.  -14): 

So  welc  borgherc  «sec  vorveit  — in  cnenic  knechte,  the  an  theneste 
begrepen  ei,  theme  mal  he  beteren  like  eneme  gante.  Thenet  oc  en 
horghere  ether  eiten  borgheres  tone  um  me  Um,  ed  tscal  in  theneste  wesen; 
lievet  oc  en  man  eiten  mach,  then  he  set  to  siuer  botlen  tafle,  the 
loon  opnemet,  the  scal  oc  in  theneste  wesen. I8) 


§ 2- 

Abschluss  des  Vertrages. 

1.  Neben  dem  von  der  Herrschaft  entgegengenommenen  Ver- 
sprechen des  Dienstboten,  iu  das  Dienst  verhält  niss  cintreten  zu 
wollen,  geschieht  in  einer  .Reihe  unserer  Reclitsquellen  bei  Fixirung 
des  Momentes  der  Gebundenheit  der  Contrahenten  einer  hinzutreten- 
den symbolischen  Handlung  Erwähnung.  Unter  verschiedenen  Be- 
nennungen gedenken  die  Quellen  einer  kleinen  Geldsumme,  welche 
von  der  dingenden  Herrschaft  dem  Dienstboten  übergeben  wird,  in 
verschiedenen  Wendungen  sprechen  sie  es  aus,  dass  der  Dienstbote, 
welcher  das  Handgeld  angenommen  hat,  den  Dienst  anzutreten  ver- 
pflichtet ist. ') 

Wcsterwoldcr  Landr.  cap.  X § 10  (v.  Richthofen  8.  269): 
Item  wel  ene  knecht  of  maget  wint  endete  die  wynkoep  ontfangen , 
soe  finite  s chuldiek  to  denen. 

Stat.  von  Cossfeldt  cap.  23  (Niesert  III  S.  171): 

Idt  sollen  die  dienstmegede  vnd  knechte  schuldig  sin  bei  den  gen- 
nen,  welchen  nie  dienet  thogemgt  vnd  deren  medepenninck  entgangen, 
ere  tidth  eth  tho  deinen. 

Stadtr.  von  Duderstadt  (Wolff  UB.  8.  71): 

Welk  knecht  oder  maget  sek  vormydet  — und  ore  dranclejienninge 
darrp  nympt,  deg  knecht  eder  maget  schulten  dat  dinst  eder  locede 
holden. 

'*)  Stat.  von  Verden  126  (Pufomlorf  I App.  S.  117);  von  Hannover  (Pufen- 
dorf  IV  App.  S.  213) ; vgl.  auch  Stadtr.  von  Enns  1212  Art.  11.  von  Wien 
1221  Art.  21  (Gaopp  II  S.  214,  S.  243).  — Das  Keehtsbuch  von  Memmingen 
(v.  Freyberg  V.  S.  282)  untorscheidet  zwischen  Bürgern  und  Nichtbürgern : 
„Wer  ains  andern  gedingt  maegt  oder  knecht  mit  fraefeln  Worten  oder  werken, 
die  na  bunjer  oder  bürgert  Und  sinl,  an  den  verliuret  man  gelt,  aber  weder  iar 
noch  manod.“ 

1 ) Die  in  den  (Quellen  für  das  Handgeld  vorkommenden  Benennungen  sind: 
medepenning,  mictgcld,  meigcld,  mitgrosehen,  vormedc,  vorwist;  gottesgeld, 
hileghen  gheystes  penuiuch,  dranckpetming,  winkop,  litkaufl'. 
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Staritr.  von  München  Art.  209  (Auer  S.  Hl): 

Wann  cs  darzuo  chüinjit,  daz  eich  ein  knccht  oder  ein  diern  ver- 
dingt hat  — und  einen  pfenning  ml  er  me  darumb  einnimpt,  der  svl 
dan  dem  reihen  mm  oder  f raun  treuleichen  dienen. 

Stadtr.  von  Zittau  (Schott  I S.  131): 

Welcher  diensthothe  seinen  mitgroschen  auf  den  dienst  empfangen  und 
genomen,  der  sol  an  seinen  dienst  zu  gehen  die  zeit  der  mittunge  — 
schuldig  segn.  *) 

Man  hat  über  die  rechtliche  Natur  der  symbolischen  Leistung 
gestritten.*)  Die  niitgctheilten  Quellenzeugnisse  ergeben,  dass  in 
der  Hingabe  und  Annahme  des  Handgeldes  nicht  eine  in  das  Be- 
lieben der  Contrahenten  gestellte,  für  das  Zustandekommen  des  Vcr- 


*)  Vgl.  weiter:  Stat.  von  Münster  1390  (Niesort  III  S.  121);  Ijandrecht 
der  sieben  K reyen , Forstding  auf  dem  Harz  zu  Goslar  Art.  13  (Grimm  III 
S.  67,  S.  262);  Bürgersprache  zu  Bielefeld  (Walch  III  8.  75);  .Stat.  von  Zelle 
Art.  8 § 2,  Hadeler  Landr.  II  tit.  20,  Eimbeckcr  Stat.  cap.  XX  Art.  3,  Göttin- 
ger Stat.,  Lüneburger  Stadtrref.  IX  tit.  2 (Pufcndorf  I App.  S.  231,  S.  21; 
II  App.  S.  227;  IV  App.  S.  235,  S.  797);  Ehaft-Recht  der  Vogtcy  Hahnbach 
Art.  17  (Fink  S.  368). 

’)  Bis  in  die  neueste  Zeit  wurde  für  das  deutsche  Recht  das  Princip  der 
Formlosigkeit  der  Verträge  allgemein  behauptet.  In  T’ebercinstimmung  hiermit 
sah  man  in  der  !>ei  Vcrtragsschliisaen  so  oft  bezeugten  Anwendung  von  Sym- 
bolen Bestärkungsmittel  der  bereits  abgeschlossenen  Verträge,  „Zeichen  und 
Bestärkung  des  vollendeten  (’ontracts,  des  in  allen  Punkten  übereinstimmenden 
Willens  der  contrahirenden  Parteien.“  So  noch  Stobbe.  Vertragsrecht  S.  50  ff. 
und  Siegel  in  seiner  germanistischen  Studie:  Das  Versprechen  als  Verpllich- 
tungsgrund  im  heutigen  Recht,  S.  27  ff.  — Mit  vielem  Nachdruck  gegen  die 
herrschende  Ansicht  haben  sich  namentlich  Söhnt  und  in  neuester  Zeit  Stobbe 
ausgesprochen.  Sohin  (Die  deutsche  Rechtsentwickelung  und  die  Codificat ions- 
frage in  Grünhut’s  Zeitschrift  I S.  246  f.  und  Das  Recht  der  Eheschliessung 
1875)  stellt  die  Sätze  auf:  „Es  giebt  nach  deutschem  Recht  nur  Formal-  und 
Real-,  keine  Consensualcontracte.“  „Der  Rechtssatz  von  der  Verbindlichkeit 
auch  des  formlosen  obligatorischen  Willens  ist  erst  durch  die  Reccption  in  das 
deutsche  Recht  gekommen.“  So  Iterechtigt  die  Opposition  gegen  die  herrschende 
Lehre,  so  werden  doch  die  Sätze,  so  scharf  formulirt,  dem  späteren  mittelalter- 
lichen Recht,  namentlich  den  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels  gegenüber  nur 
schwer  zu  halten  sein.  (Vgl.  auch  Stobbe,  Reurecht  und  Vertragsschluss  nach 
älterem  deutschen  Recht,  zwei  Theile,  Leipziger  Deeanatsprogramme  1876,  tj  2 
S.  10  f.,  S 3 S.  12  ff'.,  t)  15  S.  21).  In  der  Arrha  sieht  Sohm  mit  Recht  das 
Mittel,  „nicht  den  Vertrag  zu  bestärken,  sondern  den  Vertrag  zu  schlicssen.“ 
Den  durch  die  Arrha  cingegangcnen  Vertrag  construirt  er  nicht  sowohl  auf 
formaler,  als  vielmehr  auf  realer  Basis:  „Die  Arrha  ist  die  Scheinlcistung, 

welche  rechtlich,  d.  h.  für  «lic  Gültigkeit  des  Geschäfts,  so  gilt,  als  wenn  eine 
wirkliche  Leistung  erfolgt  wäre.“  (S.  28  f. ; dazu  Stobbe,  a.  a.  O.  $ 10  N.  2).  — 
Im  Wesentlichen  gelangt  auch  Stobbe  in  den  angeführten  Programm-Abhandlun- 
gen zu  gleichen  Resultaten  wie  Sohm. 
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träges  irrelevante  Förmlichkeit  gesehen  werden  darf.  Die  sentenz- 
artige Form,  die  präeise  Ausdrucksweise  der  Quellenaussprüche 
erweisen  vielmehr,  dass  man  gerade  in  dem  Geben  und  Nehmen 
jener  kleinen  Geldsumme  das  rechtlich  bindende  Moment  erblickte, 
das  Moment,  welches  den  an  sich  nicht  verbindlichen  Consens  der 
Contrahenten  zur  formalen  und  damit  rechtlichen  Perfection  erhob. 

So  lange  dus  Handgeld  nicht  gegeben  und  genommen,  liegt 
eine  Gebundenheit  der  Contrahenten  nicht  vor,  kann  jeder  von 
ihnen,  ohne  sich  den  Rechtsfolgen  des  Vertragsbruches  auszusetzen, 
seine  Willenserklärung  als  nicht  abgegeben  betrachten. 4)  Mit  der 
Hingabe  und  Annahme  des  Handgeldes,  erst  mit  dieser  und  sofort 
mit  ihr,  wird  der  Vertrag  vollendet,  entstehen  auf  beiden  Seiten 
Rechte  und  Verbindlichkeiten.  Zahlreich  sind  die  Qucllenzeugnisse, 
welche  die  Strafbarkeit  der  Nichterfüllung  des  Dienstversprechens 
ausdrücklich  davon  abhängig  machen,  dass  ein  Handgeld  gegeben 
worden  sei,  zahlreich  die  Quellenaussprüche,  welche  die  mehrfache 
Verdingung,  welche  die  Abdingung  nur  dann  unter  Strafe  stellen, 
wenn  der  erste  Vertrag  unter  Annahme  eines  Handgeldes  abgeschlos- 
sen worden  war.  Hier  nur  einige  Beispiele: 

Stat.  von  Münster  1390  (Niesert  HI  S.  121): 
ück  welck  knccht  off  magd  de  siek  kegen  ein  tiedt  tween  tho 
denste  vermedde  vnd  wienkoep  entfenghe,  de  ein  sali  er  geinen  deinen 
nul  sali  Münster  ein  icdir  entberen. 

Landrecht  der. sieben  Freyen  (Grimm  111  S.  67): 

Die  nicht  zu  dienste  kompt,  dei  geineiet  und  meigelt  gegeven,  rnd 
tüge,  to  enen  anderen,  sali  die  dienstbothe  meinem  gnedigen  hem 
die  hcs’hste  broeke  schuldig  sein. 

Ehaft-Recht  der  Vogtey  Haimbach  Art.  17  (Fink  S.  368): 

Das  kainer  dem  andern  seinen  dienslehehalten  — die  zuor  den  lein- 
kaujf  (!)  uff  ihre  dienst  eingenomen  vnd  ein  zeit  zu  dienen  ver- 
sprochen hatten,  alulinge. 

Lüneburger  Stadtrrcf.  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App.  S.  797): 
Und  icer  einen  solchen  dienstboten,  der  allbereit  von  einem  andern  das 
gottesgeld  empfangen  hätte,  wissentlich  würde  dingen,  soll  uns  10  mark 
zu  strafe  geben. 

*)  Die  Vertheidiger  der  Ansicht,  dass  der  Vertrugsschluss  schon  in  dem 
formlosen  Consense  liege,  sprechen,  „so  lange  als  nicht  das  Haltgeld  gegeben 
und  genommen-  von  einem  „Reurecht  nach  geschlossenem  Vertrage“,  und  zwar, 
da  die  Ausübung  dessellsm  von  keinen  Vermögeusnachtheilen  begleitet  ist,  von 
einem  „unentgeltlichen“  Keurechte,  im  Gegensatz  zu  dem  „entgeltlichen“,  welches 
nur  gegen  eine  pecuniäre  Aufopferung  geübt  werden  könne.  So  Siegel  S.  28  11., 
33  ff.;  gegen  Siegel:  Sohm  S.  2t)  X.  4,  Stobbe  § 2 S.  10,  Sj  16  S.  24. 
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Nicht  ein  Bestärkungsinittel  des  bereits  abgeschlossenen  und 
schon  an  sich  bindenden  Vertrages,  sondern  die  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit bedingende  Abschliessungsform  seihst  wird  man  demnach 
in  dem  Handgelde  zu  sehen  haben. 

Exceptionell  und  vereinzelt  finden  sieh  Bestimmungen,  welche 
den  Vertrag  zwar  durch  Hingabe  und  Annahme  des  Handgeldes  zu 
Stande  kommen  lassen  und  so  die  formale  Natur  desselben  fest- 
halten,  während  einer  bestimmten  Frist  aber  den  Contrahenten  ein 
Kücktritt8recht  einräumen , sie  dann  erst  für  unwiderruflich  gebun- 
den erklären,  wenn  sie  diese  Frist,  ohne  das  Handgeld  zuriiek- 
zugeben  resp.  zurückzufordem,  haben  verstreichen  lassen. 

So  das  Lübecker  Recht  II.  117  (Hach  S.  306): 

So  we  so  deme  anderen  gift  des  hileghen  gheystes  penninch  op 
enen  koop  (oder  op  lofte,  op  hure,  op  denst)  dat  is  also  stede 
alse  he  hebbe  den  litkop  gegheuen,  it  ne  ei  also  dat  er  ein  den 
penning  weder  tjheue  eder  de  andere  ene  weder  esc  he  er  se  sie  ndlen 
srheden. s) 

So  ferner  das  Stadtrecht  von  Zelle  Art.  8 § 2 (Pufendorf  I 
App.  S.  231): 

Es  sollen  die  diensten,  hey  denen  der  gottes  — oder  miedespfenning 
henaelitet , demiennigen,  dem  sie  sich  verpflichtet,  dienste  halten. 

Auch  Göttingen  scheint  das  Rücktrittsreeht  gekannt  zu  haben, 
bis  cs  durch  einen  Rathsbeschluss  vom  Jahre  1400  ausdrücklich 
aufgehoben  wurde. 

Göttinger  Stat.  (Pufendorf  App.  S.  215): 

Is  nyge  vnd  olt  rad  ouerkomen : welk  maget  sek  vormedet  vnd 
medepenninge  opnomet,  deine  schal  se  deynen,  efte  se  ome  de  mede- 
penninge  ioch  wol  wedere  sende  eder  hrechte. 

Die  Fristen  sind  ungleich  bemessen.  Während  das  Stadtrecht 
von  Zelle  als  entscheidend  ansieht,  dass  das  Handgeld  bei  dem 
Dienstboten  „benaehtet“  sei,  gestattet  das  Lübecker  Recht  den  Con- 
trahenten den  Rücktritt  „er  si  sic  vullen  scheden“,  nur  so  lange, 
als  sie  noch  nicht  auseinander  gegangen  waren.®) 

»)  Vgl.  die  Parallelstellen:  I.  72,  III.  16  (Hach  S.  207,  S.  381);  Revidir- 
tes  Lüb.  Hecht  III.  6,  6:  Wenn  einer  auff  gethanen  kauft',  pact,  miete  oder 
dienst  den  gottespfennig  oder  arrham  gibt,  so  ist  solches  alles  kräftig,  es  wäre 
dann  dasz  alsofort  bald  und  ehe  sie  scheiden  in  continenti  die  arrha  wiederum 
zuriiekgegeben  und  gefordert  würde. 

*)  Man  wird  auch  in  diesen  Fällen  das  Perfectionsmoment  des  Vertrages 
in  das  Geben  mul  Nehmen  des  Handgeldes  stellen,  nicht  auf  einen  späteren 
Zeitpunkt  verlegen.  Anders,  wie  mir  scheint,  Stobbe  (Rcurecht  § 8 8.  26). 
Es  wird  sich  die  formale  Natur  des  Vertrages,  die  Bedeutung  des  Handgeldes 
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Den  Quellenaussprüchen,  welche  eines  Handgeldes  als  Ein- 
gchungsforni  des  Vertrages  gedenken,  stellt  eine  Reihe  anderer  ge- 
genüber, welche  den  Dienstboten  durch  sein  blosses  Versprechen 
gebunden  sein  lassen,  die  von  einer  hinzutretenden  symbolischen 
Leistung  nichts  wissen.7)  Man  kann  zweifelhaft  sein,  ob  man  in 
diesen  entgegengesetzten  Zeugnissen  den  Ausdruck  localer  Verschie- 
denheiten der  Rechtsbildung  zu  sehen,  oder  aber  den  letztgedach- 
ten Aufzeichnungen  den  Vorwurf  einer  weniger  genauen  Fas- 
sung zu  machen  habe.  Wiewohl  es  bei  der  wenig  präcisen  Art 
der  späteren  mittelalterlichen  Reehtsaufzciehnungen  nicht  ungewöhn- 
lich ist,  dass  hier  ein  das  Rechts verhältniss  wesentlich  eharaeteri- 
sirendes  Moment  in  die  definirenden  Umschreibungen  nicht  auf- 
genoinmen  worden,  dort  ein  rechtlicli  irrelevantes  in  denselben 
hervorgehoben  wird,  so  ist  cs  doch  nicht  unbedenklich,  ohne  posi- 
tiven Anhalt  einer  solchen  Annahme  Raum  zu  gewähren.  Dass 
der  Formalismus  des  alten  Rechts,  wenn  er  allgemein  bestanden 
hatte,  auf  manchen  Gebieten  verhältnissmässig  früh  abgestreift 
wurde,  dafür  liefert  den  unzweifelhaften  Beweis  das  Recht  des 
Sachsenspiegels,  dessen  Bestimmungen  gerade  die  Veranlassung 
waren,  dass  man  für  das  deutsche  Recht  das  Princip  der  Form- 
losigkeit der  Verträge  zum  allgemeinen  Dogma  erhob.  Dass  das 
spätere  mittelalterliche  Recht  das  Verständniss  für  die  Strenge  und 
Bedeutung  der  Formen  immer  mehr  verlor,  ist  eine  weitere  be- 


als  Abschliessungsform  nicht  l'esthalten  lassen,  wenn  man  den  Vertrag  nicht 
„durch“,  sondern  „nach“  Hingalie  des  Handgeldes  „entstehen“  lässt.  Die  von 
Xtobbe  herangezogene  Analogie,  dass  auch  heim  Handsehlage  der  Oontract  per- 
fect werde,  wenn  die  Contrahenten  die  Hiindc  losgelassen,  oder  ein  Dritter  sie 
auseinandergeschlagen  habe,  trifft  für  das  bübische  Recht  — hier  wie  dort  lässt 
sich  eine  Einheitlichkeit  des  Actes  behaupten  — vielleicht  zu,  aber  viel  weniger 
für  das  von  ihm  mitgetheilto  Schweizer  Weisthum  und  das  im  Texte  angeführte 
Zeller  Stndtrecht,  wo  bei  der  weiten  Fassung  der  Termine,  bis  zu  welchen  ein 
Rücktrittsrecht  eingeräumt  ist,  eine  Einheitlichkeit  der  Handlung  nicht  wird 
angenommen  werden  können.  Ich  möchte  also  in  diesen  vereinzelten  Fällen 
immerhin  ein  „unentgeltliches“  Renrecht  anerkennen.  (Vgl.  übrigens  Stobbe 
8 16  S.  24). 

')  Um  einige  Beispiele  zu  geben:  Bamberger  Stadtr.  88  392,  393  (ZoepH 
S.  109):  Wo  ein  knecht  adir  ein  meit  einem  geloben  odir  gereden  zu  dienen  — 
vnd  welicher  knecht  oder  meit  des  geiubes  den  nit  laugent,  die  sullen  ez  hal- 
ten. — üstfries.  Landr.  II  282:  Alle  denstboden  — soelen  deniennen  dienst 
holden,  dair  sc  sich  to  bestadet  hebbeu.  — Braunschweiger  Echtcding  von  1532 
Art.  22  8 132  (Hänselmann  S.  337):  Welck  dienstknecht  edder  magedth  szick 
vormedeth  vnd  dartiha  eynem  andern  szick  de  suelfften  tidth  ock  vormedeth,  de 
schal  de  ersten  medynge  holden. 
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kannte  Thatsnche,  zu  deren  Illustration  hier  noch  auf  ein  Beispiel 
verwiesen  sein  mag. 

Biirgersprache  zu  Bielefeld  1578  (Walch  III  S.  75): 

OfT  ock  iennige  dienstmagk  oder  knecht  sich  vermiedet  vnd  de* 
einen  weinkauff  entpfangen  oder  doch  * otuler  tceinkmtff  ;«  frieden 
wurde  vnd  einen  dienst  lohnen  auszgesagt  — sollen  sie  holden, 
dar  sie  sich  erst  vermiedet. 

So  wird  man  nicht  umhin  können,  eine  Verschiedenheit  der  Rechts- 
bildung  für  das  spatere  Recht  anzuerkennen:  der  Vertrag  hat  regel- 
mässig die  formale  Natur  gewahrt,  er  ist  hier  und  da  zu  einem 
Oonsensualvertrage  geworden. 

2.  Nach  einzelnen  Rechten  wird  der  Consens  der  Eltern  zum 
Abschlüsse  des  Vertrages  gefordert.  Das  ohne  Einwilligung  der 
Eltern  eingegangenc  Verhältniss  kann  durch  dieselben  gebrochen 
werden.  Die  Zuwiderhandelnden  verfallen  einer  Strafe. 

Ijandesordnung  für  Samland,  Natangen,  Ermland  von  1427 
(Toeppen  No.  363,  Art.  5,  S.  469): 

Item  das  kein  Prewseh  knecht  oder  magt  sich  czu  eyme  andern 
Prewssen  sulle  vormitten  ane  irer  eitlem  teilte  m de,  >ri**e.  — Ge- 
er heg*  ane  der  eitlem  wiesen,  die  mögen  die  mitte,  brechen  rnde  wider- 
rufen vnde  irc  kynder  weder  czu  yn  nemen. 

Desglich  sal  es  auch  mit  dem  Deutschen  czugehen,  die  wei/le 
roter  rnde  muter  leben,  *o  *al  die  Imeee  ttelten  an  der  berechn  fl.*) 


§ 3. 

Abdingung  und  Doppelverdingung. 

1.  Die  Verwirklichung  der  hervorragenden  Bedeutung,  welche 
dem  Gesindewesen  für  das  wirtschaftliche  lieben  der  Einzelnen 
zukonunt,  ist  durch  eine  längere  Dauer  des  Vertragsverhältnisses 
bedingt.  Nur  eine  längere  Dauer  des  contractlichen  Bandes  wird 
Vertrauen  auf  der  einen  und  der  anderen  Seite  wecken  und  be- 
festigen, wird  der  Dienstherrschaft  die  Sorge  für  das  Wohl  des  Ge- 
sindes, dem  Gesinde  die  Förderung  der  Interessen  der  Dienstherr- 
schaft zur  Pflicht  machen.  Frühzeitig  zeigt  daher  die  Gesetzgebung 
das  Bestreben,  auf  eine  längere  Dauer  der  Verbindung  hinzuwirken. 
Wir  haben  bereits  gesehen,  dass  die  Statuten  der  Stadt  Posen  und 
die  der  Stadt  Frankenhausen  die  Dingung  des  Gesindes  auf  Wochen 

")  Vgl.  die  Verordnung  von  1400  (Toeppen  No.  Ti  S.  104).  — Vgl.  auch 
tj  4 No.  :i. 
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unter  Strafandrohung  verbieten.  ’)  Wir  werden  weiter  unten  sehen, 
dass  Rechte,  ‘welche  den  Dienstboten,  der  den  Dienst  anzutreten 
sich  weigert,  bestrafen,  ihn  von  der  Strafe  freisprechen,  wenn  er 
vertragsbrüchig  wird,  um  bei  seiner  früheren  Herrschaft  im  Dienste 
zu  verbleiben,  duss  andere  Rechte,  welche  zwar  auch  in  dem  letz- 
teren Falle  gegen  das  schuldige  Gesinde  einschreiten , die  Strafe 
geringer  normiren,  als  wenn  ihm  jenes  mildernde  Moment  nicht  zur 
Seite  steht.  *)  Vereinzelt  stellen  spätere  Zeugnisse  für  längeren 
Dienst  bei  derselben  Herrschaft  positive  Vortheile  in  Aussicht.8) 

Derselbe  Gedanke  nahm  aber  in  viel  umfassenderem  Masse  die 
Thätigkeit  der  Gesetzgebung  in  Anspruch.  Um  der  Lösung  der 
bestehenden  Dienstverhältnisse  nach  Möglichkeit  vorzubeugen,  die 
Eingehung  neuer  zu  erschweren,  wird  das  Dingen  des  Gesindes 
nicht  eher  für  zulässig  erklärt,  als  bis  dasselbe  die  für  den  be- 
stehenden Dienst  zugesicherte  Zeit  ausgedient,  oder  doch  — wo  mit 
der  fortschreitenden  Entwickelung  Kündigungsfristen  üblich  gewor- 
den waren  *)  — das  bisherige  Vertrngsverhältniss  gekündigt  hatte. 
Das  Miethen  des  Gesindes,  während  es  sich  noch  in  den  Diensten 
eines  Anderen  befindet  resp.  ehe  es  seine  Absicht,  diese  Dienste 
aufzugehen,  erklärt  hat,  wird  nicht  selten,  dem  Dienstboten  vortheil- 
haftere  Bedingungen  eröffnend,  allein  die  Veranlassung  zur  Lösung 
des  ursprünglichen  Vertragsbandes  abgegeben  haben,  und  gegen 
dieses  vorzeitige  Miethen  hat  die  mittelalterliche  Gesetzgebung  früh- 
zeitig und  allgemein  sich  strafend  gewendet.  Es  galt,  das  wirth- 
schaftliche  Interesse  des  Dienstherrn,  der  das  Gesinde  „in  denste 
vnd  gewynne“  hatte  und  der  es  „tho  beholdende  neger  were“,  gegen 
Schädigung  durch  Eingreifen  Dritter  zu  schützen.5) 

Lüb.  Recht  III.  193  (Uffenbach’scher  Codex,  Hach  S.  442): 
Nement  mach  deme  anderen  siue  denstbaden  entmeden  gutuler  der 
heren  edder  der  vrouicen  orlof. 

')  Vgl.  § 1 No.  2. 

*)  Vgl.  § 4 unter  No.  3. 

’)  So  das  Stadtr.  von  Zelle  Art.  1 tj  7 (Pufendorf  f App.  S.  223):  „Ks  soll 
eine  dienstmagd,  so  ferne  sie  drey  ialir  stets  nach  einander  bey  einem  bürger 
alhie  gedienet,  dessen  an  den  burgergeldem  zu  gemessen  halten.“  Vgl.  noch  das 
Stadtr.  von  Brilon  1230  Art.  13  (Seihertz  1 S.  632);  die  Stat.  von  Nonihausen 
von  1306  Art.  47  (Förstemann  S.  11 — 12). 

‘)  Vgl.  § 10  No.  1. 

*)  Die  für  das  vorzeitige  Hiethen,  das  Ausmiethen,  in  den  (Quellen  be- 
gegnenden Bezeichnungen  sind:  alslingen,  aufreden,  austo-even,  aufbespreehen, 
abspannen,  nbmiethen,  zu  sich  ziehen,  abzeuehen,  aldungeni,  abthättigen,  abwer- 
ben,  entfremden,  entwinnen,  verlocken,  abtrünnig  machen,  abspenstig  machen 
abhändig  machen,  (nach  den  Dienstboten)  stellen,  werben. 

Ilertz,  Mittelalterl  OesimJc  - Huclit»v«rh*ltiii*se.  2 
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Berlinisches  Stadtbuch  1397  (Fidicin  I S.  48): 

Nymand  sal  des  anderen  gesinde  myden  oder  vntspennen,  sy  que- 
men  dan  met  willen  nt  deine  dingte,  so  mach  id  wol  syn. 

Stat.  der  Salzbeerbten  zu  Sassendorf  1350  Art.  61  (Seibertz  II 
S.  423): 

So  soll  neyn  bur  des  andern  knehte,  dey  hey  in  denste  r nd  gewynne 
hevet,  to  denste  vnd  in  syne  mede  nemtnen,  dat  iair  en  sy  umme 
und  sy  myt  willen  des  ghennen,  dey  sey  in  denste  hedde  offte  gehat 
hevet. 

Stat.  von  Blankenburg  und  Rudolfstadt  (Walch  S.  108,  S.  63): 
Es  soll  keiner  dem  andern  sein  gesinde  — vor  ausgang  der  dienste 
vnd  ohne  vorwissen  der  herren  vnd  frauen,  darbey  sie  dienen,  abmiethen. 

Lüneburger  Stadtrref.  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App.  S.  796): 
Auszerhalb  vorhero  geschehenen  loszkündigung  soll  hinführo  niemand 
einig  gesinde  — miethen .*) 

Nur  ein  anderer  Ausdruck  für  denselben  Gedanken  ist  es,  wenn 
einzelne  Rechte  das  Miethen  des  Gesindes  zu  einer  anderen  Zeit 
als  dem  gesetzlich  fixirten  Tage  im  Jahre  unter  Verbot  und  Strafe 
stellen. 

Stat.  von  Mühlhausen  1311  (Lambert  S.  125): 

Vor  santte  aiulreas  tage  sal  nymant  dem  andim  einen  knecht  adir 
mayt  abe  mitte  czu  dyneste. 

Rechtsb.  von  Memmingen  46.  4 (v.  Freyberg  S.  312): 

Es  soll  ouch  niemant  hie  ze  Memmingen  uff  dehain  ander  zil  maegt 
dingen,  denn  vff  vnser  froewen  tag  ze  Liechtmyss. 

Weisthuni  von  Alraus  (v.  Zingerle  I S.  247  Zle.  20): 

Wer  dem  andern  sein  eehalten  vierzehen  tage  vor  Ldeehtmessen  aus 
seim  prote  dingt  an  sein  willen,  ist  verfallen  fünf  pfunt.7)*) 

*)  Vgl.  weiter:  Stadtr.  von  Zelle  (Pufendorf  I App.  S.  231);  Stat.  von 
Nürnberg  (Siebenkees  II  S.  223) ; eehaft  taiding  zu  öolling  Art.  22.  landrecht 
im  Lungau  ( Siegel  - Tomaschek  S.  148,  S.  237);  Banntaidinge  zu  Grösten,  zu 
Khulb  § 32  (Archiv  XXV  S.  103,  S.  113);  Weisthümer  von  Ampass,  Alraus, 
Kolsass  (v.  Zingerle  S.  230,  247,  183);  Landbuch  von  Glarus  Art.  269,  von  Ob- 
walden (Zeitschr.  f.  schw.  liecht  V S.  42,  VIII  S.  61);  Landb.  von  Schwyz 
(Kothing  S.  32);  Landb.  von  Gersau,  Waldstattbuch  von  Einsiedeln  Art.  62 
(Kothing,  Rechtsquellen,  S.  83,  S.  175);  Straf-  und  Buszcnrodel  der  Höfe  Wol- 
lenrau und  Pfäftikon  Art.  17,  Art.  22  (Zeitschr.  II  S.  61,  S.  58);  Oefnung  von 
Tannegg  und  Fischingcn  1432  (Grimm  I S.  280);  Oefnung  von  Wattcschwil, 
Scllenburen,  Stallikon,  Oefnung  zu  Altstetten  1429  (Grimm  I S.  40,  I V S.  298); 
Oefnung  zu  Bonstetten  Art.  14  (Schauberg  I S.  11);  Amtsrecht  von  Farnsburg 
Art.  13  (Basler  Rechter;.  II  S.  89). 

’)  Weisthum  von  Kufstein  (v.  Zingerle  I S.  45  Zle.  12). 

*)  Ich  bemerke  gleich  hier,  dass  der  neue  Vertrag  erst  nach  Ablauf  der 
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Ein  weiteres  wirtschaftliches  Moment  kam  hinzu,  um  dem 
Einschreiten  der  Gesetzgebung  besonderen  Nachdruck  zu  verleihen. 
Das  Miethen  aus  den  Diensten  eines  Anderen  wird  regelmässig  von 
der  Zusicherung  einer  höheren  Löhnung  oder  Verlieissung  sonstiger 
Vortheile  begleitet  sein,  und  der  dadurch  drohenden  Verteuerung 
des  Gesindestandes  glaubte  man  legislatorisch  entgegentreten  zu 
müssen. 

Landb.  von  Glarus  Art.  269  (Zeitschr.  f.  schw.  Recht  VI  S.  42) : 
Welcher  dem  andern  sine  dienst  — mit  verheiszung  mherer  belo- 
nuiu;  abdingte  und  das  zu  clag  käme,  der  sol  von  jedem  fäller 
fünff  pfundt  zbusz  verfallen  sin. 

Landb.  von  Obwalden  (Zeitschr.  f.  schw.  Recht  VIII  S.  61): 
Welcher  einen  knecht  oder  junkfrowen  ablüngern  oder  dingen 
wellte  und  inen  mer  Ion  butte  — derselbig  ist  fuerhin  kommen  um 

V gl. 

Die  Strafgewalt  wendet  sich  vornehmlich  gegen  den  neuen 
Mieter,  da  von  diesem  der  Anstoss  zum  Verlassen  der  früheren 
Dienste  ausgegangen  war.  Die  dem  Ausmiethenden  angedrohten 
Strafen  sind  regelmässig  Geldstrafen.  Dieselben  werden  bald  der 
Gerichtsobrigkeit  ganz  zugewiesen,  bald  der  verlassenen  Dienst- 
herrschaft zum  Theil  zugesprochen  und  dienen  im  letzteren  Falle 
zugleich  zur  Entschädigung  für  erlittenen  materiellen  Schaden. 

Waldstattbuch  von  Einsiedeln  Art.  52  (Kothing,  Rechtsquellen, 
S.  175): 

Welicher  einem  nach  sinen  diensten  stellt  und  entfremdet  — der 
ist  einem  lierrn  vnd  abbt  zum  Einsidlen  drü  pfund,  einem  vogt 
drü  pfund,  den  waldlütten  drü  pfund  und  dem  der  sehatl  geschieht 
drü  pfund  on  gnad  zu  bttoxz  verfallend) 

Andere  Rechte  berechnen  das  Interesse  nicht  nach  einem  festen 
Verhältnisse,  sondern  verpflichten  den  Ausmiethenden  zum  Ersätze 
des  im  concreten  Falle  dem  verlassenen  Dienstherrn  entstandenen 
Schadens  oder  zur  Stellung  eines  anderen  passenden  Dienstboten. 

Stat.  von  Göttingen  (Pufendorf  App.  S.  202): 

Were  ok  dat  ieman  knechte  eder  megede  anderen  vntmededen 
ut  syme  denste  buten  rechter  tvd  — de  schal  ieneme  sgtten  schaden 
erlegen  den  he  daruon  niinpt  des  dat  denst  ix  gewesen. 


für  den  bestehenden  Dienst  liedungcnen  Zeit  in  Wirksamkeit  treten  soll.  Der 
Gegensatz  wird  sich  weiter  unten  ergeben. 

*)  Stailtr.  von  Zittau  (Schott  1 S.  131);  Lüneburger  Stadtrref.  IX  tit.  2 
(Pufendorf  S.  79(1);  Straf-  und  Buszenrodel  der  Höfe  Wollenrau  und  Pfiiftikon 
Art.  22  (Zeitsehr.  f.  schw.  Recht  II  S.  Ü8). 
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Weisthum  von  Ampass  (v.  Zingcrle  I 8.  230  Zle.  20): 

Es  sol  auch  kainer  kain  cchahlen  dem  andern  aus  seinem  prot 
dingen  bei  V pf.  und  den  mannen  schaden. 

üanntaiding  zu  Mauttern  1543  § 19  (Archiv  XXV  8.  123): 
üb  einer  dem  andern  sein  knecht  oder  sein  diern  auss  dem  dienst 
dingt,  so  schol  er  im  ein  andern  dienstpottn  stellen  an  statt. 

Weitere  Quellenzeugnisse  erklären  den  nusgedingten  Dienst- 
boten bald  für  nicht  gebunden,  bei  dem  neuen  Herrn  den  Dienst 
anzutreten,  bald  verbieten  sie  den  Dienstantritt  geradezu. 

Wester wolder  Landr.  cap.  X § 12  (v.  Richthofeu  S.  270): 
Weert  sake,  ene  queme  ende  ontwonne  ene  synen  denst,  ende  die 
denst  na  der  tyt  sich  verenic/ule  myt  synen  leeren,  dat  mach  he  doen 
sonder  gebreck,  indem  he  in  eiten  anderen  denst  nyet  tceer  in  gegaen. 

Stnt.  von  Mühlhnuscn  (Lambert  8.  125): 

Vor  santte  andreas  tage  sal  nymant  dem  andirn  sinen  knecht  adir 
mayt  abe  mitte  czu  dyneste;  wers  dar  pobe  tut,  der  vorluset 
czehen  Schillinge  und  die  mite  sal  doch  nit  sij.10) 

Aber  auch  gegen  den  Dienstboten,  welcher  vor  Ausgang  der 
bedungenen  Zeit  sich  in  neue  Dienste  dingen  lässt,  ist  die  Gesetz- 
gebung, namentlich  die  der  späteren  Zeit  vielfach  eingeschritten. 
Die  hier  begegnenden  Strafen  sind  Geldbussen,  Verweisung  aus  dem 
Stadtgebiete,  Gefängniss.11) 

Endlich  wendete  man  sich  gegen  die  von  Dritten  ausgehende 
Anstiftung  zum  Verlassen  der  bestehenden  Dienste,  gegen  das  „ver- 
hetzen“ des  Gesindes. 

Stat.  von  Rudolfstadt  (Walch  V 8.  63): 

Es  sollen  auch  die  tceiber,  welche  solch  gewäsch  hin  vnd  wieder 
tragen  und  das  gesimle  rerhetsen,  mit  gefängnisz  nach  erkanntnisz 
gestrafft  werden.1*) 

■•)  Eine  auffallende  Singularität  findet  sich  in  detn  Landrechte  im  Ziller- 
thal  (Siegel-Tomaschek  S.  320  Zle.  5),  welches  sich  ausdrücklich  gegen  die  Be- 
strafung des  Ausmiethenden  ausspricht:  „wir  wellen  auch,  wer  ainem  sein  knecht 
oder  sein  diern  aus  seinem  prot  in  das  sein  wirbt  oder  nimbt,  das  der  werber 
oder  der  nemer  das  gegen  dem  gericht  soll  unentgolten  sein.'1 

1 ')  Geldstrafe  haben  die  Stat.  von  Nürnberg  (Siebenkees  II  S.  223);  Stadt- 
verweisung: Stat.  von  Rudolfstadt,  Blankenburg;  Stadtverweisung  und  Verlust 
des  Dienstlohnes:  Lüneburger  Stadtrref,  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App.  S.  797); 
Verbannung  alternativ  mit  Geldbusse:  Stadtr.  von  Zittau  (Schott  I S.  131); 
Lohnverlust  hat  auch  die  Laudesordnung  der  Herziige  Ernst  und  Albreoht  zu 
Sachsen  von  1482  (Lünig,  Codex  Augusteus,  S.  0):  „Es  soll  sich  kein  dienstbote 
an  keinen  dienst  vermiethen,  er  habe  denn  zuvor  seinem  herrn  den  dienst  auf- 
gesagt, bey  verlierung  seines  jahrlohns 

1 *)  Stat.  von  Blankenburg  (Walch  V S.  108).  Vgl.  auch  die  Polizeiordnun- 
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2.  Die  Quellen  kennen  eine  weitere  Art  der  widerrechtlichen 
Eingehung  de»  Gesinde  Vertrages,  welche  sie  mit  denselben  Namen 
bezeichnen,  und  an  welche  sie  zum  Theil  ähnliche  Rechtsfolgen 
knüpfen  wie  an  das  eben  besprochene  Entiniethen  aus  bestehenden 
Diensten:  Das  Miethen  des  an  Dritte  verdingten  Gesindes,  ehe  das- 
selbe den  Dienst  angetreten,  und  für  die  Zeit,  für  welche  es  jenen 
dritten  Personen  seine  Dienste  bereits  gebunden  hatte.  Waren  es 
Rücksichten  wirthechaftlich-  polizeilicher  Art,  welche  in  dein  ersteren 
Falle  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  hervorgerufen,  so  sind  es 
allgemein  rechtliche  Gesichtspunkte,  welche  in  dem  letzteren  ein 
Einschreiten  nothwendig  machen.  Der  Gcsindevcrtrag  absorbirt  die 
ganze  Arbeitskraft,  ergreift  die  Persönlichkeit  des  sich  Vermicthcn- 
den.  Der  Dienstbote,  welcher,  nachdem  er  den  V ertrag  eingegangen, 
sich  hinterher  einem  Dritten  für  dieselbe  Zeit  verdingt,  übernimmt 
eine  Leistung,  die  er  ohne  Verletzung  seiner  ursprünglichen  Ver- 
pflichtung zn  erfüllen  nicht  im  Stande  ist,  übernimmt  eine  Leistung, 
die  nach  der  einen  oder  der  anderen  Seite  einen  Vertragsbruch 
involvirt.  Der  Dritte,  welcher,  obgleich  er  gewusst,  dass  der  Dienst- 
bote bereits  gebunden,  den  Vertrag  eingeht,  macht  sich  der  Verlei- 
tung zu  jener  strafbaren  Handlung,  der  Anstiftung  zum  Vertrags- 
brüche schuldig.14) 

gen  der  österreichischen  Länder  (Tirol  1573  Bl.  23,  der  fünf  niedcröstorrcichi- 
schen  Lande  von  1552  Bl.  30,  Kärnthcn  1578  Bl.  46  mit  der  Landgerichtsordnung 
Bl.  12),  welche  Dienstboten,  die  andere  zum  Verlassen  der  Dienste  verleiten, 
mit  (lefängniss  bestrafen. 

'*)  Sickcl  (S.  117)  sieht  auch  überall  in  den  Fällen,  in  welchen  die  Quellen 
das  Mietheu  des  Gesindes  aus  bestehenden  Diensten  zu  einer  anderen  als  der 
vorgeschriebenen  Zeit  unter  Strafe  stellen  (vgl.  oben  unter  So.  1),  eine  „Bestra- 
fung dessen,  welcher  Gesinde  zum  Vertragsbrüche  anstiftet.“  Sind  auch  die 
Rechtsfolgen,  welche  die  Quellen  an  das  Entmiethen  aus  bestehenden  Diensten 
und  an  das  Miethen  des  an  Dritte  verdingten  Gesindes  knüpfen,  im  Grossen  und 
Ganzen  dieselben,  und  muss  auch  zugegeben  werden,  dass  die  ungenaue  Fassung 
mancher  Quollenzeugnisse  — andere  sprechen  eine  unzweideutige  Sprache  — 
cs  zweifelhaft  erscheinen  lässt,  ob  es  sich  um  das  eine  oder  das  andere  wider- 
rechtliche Vorgehen  handelt,  so  macht  doch  der  verschiedene  ('haracter  beider 
eine  Unterscheidung  nothwendig.  In  dem  Miethen  ans  laufenden  Diensten  liegt 
wohl  ein  Anstoss.  und  nicht  selten  der  entscheidende  zur  Lösung  des  bisheri- 
gen Vertragsverhältnisses,  nicht  aber  ein  Anstoss  zur  widerrechtlichen  Lösung 
desselben,  nicht  eine  Anstiftung  zum  Vertragsbrüche.  Der  neu  eingegangene 
Vertrag  soll  vielmehr  erst  nach  Ablauf  der  für  den  bestehenden  Dienst  ver- 
tragsmässig  gebundenen  Zeit  in  Wirksamkeit  treten,  wie  dies  die  oben  ange- 
führten Statuten  von  Miihlhansen,  von  Memmingen , von  Alraus  auf  das  un- 
zweideutigste ergeben.  Von  einer  Verleitung  zum  Vertragsbrüche  kann  überall 
da  nicht  die  Heile  sein.  Das  Verlassen  des  Dienstes  nach  Ablauf  der  Dienst- 
zeit ist  nicht  Vertragsbruch.  Die  meisten  Rechte  lassen  daher,  obwohl  sie  den 
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Gegen  ihn  wie  gegen  den  Dienstboten,  welcher  mehreren  Herren 
für  dieselbe  Zeit  Dienste  versprochen,  ist  die  Gesetzgebung  strafend 
eingeschritten.  Das  wissentliche  Miethen  des  an  Dritte  verdingten 
Gesindes  bezeichnen  die  Quellen  als  Abdingen,  Abmiethen.  Dem 
Abdingenden  drohen  sie  Geldstrafen  an  und  erklären  das  von  ihm 
eingegangene  Vertrags  Verhältnis«  für  nichtig:  Der  Dienstbote  darf 
den  Dienst  nicht  autreten,  muss,  wenn  er  in  den  Dienst  gegangen, 
denselben  wieder  verlassen. 

Ehafl- Recht  der  Vogtcy  Hahnbach  Art.  17  (Fink  S.  368): 

Das  kainer  dem  andern  seinen  dienst  ■ — die  zuor  den  leinkauff 
uff  ihre  dienst  eingenommen  vnd  ein  zeit  zu  dienen  versprochen 
hatten,  abdingen  — bey  straff  an  gelt  5 fl. 

Landrecht  der  sieben  Freien  (Grimm  III  S.  67): 

Die  nicht  zu  dienste  kompt,  die  gemcict  vnd  meigclt  gegeven, 
vnd  quem  dan  nicht  vnd  töge  to  enen  anderen,  soll  die  dienst  - 
botte  — die  höchste  broeke  schuldig  sein  — vnd  die  dannoch  ge- 
mellt lieft,  sol  auch  nit  behalten  bei  straf  der  broeke. 

Forstding  auf  dem  Harz  zu  Goslar  (Grimm  III  Art.  13  S.  262): 
Den  bewisteden  man  en  schal  de  andere  welder  onc  nicht  in- 
nemen, he  ensy  danne  van  deine  lcdich  geworden,  deme  he  erst 
gelouet  hadde  — de  jenne  de  one  innimpt  de  mot  dem  ersten  syn 
gehl  tvedderleggen  unde  endarf  dar  rore  nicht  insitten. 1 *) 

3.  Die  Rechtsfolgen,  welche  an  die  Thatsache  der  Doppelvcr- 
miethung  sich  knüpfen,  sind  in  den  Quellen  nicht  gleichmässig  nor- 
mirt.  Wir  begegnen  Quellenzeugnissen,  welche  der  abermaligen 


Ausdingenden  bestrafen,  das  ausgedingte  Gesinde  straflos;  erst  die  spätere  Ge- 
setzgebung straft  vereinzelt  auch  dieses.  ( Vgl.  unter  Xo.  1.)  Oh  der  Entschluss, 
dem  früheren  Herrn  zu  kündigen  resp.  an  dem  vertragsmässigen  Termine  aus 
dem  Dienst  zu  gehen,  durch  einen  Dritten  geweckt  worden  oder  nicht,  ist  recht- 
lich irrelevant.  Nur  wirtschaftlich- polizeiliche  Motive  können  cs  gewesen 
sein,  welche  den  Anstoss  zu  einer  Handlung  der  Strafgewalt  unterwerfen,  welche, 
wenn  aus  eigener  Initiative  hervorgegangen,  vollkommen  berechtigt  erscheinen 
würde.  Das  wissentliche  Miethen  des  an  Dritte  verdingten  Gesindes  dagegen 
enthält  in  Wahrheit  eine  Anstiftung  zum  Vertragsbrüche  — der  Grund  zum 
Eingreifen  der  Gesetzgebung  ist  daher  ein  anderer,  wenngleich  auch  hier  wirt- 
schaftliche Rücksichten  mitgewirkt  haben  werden  (so  das  Bestreben,  der  Ver- 
teuerung des  Gesindestandes  entgegenzutreten,  vgl.  Stet,  von  Bautzen  (Schott  II 
S.  4ti),  Waldstattbuch  von  EitiBiedcln  Art.  53  (Kothing,  Rechtsquellen,  S.  175).  — 
Auch  Lüning  unterscheidet  nicht  zwischen  den  beiden  Arten  des  Entmiethens 
(S.  475  zu  Note  29). 

i*)  Oefnung  zu  Altstetten  14211  (Grimm  IV  S.  298);  Banntaiding  zu  Khulb 
(Archiv  XXV  S.  113);  Lüneburger  Stadtrref.  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App. 
8.  797). 
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Vermiethung  nur  als  der  häufigen  Veranlassung  zur  Nichterfüllung 
des  ursprünglichen  Vertrages  gedenken,  ohne  in  der  mehrfachen 
Veriniethung  an  sich  eine  strafbare  Handlung  zu  erblicken.  Allge- 
mein sprechen  dieselben  die  Verpflichtung  aus,  den  ersten  Vertrag 
zu  halten,  drohen  dem  Dienstboten,  welcher  das  zuerst  abgegebene 
Versprechen  zu  erfüllen  sich  weigert,  die  Strafen  des  Vertragsbruches 
an,  ohne  an  die  dadurch  gebotene  Verletzung  des  zweiten  contract- 
liehen  Bandes  rechtliche  Wirkungen  treten  zu  lassen.  So  z.  B.  das 
Braunschweiger  Echteding  Art.  94  § 250  (Hänsclmann  S.  451): 
Welck  deinst,  knecht  edder  magedth,  szick  vonnedeth  vnd  darnha 
eynern  andern  szick  de  suelftten  tidth  ock  vonnedeth.  de  schal  de  ersten 
medynge  hohlen,  oder  wo  er  das  nicht  thwi  wolle,  soll  er  — nicht  ge- 
Hilden  werden  in  einem  gantzen  jar  allhie  zu  dienen .**) 

Eine  Reihe  weiterer  Quellenzeugnisse  stellt  die  Doppelvcrmie- 
thung  selbst,  weil  nothwendig  — nach  der  einen  oder  der  anderen 
Seite  — einen  Vertragsbruch  nach  sich  ziehend,  unter  Strafe.  Nur 
die  letzteren  Fälle  gehören  hierher.1®) 

Im  Einzelnen  wird  der  Dienst  bald  bei  der  einen  wie  bei  der 
anderen  Herrschaft  untersagt,  das  Gesinde  mit  Stadtverweisung  be- 
straft, bald  wird  der  erste  Vertrag  aufrecht  erhalten,  der  Bruch  des 
zweiten  Versprechens  durch  Geldbussen  gesühnt.  Es  werden  weiter 
Geldstrafen,  Lohnvcrlust,  Gcfängniss  angedroht.1’) 

Stat.  von  Münster  1390  (Niesert  III  S.  191): 

Ock  welck  knecht  off  magd,  de  sick  kegen  ein  tiedt  tween  tho 
denste  vermedde  und  wienkop  entfenghe,  de  ein  sali  er  geinen  dei- 
nen und  sali  Münster  ein  iahr  entberen. 

Bürgersprache  zu  Bielefeld  (Walch  HI  S.  75): 

Wann  ock  einer  zwen  offt  mehr  weinkauffe  aufburde,  den  ersten 


' s)  Braunschweiger  Echteding  1532  § 132,  Polizeiordnung  1579  Art.  94 
§ 251  (Hänsclmann  S.  337,  477);  Forstding  auf  dem  Harz  Art.  13,  Landrecht 
der  sieben  Freien  § 2 (Grimm  III  8.  262  , 8.  67);  Bamberger  Stadtr.  §§  392, 
393  (ZoepH  8.  309);  Landb.  von  Schwyz  (Kothing  S.  143). 

'*)  In  den  crstcren  Fällen  handelt  es  sich  um  Bestrafung  verweigerten 
Dienstantritts,  nicht  der  mehrfachen  Vermiethung.  Das  Motiv,  welches  zum 
Vertragsbrüche  geführt,  hier  die  abermalige  Vermiethung,  ist  an  sich  gleich* 
gültig. 

•*)  Verbannung:  Landb.  von  Uri  Art.  177  (Zeitschr.  f.  schw.  Recht  XI 
S.  91),  Stadtrref.  von  Lüneburg  IX  tit.  2.  — Dienstuntersagung  an  dem  Orte 
der  That:  Pommerscho  Land-  und  Baucmordnung  1569  ( Dähnert  III  S.  818), 
Mecklenburgische  Policey-  und  Landesordnung  1562  S.  113.  Lohnverlust  und 
Gcfängniss:  Stadtr.  von  Bautzen  (Schott  II.  S.  46);  und  Geldstrafe:  Ehaft- 
Rccht  der  Vogtey  Hahnbach  Art.  17  (Fink  8.  368 — 369);  unbestimmt  lässt  die 
Strafe  das  Wcisthum  zu  Kufstein  (v.  Zingerle  I 8.  45  Zle.  12). 
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soll  er  holden  und  den  andern  dienst  lohnen  — rnd  so  mannigen  tccin- 
katiff  hotten  den  ersten,  so  mannige  vier  Schillinge  schwaer. 

Der  Zusicherung  eines  höheren  Lohnes  als  der  häufigen  Ver- 
anlassung zur  abermaligen  Verdingung  wird  auch  hier  mitunter 
ausdrücklich  gedacht.  So  sollen  nach  dein  Waldstattbuche  von 
Einsicdcln  (Kothing,  ßcchtsqucllen,  Art.  53  S.  175)  die  Dienstboten, 
welche  um  einen  höheren  Lohn  sich  zum  zweiten  Male  verdingen, 
schuldig  sein: 

souil  ineti  der  ander  mer  zuo  Ion  zu  geben  verspricht,  dann  gy  zum 
ersten  gedingt  hand  — , noch  einst  sottil  ze  straff  und  buos  vszerichten. 


§ 4. 

Nichtantritt  des  Dienstes  bezw.  Nichtaufnahme 
in  den  Dienst.1) 

Gerichtet  ist  der  Vertrag  auf  Begründung  des  Dienstverhält- 
nisses an  dem  verabredeten  resp.  gesetzlich  normirten  Termine5) 
und  auf  Erhaltung  desselben  während  der  vertragstnässigen  Zeit. 

Der  zwangsweisen  Herbeiführung  des  Vertragsverhältnisses 
widerstrebt  die  Natur  des  Vertrages  als  eines  die  Persönlichkeit  der 
Contrahenten  ergreifenden  Bandes.  Bis  auf  vereinzelte  Ausnahmen 
ist  den  Quellen  eine  Zwangs-Androhung  und  Vollstreckung  fremd.*) 

In  der  Weigerung,  den  Dienst  an  dem  bestimmten  Termine 

')  Löning  8.477;  Siclcel  S.  9fi  ff.  Vgl.  ferner  S 11. 

*1  Gesetzliche  Fixirung  der  Antretungstermine  findet  sieh  frühzeitig  in 
den  Städten.  Vgl.  Hamburger  Stadt r.  12112  K.  7 (Lappenberg  S.  163):  „Welk 
knccht  edder  msghet  syk  vormedet,  de  selml  in  der  dorden  wekenc  na  l’aschene 
unde  na  sante  Michaelis  daglie  af  undc  tu  doenstc  ghaen.“  Ucbereinstiinmend 
Stadtr.  von  1497  F.  1 (das.  8.  232). 

*)  Fiir  den  verweigerten  Dienstantritt  ist  anzuführen  ein  Münchener  Kaths- 
besehluss  (Auer  Art.  2tl9  S.  81),  der  durch  schärfere  Mittel  der  „unstätigkeit“, 
welche  der  Stadt  „grossen  gebr<"chen  vnd  becliumornusJ  gebracht  habe,  zu  be- 
gegnen sucht.  Es  soll  der  Richter  den  Dienstboten,  der  den  Dienst  anzutreten 
sieh  weigert,  „in  die  scheryenstuhen  anticurten  mal  da  sol  er  alt  laut/  innen  ligen , 
hinz  daz  er  seinem  kerren  oder  /raun  iren  dienst  eenoizzt.“  — Gegen  muthwillig 
entgangenes  Gesinde  gestattet  gewaltsame  Massregeln  der  Wendisch-Riigianischc 
Landgebrauch  (Gadebusch  tit.  100  ,S.  87):  „Entlopt  einem  sin  bade,  he  mag 
en  ahnt  unrecht  holen,  dar  he  en  /mit."  — vgl.  auch  daselbst  tit  108  S.  99:  Der 
Richter  soll  „den  verlopcncn  ge/englieh  annemen  vnd  dem  cleger  in  sine  herberge 
aneeranticerdein"  Weniger  bestimmt  ist  das  Ostfries.  Landr.  II  cap.  285  (v.Wiclit 
S.  605)  und  das  Sclwcrder  Landregt  von  1529  (Feith  8.  17);  vgl.  noch  die  Landes- 
ordnnng  für  Ober-  und  Niederbaiorn  von  1516  Bl.  38. 
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anzutreten,  wie  in  dem  muthwilligen  Verlassen  de«  Dienstes  vor  Ab- 
lauf der  bedungenen  Zeit  erblickt  die  deutsche  Rechtsauffassung 
nicht  allein  eine  Verletzung  der  materiellen  Interessen  des  gegen- 
überstehenden Contrahenten , sondern  zugleich  und  in  erster  Linie 
eine  auszugleichende  Kränkung  des  gegnerischen  Rechtes.  Die 
Rcaction,  welche  das  eine  wie  das  andere  widerrechtliche  Handeln 
hervorruft,  trägt  regelmässig  einen  strafrechtlichen  Chnracter.  Sie 
tritt  bald  in  der  Form  der  öffentlichen  Bestrafung  auf,  bald  hat  sie 
die  Natur  einer  an  den  Verletzten  zu  entrichtenden  Privatstrafe.4) 

1.  Die  Privatstrafe,  eine  dem  Vertragsbrüchigen  an  den  Geg- 
ner auferlegte  Vermögensleistung,  dient  der  Ausgleichung  des  durch 
das  vertragswidrige  Verhalten  herbeigeführten  Unrechts,  dient  zu- 
gleich der  Entschädigung  für  erlittenen  materiellen  Schaden.11)  Die 
Höhe  der  Geldbusse  richtet  sich  nach  dem  zwischen  den  Contra- 
henten vereinbarten  Lohnbetrage  und  beträgt  eine  Quote  desselben, 
regelmässig  die  Hälfte  des  bedungenen  Lohnes.  Eine  solche  Ge- 
staltung begegnet  namentlich  im  Lübischen  Rechte  und  den  diesem 
verwandten  Rechtsquellen. 

Liib.  Recht  n.  178  (Uffenbach 'scher  Codex,  Hach  S.  337): 

— in  he  an  den  denet  nieht  ghegan,  wil  lic  cm  nicht  denen,  to  in 
he  pliehtieh  dat  halre  Ion  ran  reehte. 

Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  1 (Lappenberg  S.  47): 

So  wc  huret  enen  knapen  ofte  ene  maget  vndc  he  ofte  se  ne  teillet  an 
einen  derut  nieht  vnde  ne  willet  mit  eme  nicht  wesen,  de  echolen 
half  wedderkeren  dat  en  gekniet  wae.*') 

Die  Rechte  Frieslands  normiren  die  verwirkte  Busse  auf  Höhe 
des  ganzen  Lohnbetrages. 

Westerwolder  Landr.  cap.  X § 10  (v.  Richthofcn  S.  269): 
weert  sake  dat  hem  die  deenst  niet  hilden,  soe  sollcnsc  dat  loen 
geuen. 

Ostfries.  Landr.  II  cap.  282: 


•)  Vgl.  S 11. 

*)  Vgl.  S 11. 

*)  Vgl.  weiter  Liib.  Hecht,  U (Tenbach'schcr  Codex  II.  177,  Stiten’sche  Hand- 
schrift III.  212  (Hach  S.  337,  S.  -148) ; Kevidirtcs  Liib.  Recht  tit.  VIII  5;  Ham- 
burger Stadtr.  (zweiter  und  dritter  Codex  bei  Brokes,  Hach  III  b.  346  S.  513); 
Billwerdcr  Hecht  Art.  78  (Lappenberg  S.  342);  Bremer  Stat.  von  1303  Ord.  83, 
1428  Art.  38,  1433  Art.  80  (Oelrichs  S.  114  , 339  , 484);  Dithmarschcs  Landr. 
1447  § 36,  1539  Art.  186  (Miohelsen  S.  14,  S.  151),  von  1567  Art.  83  S.  87; 
Hadeler  Landr.  II  tit.  20  ( Tufendorf  I App.  S.  24);  N eumünstersche  Kirch- 
•pielsgebräuchc  Art.  58,  Bordesholmische  Amtsgebr.  Art.  58  (Seestern  - Pauly 
8.  113,  S.  112). 
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Alle  dcnstbaden  soclen  dcniennen  dcnst  holden,  dair  se  sich  to 
bcstadet  hebben,  edder  se  soelen  mlaene  loen  uthgecen  alse  se  sol- 
lten vorilenet  hebben.’) 

Dabei  werden  Nichtantritt  des  Dienstes  und  Niehtaufnahmc 
in  den  Dienst  ganz  gleichmässig  behandelt.  Auch  der  die  Annahme 
verweigernde  Dienstherr  zahlt  regelmässig  die  Hälfte  des  verspro- 
chenen Lohnes,  auch  die  von  ihm  zu  entrichtende  Busse  beträgt  in 
Friesland  den  ganzen  Betrag  des  zugesagten  Lohnes. 

So  fährt  das  Westerwolder  Landr.  an  der  oben  abgebrochenen 
Stelle  fort: 

of  een  here  se  niet  ontfangen  woble,  sal  he  hem  dat  loen  gecen. 

Selwcrder  Landregt  (vgl.  Note  7): 
desgelyke  ofte  die  man  den  boden  niet  hebben  wolde,  so  mach  oeck 
die  boile  dal  loon  inwinnen  mit  rechte. 

Dithmarsches  Landr.  1539  Art.  186  (Michelsen  S.  151): 
efft  dar  we  volste  medede  an  sin  arbait,  tcelker  dat  nicht  en  holt , 
de  schal  dem  andern  dat  ludue  Ion  geuen.*) 

2.  Die  dem  Gesinde,  das  den  Dienst  anzutreten  sich  weigert, 
angedrohten  öffentlichen  Strafen  sind:  Untersagung  aller  Dienste 

an»  Orte  der  That,  Verbannung  aus  dem  Stadtgebiete,  Geldstrafen, 
Gefängniss.  Die  Dienstuntersagung  wie  die  Stadtverweisung  sind 
auf  Zeit  beschränkt,  regelmässig  auf  die  dem  verlassenen  Herrn 
zugesagte  Dienstzeit.  Man  suchte  so  in  der  Idee  festzuhalten,  was 
thatsächlich,  durch  Zwangsmittel  zu  verwirklichen,  die  Natur  des 
Vertrages  nicht  erlaubte:  die  für  eine  bestimmte  Zeit  gebundenen 
Dienste  sollen  diese  Zeit  hindurch  demjenigen,  welchem  sic  gebun- 
den waren,  oder  überhaupt  nicht  geleistet  werden. 

Landb.  vou  Schwyz  (Kothing  S.  143):  Die  Dienstboten,  welche 
„in  das  Jahr“  zu  gehen  sich  weigern 

soll  man  von  vnszerni  lanndt  heiszen  schweren  und  darin  nit  iner 
kommen  so  lange  bis  das  zyt  cerschinert  ist,  das  er  dingotl  halt  und 
nit  in  das  iar  gangen  was. 

Bambergcr  Stndtr.  § 393  (Zoepfl  S.  109): 
vnd  wclicher  knecht  oder  meit  des  gelubcs  den  nit  laugent,  die 

’)  Selwcnler  Lamlrcgt  1529  (Feith  S.  17). 

")  Billwerder  Recht  Art,  78  (Lappenberg  S.  312);  Dithmarsches  Landr. 
1447  § 36  (Michelsen  S.  19),  vou  1567  Art.  83  8.  87.  Auch  der  Rumänische 
Landgebr.  tit.  89  (Gadebusch  S.  79)  straft  den  dio  Annnhmo  verweigernden 
Dienstherrn  mit  dem  halben  Lohne,  legt  ihm  weiter  „wo  ho  sick  mothwilligen 
dar  thogegen  lode“  eine  Gerichtsbusse  auf:  „he  gilt  V mark  F.  G.  brocke.“  — 
Neuinünstcrsche  Kirohspielsgebr.,  Bordesholm.  AmtBgebr.  ( Seestern  - Pauly 
8. 113,  112). 
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sullcn  ez  halten,  oder  sie  werden  auz  allen  dingten  hie  mit  recht 
vertrieben  von  dem,  dein  sie  za  dem  ersten  gelobt  haben,  ob  er  duuon 
ie  nit  lassen  teil . ®) 

Da  der  Vertrag  regelmässig  auf  ein  Jahr  eingegangen  wurde, 
so  ist  es  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  denselben  ticdanken,  wenn 
andere  Rechte  den  Zeitraum  der  Verbannung  auf  „ein  Jahr“  nor- 
miren. 

Stat.  Posnuniensia  1462  (Wuttke  S.  154): 
et  gnicunque  tune  servtis  non  fuerit  ad  tempus  suuin  doinino  suo  ut 
conventus  est,  talis  debet  a civitate  alienari  unum  animin  et  diem .,0) 

Spätere  Rechte  bestimmen  die  Zeit  willkürlich  oder  lassen  sie 
ganz  unbestimmt. 

Stadtr.  von  Zelle  Art.  8 § 2 (Pufendorf  I App.  S.  231): 

Es  sollen  die  diensten,  bey  denen  der  gottes-  oder  miedespfeuning 
benachtet,  demjenigen,  dem  sie  sich  verpflichtet,  dienstc  halten 
oder  auf  3 iahre  ullhie  in  der  stadt  nicht  gelitten  werden. 

Landb.  von  Uri  Art.  177  (Zeitschr.  f.  schw.  Recht  XI  S.  91): 
Welche  dienstknecht  — zuo  einem  dingeten  vnd  nit  an  dünnst 
giengendt  — dieselbigen  soll  man  von  stund  an  ausz  vnserem 
lanndt  heiszen  schweren  vnd  nit  wider  darin  ohne  erloubtmuz  eines 
lanmltamans  vnd  raths. 

Geldstrafen  und  tiefängniss  finden  sich  bald  allein , bald  alter- 
nativ oder  cumulativ  mit  Dienstuntersagung  und  Verbannung. 

Landrecht  der  sieben  Freien  (tirimm  III  S.  67): 

Die  nicht  zu  dienstc  kompt  — sali  die  dienstbote  meinem  gnedi- 
gen  hem  die  höchste  brocke  schuldig  sein. 

Die  Statuten  von  Posen  fahren  an  der  oben  abgebrochenen 
Stelle  fort: 

aut  civitati  dare  unam  marcam  pro  pena,  aut  pro  singulis  duobus 
grossis  per  dien)  et  noctcm  intruncari. 

Nach  dem  Stadtrecht  von  München  Art.  209  (Auer  S.  81)  soll 
der  Richter  den  Dienstboten  „in  die  schergcnstuben  antwurten“  und 
der  Dienstbote 


*)  „von  dem,  dem  sie  zu  dem  ersten  gelobt  haben“,  wird  der  Dienstbote 
aller  Dienste  vertrieben,  „ob  er  dauon  ie  nit  lassen  wil“,  der  Stadt  verwiesen  — 
es  war  das  Recht  des  in  seinem  Rechte  gekränkten  Contrahenten  auf  Bestrafung 
des  Vertragsbrüchigen,  sein  gebrochenes  Recht  zu  siilmen,  schreitet  die  Straf- 
gewalt ein. 

'*)  Stadtr.  von  Duderstadt  (Wolff  UB.  S.  71);  Bremer  Kundige  Rolle  von 
1489  Art.  67,  Stat.  von  1450  Art.  47  (Oelrichs  S.  669,  S.  726);  Braunschweiger 
Echteding  1573  Art.  94  $ 250,  Policeyordnung  1579  (Häuselmann  S.  431,  477); 
Stat.  von  Cossfeldt  III  cap.  23  (Niesert  II  S.  171). 
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dem  richtcr  !M  pfcning,  der  stat  36  pfening  entrichten.1 11) 

Neben  der  öffentlichen  Strafe  wird  das  Gesinde  mehrfach  zu 
einer  Entschädigung  an  die  Herrschaft  angehalten,  bald  zur  Löhnung 
eines  anderen  Dienstboten  verpflichtet,  bald,  wenn  auch  vereinzelt, 
zum  Ersätze  des  im  concreten  Falle  verursachten  Schadens  ver- 
urtheilt. 

Die  Stat.  von  Cossfeldt  III  cap.  23  (Nicsert  III  S.  171)  be- 
strafen das  den  Dienstantritt  verweigernde  wie  das  den  Dienst  tnuth- 
willig  verlassende  Gesinde  mit  Verweisung  aus  dem  Stadtgebiete,  be- 
stimmen ausserdem: 

v nd  nicht  desto  tceiniger  dem  verlatenen  herrschafte  eine  magd  offt 
knccht  ain  halb  jaer  belohnen  offt  so  roel  geldes  daruon  entrichten. 

Landr.  der  sieben  Freien  (Grimm  III  S.  67): 
sali  die  dienstbottc  die  höchste  brocke  schuldig  sein  nui  dem  kle- 
gern  einen  andern  to  Ionen  pßiehtich. 

Münchener  Stadtr.  (a.  a.  O):  der  Dienstbote  soll  dem  Herrn 
sein  schaden  abtuon  den  er  des  rechten  genoinen  hat. 

3.  Das  Bestreben,  den  bestehenden  Dienstverhältnissen  eine 
möglichst  lange  Dauer  zu  sichern,  führte  in  einzelnen  Rechten  bald 
zur  Straflosigkeit,  bald  zur  milderen  Bestrafung  des  Gesindes,  welches 
den  versprochenen  Dienst  nicht  antritt,  um  bei  seiner  früheren  Herr- 
schaft im  Dienste  zu  verbleiben.  Die  Rechtsquellen  gehören  meist 
der  späteren  Zeit  an. ls) 

Das  Stadtrecht  von  Zittau  (Schott  I S.  131)  bestraft  den  Dienst- 
boten, welcher  „die  zeit  der  mittunge“  nicht  in  den  Dienst  geht, 
mit  Geldstrafe,  fügt  beschränkend  hinzu: 

cs  wer  dann,  das  ein  solcher  dienstbotc  an  dem  Ort,  da  er  vor 
gedienet,  verbleiben  wolt,  das  soll  ihm  ohne  wandet  sein. 

Das  Ostfriesische  I .and recht  II  cap.  282  verpflichtet  den  Ver- 
tragsbrüchigen zur  Zahlung  des  ganzen  Dienstlohnes,  fährt  dann 
fort : 

ist  auerst,  dat  se  in  den  denst  blyven,  dair  se  waren,  so  soelen  se 
nochtans  deniennen  geven , dair  se  sick  to  bestadet  hebben , dat 
halve  gelt  offte  loen. 

Andere  Rechte  erklären  den  Dienstherrn  gleichfalls  für  „näher“ 
berechtigt,  den  Dienstboten  im  Dienste  zu  behalten  — „de  were 
dar  neger  tho  beholdende“  — , verpflichten  aber  den  Dienstboten, 


1 ')  Stadtr.  von  Zittau  (Schott  I S.  131);  .Braunschweiger  Echteding  1532 
Art.  22  tj  132  (Hänsclmiinn  8.  337.;  unbestimmt  lässt  die  Strafe  das  Forstding 
auf  dem  Harz  Art.  13  (Urimm  III  S.  262). 

**)  Vgl.  § 3 No.  1. 
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dem  neuen  Herrn  eine  bestimmte  Zeit  vor  dem  Antretungstermine 
den  Dienst  wieder  zu  kündigen. 

Braunschweiger  Echteding  1532  Art.  22  § 132  (Hänselmann 
S.  337): 

Whe  de  rede  in  dem  brode  hedde  tho  deimte,  de  teere  dar  neger  tho 
bekohlende,  efte  de  deinste  mit  olimc  blyven  wolde;  auer  de  scholde 
dal  deine,  de  se  ernten  gemedeth  hedde,  veir  wehen  rhor  Michaetisdage 
tkouorenn  »eggen,  dat  elir  here  edder  frowe  se  beholden  vnd  se 
mit  ohme  bliuen  wolde.1*) 

Aehnlich  die  Bürgersprache  zu  Bielefeld  von  1578  (Walch  111 
S.  75). 

Nach  dem  Rechte  des  Kantons  Uri  befreit  die  Begründung  eines 
eigenen  Hausstandes  von  der  Verpflichtung,  den  versprochenen  Dienst 
anzutreten. 

Landb.  von  Uri  Art.  177  (Zeitschr.  für  schw.  Recht  XI  S.  91): 
Welche  dienstknecht  nit  an  dienst  giengendt,  sondern  zu  einem 
anderen  dingetend,  dieselbigen  sali  man  von  stunde  an  vsz  vn- 
serem  landt  heiszen  schweren  — ob  einer  oder  eine  auer  zu  keinem 
anderen  (lingete  vnd  nelbn  weite  huszhaben,  die  nöllent  damit  nit  ver- 
griffen sin.1*) 

Der  Begründung  eines  eigenen  Hausstandes  wird  vereinzelt  die 
für  den  Dienstboten  eintretende  Nothwendigkeit,  sich  zu  den  Eltern 
zu  begeben,  gleich  behandelt. 

Stat.  von  Peina  1597  (Pufendorf  IV  App.  S.  278): 
de  knecht  sol  — die  erste  Vermietung  halten,  oder  sol  das  negeste 
iahr  alhie  zu  dienende  nicht  gelitten  werden  — es  teere  dan,  das 
einer  sieh  zti  »einen  eitern  begeben  vnd  einkommen  mueste. 

1 ')  Hatte  der  Dienstbote  dem  neuen  Herrn  nicht  rechtzeitig  gekündigt, 
so  verfiel  er  einer  Geldstrafe : „dei  des  nicht  so  en  heilde,  de  scholde  dem  rade 
X sz.  geuen.“  — Das  neuere  Echteding  (von  1573)  Art.  9t  § 250  S.  431  hat  das 
Vorrecht  des  früheren  Dienstherrn  aufgehoben  und  an  die  Stelle  gesetzt:  „der 
solt  die  erste  mietung  halten,  oder,  wo  er  das  nicht  thun  wolte,  soll  er,  wenn 
es  geklagt  wuerde,  nicht  gelidden  werden  in  einem  gantzen  iar  allhicr  zu  die- 
nen.“ So  auch  die  Policeyordnung  von  1579  S.  477.  — An  eine  gleiche  Wandlung 
erinnern  die  Eimhecker  Statuten  von  1549  cap.  20  tit.  3 (Pufendorf  App  II 
S.  227):  „Wenn  ein  knecht  oder  magd  — das  mietgeld  einmahl  gutwillig  an- 
genommen, derselbige  knecht  oder  magd  soll  zu  dem  burger  zu  dem  er  sich 
vermietet  ohnweigerlich,  wann  sie  gleich  nachgehends  vorgeben  wurden,  ilasz  sie 
bei  ihrem  allen  und  vorigen  herrn  oder  frauen  in  dienste  bleiben  wollen,  zu  dienste 
gehen  oder  in  24  stunden  die  Stadt  meiden.“ 

1 ')  Doch  sollen  auch  sic  dem  Meister  oder  der  Krau  „ acht  oder  vier- 
czehen  tag  zuor  den  dienst  wider  ahkhünden.“ 


Digitized  by  Google 


Zweiter  Abschnitt. 


Rechtsverhältnisse  während  der  Dauer 
des  contractlichen  Bandes. 


Einleitende  Vorbemerkung. 

Das  Gcsindeverhültniss  geht  nicht  in  einem  Complexe  von  ge- 
setzlich fixirten  Rechten  und  Pflichten  auf.  Der  aus  dem  zu  Grunde 
liegenden  wirtschaftlichen  Gedanken  resultirende,  wie  der  durch 
das  sittliche  dein  Verhältnisse  innewohnende  Moment  postulirte  In- 
halt des  Vertrages  entzieht  sich  einer  ins  Einzelne  gehenden  gesetz- 
lichen Regulirung.  Die  äusseren  Umrisse  sind  es  allein,  die  das 
Recht  normirt  und  normircn  kann.  Dem  möglichen  Missbrauche 
der  hausherrlichen  Gewalt  mussten  Schranken  gesetzt  werden.  Wo 
Interessen  dritter  Personen  in  Frage  standen,  mussten  Bestimmun- 
gen getroffen,  wo  Vermögensanspriiche  der  Contrahenten  gegen 
einander  erwachsen  waren,  Entscheidungen  gegeben  werden. 

Nach  diesen  Richtungen  wird  sich  die  Darstellung  im  Folgen- 
den zu  bewegen  haben. 


§ 5. 

Die  herrschaftliche  Strafgewalt  und  ihre  Grenzen.1) 

Für  die  Dauer  des  contractlichen  Bandes  ist  das  Gesinde  der 
Strafgewalt  des  Hausherrn  unterworfen.  Ein  Ausfluss  der  alten 
häuslichen  Gerichtsbarkeit,  blieb  dem  Hausherrn  die  Strafgewalt 
allen  dem  Hausverbande  angohörenden  Personen  gegenüber  in  einem 

')  Siekel  S.  10t. 
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gewissen  Umfange  gewahrt.4)  Die  Geschlossenheit  der  Were,  die 
einein  „ieglichen  purger  im  vnd  den  seinen  ein  veste  vnd  ein  sichres 
zvflvcht“  sein  sollte3),  die  Scheu  vor  einem  Eingreifen  der  obrig- 
keitlichen Gewalt  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Hauses  waren 
streng  und  lebendig  genug  geblieben,  um  noch  in  dem  späteren 
mittelalterlichen  Recht  eine  starke  hausherrliche  Gewalt  zu  tragen. 
Wenn  die  Quellen  daher  den  Dienstboten,  der  als  der  Ilausgenos- 
senschaft  angehörend  angesehen  wurde,  mit  Klagen  gegen  den  Brod- 
herrn  zurtickweisen  — „daz  sol  der  richter  nicht  richten“  — und 
als  Grund  angeben,  dass  „nieman  ze  recht  wizzen  chan,  waz  inner- 
hauses  ein  wirt  mit  seinem  gesinde  ze  schaffen  hat“,  so  geschah 
dies  nicht  sowohl,  weil  man  es  nicht  wissen  konnte,  als  vielmehr, 
weil  man  es  nicht  wissen  wollte,  weil  mau  in  das  innere  Heiligthum 
des  Hauses  nicht  einzudringen  wagte.*)  Erst  bei  offenbarem  Miss- 
brauch der  hausherrlichen  Gewalt  hat  sich  die  obrigkeitliche  Macht 
zum  Einschreiten  berechtigt  und  verpflichtet  gesehen. 

Die  hausherrliche  Strafgewalt  ist  keine  unbeschränkte.  Sie 
soll  eine  „levis  castigatio“  sein,  „billiger  mate“  angewendet,  nicht 
so  geübt  werden,  „dat  id  demo  rechte  inisshagede“.5)  Andere  Rechte 
suchen  genauere  Grenzen  festzusetzen.  Die  Züchtigung  soll  mit  der 
blossen  Hand,  mit  Ruthen  vorgenommen  werden.  Es  wird  die  Stärko 
der  Ruthe,  des  Stockes  angegeben  — „virga  aut  lignum  quod  digiti 
majoris  grossitudinera  non  extendit“,  „schusling,  der  in  einem  iar 
gewachsen  ist.““)  Es  wird  die  Anwendung  von  Waffen,  der  Ge- 
brauch der  Folter  untersagt.7) 


’)  Gierkc,  Rechtsgeschichte  der  deutschen  Genossenschaft,  I S.  15  Note  7. 

*)  Stadtr.  von  Haimburg  1244  (Archiv  X S.  142);  .Stadtr.  von  Enns  1212 
Art.  19,  von  Wien  1221  Art.  26  (Gaupp  II  S.  221,  S.  244). 

*)  Wiener  Stadtr.  von  1640  (Hauch  III  S.  43);  Gesetze  zu  Gröstcn  § 34 
(Archiv  XXV  S.  103). 

*)  ilrünncr  Schöflenb.  cap.  139  (Rösslcr  II  S.  72);  Rügianischer  Landgebr. 
tit.  247  S.  233;  Ostfries.  Landr.  II  cap.  286. 

*)  Stadtr.  für  Wiener-Neustadt  (Archiv  X S.  112);  Rbuch  Ruprechts  von 
Freysingen  § 49  (Westenrieder  S.  46 — 47). 

’)  Stadtr.  von  München  Art.  206  (Auer  S.  80);  Rechtsbrief  für  Passau 
§32  (Genglcr  S.  351);  constitutio  pacis  generalis  Rudolf!  I.  1281  (Monum.  Germ, 
hist.  IV.  leg.  II  Art.  52  S.  430).  — In  der  Stadt  Napajadl  hatte  der  Herr  seinen 
„famulus  conunensalis“,  den  er  eines  Diebstahls  beschuldigte,  um  ihn  zum  Ge- 
ständnisse zu  bringen , gefoltert.  Die  Schoflen  der  Stadt  Briinn  vemrtheilen 
den  Folternden  zum  Tode,  sprechen  die  Hälfte  der  eventuellen  Lösungssumme 
dem  Gefolterten  zu.  (Brünner  Schöflenb.  cap.  717,  Rössler  II  S.  326):  „ambobus 
est  suis  pollicibus  dctruncandus,  et  per  hoc  famulo  tormentato  et  judici  plcnarie 
est  satisfactum.  Si  autem  candein  amputationem  pecunia  redimere  volucrit, 
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Ueberwiegend  lässt  man  indessen  den  äusseren  Erfolg  der  That, 
die  Folgen  der  Züchtigung  über  die  Zulässigkeit  der  angewendeten 
Strafe  entscheiden.  Es  sollen  keine  Wunden,  keine  Beinbrüche  bei- 
gebracht, der  Schuldige  nicht  „lahm“,  nicht  „bloedich  eder  blau“ 
geschlagen  werden.*) 

Der  Tod  des  Gestraften  wird  dem  Strafenden,  auch  wenn  er 
sich  keiner  Waffen  bedient  hatte,  zugercchuet,  wenn  er  als  unmit- 
telbare Folge  der  Züchtigung  eingetreten,  wenn  der  Dienstbote 
„vnder  synen  handen“  gestorben  war. 

Kulm.  Recht  V.  23  § 6 (Leman  S.  150): 

Wer  eynen  knecht  siegt  adir  syne  m&gt  roten,  vtul  xtirbet  sy  vndir 
xynen  henden,  her  ixt  de»  todes  schuldig. 

Rbuch  Ruprechts  von  Freys.  § 49  (Westenrieder  S.  46): 

Siecht  ein  man  sinen  chnecht  oder  sein  diern  mit  rueten  — stirbt 
er  im  vnder  den  hande,  er  mties  den  totxlach  jmezzcn. 

Die  Strafe  wird  gemildert  oder  ganz  ausgeschlossen,  wenn  der 
Tod  erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  eingetreten  war.  Das 
eine  im  Kulmer  Recht,  das  andere  in  Ruprechts  Rechtsbuchc. 

Kulm.  Recht  (a.  a.  O.  § 7): 

lebet  aber  se  vbir  eynen  tag  adir  tzwene  adir  mere,  her  ixt  dex 
todes  nicht  schuldig,  her  ist  dex  lastirx  schuldig. 

Ruprechts  Rbuch  (a.  a.  O.) : 

lebt  er  aber  vber  den  naechxten  tach,  so  xol  er  sein  nicht  puezzen.*) 


solvet  X sexag.  gr.  präg.,  de  quitius  famulo  per  suspendium  et  ineondium  laeso 
cedent  V et  judici  tres  et  juratia  duac.“ 

■)  Vgl.  zu  der  vorigen  Note  noch:  Stadtr.  von  Wien  1221  Art.  21,  Stadtr. 
von  Knna  1212  Art.  11  (Uaupp  S.  243,  S.  219);  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  0, 
1292  K.  G,  1497  F.  8 (Lappenberg  S.  48,  142,  234);  Stadtr.  von  Stade  (Pufen- 
dorf  I App.  S.  218);  Stadtr.  von  Lübeck  1586  tit.  VIII  10;  Weaterwolder  Landr. 
eap.  VI  § 12  (v.  Richthofen  S.  267);  Ostfries.  Landr.  II  eap.  286. 

*)  Nicht  ohne  Interesse  sind  die  Argumente  Ruprechts:  „duz  ist  darvm 
gesetzet,  das  got  verhengt  jaelier  toet  viel  vber  die  leut  — , vn  nieman  wol  mit 
einem  schusling,  der  in  einem  jar  gewachsen  ist,  den  menBchen  wol  ze  tot  ge- 
slahcn  mach  — , vnd  die  maister  die  chaltcn  in  vorcht  haben  muezzen,  oder 
sie  worchten  nimmer  nicht.“  — Vgl.  noch  die  Gesetze  König  Aelfred’s,  welcher 
unter  Berufung  auf  die  heilige  Schrift  für  die  Züchtigung  der  eigenen  Knechte 
Aehnliches  bestimmt  (Schund  cap.  17  S.  60):  „Wer  seinen  eigenen  Knecht  oder 
seine  llagd  schlägt,  und  er  stirbt  nicht  an  demselben  Tage,  sondern  lebt  noch 
eine  Nacht  oder  zwei,  der  sei  nicht  ganz  so  schuldig,  denn  es  war  sein  Eigen- 
thum. Wenn  er  aber  an  demselben  Tage  todt  ist,  so  ruhe  dann  die  Schuld 
auf  ihm.“ 
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Nur  vereinzelt  wenden  sich  die  mittelalterlichen  Rechte  gegen 
die  herrschaftliche  Strafgewalt. ,0) 

So  der  Oberhof  zu  Iglau  (Tomaschek  No.  157  S.  94): 
aber  egnrn  gedingeten  knecht  schol  man  nicht,  »Iahen,  wanne  verwnr- 
lost  derselbe  icht  seynem  herren,  das  schol  her  ytn  gelten. 

So  auch  das  Keyserrecht  II  cap.  28: 
legt  auch  der  here  »ine  hende  an  den  knecht  mit  vnschulde  zu  Zorne 
vnd  zu  «Iahen,  de:  r/tu:  er  dem  kei»er  verbuzzen. 


§ 6. 

Zeugnissfähigkeit  und  Zeugnisspflicht. 

1.  Die  Zeugen  sollen  sein  „gemeine  manen,  die  niemand  zu 
Lieb  noch  zu  Leid  die  warheit  vngesagt  lassen.“1)  Unfähig,  für 
einander  Zengniss  abzulegen  wie  mit  einander  als  (bezeugen  auf- 
zutreten, sind  die  durch  Haus  und  Herd  verbundenen  Personen,  „de 
in  einem  liuse  sind  vnd  ein  fuer  thosammen  hebben.“  So  das  Ge- 
sinde in  Sachen  der  Dienstherrschaft  für  die  Dauer  des  Dienstver- 
hältnisses. Die  Abhängigkeit  von  dem  Willen  und  den  Befehlen 
der  Herrschaft,  die  Gefahr  der  Beeinflussung  durch  dieselbe,  das 
Interesse,  welches  das  Gesinde  an  den  Angelegenheiten  des  Hauses, 
dum  es  für  die  Zeit  des  contractlichen  Bandes  angehörte,  nahm 
und  nehmen  musste,  mussten  Zweifel  an  der  Wahrheit  der  zu  Gun- 
sten der  Herrschaft  abgegebenen  Erklärungen  wecken  und  zur  Ver- 
werfung derselben  fuhren,  wie  dies  fast  durchweg  in  den  Quellen 
geschieht. 

Goslarische  Stat.  (Göschen  S.  93  Zle.  12  f.): 

Kne»  manne»  brodede  ghexinde  ne  mach  ime  nicht  helpen  tüghen. 

Rügianischer  Landgebr.  (Gadebusch  S.  270): 

De  in  einem  liuse  sind  vnd  ein  fucr  thosammen  hebben  in  Rui- 

1 °)  Die  herrscliaft  liehe  Strafgrwalt  ist  Ferner  anerkannt : constitutio  pacis 
Dei  in  synodo  Coloniensi  1083  promulgata,  Uenrici  IV.  const.  pacis  Dei  1085 
(Monum.  Germ.  hist.  leg.  II  S.  57  Zle.  4,  S.  56  Zle.  541;  Freyberger  Stadtr. 
cap.  49  (Schott  S.  280 — 81);  Stadtr.  von  Halle  (15.  .lahrh.,  Codex  Halensis, 
S.  24);  Stadtr.  von  Rudolfstadt  1404  § Co,  Stadtr.  von  Leutenberg  § 109 
(Michelsen,  Rechtsdenkmale,  S.  215,  4SI) ; Sallcldische  Stat.  Art.  135  (Walch  1 
S.  46);  Stadtr.  von  Zeitz  Art.  18  (Schott  S.  268);  Stadtr.  von  München  (vor 
1317,  VII.  26,  AuerS.  274);  Wiener  Stadtr.  von  1340  (Rauch  III  S.  49);  Stadtr. 
von  Haimburg  1244  (Senkenberg  S.  274);  Gesetze  zu  Grösten  (Archiv  XXV 
S.  103). 

■)  Gesetze  zu  Grösten  § 39  (Archiv  XXV  S.  104). 

Hcrtx,  Mittelollorl.  Gesinde- ltechUvorhftltaissc.  3 
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gen,  de  mögen  dar  nicht  tilgen  de  eine  ror  den  anderen  edder  mit 
einander  — glich  och  mit  den  dienxthaden. 

Ostfries.  Landr.  I eap.  41  (v.  Wicht  S.  72): 

Men  wil  nicli  gerne,  dat  ein  huixzgexinde  toxamende  füget  in  oerex 
icerdex  vnd  werdinne  xaeken,  dewiele  se  in  oerem  denste  sinnen.“) 

Exceptionell  wird  dem  Hausherrn  der  Recurs  auf  das  Zeug- 
niss  des  Gesindes  gestattet.  Er  wird  ihm  gestattet  zur  Verfolgung 
verbrecherischer  Handlungen,  die  nächtlicher  Zeit  begangen,  ins- 
besondere verbrecherischer  Handlungen,  durch  die  die  Heiligkeit 
des  Hausfriedens  verletzt  worden  war. 

Hamburger  Stadtr.  1270  VII.  10  (Lappenberg  8.  42): 

En  knecht,  de  ne  mach  nicht  tilgen  mit  synemc  heren  in  des 
brode  he  is  — dat  bi  tage  is  gesehen.  Mer  dat  hi  nachte  xehnt,  dat 
mach  he  ir ol  lugen.") 

Stadtr.  von  Augsburg  Art.  öl  (Meyer  S.  121): 

Man  sal  auch  wizzen:  wirt  ein  man  oder  ein  frowc  gchaimsiichet 
hi  der  nacht  hi  hcxlozener  hier  end  hi  .berochenem  fhrer,  und  xol  er 
die  haimxuche  erziugen , die  mag  er  irol  erziugen  mit  einem  gexinde, 
mit  mannen  und  mit  wibeu. 

Stadtr.  von  Liestal  1411  Art.  27  (Basler  Reehtsq.  II  S.  32): 
Suocht  einer  den  andern  nachte»  nach  der  bettg/ogken  in  einem  huxe 
— xo  mag  »in  hnxzgexinde  x in x herreu  gezinge  »in  in  dirre  xache.4) 

Die  Ausschliessung  des  Zeugnisses  der  Hausgenossen  musste 
gerade  in  diesen  Fällen  besonders  bedenklich  erscheinen.  Konnte 
der  Verbrecher,  indem  so  weit  an  der  formalen  Struetur  des  Ver- 
fahrens festgehalten  wurde,  nur  durch  den  Schwur  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Gezeugen  überfuhrt  werden,  war  aber  aus  dem  con- 
sacramentalen  Eide  der  Zeugeneid  geworden,  aus  dem  Schwure 
über  die  Reinheit  des  Eides  der  Partei  ein  Schwur  über  die  Wahr- 
heit wahrgenoinmencr  Thatsachen,  so  musste  der  Ausschluss  der 
Hausgenossen,  die  wegen  ihrer  Anwesenheit  im  Hause  von  dem 

*)  Weitere  Ouellen/.eugnisse:  Magdeb. - Görlitz  Art.  !l  (Uaupp  S.  27.-1); 

Magdeburger  Schüffenurtheil  fiir  Stendal  (Behrend  VI  S.  20);  Magdeburger 
Fragen  I cap.  9 d.  0:  Brunner  Schöffenb.  cap.  064  (Rössler  II  S.  307;;  Lübecker 
Stadtr.  IV.  45  (Hach  S.570);  Dithmaraches  Landr.  1507  Art.  5 g 4 S.  12;  Em- 
siger Sendgeriehtsverfahren  $ 30  (v.  Richthofen  S.  254;;  - vgl.  auch  Kbuch 
nach  List.  IV.  40.  12;  (ioslar.  Stat.  (Göschen  S.  93  Zle.  18 — 20,  auch  S.  80 
Xle.  16-17,'. 

3)  ParalleU teilen:  1292  H.  8,  1497  E.  33  (daselbst  S.  136,  332);  Stat.  Ri- 
gensia  Art.  94  (Pufendorf  III  App.  S.  253);  Rev.  Lüb.  Recht  V tit.  VII  5. 

•)  Bairisches  Landr.  XIV.  180;  Stadtr.  von  Memmingen  (v.  Freyberg  V 
S.  277). 
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geschehenen  Verbrechen  in  erster  Linie  Kenntnis»  hatten  und  viel- 
fach allein  Kenntnis»  haben  konnten,  nur  zu  oft  die  Ueberfiilming 
des  Schuldigen  unmöglich  machen.  Und  noch  ein  weiterer  Ge- 
sichtspunkt ist  bestimmend  gewesen.  Das  Haus  des  Germanen  war 
einem  höheren,  einem  heiligen  Frieden  unterstellt,  dessen  Verletzung 
als  ein  besonders  schweres  Unrecht  empfunden  wurde.  Die  Nacht, 
„die  schlafende  Zeit“,  machte  die  That  zu  einer  besonders  gefürch- 
teten, machte  sie  ihm,  dem  alles  heimlich  Verübte  verhasst  war, 
zu  einer  besonders  verhassten.  Den  nächtlichen  Verbrecher  zu  treffen, 
scheute  man  sich  nicht,  von  den  starren  Grundsätzen  abzu weichen, 
den  Beweis,  wo  er  nach  den  strengen  Regeln  nicht  zu  führen  war, 
zu  erleichtern. 

Die  Quellen  heben  es  ausdrücklich  hervor,  dass  nur  im  Noth- 
falle,  nur  wenn  der  Beweis  mit  Hülfe  anderer  Personen  nicht  er- 
bracht werden  könnte,  jene  exceptionellen  Bestimmungen  in  An- 
wendung gebracht  werden  dürften. 

So  fügen  verschiedene  Recensionen  des  Hamburger  Stadtrechts 
den  oben  angeführten  Worten  beschränkend  hinzu: 
null'  he  neu  tuelt  hehlten  kan,  ko  mach  he  tue.(jen.!> ) 

Ganz  allgemein  spricht  den  Gedanken  aus  ein  Brünner  Schöf- 
fcnurtheil  für  Raussnitz  (Rössler  II  eap.  1364):  Es  wird  das  Zeug- 
nis» des  Gesindes  verworfen  — „festes  idonei  non  videntur,  quibus 
imperari  potest,  ut  teste»  liant“  — , die  Aussagen  aber  berücksich- 
tigt, wenn  sie  allein  die  Erforschung  der  Wahrheit  ermöglichen: 
servi  tarnen  testimonio  turn  credendum  est,  < juum  alia  prohatio  ad 
intptirendam  reritateni  non  est.®) 

Es  dürfen  Frauen  zur  „Erzeugung“  der  nächtlichen  Heimsu- 
chung auftreten  — „die  mag  er  wol  erziugen  mit  mannen  und  mit 
wiben“  — , es  wird  das  Zeugniss  des  Hausgesindes  als  ein  voll- 
wichtiges zugelassen,  wenn  nur  so  den  Formen  des  Verfahrens  ge- 
nügt werden  konnte.  Ja,  man  greift  im  Falle  äusserster  Noth,  um 
die  Formen  zu  wahren,  zu  einem  blossen  .Scheinverfahren.  So  das 
Stadtrecht  von  Liestal,  das  die  Ueberführung  des  Schuldigen  auch 
dann  zu  ermöglichen  sucht,  wenn  kein  Gesinde,  kein  menschliches 
Wesen  Zeuge  des  begangenen  Verbrechens  gewesen  war.  Es  ge- 

>)  JBei  Hach  III  t>.  335  Nute  4. 

*)  Vgl.  nocli  die  (llowc  zum  Hamburger  Stadtr.  1497  E.  33  (Lappenberg 
S.  232):  „Wan  oc  hgnnen  husze*  wat  scliege  van  anunlle,  darme  »ukz  namalKZ  nicht 
van  mailende  teere  jenigen  tage*  hehnff  tho  ngnile,  edilnr  gulckent  so  vnvorsicht  igen 
anqueme,  dat  me  nene  lüde  dartlin  vorderen  eilder  esken  konde:  m murhteme 
ran  ilem  hunzgeiinde  de  tearhegt  rarbmtKchnppen  vnde  den  »o  vele  ghelouen  gheuen 
na  legenheyt  der  sake  alsze  dein  ricliter  duckte  billick  tho  synde.'* 

3* 
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stattet  dem  Herrn,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Berufung  auf  das 
Zeuguiss  des  Gesindes,  wenn  die  Heimsuchung  „naehtes  nach  der 
bettglogken“  geschehen  war,  und  fährt  an  dem  angeführten  Orte 
(Basler  Rechtsq.  II  S.  32  Art.  27)  fort:  Hatte  der  Herr  kein  Ge- 

sinde, dann  mag  er  den  Hund  nehmen,  den  er  zu  der  Zeit  gehabt, 
als  er  gesucht  ist  worden,  und  drei  Halme  vom  Dache,  zu  Ge- 
richt gehen  und  schwören,  so  hat  er  den  Verbrecher  überführt 
— „er  erzuget  in  damitte“  — ; und  hatte  er  keinen  Hund  zu  jener 
Zeit,  sondern  „ein  katzen  hinder  der  herdstatt  oder  einen  hanen  uf 
dem  saedel“,  so  nehme  er  die  Katze  oder  den  Hahn  unter  den  Arm 
und  drei  Halme  vom  Dache  und  schwöre  — „damitte  hat  der 
herre  in  aber  erzuget.“ 

Vereinzelt  begegnen  Quellenzeugnisse,  welche  die  Beschrän- 
kung der  Zeugnissfähigkeit  des  Gesindes  ganz  allgemein  verwerfen. 
Es  darf  auf  die  Aussagen  der  Dienstboten  zurückgegangen  werden, 
wenn  dieselben  an  den  Sachen,  „darum  sy  kuntschafft  geben  söllcn, 
nüt  zc  gewännen  noch  ze  verlieren“  haben,  und  es  soll  „das  nit 
schaden,  das  sy  iren  meistern  vnd  frowen  trüwen  dienst  verheiszen 
hand“. 

Iglauer  Schüffenspruch  (Toinaschek  No.  41  S.  G5): 

Das  ist  hye  gctailt:  das  eyn  knecht  vnd  eyn  protess,  der  sich  wol 
ent  balde n hat  vnd  seynes  herren  eygen  nicht  ixt,  seynem  herreti  wol 
mag  gesten. 

Stadtr.  von  Luzern  1480  Art.  108  (Zeitsehr.  f.  schw.  Recht  V 
S.  58): 

Wir  haben  gesezt  vnd  wellen  oueh  das  für  unser  stattrecht  haben 
vnd  halten:  das  alle  gedinget  dienstknecht  mögen  iren  meistern  vnd 
frotcen  wol  kuntschajft  gehen,  oh  sy  an  sy  zügent..") 

2.  Es  werden  auch  Zeugenaussagen  des  Dienstherrn  in  Ange- 
legenheiten dos  Gesindes  in  einzelnen  Rechten  als  verdächtig  zuritck- 
gewiesen. 

Gesetze  zu  Grösten  § 37  (Archiv  XXV  S.  104): 

Zeugnuss  mag  kain  mann  geben  seinem  weib,  auch  kain  herr  sei- 
nem knecht,  noch  der  knecht  seinem  herrn. 

3.  Zeuguiss  wider  die  Herrschaft  abzugeben  ist  das  Gesinde 
nicht  verpflichtet.  Rücksichten  auf  das  zwischen  der  Herrschaft 
und  dem  Gesinde  bestehende  Pietiitsverhältuiss  haben  die  Befreiung 
des  Gesindes  von  der  Zeugnisspflicht  gefordert. 

T)  — „doch  also,  das  sömlich  knecht  fromm  syen,  das  inen  eid  vnd  eren 
zu  getruwen  sij.“  Man  wird  aus  der  Fassung  der  Stellen  entnehmen,  dass  wir 
hier  Neuerungen  gegenüber  stehen. 
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Das  Dithmarschc  Landrecht  von  1567  Art.  10  § IS.  17  ge- 
stattet nahen  Verwandten,  Zeugniss  wider  einander  zu  verweigern, 
täihrt  dann  fort: 

ingelyken  is  nemarnl  schuldig  icedder  sine  herrschop  cjfle  synen  wert, 
<lesscn  gedingede  gesinde  he  ys,  tüchnisse  tho  gelten. 

Nur  wenn  man 

nette  andere  tüchenisse  und  kundschop  der  Wahrheit  hebhen  konde  und 
de  sake  groth  und  wichtig  teere 
fordert  das  Landrecht  die  Ablegung  des  Zeugnisses.1*) 

§ 7. 

Recht  zur  Vertretung.  Pflicht  zur  Verantwortung. 

Das  Princip  des  alteren  Rechts,  dass  der  Hausherr  alle  dem 
Hausverbande  angehörenden  Personen  — „alle  lacute  die  er  be- 
slozzcn  hat  mit  tuer  und  mit  tor“  — nach  aussen  zu  vertreten  be- 
rechtigt wie  verpflichtet  ist,  und  die  auf  diesem  Principe  ruhende 
strenge  Geschlossenheit  des  Hauses  erscheinen  in  den  späteren  mit- 
telalterlichen Quellen  nicht  überall  und  nicht  in  gleichem  Umfange 
gewahrt.  Der  Kreis  jener  Personen  wird  bald  weiter,  bald  enger 
gezogen,  er  umfasst  insbesondere  nach  den  einen  Rechten  auch  das 
um  Lohn  dienende  Gesinde,  wahrend  andere  Quellen  das  Verhält- 
niss  zwischen  Dienstherrschaft  und  Gesinde  nicht  von  so  weitge- 
henden Folgen  begleitet  sein  lassen.  Wird  auf  der  einen  Seite  für 
die  Berechtigung  und  Verpflichtung  des  Dienstherrn,  den  Dienst- 
boten zu  vertreten,  geltend  gemacht,  dass  der  Dienstbote  „sein  brod 
esset“,  „myt  im  in  seiner  ynnungc  tag  und  nacht  wonet“,  dass  er 
„sein  gewalt“  sei,  und  dass  der  Herr  für  ein  „iglich  ding,  das  her 
czu  gewalt  hat  vnd  des  her  herrc  ist“  einzustehen  befugt  und  ge- 
bunden ist,  so  wird  auf  der  anderen  Seite  als  entscheidend  ange- 
sehen, dass  cs  ein  vertragsmässiges,  auf  Zeit  berechnetes  und  nach 
Zeit  lösbares  Verhältniss  ist,  in  welchem  der  freie  Diener  steht, 
für  den  der  Brodherr,  dem  er  „dient  tzu  einer  zeit  tzu  der  ander“, 
„des  knccht  he  is  unde  des  egen  he  nicht  en  ist“,  zu  klagen  nicht 
berechtigt,  zu  antworten  nicht  verpflichtet  sein  kann. 

I.  Recht  zur  Vertretung. 

Es  ist  das  Recht  des  Herrn  als  Vertreters  des  häuslichen  Ver- 

")  Vgl.  aber  die  entgegengesetzte  Bestimmung  im  Rügianisehcn  Landgebr. 
(Gadcbiiseh  S.  *270):  — „irwMer  siel-  miigen  — de  in  einem  husc  sind  vnd  ein 
fner  thosamen  liebbcn  — wnlt  tüyen  vnd  Ihn  tilgen  gefndert  werden* 
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bandes,  dass  Klagen  gegen  die  seiner  Gewalt  Unterworfenen  zu 
seiner  Cognition  gebracht,  che  die  öffentlichen  Gerichte  angerufen 
werden,  dass  nicht  ohne  sein  Wissen  und  Wollen  gegen  die  seinem 
Schutze  Unterstehenden  eingeschritten  werde. 

Handfeste  der  Stadt  Freiburg  im  Uechtlande  124t)  (Gaupp  II 
Art.  74  S.  96): 

Si  liomo  alicujus  burgensis  aut  qui  supra  terra  burgensiuin  situs 
sit,  debeat  burgensi  aliquid,  ipse  burgensis  primo  slomino  suo  con- 
tjueralur.1') 

Rechtsbrief  für  Klagenfurt  1338  (Gongier  § 2 S.  221): 

So  stillen  ouch  die  purger,  den  der  edeln  leut  dienner  gelten  sul- 
len,  ein  recht  Kuchen  vmb  ir  gelt  ror  derselben  dienner  Iterren. 

Rechtsbrief  für  Passau  1300  (Gengier  § 42  S.  352): 

Wirt  eins  burger  knecht  des  nnchtes  gefangen  auf  der  strasse,  den 
sol  man  j'üren  an  * eine * herren  tür  rnd  ko  koI  er  in  zu  recht  k teilen . 

Pantaiding  zu  Khulb  § 50  (Archiv  XXV  S.  116): 

Faht  ein  richter  einen  bürgersknecht,  knmbt  Kein  herr,  der  demsel- 
ben esu  recht  begehrt  auf  ihn  aimzunemen , der  richter  sol  imc  den 
ausgeben.1) 

Konnte  der  Kläger  nicht  durch  Vermittelung  des  Herrn  ausscr- 
geriehtlich  zu  seinem  Rechte  gelangen,  wollte  der  Herr  die  Ver- 
tretung des  Gewaltunterworfenen  nicht  auf  sich  nehmen,  so  durfte 
nunmehr  der  Richter  gegen  die  Person  des  Schuldigen  selbst  cin- 
sehrcitcn,  so  stand  es  nunmehr  dein  Kläger  frei,  mit  Umgehung 
des  Herrn  auf  dem  ordentlichen  Wege  sein  Recht  zu  verfolgen. 

Rechtsbrief  für  Passau  (a.  a.  U.): 
n;/mbt  man  in  nicht,  an k,  so  sol  man  in  behalten  auf  das  recht. 

Rcchtsbrief  für  Klagenfurt  (a.  a.  0.): 
wer  dann,  da*  der  eorgenanten  iliener  herm  die  purger  ir*  gebt*  nicht 
hiezze  richten,  so  raugent  die  purger  dieselben  diener  in  der  stat 
aufgehaben  vntz  si  ires  gutes  von  in  gentzlieh  bechoment. 

Handfeste  von  Freiburg  (a.  a.  O.): 
et  dominu * illius  siebet  eum  compellere,  quod  infra  quindeeim  dies 
burgensem  persolvat,  sptod  ni*i  fecerit,  ubispie  poterit,  libere  extra 
. domiim  eadiare  pote*t.A ) 

')  Ucbcrcinstiinmend:  Burgdorfer  Handfeste  Art.  llö,  1316  (Gaupp  II 
S.  132). 

*)  Rcchtsbrief  lur  l’assau  § -11  (Genglcr  S.  332). 

’)  Die  Gesetze  der  Angelsachsen  bestrafen  denjenigen,  welcher  die  könig- 
lichen Gerichte  anruft,  ehe  er  vor  dem  Herrn  des  Schuldners  Recht  gesucht 
hat,  verpflichten  den  Herrn,  seine  Untergebenen  zur  Erfüllung  ihrer  Verbind- 
lichkeiten aussergcrichtlicli  aiizulialtcn,  bestrafen  ihn,  wenn  er  „Recht  verwei- 
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Die  Berechtigung  für  den  Dienstboten  klagend  aufzutreten  resp. 
für  das  verklagte  Gesinde  den  Proecss  zu  übernehmen,  wird  bald 
unbedingt,  bald  nur  beschränkt  und  unter  bestimmten  Voraussetzun- 
gen zugestanden.  Ersteres  ist  der  Fall  nach  den  Stadtrechten 
von  Freyberg  und  Leobschütz  und  der  Praxis  der  Schöffcnstühlc  zu 
Iglau  und  Brünn.  Die  Berechtigung  steht  dem  Brodherrn  aus  ei- 
genem Rechte  zu  und  ist  eine  so  weitgehende,  dass  er  den  Dienst- 
boten von  der  ihm  vorgeworfenen  Schuld  frei  schwört,  iiir  ihn  den 
Reinigungseid  leistet. 

Freyberger  Stadtr.  1294  (Schott  cap.  49.  5.  S.  281): 

Hat  ein  man  gesindc,  iz  si  knccht  oder  mait,  di  in  sine  in  brote 
sin,  he  habe  si  gemietit  oder  vngemietit,  di  heizen  sin  gewalt, 
tilzo  daz  he  eor  si  klagen  r nd  aiUtcerten  mae. 

Willkür  der  Stadt  Leobschütz  (Böhme  II  S.  12): 

Ab  eyn  man  eynes  mannes  wyp  beclait  odir  seynen  zon  odir  sei- 
nen brotessen,  irgl  der  daror  antirorten,  daz  mag  her  icol  tun. 

lglauer  Stadtr.  (Tomaschck,  Oberhof,  S.  3 64): 

Ein  elich  man  vertret  wol  mit  clage  vnd  mit  antwort  sciu  elich 
weib,  sein  kind  rnd  sein  gesinde  daz  sein  brod  esset. 

Brünner  Sehöffenb.  cap.  16  (Rössler  II  S.  11): 

In  jure  civitatis  observatur,  quod  paterfamilias  pro  uxore,  pucris, 
serris  et  ancilli*  suis  commensalibtis  in  catisis  suis  ejuibuslibot,  si 
vult,  iudicialiter  jiotest  agere  et  retpomlere. 

Mitgethcilt  wird  die  Eidesformel: 
in  dem  Stadtr.  von  Leobschütz  (a.  a.  O.): 

Der  egt  der  mus  alzo  gen:  Daz  N.,  der  do  stet,  meyner  hwszvrowen, 
odir  meyner  tochter,  odir  megnem  brotessen  sehold  gibt,  des  ist  ze 
unschuldig  eder  her,  daz  mir  got  so  helfe  vnd  alle  heyligen  vnd 
das  crewze  Christi. 

in  dem  Stadtrecht  von  Iglau  (Tomaschek  No.  31  S.  03): 

B es  Konrad  meyner  hwsvrawon,  megnem  kneeht  oder  megnem  ge- 


gerf*  und  die  Sache  an  das  öffentliche  Gericht  kommen  lässt.  So  Aethelstan’s 
Gesetze  11  cap.  3 (Schmid  S.  132):  „ t’nd  Wenn  ein  Herr  liecht  ccnreitjerl  und 
seine  strafbaren  Leute  vertritt,  und  man  sieh  deshalb  an  den  König  wendet, 
so  vergelte  er  es  mit  dem  Krsatzgelde  und  zahle  dem  Könige  UM  Schillinge;  uml 
wenn  sich  Jemanil  an  den  König  wendet,  ehe  er  (rar  dem  Herrn)  fitr  sich  mn  liecht 
hütet,  gelte  er  dieselbe  Wette . die  der  andere  schuldig  war,  wenn  er  ihm  sein 
Recht  verweigerte.’*  — Vgl.  auch  Konrad  Maurer,  über  angelsächsische  Rechts- 
verhältnisse (in  der  Kritischen  Uebcrschau  III  Band  II  S.  31  ff.),  der  auf  die 
Grundsätze  des  angelsächsischen  Rechts  über  die  Vertretung  der  Untergebenen 
in  Rechtssachen  ausführlicher  eingeht. 
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wall  schuld  geit,  des  ist  sy  oder  her  vnschxtldick , das  mir  got  so 
hclff  vnd  das  crucz  vnd  alle  gots  crucz.4) 

Hatto  der  Herr  die  Vertretung  übernommen,  so  war  er  gebun- 
den, den  Process  bis  ans  Ende  durchzufuhren  und  auf  alle  vom 
Gegner  erhobenen  Ansprüche,  so  weit  sic  connex  waren,  seinerseits 
zu  antworten. 

So  fährt  das  Frey  berger  Stadtrecht  an  der  oben  abgebrochenen 
Stelle  fort: 

ist  ouch  daz  he  clagit  vor  si  — deme  selbin,  der  im  antwortet, 
deine  nutz  he  vor  si  wider  antwerten  zu  rechte  alle  der  suche,  di  her 
in  di  klage  zuht  oder  gehört,  die  he  geuordirt  hat;  waz  andere 
sache  ist,  der  mac  he  ledic  sin. 

Die  Vertrctungsbcfugniss  ist  nach  anderen  Rechten  nicht  so 
weit  ausgedehnt.  Das  Stadtrecht  von  Augsburg  kennt  sie  nur  sub- 
sidiär und  nur  beschränkt  Der  Dienstherr  tritt  ein,  wenn  der 
verwundete  Dienstbote  an  der  eigenen  Führung  der  Sache  durch 
Krankheit  gehindert  ist  und  keine  Verwandten  hat,  die  für  ihn  den 
Process  übernehmen: 

Stadtr.  von  1276  Art.  35  (Meyer  S.  104): 

Ist  auch  daz  eines  manne s chnecht  wunt  wirt,  derselbe  von  chranc- 
hait  sincr  wunden  niht  geehlagen  mak,  noch  auch  der  mage  noch 
der  friwende  niht  hat,  die  umb  in  geehlagen  mugen  mit  recht, 
so  chlagt  sin  herre  mit  allein  rechte  vnd  an  eines  chnechtes  stat. 

Und  auch  dann  soll  nur  bis  zur  Verfestung  — „vntz  an  die 
achte“  — geurtheilt,  mit  dem  Aussprechen  der  Acht  selbst,  bis  der 
Knecht  vor  Gericht  erscheinen  kann,  gewartet  werden.  Erst  wenn 
der  Verwundete  den  Wunden  erlegen  war,  durfte  an  seiner  Statt 
dem  Herrn  „mit  der  achte“  geurtheilt  werden: 

Swcnnc  der  chnecht  danne  fuermag  chomen,  so  sol  man  im  rich- 
ten mit  der  aehte.  Ist  auer  daz  der  chnecht  stirhel,  so  sol  man  dem 
herren  richten  mit  der  achte,  daz  ist  recht. 

Wir  reihen  weitere  Quellenzeugnisse  an,  in  w'elchcn  nicht  das 
Recht  zur  Vertretung  der  Person,  zum  selbständigen  Auftreten 
statt  des  Untergebenen  bezeugt,  wohl  aber  dem  Hausherrn  die  Be- 
rechtigung eingeräumt  wird,  für  den  im  Gerichte  anwesenden  Kläger 
resp.  Beklagten  ohne  Aufforderung  und  aus  oigenem  Recht  — „son- 
der bcvcl“  — das  Wort  zu  sprechen. 


•)  Vgl.  noch:  Freyberger  Stadtr.  (Schott  S.  283);  Iglauer  Schüflciisi>rucb 
No.  111  (Tomaschek  S.  84). 
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.Stadtr.  von  Augsburg  Art.  27  § 7 (Moyer  S.  74): 

Kz  sol  mich  nieman  den  andern  vor  gerichte  versprechen,  er  ei  danne 
sin  mag  odir  sin  eigen  odir  sin  leben  odir  ein  gedingter  chnecht. 

Wcstcrwolder  Landr.  XIII  § 9 (v.  Richthofen  S.  274): 

Van  voersprekcn.  De  vader  mach  spreken  voer  syn  kinder,  een 
man  voor  syn  wyf,  en  een  lieer  voer  syn  denstknecht  sonder  beveL 

Leugnet  der  Gegner  das  Bestehen  eines  Verhältnisses  zwischen 
seiner  Gegenpartei  und  dem  auftretenden  Hausherrn,  welches  diesen 
zum  Eingreifen  in  den  Streit  berechtigte,  so  muss  der  Herr  das 
^tatsächliche  Vorhandensein  des  fraglichen  Bandes  durch  seinen 
Eid  erhärten. 

Augsburger  Stadtr.  Art.  27  § 7 : 
wil  daz  icner  nicht  gelouben,  der  da  wider  sprichct,  so  sol  erz 
im  wieen  mit  einem  aide. 

Die  so  zugestandene  Verbeiständung  in  der  gerichtlichen  Ver- 
handlung reicht  nicht  so  weit  wie  das  oben  besprochene  Eintreten 
statt  der  Person  des  Gewaltuntcrworfencn.  Der  zu  leistende  Eid 
wird  von  der  vertretenen  Partei  selbst  geschworen. 

Bairisches  Landrecht  XIII.  148  und  149: 

Der  Hausherr  darf  zu  allen  Leuten,  die  er  beslozzen  hat  mit  tucr 
und  mit  tor  wol  sten  mit  dem  rechten  — vnd  mag  in  dez  rech- 
ten helffen,  vnd  sol  der  man  still  sweigen.  (Jet  ez  aber  zno  dem 
ayde,  den  sol  der  man  selb  swern .*) 

Als  Quellenzeugnisse,  in  welchen  das  Recht  zur  Vertretung  dem 
Dienstherrn  ausdrücklich  abgesprochen  wird,  führe  ich  an: 


*)  Die  Kollo  dos  für  den  Gewaltuntcrworfencn  vor  Gericht  Sprechenden 
ist  eine  freiere  und  selbständigere  als  die  eines  gewöhnliehen  Vorsprechers  und 
nähert  sieh  der  Stellung  des  Gerichtsvormundes.  Er  wird  nicht  erwählt  und 
nicht  gegeben,  sondern  spricht  das  Wort  unaufgefordert  und  aus  eigenem  Recht, 
er  spricht  es  „sonder  buvel“;  an  den  Willen  der  vertretenen  Partei  ist  er  nicht 
gebunden:  „der  man  soll  still  sweigen“,  wenn  der  Herr  seine  Vertretung  über- 
nommen hatte.  Trotzdem  wird  man  zwischen  dieser  Art  der  gerichtlichen  Ver- 
beiständung und  der  Vertretung  der  Person  selbst  unterscheiden  müssen.  Es 
sprechen  die  (Quellen  auf  der  einen  Seite  von  „klagen  und  entwerten“,  von  „obla- 
gen an  des  chnechtes  stat  “,  auf  der  anderen  von  „voersprekcn  “,  „spreken  vor 
enen“,  „dez  rechten  helffen“,  „sten  mit  dem  rechten.“  Es  wird  der  Eid  dort  von 
dem  Herrn,  hier  von  der  vertretenen  Partei  geschworen.  Für  die  Unterschei- 
dung sprechen  endlich  die  beiden  angeführten  Stellen  des  Augsburger  Stadt- 
rechts. Während  das  Recht  zur  Anstellung  und  selbständigen  Führung  der 
Klage  für  den  verwundeten  Dienstboten  (Art.  3ö)  dem  Herrn  nur  unter  bestimm- 
ten Voraussetzungen  gewährt  wird,  wird  ihm  die  Bcfugniss,  seinen  gedingten 
Knecht  „vor  gerichte  zu  versprechen“  (Art.  27  § 7)  unbedingt  und  unbeschränkt 
eingeräumt. 
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Richtst.  Landr.  41  § 5: 

Heft  cnc  avcr  din  hure  beschuldeget,  so  vrng:  ob  diu  herre  umme 
d ine  wunden  lernende  xekulr  legen  möge,  <lex  kriecht  ilu  bixt  untle  der 
egen  du  nicht  en  bietf  So  vint  me:  he  ne  möge. 

Blume  von  Magdeburg  I.  68: 

Knechtin,  dv  vns  dinen  vm  Ion,  cor  den  möge  wir  nicht  clagin. 

Glosse  zum  Stichs.  Weichbildr.  Art.  77  (v.  Daniels  -v.  Gruben 
S.  396): 

Wert  oueh  eynes  raannes  dyncr  gcslagcn  oder  missgchandlit,  do 
hette  der  man  keine  corderunge  an. 

In  gleichem  Sinne  treffen  die  Entscheidung  die  Schöffen  zu 
Magdeburg  unter  Verwerfung  eines  von  dem  Schöffenstuhle  zu  Thorn 
ausgegangenen  Urtheils:  Der  Comthur  zu  Ncssow  klagt  für  seinen 
bei  Thorn  verwundeten  Dienstboten 

wen  eyn  itzlieh  herre  scynen  brotessen  wol  vortedingon  mag. 

Der  Beklagte  lehnt  diu  Einlassung  auf  die  Klage  ab,  indem  er 
die  Activlegitiination  des  Klägers  bestreitet.  Er  weigert  Antwort, 
weil  Kläger 

ezu  Vormunde  nicht  gekorn  ist,  vnd  der  brotesse  scyn  eygcu  nicht 
en  ist. 

Die  Schöffen  zu  Thorn  urtheilen: 
da:  derselbe  Dittmar  (der  Beklagte)  den  kumthur  von  iVettow  durch 
recht  ml  antworten  auf  die  clage  ume  synen  kneeht  alze  umme  xynen 
brotesxen. 

Das  Urtheil  wird  gescholten.  Die  Schöffen  von  Magdeburg, 
an  welche  die  Sache  gezogen  wird,  treffen  in  der  That  die  ent- 
gegengesetzte Entscheidung: 

dar  der  kumpthur  eon  Xexxme  — cor  geeichte  nicht  klagen  mag  umme 
eynen  regnen  brotexxen,  das  dersulve  gewund  sein,  und  der  bcelaite 
Ditmar  Reber  ist  dein  kumpthur  keyn  antwort  nicht  plichtig  ezu 
thuude  umme  die  clage.“) 

II.  Pflicht  zur  Verantwortung. 

a.  Eine  Consequenz  der  Geschlossenheit  des  Hauses  ist  die 
Verpflichtung  des  Hausherrn,  für  die  von  Hausangehörigen  began- 
genen Verletzungen  einzustehen.  Alles  „ausz  seiner  behauszung 
in  und  aus  seinem  prot“,  Alles,  das  er  „to  tuet  ende  to  mele“,  „zu 
hier  und  brod“,  „ezu  brod  und  musz“  hat,  ist  er  nach  aussen  zu 
verantworten  gebunden.  Die  Verantwortungspflicht  erstreckt  sich 

‘)  Abgedruckt  hei  btobbe,  beitrüge  zur  Geschieht«  des  deutschen  Rechts. 
No.  42  S.  113. 
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nach  zahlreichen  liechten  auch  auf  das  l'rcie  Gesinde,  das  für  die 
Dauer  des  Dienstverhältnisses  als  der  1 Iausgcnosscnschaft  angehörend 
angesehen  wird. 

Die  Haftung  für  die  Hausangehörigen  ist  in  dem  späteren 
Rechte  zu  einer  bedingten  geworden.  Der  Hrodherr  haftet,  wenn 
er  nach  erlangter  Kenntnis«  von  dem  Delict  die  dclinquirende  Per. 
son  in  die  Wcre  aufuimint  bezw.  in  derselben  behält,  wenn  er  sie 
— um  in  der  Sprache  der  Quellen  zu  bleiben  — „beherbergt  und 
bohuset“,  „wetelycken  day  anda  nacht“,  „über  nacht“  unterhält,  wenn 
er  ihr  mehr  als  „ein  suppen  reicht“,  mehr  als  „ein  mall  zu  essen“ 
giebt.  Er  wird  von  der  Verbindlichkeit  frei,  wenn  er  das  ihn  mit 
dem  Schuldigen  verbindende  Band  unverzüglich  löst. 

Emsiger  Pfenningschuldbuch  § 43  (v.  Richthofen  S.  209): 
Hvcrsar  en  mon  heth  aunen  thianst,  anda  hi  dwa  tha  ene  seal- 
khed  ieff  tha  othere,  anda  thi  here  hüte  afther  unhalt  day  anda 
nacht,  na  in  thi  hcre  sceldich  to  leiden  brenina  awla  bota,  sa  tir  thet 
hit  bi  sin  withen  sehen  se. 

Rügianischer  Landgebr.  tit.  210: 

Die  olden  hieident  also:  Wo  yemandea  baden  einem  unrecht 

deden,  vnd  de  brodherc  krech  dat  tho  weten,  he  moste  den  baden 
nicht  laten  by  nick  benachten,  tonst  moste  he  darnor  alsz  idt  geschah 
eth  end  in  sin  brodt  dartho  antirerdenn. 

Laudr.  zu  Altenthan  1437  (Siegel -Tomaschck  S.  23): 
hebelt  er  selbiges  aber  lenger  rml  gab  ime  zu  essen,  so  mnesz  der  herr  für 
intättigen  nmb  das  wandl  end  uinb  die  sprich  vnd  schaden  antworten.') 

b.  Wie  für  das  Recht  zur  Vertretung  des  Hausgesindes,  gehen 
die  Quellen  für  die  dem  Rechte  correspondirende  Pflicht  zu  dessen 
Verantwortung  auseinander.  Die  Scheidung  zwischen  eigenen  Knech- 
ten und  freiem  Gesinde,  den  oben  besprochenen  Rechten  fremd,  ist 
anderwärts  durchgedrungen. 

Die  Haftung  tiir  das  um  Lohn  dienende  Gesinde  wird  verwor- 
fen in  den  sächsischen  Rcchtsquellen  und  einzelnen  anderen  Qttellen- 
kreisen  angehörenden  Kochten.  Der  Knecht  soll  „vp  syn  sulues  hals 

')  Vgl.  weiter:  Westerwolüer  Lnrnlr.  (v.  Kichthofen  S.  270 — 80  Anm.  I); 
Wurster  Willkür  Art.  15  (l’nfcmlorf  III  App.  S.  116);  Ostfries.  Lande.  I eap.  72 
(v.  Wicht  S.  171  mit  der  von  v.  Richthofen  S.  99  Anm.  22  mitgctheilten  Kecension 
1527);  Hudeler  Laudr.  (II  tit,  20,  Pufendorf  I App.  S.  24);  Landr.  von  Licbenau 
i;  2 (Grimm  VI  S.  140);  Landr.  von  Kessendorf,  Landgericht  Anthering,  Labenan 
(Siegel- Tomaschck  S.  33,  66,  77).  — Die  Gesetze  des  weaterlauwerschon  Fries- 
landes  i;§  31,  32,  die  Fredewoldcr  Küren  tj  16  (mit  Huinsterländcr  Küren  § 37) 
kennen  eine  weitergehende  Haftung  (v.  Kichthofen  S.  410  , 378  , 362).  — Vgl, 
noch  Stuhlic,  Handbuch.  S.  388  ff. 
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breken“,  der  Herr  nur  aut'  Höhe  des  geschuldeten,  des  „vnpcczal- 
ten“  Lohnes  belangt  werden. 

Drenther  Landrecht  1412  (v.  Richthofen  § 27  S.  527): 

Wcer  enieh  landtman,  die  haddo  enen  kriecht,  die  enyge  broke 
of  misdact  dede,  de  Icnecht  sal  vp  sym  seine*  hals  breken. 

Ssp.  II.  32  § 1 : 

Xieman  n’is  plichtich  vor  einen  knecht  to  anltcerilene  eorbat  wen  alse 
sin  Ion  geireret. 

Ofner  Stadtr.  Art.  369  (Michnay-Lichner  S.  198): 

Nymant  darflf  seyn  knecht  vorantworten  hoher  den  seyn  vnpeczalter 
Ion  ist  vmb  kainerley  geschieht.  *) 

Die  Freiheit  von  dor  Verantwortung  ist  nicht  durch  Entlassung 
des  schuldigen  Gesindes  bedingt. 

Nach  einem  Salzburger  Taidinge  ist  der  Dienstherr  zur  Lösung 
des  Vertrages  berechtigt,  nicht  verpflichtet  Er  haftet  nicht,  gleich- 
viel ob  er  das  Gesinde  in  Diensten  behält  oder  nicht,  er  haftet 
nicht,  „der  knecht  kam  wider  in  scius  herrn  brot  oder  nit“®) 

Die  weitgehendste  Rücksicht  auf  den  bestehenden  Dienst  neh- 
men die  Goslarisehen  Statuten  (Göschen  S.  GO).  Der  Dienstherr 
darf  das  gerichtlich  geächtete  Gesinde  bis  zum  Ablauf  der  bedun- 
genen Zeit  in  seinen  Diensten  behalten.  Die  Wirkungen  der  Ver- 
fcstung  ruhen  für  diese  Frist.  Erst  das  Beherbergen  über  die 
vertragsinässige  Zeit  hinaus  macht  den  Brodherrn  verhaftbar. 

Wes  ghesinde  wert  vorvestet,  dene  ne  mach  he  nicht  lengher  hol- 
den dennc  also  langhe  ire  besehet  was  tosamene  to  bltuene  er  he 
den  senden  dede,  he  ne  willc  antwardon  vor  de  vostc. 

c.  Die  privatrechtlichen  wie  die  strafrechtlichen  Folgen  der  von 
Hausangehörigen  begangenen  verletzenden  Handlungen  treffen  den 
Herrn  allein,  wenn  sie  auf  seinen  Befehl  oder  mit  seinem  Wissen 
verübt  worden  waren.  Es  erscheinen  die  Handelnden  in  Folge 
des  Abhängigkeitsverhältnisses,  in  welchem  sie  zu  dem  Befeh- 
lenden stehen,  als  die  willenlosen  Werkzeuge  seiner  Hand,  denen  der 
rechtsverletzcnde  Erfolg  nicht  zur  Last  gelegt  werden  darf. 


*)  Dsj>.  Art.  150;  Swap.  Art.  203;  Magil.  Blum«  II.  2.  1441  mit  I.  69;  Rlmch 
nach  Distinot.  iV.  36.  3;  Stadtr.  von  (rotha  Art.  103  (Ortlofl  II  S.  332);  Stadtr. 
von  Salzwedel  § 70  (llenglcr  S.  405);  (toslarisehe  Stat.  (Höschen  S.  46,  89,  90) ; 
I’rager  Stadtr.  Art.  117,  Brunner  Schöffcnb.  cap.  479  (Renaler  I S.  135.  II  S.  221  f.); 
Stadtr.  von  Enns  Art.  26,  Stadtr.  von  Wien  122t  Art.  35  (tiaupp  II  S.  223,  246); 
Stadtr.  von  Wien  1340  (Rauch  III  S.  47);  Babenberger  Satzung  für  Regensbur- 
ger Kauflcutc  1192  (Archiv  X S.  94);  Fivelgocr  Landrecht  § 1 1 (v.  Richthofen 
S.  321). 

’)  Taiding  des  Landgerichts  Haunsberg  (Siegcl-Tomaschck  S.  55  Zlc.  27  fl.). 
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Brünner  »Schöffenbuch  cap.  150  (Rösslcr  II  S.  79): 

Ix  tlammum  dal,  qui  jubet  dare,  ut  si  pater  vel  dominus  filiis  vel 
servis  praeeipit,  tenetur,  et  obediens  excusatur  — eju»  vero  nulla 
ext  ndpa,  eui  parere  nerexxe  *U. 

Liegt  ein  zum  Gehorsam  verpflichtendes  Verhältnis»  nicht  vor, 
so  haften  beide,  der  Anstifter  wie  der  Thäter: 

— sed  si  praecipiens  nullum  jus  imperandi  habet,  uterque  tenetur. 

Die  Anwendung  des  Rechtssatzes  iu  einem  praktischen  Falle 

ersehen  wir  ans  einer  in  dem  Magdeburg -Breslauer  systematischen 
.Schöffenrechte  (Laband  III.  2 capp.  13.  14.)  mitgetheiltcn  Schöffen- 
entscheidung: 

Die  Knechte  und  der  Hofmann  eines  Bürgers  werden  beschul- 
digt, Heu  entwendet  zu  haben.  »Sie  erklären  vor  dem  Ratkc,  dass 
sie  auf  Geheiss  des  Herrn  gehandelt  haben: 

— daz  her  (der  burger)  se  daz  heu  hatte  heysin  nemen. 

Die  Schöffen  machen  den  Herrn  allein  und  in  vollem  Umfange 
für  die  That  verantwortlich.  Der  Herr  hat  sich  — lautet  der 
Spruch  — von  der  gegen  ihn  erhobenen  Beschuldigung  eidlich  zu 
reinigen,  oder  das  Verbrechen,  als  wenn  er  cs  selbst  begangen  hätte, 
mit  dem  Tode  zu  sühnen: 

wil  der  rot  en  dorumme  beschuldegin : vorsachit  hers,  zo  mag 
her  dos  unschuldic  werdin  uf  den  heilegin;  bekent  hers  abir,  zo 
got  is  ym  an  den  hals  adir  an  synyn  leip.,#) 

Für  das  spätere  Recht  legt  Zeugniss  ab: 

Ostfries.  Landr.  I cap.  24  (v.  Wicht  S.  49): 

Schege  oek  einem  gewalt  von  einem  dienstknecht  uth  bevel  xines 
broet/ieren,  dat  ix  de  broetheer  schuldig  up  tho  richten  den  schaden 
den  syn  denst  gedaen  licfft. u) 

Das  Schutz  - und  Trcuvcrhältniss,  in  welchem  Herr  und  Diener 
zu  einander  stehen,  verpflichtet  den  Herrn  wie  den  Diener  zur  ge- 
genseitigen Unterstützung  in  Noth  und  Gefahr.1*)  Es  trägt  die 

1 *)  Dasselbe  Erkenntnis»  im  Kulm.  Recht  III.  50  (Lcman  S.  68). 

1 >)  Vgl.  daselbst  I cap.  7 2 (S.  170—71):  Der  Herr  ist  für  seinen  Knecht 
das  Wergeid  zu  zahlen  nicht  verpflichtet  (is  nicht  schuldich  tho  betaelcn  den 
halsz,  den  de  knecht  gedaen  helft),  es  sei  denn,  dass  die  That  auf  Befehl  des 
Herrn  oder  mit  seinem  Willen  verübt  worden  war:  — „iif  sy  dan,  dat  de  heere 
des  huiszes  den  knecht  solvent  hefft  geheeten  off  solches  etu  beleeet  ix“.  — Vgl. 
noch  Wilda,  Strafrecht  S.  633,  der  auf  hierher  gehörige  nordische  t^uellen- 
zeugnisse  verweist. 

'*)  Vgl.  die  Bestimmungen  des  angelsächsischen  Rechts:  König  Aelfred’s 
Gesetze  cap.  42  § 5:  Wir  setzen  fest,  dass  Jemand  ohne  Unfriede  mit  seinem  Herrn 
fechten  kann,  wenn  man  gegen  den  Herrn  licht,  so  wie  der  Herr  mit  den  Mannen 
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Folgen  begangener  Verletzungen  der  Herr  allein,  wenn  der  Unter- 
gebene, seiner  Pflicht  nachkoinmcnd,  zwar  nicht  auf  Befehl,  aber 
zur  Verteidigung  des  Herrn  in  Begleitung  und  Gemeinschaft  mit 
ihm  die  Waffen  geführt,  Verletzungen  zugefügt  hatte. 

Regensburger  Stat.  1320  (v.  Freyberg  V.  S.  111): 

Swelieh  knecht  auch  mit  seinen  herren  get,  swaz  der  mit  iin  tuet, 
dat  schul  der  herre  pnzzen,  oh  da:  ist,  da:  der  herre  e mrert  zarhet 
e der  ehneeht. 

Fivelgoer  Landrecht  § 11  (v.  Richthofen  S.  321): 

Weert  sake,  dat  een  houeling  ofte  broethere  rechtende  worde, 
ende  de  meyer  ofte  knecht  myt  ein  vechtede,  sloglie  de  meyer 
ofte  knecht  yemant  doet,  dat  sal  de  honeling  ofte  broethere  online 
trecken  ende  hetalen  hote  ende  hroke. 

Es  zahlt  das  Wergeid,  die  Busse  und  Wette  für  die  von  den 
Knechten  begangenen  Tödtungen  und  Verletzungen  der  Herr,  wenn 
er  im  Interesse  und  zum  Schutze  seiner  Leute  am  Kampfe  betheiligt 
gewesen.  Durch  das  Eingreifen  in  den  Streit  hatte  er  die  Sache 
der  seinem  Schutze  Unterstehenden  zu  seiner  eigenen  gemacht. 
Fivelgoer  Landrecht  § 11  (v.  Richthofen  S.  321): 

Ofte  venich  meyer  ofte  knecht  yemant  doet  sloghe,  dat  sal  körnen 
op  hoer  seines  hals  ende  vrende  ende  niet  op  den  houetlyng  ofte 
broethere,  ten  ireer  sake,  dat  de  houetlyng  ofte  broethere  niede  irere 
rechtende  omine  des  meyers  ofte  knechte»  willen,  soe  sal  ile  houetlyng 
ofte  broethere  hetalen  bote  ende  Irroked *) 

d.  Die  Gefahr,  welche  aus  fahrlässigem  Umgehen  mit  Feuer 
und  Licht  dritten  Personen  erwachsen  kann,  verpflichtet  den  Haus- 
herrn zur  erhöhten  Sorgfalt  in  der  Beaufsichtigung  der  Hausange- 
hörigen. Einem  Mangel  an  der  sorgsamen  Ueberwachung  von 
seiner  Seite  wird  der  entstandene  Brand  zur  Last  gelegt,  der  Haus- 
herr für  den  durch  Hausangehörige  verursachten  Feuerschaden  ver- 
haftbar gemacht.  Die  Haftung  ist  eine  unbedingte;  das  Recht,  durch 


rechten  kann.“  — König  Cnut’s  Gesetze  TI  cap.  77:  „Und  der,  iceleher  ron  seinem 
Herrn  am  Feigheit  flieht,  — eerliere  Alles,  was  er  hat,  und  sein  eigenes  Lehen.'1  — 
Dazu  Konraü  Maurer,  über  angelsächs.  Heehtsverh. . in  <ler  krit.  U eberschau  I 
8.  42t)  ff. 

”)  Die  Haftung  des  Herrn  ist  hier,  wo  der  Kampf  im  Interesse  des 
I'ntergcbenen  stattgefunden,  nur  eine  subsidiäre.  In  erster  Linie  werden  der 
Thiiter  und  seine  Verwandten  verantwortlich  gemacht.  Der  Herr  tritt  ein  „in 
dm.  dat  de  meyer  ofte  knecht  ofte  höre  vrende  dat  niet  Innen  hetalen“.  — Vgl. 
noch  die  Fredewolder  Küren  5)  lß  (v.  Riehthofen  8.  37S):  „De  here  de  wäre  ayne 
knapen  einte  sgne.  lanilseta , et  ensy  dat  he  solven  guet  hehhe  iafte  erendt“.  Hum- 
sterlämler  Kiireu  § 87  (v.  Riehthofen  8.  362). 
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Entlassung  des  Gesindes  die  Verantwortung  auf  dieses  selbst  zu 
werfen,  nicht  anerkannt. 

Braunschweiger  Stadtgesetze  1349  § G2  (Iliinseltnann  S.  47): 
Malk  scal  sen  to  sineme  vittre.  Wes  ghesinde  it  rormmede,  it 

'iiif‘i/1  in  xii<  np*) 

Westergoer  (jesetze  § 170  (v.  Richtlinien  S.  473): 

Hwsbrand.  lef  liit  eomt  fan  katta,  fan  fatnina,  fan  hond,  fan 
knappa  iefta  fan  onieriga  kindutn,  dattet  huis  wirth  a baernen, 
ende  sines  hures  huis  al  deer  fan  haerne,  so  aegh  dat  di  hem  to 
beten  mit  haelre.  bäte  deer  sgn  knappa  dren  hart. 1 4) 

Ja,  der  Hausherr  wird  aus  polizeilichen  Rücksichten  wegen 
nachgewiesener  Fahrlässigkeit  des  Gesindes  gestraft,  auch  wenn 
durch  dieselbe  ein  Brand  nicht  herbeigefuhrt  worden  war:  es  genügt, 
dass  ein  solcher  leicht  hätte  herbeigefiihrt  werden  können. 

Göttinger  Rathsbeschluss  von  1339  (Pufendorf  III  App.  S.  199): 
Welker  vnser  borgere  kneeht  eder  maget  gynge  in  den  hof  eder 
in  den  schunen  med  eyme  blase  eder  met  cymc  lechte  alte  luch- 
ten, vnd  wore  he  <lez  beseeht  von  svnen  negburen,  so  mar/i  der  rat 
oreti  bereu  eder  ore  rrween  laten  fanden  vor  eyn  punt.1*) 

Auch  das  Stadtrecht  von  Basel  macht  den  Hausherrn  für  das 
in  seinem  Hause  ausgebrochene  Feuer  verantwortlich,  gewährt  ihm 
jedoch  das  Rückgriffsrecht  gegen  das  schuldige  Gesinde.  Ein  Raths- 
beschluss von  1418  (Rechtsquellen  I S.  104)  straft  den  im  Hause 
gesessenen  Wirth,  wenn  das  „fure  für  das  tacli  uf brechet,  belytet, 
bestürmet  oder  beschriuwcn  wirt“  mit  zehn  Pfund,  wenn  es  ,,nyt 
für  das  tacli  ufbrechet  noch  belutet  wirt“  mit  der  Hälfte  der  .Summe 
und  bestimmt  weiter: 

ist.  oneh  »ach,  da:  yemandes  kneeht  oder  dienst  jung f röte  das  jure  ver- 
warloset  hat  in  soeliker  massen  daz  den,  an  des  hus  es  ergangen 

1 *)  Parallelsten™ : 1380 $ 70,  Echtediug  Art.  16  ij  73  (Häuselmann  S. 67, 133). 

IS)  Das  Westergoer  (resetz  Imfreit  (len  Hausherrn  von  der  Haftung,  wenn 
er  hei  dem  llrande  dauernde  und  erhebliche  Körperverletzungen  erlitten  hatte. 
Es  fahrt  an  der  im  Text  abgebrochenen  Stelle  fort  : „hia  ne  liobbe  wrlerren  da 
sex  liden  en,  da  twa  handen,  da  twa  aghen  ende  dac  tween  toten;  haliotse  dera 
een  wrlerren,  so  ne  thoermet  Jnru  beta“.  — Vgl.  das  Stadtrecht  von  Haimburg 
(Senkenberg  S.  280) : „Aus  welches  purgers  hause  ein  fewr  oder  ein  prunst  sich 
erhebt , also  daz  man  die  Hamm  ob  dem  dache  des  hauses  siecht,  der  geh  dem 
richter  ein  phunt.  Ob  aber  daz  selb  haus  gar  verprint , so  geh  dem  richter 
nichts  nicht,  sonder  im  scliol  genügen  an  seinem  eigen  schaden.“  Vgl.  noch: 
.lütisch  Low  Art,  08:  umme  heydebrand  S.  42  f. 

'*)  Der  Dienstbote  selbst  .wird,  wenn  Feuer  nusbricht,  mit  Verbannung 
gestraft:  „Erhoue  sek  ok  vur  von  deme  sulven  lechte  eder  blase,  dar  schade  of 
geschege,  so  schulten  ile  sulur  kneeht  von  slwnt  an  eon  < iottinyen  reihen:* 
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ist,  bedunkt,  daz  es  sir.or  dienätjungfröw  oder  knechtes  venvar- 
losung  halb  beseheheil  ist,  den  we/lent  wir  erlauben  recht  zu  suchende 
gegen  einen  knecht  und  dienst jungfrihcen.1') 

e.  Für  den  durch  Tliiere  ungerichteten  Schaden  haftet  derjenige, 
dessen  Obhut  sie  anvertraut  gewesen. 

Ssp.  II  40  § 4: 

Svelkcn  scaden  enes  mannes  perdc  oder  sin  ve  tut  binnen  sines 
knechtes  hudc,  der  sol  divore  nntwerden,  binnen  des  hude  it  was. 

Freyberger  Stadtr.  cap.  49.  9 (Schott  S.  282): 

Trctit  ein  wagen  ein  killt  oder  ein  swin  oder  waz  iz  ist,  der  wagen 
ist  rnschuldic  und  di  pfert.  Jenre,  der  den  wagen  rurct,  der  ist 
schuldic  vnd  der  mnz  antwerten  rar  den  schadend ®) 

Er  haftet,  auch  wenn  ihn  kein  Verschulden  trifft.  Erst  spätere 
Rechte,  die  ein  reiches  casuistisches  Material  enthalten,  unterschei- 
den zwischen  Beschädigungen,  die  durch  Fahrlässigkeit  und  Arglist 
herbeigefiihrt , und  Beschädigungen,  die  ohne  Verschulden  des  die 
Tliiere  Hütenden  zugefiigt  worden  waren,  machen  dort  das  schuldige 
Gesinde,  hier  den  Eigentümer  des  schadenden  Thiercs  verhaftbar. 

Unter  den  älteren  Quollen  unterscheidet  in  der  angegebenen 
Weise  das  Lübische  Recht  II.  255  (Hach  S.  37G): 

Were  dat  iement  dreue  enen  waghen,  worde  dar  iement  af  ghe 
fereghot,  wolde  den  de  iene,  de  den  wagen  (treuen  hedde  rorstan  mit 
sineme  rechte,  dat  id  sunder  sine  wanhude  unde  arghelist  gheschen  si, 
dar  vryet  he  sich  mede,  so  mot  de  waghen  mde  perde  den  schaden 
beteren.1*) 

■')  Eine  Erneuerung  der  Verordnung  von  1427  straft  dos  Gesinde,  von 
welchem  die  Summe  nicht  zu  erlangen  ist,  mit  Gefängnis». 

'*)  Rechtsb.  nach  Distinct.  II.  8.  5;  Purgoldts  Rbuch  IV.  15;  System. 
Schötlenr.  III.  2.  cap.  123;  Glogauer  Khuch  cap.  441;  Magdeh.  Blume  II.  2. 
cap.  230;  Magdeh.  Schöffenurthcil  für  Stendal  (Bohrend  XVII  S.  77);  Gos- 
larische  Stat.  (Göschen  S.  43  Zle.  34 — 39,  S.  44  Zle.  1 — 4);  Stadtr.  von  Gotha 
Art.  101  (Ortloff  II  S.  332);  Hamburger  Stadtr.  1270  VI.  20,  1292  G.  17,  14 
97  L.  18  (Lappenberg  S.  33.  130,  287);  Stat.  von  Riga  Art.  77  (Pufendorf  III 
App.  S.  248);  Bremer  Stat.  von  1303  Ord.  108,  1428  Art.  55,  1433  Art.  94 
(Oelrichs  S.  130,  344,  544);  Stadtr.  von  Lüneburg  Art.  97  (Kraut  S.  7ß);  Ha- 
deler  Landr.  II  tit.  21  (Pufendorf  I App.  S.  24);  Wahlordnung  von  1560  (bei 
v.  Maurer,  Geschichte  der  Markenverfassung,  Anhang  No.  6 § 7 S.  488).  — Vgl. 
auch  Stohbe,  Uebcr  Haftung  für  Thierschaden  (Handbuch  S.  401  ff.),  der  auch 
das  ältere  Recht  eingehend  berücksichtigt. 

IS)  Aus  der  späteren  Zeit  vergleiche:  Ostfries.  Landr,  1 cap.  90:  Der 
Wagentreiber  haftet  nur,  wenn  er  „durch  vorsuemmisse  “ Schaden  anrichtet.  — 

1 cap.  93:  nis  oct  de  icagendryver  — starrt * gcnoch,  de  geerde  tho  holden  vnd  doen 
so  em  betemelich  is  — und  de  peerde  werden  fluchtig  und  will  de  peerde  mit 
dem  thnm  (Zaum)  upholden,  tlc  thom  de  hreckt,  und  de  peerde  doen  schaden,  so 
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Hat  sich  das  Qesinde  der  Verantwortung  durch  Flucht  entzogen, 
so  haften  dem  Beschädigten  Wagen,  Pferde,  die  sonstigen  Thiere, 
durch  welche  der  Schaden  verursacht  worden  war. 

Hamburger  Stadtr.  1270  VI.  20  (Lappenberg  S.  33): 
vnde  mach  me  des  mannes  nicht  hebben,  dat  he  vntkompt  , de 
periie  scholen  heteren. 

Goslarische  Stat.  (Göschen  S.  43): 
wörde  de  auer  vorvluchtich,  dat  men  ene  nicht  to  antwarde  brin- 
gen möchte,  so  mochte  men  de  perde  otler  dat  ve  vore  upholden  ane 
gerichte  vor  den  scaden. 

Augsburger  Stadtr.  Art.  94  (Meyer  S.  176): 

Sver  vihc  an  sinem  schaden  vindet  in  aengern,  in  körn  oder  in 
garten,  daz  ein  kneht  behüten  solte,  entwichet  der  kneht  dauon 
vnd  gerahet  er  daz  vihe,  so  sol  ie  daz  haupt  ze  huzze  geben  dem  vogte 
fuinf  Schillinge  und  dem  clager  furaf  Schillinge.’0) 

Die  Pfändung  der  zurückgelassenen  Thiere  ist  nur  zulässig, 
wenn  dieselben  am  Orte  der  geschehenen  Verletzung,  unmittelbar 
nach  der  That  — „in  der  hanthaften  dat“  — ergriffen  werden. 
Zwecks  Constatirung  des  erlittenen  Schadens  wie  Sicherung  des 
Beweises  soll  die  Pfändung  in  Gegenwart  der  herbeigerufenen  Nach- 
barn vorgenorameu  werden,  durch  deren  Zeugniss  der  leugnende 
Eigenthümer  überführt  werden  konnte.41) 

Der  Eigenthümer  des  Wagens,  der  Pferde,  der  sonstigen  Thiere 
hat  das  Recht,  dieselben  durch  Ausgleichung  des  entstandenen  Scha- 
dens aus  den  Händen  des  Verletzten  zu  lösen,  sie  zu  „entweren“, 
zu  „entledigen.“ 

Er  haftet  persönlich,  in  Höhe  des  vollen  Betrages  des  angerich- 
teten Schadens,  wenn  er  nach  erlangter  Kenntniss  von  der  Ver- 
letzung die  schadenden  Thiere  in  die  Were  aufnimmt  bezw.  weiter 
in  derselben  behält.’2) 


tf  ile  tragendryrer  nicht  schuldich  den  schaden  In  Itetaelen,  dann  alleine  de  here 
van  dem  peerde.“  — Vgl.  daselbst  I cap.  89;  Rev.  Lüb.  Recht  IV  tit.  111  3. 

1#)  Vgl.  die  in  Note  18  angegebenen  Rechte. 

**)  — „unde  werdet  des  mannes  perde  oder  ossen  hestedeget  in  der  hant- 
haften dat  (Ssp.  II  40  § 4);  beschreyct  an  der  handhafttigenn  that  (l’urg. 
Rbuch  IV.  15);  Mageburger  Blume,  Lüneburger  Stadtr.  (vgl.  Note  18);  — be- 
stedeget  in  der  bantbarten  dat  nute  mach  man  dal  getiighen  (.Ssp.  II  40  § 4); 
vnde  mag  das  gezuyen  also  recht  ist  (Purg.  Rbuch  IV.  15)  — vgl.  zur  Erläuterung 
Rbuch  nach  Distinct.  II.  8.  9:  „louckent  aber  ihener  (der  Eigenthümer  des  ge- 
pfändeten Thieres)  des  schaden,  den  musz  her  sich  entsagen  mit  seyme  eyde,  — 
oh  der  schade  mit  guten  tuten  nicht  geachtet  is  unde  heiciset  teert."  (Dazu  Wilds, 
Pfändungsreeht , in  der  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  I S.  970  N.  352). 

**)  Zu  den  Quellenstellen  in  Note  18  vgl.  noch  Ssp.  II  40  tjS  1.  2,  welche 
Herti,  Mittelalter).  Gestade  - Rechtsverhältnis»*'.  4 
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Das  Recht,  durch  Dcreliction  der  Haftung  zu  entgehen,  steht 
dem  Eigenthümer  nach  einzelnen  Rechten  auch  noch  nach  erhobenem 
Entschädigungsansprüche  zu:  er  wird  von  jeder  weiteren  Haftung 
frei,  wenn  er  das  Thier  nach  angestellter  Klage  preisgiebt. 

Goslarische  Statuten  (an  der  oben  abgebrochenen  Stelle): 
queme  aver  dat  ve  oder  de  perde  cmvcch,  uiule  Je  kleghere  den 
scaden  orkundeliken  beklaghetle  uppc  der  were,  dar  dat  ve  oder  de 
perde  körnen  weren,  beide  man  dat  dar  na  over  nacht,  in  des  weren 
dat  were,  de  moste  den  scaden  irlcghen  na  rainno  oder  na  rechte. 

Trotz  der  Befriedigung  des  Beschädigten  durch  den  Eigen- 
thümer wird  an  der  ursprünglichen  Verhaftung  des  flüchtigen 
Dienstboten  festgehalten.  Er  bleibt  dem  in  Anspruch  genommenen 
Dienstherrn  regresspflichtig  und  wird,  weil  er  der  Verantwortung  sich 
entzogen,  mit  der  Acht,  der  Verfestung  verfolgt.*3) 

Es  fehlt  indessen  nicht  an  Quellenzeugnissen,  in  welchen  der 
Dienstherr  für  den  unter  Aufsicht  des  Gesindes  verursachten  Scha- 
den in  erster  Linie  verantwortlich  gemacht  wird.  Man  hält  sich  an 
ihn  als  den  Eigenthümer  — „man  volgt  der  vur“,  „geht  dem  gc- 
schirr  nach“  — , gewährt  ihm  seinerseits  Regress  gegen  das  schul- 
dige Gesinde. 

Weisthum  für  Maikammer  (Grimm  VI  S.  418): 

Wan  einer  ein  ainung  — brechen  thuet,  er  sei  sohn  oder  dinst- 
kneeht , ist  von  alter  herkommen , das-  man  der  ainung  halber  dem 
geschirr  nachgehet. 

Stadtr.  von  Moringen  (Zeitschr.  für  Rg.  VII.  S.  297): 

Eff  eyn  borger  mit  sinem  wagen  vnd  perde  evnen  anderen  bor- 
ger  sin  queck  dar  nedder  vore,  dem  de  wagen  vnd  perde  hört  vnd 
to  husz  gat,  de.  is:  plichtich  dem  dat  queck  vordarvet  des  queckes 
plichte  to  antworden.  ließt  he  knechte,  dar  den  wagen  geforl  hed- 
den  — dar  mach  he  mit  sinem  rechte  einen  schaden  wedder  ane 
solcen. 

Die  principiclle  Verhaftung  des  Eigenthüincrs  spricht  auch  das 


den  allgemeinen  Grundsatz  in  aller  Schärfe  aussprechen.  Auch  Htobbc,  Hand- 
buch, S.  4M  f. 

*’)  So  gewähren  die  Goslar.  Stat.  (S.  44  Zlc.  5 — 11)  dem  Dienstherrn, 
welcher  belangt  worden  war,  Regress  gegen  den  geflüchteten  und  zurückkehren- 
den  Dienstboten  — „wanne  he  deno  hebben  mach  to  rechten  antwarde,  in  des 
hode  de  perde  weren,  do  so  den  scaden  deden,  de  mnt  eme  den  scaden  irleghen, 
dar  he  de  perde  mede  untwnrren  he/t,  oder  ho  mot  sich  des  vntsculdigcn  of  he 
mach.“  — Die  Verfestung  sprechen  aus  die  Stadtrechte  von  Lüneburg  Art.  97, 
Augsburg  Art.  94  und  ein  Magdeburger  Schöflenurtheil  für  Stendal  (Hehrend 
XVII  S.  77). 
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Wiener  Stadtreeht  Art.  150  (Schuster  S.  133)  aus:  Es  verleiht  der 

Herr  Wagen  und  Pferde  und  sendet  seinen  eigenen  Knecht  mit: 
allen  den  schaden,  den  sein  ehnecht  an  derselben  vort  mit  wa- 
gen oder  mit  rossen  tuet  — den  mue*  sein  herre  pessem. 

Und  so  trügt  die  Gefahr  der  Fahrt  der  Entleihende,  wenn  es 
dessen  Knecht  gewesen  war,  der  den  Wagen  geführt  hatte: 
ist  aver  daz  der  ehnecht  doniit  vert,  dem  ros  und  wagen  ge- 
liehen ist,  so  mue*  derselb  herre  allen  den  sehaden  pessern,  der  do- 
von  geschiecht. 


§ 8. 

Verpflichtung  des  Dienstherrn  aus  Rechtsgeschäften  des 
Gesindes.  Verpflichtungsfähigkeit  des  Gesindes. 

1.  Die  von  dem  Gesinde  für  Rechnung  des  Herrn  eigenmächtig 
geschlossenen  Rechtsgeschäfte  gelten  als  unter  der  stillschweigenden 
Bedingung  eingegangen,  dass  sie  von  dem  Herrn  ratihabirt  werden. 
Sie  sind  gültig  oder  ungültig,  je  nachdem  der  Herr  die  Genehmigung 
erthcilt  oder  versagt. 

Hamburger  Stadtr.  1270  IX.  18  (Lappenberg  S.  56): 

En  knecht  ne  mach  nen  gud  uppe  enen  kopen,  de  hexe  geue  eme 
Irene  darup,  so  wat  he  koft,  dat  he  dat  gehlen  willc. 

Lübecker  Stadtr.  L 71  (Hach  S.  207): 

Si  servus  aliquis  couductitius  res  alicujus  vendiderit  et  dominus 
rei  venditionem  non  approbaverit,  servus  iuramentum  praestabit,  quod 
emptorem  certificare  non  valucrit,  et  sic  servus  evadet  et  dominus 
res  suas  reripiet. 

Brunner  Schöffenb.  cap.  277  (Rössler  II  S.  127): 

Si  famulus  res  domini  eo  ignorante  vendiderit,  dominus  venditionem, 
si  ipsam  ratam  habere  noluerit,  revocabit,  nec  emtor  vendentem, 
quod  de  re  tali  eum  potentem  faciat,  cum  vemlitio  nulla  fuerit,  com- 
pellere  potent  via  juris.*) 

')  Hamburger  Stadtr.  1292  M.  15,  1497  F.  5 (Lappenberg  S.  148,  234); 
Lübecker  Stadtr.  1L  llfi,  III.  15  (Hach  S.  207,  384);  Bremer  Stat.  1303  Ord.  96, 
1428  Art.  45,  1433  Art.  81  (Oelriehs  S.  123,  341,  485);  Stat.  Rigensia  Art.  120, 
Verdcnsia  Art.  73,  Stadensia  (Pufendorf  III  App.  S.  263,  1 App.  S.  102,  S.  204).  — 
Nach  einzelnen  Handschriften  des  Hamburger  Stadtrechts  haftet  dem  Dritten, 
wenn  der  Herr  das  ohne  seinen  Auftrag  geschlossene  Geschäft  nicht  ratihabirt, 
das  contrahirendc  Gesinde.  (Zweiter  und  dritter  Codex  bei  Brokes,  Hach  zu 
III  b.  369  Anm.  6 S.  527):  „koefl  he  (sunder  sines  heren  willen  efte  breve) 
dal  mol  he  suluen  helaleu" 

4* 
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An  den  zur  Ausübung  des  Dienstes  ihm  übergebenen  Sachen 
steht  dem  Gesinde  kein  Besitzrecht  zu.  Es  vermag  folgeweise  nicht 
durch  eigenmächtige  Veräusse rangen  rechtlich  geschützten  Besitz 
auf  Dritte  zu  übertragen.  Der  Vindication  kann  der  erwerbende 
Dritte  nicht  wirksam  entgegentreten*),  da  sein  Besitz,  mag  der  Er- 
werb redlich  oder  unredlich  geschehen  sein,  ein  fehlerhafter  ist. 
Die  Klage  kann  schlicht  angestellt,  sie  kann  unter  Anefang  erhoben 
werden.  Ausdrücklich  werden  Veruntreuungen  der  Hausgenossen 
dem  Verluste  durch  Raub  und  Diebstahl  gleichgestellt. 

Augsburger  Stadtr.  Art.  138  (Meyer  S.  220): 

Swaz  ein  ehalte  versetzet  siner  herschefte  irs  gutes  oder  sust  uz 
treit,  wo  *i  daz  vindent,  duz  xol  man  in  t eitler  geben  ane  schaden,  in 
swelhe  hant  daz  kumt. 

Rbuch  nach  Distinct.  IV.  42.  1 : 

Von  rechte  sal  man  keyn  gud  anefangen  wen  dubing  gud  adder 
gcroubet  gud  adder  giul  daz  eyn  gesinde  si/me  herren  r bei  zeu  brrn- 
gen  adder  siner  frawen.8) 

Für  die  Verpflichtung  zur  Restitution  irrelevant,  ist  die  Art  des 
Erwerbes  für  die  Frage  der  Verantwortung  der  Verluste  und  Be- 
schädigungen, von  welchen  das  Herrengut  in  Händen  des  dritten 
Besitzers  getroffen  wird,  nicht  ohne  Bedeutung.4) 

Das  veruntreute  Gut  wird  nach  einzelnen  Rechten  gegen  eine 
geringe,  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  der  Sache  stehend  normirte 
Geldsumme  aus  den  Händen  des  dritten  Besitzers  gelöst.  Wir 
werden  in  dem  symbolischen  Lösegelde  die  Erinnerung  an  eine 
strengere  Haftung  des  Hausherrn  für  Rechtsgeschäfte  der  Unter- 
gebenen, wie  sie  für  das  ältere  Recht  nicht  unwahrscheinlich  ist 
und  auch  in  der  späteren  Zeit  hier  und  da  begegnet,  sehen  dürfen. 


*)  In  der  Glosse  (Ssp.  III.  6 § 1)  wird  die  entgegengesetzte  Ansicht,  dem 
(trafen  Hoyer  von  Valkenstein  zugeschrieben  — „aber  graff  Hoyer  vonn  Fal- 
ckensteyn  der  wolt,  das  ehs  der  herro  solde  klagen  auf!  den  knecht“  — , zurück- 
gewiesen. 

*)  Ssp.  III  6 § 1;  Dsp.  Art.  206;  Swsp.  Art.  209;  Magdeb. -Görlitz  Art.  89; 
System.  Schöffcnr.  III.  2.  43;  Kulm.  Recht  IIL  80;  Rbuch  nach  Distinct.  IV. 
36.  4,  IV.  42.  4;  Stadtr.  von  Gotha  Art.  102  (Ortloff  II  8.  332);  Stadtr.  von 
Salzwedel  § 82  (Gengier  S.  405);  Goslarische  Stat  (Göschen  S.  99);  Stadtr.  von 
Prag  Art.  119  (Rössler  I S.  136);  Salfeldische  Stat  Art.  12  (Walch  I S.  17); 
Stadtr.  von  Leutcnberg  § 12  (Michelseu,  Rechtsdenkmale,  S.  427);  Bair.  I.andr. 
XXII.  274;  Rbuch  Ruprechts  von  Freys.  I cap.  171;  Rbuch  von  Memmingen 
46.  2 (v.  Freyberg  S.  312);  Stadtr.  von  Augsburg  Art.  130  S.  215;  Rechtsürief 
der  Bürger  von  Zürich  Artt.  39.  40  (Archiv  für  9chw.  üesch.  V.  S.  248). 

•)  Vgl.  über  die  subsidiäre  Haftung  des  dritten  Besitzers  ij  9 No.  1. 
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Stat.  von  Nortlhauacn  Art.  147  (Förstemann  III  Heft  2 S.  29): 
Vorspelt  eines  tuannes  knecht  eines  herren  dinge*  icht,  daz  sal 
iene,  des  is  ist,  vszy  vf  den  heiligin,  ab  he  wil,  ab  hez  ieme 
nicht  gelegin  het,  ende  sal  daz  sine  mit  sechs  phenningen  lose. 

Willkür  der  Sachsen  in  dem  Zins  (Michnay-Lichncr  Art.  51 
S.  229): 

Ab  eines  erbaren  manne*  sone  ader  sein  knecht  mer  vorsjtilt, 
wenn  er  pfennig  hette,  und  dorzu  sein  gewant  vorspilt,  das  er 
an  hette,  vnd  er  mer  pfant  seinem  spiler  sezt:  wir  wellen,  das 
des  jungen  vater  ader  des  knechtes  herr  das  getraut  mit  drei  gro- 
sclteii  gelösen  mag,  das  pfant,  trelcherley  das  sei,  mit  sechs  groschen 
mag  lösen. 

Noch  in  der  Zeit  der  Rechtsbücher  macht  den  Herrn  für  die 
durch  das  Gesinde  cingcgangcnen  Verpflichtungen  und  vorgenom- 
menen Veräußerungen  unbedingt  verhaftbar  das  fränkische  Kaiser- 
recht  H cap.  29: 

Ein  iglich  knecht,  den  der  here  gedinget  hat  zu  dienst  vnd  hat 
sin  gewalt  sins  gescheites,  der  mag  im  sin  varndes  gut  veruzzern, 
ab  er  wil  unrecht  tun,  daz  ez  der  here  enbem  rnttz;  er  mag  auch 
im  schulde  machen  zu  den,  die  im  borgen,  daz  er  sie  gelten  nutz .*) 

Spätere  Gesetze  strafen  diejenigen,  welche  ohne  Wissen  des 
Herrn  mit  Hausangehörigen  contrahiren  und  Sachen  an  sich  brin- 
gen, von  welchen  sie  nicht  die  Gewissheit  haben,  dass  es  eigene 
Sachen  des  Veräusscrnden  seien. 

Weisthum  von  Langenlonsheim  (Grimm  II  8.  155): 

Welcher  etwas  kaufft  vmb  eineB  frawen,  kinder,  knecht  oder  ge- 
sind,  da  der  man  tut  teiessens  etnb  hette,  die  straf  ist  j.  fl. 

l)  Nicht  ohne  Interesse  sind  die  Argumentationen  des  itochtsbuehes : „Ein 
iglich  man.  der  gutes  hat  zu  pflegen,  vn  auch  gesindes,  maegede  vnd  knechte, 
bedarf,  der  sal  sich  fursehen,  daz  er  sulche  knechte  gewinne,  daz  er  hewart  sg. 
Ein  man  mocht  sprechen:  min  knecht  moht  viel  geborget  bau,  des  ich  nit 
gelten  wil,  oder  mag  mins  gute*  vil  enweg  gegeben  han,  dez  ich  nit  hongen 
wil  — : wan  daz  mag  den  heren  nit  beschirmen,  er  muz  verlorn  han,  was  der 
knecht  sins  farndeu  gutes  hat  enweg  geben  vn  waz  er  hat  geborget  in  dez  bereu 
dienst,  da  er  sin  pfleger  was  vn  in  sime  borgeden  waz.  Sint  gese.  stet  in  des 
riches  recht:  wem  der  keiser  sinen  gewalt  beuilhet,  der  ist  an  des  keisers  stat. 
Auch  stet  gesc.  in  des  riches  recht  amlcrswa : ir  indient  sehen,  wem  ir  uweni  ge- 
walt heuelhet , daz  sie  recht  vam,  daz  wirs  icht  schaden  geirinnen.'*  — Fiir  da* 
ältere  Recht  behauptet  die  unbedingte  Verantwortlichkeit  de*  „an  der  (Spitze 
der  ökonomischen  Gemeinschaft  des  Hauses“  Stehenden  fiir  Rechtsgeschäfte  der 
seinem  Hause  angehörenden  Personen  in»  Gegensatz  zu  der  herrschenden  An- 
sicht Schuster  ( Das  Spiel , seine  Entwickelung  und  Bedeutung  im  deutschen 
Recht,  1878,  S.  27  fl'.),  ohne  indessen  einen  überzeugenden  Beweis  zu  erbringen. 
Vgl.  Konrad  Maurer,  kritische  Viertcljahrsschr.  II  Heft  2 1879  S.  212  ff. 
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Landesrügung  zu  Glanck  Art.  17  (Siegel -Tomaschek  S.  114): 

Item  »oll  keiner  von  »eine»  nachborn  echalten,  kneclit  oder  dür- 
nen,  nicht  kaufen,  er  wiisz  dann  wol,  da»  solche»  ir  sei,  bei  der 
straff.*) 

2.  Die  Verpflichtungsfähigkeit  der  wirthschaftlich  unselbstän- 
digen Personen,  der  Hausfrauen,  Haussöhnc,  des  Hausgesindes,  wird 
in  den  mittelalterlichen  Rcchtsquellcn  ganz  allgemein  beschränkt. 

Nur  bis  zu  einem  minimalen  Betrage,  dem  Werthe  der  eigenen 
Kleidung  oder  eines  Theiles  derselben,  dem  Belaufe  einer  unbedeu- 
tenden Geldsumme,  der  Höhe  des  verdienten  Lohnes  werden  die  * 
von  ihnen  eingegangenen  Verpflichtungen  als  mit  rechtlicher  Wirk- 
samkeit eingegangen  betrachtet. 

Iglauer  Stadtr.  Art.  65  (Tomaschek  S.  256): 

Kaynes  manncs  sun,  knecht  oder  frewnt,  der  sein  prot  ist  oder  »ein 
gewant  treit,  mak  nicht  mer  im  vorspilen,  denn»  wo»  er  enter  seinen 
(jurtil  heheldet.  Und  wer  an  ym  mit  cczlichem  spile  gewinnet,  der 
wirt  nischnicht  behaben. 

Stat.  von  Landshut  1279  Art.  18  (Gaupp  I S.  154): 

Nullus  fidejubebit  filio  vel  servo  civis,  nisi  i/uantwn  scann  in  jxt- 
rata  pecunia  liabuerit  vel  extra  cingulutn  tenuerit  in  vestita. 

Pantaiding  zu  Amstettn  1543  § 15  (Archiv  XXV  S.  85): 

Es  ist  auch  vnser  recht,  das  ein  wiert  unsern  knehtn  vnd  dienern 
nit  mer  porgen  sol  dan  vmb  l'i  phening. 

Eltvillcr  Schüffenurthcil,  15.  Jahrh.,  (Lörsch -Schröder,  Urkun- 
den zur  Geschichte  des  deutschen  Kcchts,  Nr.  300  S.  216): 

auch  mag  dekein  knabc  eins  meinsters  gut  Verliesen  /teer  dan  sin 
lone,  darumb  er  gedingt  ist,  als  ferre  er  noch  rnbezalt  stat. 

Regelmässig  wird  in  den  Verboten  auf  Spiel-  und  Zechschulden 
Bezug  genommen;  doch  ist  die  Verpflichtungsunfähigkeit  auf  diese 
allein  nicht  beschränkt.’) 


*)  Freiheit  der  Stadt  Regensberg  1501  (Grimm  I S.  85);  Stadtr.  von 
Lncern  Art.  182  (Zeitsehr.  für  «chw.  K.  V.  S.  85). 

’)  Sachs.  Weichbildr.  Art.  104  (lateinische  Kcccnsion,  v.  Daniels -v,  Gruben 
S.  158);  Kbuch  nach  Distinct.  IV.  36.  7,  IV.  38.  8;  Kcehtsbrief  für  l’ritzw&lk 
tj  13  (Gcnglur  S.  364);  Stat.  von  Rudolfsladt  1404  § 8 (Michelsen,  Rechtsdenk- 
nialc,  S.  215);  ßrünner  Stadtr.  1243  Art.  27,  Stadtr.  aus  dem  14.  Jahrh.  Art.  68, 
Schüflcnb.  cap.  484  (Rössler  II  S.  352  , 360  , 226);  Wiener  Stadtr.  Artt.  40.  50 
(Schuster  S.  66  f.);  Rcclitsbr.  fiir  Ruin  1332  § 12  (Genglcr  S.  365);  Hofmark- 
recht zu  Essenbach  § 22,  Dorfr.  von  Althcim  i;  25  (Grimm  VI  S.  120,  S.  123); 
Banntaidingc  zu  Waidhofen  8 45,  zu  Ampach  § 11,  Mauttern  § 18  (Archiv  XXV 
S.  62,  S.  82,  S.  123).  — Vgl.  auch  Schuster,  Das  Spiel,  S.  117  fl'. 
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§ 9. 

Haftung  des  Gesindes  dem  Herrn,  des  Herrn  dem  Gesinde 

gegenüber. 

I.  Haftung  des  Gesindes. 

a.  Die  «einer  Obhut  an'vertrauten  Sachen  ist  da«  Gesinde  sorg- 
• sam  und  achtsam  zu  wahren  verpflichtet  — „alle«  dasjenig,  so  im  «ins 
dinsts  wegen  linder  sinen  handt  gegeben  und  zu  bewaren  bevollen, 
yedir  zitt  triilichcn  gewarten  und  wol  versehen.“  Eis  haftet  für  Ver- 
luste und  Beschädigungen,  die  es  durch  Arglist  und  Fahrlässigkeit 
herbeigeführt  hatte. 

Rbuch  Ruprechts  von  Freys.  § 63  (Westenrieder  S.  171): 

Es  maecht  ein  chnccht  seinem  hcren  oder  seiner  frawen  wol  guclt- 
hneftich  werden  vm  allez  daz  guct,  daz  er  in  vergamlost  mit  un- 
besicht:  wan  swaz  man  im  antwertt,  daz  sol  er  wider  antwertten. 

Stadtr.  von  Wien  Art.  45  (Schuster  S.  65): 

Chiimpt  der  herrc  — und  erzelt  solchen  schaden,  den  er  von  des 
chnechtes  oder  von  der  diern  vnbeschaidenheü  vnd  vnpisichticha.it  ge- 
nuinen hab  — daz  siecht  er  in  alles  ab  mit  recht  an  irni  Ion.1) 

Verluste  und  Beschädigungen,  die  ohne  Verschulden  des  Ge- 
sindes „von  siner  herrschaft  wegen  und  an  ir  arbait“  cingetreten 
waren,  trägt  der  Dienstherr,  nicht  das  Gesinde.  Durch  die  eidlich 
erhärtete  Versicherung,  dass  es  bei  Ausübung  des  Dienstes  das 
herrschaftliche  Gut  „gern  bewart“,  dass  es  „sin  meister  das  best 
vnd  wägst  gethan  hette“,  befreit  sich  das  in  Anspruch  genommene 
Gesinde  von  der  Pflicht  zum  Ersätze  des  entstandenen  Schadens. 

Die  Ersatzverbindlichkeit  ist  eine  unbedingte,  wenn  der  Dienst- 
botc  die  ihm  anvertrauten  Sachen  fremdem  Interesse  dienstbar  ge- 
macht, sei  cs , dass  er  sie  zu  eigenem  Vortheil  — „von  sein  selbs 
wegen“  — gebraucht,  sei  cs,  dass  er  ihre  Benutzung  dritten  Per- 
sonen überlassen  hatte. 

Bairisches  Landr.  XXII.  276: 

Ritt  oder  fuer  ein  chnccht  auz  emb  sein  selbe  gesehaeft  an  seins 
herren  willen  mit  seins  herren  pfaerden  vnd  verlur  er  ims  oder  ge- 
schaech  im  dhain  schad  dar  an,  der  sol  ez  dem  herren  gelten. 


')  Rbuch  Ruprecht»  von  Frey*.  § (>2  (Westenrieder  S.  170);  Westerwolder 
Landr.  13,  24  (v.  Richtholen  S.  270);  Ocfundeordnuug  zu  Königsbriick  13. 
14,  42,  öt»  ( Jluue  1 S.  184  — 88);  Ordnung  zu  Thiurhaupteu  7 (Grimm  VI 
S.  200);  Landb.  v.  Schwyz  iKothiug  S.  142 — 43). 
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Rbuch  Ruprecht«  von  Frey«.  § 62  (Westenrieder  S.  170): 
Auch  sol  der  chnccht  seines  meisters  ros  oder  vich  oder  mit  was 
er  vmget  in  guter  huct  haben;  wann  daz  der  chnccht  ein  pfaerd 
naem  an  sein«  Zieren  vrlaup  vnd  lieh  is  einem  andern  — waz  im  da 
geschacch,  daz  muest  der  chnecht  gelten,*) 

Es  haftet  dem  Herrn  für  allen  ihm  erwachsenen  Schaden  der 
entleihende  Dritte,  wenn  von  dem  Gesinde  Ersatz  des  Schadens 
nicht  zu  erlangen  ist: 

ez  wer  denn,  daz  «ein  der  chnccht  nicht  ze  gelten  hict,  so  muest 
is  der  gelten,  der  is  entnomen  hiet. 

Er  haftet,  wenn  und  weil  er  es  gewusst  hat,  das«  die  ihm  hin- 
gegebenen  Sachen  fremde  seien,  die  nicht  der  Disposition  des  Ge- 
sindes unterstehen: 

daz  ist  darvm  gesetzet,  tcan  er  t col  west,  daz  is  seines  meistere  was 
vnd  nicht  des  ehneehts  zue  der  zeit,  vnd  er  is  entnam  — ditz  recht 
haben  alle,  di  guct  hin  leihent,  daz  ir  nicht  ist. 

Er  wird  der  Haftung  ledig,  wenn  er  schwört,  das«  ihm  da« 
mangelnde  Verfugungsrccht  des  Gesindes  unbekannt  gewesen  war: 
sich  mug  denn  der,  der  is  entnomen  hat,  mit  seinem  aül  davon 
nemen,  daz  er  is  dafucr  hiet,  daz  is  ze  der  zeit  ienes  wer,  da 
von  er  is  entnomen  hat,  so  ist  er  ledich  von  dem,  des  is  gewesen  ist. 

Die  Geltendmachung  der  Ersatzansprüche  suchen  einzelne 
Rechte  zu  erschweren  und  auf  eine  kurze  Frist  zu  beschränken. 

So  wird  im  Landbuchc  von  Schwyz  (Kothing  S.  142)  gegen 
die  Regel  dem  Dienstboten  das  Beweisrecht  crthcilt,  auch  wenn  der 
Dienstherr  „im  mit  gnugsamer  kuntsclnift  besetzen  wellte',  das  er 
im  das  sin  mutwillentlich  verwnrloszet  hette“.  Der  Beweis  wird 
durch  den  alleinigen  Eid  erbracht: 

wardt  allwegen  dem  kneeht  ein  eydt  erkennt  zu  thun,  das  er  sim 
meyster  das  best  vnd  wägst  gethan  hette,  damit  sollt  er  sin  Ion 
wol  bezogen  han.  *) 

So  konnte  in  Dithmarschen  die  Ersatzklage  nur  während  der 
Dauer  des  Dienstverhältnisses  und  einer  kurzen  Zeit  — der  Frist 
von  acht  Tagen  — nach  Entlassung  des  Gesindes  angestellt  werden. 
Dithm.  Landr.  1539  Art.  187  (Jlichelscn  S.  151): 
weret  sakc,  dat  dar  we  sinem  volste  schult  geue  vmme  jenich 

*)  Freysinger  Stadtr.  (v.  Freyberg  V S.  220). 

*)  Geändert  durch  die  RathsbosohlüsBc  von  1520  und  1613  (Kothing 
iS.  142 — 43):  „cs  sol  an  einem  ersamen  gricht  zu  erkhenen  sfahn,  ob  die  saeh 
dem  dienst  oder  dem  klagenden  mcister  an  einen  eydt  crtheilt  solle  werden 
nach  gestalt samme  der  Sachen.“ 
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gud,  dat  cm  entwent  were,  dal  schal  he  don,  toan  dat  volste  mit 
em  an  einem  hrode  ist,  edder  achte  daghe  danui,  also  dat  volste  von 
em  geyt. 

Später  erhobene  Ansprüche  werden  zurückgewiesen : 

Na  dem  dage  schal  de  wert  dar  neue  klage  uphenen.  4) 

Noch  enger  begrenzt  den  Zeitraum  das  kleine  Kaiserrecht. 
Der  Klage  wird  nur  Folge  gegeben,  wenn  sie  unmittelbar  nach  der 
Beschädigung  angestellt  worden  war.  Der  Herr  verliert  den  Er- 
satzanspruch, wenn  er  nach  erlangter  Kenntniss  von  dem  angerich- 
teten Schaden  das  Gesinde  weiter  im  Dienste  behält. 

Keyserrccht  H.  30: 

Auch  cnmag  der  herre  den  knecht  nit  beclagen  vm  den  schaden, 
den  er  tut,  den  der  meister  i ceiz  vn  in  darnach  heldet.  Sint  der  kei- 
scr  gesprochen  hat:  die  uch  schedlich  sin,  die  sult  ir  lazzen. 

b)  Veruntreuungen  und  Entwendungen  der  Hausgenossen  werden 
nicht  durchweg  den  Grundsätzen  unterworfen,  denen  widerrecht- 
liche Aneignung  und  Entziehung  fremder  Sachen  der  Regel  nach 
unterstellt  waren.  Die  Gemeinschaft  des  häuslichen  Herdes  hat 
auf  Verfahren  und  Strafzumessung  modificirend  cinge wirkt. 

Die  Delicto  der  Hausgenossen  unterstehen  nicht  überall  un- 
mittelbar der  öffentlichen  Strafgewalt:  die  obrigkeitliche  Verfolgung 
und  Bestrafung  der  Schuldigen  wird  bald  zurückgewiesen,  bald  von 
dem  Anträge  des  Hausherrn  abhängig  gemacht. 

Brünner  Schöffenb.  cap.  535  (Rössler  II  S.  250) : 

Fnrta  dornest ica,  si  leviora  sunt,  publice  jndicanda  non  sunt,  nec 
adrnütenda  est  htijusmodi  accusatio. Ä) 

Lübecker  Stadtr.  II.  83  (Uffenbach’schcr  Codex,  Hach  S.  285 
Note  8): 

Stelt  ok  jenich  def  sinem  rechten  heren  boucn  vier  uz,  f eil  he  ene 
richten  laten,  zo  henghet  me  ene  bouen  de  andere  deuc. 

Auch  nach  bairischen  Rechten  wird  das  Gesinde  nicht  gegen 
den  Willen  des  Herrn  öffentlich  gestraft. 

Bairisches  Landrecht  II.  32: 

Vindet  ain  man  oder  ain  frawe  in  irem  haus  hausgeract,  daz  in 
verstoln  oder  ab  dem  weg  getan  wacr  von  iren  ehalten,dcz  mugen 
si  sich  underwinden  vnd  haimen  an  daz  gericht  in  selb  an  schaden. 


•)  Uebercinstinimend : I.amlr.  von  1567  Art.  83  § 1 S.  87;  nach  dem  f.and- 
rcehtc  von  1447  soll  die  Klage  „ binnen  jar  vnd  daghe  “ angcstcllt  werden 
(Michclsen  § 60  S.  22). 

*)  — „ut  si  servus  a domiuo  et  libertus  a patrono,  in  cujus  domo  moralur, 
vt-I  merconarius  ab  eu,  cui  operaa  suas  locaverat,  ofl'cratur  ijuacstioni,“ 
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Ob  si  den  «halten  furbaz  haben  tcellent,  das  taugen  si  wol  tuon.  ®) 

Der  Richter  hat  keinen  Anspruch  auf  die  verwirkten  Straf- 
gelder, wenn  der  Herr  das  Gesinde  im  Dienste  behält  und  nicht 
selbst  ausscrgerichtlicb  von  dein  Schuldigen  Geld  oder  Gut  sich 
hat  entrichten  lassen. 

Bair.  Landr.  H.  32: 

Und  ist,  daz  der  herre  oder  die  frawe  mit  dem  ehaltcn  nicht  ab- 
dinget  vnd  dhainerlag  guot  dantmb  nement,  haindeich  oder  offetileich,  7) 
so  sol  der  richter  dhain  puozz  auch  dar  inne  haben;  geschacch 
aber  cs,  so  sol  der  richter  gen  dem  ehaltcn  sein  puozz  haben.  *) 

Für  die  Classification  der  Diebstähle  nach  dem  Werthe  der 
gestohlenen  Sachen,  die  Eintheilung  in  grosse  und  kleine  Diebstähle, 
wird  hier  und  da  an  Stelle  fest  normirter  Geldsummen  ein  eigener 
Factor  massgebend:  die  Höhe  des  zwischen  der  Herrschaft  und 
dem  Gesinde  vereinbarten  Lohnbetrages.”) 

Ja,  es  scheinen  Entwendungen  unter  dem  Betrage  des  verdienten 
Lohnes  nicht  überall  als  strufbare  Handlungen  betrachtet  worden 
zu  sein. 

Gesetze  des  westerlauwcrschen  Fricslandes  (Hattema,  jurispru- 
dentia  Frisica,  II  p.  194): 

Aen  kneppa  moet  syn  hera  syn  eesna  off  stellst  ende  naet  meer. 
Hw'eerso  ceu  kneppa  syn  hera  gued  ontstcllt,  so  schel  hyt  twyschet 
ieldc.'” 

Elt viller  Schöffcnurtheil  (Lörsch-Schröder  No.  300  S.  216): 
auch  mag  dekein  knabe  seins  meinsters  gut  Verliesen  lieer  dan  ein 
lone,  darvmb  er  gedingt  ist,  ah  ferre  er  noch  vnbezalt  Hat. 

Die  Strafen  sind  da,  wo  die  Vergehen  zur  öffentlichen  Bestra- 
fung gelangen,  die  regelmässigen  Delictsstrafcn.  Doch  werden  ver- 

*)  Vgl.  Wildn,  Strafrecht,  S.  905:  „Der  Diebstahl  sollte  nicht  ungestraft 
bleiben.  Kiner  schweren  Verantwortlichkeit  machte  sieh  schuldig,  wer  seinen 
eigenen  Dieb,  nachdem  er  ihn  gefangen  hatte,  ohne  ihn  dem  Kichter  überant- 
wortet zu  haben,  entliess.“ 

’)  Wild«,  Strafrecht,  S.  905:  „Es  war  dem  Bestohlenen  (um  dem  Richter 
die  Brücho  zu  sichern)  untersagt,  mit  dem  Diebe  ohne  Wissen  des  Gerichts 
einen  Vergleich  zu  schliessen.“ 

*)  Vgl.  ferner:  Freysinger  Stadlr.  (v.  Freyberg  V S.  168);  Stadtr.  von 
München  Art.  64  (Auer  S.  27);  Ruprechts  Rbuch  II  cap.  80. 

•)  Rügianischer  Laiulgebr.  tit.  240  S.  225:  Stelt  ein  bade,  maget  edder 
knccht,  sinen  brodthern  so  veele  alsz  de  here  em  vor  den  dienst  tho  lohne  schole 
geven:  men  hengot  den  deilf  bouen  alle  deve.  Stele  he  overst  ringer,  he  loset 
den  halsz,  wo  hc  mündig,  sonst  stuepet  men  en.  — Vgl.  daselbst  8.  226. 

'")  Bei  v.  Richthofen  8.  419  Anm.;  vgl.  dio  daselbst  im  Textu  § 32  ge- 
gebene Recension  des  westerlauwcrschen  Gesetzes. 
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einzclt  singuläre  Bestimmungen  getroffen,  bald  mildere,  bald  etren 
gere  Strafen  gesetzt.") 


IL  Haftung  des  Herrn. 

a.  Den  Schaden,  welchen  das  Gesinde  in  Ausübung  des  Dienstes 
an  Leben  oder  Gesundheit  erleidet,  ist  der  Herr  zu  ersetzen  nicht 
verpflichtet.  Er  hat  den  vollen  flir  die  bedungene  Zeit  versprochenen 
Lohn  zu  entrichten,  ohne  einer  weitergehenden  Haftung  unterworfen 
zu  werden. 

Bcchtsbrief  für  Pritzwalk  1256  (Gengier  S.  364): 

Si  serviens  pro  precio  in  servieio  domini  sui  perdit  vitam  suum, 
dominus  non  tenelur,  nisi  ut  persoleat  precium  ipmrn. 

Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  5 (Lappenberg  S.  48): 

Is  een  man  in  enes  manne«  dencstc  vnde  schut  eme  wat  van  un- 
gelucke  an  eynem  lyuc  ofte  an  silier  sunt:  de  here  schal  is  hlyuen 
ane  schaden  vnde  ane  schult.  Mer  he  schal  eme  geven  syn  mdle  Ion.'“) 

Vereinzelt  wird  nur  die  Zahlung  des  verdienten  Lohnes  gefordert. 
Lüh.  Recht  II.  170  (Hach  S.  516  Anm.7,  Uffenbach’sclicr  Codex): 
zo  mach  he  cn  ore  r ordenede  Ion  vppe  dat  lif  legghen  — al 
teeren  zee  vordrunken  efte  dot  gheuallen. 

Stadtr.  von  Lüneburg  Art.  100  (Kraut  S.  77): 
schall  he  dem  doden  knechte  sin  locn  bereiden  vp  sin  lif,  dath 
he  vordeneth  hedde,  darmedc  wordc  he  loes  des  brockes  van  gc- 
richte  vnde  aller  klage.13) 

")  Vgl.  einerseits:  Elialtenonlnung  zu  Thierhauptcu  88  8.  18  (Grimm  VI 
S.  200);  Stat.  v.  Frankenbnuscn  1534  (Michelscn,  Hcchtsilenkmale,  S.  487),  von 
1558  IV  Art.  38  (Walch  I S.  348);  andererseits:  Stat.  von  Nordhauseu  (Förste- 
mann Heft  111  Art.  79  S.  61). 

'*)  Hamburger  Stadtr.  1292  K.  5,  1497  F.  7 (Lappenberg  S.  141,  234); 
Stat  von  Stade,  von  Verden  (Pufendorf  I App.  S.  218,  S.  117);  Bremer  Stat. 
1303  Ord.  87,  1428  Art.  44,  1433  Art.  76  (Üelricbs  S.  117,  341,  482);  Uoslarische 
Statuten  (Göschen  S.  47  Zle.  4— 6);  Westerwolder  Landr.  X § 14  (v.  Riehthofen 
S.  270);  Rügiauischer  Landgebr.  tit.  247  S.  232—33;  Hadeler  Landr.  II  tit.  21 
(Pufendorf  I App.  S.  24);  Nordfriesisches  Landr.  Art.  88  (Droyer  S.  522);  Rev. 
Liib.  Rocht  VIII.  11.  — Vgl.  auch  Stobbc,  Vertragsreeht,  S.  286. 

,J)  Wilda,  Strafrecht,  S.  554:  „Es  müssen  diejenigen,  welche  im  Geschält 
und  Dienst  eines  anderen  umgekommen  oder  beschädigt  worden  waren,  von 
diesem  vergolten  werden.“  Die  Quellen  des  späteren  mittelalterlichen  Rechts 
würden  sonach  für  eine  geänderte,  der  Anschauung  der  älteren  Zeit  entgegen- 
gesetzte Auffassung  Zeugniss  ablegen,  den  Arbeitsherrn  nur  für  den  Fall  einer 
ihn  treffenden  Verschuldung  zur  Entschädigung  verpflichtend,  einen  Fortschritt 
zu  rationelleren  Grundsätzen  bedeuten.  Indessen  ist  der  Wilda’sehe  Satz,  wie- 
wohl derselbe  den  allgemeinen  Principicn  des  altgcrmanischen  Rechts  über 
Verschuldung  und  Zurechnung  (Wilda  S,  545  ff.,  552  ff.)  entspricht,  «juellen- 
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Der  Herr  haftet,  wenn  er  in  Anordnung  oder  Leitung  der 
Arbeit  einer  Fahrlässigkeit  sich  schuldig  gemacht,  wenn  ihm  eine 
„vorsumlichkeit“  zur  Last  fällt.14) 

Er  ist  zur  Tragung  der  durch  die  Krankheit  verursachten 
Kosten  und  zur  fortlaufenden  Zahlung  des  Lohnes  verpflichtet,  wenn 
das  Gesinde  durch  das  seiner  Obhut  anvertraute  Vieh  beschädigt 
worden  war.1*) 

Allgemeinen  Grundsätzen  gemäss  hat  der  Herr  den  Tod  des 
Dienstboten  zu  verantworten,  wenn  er  das  Thier,  welches  die  Ver- 


inässig  nicht  gesichert.  In  ilcr  Lex  Rotharis  152,  dem  Einen  Qucllonaussprnche, 
auf  welchen  Wilds  «ich  beruft,  sieht  Stoblie  (Vertragsrecht  S.  289)  die  gerade 
entgegengesetzte  Bestimmung:  die  Lex  Roth.  152  bestimme,  dass  der  Arbeit- 
geber nicht  dafür  cinstcht,  wenn  einer  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit  umknmmt. 
Die  allegirte  Stelle  des  Edictes  — Si  operarius  ab  alio  rogatus  in  opera  mor- 
t uns  fuerit  — lautet:  „Si  quis  operarios  conduxerit  aut  rogaverit  in  opera,  et 
rnsti  faciente  conligeril  unum  ex  ipsis  aut  in  aqua  mori,  aut  fulminc  percuti,  aut 
a vento  arbore  movito  aut  propria  mortc  mori,  non  requiratur  ab  co  qui  con- 
duxit  aut  rogavit:  tantum  est  ut  per  ipsius  fattum  ipii  conduxit  aut  hominibus 
ejus  non  mnrialur.  Et  si  a qnoeunquc  unus  herum  occisus  fuerit  aut  Icsus,  ipse 
cnmponat  qui  oceiserit  aut  leserit.“  Es  werden  dem  Arbeitsherrn  nicht  zu- 
gcrechnet  Tödtungen  und  Verletzungen,  die  zufällig  eingetreten,  durch  Natur- 
ereignisse herbeigeführt  worden  waren.  Es  treffen  den  Arbeitgeber  die  durch 
ihn  und  seine  Leute  verschuldeten,  durch  Fahrlässigkeit  in  Anordnung  und 
Leitung  der  Arbeit  verursachten  Unfälle  und  Beschädigungen.  Ob  das  Gesetz 
in  ersterer  Beziehung  eine  Neuerung  cinfiihrt,  — was  ich  fiir  wahrscheinlich 
halto  — , und  ob  die  Zurückweisung  der  Haftpflicht  auf  die  durch  höhere  Ge- 
walt  bewirkten  Verletzungen  allein  sich  erstreckt,  wird  mit  Sicherheit  nicht  ent- 
schieden werden  können.  — Vgl.  auch  Lex  Koth.  144,  145.  Dass  in  der  letzteren 
Stelle  im  Gegensatz  zu  cap.  152  dem  Arbeiter  „Nachlässigkeit  und  Unvorsich- 
tigkeit“ zur  Last  gelegt  werde  (Wilda  S.  554  Anm.  7),  ergeben  die  Worte  des 
Gesetzes  nicht. 

1 •)  Riigianischer  Landgcbr,  tit.  247  S.  235:  „Vnmucudigcr  baden  moeten 
de  brodtheren  acht  hebben,  dat  sc  de  nicht  ouer  isz,  dar  stroeme  «int  vnd 
ncenc  gewisse  baclmeu  overgahn,  senden;  dat  se  de  by  winternaeht  nicht  in 
andere  doerper  alleine  verschicken  edder  vthyagen  by  nachttyden.  Vnd  wo  so- 
dhnncs  schegc  vnd  der  dienstbade  darover  vmbquchmc,  vnd  bcwciszlich  were,  sc 
mosten  vor  den  doden  erer  vorsumlichkeit  halber  antwerden  edder  sick  mit  cinszhandt 
purgieren  edder  vorboeten.“ 

1 *)  Emsiger  Pfonniiigschuldbuch  i;  44  (v.  Richthofen  S.  209):  „Hvcrsar 
cn  nion  heth  wunuen  annen  thianst.  auda  sin  diar  hinc  heut,  bitli  ieftha  mith 
tha  horn  stat,  sa  i.i  thi  hushere  htm  scheldech  fon  tha  bed  to  hilpen  anda  thet  er~ 
slelan  (Arztlohn)  and  nawt  ma;  ac  scelma  him  tha  tit I natet  off  kirlhe  ther  hi  da 
huile  wrsumath.“  Uebcreinstimmcnd : Ostfrics.  Landr.  I cap.  81,  III  cap.  87 
(v.  Wicht  S.  181,  788).  — Vgl.  auch  das  Hamburger  Schiffrecht  von  1497  Art.  20 
(mit  den  Schifl'rcchtcn  von  Stavern  Art.  7,  Wisby  Art.  20):  „Wert  (cyn  schip- 
knecht)  ghewundet  in  des  schepes  denste,  den  schal  de  schipher  holen  laten  vnder 
des  schcpes  kosten.“  (Lappenberg  S.  310). 
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letzung  bewirkt  hatte,  in  die  Were  nimmt  bezw.  in  derselben  behält.*6) 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  steht  dem  Gesinde  nicht  zu, 
wenn  es  durch  pflichtwidriges  Verhalten  den  Unfall  herbeigeführt 
hatte.17) 

Während  einer  kurzen,  in  den  Quellen  genau  bestimmten  Zeit 
ist  der  Herr  das  kranke  Gesinde  im  Hause  zu  behalten  und  zu 
verpflegen  schuldig,  auch  wenn  die  Krankheit  nicht  durch  den 
Dienst  verursacht  worden  war. 

Westerwoldcr  Landr.  cap.  X § IG  (v.  Richthofen  S.  270): 
üf  een  denst  kranck  worde  in  lange  suyeken,  soe  aal  hem  die 
here  holden  veertien  (lagen  vp  syn  kost;  off  teeer  he  langer  kranck, 
soe  mach  he  hem  die  kost  letalen,  meer  he  sal  den  heren  vul  doen 
roer  den  kost. 

Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  § 61  S.  169): 

Wie  lang  ein  man  oder  ein  fraw  iren  ehalten  stehen  behalten 
sulle,  daz  sult  ir  wizzen:  an  ir  schaden,  da:  füllen  si  vierzehen  tag ; 
mucs  auer  man  einen  andern  ehchaltcn  dingen  an  ir  stat , daz 
sol  tuen  newer  viertzehn  tag,  daz  ist  ein  ganzer  manaid.  Will  sein 
der  herr  vnd  der  fraw  nicht  enpern,  so  mues  der  ehalt  dem,  der 
an  sein  stat  gemtnnen  ist,  daz  Ion  geben,  daz  er  di  viertzehn  tag 
verdient  hat. 

Die  fortgesetzte  Zahlung  des  Lohnes,  in  dem  Freysinger  Rechts- 
buche (bis  zur  Annahme  neuen  Gesindes  an  Stelle  des  kranken 
Dienstboten)  gefordert,  wird  in  dem  Westerwohler  Landreehtc  nicht 
zur  Pflicht  gemacht.  Der  Dienstbote  ist  gehalten,  die  versäumte 
Zeit  länger  im  Dienste  zu  bleiben,  oder  er  erleidet  einen  verhältniss- 
mässigen  Abzug  am  Lohne: 

soe  sal  hem  die  here  holden  veertien  dagen  vp  syn  kost,  ende 


•')  Ostfries.  Landr.  I cap.  94  (v.  Wicht  8.  191 — 92):  „Hans  nimpt  einen 
knecht  an  — , alsdan  versendet  he  em  mit  einem  wagen  — of  he  verschickt 
em  mit  ein  pert,  syn  wert!'  uttorichten.  Und  de  peerdc  werden  fluechtich  vor 
dem  wagen,  eder  he  feit  van  peerde,  dat  he  also  thn  doede  kumpt:  so  balde 
also  Hans  höret,  dat  syn  knecht  vmme  dat  levent  gekoemen  is,  wart  he  dan 
dat  loen  nimpt  — vnd  lecht  em  dat  vp  syn  lieft'  — vnd  Hans  nimpt  de  peerde 
vnd  wagen  eder  dat  peert  — nicht  weder  an  sick,  so  darf  he  den  doden  nicht 
gelden.  Dan  nimpt  Hans  peerde  vnd  wagen  eder  dat  peert  an  sick  — so  moit  he 
den  doden  gelden  vnde  betaelen.“ 

•*)  Ostfries.  Landr.  I cap.  81  (vgl.  Note  15):  — „de  huisher  is  schuldig 
den  denst  mit  kost  vnd  kleider  vant  bedde  tho  helpen  — ul  were  dan  saeke, 
dat  de  denst  dat  heesth  tliom  t hnrne  eder  hoszheit  erwecket  hadde,  so  bewisz- 
lick  were“.  — Hamburger  Schiffrecht  1497  Art.  20  (vgl.  Note  15):  „Eft  eyn 
achipknecht  in  drunkenheit  edder  kiue  ghewundet  wurde,  den  ys  de  schipher  nicht 
schutdich  helen  tu  tatende .“ 
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«oe  «al  hem  die  demt  «oe  fange  nae  denen  off  in  dem  tone  ontfallen 
na  gelegentheyt  der  ti/td*) 

b.  Der  Dienstherr  haftet  dem  Gesinde  für  Schaden,  den  es  im 
Dienste  des  Herrn  ohne  eigenes  Verschulden  an  seinem  Vermögen 
erleidet. 

Ssp.  DI  6 § 3: 

Wert  ime  (dem  knechte)  sin  perd  oder  ander  sin  gud  di'tflike 
oder  rüflike  genomen  in  de«  herren  dienste  ane  de«  knechte « «cult, 
dat  mut  ime  der  here  gelden.18) 

Als  legitimirt  zur  Verfolgung  der  geraubten,  der  gestohlenen 
Sachen  werden  wir  den  Dienstboten  betrachten  dürfen.  Als  legiti- 
mirt zu  ihrer  Verfolgung  erklären  die  Quellen  ausserdem  den  er- 
satzpflichtigen Dienstherrn,  dessen  Berechtigung  auf  die  Ersatzver- 
bindlichkeit gegründet  wird. 

Ssp.  III  6 § 3: 

dar  vore  mut  man  oc  deine  herren  antwerden,  ofte  he  darvp 
klaget. 

Swsp.  Art.  259: 

vnd  der  herre  mag  wol  clagar  sin  vmbe  daz  gut,  swa  er  daz  vin- 
det,  daz  ist  davon,  daz  er  ez  dem  knechte  gelden  muz. 

Die  Ersatzverbindlichkeit  und  folgeweise  die  Vindicationsbcfug- 
niss  greifen  nur  Platz,  wenn  der  Besitzverlust  ein  unfreiwilliger 
gewesen.  Für  die  eine  wie  für  die  andere  ist  kein  Raum,  wenn 
der  Dienstbote  freiwillig  sich  seiner  Sachen  entäussert  hatte. 

Ssp.  III  6 § 2: 

Verdobelet  he  (der  knecht)  sines  selves  gut,  oder  vereat  he’t  oder 
verkoft  he’t  oder  to  sicelher  wie«  he'«  gelotet  mit  «ime  willen,  die 
herre  ne  mach  dar  nicht  vp  vorderen,  wen  he  n'i«  it  ime  nicht  plich- 
tich  to  geldene,  al  hette  he  ime  sin  verlies  besät.  Also  n’is  man 
ime  nicht  plichtich  dar  vore  to  an t wordene. 20) 

Der  Satz  des  Sachsenspiegels  hat  im  Schwabenspiegel  und  den 
ihm  verwandten  Rechtsquellen  eine  Modification  erfahren,  die  auf 
römischrechtliche  Einflüsse  zurückzuführen  sein  dürfte.  Es  unter- 


••)  Die  Verpflichtung,  für  die  Pflege  des  erkrankten  Gesindes  zu  sorgen, 
wird  ferner  durch  einen  Basler  Rathsbeschluss  vom  Jahre  1601  (Stadtrecht  von 
1539  Art.  156,  Basler  Kechtsq.  I S.  347)  bezeugt:  „welchem  unserm  burger  — 
ein  knecht  oder  ein  magt  krank  worden,  vnd  sy  die  dein  «pital  ufzetrecken  vnd 
u.«  im  huszwonungen  :e  thun  vnderstandt,  da«z  da  der  oder  die  selben,  vor  vnd  cp 
sy  sollich  thund,  dem  » pital  zuvor  16  sz.  geben.“ 

'*)  Dsp.  Art.  206;  Swsp.  Art.  259;  Magd.-Görlitz  Art.  89;  System.  Schiif- 
fenr.  III.  2.  cap.  4.1;  Rbuch  nach  Distinct.  IV.  36.  4;  Purgoldts  Rhuch  IV.  35. 
*•)  Siehe  die  in  der  vorhergehenden  Note  angegebenen  Rechte. 
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scheiden  die  süddeutschen  Rechtsbücher  zwischen  grossjiihrigen 
und  minderjährigen  Dienstboten,  schliessen  die  Ersatzverbindlich- 
keit  und  die  Vindicutionsbefugniss  nur  aus,  wenn  der  Verüusscmde 
„ze  sinen  tagen“  gekommen,  „bey  siner  Vernunft“  gewesen  war, 
scheinen  mithin  für  den  entgegengesetzten  Fall  eine  unbedingte 
Haftung  und  Verfolgungsberechtigung  des  Diensthcrm  dritten  Be- 
sitzern gegenüber  statuiren  zu  wollen. J1) 

Der  Herr  ist  den  erlittenen  Schaden  zu  ersetzen  nicht  verpflichtet, 
wenn  die  Verluste  und  Beschädigungen  nicht  in  Ausübung  des 
Dienstes  cingetreten  waren,  wenn  der  Dienstbote  zugleich  in  eigenem 
Interesse  gehandelt  hatte. 

Bairisches  Landr.  X.  91: 

Ez  ist  auch  erfunden  vmb  gedingt  ehalten:  ob  daz  icaer,  da z ainer 
gi tot  verlur  wie  daz  genant  waer  in  seins  herren  haus  inderhalb 
oder  auzzerhalb  dez  haus,  daz  im  der  herr  nicht  schuldig  ist  ze  gelten. 

Bairisches  Landr.  X.  93: 

Waer  ob  ain  man  seinen  chnecht  über  lant  santc,  wurd  dem  sein 
gewant  oder  sein  pfaertl,  ob  er  ain  aigens  hiet,  in  seins  herren  dienst 
genomen,  daz  sol  im  der  herr  gelten.  Furte  aber  er  seins  herren 
hab  über  lant  mul  arbait  auch  mit  seiner  halt,  wurd  im  seins  herrn 
hub  vnd  die  sein  genomen,  so  ist  im  der  herr  nichtz  schuldig  ze 
gelten.  3i) 


*')  Swsp.  Art.  259;  liair.  Landr.  XXII.  274;  Frcysingcr  Ktailtr.  (v.  Frey- 
herg  V 8.  219);  Ruprecht»  Rhuoli  I cnp.  171;  Rbiich  ile»  Stifte»  Ashmdi  I 
cnp.  270  (v.  Frryberg  IV). 

**)  Frevainger  Stadt  reeht  (v.  Freylierg  V S.  181). 
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Dritter  Abschnitt. 


Beendigung  des  Dienstverhältnisses. 

§ 10. 

Berechtigte  Lösung  des  Vertragsverhältnisses. 

Pas  Gesindcverhültniss  wird  gelöst: 

1.  Durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  der  Vertrag  eingegan- 
gen war.  Die  herkömmliche,  mitunter  ausdrücklich  vorgesehricbene 
Dienstzeit  beträgt  ein  Jahr.1)  Kündigungsfristen  begegnen  selten, 
gehören  da,  wo  sie  sich  finden,  der  späteren  mittelalterlichen  Rechts- 
bildung an.*) 

2.  Durch  den  Tod  des  Dienstboten , an  dessen  Erben  der  auf 
die  abgelaufene  Zeit  entfallende  Betrag  des  Lohnes  zu  entrichten 
ist.  War  dem  Dienstboten  bei  seinen  Lebzeiten  mehr  an  Lohn  ge- 
zahlt worden,  als  ihm  für  die  Zeit  bis  zu  seinem  Tode  gebührt, 
so  sind  die  Erben  das  Mehr  herauszugeben  nicht  gebunden. 

Ssp.  I 22  § 2: 

Stirft  ok  der  gemedede  man,  er  he  sin  Ion  verdene,  dat  im  ge- 
lovet  was:  man  n’is  einen  erven  nicht  mer  lone s plichtich  to  gern ic, 
wen  al*e  he  verdienet  hadde  vndc  im  geborede  to  der  tiet  do  her 
starf. 

')  Kbucli  von  Memmingen  1396  (v.  Freyberg  34.  2.  8.  292)  — „vnd  sol 
ouch  daz  zil  nit  lenger  weren  dann  ein  jaer.“  Vgl.  § 1 unter  No.  2. 

*)  Klosterordnung  zu  Blaubeuren  XII.  12  (Key scher,  8.333):  „Es  soll  auch 
yedem  thail  der  aber  wandet  Vorbehalten  sein  ain  numat  abzekinden  vnd  noch 
ze  dienen.“  — Lüneburger  Stadtrrcf.  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App.  S.  79G): 
— „dasz.  eins  dem  andern  ein  Vierteljahr  vor  autgang  der  bedingten  zeit  Iota- 
kilndigung  thun  solL“  Vgl.  ferner:  Landesordnung  der  Herzoge  Ernst  und  Al- 
breeht  zu  Sachsen  1482  (Lünig,  Codex  Augusteus,  S.  ß);  Puirische  I.andpot  1516 
Platt  37 — :18;  Weisthum  von  Alraus  (v.  Zingerle  I S.  247). 
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Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  2 (Lappenberg  S.  47): 

Hadde  he  ok  to  vele  rpgenomen,  he  ne  darf  nicht,  icedderkeren,3) 

Oer  Herr  ist  zur  Einrichtung  des  vollen  für  die  vertragsmäs- 
sige  Zeit  verabredeten  Lohnes  verpflichtet,  wenn  der  Dienstbote 
in  Verrichtung  der  Dienstgeschäfte  das  Leben  verloren  hatte.  Wie 
durch  den  Tod,  wird  der  Vertrag  durch  die  dauernde  Arbeitsun- 
fähigkeit des  Gesindes  gelöst.  War  der  Dienstbote  „im  deneste 
sines  herren“  arbeitsunfähig  geworden,  so  wird  auch  hier  der  volle 
Betrag  des  zugesicherten  Lohnes  gezahlt.4) 

3.  Der  Tod  des  Dienstherrn  löst  den  Vertrag  nur  auf  der  ei- 
nen Seite.  Die  Erben  des  Verstorbenen  sind  berechtigt,  den  Dienst- 
boten unter  vcrhältnissmässiger  Entlohnung  für  die  abgelaufene 
Zeit  zu  entlassen,  aber  auch  berechtigt,  von  ihm  zu  verlangen,  dass 
er  die  dem  Hauswesen  des  Verstorbenen  vertragsmässig  gesicherte 
Zeit  ausdiene. 

Swsp.  Art.  25«: 

wellen  die  erben,  so  nvln  si  volle  dienen  ir  iar  c:  vnd  svln  volles 
Ion  enphahen. 

Stadtr.  von  München  Art.  141  (Auer  S.  55): 

Dingt  ain  wirt  aineu  ehalten  vmb  Ion  auf  ain  genannte  zeit, 
stirbt  dann  der  wirt,  e daz  den  gedingt  zeit  erge,  so  mag  die 
wituh  den  ehalten  wol  erlaub  geben,  ob  si  wil,  vnd  waz  er  verdient 
hat,  de  sol  si  in  weru.s). 

Eine  sofortige  Lösung  des  Vertrages  tritt  indessen  auch  in  dem 
ersteren  Falle  nicht  ein.  Auch  wenn  die  Erben  für  die  Entlassung 
des  Dienstboten  sich  entscheiden,  sind  sic  verpflichtet,  ihn  nach 
dem  Tode  des  Dienstherrn  während  der  dem  Andenken  des  Ver- 
storbenen und  der  Trauer  der  Hinterbliebenen  geweihten  Frist 
von  dreissig  Tagen  im  Dienste  zu  behalten.  Während  dieser  Zeit 
der  „Stille  und  Ruhe  im  Sterbehause“  sollten  Aendcrungen  in  dem 
Hauswesen  nicht  vorgenommen  werden.0)  Zugleich  sollte  dem  Ge- 

*)  l)sp.  Art.  26;  Swsp.  Art.  2ä  b. ; Purgoldta  Rbuch  III.  84;  (ioslarisclieSta- 
1 Uten  ((löschen  S.  9);  (Rosse  zum  Wcichbildr.  (v.  Daniels  - v.  Gruben  S.  397); 
Hamburg.  Stadtr.  1270  VIII.  2,  1292  K.  2.  1497  K.  3 (Lappenberg  S.  47.  141. 
233);  Bremer  Statuten  1303  Ord.  84,  1428  Art.  40,  1433  Art  . 74  (Oelricha  S.  115, 
339,  481);  Stat.  von  Verden,  von  Stade  (Pufendorf  I App.  S.  116,  S.  217): 
Lübecker  Stadtr.  von  1580  VIII.  7;  Prager  Stadtr.  Art.  113,  lirüimer  Schöllen- 
buch  eap.  174  (ttiissler  I S.  134,  II  S.  87);  Ostfries.  Landr.  11  rap.  186. 

<)  Vgl.  g 9.  II  a. 

- ) Vergl.  zu  den  in  Note  3 angeführten  Rechten:  Ruprecht*  Rbtich  I cnp. 
22;  Bairisches  Landr.  Art.  190  (Rockingcr  S.  447). 

*)  Ilonieyer,  Der  Dreissigste(in  den  Abhandlungen  der  philo*. - histor.  Klasse 
der  Königl.  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Berlin,  .lahrgang  1861). 

Hertz,  Mittelaltert.  Mesiiide - HechtsvcrhilltDinac.  5 
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sinde  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  während  dieser  Frist  andere 
Dienste  zu  gewinnen. 

Ssp.  I.  22  § 2: 

unde  man  sal  sic  (das  ingesinde)  halden  hit  an  den  drittegesten, 
dat  sie  sik  mögen  bestallen.') 

War  dem  Dienstboten  von  dem  verstorbenen  Herrn  mehr  Lolin 
entrichtet  worden,  als  er  für  die  abgclaufene  Zeit  zu  fordern  hatte, 
so  brauchte  er  das  Mehr  den  Erben  nicht  zu  erstatten  — musste 
er  doch  ohne  sein  Verschulden  den  Dienst  verlassen. 

Prager  Stadtr.  Art.  113  (Rössler  1 S.  134): 
haben  si  abir  icht  vbir  den  vnvordinten  lones  genommen,  des  in 
sullcn  sie  nicht  der  herschaft  wider  geben,  dodurrh . da z men  nie 
an  ir  schult  hat  rorkert  rtul  Urlaub  ist  gegeben.*) 

Abgesehen  von  dem  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit  und  dem 
Ableben  eines  der  beiden  Contrahcnten,  stellen  die  Quellen  eine 
Reihe  von  Gründen  auf,  welche  zur  einseitigen  Lösung  des  Ver- 
trags Verhältnisses  berechtigen:  den  Dienstherm  zur  Entlassung  des 
Gesindes,  das  Gesinde  zum  Aufgeben  des  Dienstes. 

1.  Als  Gründe,  welche  den  Herrn  zur  Entlassung  des  Gesindes 
berechtigen,  sind  in  den  Quellen  nnerkannt: 

a.  Ansteckende  Krankheiten  und  körperliche  Gebrechen,  welche 
dem  Herrn  beim  Abschluss  des  Vertrages  unbekannt  waren. 
Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  S.  169): 
ob  er  sottaner  tadel  an  im  vint,  den  er  vor  nicht  gewest  hat,  do  er 
tti  zue  im  «am,  vm  auzsetzichait  oder  vom  lern. 

Krankheiten,  von  welchen  das  Gesinde  während  des  Dienstes 
befallen  wird,  geben  einen  Grund  zur  sofortigen  Lösung  des  Ver- 
trages nicht  ab.  Die  Zeit,  welche  der  Brodherr  das  kranke  Gesinde 
im  Hause  zu  behalten  schuldig  ist,  ist  in  einzelnen  Quellen  Zeugnissen 
fest  normirt.  Hat  der  Dienstbotc  nach  Ablauf  dieser  Frist  seine 
Gesundheit  nicht  wieder  erlangt,  so  ist  der  Dienstherr  nunmehr 
unter  Zahlung  des  verdienten  Lohnes  zur  Entlassung  befugt. 
Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  § 61  S.  169  — 70): 
auer  int  er  nicht  geeunt  worden,  so  der  manait  (die  Zeit,  welche  der 
Herr  den  Dienstboten  zu  behalten  verpflichtet  ist)  ein  ende  hat,  .«o 
tuend  si  fuerbaz  wol,  sweders  si  wellent,  si  netne  in  ir  dienst  o<ler  nicht, 
vnd  sullen  im  geben  daz  Ion  daz  er  verdient  hat.*) 


’)  Vergl.  Note  3 und  6. 
“)  Vergl.  Note  3 und  f>. 
•)  Verjfl.  Sj  9.  II  a. 
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Die  Verpflichtung  de«  Herrn,  du«  erkrankte  Gesinde  im  Hause 
zu  behalten,  ist  auf  eine  bestimmte  Zeit  nicht  beschränkt,  wenn 
das  Gesinde  die  Krunkheit  in  Ausübung  des  Dienstes  sich  zu- 
gezogen hatte.11*) 

b.  Sonstige  erhebliche  Ursachen.  Die  zur  Entlassung  berechtigen- 
den Gründe  werden  regelmässig  nicht  im  Einzelnen  aufgczählt. 
Die  Quellen  führen  beispielsweise  einzelne  derselben  an,  verlangen 
im  Uebrigen,  dass  der  Dienstherr  nur  wegen  „merklicher“,  „vffrech- 
ter“,  „erheblicher“  Verwirkung,  nur  um  „redelichcn  Sachen  vnd 
ehafftiger  noth  willin“  das  Gesinde  vor  Ablauf  der  vertragsinässigen 
Zeit  entlasse.11) 

Uebcr  die  Erheblichkeit  der  geltend  gemachten  Gründe  wie 
über  den  Betrag  des  zu  entrichtenden  Ijohnes  entscheidet  das  richter- 
liche Ermessen,  nach  einzelnen  Rechten  der  Spruch  der  Nachbarn 
oder  anderer  „biderben“,  „erberen“  Männer.11) 

Bairischen  Rechten  eigentümlich  ist  die  Bestimmung,  dass  die 
Dienstherrschaft,  ohne  den  Entlassungsgrund  nennen  zu  müssen, 
seine  Rechtmässigkeit  beschwören  kann,  wenn  die  Ehre  des  Hauses 
die  Offenbarung  der  Schuld  des  Dienstboten  nicht  gestattet. 

Freysingcr  Stadtr.  (v.  Freyberg  V S.  184) : 

Es  ning  nueh  ain  herschaft  ehaltcn  haben,  die  sottein  handlung 
tund,  die  n nit  gern  offenbar  reden:  getar  sich  die  herschaft 
darumb  bereden  mit  irem  eyd,  daz  sy  in  r mb  die  handlung  vrlaub 
geben  vnd  vmb  chnin  ander  sach  nicht,  dez  sol  die  herschaft  ge- 
nissen. 

••)  Vergl.  § 9.  II  a. 

1 ')  Purgoldts  Kliuch  111.  101;  Goslarische  Stat.  ((löschen  S.  102);  Weis- 
thum von  Herrnbreitingen  (Grimm  III  S.  5iK>);  Gesindeordnung  zu  Königsbrück 
Art.  59  (Hone  1 S.  190);  Ostfries.  handr.  II  cup.  284;  Ruprechts  Kbuch  (Westen- 
rieder § 59  S.  168);  Stadtr.  von  Luccrn  Art.  103.  Amtsrecht  von  Büron,  I.andr. 
von  Eminenthai  (Zeitschr.  f.  schw.  Recht  V S.  56.  S.  116.  IX  S.  210):  Hofrodel 
für  Reichenburg  Art.  26  (Kothing,  Rechtaquellen.  S.  345). 

'*)  I,andr.  von  Emmenthal  Art.  75  (von  1559,  Zeitschr.  IX  .S.  210):  „Wann 
ein  dienst  vor  der  zeit  aus  dem  dienst  geht  — oder  hingegen  der  meister  ihme 
das  zil  nit  aushalten  will,  vnd  jedwedere  parthei  vermeinet,  gnugsanie  vrsach 
dazu  zu  haben  — so  soll  s olcker  ihr  s tosz  zu  erkanntntisz  biderbenn  nachbauren 
kommen,  der  lielohnung  zwischen  ihne  zu  handlen.“  — Hofrodel  für  Reichenburg 
1536  Art.  26  (Kothing,  Rechtsq.  S.  345):  „Wan  sich  auch  einer  (ein  dienst) 
hielt,  daz  ein  eim  muoszt  vrlob  geben,  toll  an  biderben  luten  Han.  wie  einer  ein 
zalle.“  Doch  darf  von  dem  schiedsrichterlichen  Spruche  an  das  Urtheil  des 
ordentlichen  Richters  appellirt  werden.  So  nach  dem  Landr.  von  Emmenthal : 
..Wo  aber  die  nachbauren  sie  nit  möchten  vereinbaren:  sollend  die  yarteyen  bei- 
dersyt  offen  recht  hau.  sich  mit  rechtlicher  crlheil  nach  (/stall  der  sach  :u  ent- 
seheiden  end  ir  staszes  zu  verrichten  lassen .** 

5* 
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Münchener  Stadtr.  Art.  142  (Auer  S.  55): 

Mag  die  hcrschnft  bereden,  daz  sie  den  chalten  geurlaupt  hat 
m>l>  söget  an  schuld,  die  ne  nicht  gern  äff  ent : des  sol  die  herschuft 
geniezzen  vnd  sol  dein  chalten  geben  waz  er  verdient  hat.’*) 
Was  die  einzelnen  in  den  Quellen  hervorgehobenen  Entlassungs- 
gründc  angeht,  so  werden  als  solche  genannt: 
a.  Ungehorsam  „in  themclichen  dingen.“14) 

fi.  Liederlicher  Lebenswandel  — „ob  si  huerhait  treibent  in  irs 
inaisters  haus.“ 1Ä) 

y.  Veruntreuungen  — „oh  si  diefisch  sint  seines  guets.“  ’*) 
d.  Unverträglichkeit  mit  dem  Nebengesinde.11) 
t.  Trägheit  in  der  Verrichtung  der  Dienste.18) 

c.  der  Herr  ist  zur  Lösung  des  contraetlichen  Bandes  berechtigt, 
ja  er  ist,  um  der  Haftung  zu  entgehen,  zur  Entlassung  des  Gesindes 
verpflichtet,  wenn  das  Gesinde  einer  strafbaren  oder  zum  Schadens- 
ersatz verpflichtenden  Handlung  sich  schuldig  gemacht  hatte.1®) 

d.  Zu  gedenken  wäre  endlich  einzelner  Quellen  Zeugnisse,  welche 
aus  polizeilichen  Motiven  unter  Androhung  von  Strafen  die  Ent- 
lassung des  Gesindes  verlangen.  Die  Luxusgesetze  des  14.  und  15. 
Jahrhunderts  bestrafen  Dienstboten,  welche  übermässigen  Aufwand  an 


• >)  Haitischen  Landr.  Art.  191  (Rockinger  8.  447).  — Yergl.  auch  Mün- 
chener Stadtr.  Art.  80  (Auer  S.  33),  wo  der  Hauswirth,  der  ea  heredt,  dass  er 
„sein  ingesind  weder  durch  haz  noch  durch  neid“,  Bondern  wegen  einer  Schuld. 
rdie  er  nicht  gern  öffnet“,  geurlauht  hat,  die  Räumung  der  Wohnung  von  dem 
Miether  verlangen  kann. 

")  Braunschweiger  Eehteding  16112  Art.  22  8 134  (Hänselmann  S.  338): 
r Welek  deinsdknecht  ohrem  heren  vnthodancke  deyneth  vnd  nhme  n irht  wolde 
gehorsam  syn  in  themelirhen  dingen,  obre  here  mach  olime  darumrae  orloilf  geuen.“ 
— Eehteding  von  1573  Art.  94  8 253,  1579  Art.  94  8 254  (das.  S.  431.  477).  — 
Ruprechts  Rhuch  (Westenrieder  8 fiO  8.  169) : rI)i  hersehaft  mach  wol  vrlaup 
geben  dem  chnecht  oder  dient  — ob  si  cm  nein  geschürft  noch  em  nein  gepot 
nicht  gebeut  vnd  is  » riderredent.“ 

1 '•)  Ruprechts  Rhuch  § (50.  — Ehehaltenordnung  zu  Thierhaupten  8 -r' 
(Orimm  VI  8.  200):  „die  ehehalten  sollen  — die  diernen  erlich  halten,  inen 
nichtzit  unerlichs  zumueten  oder  mit  in  Behalten:  wan  das  geschaeeh.  sollen  si 
beide  Urlaub  haben  vnd  inen  gehen  nach  anzal  der  zeit.“ 

>•)  Ruprechts  Rhuch  8 ß0;  Bair.Landr.il.  32.  Münchener  Stadtr.  Art.  G4. 
Freysinger  Stadtr.  S.  108  — vgl.  8 3-1  *’• 

M)  Urtlnung  zu  Thierhaupten  8 ö:  „die  chalten  sollen  erlich  vnd  freund- 
lich mit  einander  leiten.“  -—80:  „«oll  kainer  den  andern  schlagen  oder  vher 
einander  züruen:  wan  das  geschaeeh  — sollen  sie  ahraiten  nach  der  zeit  im 
sein  Ion  gelten  vnd  Urlaub  haben.“ 

'")  Stat.  von  Lauenburg  i Art.  29  (Pufendorf  III  App.  No.  5). 

1 »)  Vgl.  8 8-  II  »• 
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Kleidungsstücken  treiben,  mit  Geldstrafen,  drohen  ihnen  überdies 
sofortigen  Verlust  des  Dienstes  an. 

Stat.  von  Nordhausen  1308  Art.  202  (Försteniann,  Heft  H 
S.  38): 

Gewant,  als  hi  Vorboten  is,  des  nutzen  su  nicht  tragen,  di  wile  su 
dinen.  Tragen  su  iz  vbir  daz,  swelch  ir  daz  tethe,  di  vorltutü 
zwo  marc  gegin  den  rat  mul  ir  here  mul  ir  Jroice  nullen  on  zu  haut 
vrlaup  geben,  eder  di  here  eder  di  vrowe  <jit  zwo  marc. 

ßraunschwciger  Stadtgesetze  von  1380  § 123  (Hiinsclniann 
S.  72): 

It  en  scal  oc  nen  dcnstiuaghct  sorkoten  draghen.  Welk  orer 
des  nicht  laten  cn  weide,  de  scolde  ore  here  mule  ore  crowe  van 
s laden  an  laten  bi  tiren  lodighen  marken  ane  gnade.*0) 

2.  Das  Gesinde  ist  zur  Aufhebung  des  Vertragsverhältnisses 
berechtigt: 

a.  nach  zahlreichen  Rcchtsquellen  des  nördlichen  Deutschlands, 
namentlich  nach  dem  Sachscnrechtc  und  den  der  Lübecker  Familie 
angehörenden  Quellen,  wegen  einer  sich  darbietenden  Gelegenheit 
zur  Verehelichung  oder  Begründung  eines  eigenen  Hausstandes  — 
„dissc  Sachen  losin  alle  vorbindunge.“ 

Ssp.  II.  33: 

Svelk  knecht  aver  elik  wif  nimt  — die  mut  wol  nt  sine s her- 
ren  ilienste  komen  unde  behalt  so  vele  lones  alse  inte  gehöret 
bit  an  die  tiet.  Is  aver  inte  ntcr  gegeven,  dat  mut  he  weder 
geven  sunder  Wandel. SI) 

*•)  Vgl  noch  die  Verordnung  Preussisobcr  Städte  von  1388  (Toeppen 
No.  33  S.  54) : „Glich  sal  keyn  hantwerker  oder  dinstknocht,  der  do  dinet  vmme 
loen,  keyn  nuwe  ezusneten  gewant  tragen,  noch  horten,  noch  sydenwerk  bi 
demselben  gewande  und  bi  ein  firdtmg.  Ouch  sal  keyne  dingt meyd  mer  silhcrs 
an  ir  tragen  den  J mark.“  — Spätere  Kedactioncn  des  Braunschweiger  Stadt- 
rechts  gedenken  weder  der  Strafen  noch  der  Verpflichtung  des  Herrn  zur 
Entlassung  der  Dienstboten . ziehen  aber  das  Luxus  treibende  Gesinde  zur 
Steuerptlicht  heran:  Älteres  Echteding  Art.  13  ij  35:  „Welk  denstmaghet  schalen 
edder  knope  drecht,  de  verguhlct  syn,  ile  schal  dem  rade  schoten.“  — Echteding 
von  1532  Art.  22  $ 131:  „Welck  denstuiagcth  knope,  de  vorguldet  syn,  syden 
edder  atlassche  kokerde  edder  parlcn  drecht,  de  schal  dem  rade  schoten." 

*■)  Glog.  Kbuch  cap.513;  Blume  von  Magdeb.  II.  2.  eap.  1411;  Goslarische 
Stat.  (Göschen  S.  91);  Berlinisches  Stadtb.  (Fidicin  III  S.  101);  Lübecker 
Stadtr.  II.  177,  III.  212  (Hach  S.  337,  443);  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  3. 
1292  K.  3,  1497  F.  4 (Lappenberg  S.  4M.  141,  233);  Bremer  Stat.  1303  Grd.  85, 
1428  Art.  42,  1433  Art.  78  (Gelrichs  8.  116,  340,  483);  Stat.  von  Stade,  von 
Verden  (Pufendorf  1 App.  S.  218,  S.  117);  ücsindcordnung  zu  Königshriick 
8 52  (Monc  I S.  188).  — Vgl.  noch  Hamburger  Schiffrccht  von  1497  Art,  24 
(mit  den  Rechten  von  Stavern  Artt.  27,  28  und  Wisby  Artt.  63.  64,  Lappenberg 
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Vereinzelt  wird  die  Berechtigung  nur  dem  weiblichen  Gesinde 
eingeräunit.  Das  Ostfriesische  Landreclit  (II  cap.  283)  erklärt  nur 
die  Magd,  und  auch  sie  nur  dann  für  frei,  wenn  sie  vor  Ablauf 
der  ersten  Hälfte  des  Dienstjahres  „tho  echte  beraden“  wird.  Bietet 
sich  ihr  die  Gelegenheit  zur  Verhcirathung,  nachdem  sie  die  „be- 
scheden  tyt“  zur  Hälfte  ausgedient  hatte,  — 

so  moet  tte  den  dentt  vertan  lUftdenen  ' der  eine  ander  an  ohre  stede 
lereren  offle  loeuen .**) 

Dem  zu  ländlichen  Arbeiten  verwendeten  Gesinde  wird  während 
der  arbeite  volleren  Monate  die  Berechtigung  zum  Verlassen  der 
Dienste  versagt. 

Landcsordnung  von  Hamland,  Nutungen,  Finnland  1427  (Tocppen 
No.  363  Art.  1U  S.  471): 

Item  ap  cyn  dinstbote  sich  in  seytne  dienste  wurde  vorandern 
czu  der  ce,  des  mng  her  frey  seyn,  also  doch,  wenne  sulche  voran- 
derunge  geschit  an  dem  auste,  das  sotanc  dienstboten  den  ganezen 
aast  aber  im  dinste  « dien  bleiben  linde  darnach  nach  der  czcit 
scyncs  dinstes  seyn  Ion  emphaen.*8) 

b.  Der  Begründung  des  eigenen  Hausstandes  wird  der  Anfall 
einer  Vormundschaft,  der  beabsichtigte  Eintritt  in  ein  Gotteshaus 
und  die  Theilnahme  an  einer  Pilgerfahrt  gleich  behandelt. 

Hamburger  Stadtr.  1270  V.  4 (Lappenberg  S.  25): 

So  we  denet,  s lernet  rp  enen  een  eormnndesrhop,  he  mot  wol  Ute 
sines  heren  ofte  siner  vrouwen  denste  gan. 

Goslarischc  Statuten  (Göschen  S.  91  Zle.  14  ff.): 

Welk  muget  eyliken  man  nympt  edder  in  goderhux  sek  begeve,  de 
mot  wol  ute  deine  denste  gan. 

Stadtr.  von  Lübeck  111.  212  (Hach  S.  448): 

Louet  en  deine  anderen  denst  to  cyner  beschcdcncn  tyt,  de  tyt 

S.  311):  Der  Hchiftsknecht,  der  hoiratlicn  will,  wie  derjenige,  welcher  „cyn  schip 
kofte,  dat  he  suluen  vnren  wolde.“  ist  den  Dienst  zu  verlassen  berechtigt.  — 
Vgl.  auch  $ 4 No.  3 zu  Note  14. 

**)  Knechte  sind  nicht  frei  „oercs  denstes“;  doch  soll  ihnen  der  Herr  „dree 
dage  vry  geven  in  der  wcnchup  (Hochzeit).'1 

1 0 Die  Polizeiordnung  der  fünf  nicderüsterreichischon  Lande  von  1 552 
Hl.  30,  für  Tirol  1573  Bl.  23,  für  Kärnthen  1578  Bl.  46  stellen  es  in  den 
„willen  vnd  gelegenhait“  der  Herrschaft,  „die  diencr  vnd  diencrin  alszbald  zu 
vrlauben,  oder  sy  dahin  zu  halten,  nicht s tlexto  weniger  solches  heyrats  irer 
dienenchoft  bisz  zum  aut  — auxzzwrarten.“  — Nach  der  Landesordnung  der  chur- 
fürstl.  Pfalz  (tit.  34  8.  378)  sollen  „die  dienstboten  ihre  versprochene  dienstzeit 
bedienen  oder  aber  eine  der  herscha/t  annemliche  person  an  ihre  statt  stellen.“  — 
Aus  früherer  Zeit  ist  eine  direetc  Bestätigung  des  in  der  l’arömie  „wer  freien 
will,  muss  erst  ausdienen“  (Oraf-Dicthcrr,  Deutsche  Kcchtssprichwörtcr. 
8.  182)  zum  Ausdruck  gekommenen  Rechts  mir  nicht  begegnet. 
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schal  he  em  al  vul  denen,  id  en  sy  also,  dat  de  dcncr  en  gee- 
* telik  latent  bgnnen  der  tyt  wolile  anslan  edder  an  cchtcschop  edder 
an  pelgrymase  wolde  stk  keren.3i) 

c.  Vermögens  verfall  der  Dienstherrschaft.36) 

d.  Unzureichende  Nahrung. 

Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  § 58  S.  168): 

Spraech  ein  dicm  oder  chnecht,  si  maechten  ror  hungern  not  nicht 
peleibcn  pei  ir  meistcrschaft  — megen  da:  zweit  piderh  man  ge- 
nprechen,  da z e»  ein  prent  sei,  — so  mag  st  icol  urlaup  haben .**) 

e.  Unbillige  Behandlung.  Auch  hier  sprechen  die  Quellen  in 
allgemeinen  Ausdrücken  von  „vnredlichem  gebrechen“,  von  „red- 
licher vnd  notlicher  Sache“,  von  „soda  unrecht  vnd  ungelik,  dat  de 
knccht  von  not  den  denst  breken  moste,“  ohne  einzelne  Gründe, 
welche  zum  vorzeitigen  Verlassen  des  Dienstes  berechtigen,  auf- 
zustcllen.,'!)  Ueber  die  Rechtmässigkeit  des  Dienstaustritts  wie  über 
die  Höhe  des  zu  entrichtenden  Lohnes  entscheidet  das  Urthcil  des 
Gerichts  bezw.  der  Spruch  der  Nachbarn. 4S) 

Nach  bairischen  Rechten  verwirkt  der  Herr,  dessen  unbillige 
Behandlung  das  Gesinde  zum  Verlassen  der  Dienste  gezwungen 
hatte,  die  Busse  an  den  Richter. 

Bairisches  Landr.  X 87,  88: 

ez  moccht  dann  der  chnecht  bezeugen  mit  zwain  erbern  mannen, 
daz  er  in  mit  nogetanen  mchen  vertriben  hat,  tlie  im  » chedlieh  waern, 
vnd  mit  nogetaner  handlang,  die  er  nicht  erleiden  moeeht,  so  ist  der 

*•)  Zu  den  in  Note  21  angeführten  Hechten  vgl.  noch  Ssp.  II.  33;  Ham- 
burger Stadtr.  1292  O.  4.  1497  D.  4 (Lappenberg  S.  155,  214);  8tat.  von  Stade, 
von  Riga  (Pufendorf  I App.  S.  189,  III  App.  S.  241);  Lübecker  Stadtr.  11.177 
(Hach  S.  337).  — Vgl.  die  (flösse  zu  Ssp.  II.  33:  „Wiss  auch,  das  discr  knccht 
ledigk  wirdt  durch  din »,  daz  cs  das  recht  wil.  da»  ehr  die  conmmthcha/l  an- 
n allen  nw».  Vnd  was  dan  das  recht  wil,  das  locsct  alle  gclucbd  vnd  alle  eyd.“ 

**)  Basler  Stadtgerichtssatzungen  1539  Art.  49  (Basler  Rechtsquellen  I 
S.  319)  — vgl.  tj  13  zu  Note  3. 

«•)  Stadtr.  von  München  Art.  138  (Auer  S.  54);  Stat.  von  Orcusscn  1559 
Art.  78  (Walch  VII  S.  224). 

«»)  Purgoldts  Rbuch  III.  101;  Weisthum  von  Hcrrnbreitingen  (Grimm 
III  S.  338);  Keyscrrecht  II  cap.  28;  Bair.  Landr.  X 88  mit  87;  Kreysingcr 
Stadtr.  (v.  Freyberg  V S.  183):  Stadtr.  von  Bamberg  8 395  (ZöpH  Seite  110); 
Preussische  Landeswillkiir  von  1420  (Toeppen  No.  289  S.  352);  Amtsrceht  der 
Grafschaft  Parnsburg  II  Art.  12  (Basler  Rechtsq.  11  S.  88);  Bairische  Land- 
tagshandlungen (v.  Krenner  IX  S.  427,  S.  442). 

’*)  Hofrodel  für  Reichenburg  Art.  29  (Kothing,  Rechtsq.  S.  345):  ..wann 
ein  dienst  on  ursach  von  eim  lüffe,  »o  »oll»  an  hiderhen  lütten  »tan.  wie  einer 
ein  zalle.J  — Landr.  von  Emmcnthal  Art.  75  — vgl.  Note  12. 
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inaiHtcr  dem  chnccht  schuldig  sein.«  Ions,  dem  rie/iter  zweit  vnd 
sibentzig  pfenning.*9) 

f.  Christliche  Dienstboten,  welche  bei  Juden  in  Diensten  stehen 

— sofem  ihnen  der  Dienst  bei  Juden  nicht  überhaupt  verboten  war  — , 
sind  jederzeit  zum  Verlassen  des  Dienstes  befugt. 

Bambergcr  Stadtr.  § 31)6  (Zocpfl  S.  110): 

Aber  wclich  cristenknecht  oder  meide  den  iuden  dienen,  dg  mugen 
urlaup  nemen,  wenn  eie  wollen,  vnd  den  sol  man  Ionen  waz  sich 
vergangen  hat.:1°) 

g.  Der  Dienstbote  ist  zum  Verlassen  des  Dienstes  verpflichtet, 
wenn  über  den  Dienstherrn  der  Kirchenbann  verhängt  worden  ist. 
Dein  Excommunicirtcn,  mit  dem  aller  Verkehr  untersagt  ist,  dürfen 
keiner  Art  Dienste  geleistet  werden. 

Basler  Gerichtsordnung  von  1475  Art.  53  (Rechtsqucllcn  1 
S.  164): 

darzue  sol  inen  ouch  die  zyt,  so  sie  also  im  bann  sint,  kein  knec/U 
dienen  noch  werken.31) 

*’)  Vgl.  ferner  die  in  Note  21  eitirten  Stadtrechte  von  München  und 
Krcysing. 

"")  Regelmässig  ist  christlichen  Dicnsthotcu  der  ständige  Dienst  hei  Juden, 
das  „wonen  mit  dem  iuden  vnd  das  sitzen  zell  scyme  tische*,  untersagt.  Vgl. 
z.  B.  l’urgoldt*  Rhucli  VIII.  103:  „Nymand  sal  von  cristenluten  den  iuden 
eidlichen  i iiler  ierlirhen  ilyne n in  yrtn  hneent.  wan  es  ist  im  geistlichen  rechte 
von  den  liebsten  hertiglichen  vorbotten“;  VIII.  KXt:  „Eyn  eristen  will,  die  mit 
armut  ringet,  die  mag  eym  iuden  wol  vmb  sein  Ion  eyn  kint  seugen,  dock  also, 
dos  ege  mit  dein  iuden  nicht  trone  noch  czn  scyme  tische  eitle.“  — Indessen  linden 
sich  Ausnahmen  aus  verhältnissmiissig  früher  Zeit.  So  das  Privileg  des  Bischofs 
von  Speyer  vom  Jahre  1084  (bei  Waitz,  Verfassungsgesehichte,  V S.  371 
Anm.  1):  „Nutriers  <|uui]uc  et  conductit  ins  servientes  ex  uostris  licite  haheant.** 

— Die  kirchliche  Gesetzgebung  droht  den  Zuwiderhandelnden  den  Bann  an. 
An  ilie  kanonische  Bestimmung  erinnern:  Ruprechts  Rbueh  (v.  Maurer  S.  193): 
„Sy  (die  jaden)  stillen  uit  christcnleut  liey  in  haben,  dy  in  dienen  vnd  ir  pro! 
vnd  ir  speis  mit  in  essenn.  Dieselben  sind  in  dem  jmnn .•*  — Kerner:  Swsp.  47, 
4S;  Rechtsblich  des  Stiftes  Asbach  1 cap.  371  (v.  Ereybcrg  IV);  vgl.  auch 
Waitz,  Verfassungsg.  II  S.  177  Anm.  3. 

11 ) Wiederholt  in  dem  Entwürfe  der  .Stadtgerichtsordnung  von  1520  Art. 
45  (daselbst  S.  409 — 470). 


Digitized  by  Google 


7» 


$ 11. 

Widerrechtliche  Lösung  des  Vertrages.’) 

I.  Da»  „muthwilligc“  Verlassen  der  Dienste.*) 

Gegen  da»  unberechtigte  Verlassen  der  Dienste  vor  Ablauf  der 
vertragsiuässigen  Zeit  ist  die  mittelalterliche  Gesetzgebung  frühzeitig 
mit  aller  Scharfe  eingeschritten.  Die  Nachtheile,  von  welchen  da» 
den  Dienst  niuthwillig  verlassende  Gesinde  getroffen  wird,  sind 
regelmässig  härter  als  diejenigen,  welche  ihm  angedroht  werden, 
wenn  es  den  noch  nicht  begonnenen  Dienst  anzutreten  sich  weigert. 
Die  Rcehtsbildung  trägt  hier  wie  dort  einen  strafrechtlichen  Charac- 
tcr,  der,  je  nachdem  das  verübte  Unrecht  als  solche»,  oder  aber 
die  Kränkung  des  gegnerischen  Rechte»  betont  wird,  bald  in  der 
Form  der  öffentlichen  Bestrafung,  bald  in  der  Form  einer  an  den 
Gegner  zu  entrichtenden  Privatstrafe  zur  Erscheinung  gelangt. 

Der  Ausgangspunkt  der  Entwickelung  wird  in  der  letzteren 
Art  der  Rcaction  zu  suchen  sein.  Ihre  Natur  als  Privatstrafc  bat 
die  dem  verletzten  Oontralicntcn  zu  entrichtende  Vermögensleistung 
am  reinsten  im  Sachsenspiegel  und  den  ihm  verwandten  Reclits- 
(picllcn  festgehalten.  Als  solche  dient  sie  der  Entschädigung  für 
zugefügten  materiellen  Schaden,  zugleich  und  in  erster  Linie  der 
Ausgleichung  des  begangenen  Unrechts.3) 

Die  schärfere  Differenzirung  der  geschädigten  Vermögens- 
interessen und  des  in  dem  vertragswidrigen  Verhalten  liegenden 
Unrechtsmomentes,  zu  welcher  die  spätere  Rcehtsbildung  drängt, 
auf  der  einen,  der  polizeiliche  Character,  welchen  die  Rcchts- 
entwickelung  mit  Ausbildung  eines  eigenen  Gesindestandes  und 
seiner  Unterstellung  unter  öffentlich  - polizeiliche  Controlle  vielfach 
annimmt,  auf  der  anderen  Seite,  waren  bestimmt,  der  Rcchts- 
bildung  ein  andere»  Gepräge  zu  verleihen.  Wie  sic  bewusst  ver- 
schiedenartigen Zwecken  — Schadensersatz  und  Strafe  — zu  dienen 
hat,  so  erscheinen  die  Wege,  auf  welchen  dieselben  nunmehr  einzeln 
verfolgt  werden,  von  einander  geschieden. 

')  Lüning  !j  Ö6  S.  4ÖH  fl'.;  Nickel  S.  106  fl.;  Ntobbc,  Vertragsrecht,  S.  35  f. 
— Vgl.  auch  4. 

*)  Die  Widerreehtlichkcit  in  (lein  Verlassen  der  Dienste,  den  Gegensatz 
zum  Verlassen  derselben  aus  rechtmässigen  Ursachen  drücken  die  Quellen  durch 
die  Worte  „von  mutwillen,-1  „mit  Unwillen. J „fursetzlich,“  „freuelss  mucts“  aus. 

5)  Vgl.  weiter  unten. 
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In  (lern  vertragswidrigen  Verhalten  erblickt  die  neuere  Ent- 
wickelung nicht  sowohl  eine  zu  sühnende  Kränkung  des  gegnerischen 
Rechtes,  als  vielmehr  eine  die  Tüchtigkeit  und  Verlässlichkeit  des 
Gesindestandes  als  solchen  gefährdende  Verletzung  öffentlich-polizei- 
licher Vorschriften.  Die  schneidigere  öffentliche  Strafe  ist  es 
daher,  welche  die  fortschreitende  Rechtsbildung  im  Grossen  und 
Ganzen  beherrscht,  welche  die  Privatbusse,  in  der  eine  genügende 
Repression  nicht  gesehen  wird,  verdrängt,  oder  doch  als  das  eigent- 
lich strafrechtliche  Moment  zu  ihr  hinzutritt. 

Der  letztere  Weg  der  Wandlung  lässt  sich  vereinzelt  deutlich 
verfolgen. 

So  erkennen  einzelne  Handschriften  des  Hamburger  Stadtrechts, 
in  welchem  regelmässig  die  Privatstrafe  des  Sachsenspiegels  begeg- 
net, gegen  den  aus  dem  Dienst  entlaufenden  Dienstboten  neben 
jener  Strafe  auf  eine  Gcldbusse  an  den  Richter: 

he  motlt  wedden  dem  rechte  reer  nchilling  vnde  deine,  dar  he  mede 
gedenet  hefft,  alse  he  van  cm  hebben  woldc.4) 

In  ähnlicher  Weise  verschärft  die  Privatstrafe  um  die  Gcrichts- 
busse  der  Rügianische  Landgebrauch:  Das  schuldige  Gesinde  hat 
dem  Richter  „ V mark  hroeke  cor  nuten  engehoream“  zu  erlegen.1') 

Die  Statuten  von  Bremen,  welche  in  den  Rcdactionen  von  1303, 
1428  und  1433  nur  die  Vermögensstrafe  an  den  verlassenen  Dienst- 
herrn  kennen,  strafen  das  Vertragsbrüchige  Gesinde  in  den  Fassun- 
gen von  1450  und  1489  — unter  Beibehaltung  der  Vermögens- 
leistung in  Höhe  der  früheren  Strafsummc  — mit  Untersagung 
aller  Dienste  in  dem  Gebiete  der  Stadt. 

Bremer  Kundige  Rolle  von  1489  Art.  47  (Oelrichs  S.  669): 

So  welck  knec.ht  ofifte  maget  sick  to  vnsse  borgere  offte  borger- 
schcn  bestedet  to  denste,  de  schal  eine  den  denst  holden.  We 
des  nicht  cn  dede,  de  schal  dat  betören  na  lüde  vnsses  bokes 
m bynnen  egnen  gare  in  tuutxer  Math  nicht  deynen.*) 


')  Die  von  Hach  zu  Hamb.  Hecht  III  b.  346  8.  513  unter  Bb,  Bc  und 
K.  (zweiter  und  dritter  Codex  bei  Brokes.  Kolle'schcr  Codex)  niitgethciltcn 
Handschriften. 

*)  Tit.  « ) 8.  79,  tit.  3 8.  2.  — Vgl.  auch:  Ständetag  zu  Elbing  1417 
(Toeppen  No.  249  8.  308):  „welch  kneebt  also  entgect,  der  sol  cyn  iar  vmbe 

sust  dynen  vnd  der  Kerschaft  '1  mark  gelten.“  Ucboreinstimmend  die  Landes- 
willkür von  1420,  Landesordnung  der  Niederlande  (Samland,  Natangen.  Erm- 
land)  von  1427  (daselbst  8.  358,  S.  470). 

•)  — „na  lüde  vnsses  bokes“,  d.  h.  nach  den  Kcccnsionen  von  130;)  Ord, 
83,  1428  Art.  37,  1433  Art.  80  (Oelrichs  8.  114,  338.  484)  mit  Zahlung  des 
ganzen  Lohnbetrages. 
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An  dieselbe  Wandlung  erinnern  die  Statuten  der  Stadt  Cossfeldt 
III  cap.  23  (Niesert  III  S.  171),  welche  Stadtverweisung  nussprechen, 
das  Gesinde 

nicht  desto  weiniger  dem  rerlatenen  herrschaffte  eine  magd  oft  biecht 
ein  hall > jaer  belohnen  oft  so  coel  gehles  dariton  entrichten 
lassen. 

Das  Stadtrecht  von  Femarn  endlich  theilt  die  Vermügensbusse 
zwischen  den  verlassenen  Herrn  und  die  Obrigkeit  — ein  deutliches 
Zeugniss,  wie  der  Vertragsbruch  aus  einem  Privatvergehen  zu  einem 
öffentlichen  Dclict  geworden. 

Jus  Femariense  1558  Art.  ill  (Drcyor  LI  S.  1046): 

Dar  jemands  deener  van  em  mit  unrecht  fahret,  so  schall  desuelvige 
so  weggeiahren  — uns  horten  de  hsilre.  hnere  itnde  dem  klaeger  oek 
so  reele. 

Neben  der  Strafe  aber  wird  das  Gesinde  zu  einer  Entschädigung 
an  den  Dienstherm  verpflichtet.  Es  verwirkt  der  Vertragsbrüchige 
zu  Gunsten  des  Herrn  den  Anspruch  auf  den  verdienten  Lohn  oder 
wird  zum  Ersätze  des  im  concretcn  Falle  erwachsenen  Schadens 
angehalten.  Da,  wo  die  öffentliche  Strafe  zu  der  Vermügensbusse 
hinzugetreten  war,  streift  die  letztere  den  strafrechtlichen  Charactcr 
ab  und  wird  zu  einer  im  voraus  fixirten  privatrechtlichen  Ent- 
schädigung. 

Im  Einzelnen  stellen  die  Quellen  ein  Bild  bunter  Mannigfaltig- 
keit dar.  Die  schwersten  dem  im  Worte  Brüchigen  angedrohten 
Strafen  begegnen  neben  Massregeln,  in  welchen  die  alte  Strenge  der 
Gebundenheit  ans  Wort  fast  abgestorben  erscheint,  oft  zu  gleicher 
Zeit,  in  denselben  Gebieten,  ohne  dass  man  die  Ursachen  der 
Schwankungen  zu  erkennen  vermöchte.  Ein  Rathsbcschluss  der 
Landlcutc  von  Schwyz  vom  Jahre  1507  spricht  gegen  den  Vertrags- 
brüchigen Dienstboten  Lohnvcrlust  aus,  und  einige  Jahre  darauf 
wird  ein  neuer  Beschluss  gefasst,  welcher  ihm  den  verdienten  Lohn 
zuspricht  und  nur  die  klagewcisc  Geltendmachung  bis  nach  Ablauf 
der  bedungenen  Zeit  verschiebt,  und  dies  zu  derselben  Zeit,  in 
welcher  das  benachbarte  Uri  neben  dem  Lolmverlust  die  Landes- 
verweisung verhängt.5) 

Wir  versuchen  es,  die  Rechtsbildung  in  ihren  grossen  Zügen 
zu  flxiren,  ohne  sie  bis  ins  Einzelne  zu  verfolgen. 

Wir  beginnen  mit  dem  Rechte  des  Sachsenspiegels,  dessen 
Bestimmungen  einer  ganzen  Reihe  von  Rcchtsqucllcn  zu  Grunde 

’)  Landl),  von  Schwyz  (Kothing  S.  33,  142):  Landl),  von  Uri  Art.  134 
(Zcitschr.  f.  schw.  liecht  XI  S.  74  £), 
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liegen.  Nach  Landrecht  11.  32  § 3 verliert  der  Dienstbote,  welcher 
ohne  rechtmässige  Ursache  — „von  inutwillen“  — aus  dein  Dienst 
gegangen  war,  seinen  Anspruch  auf  Lohn,  ist  ausserdem  zur 
Zahlung  einer  (Geldsumme  verpflichtet,  welche  dem  ihm  für  die 
bedungene  Zeit  versprochenen  Dienstlohne  gleich  kommt: 

vntgat  die  knecht  «lerne  herren  von  inutwillen,  he.  ml  deine  herren 
alse  vele  gecen,  alee  ime  die  herre  geloret  hadde. 

Hatte  der  Dienst  bote  bereits  Ixihn  empfangen,  so  muss  er  folge- 
richtig einen  doppelten  Betrag  zurückerstatten,  d.  h.  zu  der  ihm 
gezahlten  eine  ihr  entsprechende  Summe: 

vndc  swat  so  ime  vergolden  is,  dal  sal  he  teigelde  weder  geren.*) 

Man  wird  nicht  zweifelhaft  sein,  in  der  an  den  Brodherrn  zu 
entrichtenden  V'ermögensleistung  eine  Privatstrafe,  eine  Busse  zu 
sehen,  wenn  man  zur  Interpretation  unserer  Bestimmung  — wie 
dies  von  Lüning  treffend  ausgeführt  ist  — den  gleich  darauf  fol- 
genden Artikel  des  Landrechtes  hinzuzieht.  Das  Gesinde,  welches 
aus  rechtlich  anerkannten  Gründen  — hier  wegen  einer  sich  dar- 
hictcndcn  Gelegenheit  zur  Begründung  eines  eigenen  Hausstandes 
oder  der  nothwendigen  Uebemahme  einer  anerstorbenen  Vormund- 
schaft — zur  Lösung  des  Vertrages  berechtigt  erscheint,  erhält  den 
auf  die  abgelaufene  Zeit  entfallenden  Betrag  des  Lohnes,  das  über 
diesen  Betrag  hinaus  Empfangene  ist  es  zurückzuerstatten  ver- 
pflichtet, und  zwar,  wie  unsere  Quelle  hinzufiigt,  „ runder  wandeL“ 
Die  „gegensätzliche  Beziehung  dieser  Worte  auf  den  Fall,  in  welchem 
der  Knecht  unbefugt  aus  dem  Dienste  geht,  und  in  welchem  mehr 
als  der  noch  nicht  verdiente  Lohn  von  letzterem  herausgegeben 
werden  muss“,  liegt  auf  der  Hand.  „Wandel“  bedeutet  aber  Privat- 
strafe, Busse.*) 

Die  Bestimmung  des  Sachsenspiegels  findet  sich  in  den  ihm 
verwandten  Rcchtsbiichern  wieder,  begegnet  weiter  in  den  Gebieten  des 
Magdeburger  und  Lübecker  Rechts  wie  in  einzelnen  anderen  Quellen- 
kreisen angehörenden  Stadtrechten  des  nördlichen  Deutschlands.10) 

")  Anders  Siekel  S.  100  Note  430.  wohl  auch  Stohlu1  S.  36.  Vgl.  Lüning 
S.  466  Note  9. 

*)  Lüning  S.  468. 

,#)  Glosse  zu  Ssp.  II.  32  § 3;  üsp.  Art.  ISO;  Swsp.  Art.  203;  Ruprechts 
Rhuch  I cap.  136;  Rbuch  des  Stiftes  Ashacli  I cap.  217.  — Sachs.  VVeichbildr. 
Art.  80  8 2 mit  Glosse  zu  Art.  77  (v.  Daniels  S.  144.  S.  397;  die  von  Steffen- 
hagen  mitgetheilte  Rocension  enthält  andere  Bestimmungen,  vgl.  Note  17);  Glo- 
gaucr  Rbuch  cap.  512;  Goslurisehc  Statuten  (Göschen  S.  90);  Berlinisches 
Stadtbuch  (Fidicin  III  S.  101);  Stadtr.  von  Salzwcdcl  (Gengier  S.  405);  von 
Gotha  Art.  104  (Ürtloff  II  S.  332);  Stadtr.  von  Hildesheim  1249  Art.  31  (Ori- 
gines Guclficac  tom.  IV’  S.  244;  aus  späterer  Zeit:  Puluudorf  IV  App.  S.  287); 
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Einzelne  Handschriften  des  Lübecker  Rechts  normiren  die  von 
dem  Dienstboten  zn  entrichtende  Busse  auf  Höhe  des  halben  Lohn- 
betrages, während  andere  (wie  die  Stiten'sehe,  Uffenbach’sche  und 
Segeberger)  und  die  übrigen  Stadtrechte  der  Gruppe  an  der  Zahlung 
des  vollen  Lohnes  festhalten.11) 

Während  im  Allgemeinen  kein  Gewicht  darauf  gelegt  wurde, 
ob  der  Dienstbote  mit  dem  im  voraus  empfangenen  Lohne  aus  den 
Diensten  gegangen  war,  oder  aber,  ohne  entlohnt  worden  zu  sein, 
den  Dienst  verlassen  hatte,  heben  einzelne  Quellcnzeugnisse  das 
Entlaufen  mit  unverdientem  Lohne  als  ein  besonders  strafbares,  dem 
Diebstahl  gleich  stehendes  Delict  hervor.  Das  älteste  Stralsundische 
Stadtbuch  (1270 — 1310)  wie  das  spätere  Verfestungsbuch  verzeich- 
nen eine  Reihe  von  Fällen,  in  welchen  gegen  Dienstboten,  die  mit 
dem  im  voraus  erhaltenen  Lohne  entlaufen  waren,  die  Verfestung 
ausgesprochen  wird , 1 -}  und  an  Aehnliches  erinnern  Bestimmungen 
des  Lübischen  Rechts. 

Stadtrecht  111.  193  (Hach  S.  442): 

Dar  en  schal  nement  synein  hcren  entgan  noch  entlopen,  de  gyne* 
heren  Ion  he  ft  opgehort;  were  jement,  de  dat  dede,  de  schal  en 
misdedtch  man  treuen.13) 

Stadtr.  von  Lübeck  II.  177  und  II.  178  Ulfen  buch 'scher  Codex.  III.  212  Stiten'sehe 
Handschrift,  III  193  Segeberger  Codex  (Hacli  S.  837,  448,  442);  Stadtr.  von 
Hamburg  1270  VIII.  L 1292  K.  1.  1497  F.  1 (Lappenberg  S.  47,  140,  233); 
ßillenwerder  Hecht  Art.  78  (das.  S.  342);  Bremer  Stat.  1303  Ord.  83,  1428  Art. 
37,  1433  Art,  Hü  (Oelriehs  S.  114.  337.  48t);  Stat.  von  Verden,  von  Stade 
(Pufendorf  I App.  S.  118,  217);  Hadeler  Landr.  II  tit.  2Q  (das.  S.  24);  Selwerder 
Landregt  1529  (Feith  S.  18). 

")  Lübecker  Stadtr.  II.  177,  III.  212  (Hach  S.  337,  448). 

'*)  Fabrieius;  Francke  - Frensdorff.  Aus  der  grossen  Menge  der  Ein- 
tragungen wähle  ich  einige  Beispiele:  rLudolfus  Rozenwater  de  sprak  vnde 
claghede  vor  deine  richte  over  Wilken  Beyer  unde  Hitirik  van  Vredelande,  dat 
ze  weren  zine  brodighen  knechte  cntle  teeren  eine  mit!  deensle  unde  mit  ghclde  uppe 
den  den.it  tjhedun  hemeliken  entgan“  — und  sie  werden  „cerfestet  mit  allem  Im- 
besehen  Hechle“  (Frnncke  No.  558,  S.  65);  „ Wolterus  de  Lubek  est  proseriptus, 
quia  abst ulit  domino  suo  32  sol.,  pro  guibtis  delmisset  servicisse  .1  ohauni  Mes- 
werten,  b i|iio  reccssit  ante  terminum  debitum“  (das,  Einleitung  72);  — „iustiis  seu- 
tenciis  est  proseriptus,  quia  recessit  de  servicio  suo  et  detulit  preeium,  pro  ipin 
debuit  servicisse“  (Fabrieius  VII  No.  lflä  S.  172).  Vgl.  weiter:  Fabrieius  511 
No.  91,  97.  99.  13L  133,  164,  165.  170,  HL  179,  182  (S.  111  — 177);  Francke 
No.  9,  19,  23,  26,  72;  125,  28.  56,  69,  21  — 72,  99  ; 217,  «9,  72,  74,  8L  84,  äL 
300,  302.  307,  310,  12,lä2<L22,3thMräk3L38,49,  57—60,  68,  72,  81,  88, 
89,  92,  93,  98;  400,  401,  405,  407,  412—15,  20,  Äk  25,  28—30,  31,  37,  51,  52,  65, 
69—71,  77,  81—83,  86,  87,  H9,  93;  512,  1^2^.^^^JA^2L  78,86,88, 
ÜL  92;  606,  607,  615,  17,  19-22,  3L  5L  56- 

• »)  Revalscher  Codex  (Hach  S.  442)  — „ock  schall  ene  nemand  den  sehip- 
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Vereinzelt  wird  den  Kn  11  es  gedacht,  dass  von  dem  Schuldigen 
die  verwirkte  Busse  nicht  beigetrieben  werden  konnte,  und  Ge- 
fängnis* an  Stelle  der  Geldstrafe  gesetzt. 

Liib.  Recht  IV.  84  (Hach  S.  583): 
ls  dat  he  nicht  cn  lieft,  dar  van  he  bctale,  men  erhai  ene  /eggen 
in  denn  toren  linde  geuen  eine  14  nacht  water  unde  bröt.14) 

Wir  wenden  uns  zu  einer  zweiten  Gruppe  von  Rechtsquellen, 
in  welchen  die  oben  angedcutete  Scheidung  der  mit  dein  Vertrags- 
brüche verbundenen  privatrechtlichen  und  strafrechtlichen  Rechts- 
folgen vollzogen  erscheint.  Das  den  Dienst  brechende  Gesinde  ver- 
liert den  Anspruch  auf  den  erarbeiteten  Lolin , wird  ausserdem 
regelmässig  von  einer  öffentlichen  Strafe  getroffen.  War  ihm  bereits 
Lohn  gezahlt  worden,  so  ist  cs  das  Empfangene  dem  Brodherm 
einfach  zu  erstatten  schuldig.**) 

Spätere  schweizerische  Rechte  zeigen  eine  mildere  (Testaltung. 
Es  wird  dem  Vertragsbrüchigen  nur  ein  Theil  seines  verdienten 
Ijohnes  abgesprochen,  es  wird  die  Festsetzung  des  vom  Dienstherrn 


peren  vorenth olden . ulen  ferne  ulet  he  Inen  rpyehoeret  he/t.  so  scheide  he  dar 
ein  mieiledich  mun  umrac  heleu.“ 

1 *)  Hamburger  Stadtr.  (Hach  III  b.  309  S.  527).  Strenger  sind  die  F’olgen, 
von  welchen  der  mit  dom  Lohne  entlaufende  Schilfer  getroffen  wird.  Liil». 
Recht  IV'.  31  (Hach  S.  505):  , VVcret  dat  ein  schipnian  sinem  schipperen  enthege 
mit  einer  hure,  erhol  he  in  den  toren  Beer  mnnte  eilten  unde  eten  water  vnd  brod 
vnde  geven  dem  schipperen  sine  hure  wedder“;  Hamb,  älteres  Schiff  recht  Art. 
22  (Lappenberg  S.  311):  „So  we  deme  schipheren  entlopct  myt  synem  gelde,  ein 
pp  dut  loen  ghegeuen,  de  heft  den  gulyen  enrdenet.“  — Vgl.  auch  die  Preussische 
Landeswillkür  von  1420  (Tocppcn  No.  280  S.  355):  der  entlaufende  Schiffs- 
kneeht  verliert  ein  Ohr  — „der  enl  vertieeen  egn  nre"  — eine  Strafe,  mit  welcher 
besonders  häufig  der  Diebstahl  bestraft  wurde  — . und  ist  es  der  Steuermann 
oder  Flatmann,  der  „ane  redliche  Sache  abetrunnig“  wird,  „so  sol  dem  eturr- 
mmui  der  hule  und  dein  plutinniui  die  hont  teerden  nhgeelnyen .“  Die  dem  Schiffs- 
herrn drohende  grössere  Gefahr  hat  hier  zu  einer  schärferen  Repression  gedrängt. 

1 '•)  Purgoldts  Rbucli  III.  101;  Stadtr.  von  Duderstadt  (Wolff  I'B.  S.  7t): 
Urtheile  zu  Wehlen,  Weisthum  zu  Herrnbreitingen  (Grimm  III  S.  315,  S.  500): 
Stadtr.  von  Moringen  35,  40  (Zeitschr.  für  Rg.  VII  S.  298.  299);  Oppen- 
heimer Stadtbuch  Art.  92  (Franek  S.  209);  Gesindeordnung  zu  Königsbrück 
tj  52  (Mnne  I S.  188);  Willkür  der  Stadt  Görlitz  toOö  Art.  30  (Weinart  IV 
S.  51);  Stat.  von  Frankenhauscn  1534  (Michelsen,  Rechtsdenkmule,  S.  481),  von 
1558  IV  tit.  88  (Walch  I S.  307);  Stat.  von  Greussen,  Rudolfstadt,  Blankenburg 
(Walch  VII  S.  224,  V S.  02,  S.  108);  Neuniuenstersche  Kirchspielsgebräuche, 
Bordesholmische  Amtsgebr.  (Seestem-Pauly  S.  112) ; Stadtr.  von  Zittau  (Schott 
S.  131);  Lüneburger  Stadtrref.  IX  tit.  2 (Pufendorf  IV  App.  S.  797);  Ostfries. 
Landr.  II  cap.  285.  — Bairisches  Landr.  X.  88;  Freysinger  Stadtr.  (v.  Frevlierg 
V S.  183);  Stadtr.  von  München  Art.  138  (Auer  S.  64);  Khhafl- Recht  der 
Vogtey  Hahnlmch  Art.  17  (Fink  S.  309):  Khaltenordnung  zu  Thierhaupten  § 16 
(Grimm  VI  S.  200t;  Reehtsgebräuche  zu  Botwar  XV.  4 (Reyscher  S.  488); 
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zu  entrichtenden  Ijolmbetrages  in  das  billige  Ermessen  der  Nach- 
barn, der  „biderben  Inte“  gestellt,  es  wird  ihm  der  volle  verdiente 
Lohn,  nur  mit  der  Einschränkung  zuerkannt,  dass  er  Zahlung  erst 
nach  Ablauf  der  bedungenen  Zeit  zu  fordern  berechtigt  sein  solle. 

Das  Amtsrecht  der  Grafschaft  Famsburg  1556  Art.  11  (Basler 
Rechtsquellen  II  S.  88)  noriuirt  den  zu  entrichtenden  Betrag  auf 
den  dritten  theil  nach  mnrezahl  der  zeit,  so  er  bei  ihme  gewe- 
sen ist. 

Hofrodel  für  Reichenburg  1536  Art.  26  (Kothing,  Rcehtsq. 
S.  345): 

wan  ein  dienst  von  eim  luefie  on  vrsach,  so  xo/lx  an  biderben  lütten 
xtan,  wie  einer  ein  zolle. 

Landbuch  von  Schwyz  (Kothing  S.  142): 
gienge  ein  dienst  ane  vrlob  oder  redlich  vrsachen  ab  sinein 
dienste  — alldann  soll  derselb  sins  erdienten  lonsz  narb  der  zgt 
warten  bix  zu  exzgang  (lex  iarx  alle  er  dinget t halt.1*) 

Nach  einzelnen,  meist  dem  südlichen  Deutschland  angehören- 
den (Quellen  wird  das  Gesinde  bald  neben  dem  Verluste  des  Dienst  - 
lohncs,  bald  an  Stelle  desselben  zum  Ersätze  des  im  besonderen 
Falle  dem  Brodherm  entstandenen  Schadens  verpflichtet. 

Altprager  Stadtr.  Art.  118  (Rössler  I S.  136): 

Enget  der  knecht  odir  di  dirne  dem  herren  oder  der  frowen  von 
mutwillcn  — was  die  veyle  schatlens  gesciet  an  ir  arbit,  vnd 
kompt  man  sie  an  die  veile,  xie  nullen  den  xehaden  aufrichten  vnd 
ein  ander  dinst  gewinnen  an  ir  stat. 

Rechtsgebräuche  zu  Botwar  XV.  4 (Reyscher  S.  488): 

Wann  ein  ehehalt  vorm  zihl  vsz  dem  dienst  gehet  — soll  snin 
maister  itne  vmb  den  gedingten  lohn  gamichtz  schuldig  sein, 
darzu  drrxelbig  ehehalt  reinem  maixter  rmb  den  boxten  abtrag  thun 
nach  erbar  leutt  erkhennen.,,) 

Willkür  der  Sachsen  in  dem  Zips  Art.  H4  (Mirhnny-Lichner  S.  231);  Weisthümer 
von  Kufstein  (v.  Zingcrle  8.  28,  45);  Stadtr.  von  Lucem  Art.  10:!,  Amtsrecht 
von  BQron,  Landh.  von  Obwalden  Art.  101 . von  Nidwalden  Art.  143.  von  Tri 
Artt.  134,  175  (Zeitachr.  für  aohw.  Kecht  V 8.  56,  8.  116:  VI IT : VI  8.  153;  XI 
8.  74—75,  8.  91);  Landl),  von  Schwyz  (Kolbing  8.  33);  Stadtr.  von  Solothurn 
tit.  16  § 5 8.  109. 

'*)  Landh.  von  Oersau  (Kothing,  Rechtst).  8.  142):  Altes  Landb.  der 
March  Art.  58  (Zeitachr.  f.  acliw.  Recht  II  8.  39). 

M)  Sachs.  Weichbildr.  Art.  22  (nach  der  von  Steftenhagen  in  der  Zeit- 
achr. für  Rg.  XII  8.21  mitgetheiltcn  Recension) ; Magdeb.  Blume  1.70:  ..knechte, 
dy  ezu  vncreitin  von  iren  herren  ghen,  dar  dy  herren  ir  erbeit  gehindert  werilin, 
dar  mugin  dy  herren  vorderen  wider  den  knecht  mit  rechtir  klage.“  — Stadtr. 
von  Augsburg  Art.  129  § 2 (Meyer  8.  214):  Bairisches  Landr. . Stadtr.  von 
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Die  regelmässig  angedrohten  Strafen  sind  Dienstuntersagung 
und  Verbannung.  Weiter  begegnen  Geldbußen,  Gefängnisstrafen, 
bald  allein,  bald  alternativ  oder  cumulativ  neben  Dienstuntersagung 
und  Verbannung.  Letztere  werden  regelmässig  auf  Zeit  beschränkt, 
auf  die  bedungene  Dienstzeit,  auf  die  Dauer  eines  .Jahres;  doch 
finde»  sich  längere  und  kürzere  Fristen,  Bestimmungen,  welche 
keine  Zeitgrenzen  festsetzen,  dus  Ermessen  der  Obrigkeit  im  con- 
creten  Kalle  entscheiden  lassen. 

Einzelne  schweizer  Rechte  unterscheiden  zwischen  landes- 
angehörigen  und  fremden  Dienstboten , verbannen  diese  aus  ihren 
Landgebieten,  bestrafen  jene  mit  Geldstrafen. 

Landbuch  von  Obwalden  Art.  192: 

So  einer  von  cim  incister  lueffe,  der  «in  fraemder  ist,  sal  er  angentz 
beschickt  vnd  mit  dem  eyd  ihm  bind  r erwi/sen  werden.  Ist  er  aber 
ein  laut  mann,  so  so/  er  verfallen  sin  fnenf  giddin  zu  buosz .,s) 

Die  Ötrafgewalt  wendet  sich  zugleich  gegen  denjenigen,  welcher 
den  aus  dem  Dienst  entlaufenen  Dienstboten  während  der  gebnnnten 
Zeit  in  seine  Dienste  nimmt  bezw.  nach  erlangter  Kenntniss  nicht 

Frey-sing,  von  München,  Ordnung  zu  Thierhaupten  (vrgl.  die  in  Note  lä  angege- 
benen Stellen);  Landr.  im  Lungau  (Siegel-Ton msehek  S.  235);  Landbucli  von 
Obwalden  Art.  191. 

ip)  Verbannung  haben:  Stadtr.  von  Duderstadt  (WolflVB.  S.71);  Stat. 
von  Göttingen  1364  (Pufendorf  HI  App.  S.  202);  Stat.  von  Rudolfstadt,  von 
Blankenburg  (Walch  V S.  62,  S.  108);  Stadtr.  von  Zittau  (Schott  1 S.  131): 
Willkür  der  Stadt  Görlitz  (Weinart  IV  S.  öl);  Bairische  Landtagshandlungen 
(v.  Krenner  IX  S.  427,  442);  Landl*,  von  lTri  Art.  177,  von  Nidwalden  Art. 
143  mit  Alt.  75  (ZeitBchr.  f.  schw.  Recht  XI  S.  91,  VI  S.  153,  134).  — Dienst- 
untersagung:  Bremer  Stat.  von  1450  Art.  47,  1489  Art.  67  (Oelrichs  S.  726,  669): 
BraunschweigCr  Stadtgcsetzo  von  1380  ij  109,  älteres  Kchteding  Art.  13  § 66. 
Echteding  von  1532  Art.  22  $ 133.  von  1573  Art.  94  $ 252,  Polizeionluung  von 
1579  (Hänselmann  S.  70,  133.  338,  431,  477);  Stat.  von  Nordlmusen  Art.  24 
(Fürstemann  IV  S.  85);  Preussische  Landesordnung  von  1420  (Toeppen  No.  286. 
S.  352):  „Entlifle  knecht  adir  mayd  irem  hirsehaft,  die  sullen  nirne  dyenen,  sie 
haben  denne  irem  hirschaft  ausgedyenet.“  Milder  ist  die  nach  der  Verheerung 
des  Landes  durch  die  Polen  im  Jahre  1423  erlassene  Landesordnung,  welche 
dem  Vertragsbrüchigen  Gesinde  nur  den  Anspruch  auf  Lohn  abspricht:  „welcher 
dienstbote  ane  der  hirschaft  wille  in  dieser  vorherunge  si  ontloufl'en,  den  sal 
man  nichtisnicht  geben“  (Toeppen  S.  413;  vrgl.  daselbst  S.  713);  — Willkür  der 
Sachsen  in  dem  Zips  Art.  84  (Michnay-Lichner  S.  234);  Tirolische  Weisthümer 
(v.  Zingerle  S.  29,  S.  44);  Amtsrecht  der  Grafschaft  Farnsburg  Art.  11  (Basler 
Rechtsquollen  S.  88).  — Sonstige  Strafen:  Bair.  Landr.,  Freysinger  Stadtr., 
Münchener  Stadtr.  (Gcrichtsbussen,  vrgl.  Note  15);  Thierhaupten  (Grimm  VI 
S.  200  § 15),  Eldiaft-Reeht  der  Vogtey  Halmbach  (Fink  S.  369);  Stadtr.  von 
Zittau  (Schott  I S.  131);  Görlitzor  Willkür  (Weinart  IV  S.  51).  Unbestimmt 
lassen  ilie  Strafe  die  Statuten  von  Froihurg  im  Breisgnue  Bl.  38  und  das  Stadtr. 
von  Solothurn  tit.  16  § 5 S.  109. 
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sofort  aus  denselben  entlässt.  Der  wissentlich  Dingende  verfällt 
einer  Geldhusse  und  darf  den  Dienstboten  nicht  weiter  behalten. 
Die  Goslarischen  Statuten  machen  ihn  zudem  für  die  von  dem 
Dienstboten  an  den  früheren  Dienstherrn  verwirkte  Busse  verhaft- 
bar, wenn  dieselbe  von  dem  Dienstboten  selbst  nicht  beigetrieben 
werden  konnte. 

Amtsrecht  der  Grafschaft  Farnsburg  Art  II  (Basler  Rechtst], 

II  S.  88): 

Vnd  welcher  mcister  in  derselben  kilchhöri  einem  solchen  knecht 
in  gemeltem  iahr  dienst  gibt,  der  s oll  rmb  ein  pfuiult  gelte  gestraft 
werden  rnd  nit  desto  weniger  denselben  knecht  gehn  lassen. 

Goslarische  Statuten  (Göschen  S.  91): 

Unde  en  konde  de,  (lerne  de  knecht  edder  mnget  erst  entgan 
were,  on  sulven  dat  gelt  nicht  afmunen  — so  mochte  de  (lat  gelt 
deine  iennen  affnamen,  de  se  ingenommen  hedde.1*) 

2.  Das  vorzeitige  Entlassen  des  Gesindes. 

Die  vorzeitige  Lösung  des  Vertragsverhältnisses  durch  den 
Dienstherrn  unterliegt  der  Kegel  nach  einer  milderen  Beurtheilung 
als  das  muthwillige  Verlassen  der  Dienste  durch  das  Gesinde.  Nur 
vereinzelt  begegnen  Bestimmungen,  welche  das  von  der  einen  und 
der  anderen  Seite  ausgehende  vertragswidrige  Verhalten  gleich 
stellen,  die  gegen  den  Dienstherrn  wie  gegen  das  Vertragsbrüchige 
Gesinde  strafrechtlich  einschreiten.  Die  Ausgleichung  ist  regelmässig 
privatrechtlicher  Natur.  Der  Dienstherr,  welcher  vor  Ablauf  der 
vertragsmässigen  Zeit,  ohne  durch  einen  billigen  Grund  dazu  be- 
rechtigt zu  sein,  den  Dienstboten  aus  dem  Dienste  entlässt,  ist  zur 
Zahlung  des  ganzen  für  die  bedungene  Zeit  verabredeten  Lohn- 
betrages, vereinzelt  auch  zum  Ersätze  des  dem  Dienstboten  er- 
wachsenen Schadens  verpflichtet. 

Bsp.  II  32  § 2: 

Verdrift  aver  die  herre  den  knecht,  he  sal  eine  sin  rutle  Ion  geven 
— dat  hey  ein  gclovet  hadde. 

Ruprechts  Rhueh  (Westenrieder  § 59  S.  1G8): 

Ist  daz  ir  der  wirt  urlaup  geit,  so  mag  de  clialt,  is  sei  diern  oder 
chnecht,  sein  speis  rnd  sein  Ion  wo!  beheben. 

Rcchtsgebräuche  zu  Botwar  XV.  4 (Reyscher  S.  488): 


•»)  Vgl.  die  in  der  vorhergehenden  Note  allegirtcn  Stellen  der  Hechte 
von  Duderstadt,  Braunsehweig,  Nordlmusen,  Zittau,  Tirol.  Vergl.  ferner  Ehe- 
hait  Tniding  zu  Golling  Art.  22  (Sicgel-Toniaschek  S.  144);  Lnndh.  von  (tersau 
(Kothing,  Hechtsij.  S.  83). 

lferts,  Miitelalterl  Oriiinli'-  ItcfhtsrcrhiltnUio  (j 
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Wellichor  meinen  ehehalten  vrlaub  gibt  vorm  zihl  ohn  redlich  vnd 
ehrhnffbig  vrsach,  der  soll  demselben  gantzen  lohn  geben,  alsz 
bette  er  iine  vszgedient,  (lartue  ime  rml>  den  kosten  vom  selben 
erlauben  bist  zum  zihl  abtrag  vnd  Widerlegung  thun  nach  erhar  leutt 
erkhennen ,ä0) 

Während  die  Berechtigung  zur  Lösung  des  Vertrages  unter 
Entlohnung  für  die  abgelaufene  Zeit  regelmässig  von  dem  Vorhnn 
densein  eines  rechtmässigen  Entlassungsgrundes  abhängig  gemacht 
wird,  erklären  einzelne  Rechte,  ohne  an  jenem  Erfordernisse  festzu- 
halten,  den  Dienstherrn  jederzeit  für  befugt,  den  Dienstboten  unter 
Zahlung  des  verdienten  Lohnes  zu  entlassen. 

Stadtr.  von  Regensburg  1320  (v.  Freyberg  V S.  50): 
i ran  ein  herschaft  gibt  seinem  ehalten  Urlaub,  wan  si  teil. 

Bamberger  Stadtr.  § 304  (Zoepfl  S.  109): 
wann  herren  vnd  frawen  daz  recht  haben,  knechten  adir  meiden 
vrlaup  zu  geben,  wenn  sie  in  nicht  fügen,  vnd  sein  in  je  dünn 
nicht  vier  schuldig  zu  Ionen,  denn  a/s  ril  sieh  für  die  zeit  gebürt, 
die  sieh  vergangen  hat. 

Stadtr.  von  Duderstadt  (Wolff  UB.  S.  71): 

Hedde  aver  yemant  gesinde,  dat  oheine  nicht  evene  were,  dat 
mach  hey  vngeverliken  erloffen  welke  tydt  he  in  dem  jare  wil  vnd 
schal  öme  denne  sin  vordegnde  Ion  na  anthale  rnil  eorlopinge  des  iares 
geven  vnd  darmede  ave  ein  vnd  aff  wesen.'1) 

,0)  Dsp.  Art.  150;  Swsp.  Art.  2(0;  Ruprechts  Klmch  1 cap.  135;  Pur- 
goldts  Klmch  111.  101;  Sachs.  Weichbildr.  Art.  80  mit  Glosse  zu  Art.  77  (v. 
Daniels-  v.  Gruben  S.  144.  8.  397);  Glogauer  Rhuch  cap.  512;  Goslar. 

Stat.  (Göschen  S.  101 — 10-');  Berlinisches  Stadtb.  (Fidicin  III  8.  101);  Stadtr. 
von  Salzwedel  § 71  (Gengier  S.  405);  Stadtr.  von  Gotha  103  (Ortloff  II  S.  332); 
ITrtheile  zu  Vehlen  (Grimm  III  S.  315);  Landesordnung  für  Samland,  Natangen, 
Krmlaml  1427  (Toeppen  S.  470);  Selwerder  Landregt  1520  (Feith  8.  18);  Ost- 
fries. Landr.  II  cap.  284;  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  1,  1292  K.  1,  1497  F. 
1 (Lappenberg  S.  47,  140,  233);  Billenwcrdcr  Recht  Art.  78  (daselbst  8.  342); 
Bremer  Statuten  1303  Ord.  83,  1428  Art.  30,  1433  Art.  80  (Oelrichs  8.  114. 
338,  484);  Stat.  von  Verden,  von  Stade,  Hudeler  Landr.  (Pufendorf  I App.  S. 
118,  217,  24);  Rügianischcr  Landgebr.  tit.  89  S.  79;  Landr.  im  Lungau  (Siegel- 
Toinaschek  S.  235  Zle.  30  ff.);  Stadtr.  von  Luccrn  Art.  103,  Amtsrecht  von 
Büron  (Zeitachr.  für  scliw.  Recht  V 8.  56,  8.  116).  — Das  Zittaucr  Stadtrecht 
(Schott  I 8.  131)  lässt  den  zu  entrichtenden  Lohn  durch  das  Gericht  festsetzen. 
— iJer  Entschädigungsptlicht  gedenken  auch:  Bairisches  Landr.  Art.  181 
(Rockinger  S.  447);  Münchener  Stadtr.  Art.  142  (Auer  S.  65). 

*')  Auch  die  Preussische  Landesordnung  von  1423  (Toeppen  S.  413)  ver- 
pachtet den  Herrn  nur  zur  Zahlung  des  verdienten  Lohnes:  „welchem  diustboten 
in  diesser  vorherung  von  siener  hirschaft  ist  orloub  gegeben,  den  sal  mau  geben 
so  ril  lones  nU  er  ronlienet  hol  vor  dem  orlouhe“.  Doch  ist  dieses  Gesetz,  durch 
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Umgekehrt  sehen  andere  Quellen  in  dem  imithwilligen  Ent- 
lassen des  Gesindes  ein  Unrecht,  welches  strafrechtlich  zu  sühnen 
ist.  Wie  das  Vertragsbrüchige  Gesinde  unterwerfen  sie  den  con- 
tracts widrig  handelnden  Herrn  neben  der  Verpflichtung  zur  Zahlung 
des  vollen  Lohnes  einer  Busse  an  die  Gerichtsobrigkeit. 

Bairisches  Landr.  X 88: 

Spricht  ain  chnecht  oder  ain  diern,  ir  maisterschafi  hab  im  Urlaub 
geben  — wirt  der  inaistcr  schuldig  (d.  h.  vermag  er  keinen  recht- 
mässigen Entlassungsgrund  anzugehen),  so  ist  er  dem  chnecht 
schuldig  seins  Ions,  dem  riehter  zwen  vnd  nbentzig  pfenning .**) 


§ 12. 

Entlohnung  des  Gesindes. 

1.  Die  Dienstleistungen  werden  gegen  Entlohnung  übernommen. 
Die  Entlohnung  besteht  in  Zahlung  des  versprochenen  Dienstlohncs, 
regelmässig  nach  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit,  und  Gewährung 
von  Kost  und  Kleidung.1) 

2.  Die  Bestimmung  der  Ixihnhöhe  ist  der  freien  Vereinbarung 
der  Contrahenten  überlassen.  Obrigkeitlich  normirte  Lohntaxen, 
deren  Ucbcrschreitung  die  Bestrafung  der  Dienstherrschaft  wie  des 
Gesindes  zur  Folge  hatte,  begegnen  in  den  Quellen  des  mittelalter- 
lichen Rechts  nur  selten,  werden  erst  mit  der  nachmittelnltcrlichcn 
Rechtsbildung  allgemein  herrschend.3) 

3.  Der  Lohnbetrag  brauchte  nicht  von  vornherein  fixirt  zu 

ausserordentliche  Zeitverhältnisse  — vgl.  Note  18  — veranlasst,  nur  von  vor- 
hergehender Weitung.  So  spricht  Bchou  die  Landcaordnung  von  1427  (Toeppen 
Art.  9 S.  470)  dem  unverschuldet  entlassenen  (iesinde  den  vollen  Betrag  des 
Lohnes  zu:  „Wurde  imand  scyme  gesinde  — ane  reddeliche  saelie  orloub  geben, 
ee  syne  mitte  usgeht,  der  sal  sotunen  dinstboten  ir  volle  Ion  yeben“. 

**)  Münchener  Stadtr.  Art.  138  (Auer  S.  öl);  Freysinger  Stadtr.  (v.  Frey- 
berg  V S.  183).  Ohne  die  Strafe  zu  bestimmen,  sprechen  das  Verbot  aus: 
Augsburger  Stadtr.  Art.  129  § 1 (Meyer  S.  214):  „Daz  sol  ein  burggrafe  richten: 
swaer  einen  elialten  dinget,  iler  mnl  ilee  nicht  rertriben  e i«  einem  iare “ — er 
vermöge  denn  vorzubringen  „sogtanen  gebrest,  damit  er  von  em  ledik  muge 
waerden“;  — Preussische  Landeswillkür  von  1420  (Toeppen  S.  352):  „Und  die 
hirschaft  sal  ouch  reilelihe  tuchen  hnhen,  worum!)  sy  knecht  adir  mayt  bynnen 
yren  myttagen  von  yn  scheiden  wellen“;  — Willkür  der  Sachsen  in  dem  Zips 
Art.  84  (Michnay-Lichner  S.  234).  Vgl.  noch  Sickel  S.  96  Note  401,  der  hier- 
her gehörige  brabantischc  und  flandrische  Hechtsquellen  anführt 

')  Vgl.  g 1 No.  3 Noten  8 und  9. 

V)  Vgl.  8 1 No.  3 Note  II. 

6* 
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sein;  er  konnte  in  die  „gnade“,  in  das  billige  Ermessen  der  Herr- 
schaft gestellt  werden.  Der  Satz  des  Sachsenspiegels  I 22  § 2: 
„swe  uppe  gnade  gedenet  hevet,  die  mut  den  erven  gnaden  inanen“ 
findet  sich  in  dieser  an  eine  Parömic  anklingenden  Form  in  zahl- 
reichen gleichzeitigen  und  späteren  Reehtstjuellen  wieder.  Dass  nicht 
die  Willkür,  sondern  das  billige  Ermessen  des  Dienstherrn  den 
Betrag  des  zu  entrichtenden  Lohnes  festzusetzen  habe,  wird  vielfach 
ausdrücklich  ausgesprochen , indem  eine  gerechte  Abschätzung  der 
geleisteten  Dienste  nach  den  am  Orte  gebräuchlichen  Lohnsätzen 
zur  Pflicht  gemacht,  im  Nothfulle  an  das  richterliche  Urtheil  appcl- 
lirt  wird.  So  bemerkt  die  lateinische  Glosse  zu  der  allegirten  Be- 
stimmung des  Landrechts: 

suhjiciens  se  grutie  vel  misericordie  vel  voluntati  adversarii  per 
hoc  non  renuntiat  iuri  suo.  Gratia  eniin  non  secuta,  talis  recu- 
perat  ins  suum.  Et  luijustnodi  gratia  vel  voluntas  reduci  debet 
ad  arbitrium  boni  viri. 

Das  Rechtsbuch  Johannes  Purgoldts  fügt  dem  Satze,  dass  man 
Dienstboten,  die  auf  Gnade  gedient,  den  Lohn  nach  Gnade  schuldig 
sei,  erläuternd  hinzu: 

vnd  das  sal  man  zu  haut  thun  und  gutlichin  richtin. 

Deutlicher  spricht  das  Görlitzer  Landrecht  cap.  40  § 2:  Es 
soll  die  Höhe  des  dem  Dienstboten  zu  entrichtenden  Lohnes  nach 
dem,  was  anderen  seines  Gleichen  gezahlt  wird,  ermittelt  werden: 
Ein  knecht,  der  sime  herrin  lange  gedienit  hat  odir  ein  jar,  ob 
der  sin  Ion  in  me  geriehte  mit  clage  vordirt,  deine  sol  man  eines 
halbin  jaris  Ion  irteilen  vnde  xol  sin  Ion  jnnrin  hi  xinen  gelichin. 

Mit  vielem  Nachdruck  endlich  polemisirt,  um  noch  eines  Bei- 
spiels zu  gedenken,  der  Verfasser  des  Ofner  Stadtrechts  Art.  305 
gegen  „eyn  gewonhait“,  die  ihm  missfällt,  dass  man  „dinstpoten, 
dv  da  lang  ader  churz  gedynet  haben  auff  gnad  — vbir  dy  kost 
nicht  geben  schol“,  dass  sic  alle  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Brauch- 
barkeit „alleyn  vnitnb  ily  pauch  narung  müssen  dynen.“  Er  ver- 
langt richterliche  Prüfung  — so/  dasz  gericht  rehen  — und  eine  dem 
Werthe  der  geleisteten  Dienste  entsprechende  Belohnung: 
ko  Kclwl  man  den  dynext  arbeit  vnnd  dy  czeit  schatczenn  vnd  der 
her  sol  ym  jieczalen  — pey  desz  selbiges  tages  scheyn.®) 

’)  D»p.  Art.  2(>;  Swsp.  Art.  2f>**;  Ruprechts  Rbuch  1 cap.  22  (v.  llaurer, 
ManuHcript  von  I486);  (Inalarische  Statuten  (Göschen  S.  9);  Berlinisches  Stadt- 
iiucli  (Fidioin  1 IT  S.  118 — 119);  Altprager  Stadtr.  Art.  113,  Brünner  Schöffen* 
buch  cap.  174  (Rüssler  1 S.  134.  II);  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  2,  1292  K. 
2,  1497  F.  3 (Lappenberg  S.  47,  141,  233);  Bremer  Stat.  1303  Ord.  84.  1428 
Art.  40,  1133  Art.  74  (Uclriclis  S.  115,  349,  48t);  Stat.  von  Verden,  von  Stade 
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4.  Die  Lohnforderung  ist  nach  verschiedenen  Seiten  bevorzugt. 
Sic  erscheint  „im  rechten  hoeher  dan  andre  guiein  schuldt  gefryet“. 
Doch  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  die  näher  ins  Auge 
zu  fassen  sind. 

Der  Dienstlohn  wird,  sofern  ihm  ein  erhöhter  Rechtsschutz  zu- 
kommt, als  „lidlon“,  „menasne“,  „gearntz  Ion“  bezeichnet.4)  Der 
Hegriff  des  Lidlohns  — „was  rechter  lidlon  si“  — ist  nicht  überall 
und  nicht  immer  derselbe : er  ist  bald  ein  engerer,  bald  ein  weiterer. 
Eine  Reihe  unserer  Quellen  verknüpft  die  den  Lidlohn  auszeichnen- 
den Rechtsfolgen  nur  mit  dem  eigentlichen  Gesindclohne,  d.  h.  dem 
Lohne,  welcher  Personen  für  Dienste  geschuldet  wird,  die  sie  als 
Theilnehmer  an  der  Hausgemeinschaft  während  einer  bestimmten 
bedungenen  Zeit  geleistet  hatten. 

Brüuner  Schöffenspr.  cap.  196  (Rössler  II  S.  393): 

Doch  schol  man  merken,  daz  niemant  lidlon  mag  behüben,  er  sei 
dan  ein  gedingter  diner  oder  arbeiter  eines  herren  vnd  si  sein 
tegleich  gesiml  und  essse  tegleich  sein  jirot. 

Iglauer  Stadtr.  (14.  Jahrh.,  Totnaschek,  Oberhof  S.  366): 

Evn  lidlon  sal  man  auch  merken,  das  nymnnt  mag  auff  den  an- 
dern geringen,  er  sey  denne  auf  ein  genante  czcit  sein  gedingter 
kneeht  oder  dirne  gewesen  und  habe  sein  brot  gemen  um/  habe  mit 
gm  in  seiner  gnnunge  tag  vnd  nacht  geteonel. 

So  erklären  auch  die  Freyberger  Statuten  von  1294  (cap.  49.  4) 
nur  den  „gemietten  boten“  für  berechtigt,  seinen  Lohn  „mit  sinen 
zweit  vingeren  vf  den  heiligen  zu  behalden“: 

waz  ein  man  anderes  fonis  schuldic  ist,  iz  si  tagelon  oder  waz  iz  si 
oder  worumme  iz  ist,  daz  mac  nimant  me  behalden  vf  den  hei- 
ligen zu  rechte:  ein  iklich  man  stet  danor  mit  sime  rechte . 5) 


(Pufendorf  I App.  S.  116,  S.  217);  Ost  friesische»  Lande.  II  cap.  186.  Vgl.  noch 
die  Polizeiorduung  fiir  Tirol  1573  Bl.  23,  Polizeiordnung  der  fünf  niederöster- 
reichischen Lande  von  1552  Bl.  30,  Poliecyordn.  fiir  Kärnthcn  1573  Bl.  46  und 
die  Landgeriehtsordn.  von  1578  Bl.  12,  welch»?  die  zwischen  der  Herrschaft  und 
dem  (xcsinde  entstehende  Irrung  durch  die  Obrigkeit  „nach  gclcgenheit  jedes 
orts,  nach  der  personell  und  dienst,  nicht  wider  billichkeit  vnd  gebürJ  ent- 
scheiden lassen.  — Vgl.  aber  auf  der  anderen  Seite:  Hamburger  Stadtr.  III  b. 
317  (Segcbcrger  Codex,  Hach  S.  514):  — „so  mach  »1er  höre  cdiler  vrouwc 
geben,  tcalh  se  'rillen,  wente  »le  vp  gnade  denct,  »lc  moth  ock  gnade  vorlieiden“. 
Itev.  Lüb.  Hecht  VIII.  7. 

•)  Die  in  den  (Quellen  neben  „menasne-1  vorkommenden  Schreibarten  sind: 
menen  asnen,  meynen  basnen  (!),  ghemeynen  asnen,  eesna.  meinesna,  monestclc. 
monastle.  menesle,  meilesle.  — Vgl.  auch  Konra»l  Maurer,  über  angelsüchs. 
Rechtsvcrh.  in  der  Krit.  l'elierschau  I S.  408  Anm.  2. 

l)  ülogauer  Rbuch  caj>.  332;  Schöffcnurtheil  aus  der  Dresdner  llamlsehr. 
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Andere  Rechte  fassen  den  Begriff  weiter  und  verstehen  unter 
Lidlohn  jeden  mit  der  Hände  Arbeit  verdienten  Lohn  — „da*  man 
mit  dem  swaysz  verdienet  hat“  — , so  dass  auch  der  Tagelohn  und 
der  Lohn  von  Personen,  welche  nicht  der  Hausgemeinschaft  an- 
gehören, darunten  fallen.  Noch  weiter  gehend,  ertheilen  süddeutsche, 
namentlich  spätere  schweizerische  Rechte  die  Vorrechte  des  Lidlohns 
den  Forderungen  einzelner  Klassen  von  Handwerkern  für  die  von 
ihnen  gefertigten  Arbeiten,  bald  unbedingt,  bald  nur  dann,  wenn  sie 
bloss  die  Arbeit,  nicht  auch  das  Material  geliefert  hatten.  Ja,  in 
Zürich  wird  1496  des  „Stadtarztes  Arztlohn“  für  Lidlohn  erklärt, 
und  das  Rechtsbuch  Ruprechts  von  Kreysing  bezeichnet  auch  den 
Lohn,  welcher  einer  Dirne  für  Gestattung  des  Beischlafs  gegeben 
wird,  als  „geordentz  Ion.“ 

Amtsrecht  von  Willisau  1489  (Zeitschr.  für  schw.  Recht  V 
S.  96): 

Das  man  mög  wüssen,  was  lydlon  sy:  was  einer  mit  sinein  Igb  vnd 
mit  « inen  glülem  verdienet  vnd  erarbeitet,  ist  lidlon.  H’us  auch  ein 
dienstknevht  iarslon  verdient,  ist  auch  lidlon. 

Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  § 57  S.  167): 

So  getanes  recht  habent  — dinstpoten  vnd  alle  die  man  ze 
arbeit  gewinnet  ze  tag  otler  wochen. ") 


(WasserBchleben  eaji.  143  8.281);  System.  Schöffcnr.  III.  2.  46;  Kulm.  Recht  J II. 
82  S.  78;  Ottonischcs  Stadtr.  für  Braunsehweig  $ 43,  Stadtr.  von  1265,  Stadtr. 
in  der  Neustadt,  Stadtr.  aus  dem  Anfänge  de«  15.  Jahrli.  (Hänselmann  S.  6, 
13,  24,  106);  Brunner  Schöffenb.  eap.  174;  Stadtr.  von  Cello  Art.  11)  (Pufen- 
dorf  II  App.  S.  18). 

‘)  Rechtst) rief  für  Passau  1300  ij  8 (Gengier  S.  350);  Stadtr.  von  Wertheim 
1466  Art.  55  (Mono  IV  S.  155):  — „vnd  heyst  ncmlichen  diaz  lidelone:  eyn  ge- 
dingter gebroter  knecht  vnd  mayte  vnd  versprochen  tagelnne“.  Bairisches  Lamlr. 
X.  HO:  .,swaz  der  man  verdient  mit  «einem  pfluog,  mit  seinem  vili,  da  der  mau  selb 
oder  sein  gedingter  ehnceht  pey  ist.  daz  lmizzt  allez  garentz  Ion“.  — Freysinger 
Stadtr.  (v.  Freyberg  S.  184);  Münchener  Stadtr.  Art.  140  (Auer  S.  55);  Wiener 
Stadtreehtsbuch  Arft.  45,  46  (Schuster  S.  65);  Amtsrceht  von  Büron  (Zeitschr. 
für  schw.  Recht  V.  S.  117);  Basler  Gerichtsordnung  von  1457  Art.  63,  von  1364, 
Stadtrechtssatzungen  von  1557  Art.  04  (Rechtsqucllen  I S.  168,  34,  318,  410).  — 
1 n Betreff  der  Handwerker  vgl.  die  Züricher  Bestimmungen:  1484  — der  Lohn 
des  Hufschmieds  soll  Lidlohn  sein;  1496  — des  Stadtarztes  Arztlohn  soll  Lid- 
lohn sein;  1406  — Schmiedelohn  für  Beschlagen  und  Arzncn  soll  immerwährend 
Lidlohn  sein,  Dir  einen  PHug  nur  ein  Jahr  lang  (Zeitschr.  für  sehw.  Recht  III 
S.  81);  Altes  Landhuch  der  March  Art.  58  (das.  II  S.  39).  — Vgl.  weiter 
Ruprechts  Rbuch  II.  81 : — „solik  recht  habenn  alle  hantwerker,  dy  den  leutten 
ir  aign  guet  ze  nutz  pringvnn,  iln  sy  selbs  tain  rtiyeim  guet  heg  hoben“.  Dazu 
Stobbe,  Vertragsreeht,  S.  98,  S.  103  f.  Vgl.  auch  von  Wvss,  Die  Schuld- 
betreibung  nach  schw.  Rechten  (Zeitschr.  lür  schw.  Recht  VII  No.  1 S.  196). 
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Allein  die  Forderungen  der  Dienstboten  und  der  ihnen  gleich- 
gestellten Personen  können  als  privilegirte,  unter  besonderen  Mo- 
dalitäten im  Verfahren  wie  in  der  Exccution,  nur  bis  zu  einein  be- 
stimmten Betrage  und  nur  während  einer  bestimmten  Zeit  geltend 
gemacht  werden. 

Schon  die  Bestimmung  des  Sachsenspiegels,  welche  für  Lidlohu- 
forderungen  ein  bevorzugtes  Beweisrecht  anerkennt,  indem  sie  den 
klagenden  Dienstboten,  abweichend  von  den  sonst  im  Snchscnrechtc 
geltenden  Beweisgrundsätzen,  zur  Erhärtung  seiner  Forderung  durch 
den  Eid  zulässt,  fügt  einschränkend  hinzu,  dass  dieser  Vorzug  ihm 
nur  für  den  Betrag  des  in  einem  Jahre  verdienten  Lohnes  zukomme. 
Ssp.  I 22  § 2: 

Besäet  man  in  ok  irs  lones  von  eine  jare  oder  von  eine  halven,  dat 
muten  se  wol  vppen  hilgen  bchaldcn. 

An  Stelle  der  zeitlichen  Beschränkung  begegnen  in  anderen 
Rechten  im  voraus  fixirte  Lohnsumtnen  — sei  es,  dass  dieselben 
dein  zur  Zeit  üblichen  Jahrlohne  gerade  entsprochen  hatten,  sei  es, 
dass  sie  den  Lohnbetrag  für  einen  noch  geringeren  Zeitraum  dar- 
stellcn  sollten  — , bis  zu  welchen  der  alleinige  Eid  des  Dienstboten 
vollen  Beweis  liefert. 

Willkür  von  Leobschütz  (Böhme  II  S.  15): 

Bcclait  eyner  den  andern  vm  vordynet  Ion  yor  lones,  der  mag 
nicht  me  behalten  denne  von  eynem  iör  duz  ist  eyn  halb  virdung. 

System.  Schöffenr.  III.  2.  46: 

Der  knecht  mag  behaldin  kegyn  sytne  hirren  vurnf  Schillinge 
synis  rordintin  lonis  uf  den  heylegin. 

Für  Forderungen,  welche  über  die  bestimmte  Zeit  bezvv.  den 
normirten  Betrag  hinausgehen,  kommen  die  gewöhnlichen  ßeweis- 
regeln  zur  Anwendung. 

Basler  Recht  von  1364  (Rechtsquellcn  I S.  34): 

Were  aber  das  deheinr  zwen  iarloene  ze  sainen  sluge  und  were 
das  deheinr  me  denne  acht  taglöne  ze  samen  sluge,  so  sol  es 
dananthin  heissen  schulde  und  sol  man  och  denne  dar  nmbe  antivur- 
teil  als  umbe  schulde. 

Und  in  gleicher  Weise  gemessen  die  Forderungen  der  Vor- 
rechte nur  während  einer  bestimmten  Zeit.  War  seit  ihrer  Fällig- 
keit ein  bestimmter  Zeitraum,  regelmässig  die  Frist  von  einem  Jahre 
verflossen,  ohne  dass  sic  klageweise  geltend  gemacht  worden  waren, 
so  verloren  sie  die  sie  auszeichnenden  Eigenschaften  und  konnten 
nunmehr  nur  auf  dem  gewöhnlichen  Rechtswege  verfolgt  werden. 

Stadtr.  vou  Rüden  13  tO  Art.  82  (Scibertz  II  S.  88): 

We  den  anderen  wyunet  in  gerichte  vud  schuldiget  ene  vuuue 
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syn  vordem!«  Ion  van  rnuorgardem  denste.  dat  Ion  mach  he  vorstan 
myt  syme  rechte. 

Hünenberger  Statut  (Stadlin,  Topographie  den  Kantons  Zug  I 
S.  24): 

wenn  sich  der  luitlohn  verjähret,  so  ist  es  für  hin  ein  ; jehltsehuhl  end 
nit  mehr  lidtlohn. T) 

Die  Verjährungsfrist  beginnt  nach  einzelnen  Rechten  nicht  schon 
mit  dem  Fälligkeitstermine,  sondern  erst  mit  dein  Augenblicke  zu 
laufen,  in  welchem  der  Dienstbote  aus  den  Diensten  seines  Brod- 
herrn  getreten  war.  So  lange  er  sieh  ununterbrochen  in  denselben 
Diensten  befindet,  bleiben  seine  Forderungen  für  rückständigen  ijohn 
ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  bevorzugt. 

Statut  von  Verden  130  (Pufendorf  I App.  S.  119): 

Men  schall  ok  vordenet  Ion  inanen  binnen  iahr  und  dagc  alxe  me 
erst  uth  deine  denste  knmjd. 

Stadt  recht  von  Lueem  1490  Art.  103: 

Vnd  was  rechter  lidlon  ist,  er  sy  kurz  oder  lang  angestanden,  die 
sollen  vor  allen  gelten  gan,  doch  <lns  die  dienst  iren  dienst  dar- 
zwisehent  nit  geendert  haben. s) 

Die  Rückkehr  in  die  ursprünglichen  Dienste,  nachdem  sie  ein- 
mal unterbrochen,  vermag  den  nusstehenden  Forderungen  aus  der 
ersten  Periode  ihre  bevorzugte  Stellung  nicht  wieder  zu  verschaffen: 
— oh  aber  ein  dienst  von  sinem  dienst  gienge  — vnd  darnach 
wieder  zu  sim  dienst  körnen  vnd  dingen  würde,  wo  da  dann  alte 
liillöneti  vsstunden,  die.  sollen  dann  sieh  mit  andern  gehen  lassen  be- 
zähm vnd  nit  vor  inen  gan. 

’)  In  Humliurg  (1270  VI.  Hl.  1292  G.  211,  1497  L.  13,  Lappcnbcrg  S.  37, 
133.  28(1)  soll  ilic  Forderung  tn/nnen  tlen  hren  ersten  inten , so  he  dat  vordenet 
lieft“  geltend  gemacht  werden.  Vgl.  noch  Basler  Gerichtsordnung  von  14Ö7 
Art.  63:  „l'nd  sol  fucr  lidlonc  gehalten  werden  gesindlone,  so  des  jors.  als  er 
denn  vorderct,  verdienet  heit,  rnd  nit  über  das  jnre  uxzyextanden  ist  — denn  wel- 
cher gclobcr  den  Schuldner  über  die  vorgeniclte  r.yle  vngeheischen  gebeitet  hette, 
dem  sol  dnrumh  als  utnb  ein  andere  scbuldc  gerichtet  werden“. 

*)  Die  I' «Verjährbarkeit  der  Lohnforderungen  wird  wohl  auch  in  dem 
Landlmche  von  Glarus  (Zcitschr.  V.  S.  160)  nur  für  den  Fall  ununterbrochener 
Dienste  ausgesprochen:  „wer  sin  lidlon  nicht  inzücht  in  inr  vnd  tag,  als  er  den 
verdienott  halt,  >rie  lany  er  de.n  an  sinem  meister  latt  stau,  so  may  er  inen  in. 
zilrben  als  ob  er  Inj  dem  inr  eerdienntt  ir/tre“.  < Ifnutig  zu  Tannegg  vnd  Fischin- 
gen (Grimm  I S.  281). 
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§ 13. 

Fortsetzung. 

5.  Drei  Richtungen  sind  es  vornehmlich,  nach  welchen  der 
Lidlohn  privilegirt  erscheint.  Es  treten  zu  Gunsten  der  Lohn- 
forderungen cxeqptionellc  Beweisrcgeln  ein;  es  wird  den  Forderun- 
gen des  Gesindes  hei  Ooncurrenz  mit  anderen  Forderungen  eine 
bevorzugte  Stellung  eingeräumt;  cs  kommen  zwecks  ihrer  schnelleren 
und  gesicherteren  Beitreibung  im  Verfahren  wie  in  der  Execution 
besondere  Grundsätze  zur  Anwendung. 

a.  Die  Lohnforderungen  nehmen  eine  cxceptionclle  Stellung  im 
Beweisrechte  ein. 

Als  allgemeines  Princip  des  Beweisverfahrcns,  wie  cs  uns 
durch  den  Sachsenspiegel  und  die  ihm  verwandten  Recbtsqucllen, 
die  Quellen  des  Magdeburger , Obersäehsisehen  und  Nicdersächsi- 
sehen  Rechts  überliefert  wird,  tritt  der  Satz  entgegen,  dass  der 
Beklagte  jede  ihm  aus  aussergcrichtliehem  Versprechen  vorgewor- 
fene Schuld  durch  die  mit  seinem  alleinigen  Eide  zu  erhärtende 
Behauptung  seiner  Unschuld  zurück  Zuschlägen  berechtigt  ist.  Doch 
gilt  der  Satz  nicht  ausnahmslos.  Seine  Anwendung  ist  ausgeschlos- 
sen zu  Gunsten  gewisser  Fordeningen,  für  welche  die  entgegen- 
gesetzte Norm  jdatz  greift:  der  Kläger  gelangt  zum  Beweise  und 
führt  den  Beweis  durch  seinen  alleinigen  Eid.  Zu  den  so  privi- 
legirten  Forderungen  gehört  die  Klage  um  verdienten  Lohn,  sofern 
und  soweit  sie  sich  nach  den  oben  gegebenen  Merkmalen  als  Klage 
um  Lidlohn  qualifieirt.  Sind  die  das  Rcchtsverhältniss  charaeteri- 
sirenden  Momente  selbst  bestritten,  so  muss  Kläger  ihre  Existenz 
durthun  — so  da,  wo  nur  der  Dienstlohn  als  bevorzugt  anerkannt 
wird,  beweisen,  dass  es  thatsäehlich  ein  Dienstverhültniss  ist,  auf 
welches  er  seinen  Lohnanspruch  gründet,  — ehe  ihm  der  Beweis 
ert heilt  werden  kann. 

Iglaucr  Stadtr.  (Tomnschek,  Oberhof,  S.  366): 

Lidion  behebt  auch  mit  seynein  eyde  cyn  gedingter  kneeht  — 
ydoch  wil  seyn  dy  herschaft  nicht  enperen,  sic  müssen  cs  be- 
weisen init  erbern  lewten,  das  sie  gedinget  vnd  brotessen  sein  ge- 
wesen. 

Billenwerdcr  Recht  Art.  44  (Lappenberg  S.  335): 

Vordenct  locn  — dat  mach  cyn  winnen  mid  synes  sulncs  eede, 
woc  he  dat  bewise  touoren  mit  twen  bedderuen  luden,  dat  he  in 
der  were  woned  hebbe  oj'te  tlenel  hei  die. 
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Stellt  Beklagter  der  Behauptung  des  Klägers  die  Einrede  der 
Zahlung  entgegen,  so  kommt  er  zum  Beweise,  den  er  allgemeinen 
Grundsätzen  gemäss  mit  zwei  Zeugen  zu  erbringen  hat. 

Magdeburg -Görlitzer  Recht  1304  Art.  74  (tiaupp  S.  295): 

Wil  der  herrc  abir  daz  vol  brengen  vffe  den  heiligen  selbe  dritte, 
daz  her  vergolden  habe,  her  ist  na/ur  im  zu  entgettge,  dan  iener  zu 
behaldene. 

Glogauer  Rechtsbueh  eapp.  333.  334: 

Spricht  abir  der  herre,  her  habis  dem  knechte  vorguldin,  daz  mut 
her  selp  drytte  beireisen.  Vnd  dyselbin  müssen  auch  sweren,  daz 
der  erste  phening  mit  dem  leezten  vorguldin  sey,  daz  om  daz 
wissentlich  sey  alsz  om  got  helffe. 

Das  bevorzugte  Beweisrecht  ist  nicht  auf  die  Quellen  des  säch- 
sischen Rechts  beschränkt.  Es  ist  durch  ganz  Deutschland  ver- 
breitet.1) 

In  directem,  vielleicht  bewusstem  Gegensatz  zu  der  herrschenden 
Rechtsansehauung  wird  der  Beweisvortheil  dem  Dienstboten  aus- 
drücklich abgesprochen  in  den  Goslarischen  Statuten  (Göschen 
S.  79): 

En  mach  sineme  knechte  oder  sincr  maghot  ire  Ion  bat  r ntseghen 
vppen  hileghen  denne  se  it  beholden  möghen.*) 


')  Ssp.  I.  22  § 2 (mit  Glosse);  Dsp.  Art.  20;  Swsp.  Art.  25»-;  llagdcb.- 
Breslau  Sj  77;  Görlitzer  Landr.  cap.  40  § 2;  ■Sachs.  Wcichbildr.  Art.  54  §§  1,  2 
(v.  Daniels);  Art.  77,  lateinische  Rcccnsion  Art.  79,  Glosse  zu  Art.  77  (v.  Daniels- 
v.  Gruben  S.  143,  144,  S.  397);  System.  Schöflenr.  III  capp.  44  — 47;  Kulm. 
Hecht  III  capp. 81— 84;  Glogauer Rhuch  cap. 332;  Schöflenr.  derDresdu. Handsohr. 
( Wasserschlcbcn  cap.  143  S.  281);  Forstding  auf  dem  Harz  zu  Goslar  Art.  29 
(Grimm  III  S.  264);  Willkür  von  Lcobschütz  (Böhme  II  8.  15);  Prager  Stadtr. 
Art.  7,  Briinner  SchötTenb.  cap.  174  (Rösslcr  I S.  104,  II  S.  87);  Iglauer  Sehöf- 
fenspr.  (Tumaschek,  Oberhof,  No.  199  S.  110);  Hamburger  Stadtr.  1270  VIII.  2, 
1292  K.  2,  1497  F.  3 mit  Glosse  (Lapj>enberg  S.  47,  141,  233);  Bremer  Statuten 
1303  Ord.  84,  1428  Art.  40,  1433  Art.  74  (Oelriehs  S.  116,  339,  481);  Stat.  von 
Verden  (Pufendorf  I App.  S.  118);  Ottonisches  Stadtr.  fiir  Braunschweig  § 45 
(in  späteren  Redaetionen  wiederholt,  Hänselmann  S.  fi,  13,  24,  10G) ; Stadtr.  von 
Celle  Art,  19  (Pufendorf  II  App.  S.  16);  Rligianischer  Landgebr.  t itt . 8,  52.  80. 
233  (S.  6,  44,  79,  218) ; Emsiger  Pfcnningschuldbuch  i;  5 (v.  Richthofen  S.  195) ; 
Ostfries.  Landr.  II  cap.  186.  II  cap.  282;  Landregt  der  gemengde  Bepalingeu 
(Haan  Hcttcma  VI  S.  112);  Stadtr.  von  Augsburg  1276  Art.  129  $ 3 ( Meyer 
S.  214);  Stadtr.  von  I.ueem  Art.  103,  Art.  104  (V.  S.  56  - 57) ; Üfnung  von  Werseh- 
wylen  !j4,  Ofnung  von  Weinfelden  (Grimm  V.  S.  140,  III  S.  411). 

*)  Es  ist  von  verschiedenen  Seiten  versucht  worden,  die  besondere  Stel- 
lung, welche  Lidlohn  und  die  ihm  gleich  behandelten  Forderungen  im  Beweis- 
systeme einnehmen,  aus  einem  höheren  Principe  abzulcitcn,  ohne  indessen  all- 
gemeinen Anklang  gefunden  zu  haben.  Vgl.  Albreeht,  Doetrinae  de  probat  ioni- 
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b.  Den  Lohnforderungen  wird  bei  Concurrenz  mit  anderen  For- 
derungen eine  bevorzugte  Stellung  zugesproeben.  Die  Priorität 
ist  bald  eine  unbedingte,  bald  eine  mehr  oder  weniger  beschränkte. 
Der  absolute  Vorrang  wird  dem  Lidlohne  im  Sachsenspiegel  und 
den  ihm  verwandten  Rechten  zugesprochen:  der  Dienstbote  darf 
aus  dem  Nachlasse  seines  Brodherrn  Befriedigung  vor  allen  anderen 
Gläubigern  verlangen. 

Ssp.  I 22  § 2: 

Van  dem  ervc  sal  man  aller  iret  gelden  dem  ingesindo  ir  ver- 
denedc  Ion  als  in  gebort  bit  an  den  dach  dat  ir  herrc  starf. 

Den  unbedingten  Vorrang,  für  den  Fall  des  Todes  des  Dienstherrn 
wie  für  den  Fall  des  Concurses  setzen  auch  süddeutsche  und  schwei- 
zerische Quellen  fest.  Betont  wird  vielfach  ausdrücklich,  dass  das 
Vorzugsrecht  nur  den  Forderungen  für  eine  bestimmte  Dienstzeit 
und  nur  dann  zustehe,  wenn  seit  ihrer  Fälligkeit  nicht  eine  längere 
Frist  abgelaufen  war. 

Stadtr.  von  Lucern  Art.  104: 

Wir  setzen  — das  lidlon  cor  allen  dingen  gan. 

Waldstattbuch  von  Einsiedeln  (Kothing,  Reehtsq.  Art.  31): 

Es  soll  lidlon  vor  allen  schulden  bezallt  werden,  demnach  zins, 
darnach  glichen  gelt,  zcletzt  goltschuld. 

Basler  Gerichtsordnung  von  1457  Art.  106  (Reehtsq.  S.  182) : 
Man  sol  vorab  bczalen  gedingter  gesindlonc  der  sich  in  einem  neckst 
vergangnen  jore  ginacht  bette. 

In  Basel  werden  die  Forderungen  nur  dann  aus  der  Coneurs- 
massc  gezahlt,  wenn  der  Dienstbote  nach  Ausbruch  des  Concurses 
die  Dienste  des  Brodherrn  aufgegeben  hatte;  bleibt  er  in  seinen 
Diensten,  so  wird  er  bald  ganz,  bald  zum  Theil  „sins  lidlons  - 
uff  den  meister  gewisen,  dwil  der  meister  in  nit  geurloubet  hat  und 
der  meister  noch  inwendig  gesessen.“ 8) 

Hier  und  da  werden  einzelne  Forderungen  den  Lohnforderungen 
vorangestcllt,  so  Gerichtsbussen,  Kosten  der  Beerdigung  des  Brod- 
herrn,  Kirchensclmldcn,  Grundzinse,  Forderungen  der  Hausfrauen 

bus  sceundum  jus  germ.  ineilii  aevi  adumbratio,  1825  (|>.  10  sq.);  Planck.  Das 
Recht  zur  Beweisführung  (Zeitschr.  für  deutsches  R.  X 8.244);  Jolly,  Beweis- 
verfahren nach  dein  Rechte  des  Sachsenspiegels,  1K1<>  (S.  31  f.);  Plattier,  histor. 
Entwicklung  1854  (II  S.  396);  Stobkc,  Vertragsrecht  (8.  47  f.,  '.Hi  ff,);  Humcyer, 
Das  (.Terichtswescn  nach  dem  Richtsteige  (Riehtst.  Lande.  S.  488);  llänel,  Be- 
weissystem des  Sachsenspiegels,  185S  (S.  111  ff.);  Labaud,  Ve.rmügcnBrcchtliche 
Klagen  (8.  25  ff.). 

’)  Stadtrechtssatziuigen  von  1515  Art.  40  (Reehtsq.  8.  319;  vgl.  damit 
Zcitschr.  f.  achw.  Recht  11  Stat.  105  8.  150). 
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und  Wittwpn  ,,niit  ihrem  hui rath vermacht“,  Schulden  „mit  der  »tadt 
sigell  verschrieben“  u.  A.4) 

c.  Rechtzeitige  und  freiwillige  Zahlung  des  geschuldeten  Loh- 
nes erscheint  in  den  mittelalterlichen  Quellen  als  eine  heilige,  durch 
Gottes  Wort  gebotene  Pflicht.*) 

Der  in  der  Zahlung  säumige  Schuldner  wird  zum  Ersätze  des 
dem  Gläubiger  erwachsenen  Schadens  verpflichtet,  bei  nicht  bestrit- 
tener oder  erstrittener  Schuld  sofortiger  Execution  unterworfen. 
Die  grundlose  Weigerung,  den  geschuldeten  Lohn  zu  entrichten, 
und  die  dadurch  veranlasste  Anrufung  der  richterlichen  Hülfe  von 
gegnerischer  Seite  macht  den  unterliegenden  Lohnherrn  nach  zahl- 
reichen Rechten  stralfiillig:  er  wettet  dem  Richter,  er  biisst  dem 
Gegner.  Die  gerichtliche  Geltendmachung  der  Lohnforderungen 
ist  endlich  an  die  regelmässigen  Processregeln  nicht  gebunden. 
Nach  allen  Seiten  werden  dio  für  das  ordentliche  Verfahren  und 
die  ordentliche  Execution  geltenden  Grundsätze  durchbrochen,  um 
dem  um  Lohn  Klagenden  in  möglichst  schneller  und  sicherer  Weise 
zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen. 

«.  Die  nicht  bestrittene  wie  die  gerichtlich  erstrittene  Schuld 
ist  sofort  zu  entrichten.  Ehe  der  Dienstbote  „vs  sins  meisters  husc 
scheidet“,  soll  ihm  der  Lohn  gezahlt,  nicht  „vbir  nacht“,  nicht 
länger  „als  einer  mag  vngessen  sein“,  als  man  „ethen  vnd  drinken 

*)  Vgl.  zu  den  in  Note  1 angeführten  Beeilten  (Ssp.,  llsp.,  Swsp.,  Dresdner 
Schöffenspr.,  Uriinner  Schöffen!).,  Lübecker  Stadtr.,  Ostfries.  Landr.,  Lucerner 
Stadtr.)  noch:  Ssp.  Glosse,  Magdeburger  Fragen  II  cap.  2 d.  7;  Billenwerder 
Hecht  Art.  43  (Lappenberg  S.  334);  Ruprechts  Kbuch  I eap.  22;  Ordnung  von 
Winzelhausen  Art.  79.  von  Balingen  (Keyscher  S.  505);  Ehehaft  tniding  in  der 
Kauris  1565  (Siegcl-Toniaschek  S.  215);  Auffallsnrdnung  von  Fraucnfeld,  Thur- 
gauisclie  Auffullsnrdn.  (Zeitsehr.  f.  schw.  Recht  I S.  52  — 53);  Züricher  Priori- 
tätsordnuug  von  1518  (das.  IV  S.  19);  Basler  Gerichtsordnung  von  1457  Art.  108, 
Stadtgericht  «Satzungen  von  1508  Art.  44,  Art.  45,  .Stadtgerichtsordn,  von  1557 
Art.  94  ( Rochtsquollcn  I S.  183,  317,  318  410 — 113);  Landesordnung  der  Graf- 
schaft Farnsburg  und  der  Herrschaften  Waldenburg,  Homburg,  Rumstein  Art.  96, 
Stadtr.  von  Liestal  Art.  7 (das.  I S.  14.  II  S.  38—39). 

')  Vielfach  berufen  die  (Quellen  sich  auf  Aussprüche  der  heiligen  Schrift. 
Stadtrecht  von  Wiener-Neustadt  1221  (Archiv  X S.  114):  — ..institutuni  sit  hoc 
per  dominum:  non  remanent  a/nnl  te  o pns  mereennrii  nsipie  inane."  — Briinner 
Schöffenb.  eap.  174:  „item  cum  dominus  dicat  in  levitico:  opm  mereennrii  non 
remanent  a/nnl  te  i isi/ue  meine." — Purgoldts  Kbuch  VII.  73:  „Got  spricht:  du  solt 
dat  vordint  Ion  dyns  erbevters  des  armen  mensehou  vnd  ussloudischi'n  nicht  bey 
dir  ulier  nacht  behaldcn.  snnder  du  salt  ym  das  bey  tage  gütlich  richten,  nf 
das  sein  vordint  hm  über  dich  zeu  mir  nickt  schreite  vnd  es  dir  gesachet  werde 
zeu  eyner  sundc.  Ditz  ist  gütlich  recht  vnd  gemein  recht  vnd  stet  e/esekrihen 
in  dein  fünften  laiche  ktni/si  in  dein  XXIV  cap." 
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entrathen  knn“  soll  ihm  der  Lolin  rorenthalten  werden.®)  Erfolgt 
die  Zuhlung  nicht  rechtzeitig,  so  ist  der- Herr  zum  Ersätze  nller 
dem  Dienstboten  durch  längeres  Verweilen  an  dem  Orte  entstan- 
denen Auslagen  verbunden. 

Keyserrecht  II  cap.  30: 

Welch  knecht  einem  manne  dienet  biz  an  die  zit,  die  er  im  ge- 
lobet hat,  dem  sal  man  sinen  Ion  geben,  c er  us  »ins  meistcrs 
huse  scheide.  Wer  dez  nit  eil  tut,  waz  schaden  mul  rersumnisse 
dem  knechte  da  non  angueme,  daz  ml  von  rechte  der  rneiMer  rfrichten. 

Lucerner  Stadtr.  Art.  104  (Zeitschr.  V S.  f>7): 

Vnd  so  bald  der  dienst  us  ist,  so  sol  man  lidlon  angentz  mit 
barem  gelt  bezalen  — oder  sg  mögen  an  ein  wirf  gan  rud  da  so 
lang  zeren,  hitz  das  inen  ir  lidlon  hezalt  wirt. 

Während  sonst  dem  Verurtheilten  behufs  freiwilliger  Erfüllung 
der  gerichtlich  festgestellten  Schuld  längere,  bald  einmalige,  bald 
wiederholte  Fristen  gewährt  werden,  vor  deren  Ablauf  zur  zwangs- 
weisen Vollstreckung  nicht  geschritten  wird,  fallen  die  Zahlfristcn 
bei  Lidlohnschulden  regelmässig  fort:  der  Beklagte  wird  zur  un- 
verzüglichen Zahlung  vcrurthcilt,  zur  Zahlung  „in  deine  dinge“, 
„binnen  deine  tage“,  „pey  desz  selbigen  tages  scheyn“,  „von  einem 
Ave  Maria  bisz  zum  anderen“,  „von  einer  prim  zu  der  andern“, 
„von  einer  vesper  zu  der  andern.“ T) 

Wo  ausnahmsweise  Zahlfristen  gegeben  werden,  sind  es  nur 
kurze  Termine  unter  hohen,  von  Tag  zu  Tag  progressiv  sich  stei- 
gernden Geboten. 

Zürcher  Gerichtssatzungen  (Schau berg  l S.  276): 

Lidlon  — solle  mit  gebotten  by  der  tagzyt  zuo  bezalen  inge- 
tzogen,  vnd  also  die  dry  gebot!  dry  tag  einaaulere  nach  gethan  werden. 

Selwerder  Landregt  van  lf>29,  Oostumen  van  1371  (Feitli  S.  18, 
S.  40): 

*)  Keyserrecht  11  cap.  30;  L'rthcile  zu  Vehlen  (Grimm  III  S.  Ulf)) ; Stadtr. 
von  Horb  Art.  % (Schmid  UB.  S.  202);  Preussische  Willkür  von  1420  (Toep- 
pen  S.  352);  Lnmlr.  im  Lungau  (Siegel-Tomaschek  S.  235). 

’)  Magdeburg- Breslau  Sj  77;  System.  Schöffenr.  ITI  2 cap.  44;  Kulmer 
Kecht  III.  81;  Freyberger  Stadtr.  cap.  49  § 3 (Schott  1 S.  2HI);  Stadtr.  von 
Wertheim  Art,  54  (Mono  IV  S.  155);  Hechtsgebräuche  zu  Botwat-  15.  4 (Heyscher 
S.  488);  Iglauer  Schöflenspr.  No.  200,  Stadtr.  (Tomaschek.  Oberhof  S 111,  300); 
Ofner  Stadtr.  Art.  305  ( Michnay- Lichner  S.  104);  Ordnung  de»  Nachgerichtes 
in  Basel  1433  (Kechtsquellen  8.120,  S.  27);  Dorfrecht  von  Hasli  1533  Art.  15 
(Zeitschr.  für  schw.  Kecht  X S.  49);  Thurgauische  Landesordn.  1575  (das.  I S.  20); 
Ofnung  tles  Cloalers  zu  Fahr  Art.  17  (Schauberg  I S.  82);  Stiifner  Öfnung  tj  29 
(Grimm  1 S.  47):  ,.»öll  in  bezalen  by  der  tagzitt,  i las  er  wich  dann  an  halb  mit 

wegs  hiiiint.“ 
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Verdient  loon  — mach  men  inwiuncn  mit  den  rnderschulten 
mit  dwaranacht,  alao-toe  verataeu:  binnen  dren  dagen  vul  to 
doen  — de»  eer»ten  dage»  hg  rgff  marrlc,  de»  andern  dage»  ly  thgn 
marek  vnd  na  e.rynrantie  rau  dren  dagen  moet  die  »rhu/dener  ruldoen 
ofte  irert  uthgejiendet. 

Öfnung  von  Dachsen  1532  (Griiniu  I S.  110): 

Vmb  lidlon  — soll  dein  Schuldner  mn  erstenn  tag  an  drt/  »rhil- 
ling,  am  andern  tag  an  drg  pfund  vnd  am  dritten  tag  an  nun 
pfnnd  gepolten  werden  dem  cleger  ein  benügen  zu  thun.*) 

Die  richterlichen  Gebote  ergehen  nach  einzelnen  Rechten  unter 
gleichzeitiger  Androhung  einer  Busse  an  den  Klüger.  Doch  werden 
nur  die  Wetten  an  den  Richter,  nicht  auch  die  Bussen  an  den 
Gegner  in  der  angegebenen  Weise  gesteigert. 

Öfnung  zu  Tablatt  1471  (Grimm  1 S.  226): 

Wer  sich  last  beclagen  vmb  lidlon,  den  aol  man  bannen  dem 
amman  an  dry  Schilling  pfenning  vnd  dem  rleger  orh  an  dry 
»rhilling  pfenning,  vnd  sol  der  ban  weren  dry  tag. 

Öfnung  von  überwinterthur  1472  (Grimm  V S.  126): 

Wcre  aber,  das  er  dein  gericht  widersüssig  vnd  dem  ersten  ge- 
pott  nit  gehorsam  were,  so  ist  er  aber  3 »z.  dem  mei/er  vnd  3 »z. 
dem  rleger  verfallen,  vnd  mag  im  zu  dem  andern  gebieten  an  6 hr. ; 
kompt  er  nit,  so  ist  er  dem  meger  die  ti  »z.  vnd  dem  rleger  3 »z. 
verfallen,  vnd  zu  dem  dritten  soll  man  im  gebieten  an  8 sz.; 
kompt  er  nit,  so  ist  er  dem  meger  die  H verfallen  vnd  dem  rleger 
3 »z.  hr.*) 

Den  ihm  geschuldeten  I<ohn  ist  der  Dienstbote  in  baarer  Münze 
zu  fordern  berechtigt. 

Emsiger  Pfenningschuldbuch  § 5 (v.  Richthofen  S.  195): 
Arbedes  lan  — to  bitalien  inith  rede  ielde  anda  mith  nener  weir. 

Landrecht  zu  Aitenthan  (Siegel -Tomaschck  S.  29): 

Welcher  clagt  vmb  lidlon  — soll  auch  mit  parem  gelt  bezahlt 
werden  vnd  über  »ein  willen  pfenbert  ze  nemen  nit  »r huldig  sei«.10) 

Der  Zahlung  wird  in  anderen  Rechten  die  Hingabe  von  Pfand- 
sachen zwecks  der  Befriedigung  des  Gläubigers  aus  ihrem  Erlöse 


")  Öfnung  zu  Ossingen  (Grimm  I S.  97). 

’)  Öfnung  zu  Tablatt  — „vnd  sol  der  ban  weren  dry  tag“ ; übereinstim- 
mend: Öfnung  zu  Sommeri  tj  22  (Grimm  V S.  12.1),  womit  zu  vergleichen  §21 
dessell>en  Weisthums : „wer  vor  gericht  gichtig  wirt  rechter  geltachuld,  darum)) 
soll  er  sich  lauszen  bannen,  dem  cleger  in  vier  wuchcn  gnuog  zu  tliuond.“ 

1 ")  Ostfries,  l.andr.  II  cap.  2rt2;  Landr.  von  Kesaendorf  (Niegel-Tomaschek 
S.  2il,  46);  Stadtr.  von  Wertheim  Art.  f»l  (Mene  IV  S.  155). 
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gleich  gestellt.  Die  Pfandsachen  sollen  derart  sein,  dass  ihre  Ver- 
silberung leicht  erfolgen  kann,  und  sie  zur  vollständigen  Deckung 
der  Schuld  uud  ihrer  Acccssoricn  (Wetten,  Bussen,  Schadensersatz) 
hinreichen.  Es  werden  die  „besten“  Pfänder  gefordert,  dem  Gläu- 
biger die  Wahl  gelassen  — „welche  er  aller  liebst  will“  — , Pfän- 
der, „darauf  er  scins  lidlohns  mit  sampt  dein  schaden  wol  bekiiotncn 
möge“.  Es  werden  Thiere  gepfändet  — Viehpfändung  war  sonst 
nur  im  äussersten  Nothfallc  zulässig  — , eine  Massregel , die  den 
Landban  Treibenden  besonders  hart  treffen  und  zu  desto  schnellerer 
Zahlung  veranlassen  musste.  Es  wird  die  Hingabe  untauglicher 
Objecte,  „vnnutzer“  Sachen,  so  dass  „einer  sin  gelt  nit  daraus  loesen 
moecht“  als  strafbar  angesehen  — 

so  ist  die  pen  3 sz.  d.n) 

Die  Pfändung  darf  vereinzelt,  ohne  dass  ein  gerichtliches  Ver- 
fahren statt  gefunden,  von  dein  Lidlöhner  selbst  vorgenommen 
werden. 

Amtsrecht  von  Biiron  (Zeitschr.  f.  schw.  liecht  V S.  11G): 
Wen  daz  zit  vskumpt  — so  heisz  in  bezalen;  vnd  wil  ein  meister 
ein  nit  vswisen  — so  i nag  der  knecht  in  selbe  pfenden  an  erricht 
vnd  weybet. 

Landb.  von  Obwalden  (Zeitschr.  VIII  S.  37): 

Es  mag  ein  yetlirher  ouch  pfenden  vm  sin  Ion,  da  man  im  gyrhtig  ist. 

Doch  ist  auch  hier  die  gerichtliche  Exccution  zur  Regel  geworden. 

Widersetzt  sich  der  Schuldner  der  Pfändung,  so  dass  richterliche 
bezw.  weitere  richterliche  Hülfe  in  Anspruch  genommen  werden  muss, 
so  verfällt  er  der  Wette  an  den  Richter.  Er  verfällt  der  Strafe  nach 
einzelnen  Rechten  von  Tag  zu  Tag  bis  zur  vollen  Befriedigung  des 
Gläubigers. 

Öfnung  zu  Huszloch  1492  § 23  (Grimm  V S.  580): 

Wolt  ntnn  ihm  nit  pfand  geben,  das z der  ambtmann  selber  darein 
milst  gehen,  so  were  er  vuserm  herren  10  sz.  srhtddig;  gibt  er  aber 
pfand  selber,  so  ist  er  nichts  inehr  schuldig  dann  einen  pfenning. 

Sei  werdet-  Gostumen  (Feith  S.  40): 

Doet  die  schuldener  dan  paudtweigeringc,  so  steet  he  vp  die 
broke  etrkes  dages  van  15  marck. 

Die  Schuldsumme  wird,  wenn  und  weil  der  Schuldner  es  bis 

")  Kechtsgebr.  zu  Hotwar  15.  4 (Keysclier  S.  4K8) : altes  Landl»,  von  Nid- 
walden Art.  44  (Zeitschr.  VI);  Ordnung  zu  Ueberlingen  § 4.1  (Orimm  V S.  21(5). 
Vgl.  noch:  Rügianischer  Landgehr.  tit.  191  S.  188  — „vmb  dienstgelt  mag  inan 
pauden  alles  trat  man  rp  de  teere  finit.“  — Landb.  von  (rersau  (Knthing,  Hechts- 
quellen,  S.  82)  — rsn  sol  er  in  von  stund  an  bezalen,  gelt  oder  pfand.  rinderreck 
enrah." 
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zur  Execution  hatte  kommen  lassen,  um  eine  Quote  ihres  Betrages 
zu  Gunsten  des  Gläubigers  erhöht  und  so  gesteigert  auf  die  l’tand- 
saehe  geschlagen.  Der  dritte  Theil,  die  Hälfte,  der  volle  Betrag 
des  geschuldeten  Lohnes  werden  in  Ansatz  gebracht. 

Selwcrder  Landregt  (Feith  8.  18): 

Verdient  loon  by  iaren  mach  men  anpenden  — den  derden  jten- 
ninek  daervji  peruleti. 

Hofrodel  für  Reichenburg  Art.  18  (Kothing,  Rechtsq.  8.  343): 
Wan  einen  ein  verheisztt  geht  vnd  anderst  nid  oder  lidlon  — dz 
einer  müszt  mit  pfänden  innziifhen,  soll  einer  ein  pfenden  vnd  map 
einer  ein  dan  sehetzen  für  thriltel  vnd  für  hauptpuott. 

Landrecht  von  Sträflingen  Art.  2 (Zeitsehr.  f.  schw.  Recht  X 
8.  31): 

Vtnb  lidlon  — sol  die  Schätzung  vmb  zwifach  lumptpuot  ergan.14) 

I)ic  für  die  Distraction  gepfändeter  Sachen  vorgeschriebenen 
Formen,  insbesondere  die  Fristen,  vor  deren  Ablauf  der  Verkauf 
der  gepfändeten  Gegenstände  nicht  vorgenommen  werden  durfte, 
fallen  bei  Lidlohnforderungen  ganz  weg  oder  werden  doch  wesent- 
lich vereinfacht.  Der  Verkauf  braucht  nicht  in  der  öffentlichen 
Versammlung  zu  erfolgen.  Aufgebote  finden  nicht  statt.  Es  wird 
bald  sofortiger  Verkauf  gestattet,  bald  werden  kurze  Termine, 
Fristen  von  zwei,  drei,  acht  Tagen  gesetzt. 

Stadtrecht  von  Horb  Art.  9(5  (Schmidt  UB.  S.  2(12): 

Alle  dienstknecht  vnd  taglöner  daz  man  die  vnuertzogenlieh  mit 
gellt  oder  pfannd  vszrichten  sol  vnd  die  pfaud  vnuertadinget  rff 
stund  verkoffen,  doch  mit  ainsz  schulthaissen  gunden  vnd  wissen. 

iglauer  Stadtr.  (Tomaschck,  Oberhof,  8.  366): 

Seczt  im  yener  pfandt,  das  mag  er  desselben  tage*  wo I hingeben 
odt-r  rerseczen  an  alles  furpebot. 

Stadtr.  von  Schemnitz  (daselbst  S.  111  Anm.): 

Item  alle  pfant,  wye  die  geheissnn  sind,  di  on  lidlon  geseeztt 
werdnn,  die  sol  man  haltnn  also  lange  bis  einet-  map  tmpessen  sein. 

Hünenberger  Statut  (Stadlin  1 24): 

Wer  lidtlon  verdient  bete,  mag  an  das  gricht  gähn  und  ihn 
pfänden  vnd  sieb  vmbkeren  und  die  pfändet-  verkaufend s) 

'*)  Altes  band buch  der  Jlareh  Art.  öl  (Zeitschr.  f.  seliw.  Recht  II  S.  HK); 
Mannszucht-Rodel  für  Pfeifers  (Grimm  VI  S.  366). 

1 ’)  Amtsrecht  von  Hüron  (Zeitschr.  V S.  llli)  — man  soll  „mit  den 
pfenden  tun  als  mm  Itarem  yetd-‘;  Ordnung  zu  Haszlnch  tj  23  (Grimm  V S.  ÖHO)  — 
.die  pfant  soll  er  behalten  also  lang  hisz  er  rnpessen  map  yesein“;  Olnung  des 
Clusters  zu  Kahr  Art.  17  (Schauberg  S.  H2)  — „die  pfender  ein  nacht  gehalten“; 
Iglauer  Schüffenspr.  (Tomaschek,  Oberhof,  S.  111)  — „das  ptand  gibt  der  protess 
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ft.  Wir  hohen  bereit»  bemerkt,  <la»s  der  Lohnherr  nach  zahl- 
reichen Rechten  hussfällig  wird,  wenn  in  Folge  der  Vorenthaltung 
de»  Ijohne»  der  Dienstbote  zur  Beschreitung  de»  Rechtswege»  ge- 
zwungen worden  war.  Die  Quellen  gehören  vorzugsweise  dem 
südlichen  Deutschland,  Uestreich,  der  Schweiz  an.  Int  Norden  be- 
gegnen die  Strafen  nur  selten,  werden  hier  und  da  ausdrücklich 
zurückge  wiesen.14) 

Ruprechts  Rbuch  (Westenrieder  § 57  S.  167). 

Swer  ehalten  dingt  — swaz  er  in  gelopt,  daz  mues  er  in  geben; 
vnd  laet  er  sieh  tlarvni  bechlagcn,  so  verlernt  er  di  fraeuel  gen 
dem  richler,  daz  eint  zwen  rnd  ribentzich  pf entring. 

Stadtrecht  für  Wiener  Neustadt  1221  (Archiv  X S.  114): 

Idem  in  emenda  I. X denariorum  indici  remanebit,  aive  sit  per  fassio- 
nein  sive  per  testimonium  comprobatum.  AI  in  debita  earetU  emendis. 

Ofnung  zu  Tannegg  vnd  Fisehingen  (Grimm  1 S.  281): 
Welcher  sich  lat  klagen  vm  liedlon  innert  iars  frist  verdient,  der 
ist  verfallen  dry  Schilling  pf.  au  gnail. 

Neben  der  Wette  an  den  Richter  verfällt  der  Verurtheiltc  einer 
Busse  an  den  obsiegenden  Kläger.  Die  Busse  ist  bald  eine  im 
Voraus  fixirte  Geldsumme  — gleich  der  an  den  Richter  verwirkten 
Strafsumme  oder  einer  Quote  derselben  — , bald  nach  dem  zwischen 
den  Contrahenten  vereinbarten  Itohn  betrage  festzustellen  — einem 
aliquoten  Theile  oder  dem  vollen  Betrage  des  geschuldeten  Lohnes 
entsprechend. 

an  item  anderen  tage  an  aufgebot“;  Ofnuug  zu  Sommeri  tj  ((trimm  V S.  124)  — 
..ilit’  pfant  nit  mer  noch  lengcr  ligen  denn  dri  tag“;  Mannszucht-Rodel  für  Pfeilers 
((•rimm  VI  S.  3(55)  — „am  dritten  tag  mag  ieiler  mit  seinem  schätz  verfahren 
nach  seinem  gefallen";  Hofnidel  für  Reichenburg  Art.  18  — „vnd  gatt  pländ 
in  acht  tagen  vsz.-  — Das  Verfahren  ist  nach  einzelnen  Rechten  schleuniger 
und  mit  grösseren  Nachtheilcn  für  den  säumigen  Schuldner  verbunden,  wenn 
es  Bich  um  Bezahlung  des  Tagclohnes  handelt.  So  z.  B.  Ofner  Stadrecht  Art. 
3(i8  (Michnay - Lichncr  S.  193):  „Ap  ymant  den  tagloncrn  iren  taglon  verczug 
ader  vorhilt  vnd  nicht  den  selbin  tag  czalit , ao  ml  der  rirhter  rann  seynesz 
ampts  wegen  dg  arheiter  perzaten  rnd  schal  ran  dem,  dem  man  hath  gcarhait,  seine 
Pfennig  wider  nemen  rnd  dar  rzn  aha  manich  shmdt  er  eynen  arl/eitter  peczall  also 
afft  schal  er  nemen  egn  tirdung  rzn  paesz. “ — - Wiener  Stadtr.  Art.  hi  (Schuster 
S.  t>5):  — ..der  richter  sol  phenden  und  das  phant  setzen  hiutz  den  laden  and  sol 
darauf  nemen  der  leat  Inn  and  schal  in  daz  gehen  und  zwen  und  sübentzig  zu 
seinem  wandel.“ 

1 ')  Magdeburg-Breslau  8 *7:  „Behcldet  ein  knccht  sin  Verdienste  Ion  vf 
sinen  herren  vor  gcrichte,  dar  ne  ist  der  herre  dem  richten  nechein  gercette  rmhe 
schuldig";  Sachs.  Weichbildr.  Art.  79:  „famulus  si  merccdem  deservitam  contra 
dominum  saunt  judicialitcr  obtinuerit,  pro  eo  dominus  judiei  nullam  demeretur 
jioenam“;  System.  Sehöfienr.  111  2 cap.  44.  — Die  Busse  in  Höhe  des  vollen  Be- 
trages des  geschuldeten  Luhnes  kennt  das  Ostfries.  Landr.  II  cap.  282. 
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Öfnung  zu  Weinfelden  1474  {?  22  (Grimm  IV  S.  411): 

Welcher  einem  seinen  lidlon  schuldig  ist  vnd  da*:  er  dm  mit 

° _ . 

feinem  eid  beheben  um*,  der  i*t  dem  klager  rer  fallen  ■'!  pfd.  den.  rnd 
dem  gcrir/i  t eh  eiten  ti  pfd.  den. 

Öfnung  zu  Gotlieben  1521  (Grimm  IV  S.  419): 

Welcher  den  andern  musz  um  sinen  lidlon  beklagen,  der  ist  einem 
herren  .V  pfd.  den.  verfallen  ze  bw  rnd  dem  kleger  so  vil. 

Rechtsbrief  für  Passau  1300  (Gengier  S.  350): 

Auf  wen  man  klagt  vmb  geordent  Ion  — der  sol  dem  kleger 
zirixjtil  geben,  dem  riehter  72  </.15) 

In  einzelnen  Rechten  zeigt  sich  ein  Schwanken,  indem  die 
Wette  bald  an  das  Unterliegen  im  Gericht,  bald  erst  an  die  Nicht- 
erfüllung des  richterlichen  Unheils  und  ilic  dadurch  veranlasste 
abermalige  Anrufung  richterlicher  Hülfe  geknüpft  wird.  Hier  und 
da  werden  beide  Gestaltungen  neben  einander  bezeugt,  so  in  den 
Stadtrechten  von  München  und  Wien."*) 

Particulär  verwirkt  die  Wette  an  den  Richter  der  Kläger, 
wenn  er  mit  der  Klage  nicht  durchdringt  oder  für  sie  unrecht- 
mässiger Weise  die  Privilegien  des  Lidlohns  in  Anspruch  ge- 
nommen hatte. 

Freysinger  Stadtrecht  (v.  Frey  borg  V S.  184): 

1 s)  Keyserrecht  II  cap.  31;  Hairisches  La  mir.  X 89  (vgl.  Rockiuger  Art. 
Ü0  S.  447);  Freysinger  Stailtr.  (v.  Freyberg  V S.  184);  Münchener  Stailtr.  Art. 
13ti  (Auer  S.  53);  Wiener  Stailtr.  Art.  45  (Schuster  S.  65);  Ordnung  zu  l’bor- 
lingen  tj  41  (Grimm  V S.  216);  Landr.  im  Lungau  ( Siegel -Tomaschek  S.  235); 
Stiftsöfnuug  von  Absain  (v.  Ziugerlc  S.  205);  Thuner  Kinuugsbuch  Art.  77 
(Zeitschr.  f.  scliw.  Recht  IX);  Öfnung  zu  Werschwylen,  zu  Zilsehlacbt  (Grimm 

V S.  140.  VI  S.  345);  zu  Keszwcil  (Zeitschr.  f.  scliw.  Recht  I S.  42);  zu  Riekcn- 
bacli,  Niederbüren,  Tablatt.  Rorschacli  (Grimm  I S.  211,  221,  229,  236);  Öfnun- 
gen  zu  Gebhardswil,  Ufhuven,  lm  Ruetlen,  Steinach,  Magdenau,  Zurzach  (Grimm 

V S.  160,  187,  190,  191,  73);  Öfnung  zu  Rominshorn  Art.  35  (Schaulierg  S.  65); 
Stiifner  Öfnung  § 29  (Grimm  I S.  47). 

")  Münchener  Stadtr.  Art.  136  (Auer  S.  53):  „Waer  auch,  daz  aincr  aiuen 
anehlagt  vuib  gearntz  lim  — er  ste  in  au  laugen,  als  er  im  angesprochen  hat. 
so  sol  er  in»  gepieten  den  cbleger  ze  wern  in  vierzehen  tagen  vml  dem  riehter 
sein  jmnsz  72  dn."  - Dazu  Art.  2K4  (das.  S.  110):  „Swer  vmb  garnetz  Ion  wirt 
heehlagt,  der  sol  wern  des  selben  tages  so  eerleust  er  dannnb  nicht;  wirt  er 
aber  fiirbaz  heehlagt  darumb,  so  vertäuet  er  gen  dem  riehter  ain  unrecht,  daz  sint 
72  dn.  in  dem  ring  zu  gelten  vnd  ausze.rlmlbeu  des  dinckhaus  36  dn.“  — Die 
gleiche  Verschiedenheit  im  Wiener  Recht.  Art.  45  (Schuster  S.  65):  „Dinget  ein 
herre  ein  chnecht  oder  ein  diern  vmb  genantes  Ion  vnd  geit  in  des  nicht  alles 
als  er  ze  recht  sehol  vnd  macht,  daz  seu  müezzen  ch lagen  über  in,  do  ist  aucr 
an  dem  ersten  tag  das  teandel“. — Dazu  Art.  46:  „Antwort  er  an  dem  ersten  tag 
und  stet  sein  an  laugen  — so  mucz  er  in  wern  heit  vnd  morgen  tmd  geit  nicht 
Wandel“. 
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Waer  auch  das  ainer  den  andern  vmb  garncz  Ion  klagt,  steter 
im  an  laugen  als  er  in  angesprochen  hat,  so  sol  man  im  pieten  in 
ze  wem  — vnd  dem  riehter  72  pfening,  er  enprest  im  dann  mit 
dein  rechten,  so  ist  der  kluger  dem  riehter  derselben  puss  schuldig. 

Ofnung  zu  Ueberlingen  § 42  (Grimm  V'  S.  216): 

Welcher  ainen  beclagti  vmb  lidlon,  nid  sieh  erfund,  das  es  nit 
lidlon  waer,  der  ist  och  verfallen  H sz.  <1. 

y.  Der  Procesggang  in  Lidlohnsachen  ist  ein  summarischer. 
Wahrend  in  dem  ordentlichen  Verfahren  der  im  Gericht  anwesende 
Beklagte  auf  die  erhobene  Klage  sofort  zu  antworten  nicht  ver- 
pflichtet, eine  Fristbewilligung  zu  fordern  berechtigt  ist,  der  Ge- 
richtsabwesende  ein  Recht  auf  mehrere  in  gesetzlicher  Frist  auf 
einander  folgende  Gerichtstage  hat,  wiederholte  Ladungen  ergehen, 
Ungchorsamsstrafen  erst  verhängt  werden,  wenn  der  Geladene  im 
letzten  Termine  nicht  erscheint,  muss  der  erhobenen  Lohnklage  ohne 
Verzug  Antwort  werden,  wird  für  Lidlohnstreitigkeiten  nur  ein  ein- 
ziger Gerichtstug  angesetzt,  trifft  den  Beklagten,  wenn  er  auf  die 
einmalige  Ladung  nicht  erscheint,  eine  Russe,  oder  er  wird  als 
sachfüllig  betrachtet  und  sofortiger  Exeeution  unterworfen. 

Rillenwcrder  Recht  Art.  20  (Lappenherg  S.  .‘528): 

Vmme  alle  schulde,  de  man  eneme  tolecht  an  gherichte,  dar 
mach  he  de  tueht  vmme  hebben  beth  tome  negesten  richte, 
vthgenommen  vordenet  loen  — dar  schal  he  vati  staden  an  to  ant- 
werden. 

Stadtrecht  von  Ulm  § 21  (Gengier  S.  503): 

Pro  censu  et  precio  laboris  sota  liebet  esse  vocatio  ad  presentiam 
judieis  pena  solidi  ITI  si  non  ooinparucrit. 

Stadtrecht  von  Wien  Art.  413  (Schuster  S.  65): 

Swer  bechlagt  wirt  vm  gearntes  Ion  vnd  chiimpt  er  an  dem 
dritten  oder  an  dem  vierten  taiding  für  vnd  enpristet  aller  ding 
den,  der  in  bechlagt  hat,  denuoi,h  mnez  er  ein  wandet  geben,  dannnb, 
daz  er  an  dem  ersten  tag  nicht  geantwurt  hat. 

Auf  dem  Forstdinge  auf  dem  Harz  zu  Goslar  (Grimm  111 
Art.  28  S.  263)  wird  gefragt: 

Beschuldiget  eyn  den  andern  vmme  vordenet  Ion  — vnde  de  here 
en  wil  nicht  vor  gerichtc  körnen  vnde  ant worden? 
und  hierauf  gefunden: 

de.  bewiste  man  mach  dar  vmme.  panden,  vnde  de  vorster  schal  oine 
behulpcn  syn,  vnde  heft  he  ueyn  pand,  so  schal  he  selven  dat 
pant  syn. 

Das  Stadtrecht  von  Wien  ordnet  das  beschleunigte  Verfahren 
mit  einem  Gerichtstage  nur  bei  kleineren  Lohnschulden  an,  will 
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den  ordentlichen  Gun};  beobachtet  wissen,  wenn  dieselben  einen 
bestimmten  Betrag  überschreiten:  Art.  45  (Schuster  S.  65): 

— ist  an  dem  ersten  tag  das  wandel,  ist  es  hinder  dreißig  pfenning. 
Ist  aber  des  Ions  über  dr  rissig  pfenning,  so  muez  man  ela  gen  rier 
taiding. 

Für  die  Verhandlung  selbst  werden  bald  ausserordentliche 
Gerichtstage  angesetzt-  „on  Verzug“,  „ausserhalb  rechter  eehafft“  — , 
bald  begnügt  inan  sieh  mit  einer  sofortigen  summarischen  Cognition 
vor  der  Gemeindeobrigkeit. 

Landtaiding  zu  Windiseh-Matrei  (Siegel-Tomasehek  S.  313): 
Vmb  georndten  Ion  soll  ahnt  ainem  iedem  in  dreien  tagen  gerirbt 
beseheben. 

Wilkür  der  Snchsen  in  dem  Zips  Art.  21  (Michnay-Lichncr 
S.  225): 

Wo  einer  klagt  vmb  vordienten  Ion  — leukent  er  im,  so  soll  er 
im  ein  rerht  am  dritten  tag  darvor  tuen. 

Stadtrecht  von  Horb  Art.  96  (Schmid  UB.  S.  262): 

Ob  man  inen  dez  lögente,  daz  sollent  sie  ewtei  ■tzogenlieh  rszrichten 
vor  ainem  sehulthaissen  oder  stattbierht .',) 

Anhangsweise  mag  darauf  hingewiesen  sein,  dass  die  Zünfte, 
wie  sie  aueh  sonst  bei  Streitigkeiten  zwischen  Meistern  und  Ge- 
sellen einzuschreiten  das  Recht  hatten,  die  rechtzeitige  Zahlung  des 
Arbeitslohnes  durch  empfindliche  Strafen  zu  erzwingen  suchten.1*) 

•’)  Braunsehweigcr  Untergerichtsordn.  Art.  4 t$  45  (Hänselmann  8.  32t); 
Basler  Stadtroehtssatzungen  1539  Art.  74  (Kcchtsquellon  I 8.  322).  Vgl.  auch 
die  Reformation  der  Stadt  Nürnberg  tit.  11,  Oe«.  7,  Bl.  76:  „Wo  sjsniuc  oder 
irrung  zwischen  Herren  vnd  erhalteen  erschine,  so  sollte  (dem  erhalten«)  null 
sein  erstlichc  gerichtliche  Verkündung  nn  einieh  sonder  furpol  und  on  Verzug 
ausserhalb  rechter  eehafft  mit  rechtlichem  entschid' darumb  verholffen  werden.1* 

'*)  Die  Rechtsverhältnisse  zwiseheu  Meister,  Ciesellen  und  Lehrlingen  be- 
spricht ausführlich  Sickel  (8.  121-141).  Aus  der  grossen  Menge  der  Qucllen- 
zengnisso  führe  ich  beispielsweise  zwei  Freyberger  Imiungsstatutc  an:  Innunge 
der  sensensmedc : „welch  kneeht  ouoh  von  uynen  mcister  scheiden  wil,  dem  sol 
sein  mcister  »inen  Ion  geben  ndilir  ilg  hantwergis  meisler  sollen  gm  helffen  r . 
stunden".  Tuohmachcr-lnnung:  „Welch  man  vs  deine  hanlwerke  von  wolleuslogi 
adir  von  spynnerinnen  von  den  meistern  vmmc  ir  Ion,  dnz  se  vonlyent  hat*  r 
wirt  bechlayt,  demselben  manne  sulten  die  meistere  sin  i eerg  nider  legen  also  tan 
biz  her  sich  mit  den  luten  emme  ir  lidebm  berichtet*4.  (Schott  8.  291,  292). 
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I>ruck  von  E.  Qrtihn  in  WArmbrunn. 
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